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Vorwort  zur  fünften  Auflage. 


Die  Ornndlagen,  auf  welche  das  vorliegende  System  des 
allgemeinen  nnd  deutschen  Staatsrechts  in  der  vorigen  (vierten) 
Ausgabe  gebracht  worden  ist,  sind  auch  bei  der  dermaligen 
fünften  Ansgabe  dieselben  geblieben.  Was  hier  dargestellt 
werden  wollte,  ist  das  geltende  Staatsrecht  der  Gegen- 
warty  kein  Staatsrecht  der  Znkunft!  Wohl  aber  habe  ich 
mir  die  Verbessemng  nnd  insbesondere  die  Ergänzung  und 
Fortftahmng  des  Bnches  mit  Berücksichtigung  der  neuesten 
Fortbildungen  in  der  Gesetzgebung,  Wissenschaft  und  Praxis 
angelegen  sein  lassen.  Die  zahlreichen  Zusätze  und  Ver- 
änderungen in  dem  bisherigen  Texte  und  den  Noten  werden 
es  rechtfertigen,  wenn  auch  diese  neue  Ausgabe  als  eine  durch- 
aus vermehrte  und  verbesserte  bezeichnet  wird. 

Die  in  der  vierten  Auflage  gewählte  Eintheilung  in  zwanzig 
Abschnitte,  so  wie  die  Reihenfolge  der  Paragraphen  ist  im 
Wesentlichen  beibehalten  worden.  Es  geschah  dies  aus  der 
Rücksicht,  um  nicht  die  Verweisungen  und  Bezugnahmen, 
welcher  sich  die  vierte  Auflage  vielseitig  bei  anderen  Schrift- 
steilem  zu  erfreuen  hatte,  unbrauchbar  zu  machen  oder  doch 
deren  Nachschlagung  und  die  Auffindung  der  citirten  Stellen, 
namentlich  den  Praktikern,  zu  erschweren ;  in  den  Notenzahlen 
waren  aber  Veränderungen  durchgängig  unvermeidlich.  Eine 
Veränderung  hat  auch  in  der  äusseren  O^conomie  des  Buches 
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insofeni  stattfinden  müssen ,  als  es  ftlr  zweckmässig  erachtet 
wnrde,  die  Bogenzahl,  welche  in  der  vierten  Ausgabe  sehr 
nngleichmässig  in  zwei  Bände  vertheilt  war,  nunmehr  möglichst 
gleichmässig  in  dieselben  einzatheilen.  Dies  wurde  dadurch 
erreicht,  dass  die  Abschnitte  XI— XIV,  beziehungsweise  die 
Paragraphen-Reihe  von  §.  201—280  in  den  ersten  Band  her- 
tibergenommen  wurden. 

Endlich  erschien  es  auch  dem  Inhalte  angemessen,  indem 
nunmehr  der  positive  deutsch -rechtliche  Stoff  weitaus  über- 
wiegt, den  Titel,  welchen  die  vierte  Auflage  führte:  „All- 
gemeines und  deutsches  Staatsrecht'',  in  „gemeines 
deutsches  Staatsrecht,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  das  allgemeine  Staatsrecht''  umzuändern.  Ich 
glaube  desshalb  um  so  weniger  Tadel  zu  verdienen,  als  es 
vielmehr  einer  Entschuldigung  bedürfen  möchte,  dass  dieser 
Titel  nicht  schon  bei  der  vorigen  Ausgabe  gewählt  worden  ist. 

Ein  vollständiges  Sachregister  wird,  wie  bei  den  früheren 
Ausgaben,  am  Schlüsse  des  zweiten  Bandes  geliefert  werden. 

Heidelberg,  im  November  1862. 

H.  Zoepfl. 
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Nach  dem  bnchhäDdlerischen  Bedtirfhiss  hätte  <lie8e  neae 
Ausgabe  schon  um  Ostern  des  verflossenen  Jahres  erscheinen 
sollen.  Die  VervoUständigong  des  Inhaltes  aber^  welche  sich 
in  einem  noch  grösseren  Umfange  als  zweckmässig  darstellte, 
als  sie  in  der  vorigen  (dritten)  Auflage  bewirkt  worden  war» 
hat  eine  Verzögerung  veranlasst,  welche,  wie  ich  hoffe,  dem 
Werke  nur  zum  Vortheile  gereichen  konnte.  An  den  allgemeinen 
Grundsätzen,  welche  die  Grundlage  der  Darstellung  bilden, 
habe  ich  keine  wesentliche  Veränderung  vorzunehmen  Ursache 
gehabt;  wohl  aber  ist  im  Einzelnen  vieles,  theils  genauer  be- 
stimmt, theils  weiter  ausgeführt  worden.  Es  ist  kein  Paragraph 
ohne  Umarbeitung  geblieben:  sehr  viele  Paragraphen  sind  ganz 
neu  zugesetzt  worden.  Einer  Aufzählung  dieser  Zusätze  im 
Einzehien  wird  es  um  so  weniger  bedürfen,  als  die  um  mehr 
als  das  Zweifache  vermehrte  Bogenzahl  im  Vergleiche  zur 
vorigen  Ausgabe  und  die  hierdurch  nothwendig  gewordene 
Abtheilung  des  Buches  in  zwei  Bände  in  dieser  Beziehung  für 
sich  selbst  spricht  Um  das  Verhältniss  dieser  neuen  Ausgabe 
zu  der  vorigen  zu  bezeichnen,  werden  daher  wenige  Andeu- 
tungen genfigen. 

I.  Soviel  die  allgemeinen  Lehren  des  Staatsrechts 
anbelangt,  so  habe  ich  an  der  Ansicht  festgehalten,  dass  sich 
im  Laufe   dieses  Jahrhunderts,    in  dessen  Mitte   wir  bereits 
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Praxis  Giltigkeit  behaupten  nnd  ihre  Grundlage  bilden,  ob- 
schon  sie  weder  in  die  Form  gemein  verbindlicher  Gesetze, 
noch  in  die  Form  eines  juristisch  erweislichen  gemeinen  Her- 
kommens eingekleidet  worden  sind.  Ich  gehe  also  von  der 
Annahme  des  Daseins  eines  nationalen  Ideenkreises  in  staats- 
rechtlicher Beziehung  aus,  der  neben  dem  äusserlich  erkennbar 
gewordenen  Rechte  seine  Giltigkeit  behauptet,  ja  diesem  selbst, 
und  zwar  nicht  blos  in  Bezug  auf  einzehie  wenige  Grundbe- 
griffe, zur  Grundlage  dient. 

Wenn  auch  in  dieser  Beziehung  noch  manches,  ja  vieles, 
im  Einzelnen  schwankend  und  streitig  erscheinen  mag,  so 
ist  dies  doch  kein  Grund,  das  Dasein  eines  solchen  nationalen 
staatsrechtlichen  Ideenkreises  an  sich  zu  läugnen,  oder  ihm 
nur  geringe  Bedeutung  beizulegen.  Selbst  das  Ringen  nach 
der  (Geltendmachung  entgegenstehender  Ansichten  ist  ein  natio- 
nales Ringen,  also  ein  Theil  unseres  Nationallebens  selbst, 
und  so  lange  nicht  eine  legislative  Autorität  einen  solchen 
Streit  durch  ihr  imperatorisches  Eingreifen  abschneidet,  wird 
jede  wissenschaftliche  Richtung  das  Recht  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  dürfen,  die  Erkenntniss,  welche  sie  von  ihrem  Stand- 
punkte aus  zu  Tage  fördert,  als  die  richtige  nationale  zu  v^- 
treten  und  zu  behaupten.  Zur  besonderen  Aufgabe  habe  ich 
es  mir  in  dieser  Beziehung  gemacht,  dieprincipiellen  staats- 
rechtlichen Fragen,  welche  in  der  neuesten  Zeit  die  Nation, 
mehr  als  früher,  in  Bewegung  gesetzt  haben,  in  den  Kreis  der 
Untersuchung  zu  ziehen,  und  durch  eine  rahige,  rein  objektiv 
gehaltene  Prüfting  den  Weg  zu  einer  richtigeren  Einsicht  und 
zur  Verständigung  anzubahnen. 

n.  Ganz  neu  aufgenommen  ist  die  dogmatische  Darstel- 
lung der  ehemaligen  Reichsverfassung  und  des  öffentlichen 
Rechtes  der  Rheinbundszeit.  Es  geschah  dies  hauptsächlich 
in  Folge  der  praktischen  Erfahrung,  die  ich  aus  der  grossen 
Anzahl  der  von  mir  während  meiner  mehr  als  fünf  und 
zwanzigjährigen  publidstischen  Thätigkeit,  theils  im  Namen 
der  Juristenfakultät  (des  SpruchcoUegiums),  theils  auf  beson- 
dere Veranlassung,    bearbeiteten   staatsrechtlichen  Bechtsfälle 
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und  Gatachten  sohtfpfen  mnsste,  dass  die  neaeren  Zustände 
und  Sechtsqnellen  in  weit  innigerem  Znsammenhange  mit  den 
älteren  Zuständen  und  Bechtsquellen  stehen,  als  dies  im  All- 
gemeinen gewtlrdigt  zn  werden  scheint;  es  geschah  aber  anch 
ans  besonderer  Rttcksicht  anf  die  Znhörer  in  meinen  staats- 
rechtlichen Vorlesongen,  indem  bei  den  eigenthttmlichen  Ver- 
hältnissen unserer  Universität,  nicht  von  allen  vorausgesetzt 
werden  kann,  dass  sie,  wie  es  sehr  wünschenswerth  wäre, 
vorher  schon  einen  vollständigen  Cursus  der  deutschen  Staats- 
und  Rechtsgeschichte  gemacht  haben;  endlich  musste  auch 
hierzu  die  Rttcksicht  auf  die  Praktiker  bestimmen,  welche  dieses 
Buch  gebrauchen  und  vielfach  den  Wunsch  ausgesprochen  haben, 
jene  älteren  staatsrechtlichen  Verhältnisse,  welche  zum  Ver- 
ständnisse des  praktischen  Rechts  unentbehrlich  sind,  und 
häufig  sogar  noch  selbst  praktischen  Einfluss  äussern,  wenigstens 
in  den  Grundzttgen  und  mit  den  nothwendigen  Verweisungen 
auf  die  ältere  Literatur,  dem  Werke  beigegeben  zu  finden. 

in.  Eine  grosse  Erweiterung  hat  insbesondere  auch  die 
Darstellung  der  deutschen  Bundesverfassung  erhalten.  Da 
dem  Verfasser  durch  besondere  Vergünstigung  hochgestell- 
ter Personen  die  Möglichkeit  gewährt  worden  ist,  auch  die 
amtliche  (Folio-)  Ausgabe  der  Protokolle  der  Bundesver- 
sammlung von  der  Zeit  ihrer  Wiederherstellung  an  bis  zum 
Beginne  des  Druckes  (November  1854),  so  wie  auch  die 
flir  das  gegenwärtig  geltende  Bundesrecht  so  wichtigen  Pro- 
tokolle der  Dresdener  Conferenzen  zu  benfitzen,  was 
bisher  noch  keinem  publicistischen  Schriftsteller  vergönnt 
gewesen  ist,  und  da  überdies  das  Jahr  1854  eine  besondere 
Bedeutung  ftlr  die  Bundesgesetzgebung  durch  das  Zustande- 
kommen der  revidirten  Geschäftsordnung  der  Bun- 
desversammlung nnd  mehrerer  anderer  Bundesbeschlflsse 
von  bleibender  Bedeutung  erhalten  hat,  so  konnte  das  Bun- 
desreoht  auf  seinem  neuesten  Standpunkte  dargestellt 
werden.  Durch  die  Art  der  Benützung  dieser,  sowie  mancher 
anderen,  bis  jetzt  noch  nicht  allgemein  zugänglichen  Quellen 
glaubt  der  Verfasser  seinem  Werke  zum  Theil  den  Charakter 
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eines  Qaellenwerkes  yerschafit  za  haben.  Der  anfinerk- 
same  Leser  wird  ttberdies  in  diesem  Bnche  mannigfache  Nach- 
richten nnd  Anfschlttsse  Aber  bisher  unbekannte  oder  nicht  ge- 
hörig anfgeklSrte  staatsrechtliche  VerhUtnisse  finden,  welche 
nur  durch  persönliche  Erkondigangen  an  den  betreffenden 
Orten  und  Stellen  zn  erlangen  waren,  nnd  dem  Ver&sser  mit 
der  dankenswerthesten  Zuvorkommenheit  mitgetheilt  worden  sind. 

IV.  Ganz  neu  zugesetzt  ist  in  diesem  ersten  Bande  auch 
der  zehnte  Abschnitt,  welcher  von  den  seit  dem  Jahre  1848 
beabsichtigten  Veränderungen  der  Bundesverfassung  handelt. 
Auch  die  Darstellung  dieses  Zeitabschnittes  durfte  nicht  unter- 
lassen werden;  denn  wenn  schon  die  verschiedenen,  in  den 
letzten  Jahren  beabsichtigten  Veränderungen  nicht  in  der  Art 
und  Weise,  wie  sie  im  Plane  lagen,  ins  Leben  getreten  sind, 
so  sind  doch  auch  diese  bewegten  Jahre  keinesweges  spur- 
los an  der  Nation  vorübergegangen,  und  gar  manche  Er- 
scheinung der  Grcgenwart  hat  in  denselben  ihre  Wurzel,  oder 
findet  darin  ihre  Erklärung.  Ich  glaube  auch  bei  der  Dar- 
stellung dieser,  zwar  kurzen ,  aber  inhaltschweren  Periode, 
welche  je  nach  dem  Partheistandpunkte  zu  sehr  verschiedener 
Auffassung  Gelegenheit  gibt,  dem  Grundsatze  der  rein  ob- 
jektiven Behandlung,  dessen  Beobachtang  ich  mir  bei  der 
Bearbeitung  des  gesammten  Werkes  zur  Pflicht  gemacht  habe, 
nicht  untreu  geworden  zu  sein.  Die  Kritiken  der  verschiedenen 
Veränderungsvorschläge,  welche  unvermeidlich  waren,  wenn 
aus  der  schweren  Vergangenheit  Nutzen  und  Belehrung  für 
die  Zukunft  gezogen  werden  soll  —  was  zu  vermitteln  die 
Sache  der  Wissenschaft  ist  —  gelten  tiberall  nur  der  Sache, 
nicht  den  Persona. 

Uebrigens  sind  diese  Kritiken  nicht  etwa  erst  jetzt,  nach- 
dem die  Bundesverfassung  in  der  Hauptsache  wieder  in  das 
alte  Geleise  zurttckgebracht  worden  ist,  von  mir  vetfasst 
worden.  Ich  habe  meine  Ansichten  nicht  nur  schon  während 
des  Laufes  der  Bewegungen  bei  mehreren  Gelegenheiten  in 
besonderen  Druckschriften  dargelegt,  auf  welche  ich  bei  dieser 
Ausgabe  verweisen  konnte,  sondern  ich  habe  diese  Kritiken 
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in  derselben  Zeit  und  seitdem  stets  in  meinen  Vorlesungen 
aasgesprochen,  und  im  Wesentlichen  meinen  Zuhörern  in  be- 
sonderen Druckbogen  zur  vorläufigen  Ergänzung  der  dritten 
Auflage  meines  Lehrbuches  mitgetheilt 

V.  Endlich  ist  auch  eine  wesentliche  und  durchgreifende 
Veränderung  mit  der  Systematik  des  Buches  vorgenommen 
worden.  Es  handelte  sich  vor  allem  darum,  das  deutsche 
Bundesrecht,  und  zwar  nicht  blos  jenes,  welches  sich  auf  den 
Bund  als  Gesammtheit  bezieht,  sondern  auch  dasjenige,  welches 
als  eine  Schöpfung  des  Bundes  in  das  Staatsrecht  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  eingreift,  mit  dem  allgemeinen  Staats- 
rechte in  einen  organischen  Zusammenhang  zu  bringen,  damit 
nicht  fernerhin  das  Bundesrecht,  so,  wie  es  bisher  in  den 
Lehrbflchem  des  deutschen  Staatsrechts  mehr  oder  minder  der 
Fall  war,  wie  ein  zusammenhangsloser  Anhang  des  deutschen 
Staatsrechts  erscheine.  In  wiefern  es  gelungen  ist,  diesen 
Uebelstand  zu  beseitigen,  wird  sich  besonders  nach  dem  Er- 
scheinen des  zweiten  Bandes,  mit  dessen  Druck  unmittelbar 
fortgefahren  wird,  beurtheilen  lassen.  Sodann  wurde  über- 
haupt die  möglichste  Einfachheit  der  Systematik  angestrebt, 
und  daher  alle  Eintheilung  nach  Theilen  und  Büchern  in  mehr- 
fachen Gliederungen  unterlassen,  dagegen  aber  der  Stoff  ein- 
fach in  Abschnitte  zerlegt,  welche  in  möglichst  natürlicher 
Reihenfolge  zusammengestellt  wurden. 

VI.  Die  vollständige  Umarbeitung  des  bisherigen  Werkes, 
namentlich  die  Aufnahme  so  vieler  positivrechtlichen  Materien, 
wonach  das  Buch  selbst  wohl  als  ein  neues  Werk  bezeichnet 
werden  darf,  machte  auch  eine  theilweise  Veränderung,  d.  h. 
Erweiterung  des  Titels  nöthig,  und  wird  es  rechtfertigen,  dass 
dasselbe  nunmehr  nicht  blos  als  „Grundsätze  des  allge- 
meinen,^' sondern  zugleich  als  „Grundsätze  des  deutschen 
Staatsrechts'^  bezeichnet  worden  ist.  Wenn  dagegen  die  Er- 
wähnung des  constitutionell-monarchischen  Staatsrechts  aus  dem 
Titel  hinweggelassen  worden  ist,  so  ist  dies  nur  der  Ver- 
einfachung desselben  wegen  geschehen,  und  hat  nicht  den 
Sinn,  als  wenn  in  dieser  Umarbeitung  etwa  das  constitutiouell- 
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monarchische  Staatsrecht  ausgeschieden  nnd  bei  Seite  gelassen 
worden  wftre.  Es  erschien  vielmehr  als  ttberflttssig,  diesoi 
Bestandtheil  noch  besonders  zn  erwähnen,  nachdem  die  Be- 
zeichnnng  ^^dentsches  Staatsrecht'^  an^nommen  worden 
war,  indem  die  weitaus  grössere  Mehrzahl  der  deutschen 
Staaten  constitntionelle  Monarchien  sind,  und  also  selbstver- 
ständlich die  in  ihnen  geltenden  Verfassungsgrundsätze  hier 
zum  Vortrage  kommen  müssen. 

Der  schon  im  Vorworte  zur  ersten  Auflage  ausgesprochene 
Grundgedanke,  das  in  Deutschland  gemeingiltige  Staats- 
recht, sowie  es  ist  und  wirklich  gilt,  darzustellen,  ist  auch 
bei  dieser  Umarbeitung  unabänderlicch  festgehalten  worden. 

Heidelberg,  1.  Januar  1855. 

Heinrich  Zoepfl. 
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Erster  Abschnitt. 

Vom  Staate,  tob  der  Staatswisseasdiaft  and  dem 
Staatsrecht  aberliaapt 

§.  1. 
Begriff  des  Staates. 

Die  Thatsache,  dass  ansässige  Familien  in  Völker- 
schaftlicher  Einigung  auf  einem  bestimmten  Landes- 
bezirke bestehen,  wird  Staat  genannt»).  Als  Produkt  des 
Zusammenwirkens  natürlicher ,  sittlicher  und  intellektueller 
Elemente  ist  der  Staat  als  Thatsächliches  betrachtet,  ein 
Zustand^),  und  als  solcher  die  Quelle  und  der  Grund  eigen- 
thümlicher  Rechtsverhältnisse^).  Mehrere,  als  die  hier  an- 
gegebenen Merkmale  in  den  Begriff  des  Staates  aufzunehmen, 
ist  nicht  nothwendig:  denn  der  Charakter  als  Gemeinwesen 
und  die  Herrschaftsidee,    worauf    man   gewöhnlich  hier 


^)  Wenn  man  zu  einer  praktischen  Erkeuntniss  über  das  Wesen  des 
Staates  gelangen  will,  muss  man  von  seiner  geschichtlichen  Erscheinung 
—  von  der  Thatsache  —  ausgehen  und  von  dieser  zu  der  Idee  (dem  ver- 
nünftigen Gedanken),  welche  ihr  zu  Grunde  liegt,  vordringen. 

*)  Hierauf  weist  schon  die  Etymologie  des  Wortes  Staat  (von  Status)  hin. 

*)  Ein  jeder  sociale  Zustand  (stattts)  ist  ein  Naturverhältniss, 
welches  in  sich  selbst  (unmittelbar)  einen  vernünftigen  Inhalt  hat, 
d.  h.  der  Träger  eines  sittlichen  Gedankens  ist:  also  ein  Naturver- 
hältniss, welchem  (wie  dies  v.  Savigny,  System  des  heut.  röm.  Rechts 
Bd.  I.  §.  54  in  Bezug  auf  die  privatrechtlichen  Zustände,  wie  die 
Familie,  sehr  treffend  ausspricht)  „seinem  allgemeinen  Basein  nach  eine 
von  dem  positiven  Kechte  unabhängige  Gültigkeit  zugeschrieben 
werden  muss,  wenn  gleich  die  besondere  Gestalt,  worin  es  zur  An- 
erkennung kommt,  je  nach  dem  positiven  Rechte  verschiedener  Völker  sehr 
mannigfaltig  ist'' 

Z  ö  p  f  1 ,  SUatoiecht.   5.  Aufl.   I.  1  ^  . 
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2  §.  2.    Geschichtliche  Entwickelang  des  Staatsbegriffes. 

schon  Rücksicht  nehmen  zn  mfissen  glaubt,  sind  schon  von 
selbst  in  dem  Begriffe  einer  völkerschaftlichen  Einigung  ent- 
halten 0* 

§.2. 

Geschichtliche  Entwickelimg  des  Staatsbegriffes. 

I.  Nach  der  ttbereinstimmenden  praktischen  Auffassung  aller 
modernen  christlichen  europäischen  Völker  ist  der  Staat,  so 
sehr  auch  die  wissenschaftlichen  Begriffsbestimmungen  von 
einander  abweichen  mögen,  der  Zustand  des  Bestehens  eines 
sesshaften  Volkes  unter  einer  seine  Gesammtinteressen 
leitenden,  d.  h.  yemunftgemäss  herrschenden,  obersten 
Gewalt  0- 

n.  Das  römische  und  griechische  Alterthum  sah 
dagegen  einen  solchen  Zustand  der  Geltung  und  Herrschaft 
der  Gesammtinteressen  nur  in  den  städtischen  Gemein- 
wesen (nolig^  dvitasj  respubUea)^  indem  man  nur  hierin  ein 
sociales  Leben  grösserer  Volksmassen  auf  einer  rechtlichen  und 
sittlichen  Grundlage,  Rechtsgleichheit  und  Freiheit  der  Indi- 
viduen, erkennen  wollte  oder  ftir  möglich  hielt,  und  hieraus 
erklärt  sich  zugleich,  warum  man  noch  jetzt  den  Staat  als 
politischen  Zustand  bezeichnet  Solche  städtische  (Gemein- 
wesen herrschten  nicht  selten  ttber  ganze  Länder  als  Provinzen, 


«)  Siehe  unten  §.  5  und  6. 

*)  Obschon  Jedermann  in  Europa  im  Staate  lebt  und  dieser  eine  täg- 
lich vor  Augen  stehende  Erscheinung  ist,  so  herrscht  doch  aber  nichts 
grössere  Verschiedenheit,  als  in  den  Ansichten  über  den  Staatsbegriü^ 
was  sich  aus  der  Reichhaltigkeit  und  Vielseitigkeit  des  Gegenstandes  erkl&rt 
Eine  Znsammenstellung  Älterer  und  neuerer  Begrüfsbestinunongen  vom 
Staate  findet  sich  bei  H.  A.  Zacharift,  deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht, 2.  Aufl.  18&3,  Bd.  I.  §.  12;  auch  bei  Bluntschli,  allgem.  Staats- 
recht, 2.  Aufl.  1857,  Bd.  I.  S.  47  folg.  —  Bei  vielen  dieser  BegiifGabe- 
Btimmungen  liegt  übrigens  die  Verschiedenheit  nur  in  der  Ausdrucksweise. 
Die  meisten  derselben  leiden  an  dem  Fehler,  dass  sogleich  die  Angabe  des 
Staatszweckes,  oder  sogar  einer  willkohrlich  erdachten  Entstehungsart,  wie 
z.  B.  Vertrag,  herbeigezogen  und  eben  dadurch  von  vorneherein  Streit 
erregt  wird.  —  Am  verweflrichsten  ist  es,  wenn  der  Staat,  wie  z.  B.  selbst 
noch  bei  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  2,  Abth.  2,  S.  HO,  als  „Anstalt*' 
bezeichnet  wird,  als  wenn  er  überhaupt  etwas  Gemachtes  sein  k^tamte. 
Siehe  noch  unten  §.  5.  Note  6. 
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ohne  deren  Berölkerong  fUr  vollberechtigte  Mitglieder  des 
herrschenden  städtischen  Gemeinwesens  anzuerkennen.  Nament- 
lich beruht  hierauf  der  Unterschied  von  RsspubUca  Rofnanorufn, 
als  der  weltherrschenden  Stadtgemeinde  ^  und  dem  Imperium 
Eomanumy  als  dem  Umkreise  ihrer  Herrschaft,  mit  deren  Er- 
weiterung die  Gross -Staats -Idee  mit  stetiger  Wirkung  in  die 
Weltgeschichte  eintrat^).  Daher  erklärt  sich  auch,  wie  die 
Bezeichnung  RespubUea  Romanorum  fortwährend  praktisch 
bleiben  konnte,  auch  nachdem  an  die  Spitze  derselben  Cäsaren 
(Imperatoret)  mit  absolutistischer  Gewalt  getreten  waren,  da 
auch  sie  nur  die  dem  Volke  zustehende  Gewalt  durch  dessen 
Uebertragung  auszuüben  schienen^). 

ni.  In  Deutschland  fehlte  ursprünglich  der  Staats- 
begriff im  heutigen  Sinne.  Die  Grundlage  des  Volkslebens 
bildete  die  Landgemeinde  als  eine  Landfriedens- 
genossenschaft, und  diese  beruhte  keinesweges  auf  dem 
Principe  der  Bechtsgleichheit  und  Freiheit,  sondern  sehloss 
Ständeg^ederungen  mit  verschieden  abgestuften  Rechten  und 
Freiheiten  nicht  aus :  grössere  Völkermassen  erschienen  in  der 
ältesten  Zeit  meistens  nur  in  der  Gestalt  von  vorttbergehenden 
Völkerbttndnissen^).  Die  Gross-Staats-Idee  wurde  in  Deutsch- 
land erst  allmählig  seit  dem  Uebergange  des  Imperium  Ro- 
manum  an  die  Franken-Könige  und  nachher  an  die  deutschen 
Könige,  und  zwar  unter  lange  fortwährendem  Widerstreben 
der  deutschen  Hauptnationen,  eingeführt^). 

«)  Luden,  Gesch.  17,495;  vergl.  v.  Savigny,  Gesch.  des  röm.  Rechts 
im  Mittelalter,  I,  433. 

»)  L.  3.  Dig.  de  const  princ.  (1,  4),  ülpianus:  „Quod  principi  placnit, 
legis  habet  vigorem,  utpote  cum  lege  regia,  quae  de  imperio  ejus  lata  est, 
populus  ei  et  in  eum  omne  suum  jus  et  potestatem  conferat " 

*)  Wie  sehr  das  ConfÖderationssystem  in  der  Natur  der  deutschen 
Völker  wurzelt,  kann  num  daraus  erkennen,  dass  nach  mehr  als  tausend- 
jährigen Einheitsbestrebungen  die  Nation  doch  endlich  wieder  in  die  Bun- 
desv^assung  zurückgekehrt  ist,  und  ohne  Selbstzerstörung  diese  Form 
nicht  aufzugeben  vermag. 

■)  Man  erinnere  sich  z.  B.  nur  an  den  Sdjährigen  Krieg,  den  Karl 
der  Grosse  mit  den  Sachsen  f&hren  musste,  bevor  es  ihm  gelang,  sie  zum 
Eintritt  in  den  fr&nkisch  -  deutschen  Gesammtverband  zu  zwingen.  Wie 
hftnfig  mussten  nicht  die  deutschen  Könige  und  Kaiser  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  sich  die  allgemeine  Anerkennung  mit  den  Waffen  erkftmpfent 
Ebenso  waren  die  Religionskriege  und  der  dQjfthrige  Krieg  nichts  anderes 
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IV.  Von  den  Zeiten  der  Ottonen  an  verband  sich  sodann 
mit  dieser  romanisirenden  Gross -Staats -Idee  in  Folge  der 
Stellung  der  deutschen  Könige  und  Kaiser  znr  römischen 
ELirche  als  deren  Advocaten  ein  eigenthflmlicher  sie  fast  bis 
zur  Universalität  erhebender  christlich  religiöser  Charakter  *X 
da  die  Verwirklichnng  des  Seiches  oder  des  Friedens 
Gottes  auf  Erden ,  der  civitas  Dei^  nach  dem  Ausdrucke  des 
Kirchenvaters  Augustinus ,  durch  den  kaiserlichen  Arm  als  die 
Aufgabe  der  weltlichen  Macht  betrachtet  wurde  ^). 

V.  Mit  der  Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens  trat 
endlich  auch  die  Grundidee  der  antiken  Republiken ,  die  Idee 
der  gemeinen  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  der  Städtebttrgery 
in  den  Kreis  des  deutschen  Volkslebens  ein,  und  erwuchs  nach 
und  nach  zur  Idee  des  modernen  Staatsbtirgerthums,  sowie 
die  Bildung  staatlicher  Territorien  in  Deutschland  grössere 
Fortschritte  machte. 

VI.  Auf  jene  gesammtstaatliche  Entwickelung  in  Deutsch- 
land ging  der  Ausdruck  ,, Reich'',  welchem  die  einzelnen 
Territorien  als  ,, Länder''  entgegengesetzt  wurden.  Die  Be- 
zeichnung als  Staat  oder  Staaten  scheint  vor  dem  XVI.  Jahr- 
hundert weder  von  dem  Reiche  noch  von  den  Ländern 
in  Deutschland  gebraucht  worden  zu  sein^). 


alfl  Kämpfe  des  n&turwüchsigen  deutschen  Partikularismns  gegen  die  Gen- 
tralisation  oder  das  Aofdringen  des  Einheitsstaates,  wobei  die  Behaaptimg 
der  geMrdeten  protestantischen  Freiheit  dem  Ersteren  den  Namen  leihen 
musste.  Auch  in  der  neuesten  Zeit  hat  sich  gezeigt,  dass  keiner  der 
jetzigen  deutschen  Hauptstaaten  einen  deutschen  Einheitsstaat  will  und  ver- 
tragen kann,  ausser  unter  der  Bedingung,  dass  gerade  er  selbst  als  herr- 
schend an  die  Spitze  gestellt  würde. 

^)  Bluntschli,  über  den  Unterschied  der  mittelalterlichen  und  der 
modernen  Staatsidee.  München  1855.  —  F.  Förster,  der  Staatagedanke 
des  Mittelalters.    Greifswalde  1861. 

7)  Yer^^l.  z.  B.  die  Gonstitutio  FridericilL  a.  1220  (Pertz,  L^gg.  IL  36) 
c  7:  „£t  quia  gladius  materialis  constitutus  est  m  tubddiam  gladii  spiri- 
tualis*'  etc.  —  üebereinstimmend  fordern  der  Sachsenspiegel  (1. 1)  und 
der  Schwabenspiegel  (Vorrede),  dass  der  Kaiser  mit  weltlichem  Gerichte 
bezwinge,  was  der  Papst  nidit  mit  dem  geistlichen  bezwingen  kann.  — 
Meine  deutsche  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  Stuttg.  1858.  Thl.  EL  §.47  u.  §.  56. 

*)  Erst  seit  den  Zeiten  Ludwigs  Xm.  und  Ludwigs  XIV.  von 
Frankreich  scheint  sich  das  Wort  „Staat"  in  Nachbildung  des  französischen 
rötat  in  Deutschland  eingebürgert  zu  haben. 
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§.  3. 
Der  historische  Staat  rnid  die  Staatsidee. 

I.  Der  Staat  kann  in  zweierlei  Beziehung  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Untersuchungen  werden:  insofern  man  ihn 
nämlich  entweder  historisch  oder  spekulativ  in  Betrachtung 
zieht.    Hiemach  muss  man  den  Staat  in  der  Erscheinung 

—  den  historischen  Staat  —  und  den  Staat  in  der  Idee 

—  die  Staatsidee  —  unterscheiden.  Letztere  beruht  in 
dem  yemttnftigen  Bewusstsein  von  dem  Wesen^  und  somit 
der  sittlichen  und  natürlichen  Nothwendigkeit  des  Staates: 
Elrsterer  stellt  sich  dagegen  als  eine  lokale  und  concrete  prak- 
tische Verwirklichung  der  Letzteren  dar. 

n.  Hieraus  folgt  aber  noch  keineswegs,  dass  die  Staats- 
idee der  Zeit  nach  als  dem  Staate  in  der  Erscheinung  noth- 
wendig  vorausgehend  betrachtet  werden  müsse.  Als  ver- 
nünftiger Gedanke  steht  nämlich  die  Staatsidee  an  sich 
ausser  aller  Zeit:  zum  concreten  Bewusstsein  gelangt  sie 
aber  regelmässig  erst  dann,  wenn  das  natürliche  Bedürfniss 
bereits  zum  Staate  gedrängt,  d.  h.  er  sich  als  Zustand  selbst 
erschaffen  hat,  so  dass  sein  Dasein  als  unzertrennlich  von 
seinem  Bewusstsein  erscheint.  Der  Staat  in  der  Erscheinung 
ist  überhaupt  kein  uranfänglicher  Zustand  der  Menschheit, 
sondern  ein  Produkt,  und  zwar  mitunter  ein  sehr  spätes,  ihrer 
allmähligen  sittlichen  und  natürlichen  Entwickelung  ')•  ^r  ist 
aber  so  wie  ein  natürliches,  so  auch  ein  sittliches  Bedürfniss, 
und  eben  darum  eine  Natur-  und  Vernunft-Nothwendig- 
keit^),  so  wie  bei  einem  Theile  der  Menschheit  die  natürlichen 


*)  So  z.  B.  sind  alle  Nomadenyölker  noch  nicht  auf  der  Stufe  des 
Staatszustandes  angelangt,  und  können  dies  nicht,  wenn  ihnen  nicht  möglich 
ist,  ihr  Wanderleben  aufzugeben,  woran  sie  vielleicht  natürliche  Yerhältnisse 
immer  verhindern  werden.  Doch  haben  selbst  diese  Völker  stets  einen 
gewissen  Kreis,  in  dem  sie  sich  bewegen  und  den  sie  f&r  ihre  Bewegung 
ausschliesslich  in  Anspruch  nehmen.  Die  Ciyilisation  selbst  hat  ihren 
Namen  von  der  Verbreitung  der  Staatsidee  (civitas). 

*)  Dies  ist  auch  die  Meinung  von  Hegel,  Rechtsphilosophie  §.  57. 
„Der  Staat  ist  die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee  —  der  sittliche  Geist 
als  der  offenbare,  sich  selbst  deutliche  substanzielle  Wille,  der  sich  denkt 
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Vorbedingungen  aller Entwickelnng  —  Familie,  Ansässig- 
keit and  Grundbesitz,  d.  h.  die  Idee  des  Immobiliar- 
Eigenthnms  —  einmal  vorhanden  sind^). 

lU.  Diese  natürlichen  Voraossetzongen  der  Staatenbfldong 
treten  aber  weder  überall  gleichzeitig,  noch  auch  dorchans 
gleichmässig  ein.  Als  Produkt  der  Geschichte  steht  der 
Staat  jederzeit  unter  den  Einflüssen  gegebener  Verhältnisse, 
sowohl  tellurischer,  die  den  Charakter  des  Landes,  als  mora- 
lischer und  intellektueller,  die  den  Charakter  des  Volkes  be- 
dingen^). 

IV.  Die  Staatsidee  der  europäischen  christlichen  Völker 
ist  aber  die,  dass  durch  ein  weise  geordnetes  völker- 
schaftliches  Zusammenleben  alles  Vernünftige  zur 
EntWickelung  und  Geltung  komme,  was  m  einem  Volke 
(im  Volksgeiste)  Entwickelungsfähiges  liegt. 

§.  4. 
Die  Staatsideale. 

L  Ein  Staatsideal  ist  die  Vorstellung  von  einem  Staats- 
zustande, wie  er  dem  Wesen  —  dem  vernünftigen  Gedanken, 
der  Idee  —  des  Staates  und  somit  der  menschlichen  Natur 


und  weiss,  und  das  was  er  weiss,  und  insofern  er  es  weiss,  voUAÜirt**  — 
Sehr  gut  sagt  Kapp,  in  der  Schrift  gegen  Schelling,  1843,  S.  348:  „Der 
Staat  und  die  Weltgeschichte  sind  der  Process  der  Menschheit  selbst,  in 
welchem  alle  Ideen  des  Geistes  Leben  und  Wirklichkeit  sich  schafifen." 

')  Völker,  welche  sich  nicht  zur  Ansässigkeit  und  Ackerbau  entschliessen 
können,  sind  eben  darum  auch  staatsunfähig.  Solche  Völker  gehen  noih- 
wendig  zu  Grunde,  sowie  sich  ihnen  die  Civilisation  n&hert,  d.  h.  andere 
ackerbautreibende  Völker  gegen  ihre  Wohnsitze  vorrücken.  Dies  zeigt  sich 
deutlich  bei  den  Urbewohnern  Amerikas.  Es  ist  ein  Gesetz  der  Welt- 
geschichte, dass  die  Uncultur  der  Cultur  erliegen  muss.  Insbesondere  wohnt 
der  europäischen  Civilisation  eine  zersetzende  Kraft  bei.  Die  asiatischen 
und  nordafrikanischen  Völker  werden  dagegen  davon  zur  Zeit  erst  wenig 
angegriffen,  weil  sie  selbst  eine  eigene  Cultur  und  eine  eigene  -^  von  der 
modernen  europäischen  sehr  verschiedene  —  Staatsidee  haben,  deren  Grand- 
lage nicht  die  Idee  der  Rechtsgleichheit,  sondern  der  Ungleichheit  ist,  die 
sich  bei  ihnen  in  starren  (erblichen)  Formen  ausgeprägt  hat  und  einge- 
wurzelt ist 

*)  Vgl.  meine  Schrift:  Die  Demokratie  in  T^-*"'    ' " 
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am  Vollkommensten  entspricht  Solche  Ideale  erzengen  sich 
immer  erst  spät,  nachdem  der  Staat  schon  längst  in  der  Oe- 
schichte  besteht,  in  dem  (leiste  einzelner  begabter  Denker, 
dadurch,  dass  in  ihnen  der  Gegensatz  von  Idee  und  Wirk- 
lichkeit, Wesen  nnd  Erscheinung  zum  Bewusstsein  kommt.  Die 
Staatsideale  setzen  somit  eines  Theils  die  Erfahrung,  die  em- 
pirische Kenntniss  des  Bedürfnisses  und  den  Trieb  nach  seiner 
Befriedigung  voraus,  anderen  Theils  beruhen  sie  auf  Abstrak- 
tionen von  dem  Unvollkommenen  und  Unbefriedigenden  und 
auf  Voraussetzung  des  Guten  und  Trefflichen. 

U.  In  dem  Ideale  kündigt  sich  zwar  die  Staatsidee  als 
praktisch  an,  d.  h.  als  Bewusstsein  und  kategorischen  Imperativ 
dessen,  was  von  dem  in  einem  Staate  vereinigten  Theile  der 
Menschheit  angestrebt  werden  soll,  soweit  überhaupt  das 
menschliche  Streben  hier  von  Bedeutung  ist.  Da  aber  die 
Ideale  als  blose  Qedankendinge  ausserhalb  des  Baumes  und 
der  Zeit  stehen,  und  auf  Abstraktionen  von  gegebenen  Ver- 
hältnissen und  auf  Voraussetzungen  beruhen,  die  sich  nie  und 
nirgends  so,  wie  sie  gedacht  werden,  in  der  Wirklichkeit  vor- 
finden, und  da  namentlich  die  Bedürfuisse  sich  niemals  er- 
schöpfen, und  aus  der  Befriedigung  des  einen  sich  immer  wieder 
neue  gebären ,  der  Geist  aber  in  seiner  weltgeschichtlichen 
Entwickelung  überall  nur  in  gegebenen  Elementen  wirken  kann 
nnd  muss,  so  sind  die  Ideale  nothwendig  unerreichbar, 
und  zwar  dies  um  so  mehr,  je  weniger  bei  ihrer  Aufstellung 
auf  die  Wirklichkeit,  d.  h.  auf  die  Naturanlagen  und  den 
sittlichen  Charakter  der  einzelnen  Völker  und  die  besondere 
Beschaffenheit  der  einzelnen  Länder  und  die  lokalen  Bedürf- 
nisse Rücksicht  genommen  ist  ^ 

in.  Wer  daher  seinem  Volke  und  Lande  wirklich  nützen 
will,  muss  frühzeitig  sich  gewöhnen,  neben  der  Kenntniss  der 
Ideen  sich  auch  die  Kenntniss  der  vorhandenen,  in  Wirklich- 
keit gegebenen  Ej-äfte,  Zustände  und  Bedürfnisse  zu  verschaffen, 
am  nicht  über  dem  Streben  nach  dem  Vollkommenen  und 
Besten  das  Erreichbare  und  Gute  zu  verfehlen,   und   durch 


*)  Durch  Vernachlässiguiig  der  Rücksicht  auf  die  Wirklichkeit  kann 
ein  Staatsideal  leicht  ganz  unpraktisch,  ein  hlosses  Gedankenspiel  werden, 
wie  z.  B.  das  Platonische  StaatddeaL 
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rein  ideologisches  Treiben  und  Dringen  mehr  ni  echmden  als 
zn  nützen.^ 

§.5. 

Bechtlicher  Charakter  des  Staates. 

I.  Bezeichnet  man  eine  Verbindung ,  die  unter  mehreren 
Personen  znr  Geltendmachung  von  Interessen  besteht, 
welche  sie  als  gemeinsame,  gleichmässige  und  blei- 
bende, d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  gegründete,  und 
somit  als  sittliche  Interessen  anerkennen,  als  ein  Gemein- 
wesen (unwersitas)  y  SO  steht  auch  der  Staat  in  Folge  seines 
Charakters  als  völkerschaftliche  und  stetige  Einigung 
in  rechtlicher  Beziehung  unter  dem  Gattungsbegriffe  von 
Gremeinwcsen.  Ueberdies  tiitt  der  Begriff  von  Gemeinwesen 
historisch  zuerst  nur  da  hervor,  wo  eine  Anzahl  stammver- 
wandter ansässiger  Familien  sich  in  sittlicher  Einheit 
zu  erfassen  anfängt. 

n.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  der  Staat 
ursprünglich  (historisch)  sogar  vollkommen  mit  Gemeinwesen 
identisch,  d.  b.  er  ist  ursprftDglich  das  einzige,  und  zwar 
durch  sich  selbst,  d.  h.  durch  seine  Vemttnftigkeit  und 
Natnmothwendigkeit  unmittelbar  begründete^),  keiner  höheren 
Bestätigung  bedürftige  Gemeinwesen^),   oder  öffentlicher 

*)  In  Deutschland  ist  die  politische  Wissenschaft  grossentheils  tiel  zu 
sehr  ideologisch  und  darum  unpraktisch.  Vergl.  meine  Schrift:  Die  De- 
mokratie in  Deutschland,  1853.  S.  79. 

*)  Hegel,  Rechtsphilosophie, §.  258.  „Der  Staat  ist  an  sich  yemOnftig 
als  Wirklichkeit  des  substanziellen  Willens/' 

*)  Hiermit  tibereinstimmend  sagt  y.  Savigny,  System  des  römischen 
Hechtes,  I.  §.  9.  p.  22.  „Die  Erzeugung  des  Staates  ist  die  höchste  Stufe 
der  Bechtserzeugung. "  —  Durch  Nichtbeachtung  der  bei  der  Oemeinde- 
und  Staatenbildnng  mit  Nothwendigkeit  wirkenden  natürlichen  und  sittlichen 
Momente  und  durch  Verkennung  des  Wesens  eines  Zustandes  (stahis  — 
siehe  oben  §.  1  Note  3)  ist  R.  Mauren  b  rech  er,  die  deutschen  regieren- 
den Fürsten  und  ihre  Souver&net&t,  Frankf.  1839,  S.  275  u.  f.,  zu  der  un- 
richtigen Behauptung  verleitet  worden,  dass  die  umversitas  nur  ein  positiv- 
rechtlicher und  resp.  nur  römisch  -  privatrechüicher  Begriff  sei,  und  dass 
daher  der  Staat  auch  nur  in  sofern  eine  Persönlichkeit  habe,  als  seine 
privatrechtlichen  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  wie  Eigenthum  und 
Schulden,  in  Frage  seien.  —  Vergl.  auch  Wippermann,  Beitr.  L,  S.  36. 
—  VergL  unten  §.  58  bei  Note  5. 
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Zustand  (res  pubUea  se.  res  popuHea)  im  Qegensatze  des 
engeren  Familienkreises^),  er  mag  nun  zuerst  nur  als  städtisehe 
oder  Landgemeinde,  oder  sofort  als  grossere  völkerschaftliche 
Einigung  hervortreten. 

ni.  Eben  darum  aber,  weil  der  Staat  den  Bechtsgrund 
seiner  Existenz  in  sich  selbst  (in  seiner  Vemünftigkeit) 
trägt,  kömmt  ihm  auch  als  einem  lebendigen  Organismus^), 
eine  Persönlichkeit,  nämlich  die  Eigenschaft  einer  soge- 
nannten moralischen  oder  juristischen  Person  und 
zwar  absolut  zu^),  und  ist  er  somit  auch  ein  nach  Aussen 
unabhängiges  und  selbstständiges,  oder  im  völker- 
rechtlichen Sinne  souveränes  Gremeinwesen ®). 

§.6. 
Verhältniss  des  Staates  zu  den  Individuen. 

I.  Da  der  Charakter  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  5) 
in  dem  Dasein  und  der  Geltung  völkerschaftlich-gemein- 
samer Interessen  beruht,  so  ergibt  sich  hieraus  von  selbst, 
dass  die  Specialinteressen  der  einzelnen  Staatsmitglieder  den 
Interessen  der  Gesammtheit —  dem  sogenannten  offen t- 


')  In  diesem  Sinne  kann  jeder  Staat  eine  Republik  genannt  werden, 
und  soll  es  sein.  Meistens  verbindet  man  aber  mit  diesen  Worte  h.  z.  T. 
einen  anderen  Sinn  (Yolksherrscbaft  im  Gegensatze  der  Monarchie). 

*)  Cicero j  de  rep.  „Homo  ex  pluribus  unus.*^  —  In  der  Idee  eines 
Gemeinwesens  ist  das  Dasein  einer  Organisation  stets  selbstverständ- 
lich inbegriffen.  Die  h&ufige  Bezeichnung  des  Staates  als  eines  organi- 
schen Gemeinwesens  ist  daher  pleonastisch. 

*)  V.  Savigny,  System  des  römischen  Rechts,  L  p.  28.  „In  dem 
Staate  erst  erhfllt  das  Volk  wahre  Persönlichkeit,  also  die  Fähigkeit  zum 
Handeln."  —  Mit  Recht  erklärt  es  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  2.  Aufl. 
1857.  Bd.  L  S.  53  als  ein  Verdienst  der  historischen  Schule,  den  organi- 
schen Charakter  des  Staates,  im  Gegensatze  seiner  Auffassung  als  einer 
Anstalt  (siehe  oben  §.  2  Note  1)  wieder  in's  Bewusstsein  gebracht  zu 
haben. 

0  Siehe  unten  §.  54  (von  der  sog.  Staatssouveränetät)  und  §.  58  (von 
der  Staatspersönlichkeit).  —  üebereinstimmend  sagt  H.  A.  Zachariä 
deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  S.  85:  „Der  Staat  in  abstrakter  Auffassung  ist 
das  selbstständige  und  unabhängige  («out)6ratM),  die  oberste  Leitung 
and  Förderung  der  organisch  verbundenen  Glieder  nmfEissende  Gemein- 
wesen.*' 
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liehen  Wohle  —  nntergeordnet  sein  mttssen,  und  hierdnreh 
encheint  der  Staat  seinem  Wesen  naeh  als  Herrsehendes 
ttber  dem  Individuum  ^). 

U.  Die  Herrsehaft  des  Staates  ttber  das  Individuum  enihftlt 
aber  keine  Vernichtung  (Negation)  der  individuellen  Freiheit 
oder  des  Rechtes  der  Einzelnen^),  sondern  diese  Herrschaft 
ist  schon  mit  dem  Begriffe  und  Wesen  and  der  Wechsel- 
beziehung zwischen  Individuum  und  Gattung  von  selbst 
gesetzt  und  eben  dadurch  als  vemunftnothwendig  gerecht^ 
fertigt.  So  wie  nämlich  das  Individuum  nur  dadurch  als 
vernünftiges  gilt  und  gelten  kann,  dass  es  an  dem  Wesen  der 
Gattung  (dem  Allgemeinen)  Antheil  hat,  und  dieses  Wesen  m 
sich  ausprägt,  und  somit  das  Gesetz  der  Gattung  auch  als  das 
seinige  anerkennt,  so  steht  auch  der  Staat  herrschend  ttber 
dem  Individuum  als  der  Zustand,  welcher  die  wirkliche  Gel- 
tung des  Allgemeinen  (Gattungsmässigen,  Vemttnftigen)  in 
der  allein  praktischen  Form  und  durch  die  VermitÜung  des 
Gemeinsamen  in  einem  bestimmten  völkerschafllichen  Kreise 
ermöglicht  und  verbttrgt. 

in.  Nicht  minder  liegt  der  Herrschaftsbegriff  in  dem  Be- 
griffe des  Vemttnftigen  und  somit  auch  in  dem  Bechts- 
begriffe  selbst,  da  das  Vemttnftige  und  somit  auch  das 
Recht,  nicht  anders  als  wie  etwas  Gttltiges,  d.  h.  herrsehen 
Sollendes,  gedacht  werden  kann^). 

IV.  Die  Schwierigkeit  liegt  auch  nicht  sowohl  darin, 
(theoretisch)  zu  begi'eifen,  dass  im  Staate  geherrscht  werden 
muss,  und  dass  die  Herrschaft  an  sich  vemunft-nothwendig  ist, 


*)  Anf  das  Moment  der  Herrschaft,  welches  an  sich  schon  (impUeUe) 
in  dem  Begriffe  einer  Tdlkerschaftlichen  Einigung  (§.  1)  und  eines  Gemein- 
wesens  liegt,  hat  besonders  Bluntschli,  bei  seiner  Begriffisbestinmiong 
vom  Staate  Rücksicht  genommen  (allg.  Staatsrecht,  2.  Anfl.  Bd.  L  S.  36): 
„der  Staat  ist  eine  Gesammtheit  von  Menschen,  in  der  Form  von  Re- 
gierung und  Regierten  auf  einem  bestimmten  Gebiete  yerbunden  zu 
einer  sittlich  organischen  Persönlichkeit** 

<)  Nicht  der  (sittlichen)  Freiheit,  sondern  der  WiUkOhr  soll  im  Staate 
eine  Schranke  gesetzt  werden.  Wo  keine  Herrschaft,  da  ist  Anarchie 
(Herrschaftslosigkdt)  und  diese  ist  überall  das  Grab  der  Freiheit 

0  Umgekehrt  beruht  der  Begriff  des  Unrechts  darauf,  dass  sich  ein 
dem  allgemeinen  widersprechender  Wille  gegen  den  allgemein  Temünftigen 
Willen  geltend  su  machen  sucht    Hegel,  Bechtsphilos.  §.  89. 
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sondern  die  Schwierigkeit  liegt  vielmehr  in  der  praktischen 
Lösnng  der  Frage,  was  als  GesammtintereBse  im  Staate  an- 
snerkennen  ist 

V.  Im  Allgemeinen  Itsst  sich  nur  so  viel  angeben,  dass 
sich  der  Staat  nm  so  besser  befindet,  je  weniger  er  in  die 
Lage  kommt,  Opfer  spezieUer  Interessen  zu  fordern  und  je 
mehr  Schonnng  und  Berttcksicbtigung  er  denselben  gewähren 
kann.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  das  öfifentliche 
Wohl  in  der  möglichst  gleichmttssigen  nnd  harmonischen  Be- 
friedigung aller  Spezialinteressen  besteht  nnd  daher  nichts 
anderes  ist,  als  die  Ansgleichnng  nnd  das  Produkt  derselben^). 
Als  Gemeininteresse  gilt  im  Falle  eines  Gonfliktes  dasjenige, 
was  der  Staat  in  gewissen  als  gesetzlich  anerkannten  Formen 
positiv  dafttr  erklärt^). 

Verhältniss  des  Staates  zur  Familie. 

I.  Die  Familie  als  natürliche,  auf  Gemeinschaftlichkeit 
des  Thorus,  des  Blutes  und  des  Heerdes  sich  gründende  Ver- 
bindung, ist  als  solche  ein  eigenthttmlicher,  von  dem  Begriffe 
und  dem  Bestehen  des  Staates  an  sich  völlig  unabhängiger 
Rechtsbegriff  0- 

n.  Die  Familienverbindung  ist  wohl  bei  allen  Völkern 
früher  vorhanden  gewesen,  als  der  Staat,  so  wie  auch  in  ihrer 
Erweiterung  das  natürliche  Element  der  Völker-  und  Staaten- 


*)  Cicero,  de  offic  m.  c  6.  ,,Uniim  debet  esse  omnibuB  propoBitum, 
at  eadem  sit  utiUtas  aniusci]gusque  et  universorum,"  —  Der  Staat  ist  für 
AUe,  nicht  für  Einzelne.  —  In  diesem  Sinne  hat  jeder  Staat  eine  demo- 
kratische Grundlage,  d.  h.  er  ist  auf  die  allgemeinen  Interessen 
gegrOndet,  selbst  wenn  er  in  despotischer  Form  regiert  wird,  was  auch  der 
sogenannte  Despotisme  ^clair^  geradezu  anerkennt  —  Aehnlich  sagt  y.  Sa- 
vigny,  .1.  c.  I.  §.  9.  „Das  Recht  hat  sein  Dasein  in  dem  gemeinsamen 
Yolksgeiste,  also  in  dem  Gesammtwillen,  der  insofern  auch  der  Wille  jedes 
Einzehien  ist** 

")  Cicero,  de  rep.  I.  32.  „Domini  sunt  cives  legom,  belli,  pads,  foe- 
derum,  capitis,  uniuscujusque,  pecuniae.*' 

0  Pompofi.  „Jura  sanguime  nuUo  jure  dvili  dirimi  possunt'*  (L.  8. 
Dig.  de  B.  J.)  —  Vergl.  die  Bemerkung  ▼.  8avigny*s,  oben  §.  1.  Note  8. 
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bfldnng  selbst  liegt  ^.  Sie  ist,  an  sich  betrachtet,  selbst  schon 
eine  Art  von  kleinem,  wenn  gleich  anvollkommenem,  Ge- 
meinwesen (gleichsam  der  Typus  eines  solchen),  d.  h.  sie 
ist  im  Verhältnisse  zu  ihren  Mitgliedern  bereits  schon  ein 
durch  natürliche  Elemente  vermittelter,  von  einem  gemeinsamen, 
sittlichen  Geiste  durchdrungener  Zustand,  der  jedoch  im  Ve^ 
gleiche  mit  dem  Staate,  als  dem  allgemeineren,  und  darum 
sog.  öffentlichen  Zustande  (§.  5),  doch  nur  als  ein  beson- 
derer (specieUer)  Zustand  erscheint. 

in.  So  lange  der  Staat  noch  nicht,  oder  nur  wenig  ent- 
wickelt ist,  so  lange  tritt  die  ursprüngliche  corporative 
Bedeutung  der  Familie  naturgemäss  noch  mächtig  hervor  als 
Familien -Cultud,  Familienrath,  Familiengericht  und  Familien- 
rache ^).  Hat  aber  die  Staatenbildung  einmal  stattgefunden, 
so  tritt  die  Familienverbindung  selbst  unter  die  Aufsicht  und 
den  Schutz  des  Staates^),  welcher  ihr  eine  um  so  grössere 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  hat,  als  er  darin  fortwährend  die 
eigentliche  Basis  seiner  eigenen  physischen  und  moralischen 
Existenz  anerkennen  muss^). 

IV.  Je  kräftiger  sich  der  Staat  entwickelt,  je  mächtiger 
er  seine  Gesetzgebung,  Gerichtsbai*keit  und  Polizeigewalt  ent- 
faltet, um  so  mehr  tritt  die  corporative  Bedeutung  der  Familie 
in  den  Hintergrund,  und  während  sie  ursprünglich  bei  fast 
allen  Völkern  sogar  ein  souveraines  Jus  vitae  et  necia  ausübt, 
sinkt  sie  allmählig  zu  einem  einfachen  und  untergeordneten, 
hauptsächlich  nur  noch  privatrechtliche  Wirkungen  äussern- 
den bürgerlichen  Zustande  herunter^). 


')  So  bezeichnet  Haratkis  sehr  schön  den  Zeitpunkt  der  ersten  Civilisa- 
tion  bei  den  Griechen,  als  es  dem  Orpheus  gelang  „concubitn  prohibere 
vago."  —  Ars  poet  398. 

*)  Grundansicht  des  älteren  germanischen  Rechtes. 

*)  Vergl.  V.  Savigny,  System  des  römischen  Rechtes,  L  p.  23. 

^)  Daher  die  Ehegesetze  des  Staates.  Vortrefflich  erkannte  der  Imper. 
Octavianus  Augustus  die  Wichtigkeit  dieser  Verhältnisse  in  seinen  Reden 
de  maritandis  ordinibus  etc.  an.    Heineccius,  autiq.  Rom.  I.  L  tit  25.  §.  VII. 

")  Diese  Auffassung  findet  sich  im  Justinianeischen  Rechte,  und  über- 
haupt in  den  moderneren  Gesetzen.  —  Nur  im  deutschen  Privatfürstenrechte 
tritt  mitunter  die  altgermanische  corporative  Bedeutung  der  Familie,  resp. 
der  Agnaten  noch  stärker  hervor. 
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y.  Staat  and  Familie  haben  das  gemeinsam,  dass  sie 
beide  natnr-  and  vernanftnothwendige  Zustände  sind,  also 
der  oberste  Rechtsgrand  von  beiden  in  ihrer  Vemttnftigkeit 
liegt:  ttbrigens  sind  sie  sowohl  durch  ihre  Begrttndangs- 
art  nnd  durch  ihren  Zweck,  als  auch  durch  den  Umfang 
und  die  Grftnzen  der  in  ihnen  geltenden  Gewalt  genugsam 
unterschieden. 

§.8. 
Verhältniss  des  Staates  zu  anderen  Gemeinwesen. 

I.  Als  absolutes  {souvercdnes)  Gemeinwesen  (§.  5)  und 
als  unerlässliche  Bedingung  (§.  3)  fUr  die  Entwickelang  und 
den  Fortschritt  der  Menschheit,  kann  der  Staat,  so  wie  er 
einmal  in  der  Geschichte  steht,  in  sich  keine  Verbindung 
als  berechtigt  anerkennen,  einen  gleichen  absoluten  Charak- 
ter, d.  h.  eine  absolute  Unabhängigkeit,  absolute 
Autonomie  in  Bezug  auf  ihre  äussere  Erscheinung  in  dem 
Kreise  des  Staatslebens  und  im  Verhältnisse  zu  diesem 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Hieraus  folgt,  dass  keine  Gemeinheit 
{universitas,  corpus)  im  Staate  bestehen  und  keine  Verbindung 
sich  einen  corporativen  Charakter  beilegen  kann,  sie  sei  denn 
vom  Staate  gebilligt  und  ausdrücklich  mit  diesem  Charakter  be- 
liehen worden^).  In  dieser  Beziehung,  d.  h.  hinsichtlich  der 
praktischen  Ausübung  corporativer  Rechte,  ist  daher  der  Staat 
Quelle  aUer  formalen  Berechtigungen  der  in  ihm  bestehenden 
Körperschaften,  und  jede  Grcmeinheit  (universitcui)  im  Staate  ein 
von  diesem  selbst  abgeleiteter  und  nach  seinem  Vorbilde  ge- 
schaffener Rechtsbegriff. 

U.  Hieimit  soll  aber  keineswegs  behauptet  werden,  dass 
es  nicht  Verbindungen,  Genossenschaften  oder  Associationen 
geben  könne,  welche  nicht  von  Haus  aus,  d.  h.  wegen  ihrer 
sittlichen  und  vernünftigen  Zwecke,  einen  materiell-recht- 
lichen Anspruch  darauf  hätten,  von  dem  Staate  formell 
als  Corporationen  erklärt  zu  werden,  oder  doch  die  Aner- 
kennung ihrer  Unabhängigkeit  (Autonomie)  in  ihrem  Innern, 


«)  Diese  Theorie  ist  im  römischen  Rechte  sehr  entwickelt,  und  gilt 
daher  auch  positiv  als  die  gemeinrechtliche  in  Deutschland. 
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gerade  so  wie  die  Familie  (§.  7)  zq  begehren ,  so  dass  der 
Staat  ein  grosses  Unrecht  begehen  wtLrde,  wenn  er  ihnen  diese 
Anerkennung  verweigern  wollte.  Namentlich  gilt  dies  von 
Verbindungen,  welche  znm  Theil  historisch  älter  sind, 
wie  der  Staat  ^)y  nnd  aus  welchen  er  selbst  bei  einer  gewissen 
Nation  erst  erwachsen  ist,  welche  also  sogar  oft  lange  Zeit 
seine  Stelle  vertreten  haben,  wie  z.  B.  in  Deutschland  die 
Stadt-  und  Landgemeinden. 

ni.  Nur  mit  dieser  Einschränkung  darf  man  daher  den 
vielfach  missdeuteten  und  missbrauchten  Satz  verstehen,  dass 
der  Staat  keinen  y.status  in  statu"  dulden  könne.  Ausserdem 
wfirde  man  dem  Staate  eine  Allmacht  beilegen,  welche  der 
vernünftigen,  in  der  Natur  der  Verhältnisse  liegenden  Schranke 
entbehrend,  das  Grab  aller  individuellen  Freiheit,  namentlich 
der  Associationsfreiheit  sein  würde,  gleichviel  ob  der  Staat 
autokratisch  oder  demokratisch  oder  wie  immer  organisirt  ist'). 

IV.  Auch  kann  kein  Staat  das  Bestehen  von  Gemeinheiten 
und  Körperschaften  entbehren ,  weil  er  selbst  sonst  seine  Hilfia- 
mittel  zu  sehr  anstrengen  und  seine  Thätigkeit  zu  sehr  zer- 
splittern müsste  und  auch  vieles  besser  durch  lokale  Gemein- 
wesen oder  auf  freiwilliger  Verbindung  beruhende  Körperschaften 
besorgt  und  geleistet  werden  kann. 

V.  Wo  aber  der  Staat  in  sich  eine  Verbindung  als  Cor- 
poration anerkennt,  ist  sie  von  ihm  nicht  nur  wesentlich  durch 
ihren  besonderen  Zweck,  sondern  überdies  dadurch  hauptsäch- 
lich unterschieden,  dass  sie  kein  souveraines  Geweinwesen  ist, 
sondern  von  dem  Staate  die  Lex  ihres  Daseins  innerhalb  seines 
Gebietes  und  in  ihren  Beziehungen  zu  ihm  erhält. 

VI.  In  den  geschichtlich  bestehenden  Staaten  ist  häufig 
gewissen  Körperschaften,  wie  der  Kirche,  einzelnen  Städten, 
Provinzen  oder  Landschaften  u.  s.  w.  ihr  Bestehen  und 


*)  So  z.  B.  ist  die  christliche  Kirche  in  vielen  deutschen  Ländern  yiele 
Jahrhunderte  lUter,  als  der  dermal  bestehende  Staatsrerband. 

*)  Namentlich  ist  es  die  sog.  Democratie  disciplin^e,  welche  die  yoUstftn- 
dige  Nichtigkeit  der  individuellen  und  corporativen  Berechtigung  gegenüber 
von  der  Gesammtheit  zum  politischen  Dogma  erhoben  hat  —  üeber  die 
Berechtigung  und  die  Schranken  der  corporativen  Autonomie  im  Staate, 
vergl.  die  vortreffliche  Abhandlung:  Bechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in 
der  deutech.  YierteUahrs-Schrift,  1861.  Hft.  I.  S.  361  flg. 
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die  Unantastbarkeit  ihrer  Einrichtangen  und  Statate,  nnd  die 
hergebrachte  Freiheit  nnd  Selbstständigkeit  {Autonomie)  in  Be- 
sorgung ihrer  Angelegenheiten  durch  Verfassungsgesetze  oder 
Staatsyerb'äge  zugestanden  und  gewährleistet  worden ,  woYon 
sich  in  Deutschland  häufige  Beispiele  finden. 

§.9. 
Verhältniss  des  Staates   zur  bürgerlichen  Gesellschaft. 

I.  Die  in  einem  Staate  vereinigte  Menschenmasse  an  sich 
betrachtet,  d.  h.  abgesehen  und  unabhängig  von  der  Staats- 
form und  der  durch  den  Staatsbegriff  tiber  sie  gesetzten  Be- 
herrschung und  den  hierdurch  besonders  bedingten  Zuständen, 
wird  in  der  neueren  Zeit  nicht  selten  als  bürgerliche  Ge- 
sellschaft bezeichnet.  Es  ist  hierunter  nichts  anderes  zu 
yerstehen,  als  das  einfache  Goexistenzverhältniss  der  ver- 
schiedenen Klassen  und  Schichten  der  Bevölkerung,  mit  ihren 
von  Haus  aus  verschiedenen,  oft  einander  feindlich  gegenüber 
stehenden  Interessen,  ihren  Bedürfnissen,  Erwerbs-Quellen, 
VermOgensverhältnissen,  Leidenschaften,  sittlichen  und  religiösen 
Ideenkreisen,  also  das,  was  man  besser  als  sociale  Zustände 
bezeichnet. 

n.  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  diesem  Sinne  findet 
sich  naturgemäss  in  jedem  Staate,  und  eben  in  ihm  und  durch 
ihn  sollen  diese  socialen  Zustände  ihre  Verbesserung  und 
Ausgleichung  finden.  Diese  bürgerliche  Gesellschaft  bleibt 
auch  aDerdings  bestehen,  wenn  die  Staatsform  verändert  wird, 
oder  der  Staat  zerfällt,  und  geht  ebenso  in  die  neue  Staats- 
form  oder  in  die  aus  den  Trümmern  des  bisherigen  Staates 
sich  neubildenden  Staaten  über^);  es  müsste  denn,  was  nicht 
leicht  vorkommt,  die  ganze  Bevölkerung  vernichtet  und  aus- 
gerottet worden  sein. 

m.  Die  socialen  Zustände  der  Bevölkerung  bilden  filr  den 
Staat  eine  wesentliche  Grundlage  und  das  eigentliche  Feld 
der  Thätigkeit  ftlr  die  Staatsregierung,  indem  sie  von  dieser 


0  Hieraus  erklärt  sich  auch,  warum  Bevolutionen  meistens  nichts  als 
me  Yer&nderung  der  Regierungsform,  aber  keine  materielle 
Verbesserung  herbeizufilhren  vermögen. 
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Berflcksichtigang,  Verbessernng  and  Aasgleichnng  erheigdien: 
sie  sind  die  Quelle  der  Anfordenmgen,  welche  die  BevöIkeniDg 
an  die  Regierung  macht  nnd  denen  die  fiegierong  zn  genügen 
suchen  mnss. 

lY.  Die  socialen  Zustände  enthalten  jederzeit  auch  den 
Keim  des  Rechtes,  d.  h.  das  Bedflrfniss  der  Rechtsgeltung, 
und  die  Elemente  der  Rechtsentwickelung,  sei  es  durch  Her* 
kommen  oder  Gesetzgebung:  die  eigentliche  Rechtserzeugung 
und  Rechtshandhabung  ist  und  bleibt  aber  die  Sache  des 
Staates. 

V.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  in  dem  angegebenen  Sinne 
kann  daher  auch  geschichtlich  nie  selbstständig  bestehen,  son- 
dern nur  im  Staate,  und  würde  naturgemäss  sofort  wieder  zur 
Staatenbildung  drängen,  wenn  sie  auch  nui'  einen  Augenblick 
als  ausser  demselben  stehend  erscheinen  könnte.  Es  ist  daher 
auch  durchaus  geschichtswidrig,  wenn  mitunter  das  Vorkommen 
einer  bürgerlichen  Gesellschaft  als  einer  allgemeinen  lieber- 
gangsstufe  von  der  Familie  zum  Staate  behauptet  werden 
will  ^).  Die  Anhänger  dieser  Ansicht  wollen  unter  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  eine  Verbindung  verstehen,  in  welcher 
zwar  bereits  eine  Beherrschung  besteht,  die  jedoch  nur  die 
natürlichen  Interessen  der  Individuen  an  ihrer  Existenz  und 
Subsistenz  und  nur  individuellen  Recbts-Schutz  und  Sicherheit  des 
Eigcnthums  zum  Zwecke  habe  und  auch  nur  lokal  unter  solchen 
Personen  erscheine,  welche  in  den  angegebenen  Beziehungen 
von  einander  naturgemäss  abhängen,  wogegen  man  der  Be- 
herrschung im  Staate  noch  ein  weiteres,  höhere«  Ziel  bestimmen 
zu  müssen  glaubt.  Eine  bürgerliche  Gesellschaft  in  solchem 
Sinne  ist  aber  nichts  anderes,  als  ein  wii'klicher,  wenn  auch 
kleiner  Staat,  welcher  jedoch  nur  erst  auf  einer  niederen  Cultur- 
und  Entwickelungs-Stufe  steht  ^). 


*)  Schlözer,  allgemeines  Staatsrecht,  1703,  §.  4.  —  Am  consequen- 
testen  entwickelt  findet  sich  dieser  Gegensatz  bei  Hegel,  Rechtsphüosophie, 
§.  183.  188.  —  Auch  hat  ihn  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  vom  Staate, 
1839,  I.  p.  54,  angenommen.  Denselben  Gegensatz  sucht  Vo  11g  raff, 
System  der  prakt.  Politik  im  Abendlande,  Bd.  L,  durch  die  Worte  „Stat 
und  Staat"  auszudrücken. 

3)  Dies  gibt  Hegel  §.  183  eigentlich  selbst  zu,  indem  er  daselbst  die 
bürgerliche  Gesellschaft  einen  Noth-  und  Yerstandes-Staat  nennt. 
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VI.  Nur  das  lässt  sich  als  geschichtlich  wahr  nachweisen, 
dass  alle,  später  noch  so  grossen  Staaten,  kleine  Anfänge 
gehabt  haben,  dass  aber  die  weltgeschichtliche  Entwickelnng 
der  Menschheit  zur  Bildung  grosser  Staaten  hindrängt,  nnd 
dass  anch  in  einem  höher  civilisirten  Staate  die  Sorge  fttr  das 
Gemeine  nnd  Nothdttrftige  nicht  aufhören  kann. 

§.  10. 
Verhältniss  des  Staates  zu  dem  sogenannten  Naturstande. 

I.  Häufig  setzt  man  dem  Staate  als  einem  Zustande  der 
Beherrschung  {sodetas  cum  imperio,  §.  6)  einen  sogenannten 
Naturstand  als  einen  Zustand  blosser  Socialität  ohne  Be- 
herrschung {societas  sine  imperio)  entgegen  ^).  Dieser  Naturstand 
soll  dem  Staate  historisch  vorangehen  und  somit  der  ursprüng- 
liche und  eigentlich  natürliche  Zustand  der  Menschheit  sein: 
weil  aber  in  ihm  die  individuelle  Willkühr  herrscht  und  folglich 
alles  Recht  unsicher  ist,  so  wird  gefordert,  dass  die  Menschheit 
(vernünftiger  Weise)  aus  ihm  heraus  und  in  den  Staat  trete, 
welcher  die  Aufgabe  habe,  das  Recht  zu  sichern  und  zu 
schützen. 

II.  Allein  schon  die  Bezeichnung  dieses  Zustandes  einer 
beherrschungslosen  (anarchischen)  Socialität  als  Naturstand 
ist  nicht  glücklich  gewählt,  da  auch  der  Staat  durchaus  nichts 
Widernatürliches,  sondern  jedenfalls  auch  ein  natürlicher, 
d.  h.  in  der  menschlichen  Natur  wurzelnder  und  mit  Noth- 
wendigkeit  sich  hieraus  entwickelnder  Zustand  ist  2). 

III.  Ueberdies  ist  aber  die  Realität  des  sogenannten 
Naturstandes,  d.  h.  eine  sociale  Coexistenz  von  menschlichen 
Individuen  ohne  eine  Beherrschung,  historisch  für  keine 
Zeit  und  kein  Volk  nachweisbar^).    Wo  immer  Menschen 


*)  Die  Lehre  vom  Naturstande  wurde  durch  Hob h es  aufgebracht. 
Ihre  scheinbare  Einfachheit  und  dialektische  Richtigkeit  verschaifte  ihr 
viele  Anh&nger,  besonders  unter  den  Juristen.  Noch  in  neuerer  Zeit  ver- 
theidigte  sie  K.  S.  ZachariÄ,  40  Bücher  v.  Staate,  Bd.  I.  S.  49  flg. 

«)  Dies  übersehend  gelangte  K.  S.  ZachariÄ,  a.  a.  0.,  I.  S.  160,  da- 
hin, den  Staat  geradezu  „ein  Uebel"  zu  nennen! 

»)  Die  Forderung:  „Exeundum  esse  ex  statu  natura«!"  ist  demnach 
ganz  überflüssig. 

Zöpfl,  Staatsrecht,  ö.  Aufl.  I.  r^  I 
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vorkommen,  da  erscheineü  sie  gruppenweise,  in  bald  kleineren 
bald  grösseren,  anf  der  Gmndansicht  einer  Blutseinheit 
und  gemeinschaftlichen  Abstammung  beruhenden  Verbin- 
dungen (Familien,  Volksstämme),  welche  eben  in  ihrer  Massen- 
haftigkeit  schon  das  natürliche  Element  und  die  Wirk- 
lichkeit der  Beherrschung  in  sich  tragen. 

IV.  Was  man  den  Naturstand  zu  nennen  pflegt,  ist 
nichts  anderes  als  eine  dialektische  Abstraktion^),  und  das 
sogenannte  Recht  des  Naturstandes  nichts  anderes  als  die 
Theorie  des  abstrakten  Rechtes,  d.  h.  ein  Inbegriff  von  Rechts- 
verhältnissen, zu  deren  Begründung,  Erklärung  und  Verständniss 
die  Idee  des  Staates  nicht  als  nothwendige  Voraussetzung 
erscheint  •^). 

§.  11. 
Die  Völkerschaft  als  wahrer  Naturstand. 

So  wie  die  Familie  eine  natürliche ,  d.  h.  durch  sinnliche 
Triebe  bedingte,  jedoch  schon  die  ersten  Keime  einer  sittlichen 
Entwickelung  in  sich  tragende  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
blutsverwandter  Individuen  ist  (§.  7),  so  ist  auch  die  Völker- 
schaft (Volk,  Nation)  ^)  als  natürliche  Erweiterung  der  Familie, 
ursprünglich  eine  natürliche  Schutz-  und  Trutz -Verbindung 
stammverwandter  Familien  mit  der  Anlage  und  dem  Triebe  zu 
sittlicher  Gesamm^Entwickelung,  und  insoferne  im  Begriffe  der 
Menschheit  schon  ein  Hinausreichen  über  die  Gränzen  einer 
einzelnen  Familie  liegt,  so  erecheint  eben  die  völkerschaftliche 
Verbindung  als  der  eigentliche  Naturstand  der  Menschheit^). 

«)  £s  ist  logisch  richtig,  dass  man  von  der  Beherrschung  abstrahiren 
kann:  hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  die  Abstraktion  als  Zustand  Realität 
habe.  Die  Lehre  vom  Naturstand  ist  nichts,  als  ein  dialektischer  Versuch, 
die  Yemünftigkeit  des  Staates  durch  das  Argument  des  Gegensatzes  nach- 
zuweisen. 

s)  Solche  Eechtsverhältnisse  entstehen  und  bestehen  auch  im  Staate 
immerfort,  und  fallen  dort  in  die  Sphäre  des  Privatrechtes. 

<)  Bei  den  Römern  ist  natio  mitunter  nur  Volksstamm;  gcns  aber  ein 
Inbegriff  von  Yölkerstämmen :  jedoch  ist  diese  Terminologie  nicht  ganz  fest 
Tacit.  Germ.  c.  2.  vergl.  mit  c.  38. 

*)  Familie  und  Völkerschaft  stehen  in  beständiger  Wechselwirkung. 
Wie  sich  letztere  aus  der  ersteren  bildet,  so  bildet  sich  erstere  in  und  aus 
der  letzteren. 
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§.  12. 
Das  Wesen  der  Völkerschaft  oder  die  Nationalität. 

I.  Das  Wesen  der  Völkerschajft  liegt  in  der  Zusammen- 
gehörigkeit durch  Geburt  und  Abstammung,  wofür  der  Ausdruck 
,, Nationalität '^  gebräuchlich  geworden  ist.  Die  Natio- 
nalität muss  daher  aufgefasst  werden: 

1)  als  das  Bewusstsein  eines  gemeinschaftlichen  Ursprungs 
(communis  origo)  und  somit  der  Gleichheit  der  Raje^).  Hierin 
liegt  das  physische  Element,  welches  nach  der  Ordnung  der 
Natur  die  Menschenmassen  einigt  und  scheidet^).  Es  wirkt 
hier  ursprünglich  dieselbe  Idee  der  Blutsgemeinschaft  wie  in 
der  Familie  (§.  7):  nur  erscheint  diese  hier  so  ei*weitert,  dass 
die  Eenntniss  der  Grade  der  Verwandtschaft  verschwunden  ist, 
aber  auch  ftlr  überflüssig  erachtet  wird.  Am  Anfange  der 
Geschichte  und  bei  allen  unvermischten  Völkern  äussert  sich 
dieses  Bewusstsein  der  Einheit  des  Blutes  in  der  Form  eines 
traditionellen  Glaubens  an  einen  gemeinschaftlichen  Stamm- 
yater,  nach  welchem  sich  auch  regehnässig  die  unvermischten 
Völker  nennen  und  den  Namen  auf  das  Land  selbst  übertragen^). 
In  der  modernen  Zeit,  wo  der  Glaube  an  einen  mythischen 
Stamm-Vater  nicht  mehr  ausreicht  und  die  Bevölkerung, 
wenigstens  in  Europa  und  im  civilisirten  Amerika,  selten  mehr 
eine  ganz  ungemischte  ist,  muss  an  seine  Stelle  —  gleichsam 
als  historisch  erweisliche  Stamm-Mutter  —  das  Land  selbst 
(als  Geburtsland,  Vaterland)  treten  und  die  Geburt  im  Lande 
ohne  weiteres  zum  Mitgliede  der  Völkerschaft,  d.  h.  zum 
Landeskind    und   Landsmann   machen^),    und    sodann 


1)  Vergleiche  überhaupt  meine  Anzeige  der  Schrift  von  Christ,  über 
deutsche  Nationalgesetzgebung,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  1842, 
Nro.  52  und  53. 

*)  Von  Natur  aus  fürchten  und  hassen  sich  alle  Völker.  Selbst  der 
höchsten  Civilisation  gelingt  es  nur  theilweise,  den  rohen  Ra^enhass 
zn  mildem:  niemals  aber  vermag  sie  die  Eifersucht  grosser  Nationen  zu 
beseitigen. 

9)  So  z.B.  die  Deutschen;  ebenso  die  Bussen:  desgleichen  die  meisten 
Völker  der  alten  Welt,  Juden,  Griechen  u.  s.  w. 

4)  Unbedingt  spricht  diesen  Grundsatz  aus  der  Code  Napoleon,  art 
9-13.    Einige  Beschrankung  fügt  bei  das  Bad.  Landrecht,  art.  9,  a. 

2* 
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geht   umgekehrt  der   Name    des  Landes   auf  die  Landes- 
kinder  ttber. 

2)  In  dem  Begriffe  der  Nationalität  liegt  ferner  das 
Vorhandensein  einer  gemeinsamen  Ansicht  and  lebendigen 
Ueberzengnng  von  der  sittlichen  Nothwendigkeit  des 
Znsammengehörens,  womit  zugleich  die  Völkerschaft  in 
einen  selbstbewussten  Gegensatz  zn  andern  Völkern  tritt  and 
sich  von  denselben  scheidet:  d.  h.  mit  dem  Begriffe  einer  Völker- 
schaft oder  Nation  sind  auch  die  Begriffe  von  Nation  al- 
gefühl, Nationalehre^)  and  Nationalfreiheit^  oder 
nationaler  Selbstständigkeit^)  von  selbst  gegeben. 

3)  Mit  dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  immer 
zugleich  eine  gemeinsame  Anschanang  von  der  sittlichen  Noth- 
wendigkeit einer  gewissen  Handlungsweise,  d.  h.  eine 
concrete  Auffassung  des  allgemeinen  Sittengesetzes  gegeben. 
Es  gibt  keine  Völkerschaft  und  kann  keine  geben  ohne  eine 
eigenthümliche  praktische  Volksphilosophie^),  Nationsti- 
sitte, und  daraus  hervorgehenden  Nationalcharakter, 
sowie  auch  eben  so  nothwendig  jede  Nation  ftlr  den  ihr 
eigenthttmlichen  Ideenkreis  sich  ihre  eigene,  ftJr  ihre  Mitglieder 
gemeinsame  Ausdrucksweise,  d.  h.  ihre  Nationalsprache 


B)  Die  National- Ehre  äussert  sich  hauptsächlich  als  Forderung  vdlker- 
rechtUcher  Achtung  schon  darum,  weil  man  einer  gewissen  Nation  angehört 
Ihr  Bewusstsein  geht  über  in  Nationalstolz,  wo  die  Mitglieder  einer 
Nation  Ursache  haben,  ihre  Institutionen  und  politische  Bedeutung  für 
vorzüglicher  als  die  anderer  Völker  zu  erkennen.  —  Zimmermann,  vom 
Nationalstolze.  Zürich  1860.  —  Vergl.  die  sehr  gute  Abhandlung:  Vom 
Nationalstolze,  in  der  deutsch.  Viertetjahrsschrift,  1861.  Heft  I.  S.  180  flg. 

*)  Die  Thatsache,  dass  eine  Völkerschaft  ist,  ist  für  sie  auch  ab- 
soluter Rechtstitel  ihres  Daseins. 

1)  Kein  Volk  kann  und  darf  seinem  Begriffe  nach  Fremdherrschaft 
dulden! 

*)  Ursprünglich  hat  ebenso  wie  jede  Familie  ihre  eigenen  Penaten  und 
tacra  privatOy  so  auch  jede  Völkerschaft  ihren  eigenthümlichen  Oultus  oder 
besondere  Religion.  Die  Bedeutung  der  Religion,  als  eines  nationalen 
Elementes,  ist  aber  vielfach  durch  die  zersetzende  Kraft,  welche  der  reli- 
giösen Universalität  des  Christenthomes  inwohnt,  verwischt  worden. 
Doch  fehlte  es  in  Deutschland  wenigstens  seit  der  Zeit  der  Reformation 
nicht  an  Versuchen,  auch  das  christlich  kirchliche  Element  als  ein  natio- 
nales zu  gestalten. 
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und   bei   fortschreitender  Bildung   ihre  Nationalliteratur 
erschafft^). 

4)  Mit  dem  Dasein  gemeinsamer  nationaler  Lebensan- 
schauungen  (der  Nationalsitte  und  dem  Nationalcharakter)  ist 
aber  auch  zugleich  und  hiervon  untrennbar  ^%  eine  gemeinsame 
Yolksthtlmliche  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  der  Handhabung 
gewisser  Interessen  als  allgemeiner  und  gemeinsamer, 
d.  h.  als  Recht,  durch  die  Gewalt  der  Gesammtheit  gegen 
die  blos  individuellen  Interessen  Einzelner  gesetzt:  d.  h.  mit 
dem  Dasein  einer  Völkerschaft  ist  auch  zugleich  eine  ihr 
eigenthümliche  Rechtsanschauung,  ein  nationales  Recht, 
und  hiermit  auch  eine  nationale  Beherrschung  gegeben. 

IL  Wo  eine  grosse  und  zahlreiche  Nation,  wie  z.  B.  die 
deutsche,  in  mächtige  Stämme  zerfällt,  kann  sie  selbst  in  mehrere 
Völkeracbaften  zerfallen,  welche  neben  einander  eine  partikuläre 
Selbstständigkeit  behaupten  ^^).  Allein  so  lauge  die  vorgedachten 
physischen  und  moralischen  Bedingungen  der  Gesammtnatio- 
nalität  nicht  zu  wirken  aufhören,  werden  sich  auch  hier  die 
verwandten  Völkerschaften. stets  zu  einander  angezogen  finden 
und  eine  bleibende  und  organische  Verbindung  unter  sich  als 
unabweisliches  Bedürfniss  und  als  die  Bürgschaft  ihres  indivi- 
duellen politischen  Bestehens  selbst  erkennen,  so  verschieden 
sich  auch  eine  solche  Verbindung  in  verschiedenen  Zeiten, 
als  Reich,  als  Bundesstaat  oder  Staatenbund  ge- 
stalten mag. 


»)  Fichte,  Reden  an  die  deutsche  Nation,  p.  120.  „Nicht  eigentlich 
redet  der  Mensch,  sondern  in  ihm  redet  die  menschliche  Natur  und  ver- 
kündigt sich  ihres  Gleichen." 

*^)  Die  Nationalität  ist  nichts  Einseitiges  und  verträgt  auch  keine  ein- 
seitige Entwickelung. 

**)  Man  verwechsle  nicht  Partikularismus  und  Separatismus. 
Ersterer  ist  bei  zahlreichen  Völkern  hinsichtlich  ihrer  Stämme  orgauiseh 
nothwendig  und  unvermeidlich;  letzterer  eine  widernatürliche  Yerimmg. 
Der  Stammespartikularismus  verhält  sich  zur  Gesammtnationalität  wie  die 
Familie  (das  Haus)  zum  Staate,  indem  er  nur  selbstständig  in  seinem  Kreise 
die  gemeinsame  Idee  verarbeitet:  letzterer  aber  fasst  besondere  und  von 
dem  gemeinen  Geiste  abweichende  Ideen  auf,  die  er  mit  Exclusivität 
verarbeitet. 
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§.  13. 

Das  Nationalitätsprincip  und  seine  geschichtliche 

Beschränkung.    Natürliche  und  politische 

Nationalität^). 

I.  So  wie  das  Individnum  in  sich  selbst  den  Bechtsgrond 
trägt  y  in  einem  seinen  Naturanlagen  nnd  seinem  sittlichen 
Wesen  entsprechenden  Zustande  zu  leben  ^  so  trägt  auch  jede 
Völkerschaft  in  sich  selbst  von  Haus  aus  den  Rechts- 
anspruch, als  selbstständiger  Staat  zu  bestehen  (§.  12).  Dies 
nennt  man  das  Nationalitätsprincip. 

n.  Die  praktische  Geltung  dieses  Principes  setzt  aber 
voraus,  dass  die  Völkerschaft  auch  die  physische  Möglichkeit 
hat,  als  Staat  zu  bestehen,  d.  h.  dass  sie  zahlreich  und  mächtig 
genug  ist,  sich  in  diesem  angebomen  Ansprüche  zu  behaupten. 
Glücklich  sind  daher  die  Völker  zu  preisen,  welchen  die  Natur 
die  Macht  und  die  Mittel  gegeben  hat,  sich  in  ihrer  nationalen 
Selbstständigkeit  zu  behaupten,  und  diese  müssen  es  als  ihre 
höchste  Aufgabe  beti'achten,  sich  die  hierzu  nöthige  Macht- 
stellung jederzeit  zu  bewahren. 

ni.  Minder  mächtige  und  kleine  Völker  sind  dagegen  von 
der  Natur  darauf  angewiesen,  entweder  durch  völkerrechtlicbe 
Verbindungen  mit  anderen  Völkern  sich  die  erforderliche  Sicherung 
ihrer  Selbstständigkeit  zu  verschaffen,  oder  das  Protektorat 
eines  mächtigen  Staates  zu  suchen,  oder  sie  werden  auf  die 
Dauer  sich  nicht  dem  Schicksale  entziehen  können,  freiwillig 
oder  unfreiwillig  unter  die  Herrschaft  eines  mächtigeren  Staates 
zu  treten. 

IV.  Ist  die  schwächere  Völkerschaft  bei  einem  solchen 
Ereignisse  noch  so  glücklich,   ihr  Territorium  ganz  oder  doch 


*)  Die  beste  Erörterung  über  die  Bedeutung  des  Nationalit&tsprincips 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  deutschen  Yerhältnisäe  ündet  sich  in  der 
Abhandlung:  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  der  deutschen  Viertel- 
Jahrschrift,  1861,  Heft  L  S.  298  flg.  —  Yergl.  auch  Bluntschli,  allgem. 
Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  S.  73  flg.  —  J.  Held,  System  des  Yer&ssttngs- 
rechts  etc.,  1856,  Bd.  I.  S.  116  flg.  —  (Vollgraff),  Erster  Versuch  etc. 
Polignosie  etc.  3  Bde.  Marburg  1851—1855.  —  I^  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I 
(1862),  S.  33  flg. 
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im  WesentUchen  auBflchliesslich  za  behalten ,  so  wird  ihr  die 
Bewahnmg  ihrer  Nationalität  wenigstens  in  vielen  Beziehungen 
noch  mögUch  sein,  wenn  sie  anch  ihre  Selbstständigkeit  nach 
Aussen  verliert  nnd  in  dieser  Hinsicht  in  das  Staatensystem 
des  nunmehrigen  Hanptstaates  eintritt^). 

V.  Tritt  aber  der  Fall  ein,  wie  z.  B.  hänfig  bei  kriege- 
rischer Eroberang,  dass  ein  Volk  unter  die  Herrschaft  eines 
anderen  in  der  Art  zu  stehen  kommt,  dass  sem  Territorinm 
ein  gemeinschaftliches  mit  der  siegenden  Bevölkerung  wird, 
so  sind  bezttglich  der  Stellung  der  siegenden  und  besiegten 
Bevölkerung  drei  Systeme  möglich,  welche  man  als  das  System 
der  Unterdrückung,  der  Verschmelzung  und  der 
Gleichstellung  bezeichnen  kann.  Entweder  werden  näm- 
lich die  Besiegten  fortwährend  als  Unterjochte  behandelt, 
nnd  der  herrschenden  Nationalität  in  rechtlicher  und  politischer 
Beziehung  willktthrlich  bald  mehr  bald  minder  nachgesetzt, 
oder  der  Sieger  erklärt  die  Besiegten  geradezu  ftlr  einen  Theil 
der  herrschenden  Nation,  und  verschmilzt  sie  rechtlich  und 
politisch  vollständig  mit  derselben,  fordert  aber  daftür  das 
Opfer  der  bisherigen  nationalen  Selbstständigkeit,  einschlttssig 
des  bisherigen  Volksnamens  und  des  Gebrauches  der  Sprache, 
mindestens  im  amtlichen  Verkehrsleben ;  oder  der  Sieger  erklärt 
die  besiegte  Bevölkerung  für  gleichberechtigt  mit  der 
siegenden  und  erkennt  die  Selbstständigkeit  ihrer  Nationalität 
mindestens  in  Bezug  auf  Namen  und  Sprache,  mitunter  sogar 
in  Bezug  auf  Verfassung  und  Recht  an. 

VI.  Das  erstere  System,  das  der  Unterdrückung, 
trägt  den  Stempel  der  Ungerechtigkeit  an  der  Stime.  Es 
muss,  wenn  die  besiegte  Nationalität  nicht  eine  von  Haus  aus 
culturunfähige  oder  verkommene  ist,  fortwährende  Erbitterung 
erzeugen,  die  den  Staat  nie  zur  Ruhe  kommen  lässt  und  sich 
von  Zeit  zu  Zeit  in  Aufständen  Luft  macht,  selbst  wenn  die 
Hoffnung  eines  Erfolges  noch  so  gering  ist  Es  ist  also 
geradezu  ein  staatsgefährliches  System. 

Vn.  Das  zweite  System,  oder  das  System  der  Ver- 
schmelzung, welches  man  theilweise  schon  bei  den  Römern 


^)  In  einer  solchen  Stellung  befinden  sich  dermal  die  sog.  Donaufürsten- 
thtkmer  g^;en  die  TürkeL 
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findet^  in  der  neueren  Zeit  aber  vorzagsweise  von  Frankreich 
gehandhabt  wurde  ^  wird  im  ersten  Augenblicke  unvermeidlich 
Yon  den  Besiegten  als  eine  grosse  Härte  empfhnden,  hat  aber 
den  grossen  Vortheil,  in  kurzer  Zeit  die  Besiegten  vergessen  zn 
lassen,  dass  sie  Besiegte  sind,  und  sie  mit  der  Nation,  welcher 
sie  das  Schicksal  zutheilte,  rasch  vollständig  zu  verschmelzen: 
es  gibt  also  in  verhältnissmässig  kurzen  Zeiträumen  einen  vollen 
Ersatz  für  die  verlorene  Nationalität ,  indem  es  den  Besiegten 
dadurch  ehrt,  dass  es  allen  Unterschied  mit  dem  Sieger  ver- 
wischt, und  somit  verbürgt  dieses  System  unleugbar  den  Ein- 
heitsbestand des  Staates. 

VIII.  Das  dritte,  das  System  der  Gleichstellung, 
wird  dagegen  ebenso  unzweifelhaft  im  Anfange  als  eine  grosse 
Milde  des  Siegers  eropfnnden  werden:  es  bereitet  aber  fort- 
während grosse  Schwierigkeiten  und  pflanzt  dieselben  von 
Geschlecht  zu  Geschlecht  fort;  es  wird  selbst  bei  grOsster 
Milde  die  Besiegten  oder  widerwillig  Einverleibten  nie  be- 
friedigen; sie  werden  nie  aufhören  zu  ftirchten  und  niemals 
lernen,  ftlr  das,  was  ihnen  gewährt  wird,  dankbar  zu  sein; 
sie  werden  auch  niemals  der  herrschenden  Nationalität  von 
Herzen  hold  werden,  oder  die  Rivalität  mit  derselben  aufgeben. 
Eine  Amalgamation  der  beiden  Nationalitäten,  die  bei  solchen 
Katastrophen  immer  noch  das  Wttnschenswertheste  wäre,  wird 
hierdurch,  wenn  nicht  ftlr  immer  unmöglich  gemacht,  doch  auf 
lange  Jahrhunderte  hinausgeschoben.  Das  niederschlagende 
und  kränkende  Gefühl,  von  einer  fremden  Nationalität  be- 
herrscht zu  werden,  wird  hier  nie  erlöschen,  so  grosse  Rtick- 
sichten  diese  Letztere  auch  der  Nationalität  der  Besiegten  tragen 
mag:  die  staatliche  Einheit  bleibt  fortwährend  gefährdet,  und 
ein  Ra^enkampf  wird  hierbei  immerhin  nur  als  hinausgeschoben, 
niemals  aber  als  ausserhalb  der  Grenzen  der  Möglichkeit  liegend 
betrachtet  werden  können. 

IX.  Hiemach  muss  das  System  der  Gleichstellung  von 
dem  Standpunkte  der  politischen  Klugheit  aus  im  Allgemeinen  als 
das  minder  zweckmässige  bezeichnet  werden.  Es  ist  aber  dieses 
von  jeher  das  System  der  germanischen  Völker  gewesen  ^),  und 


')  Auch  auf  der  Nationalversammlung  zu  Frankfiirt  (1848)  adoptirte 
i  dieses  System,  und  sprach  eine  Gewährleistung  der  Nationalitftt  der 
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hat  schon  in  den  Zeiten  der  Völkerwandernng  den  Nachtheil 
gehabt,  dass  die  siegenden  deutschen  Völker  alsbidd  selbst 
ihren  deutschen  Charakter  ablegten  nnd  romanisirt  wurden; 
es  hat  noch  jetzt  den  Nachtheil ,  dass  die  Oermanisirung 
anderer  Länder,  d.  h.  die  Ausbreitung  der  deutschen  Cultur, 
auch  da  keinen  rechten  Fortgang  gewinnt,  wo  sie  naturgemäss 
angezeigt  ist,  und  diesen  Ländern  selbst,  nicht  weniger  als 
Deutschland,  zum  entschiedensten  Vortheile  gereichen  würde. 

X.  Befriedigende  Ergebnisse  hat  das  System  der  Gleich- 
stellung bisher  nur  da  gezeigt,  wo,  wie  in  der  Schweiz, 
die  yersohiedenenNationalitäten  sich  in  der  richtigen  Erkenntniss, 
ihrer  Vereinigung  zur  Behauptung  ihrer  staatlichen  Existenz 
gegenseitig  zu  bedürfen,  freiwiÜig  aneinander  geschlossen  haben, 
tiberdies  auch  auf  einer  und  derselben  Culturstufe  stehen  und 
keine  der  vereinigten  Nationalitäten  so  sehr  numerisch  oder 
politisch  überwiegt,  dass  die  anderen  fttr  ihre  gleiche  Geltung 
zn  ftlrchten  Ursache  hätten:  oder  auch,  wo  es  demjenigen 
Stamme,  welcher  der  Hauptträger  der  Gultur  ist,  gelingt,  den 
Stämmen  anderer  Nationalität  seine  Gultur  mitzutheilen,  oder 
wo  die  weniger  zahlreiche  Nationalität  das  Bedflrfniss  des 
Anschlusses  an  eine  grössere  Volksmasse  empfindet,  weil  sie 
nach  den  obwaltenden  geographischen  Verbältnissen  nur  in 
dieser  Verbindung  ihre  materiellen,  politischen  und  internatio- 
nalen Interessen  als  gewahrt  und  gesichert  anerkennen  und 
die  Vortheile  eines  grossen  Cultur-Staates  mitzugeniessen  hoffen 
kann. 

XI.  Es  ist  tiberdies  anzuerkennen,  dass  unter  gegebenen 
Verhältnissen  das  System  der  Gleichberechtigung,  der 
Schwierigkeit  seiner  Handhabung  ungeachtet,  das  allein  mög- 
liche sein  kann,  insbesondere  da,  wo  den  Nationalitäten  gegen- 
seitig die  Fähigkeit  zur  Assimilation  in  Sitte  und  Sprache 
vollständig  abgeht,  oder  die  kleinere  Nationalität  doch  von 
einer  solchen  Zähigkeit  ist,  dass  sie  von  der  zahlreicheren 
nicht  absorbirt  oder  zersetzt  werden  kann. 

Xn.  Auch  kommt  hierbei  noch  in  Betracht,  dass  die 
Nationalität,  so  gewiss  sie  in  Blut  (Ra(e)  und  Sprache  ihre 


nicht-deutschen  Bevölkerungen  in  Deutschland  aus,  ohne  dass  es  hierdurch 
auch  nur  im  Mindesten  gelungen  w&re,  deren  Sympathien  zu  gewinnen. 
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natürliche  Grandlage  hat,  allein  zur  Staatenbildang  nicht  ang- 
reicht;  und  dabei  die  geographischen  Verhältnisse  eine  grosse 
Rolle  spielen,  indem  ein  grosser  Staat  nun  einmal  seine  krie- 
gerische und  handelspolitische  Stellung  sichernde  Gränzen 
nicht  entbehren  kann,  und  durch  den  Weltplan  darauf  an- 
gewiesen ist,  sich  diese  zu  verschaffen.  Somit  bildet  sich  im 
Laufe  der  Weltgeschichte  neben  der  rein  natürlichen  Natio- 
nalität alhnählig  auch  eine  politische  Nationalität  ans^). 
Dies  geschieht  um  so  häufiger,  als  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Menschheit  immer  mehr  zur  Bildung  yon  Gross- 
Staaten  oder  ihre  Stelle  vertretenden  grossen  Staatenverbindungen 
drängt.  Sowie  die  Cultur  überhaupt,  als  auf  geistiger  £nt- 
wickelung  beruhend,  fOr  das  Höhere  im  Verhältniss  zum 
ursprünglich  Natürlichen  anerkannt  wird,  so  muss  auch  der 
Gross-Staat  und  die  durch  ihn  begründete  politische  Nationalität 
als  ein  Product  'der  Cultur,  für  das  Höhere  im  Verhältniss 
zur  rein  natürlichen  Nationalität  anerkannt  werden,  und  diese 
im  Gonflicte  sich  ihm  unterordnen,  und  zwar  um  so  mehr,  als 
in  keinem  dermal  bestehenden  grossen  Staate  die  wesentlichste 
Grundlage  der  natürlichen  Nationalität,  das  Blut,  mehr  völlig 
rein  angetroffen  wird. 

XIU.  Die  Berechtigung  der  politischen  Nationalität  hat 
daher  ihren  letzten  und  obersten  Grund  in  ihrer  weltgeschicht- 
lichen Nothwendigkeit.  Im  Einzelnen  wurzelt  sie  in  den 
Friedensschlüssen  und  Staatsverträgen,  welche  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  natürliche  Nationalitäten  zu  politischen  verbunden 
haben. 

XIV.  Es  ist  wohl  möglich  und  sicher  auch  nicht  selten 
vorgekommen,  dass  Gewaltthat  und  Ungerechtigkeit  einer 
Nationalität,  welche  fOr  sich  wohl  hätte  bestehen  können, 
eine  Katastrophe  bereitet  haben.  Aber  so  lange  noch  der 
Krieg  als  eine  völkerrechtliche  Institution  und  sein  Ausgang 
als  ein  Gottesgericht  unter  den  Völkern  betrachtet  wird,  kann 


*)  Den  Unterschied  von  natürlicher  und  politischer  Natio- 
nalität hat  sehr  scharf  hervorgehoben:  J.  Fröbel,  Deutschland,  Oester- 
reich  u.  Venedig,  München  1861,  S.  33;  weiter  ausgeführt  ist  derselbe  in 
dem  Note  *)  angeführten  Aufsätze  in  der  deutschen  Vierte^ahrssduift, 
1861,  Heft  1. 
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die  Gegenwart  nicht  fttr  das  Unrecht  der  Vergangenheit  ver- 
antworüich  gemacht  werden  ^  und  so  bereit  man  auch  sein 
mag,  ein  solches  Unrecht  anznerkennen  and  zn  beklagen ,  so 
unmöglich  ist  es  oft,  dasselbe  wieder  gut  zu  machen  und  ohne 
die  grössten  Nachtheile  und  Gefahren  für  die  seitdem  erwach- 
senen und  dermal  bestehenden  Verhältnisse  die  früheren  Zn- 
stände  wieder  herzustellen^). 

XV.  Ein  Angriff  auf  die  positiv  vOlker-  und  staatsrechtlich 
einmal  anerkannten,  jetzt  bestehenden  politischen  Natio- 
nalitäten durch  die  Proclamirung  des  natttrlichen  Na- 
tionalitätsprincips  ist  daher  ein  Angriff  auf  den  positiy- 
rechtlichen  und  geschichtlichen  Rechtszustand  und  die  Ruhe 
von  ganz  Europa,  und  würde  nach  Umständen  allen  politischen 
Besitzstand  bis  auf  die  Zeiten  des  Cäsar  und  Tacitus  in  Frage 
stellen  und  die  Auflösung  aller  jetzt  bestehenden  Staaten  zur 
Folge  haben.  Wenn  übrigens  die  Wiederherstellung  der 
natürlichen  Nationalitäten  wirklich  als  Princip  an- 
erkannt, mit  Consequenz  durchgeführt  und  nicht  blos  als 
Vorwand  und  Hebel  zur  Zerstörung  eines  oder  des  anderen 
grossen  Staates  einseitig  gebraucht  werden  wollte,  so  würde 
dies  gerade  demjenigen  Staate  (Frankreich)  zum  grössten 
Nachtheile  gereichen ,  der  sich  in  neuester  Zeit  nach  einer  Seite 
hin  zum  Vertreter  dieses  Principes  aufgeworfen  hat,  während 
er  nach  der  anderen  Seite  hin,  gerade  im  Widerspruche  hier- 
mit, nicht  nur  die  schon  früher  einverleibten  fremden  Natio- 
nalitäten festhält,  sondern  sich  sogar  noch  andere  neu  annectirt^). 

§.  14. 
Verhältniss  der  Völkerschaft  zum  Staate. 

I.  Die  Völkerschaft  und  der  Staat  verhalten  sich  zu  einander 
wie  Person  und  Zustand.  Die  Völkerschaft  als  Inbegriff 
stammverwandter  Familien  ist  von  dem  Staate  somit  wesentlich 
dadurch  unterschieden,   dass  in  ihrem  Begriffe  an  sich  nicht 


6)  Dies  alles  wird  selbst  von  französischen  Publicisten  anerkannt. 
Vergl.  z.  B.  Journal  des  Debats,  Courrier  du  Dimanche,  27.  Januar  1861 
(Prevost  Paradol). 
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das  den  Staat  (als  Zustand  §.  3)  auszeichnende  Moment  der 
Stabilität,  d.  h.  der  Ansässigkeit  der  Familien  und 
somit  auch  eines  festen  Volkswohnsitses  (eines  Gebietes) 
enthalten  ist*). 

n.  Es  kann  daher  wohl  auch  das  Dasein  einer  Völker- 
schaft dem  Staate  historisch  vorangehen,  allein  es  ist  dies 
nicht  absolut  nothwendig,  sondern  ob  das  Eine  oder  das  An- 
dere eintritt,  hängt  davon  ab,  ob  die  Völkerschaft  gleich  an- 
fänglich als  eine  s es s hafte  in  einem  bestimmten  Lande 
erscheint  oder  nicht.  In  jeder  Völkerschaft,  welche  die  Natur 
nicht  unter  ganz  ungünstigen  Verhältnissen  erschaffen  hat, 
liegt  aber  der  Trieb,  Staat  zu  werden,  d.  h.  feste  Wohnsitze 
und  ein  ausschliessliches  Gebiet  zu  erwerben,  womit  erst  die 
Grundlage  für  eine  fortschreitende  Civilisation  und  Entwickelung 
der  Völkerschaft  gewonnen  wird. 

III.  Uebrigens  wird  auch  nach  dem  Uebergange  der 
Völkerschaft  in  den  Staat  häufig  gleichbedeutend  mit  letzterem 
das  Wort  Volk  oder  Völkerschaft  gebraucht,  besonders  in 
den  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staaten  unter 
einander,  was  sich  daraus  erklärt,  dass  durch  den  Uebergang 
in  den  Staatszustand  (die  Staatsform)  die  Völkerschaft  an  sich 
nicht  endigt. 

§.  15, 
Factoren  des  Staates. 

I.  Der  Staat  besteht  zufolge  seines  Begriffes  in  subjec- 
tiver  Beziehung  aus  zwei  Factoren:  aus  dem  Staatsherr- 
scher (Souverain),  und  aus  den  Unterthanen  (dem 
Volke)  ^).  In  den  monarchischen  Staaten  wird  der  Staatsherr- 
scherr  im  Allgemeinen  als  Fttrst  bezeichnet:  in  den  Republiken 


*)  Es  gab  und  gibt  wohl  Wandervölker  (Nomaden)  und  wan- 
dernde, d.  h.  zur  Eroberung  neuer  Wohnsitze  ausgezogene  Völker,  aber 
keine  wandernden  Staaten! 

«)  Die  Bezeichnung  „Volk"  für  die  Gesammtheit  der  Unterthanen 
deutet  darauf  hin ,  dass  sich  in  Deutschland  die  Staatsidee  unter  den  Aber- 
wiegenden  Einflüssen  des  fürstlichen  Gefolgschafts- Wesens  entwickelt  hat 
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erscheint  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  als  StaatsheiT- 
scher  im  Gegensatze  zu  dem  Individuum^). 

U.  In  objectiver  Beziehung  ist  der  Staat  bedingt  durch 
das  Staatsgebiet  (Territorium).  In  dem  Territorium 
liegt  jenes  s tätige  Element,  von  dem  der  Staat  selbst  den 
Namen  hat,  und  ohne  welches  er  gar  nicht  gedacht  werden 
kann  ^). 

in.  Die  Form  des  Staates  bestimmt  sich  durch  die  Ver- 
fassung. Die  Verfassung  ist  aber  kein  Factor  des  Staates, 
wie  häufig  angenommen  wird,  sondern  eine  Einrichtung,  die 
von  den  subjectiven  Factoren  desselben  oder  einem  derselben 
ausgeht.  Es  gibt  keinen  Staat  ohne  Verfassung,  d.  h.  ohne 
Organisation;  aber  nicht  überall  gibt  es  eine  geschriebene  Ver- 
fassungsurkunde. 

§.  16. 

Staatswissenschaft  (Politik);  deren  Begiiif  und 

Eintheilung. 

I.  Staatswissenschaft,  Staatslehre  oder  Politik 
im  weiteren  Sinne  ist  der  systematische  Inbegriff  sämmt- 
lieber  auf  das  Staatsleben  sich  beziehenden  Kenntnisse.  Sie 
zerfällt  in  zwei  Haupttheile: 

1)  das  Staatsrecht,  d.  h.  die  Lehre  von  den  durch 
den  Staat  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen  RechtsYcrhält- 
nissen,  und 

2)  die  Staatswissenschaft  oder  Politik  im  engeren 
Sinne,  d.  h.  die  Wissenschaft  und  Kunst  des  Lebens 
im  Staate  ^).  Als  Wissenschaft  lehrt  sie  die  Natur  des 
Staates  erkennen,  als  Kunst  begreift  sie  die  Darstellung  der 
tauglichsten   Mittel    zur   En*eichnng   des    Staatszweckes 


*)  Ausdrücklich  erklärte  dies  die  Verfassung  der  französischen  Republik 
vom  4.  NoY.  1848,  art.  1.  „La  souTerainet^  r^side  dans  Tuniversit^  des 
citoyens  fran^ais  .  .  .  Aucun  individu,  aucune  fraction  du  peuple  ue  peut 
s'en  attribuer  Texerdce.'^ 

^  Siehe  oben  §.  1  und  14. 

*)  So  bestimmt  den  Begriff  der  Politik  sehr  treffend:  J.  Fröbel, 
Theorie  der  Politik.  Wien  1861,  S.  1.  —  Im  Wesentlichen  übereinstimmend: 
Bluntschli,  allgern.  Staatsr.  2.  Aufl.  Bd.  I.  S.  1  flg. 
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unter  gegebenen  Verhältnissen  und  nach  den  Anforderungen 
der  fortschreitenden  Gultur.  In  Bezug  auf  ihre  praktische 
Thätigkeit  äussert  sich  daher  die  Politik  nothwendig  immer 
als  Klugheit^),  und  daher  wird  auch  ihrer  Würde  durch  die 
Bezeichnung  als  Staatskunst  oder  Staatsklugheits- 
lehre nichts  vergeben'),  da  diese  immer  die  richtige  (wissen- 
schaftliche) Erkenntniss  der  vorhandenen  Staatszustände  und 
des  Wesens  des  Staates  überhaupt  voraussetzt 

n.  Die  Lehre  von  den,  dem  Staate  vorausgehenden,  den- 
selben historisch,  philosophisch  und  rechtlich  bedingenden 
Verhältnissen  wird  gewöhnlich  als  Metapolitik  oder  Pro- 
politik bezeichnet^). 

§.  17. 
Verhältniss  von  Recht  und  Politik. 

I.  Recht  und  Politik  verhalten  sich  wie  sittliche  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit,  oder  wie  Allgemeines  (Idee) 
und  dessen  concrete  Darstellung  (Praxis). 

n.  Die  Aufgabe  der  Politik  ist  es  also,  dem  B echte  zur 
Macht,  d.  h.  zur  praktischen  Geltung  zu  verhelfen,  und 
hierzu  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  zweckmässigsten  und 
besten  Organisationen  zu  erschaffen. 

III.  Die  wahre  (richtige)  Politik  kann  daher  nie  mit  dem 
Rechte  in  Widerspruch  stehen,  insbesondere  da  das  Recht  selbst 
das  höchste  und  allgemeinste  Interesse  der  Menschheit  ist 


*)  RechtsphiloBophische  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Yiertel- 
jahrsschrift,  1861.  Heft  I.  S.  359.  —  Politik  ist  gramm.  die  Wissenschaft 
von  den  Verhältnissen  städtischer  Gemeinwesen  und  der  Kunst  ihrer 
Leitung.  Da  alle  städtischen  und  staatlichen  Zustände  auf  allgemeine  In- 
teressen, deren  richtige  Erkenntniss  und  zweckmässige  Verfolgung  gegrOndet 
sind,  so  nahm  das  Wort  „Politik"  bald  auch  die  Bedeutung  yon  Klug- 
heit überhaupt  an. 

s)  Nur  die  ausschliessliche  Beschränkung  der  Politik  auf  den  Begriff 
blos  empirischer  oder  intriguanter  Staatsklugkeit  verdient  den  Tadel,  welchen 
Bluntschli,  a.  a.  0.  (siehe  Note  1)  gegen  die  Auffassung  der  Politik  als 
Staatsklugheit  ausspricht 

*)  Eigentlich  metapolitische  Zustände  sind  nur  die  Familie  und  die 
Völkerschaft  vor  der  Begründung  einer  festen  Niederlassung  (§.  14). 
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IV.  Umgekehrt  kann  auch  das  Becht  die  Politik  nicht 
entbehren,  da  es  an  sich  als  Ideales  und  Gültiges  (d.  h. 
gelten  Sollendes)  nur  durch  eine  kluge  und  zweckmässige 
Organisation  des  Staates  zur  praktischen  Geltung  in  Raum 
und  Zeit  gelangen ,  d.  h.  wirklich  Geltendes  werden  kann. 

V.  Die  Politik  ist  daher  in  Bezug  auf  das  Recht  die 
Kunst  der  Bechtserzeugung,  d.  h.  Fortbildung  des 
Rechtes  in  einer  den  fortwachsenden  Culturverhältnissen  ent- 
sprechenden Weise  ^). 

VI.  Daher  ist  auch  alles  historische  Becht  zugleich 
politisches,  d.  h.  durch  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit 
und  Klugheit  modificirtes  Recht.  Das  wahre  historische 
Recht  ist  somit  das,  welches  weder  stationär  ist,  noch  sich 
überstürzt,  sondern  sich  organisch  durch  Reform  fortbildet. 
Das  wahre  historische  Recht  ist  daher  Angemessenheit  an  die 
Culturverhältnisse  der  fraglichen  Geschichtsperiode  ^). 

§.  18. 
Begriff  und  Eintheilung  des  öffentlichen  Rechtes. 

I.  So  wie  der  Staat  in  Folge  der  Gemeinschaftlichkeit  der 
Interessen  der  Staatsgenossen  sich  als  öffentlicher  Zustand 
darstellt,  so  erscheinen  auch  ebenmässig  die  sämmtlichen  durch 
das  Dasein  des  Staates  begründeten  und  auf  ihn  bezüglichen 
Rechtsverhältnisse  als  öffentliches  Recht. 

n.  Den  Gegensatz  bildet  das  Privatrecht,  als  jenes 
Becht,  welches  nur  in  den  Interessen  der  Individuen  als  Ein- 
zelnen wurzelt  und  nur  zu  diesen  Beziehung  und  fttr  dieselben 
Bedeutung  hat  0- 


*)  Rechtsknnst,  nicht  Staatspfiffigkeit!  (Rechtsphilo- 
sophische Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Vierte^ahrsschrift,  1861, 
Heft  I.  S.  359).  —  Blnntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Bd.  I,  1857, 
S.  2.  „Die  Politik  als  Wissenschaft  betrachtet  vorzugsweise  die  Strömangen 
und  Wandelungen  des  staatlichen  Lebens 'S 

*)  Rechtsphilosophishe  Zeitgedanken,  a.  a.  0.  S.  358—360. 

*)  Sehr  schön  theilten  schon  die  römischen  Juristen  mit  Rücksicht  auf 
den  Unterschied  der  6  esammt- Interessen  und  der  Sonder -Interessen 
das  gesammte  Recht  in  jus  publicum  (quod  ad  statum  reipublicae  spectat) 
und  in  jus  privatum  (quod  ad  singulonim  utilitatcm)  —  „  sunt  cnim  quae- 
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III.  Die  durch  das  Dasein  des  Staates  begründeten  und 
somit  öffentlichen  Rechtsverhältnisse  treten  aber  in  zwei 
hauptsächlichen  Beziehungen  hervor:  theils  in  Beziehung  nach 
Aussen,  d.h.  zu  anderen  Staaten  oder  Völkerschaften,  theils 
in  Beziehung  nach  Innen,  d.  h.  in  Bezug  auf  die  Factoren 
des  Staates  selbst.  Hiernach  theilt  sich  das  öffentliche  Recht 
naturgemäss  in  zwei  Hauptklassen :  das  Völkerrecht  und 
das  Staatsrecht 

§.  19. 
BegriflF  des  Staatsrechtes. 

Unter  S  t  a  at s  r  e  ch  t  im  Gegensatze  des  Völkerrechtes  (§.  18) 
versteht  man  in  subjectiver  Beziehung  den  Inbegriff  der 
Rechte  und  Pflichten,  welche  für  den  Staatsherrscher 
und  die  Unterthanen  gegenseitig,  sowie  auch  für  die 
letzteren  unter  sich  durch  den  Staatszustand  begründet 
werden.  Objectiv  versteht  man  unter  Staatsrecht  den  In- 
begriff der  Rechtsgrundsätze,  welche  durch  den  Staatszustand 
in  Beziehung  auf  denselben  b^ündet  werden.  Häufig  wird 
jedoch  auch  das  Staatsrecht  selbst  noch  öffentliches  Recht 
genannt,  was  aber,  da  die  deutsche  Sprache  in  ersterem  Worte 
einen  voDkommen  bezeichnenden  Ausdruck  bietet,  zu  vermeiden 
sein  dürfte*)- 


dmipubUce  utilia,  quaedam  |>nrahV»."  (ülpianus.)  L.  1.  Dig.  de  Just,  et 
jure.  (I.  1.)  —  Die  Eigenschaft  dieses  Gegensatzes  als  eines  contradicto- 
rischen,  und  somit  auch  die  Richtigkeit  der  darauf  gebauten  obersten  Ein- 
IheUung  des  Rechtes,  bestreitet  K.  S.  Zacharift,  40  Bücher  vom  Staate, 
1839,  Bd.  L,  p.  171,  172;  u.  in  seinem  lit.  Nachlasse,  1843,  p.  120  u.  f.; 
er  will  dagegen  die  Unterscheidung  von  Naturrecht,  als  Recht  des  Natur- 
standes (siehe  oben  §.  8),  und  Staatsrecht  an  die  Spitze  des  Systems 
gestern  wissen.  AUein  das,  was  er  Staatsrecht  nennt,  ist  in  seinem 
Wesen  nichts  anderes,  als  das,  was  man  sonst  positives  Recht  überhaupt 
nennt,  so  dass  er  also  die  Eintheüung  des  Rechtes  nach  seinen  Quellen 
mit  der  nach  seinen  Gegenstinden  verwechselt,  und  dabei  übersieht,  dass 
der  Gegensatz  von  Privatrecht  und  Staatsrecht  nicht  sowohl  ausserhalb 
des  Staates,  als  viehnehr  in  demselben  zum  Bewusstsein  kommen  muss,  wie 
dies  schon  die  Römer  richtig  bemerkt  haben. 

«)  Die  lateinische  Sprache  bot  hier  freiüch  nur  den  Ausdruck  jus 
puhUcum:  und  dies  erklärte  sich  recht  wohl  daraus,  dass  zur  Zeit  der 
römischen  Herrschaft  die  völkerrechtiichen  VerhÄltnisse  noch  viel  zu  wenig 
entwickelt  waren,  als  dass  man  sie  als  besonderen  Rechtstheil  von  dem 
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§.  20. 

Allgemeiner  Charakter  des  Staatsrechtes:   sein 

Verhältniss  zum  Privatrecht*). 

I.  Alles  Staatsrecht,  so  wie  überhaupt  alles  Öffentliche 
Rechty  trägt  den  Charakter  einer  sittlichen  Nothwendigkeit 
an  sich.  Es  ist  eben  so  noth wendig,  dass  regiert  als  dass 
gehorcht  werde.  Dies  ist  die  unmittelbare  Folgerung  aus 
dem  Wesen  des  Staates  selbst,  insofeme  er  als  die  unerlässliche 
Bedingung  einer  vemunftgemässen  socialen  Existenz  erkannt 
wird. 

II.  Alle  politischen  Rechte  sind  daher  mit  Pflichten 
gemischt,  d.  h.  sie  wurzeln  in  Pflichten,  und  finden  ihre 
natürlichen  Gränzen  in  diesen  Pflichten^).  Diese  Pflichten 
selbst  sind  aber  sowohl  auf  Seite  des  Staatsherrschers  als  der 
Unterthanen  durch  das  Wesen  des  Staates  vollkommen  bestimmt, 
und  aus  diesem  zu  entwickeln. 

III.  Politische  Rechte  tragen  daher  in  subjectiver  Beziehung 
auch  nicht  jenen  Charakter  des  absoluten  Beliebens  (jus 
dispanendt)  an  sich,  welcher  die  Privatrechte  auszeichnet^), 
sondern  der  Berechtigte  ist  verpflichtet^)  sie  auszuüben, 


Staatsrechte  zu  scheiden  Veraulassung  hätte  finden  können.  In  den  modernen 
romanischen  Sprachen,  z.  B.  im  Französischen,  wird  jetzt  droit  poUiique, 
Engl.  poHUcal  lano,  hauptsächlich  in  der  Bedeutung  von  Staatsrecht  ge- 
braacht,  und  ihm  das  Völkerrecht  als  droit  des  gena,  the  Icao  of  natüms, 
gegenüber  gestellt 

<)  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  1857,  Bd.  I.  S.  3.  — 
Gerber,  über  öffentliche  Rechte,  Tübingen  1852,  S.  29.  —  J.  Held,  System 
des  Yerfassungsrechtes,  1856,  Tbl.  I.,  S.  6. 

*)  So  z.  B.  ist  der  Staat  nur  darum  berechtigt  zu  strafen,  weil  er 
zu  strafen  verpflichtet  ist;  und  er  ist  nicht  berechtigt,  eine  andere  Strafe 
zu  vollziehen,  als  er  zu  verhängen  verpflichtet  ist  —  Hiermit  stimmt  überein 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staater.  2.  Aufl.  §.  14.  S.  44. 

^  Alles  Privatrecht  l)eruht  auf  dem  Begriffe  der  „Dispositions* 
befug niss'*  und  ist  mit  derselben  identisch.  Daher  der  oberste  Grundsatz 
des  Privatrechte:  „jure  suo  uti  nemo  cogitur.^'  L.  156.  pr.  Dig.  de  Reg. 
Jnr.  (50,  17);  L.  un.  Cod.  ut  nemo  invitus  (3,  7).  Thibaut,  System  der 
Fand.  8.  Aufl.  §.  76. 

4)  Eine  Ausnahme  findet  nur  statt,  wo  die  Gesetzgebung  eines  Landes 
ein  politisches  Recht  entweder  nur  als  beneßcium  legin  aufstellt,  oder  &cal- 

Zöpfl,  Btutiracht  5.  Aufl.  I.  3 
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wenn  gleich  nicht  jede  solche  Pflicht  eine  Zwangspflicht  ist 
und  sein  kann^). 

IV.  Hieraas  ergibt  sich  zugleich,  dass  der  Berechtigte  in 
der  Regel  auf  die  Ausübung  seines  politischen  Rechtes  nicht 
verzichten  kann,  und  dass  überhaupt  das  öffentliche  Recht  über 
aller  Einwirkung  der  Einzehien  steht  ^). 

y.  Dagegen  ist  umgekehrt  alles  Privatrecht  hinsichtlich 
seiner  praktischen  Gültigkeit  vom  Staate  abhängig  und  dem- 
selben untergeordnet^). 

§.  21. 

Eintheilung  des  Staatsrechtes :  allgemeines  und  besonderes: 

inneres  und  äusseres  Staatsrecht :  Verfassungs  -  und 

Verwaltungsrecht. 

Das  Staatsrecht  kann  auf  dreifache  Weise  eingetheilt 
werden : 

I.  nach  seinen  Quellen.  Hiemach  hat  man  das  allge- 
meine (philosophische 9  jus  publicum  universale)  und  das  be- 
sondere (positive  oder  historische)  Staatsrecht  der  einzelnen 
Staaten  (jus  publicum  proprium  cujuscunque  civitatis)  zu  unter- 
scheiden, je  nachdem  nämlich  die  staatsrechtlichen  Normen 
unmittelbar  aus  dem  Begriffe  und  Wesen  des  Staates  oder  aus 
positiven  Quellen  geschöpft  werden,  welche  sich  bei  einzelnen 
Völkern  historisch  erzeugt  haben.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
kann  auch  als  das  natürliche  bezeichnet  werden,  insofern  es 
nichts  anderes  ist,  als  ein  Inbegriff  logischer  Entwickelnngen  aus 
dem  Staatsbegriffe,  und  alles  dasjenige  natürliches  Recht  ge- 


tativen  Gebrauch  ausdrücklich  gestattet  oder  eine  Weigenmgs-  und  Ab- 
lehnungsbefugniss  der  Berechtigten  anerkennt 

^)  So  z.  6.  das  Begnadigungsrecht  des  Staatsherrschers. 

^)  „Jus  publicum  privatorum  pactis  immutari  neqnif  L.  38.  Dig.  de 
pactis  (2,  12).  —  Code  Napoleon,  art6:  „On  ne  peut  ddroger  pardes 
Conventions  particuliöres  aux  lois  qui  Interessent  Tordre  public  et  les  bonnes 
moeurs. " 

^  Daher  liegt  auch  das  einzige  Kennzeichen  eines  Privatrechtes  im 
positiven  Staatsleben  darin ,  dass  der  Staat  das  jus  dispanmdi  der  Privat- 
personen anerkennt,  sei  es  durch  ausdrackliche  Gestattung  einer  Klage  oder 
Einrede,  sei  es  durch  stillschweigende  Billigung  des  natürlichen  Bechtes. 
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nannt  werden  darf^  was  ans  irgend  einem  gegebenen  Bechts- 
begriffe  durch  logische  Folgerang  abgeleitet  werden  kann. 

II.  Nach  den  Gegenständen,  auf  welche  sich  die 
staatsrechtlichen  Normen  beziehen  können,  ist  inneres  und 
äusseres  Staatsrecht  zu  unterscheiden^).  Das  innere  Staats- 
recht hat  die  politischen  Rechtsverhältnisse  zum  Gegenstande, 
welche  innerhalb  des  Staatsgebietes  in  Frage  kommen:  das 
äussere  Staatsrecht  dagegen  ist  der  Inbegriff  jener  Grund- 
sätze, welche  ein  Staat  positiv  in  Bezug  auf  seine  äusseren 
Verhältnisse  aufstellt.  Das  äussere  Staatsrecht  ist  also,  eben 
so  wie  das  Völkerrecht,  bedingt  durch  die  Existenz  mehrerer 
Staaten  neben  einander;  es  ist  aber  von  dem  Völkerrechte 
dadurch  unterschieden,  dass  es  nicht,  wie  dieses,  eine  allge- 
mein gültige  Regel  ftir  die  gegenseitigen  Beziehungen 
der  vei-schiedenen  Staaten  unter  einander  als  freier,  selbst- 
ständiger völkerschaftlicher  Gemeinwesen  ist,  sondern  nur  die 
besonderen  Grundsätze  begreift,  welche  ein  einzelner  Staat 
als  diejenigen  verkündet,  welche  er  in  dem  Völkerverkehre 
beobachtet  wissen  will,  zu  deren  Anerkennung  er  aber  un- 
mittelbar nur  seine  eigenen  Unteithanen ,  nicht  aber  fremde 
Staaten  ohne  deren  Einwilligung  verpflichten  kann. 

III.  Mit  Rücksicht  auf  die  Form  und  Thätigkeit  der 
Staatsgewalt  ist  sodann  endlich  das  Verfassungsrecht  und 
Verwaltungsrecht  zu  unterscheiden.  Ersteres  ist  der 
Inbegriff  der  in  einem  Staate  hinsichtlich  der  Bebe rrschungs- 
nnd  Regierungsform  geltenden  Grundsätze:  seine  Wissen- 
schaft begreift  daher  die  Lehre  von  den  Subjecten  der  politischen 
Bechte  überhaupt  und  den  ihnen  zuständigen  Befugnissen^). 

*)  Von  dem  äusseren  Staatsrechte  ebenfalls  unterschieden,  und  als 
ein  Theil  des  Völkerrechtes  aufzufassen,  ist  das  sogenannte  Staaten- 
recht, als  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich  auf  die  gegenseitigen 
Verhältnisse  von  Staaten  beziehen,  welche  sich  selbst  in  einer  staatenähn- 
lichen bleibenden  Verbindung  (Staatenbund  oder  Bundesstaat)  befinden. 

*)  Es  ist  zu  enge,  wenn  man  das  Yerfassungsrecht  nur  auf  die  Lehre 
von  dem  herrschenden  Subjecte  und  seinen  Befugnissen  allein  ein- 
schränkt: dies  würde  sich  kaum  bei  einer  autokratischen  Kegierungsform 
rechtfertigen  lassen.  —  Als  Inbegriff  der  Normen,  die  sich  auf  Form, 
Richtung  und  Gränzen  der  höchsten  Gewalt  beziehen,  erklärt  das 
Verfassungsrecht,  Hoffmann,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  d.  ges.  St-W., 
1844,  Hft.  1,  p.  191. 

3* 
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Das  letztere  ist  der  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  sich 
auf  die  Aus  Übung  der  Staatsgewalt,  resp.  der  einzelnen 
Hoheitsrechte  innerhalb  der  durch  das  Verfassnngsreeht  be- 
stimmten Formen  und  Gränzen  beziehen'). 
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Zweiter  Abschnitt 

Vom  Staatsiweck. 

§.  22. 
Der  Staatszweck.   Verschiedene  Theorien. 

I.  Der  Staatszweck  ist  die  yemttnftigeldee,  welche  durch 
das  Dasein  (die  Thatsache)  des  Staates  verwirklicht  wu*d,  und 
die  eben  darum,  weil  sie  das  sittliche  Wesen  desselben 
bildet,  in  Bezug  auf  die  Mitglieder  des  Staates  als  praktische 
Yemunftforderung  erscheint^). 

n.  Die  verschiedenen  Ansichten  über  den  Staatszweck 
lassen  sich  auf  zwei  Haupttheorien  zurückführen.  Nach  der 
einen  ist  der  Zweck  des  Staates  derselbe  wie  der  Zweck  der 
Menschheit  selbst:  nach  der  anderen  ausschliesslich  nur 
Geltung  des  Rechtsgesetzes^). 

in.  Das  was  die  Untersuchungen  über  den  sogenannten 
Staatszweck  hervorgerufen  hat,  ist  das  Bestreben,  ein  Princip 
aufzufinden,  nach  welchem  mit  allgemeiner  praktischer  Qültig- 

*)  Der  Staatszweck  ist  also  nichts  anderes  als  das  Wesen  (die  bereits 
im  §.  3  angegebene  Idee)  des  Staates  selbst,  als  praktische  Aufgabe  ftür  die 
menschliche  Th&tigkeit  aufgefasst.  Der  Streit  darüber,  ob  man  von  einem 
Zwecke  des  Staates  sprechen  könne,  da  er  selbst  ein  Zweck  sei  (siehe 
K  8.  Zacharift,  40  Bücher  Yom  Staate,  1.  Aufl.  Bd.  L,  S.  212  u.  f.)  ist 
ein  reiner  Wortstreit  Der  Zweck  und  das  (sittliche)  Wesen  des  Staates 
sind  durchaus  identisch.  Eben  durch  seinen  Zweck,  d.  h.  durch  seine  sitt- 
liche Idee,  ist  der  Staat  ein  Zustand  (statusy  §.  1  u.  3),  eben  so,  wie  das 
Indiyidnum  durch  die  in  ihm  lebendige  sittliche  Idee  Person  ist 

*)  F.  Murhard,  der  Zweck  des  Staates.  Eine  propolitische  Unter- 
Buchung  im  Lichte  unseres  Jahrhunderts,  1832.  —  Theilweise  abweichend 
yon  seiner  früheren  Ansicht  (siehe  Note  1)  erklärte  sich  K.  S.  Zacharift, 
40  Bücher  y.  Staate  (Umarbeit)  L,  S.  148.  —  Maurenbrecher,  Lehrb., 
$.2^-28.  —  H.  A.  Zacharift,  deutsch.  Staater.,  I.,  (2.  Aufl.  1853).  §.  13.  — 
J.  Held,  System  des  Yeifassungsrechta  (1866)  Bd.  I.,  S.  277  flg.  — 
Wippermann,  Beitrftge,  I.,  S.  54  u.  f.  —  K.  Hagen,  über  die  histor. 
JBntwickelung  der  Idee  des  Staates,  in  s.  Fragen  der  Zeit,  Bd.  H.  1845. 
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keit  die  Aufgabe  und  die  Gränzen  der  Staatsgewalt  bestunnit 
werden  könnten. 

IV.  Alle  diese  Untersncbnngen  bemhen  auf  der  erfahnmgs- 
massigen  Beobachtong^  dass  in  jedem  Staate  ein  Gegensatz 
der  Individualität  und  der  Gesammtbeit  vorhanden  ist'), 
welcher  in  ihm  selbst  seine  befriedigende  Lösung  suchen  muss. 
Da  sich  aber  in  den  bestehenden  Staaten  überall,  und  in  ver- 
schiedenen Zeiten  auch  in  demselben  Staate,  das  Verhältniss 
der  individuellen  Persönlichkeit  zur  Gesammtbeit  verschieden 
entwickelt  voi-findet,  und  man  bald  die  Individualität  auf 
Kosten  der  Gesammtbeit,  bald  umgekehrt  die  Staatsgewalt  auf 
Kosten  der  Fi*eiheit  der  Einzelnen  als  übermässig  begünstigt 
zu  erkennen  glaubte,  so  strebte  die  Wissenschaft,  bald  durch 
Erweiterung,  bald  durch  engere  Begränzung  des  Staatszweckes, 
das  richtige  und  harmonische  Verhältniss  zwischen  den  an- 
gegebenen beiden  Gegensätzen  herzustellen. 

§.  23. 

L   Von   der  Theorie,   welche   den  Zweck  des  Staates 

mit  dem  der  Menschheit  identisch  nimmt, 

und  ihren  Unterarten. 

I.  Die  Theorie,  welche  dem  Staate  die  Aufgabe  setzt,  die 
Zwecke  der  Menschheit  selbst  zu  den  seinigen  zu  machen, 
kann  von  einem  zweifachen  Standpunkte  ausgehen,  nämUch 
entweder  von  dem  Standpunkte  des  Idealismus,  oder  von 
dem  Standpunkte  des  Materialismus. 

U.  Von  dem  ersteren  Standpunkte  aus  betrachtet,  wird 
die  möglichste  allseitige  Vollendung  und  Ausbildung  des  Men- 
schen, d.h.  die  Vei-wirklichung  der  Herrschaft  des  Sitten- 
gesetzes, als  Zweck  des  Staates  ausgesprochen. 

III.  Von  dem  anderen  Standpunkte  aufgefasst,  wird  der 
Staatszweck  in  die  wirkliche  Begründung  eines  allgemeinen 
Wohlbefindens  gesetzt,  und  damit  dem  Staate  die  Sorge  für 
das  materielle  Wohl  der  Unterthanen  zur  Pflicht  gemacht, 
ohne  gerade  die  Entwickelung  der  moralischen  Seite  des  Men- 
schen auszuschliessen  (sogenannte  Wohlfahrts-Theorie). 


')  Siehe  oben  §.  6. 
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IV.  Auf  dieser  Gleichstellung  der  Zwecke  der  Menschheit 
und  des  Staates  beruhten  die  Staatsverfassungen  des  gesamm- 
ten  nicht-germanischen  Alterthums,  und  zwar  in  der  Art,  dass 
bald  die  eine,  bald  die  andere  der  beiden  Hauptrichtnngen, 
in  welcher  diese  Grundansicht  entwickelt  werden  kann,  als 
vorwaltend  erscheint.  So  umfassten  die  Theokratien  der  alten 
Welt  mit  ihren  auf  ein  ideales  Princip  gegründeten  Institutionen 
stets  eben  sowohl  den  ganzen  Menschen  in  allen  seinen 
Beziehungen,  wie  ihn  auch  die  antiken  Republiken,  namentlich 
in  Griechenland,  in  seiner  Totalität  erfassten^),  wenn  gleich 
hier  mehr  die  sinnliche,  lebensfrohe,  ja  frivole  Richtung  des 
Materialismus  überwog. 

§.  24. 
1)  Die  Herrschaft   des  Sittengesetzes   als  Staatszweck. 

I.  Es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Staatszweck 
auf  eine  würdige  Weise  bestimmt  wird,  wenn  man  die  Herr- 
schaft des  Sittengesetzes  als  solche  aufstellt,  und  dass 
auch  in  keinem  Staate  die  Rücksicht  auf  die  Geltung  und 
lebendige  Entwickelung  des  Sittengesetzes  jemals  fehlen  darf. 

II.  Es  leidet  jedoch  diese  Theorie  an  der  Unsicherheit, 
dass  der  Begi'iff  des  Sittengesetzes  selbst  jederzeit  nach  der 
Verschiedenheit  der  philosophischen  und  theologischen  Parthei- 
standpunkte verschieden  bestimmt  werden  wird. 

III.  Sodann  leidet  diese  Theorie  auch  an  Einseitigkeit, 
in  so  ferne  in  ihr  die  im  Staate  jedenfalls  unvermeidliche 
Rücksicht  auf  den  materiellen  Wohlstand  keinen  genügenden 
wissenschaftlichen  Ausdruck  findet. 

IV.  Wo  lediglich  die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  als 
Staatszweck  ausgesprochen  wird,  läuft  man  Gefahr,  den  Staat 
als  eine  blosse  Erziehungsanstalt  zu  gestalten  und  ihn 
so  hoch  über  das  Individuum  zu  stellen,  dass  dieses  in  ihm 


*)  Dies  thut  selbst  die  Lykurgische  Gesetzgebung.  Der  Politik  des 
Plato  und  Aristoteles  liegt  dieselbe  Anschauung  zu  Grunde.  Die  Körner 
folgten  hierin  ihren  Lehrmeistern,  den  Griechen.  —  Nach  dieser  Theorie 
geht  der  Mensch  im  Bürger  unter.  —  Daher  der  einzige  Stolz:  „Ego 
sum  ciyis  Romanus." 
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yOllig  untergeht  and  der  Staat  sonach  mehr  das  Grab  als  eine 
Schatzwehr  der  individuellen  Freiheit  wird. 

y.  Dies  zeigt  sich  namentlich  bei  den  Theokratien  des 
AlterthumSy  in  welchen  sich  der  Staat  mehr  oder  minder  mit 
der  Kirche  identificirte  und  den  Menschen  nicht  nur  in  seinen 
äusseren,  sondern  auch  in  seinen  inneren  Handlungen, 
in  seiner  Gesinnung,  in  seinem  Meinen  und  in  seinem  Glauben 
beherrschte,  und  ihn  desshalb  unter  eine  fortwährende  Vor- 
mundschaft stellte,  wodurch  das  Staatsleben  nothwendig  in 
eine  Starrheit  und  Stagnation  gerieth,  welche  mit  dem  natür- 
lichen Triebe  und  dem  sittlichen  Berufe  des  Menschengeschlechts 
zu  fortschreitender  Entwickelung  in  geradem  Widerspruche  steht 

VI.  Wo  aber  in  einer  Nation  der  Sinn  flir  individuelle 
Freiheit  von  Haus  aus  lebendig  oder  einmal  erwacht  ist, 
BtOsst  der  Staat  die  theokratische  Form  zurück  und  entwindet 
sich  derselben,  verfolgt  aber  sodann  eben  desshalb  nur  noch 
einen  Theil  der  Zwecke,  welche  die  Theokratie  als  Einheit 
von  Kirche  und  Staat  zuerst  insgesammt  zu  erreichen  gesucht 
hatte  0. 

VII.  Im  Mittelalter  machte  die  römische  Hierarchie  den 
Versuch,  dem  Staate  wieder  universell  einen  theokratischen 
Charakter  aufzuprägen  ^).  Allein  der  gewaltigsten  Anstrengungen 
ungeachtet,  scheiterte  dieses  Unternehmen  an  der  nationalen 
Opposition  der  germanischen  Völker^). 

§.  25. 
2)  Die  allgemeine  Wohlfahrt  als  Staatszweck. 

I.  Ganz  dasselbe  was  gegen  die  Theorie  erinnert  werden 
musste,  welche  die  Herrachaft  des  Sittengesetzes  als  Staats- 

*)  üeber  die  ursprOngliche  Einheit  und  spätere  Trennung  von  Staat  und 
Kirche,  vergi.  Roth»e,  die  Anfänge  der  christlichen  Kirche  und  ihrer  Ver- 
fassung. Wittenberg  1837. 

*)  Man  darf  übrigens  nicht  verkennen ,  dass  sich  die  Kirche  zu  einem 
solchen  Streben  aufgefordert  und  gedrungen  finden  musste,  da  der  Staat 
damals  ausser  einer  überdies  höchst  mangelhaften  Rechtspflege  gar  nichts 
leistete,  und  die  Kirche  anfänglich  sogar  die  heidnischen  Germanen  für  die 
Civilisation  und  das  Staatsleben  heranzubilden  hatte. 

3)  Yergl.  K  Hagen,  Deutschlands  liter.  und  religiöse  Verhältnisse  im 
Reformationszeitalter.  ErUngen  1841. 
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zweck  erklärt,  gilt  auch  von  der  Theorie,  welche  den  Staats- 
zweck in  die  allgemeine  oder  öffentliche  Wohlfahrt  setzt. 

U.  Aach  mit  diesem  Ausdrucke  pflegen  sehr  verschiedene 
Begriffe  rerbunden  zu  werden  und  daher  kann  derselbe  wohl 
auch  in  einem  Sinne  genommen  werden,  welcher  dem  Wesen 
(der  Idee)  des  Staates  genügend  entspricht^). 

ni.  Da  aber  dieser  Ausdruck  seiner  Unbestimmtheit  wegen 
vieler  Missdeutung  fähig  ist,  so  gewährt  auch  die  Verkündigung 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  als  Staatszweck  keine  Bürgschaft 
gegen  eine  übermässige  Ausdehnung  der  Staatsgewalt  und 
Gefährdung  der  individuellen  Freiheit  durch  ein  auf  die  Dauer 
unerträgliches  Bevormundungssystem. 

IV.  In  ihren  äussersten  Gonsequenzen  würde  diese  Theorie 
die  Einzelnen,  ja  sogar  jede  Klasse  von  Staatsangehörigen, 
der  Gesammtheit  gegenüber  als  rechtlos  erscheinen  lassen, 
weil  sie  beliebig  als  Mittel  für  die  allgemeine  Wohlfahrt  auf- 
geopfert werden  könnten  2).  Die  allgemeine  Wohlfahrt  wäre 
aber  sonach  selbst  eine  Chimäre,  und  würde  nur  als  die  Wohl- 
fahrt der  Mehrzahl  auf  Kosten  der  Minderzahl  oder  gar 
nur  als  Wohlfahrt  einer  mächtigen  und  compakten  Minorität 
oder  auch  nur  eines  Einzelnen  auf  Kosten  der  Mehrzahl 
oder  aller  Uebrigen  erscheinen. 

V.  Die  allgemeine  Wohlfahrt  hat  daher  zu  allen  Zeiten 
sowohl  der  Revolution  als  dem  Despotismus  zur  Be- 
schönigung von  Gewaltstreichen  dienen  müssen. 

§.  26. 

n.    Von   der   Theorie,   welche  Schutz   und  Sicherheit 

der  Rechte  als  ausschliessKchen  Zweck  des  Staates 

betrachtet. 

I.  Die  Unbestimmtheit  der  bisher  erwähnten  Theorien 
und  der  Vorschub,  welchen  sie  jeder  Willkührhemschaft,  der 
Kevolution  sowie  dem  Despotismus,  zu  leisten  im  Stande  sind, 


0  Siehe  oben  §.  8  o.  6. 

^  Gerade  in  diesem  Untergehen  des  Einzehien  in  dem  Verhältnisse 
zur  Gesammtheit  findet  das  Wesen  des  Staates,  Yollgraff,  System  der 
praktischen  Poütik  im  Abendlande,  L,  p.  30,  öO,  B6. 
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da  ihnen  mit  Leichtigkeit  ein  unrichtiger  und  den  selbstsüch- 
tigen Tendenzen  der  herrschenden  Partbei  oder  Person  ent- 
sprechender Sinn  unterstellt  werden  kann,  bat  das  Bestreben 
hervorgerufen,  durch  eine  möglichst  enge  Begr&nzung  des 
Staatszweckes  eine  feste  Scheidelinie  zwischen  einer  yemnnft- 
gemässen  Staatsgewalt  und  der  Willktthrherrschaft  aufzustellen, 
dadurch  die  individuelle  Freiheit  überhaupt  gegen  Uebergriffe 
der  Staatsgewalt  zu  sichern,  dem  Menschen  neben  dem 
Bürger  Anerkennung,  Bedeutung  und  Geltung  zu  verschaffen, 
und  namentlich  der  geistigen  Freiheit  und  Entwickelung  des 
Menschen  durch  eine  scharfe  Scheidung  von  Recht  und  Moral, 
Staat  und  Kirche,  einen  unbeschränkten  Spiehraum  zu  erOflnen  0. 
U.  Man  glaubte  daher  den  Zweck  des  Staates  nur  allein 
in  die  Gewährung  von  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit,  d.  h. 
in  dicBewirkung  eines  geordneten  Rechtszustandes  setzen 
zu  mttssen  2),  so  dass  also  der  Staat  selbst  nur  als  eine  Rechts- 
anstalt erscheinen  sollte,  in  welcher  es  dem  Inditiduum  möglich 
und  verstattet  wäre,  den  von  ihm  selbst  als  vernünftig  erkannten 
Zwecken,  seiner  geistigen  und  sittlichen  £ntwickelung  und  mate- 
riellen Wohlfahrt,  in  voller  Freiheit  ohne  vormundsohaftliche 
Leitung  und  Beengung  durch  die  Staatsgewalt  nachzustreben. 

III.  Einen  geordneten  Rechtszustand  erkennt  diese  Theorie 
aber  nur  da  an,  wo  die  Gleichheit,  d.  h.  die  Gemein- 
samkeit des  Rechtes  die  Grundlage  bildet,  daher  sie  auch 
allen  Standesvorrechten  und  Privilegien  den  Krieg  erklärt 

IV.  So  wie  überhaupt  ein  Extrem  das  andere  hervorzu- 
rufen pflegt,  so  musste  diese  Theorie  nothwendig  aufgestellt  und 
verfochten  werden,  nachdem  die  Erfahrung  das  Unselige  des 
Znvielregierens  und  der  nngemessenen  Einmischung  der  Staats- 


0  Diese  Richtang  wurde  in  Deutschland  schon  seit  Puffendorf,  be- 
sonders aber  seit  Kant  bemerklich.  In  der  neueren  Zeit  wurde  diese  Theorie 
besonders  von  Behr,  Jordan,  v.  Rotteck  u.  A.  vertheidigt 

<)  Rechtsschutz  und  Rechtssicherheit  im  buchstäblichen  Sinne  kann  der 
Staat  nie  schaffen,  da  er  nicht  alle  Rechtsverletzungen  unmöglich  machen, 
d.  h.  verhüten  kann:  praktisch  kann  man  also  die  Aufgabe  des  Staates  in 
dieser  Beziehung  nur  dahin  bestimmen,  dass  er  einen  geordneten  Bechts- 
zustand  erhalte,  d.  h.  dafür  sorge,  dass  jede  rechtswidrige  Handlung 
von  der  entsprechenden  rechtlichen  Folge  betroffen  werde,  was  besonders 
für  das  Ciiminalrecht  von  Bedeutung  ist. 
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gewalt  in  alle  Verhftltmsse  der  Individnen  und  Familien  auf 
eine  empfindliche  Weise  erkennen  gelehrt  hatte  ^). 

y.  So  schätzbar  die  Tendenz  dieser  Theorie  an  sich  ist, 
nnd  so  viel  sie  dazn  beigetragen  hat,  die  Aufgabe  des  Staates 
genauer  nnd  fester  zn  bestimmen,  so  trifft  sie  dagegen  auf 
der  anderen  Seite  der  Tadel,  dass  sie  den  Zweck  des  Staates 
viel  zu  enge  und  einseitig  aufgefasst  hat,  indem  die  Bewirkung 
eines  geordneten  Bechtszustandes  allerdings  zwar  eine  uner- 
lässliche,  jedoch  keineswegs  die  einzige  Bedingung  eines 
yemunftgemässen  socialen  Zustandes  ist^). 

VI.  Nur  ganz  kleine  Staaten,  welche  nur  erst  als  eine 
Yon  fireien  Orundbesitzem  gebildete  Landgemeinde  erscheinen, 
wie  z.  B.  in  den  ersten  Anfängen  der  deutschen  Völker- 
geschichte, können  ftar  die  Dauer  dieser  einfachen  Zustände 
bei  Beschränkung  des  Staatszweckes  auf  Rechtsschutz  und 
Vertheidigung  bestehen.  Die  Erweiterung  des  Verkehrs  und 
der  Uebergang  zu  einer  höheren  Stufe  der  Cultur  drängen 
von  selbst  zu  einer  weiteren  Erstreckung  des  Staatszweckes. 

§.  27.. 
Von  den  Bedingungen  der  AusgleichuDg  dieser  Theorien, 

I.  Eine  Ausgleichung  der  verschiedenen  Ansichten  über 
den  Staatszweck  ist  durch  eine  solche  Bestimmung  desselben 
bedingt,  welche  die  Unbestimmtheiten  und  die  Einseitigkeiten 
der  vorgenannten  Theorien  gleichmässig  vermeidet. 

n.  Bei  einem  derartigen  Versuche  muss  man  davon  aus- 
gehen, dass  die  Vorstellung  von  dem  Staatszwecke  nach 
der  Bildungsstufe  und  den  sonstigen  individuellen  Verhältnissen 
der  Völker  nothwendig  verschieden  sem  muss,  und  so  wie  die 
Möglichkeit  einer  fortschreitenden  Entwickelung  der  sittlichen 
und  politischen  Cultur  nicht  geläugnet  werden  kann,  so  muss 
auch  eine  Erweiterung  des  Bewusstseins  vom  Zwecke 


')  Dahlmann,  Politik,  §.  11:  ,,Der  schlechte  Staat  .  .  .  verschlingt 
die  Familie  mit  der  Macht  seines  Gesetzes,  legt  sich  ein  Obereigenthum  bei, 
dringt  jeder  Regel  eine  Ausnahme  aa£'' 

«)  Vergl.  J.  J.  Wagner,  der  Staat,  1815.  —  Hegel,  Rechtsphi- 
losophie, §.  257  u.  f. 
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der  Staatsgesellschaft  f&r  möglich  and  noihwendig  aneifamnt 
werden. 

in.  Hierdurch  wird  keineswegs  der  Staats  zweck  an 
sich  als  veränderlich  erklärt,  sondern  nur  der  Umfang 
seiner  Erkenntniss  und  praktischen  Ansftahnmg  ^). 

§.  28. 
Versuch  dieser  Ausgleichung.   Theorie  der  völkerschaft- 
lichen Unterstützung,  oder  der  Wahrung  der  jeweiligen 
nationalen  Gesammtinteressen. 

I.  Bei  der  Bestimmung  des  Staatszweckes  muss  man  von 
dem  Wesen  (der  Idee)  des  Staates  ausgehen,  wonach  derselbe 
der  natur-  und  vemunftnothwendige  Zustand  ist,  in  welchem 
allein  das  gesammte  Volksleben  zu  seiner  geschichtlichen 
Entwickelung    kommen  soll  und  kommen  kann^). 

II.  Es  darf  daher  der  Staat  von  dem  Menschen  kein 
Opfer  seiner  Individualität  fordern^  da  diese  die  Grund- 
bedingung ftir  die  Entwickelung  und  den  Fortschritt  der 
Menschheit  selbst  ist,  d.  h.  der  Staat  soll  eine  Garantie  und 
nicht  der  Untergang  der  individuellen  Freiheit  sein. 

in.  Die  Hindemisse  aber,  welche  der  vemunftgemässen 
Entwickelung  der  individuellen  Freiheit  entgegen  stehen  und 
deren  Ueberwindung  uud  Beseitigung  sonach  als  Gemein- 
interesse der  Menschheit,  d.  h.  der  Gesammtheit  aller  Individueui 
erscheint,  gehen  nicht  von  diesen  letzteren  allein  gegen  einander 
aus,  d.h.  sie  sind  nicht  blos  Rechtsläsionen  und  Rechts- 
Ungleichheiten,  sondern  sie  liegen  auch  in  vielen  äusseren 
Verhältnissen^),    deren    feindlicher  und   hemmender  Einflnss 


0  Dahlmann,  Politik,  §,  15.  „Weil  die  Menschheit  in  jedem  Zeit- 
alter neue  Zustände  gebiert,  so  l&sst  sich  kein  Staat  grundfest  darsteUen, 
ausser  mit  den  Mitteln  und  unter  den  Bedingungen  irgend  eines  Zeitalters, 
ausser  gebunden  an  die  Verhältnisse  irgend  einer  unmittelbaren  (x^gen- 
wart"  —  lieber  die  Veränderlichkeit  der  Interessen  des  Staates  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen,  worauf  sie  beruhen,  s.  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarb.),  I,  S.  166  u.  f. 

«)  Siehe  oben  §.  3.  a.  £. 

*)  Dergleichen  Verhältnisse  sind  oft  sogar  rein  physisch  bedingt, 
und  nichts  desto  weniger  för  den  Staat  von  grösster  Wichtigkeit,  z.  B.  der 
Pauperismus  u.  s.  w. 
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nur  durch  ein  gemeinsames  Zusammenwirken  und  durch  die 
Beschaffung  gemeinsamer  Anstalten  bezwungen  und  beseitigt 
werden  kann.  Ueberhanpt  ist  der  Mensch  von  Natur  aus 
Sodalwesen  und  darauf  angewiesen,  seinen  Zwecken  in  Völker- 
schaft lieber  Verbindung  mit  Anderen  nachzustreben  ^J. 

IV.  Die  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes  kann 
daher  nur  als  die  eine  Seite  der  vom  Staate  zu  lösenden 
Aufgabe  in  Betracht  kommen^):  die  andere  Seite  derselben 
besteht  aber  in  der  Bewirkung  solcher  Einrichtungen  und  An- 
stalten,  deren  Beschaffung  ausserhalb  der  Kraft  des  Individuums 
liegt  ^),  aber  nicht  weniger  als  die  Geltung  und  Handhabung 
des  Rechtes,  die  Bedingung  einer  fortschreitenden  vemunft- 
gemässen  Entwickelung  der  Nationen  ist^). 

V.  Diese  Einrichtungen  oder  Anstalten  können  nicht  numerisch 
aufgeführt  werden,  noch  bedarf  es  einer  solchen  Aufzählung: 
die  einzelnen  Arten  und  die  Zahl  derselben  sind  durch  die 
besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Staaten  bedingt,  und 
daher  weder  aller  Oiiien  noch  zu  allen  Zeiten  gleichmässig 
nothwendig  oder  zweckmässig. 

VI.  Für  die  Theorie  ist  der  Staatszweck  bestimmt  genug 
ausgesprochen,  wenn  man  ihn  mit  Rücksicht  auf  seine  negative 
und  positive  Seite  in  die  Vei-wirklichung  sämmtlicher 
äusseren  Bedingungen  einer  wahren  Humanität 
auf  nationaler  Grundlage  setzt,  was  in  Bezug  auf  das 
Individuum  nichts  anderes  ist,  als:  völkerschaftliche 
Unterstützung  zumBehufe  selbstthätig  freier  Entwickelang. 

')  Ohne  staatliches  Zusammenleben  gibt  es  überhaupt  keine  Cultur  und 
Civilisation,  keine  Kunst  und  Wissenschaft  und  keinen  Handel,  worauf 
hauptsächlich  der  Weltverkehr  der  Nationen  berulit 

4)  Das  Kecht  hat  nur  Läsionen  zu  seinem  Gegenstande:  es  ist  somit 
gleichsam  durch  die  Missstände  bedingt,  welche  in  der  Socialität  selbst 
wurzeln  und  als  deren  krankhafte  Auswüchse  erscheinen. 

*)  Man  denke  nur  an  die  Anforderungen,  welche  der  Fortschritt  der 
Wissenschaft  und  die  Entwickelung  des  Verkehrs  an  die  Gesammtkraft 
einer  Nation  macht! 

•)  Nie  ist  diese  zweifache  Seite  des  Staatszweckes  bestimmter  und 
richtiger  ausgesprochen  worden,  als  von  Cicero^  de  rep.,  I.,  c.  25.  „Est 
autem  res  publica  res  populi:  populus  autem  non  omnis  hominum  coetus 
quoque  modo  congregatus,  sed  coetus  multitudinis,  juris  conaensii,  et  tUiUtcUis 
cammuni&ne  sociatus."  —  Auch  Hugo  G rot ius,  de  jure  belli  et  pacis, 
P.  I,  c  1.  §.  14,  gibt  als  Staatszweck  an:  „jus  et  communis  utilitas.'* 
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Vn.  völlig  e^eichbedeiitend  hi^nit  ist  es,  wenn  man,  aa 
die  im  §.  3  gegebene  Erkllning  der  eoropäisehen  Staatsidee 
anschliessend,  als  Zweck  des  Staates  die  Wahrung  der 
jeweiligen  nationalen  Gesammtinteressen  oder  die 
Befriedigung  der  jeweiligen  nationalen  Bedflrf- 
nisse  oder  die  Herstellung  und  Fortbildung  eines 
den  jeweiligen  Culturverhältnissen  des  Volkes 
entsprechenden  socialen  Zustandes  angibt 

Vm.  Diejenigen  welche,  wie  Krause  und  seine  Nachfolger 
(Ahrens,  Böder)  den  Begriff  des  Rechtes  in  ähnlicher  Aus- 
dehnung, wie  Piaton  den  Begriff  seines  SixaiQp  erfassen  und 
darunter  den  Inbegriff  der  praktischen  Bedingungen  der  endlich 
beschränkten  LebensYerhältnisse  (des  Cultnrzweckes)  yerntlnf- 
tiger  Wesen  verstehen,  dürfen  daher,  wenn  sie  den  Zweck  des 
Staates  in  der  Bechtsgeltnng  sehen,  nicht  mit  jenen  Ver- 
iheidigem  der  Theorie  des  ausschliesslichen  Bechtszweckes 
des  Staates  zusammengestellt  werden,  welche  wie  Kant  und 
seine  Nachfolger^)  den  Begriff  des  Rechtes  auf  die  Otttaktr 
bestimmung  der  Einzelnwillktihr  zum  Behufe  der  Coexistenz- 
möglichkeit  beschränken,  sondern  stimmen  im  Wesentlichen 
mit  obiger  Ausgleichung  überein  ^). 

§.  29. 
Verhältniss  dieser  Theorie  zu  den  vorgenaimten. 

I.  Die  eben  entwickelte  Theorie  unterscheidet  sich  von 
der  sog.  Theorie  des  Rechtsgesetzes  dadurch,  dass  sie 
ausser  der  Erhaltung  eines  geordneten  Rechtszustandes,  auch 
die  Befriedigung  aller  übrigen  Yölkerschaftlichen 
Oesammtinteressen,  wie  solche  bei  einem  gewissen 
Volke  geschichtlich  hervortreten,  in  den  Staatszweok 
aufnimmt').     Die    Herrschaft   des    Rechtsgesetzes,    die 


T)  Siehe  §.  26,  Note  1. 

*)  Yergl.  PhiloBophishe  Zeitgedanken,  in  der  deutsch.  Viertel- 
Jahrsschrift,  1861,  Heft  1,  S.  310  flg. 

«)  Das  was  die  deutschen  Völker  gegenwärtig  von  dem  Staate  verlangen, 
Iftsst  sich  auf  folgende  Hauptpunkte  zurückfiihren:  1)  Rechtsgeltung  als 
Grundlage;  2)  Sorge  für  Erhaltung  der  Sitte  undReligiosit&t;  8)  Sorge  fllr 
Bildung  in  wissenschaftlicher,  gewerblicher  und  künstlicher  Besiehung; 
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Hebung  der  öffenflichen  Moral  and  die  Beförderung  des 
allgemeinen  materiellen  Wohlstandes  liegen  sonach 
gleichmftssig  in  der  Aufgabe  des  Staates^. 

n.  Von  der  sog.  Theorie  des  Sittengesetzes  und  der 
sog.  Woblfahrtstbeorie  unterscheidet  sich  aber  die  Theorie 
der  YölkerschafUichen  Unterstützung  dadurch,  dass  sie  den 
Staat  als  ein  Mittel  für  die  Zwecke  der  Indiyidnen,  nicht 
aber  die  Individuen  als  Mittd  ftlr  den  Staatszweck  auffasst, 
und  sich  darauf  beschränkt ,  von  dem  Staate  die  Herstellung 
der  äusseren  Bedingungen  einer  humanen  Entwickelung  des 
Volkes  zu  verlangen,  ohne  ihm  die  Freiheit  des  Gewissens, 
der  individuellen,  religiösen,  moralischen  und  intellektuellen 
Ueberzeugung  aufzuopfern'). 

ni.  Der  Staat  wird  also  hiemach  nur  fllr  verpflichtet 
erklärt,  neben  der  Gewährung  des  allgemeinen  Bechtsschutzes 
den  Individuen  die  Möglichkeit  allseitiger  Entwickelung 
durch  freie  Benutzung  der  von  ihm  darzubietenden  Anstalten 
zn  yerschaffen^)  und  HOfe  da,  wo  sie  verlangt  wird,  zu 
gewähren,  ohne  dass  derselbe  för  berechtigt  erkannt  wäre,  die 
Individuen  zur  Benutzung  seiner  Anstalten  weiter  zu  zwingen, 
als  es  nothwendig  ist,  um  die  Behinderung  der  Uebrigen  an 


4)  Sorge  für  den  nationalen  Wohlstand,  besonders  durch  Befreiung  des 
Handels,  der  Gewerbe  und  der  Landwirthschaft  von  hemmenden  Be- 
schränkungen and  Lasten;  5)  Herstellung  einer  tüchtigen  Wehrkraft  zum 
Schutze  der  nationalen  Selbstständigkeit  gegen  äussere  Angriffe. 

<)  Lässt  der  Staat  auch  nur  einen  Theil  dieser  dreifachen  Aufgabe 
ungelöst,  so  kann  er  die  beiden  anderen  gleichfalls  nicht,  wenigstens  nicht 
ToUkommen,  lösen.  So  bedingen  sich  insbesondere  die  öffentliche  Moral 
and  der  öffentliche  Wohlstand  gegenseitig  und  schon  Filangieri  hat 
sehr  gut  bemerkt,  dass  die  Blathe  der  Staaten  und  die  Kraft  einer  Nation 
dadurch  bedingt  ist,  dass  das  Volk  bei  massiger  Arbeit  ein  ge nagen- 
des Auskommen  finde. 

>)  Dahlmann,  Politik,  §.  10.  „Der  seiner  hohem  Bestimmung  getreue 
Mensch  bringt  dem  Staate  jedes  Opfer  des  Eigenthums  und  der  Person, 
nur  nicht  das  Opfer  seiner  höheren  Bestimmung  selber:  alles  sein  Recht 
mag  er  hingeben,  nur  nicht  das,  worüber  er  kein  Recht  hat  Das  ist  der 
Buhm  und  die  Gefahr  der  menschlichen  Dinge,  dass  der  Einzelne  am  Ende 
unberechenbar  gegen  den  Staat  steht''  —  Luther,  t.  d.  ünterthanen 
Pflicht  gegen  die  Obrigkeit:  „Ueber  die  Seele  kann  und  wiU  Gott  Niemand 
laaaen  regieren,  denn  sich  allein.'' 

^)  Zu  B.  Akademien,  polytechnische  Schulen  etc. 

4* 
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der  freien  Verfolgung  vernünftiger  Zwecke  zn  beseitigen^)  und 
gemeingefilhrliche  Ereignisse  abzuwenden. 

IV.  Nacb  dieser  Anffassung  des  Staatszweckes  soll  also 
das  Individuum  keineswegs  im  Staate  untergeben ,  sondern  es 
werden  bier  dieselben  Garantien  der  individuellen  Freiheit 
verlangt,  wie  bei  der  Bescbränkung  des  Staatszweckes  auf 
Erhaltung  des  Becbtszustandes.  Ueberbaupt  soll  der  Mensch 
im  Staate  alle  Freiheit  haben,  nur  nicht  die,  den  Staat 
und  die  Gesellschaft  zu  Grunde  zu  richten  und  zu 
verderben«). 

V.  Die  Aufgabe  einer  Regierung  besteht  daher  nicht 
darin,  dass  man  von  oben  herab  den  Individuen  eine  bestimmte 
Richtung  aufzunöthigen  sucht,  sondern  darin,  dass  man  der 
Nation  die  Mittel  und  Wege  an  die  Hand  gibt,  um  die  in  Ihr 
liegenden  Kr&fte  selbst  entfalten  und  gebrauchen  zu  können  ^). 

§.  30. 
Eintheilung  der  Staaten  mit  Rücksicht  auf  den  Staats- 
zweck.    Der  Rechtsstaat  und  der  Polizeistaat. 

I.  Dem  Gegensatze  der  beiden  äussersten  Grundansichten 
ttber  den  Zweck  des  Staates  (§.  22)  entsprechend  hat  man 
in  der  neueren  Zeit  auch  eine  Eintheilung  der  Staaten  in 
Rechts-Staaten  und  Polizei-Staaten  aufgestellt,  je  nachdem 
in  der  Verfassung  und  Regierung  die  eine  oder  die  andere 
Theorie  zu  ttberwiegen  schien. 

0  Dahin  gehört  z.  B.  der  Zwang  zum  Besuch  der  niedern  Volks- 
oder  Elementarschulen,  worin  ein  hauptsächliches  Mittel  liegt,  die 
MoraHtät  zu  heben  und  dem  Verderben  vorzubeugen. 

^)  Seneca,  de  dementia,  lib.  I.  „Observatur  oculis  UietisBima  fonna 
reipublicae,  cui  ad  summam  libertatem  nihil  deest,  nisi  pereundi  licentia." 

7)  Diejenigen,  welche  die  Geltung  des  Rechtsgesetzes  als  Staatszweck 
vertbeidigen,  suchen  der  Magerkeit  dieser  Theorie  meistens  noch  durch  eine 
Unterscheidung  von  historischem  und  philosophischem,  nftchstem  und  ent^ 
femtem,  mittelbarem  und  unmittelbarem,  Haupt-  und  Neben-Zweck,  prak- 
tischem und  Natur-Zweck  des  Staates  u.  dgl.  abzuhelfen.  <—  K.  S.  Zach  ariä, 
40  Bttcher  (Umarb.),  I,  p.  147  u.  f.  —  Wippermann,  Beiträge,  I,  S.  64, 
will  ausser  dem  historischen  und  philosophischen,  auch  noch  einen  juri- 
stischen Staatszweck  unterscheiden:  allein  was  er  so  nennt,  ist  nur  der 
Weg,  auf  welchem  im  Staate  positiv  bestimmt  wird,  was  als  Staatszweck 
anzuerkennen  und  zu  verfolgen  ist.    (VergL  oben  §.  6.  a.  E.) 
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n.  InBbesondere  verknüpft  man  gewöhnlich  mit  ersterem 
die  Idee  eines  Staates,  in  welchem  die  individuelle  Frei- 
heit volle  Garantien  finde,  während  man  mit  letzterem 
die  Vorstellang  einer  drückenden  Bevormundung  der  Staats- 
bttrger  durch  die  polizeiliche  Thätigkeit  der  Regierung  ver- 
bindet. 

III.  An  sich  betrachtet  darf  aber  in  einem  wohlorganisirten 
Staate  eben  so  wenig  eine  genttgende  Garantie  der  indi- 
viduellen Freiheit  fehlen,  als  wie  irgend  ein  Staat  jemals 
die  Polizei,  d.  h.  eine  gehörige  Beaufsichtigung  und  oberate 
Leitung  entbehren  kann,  so  dass  also  jeder  Staat  in  diesem 
Sinne  Rechts-  und  Polizei -Staat  zugleich  sein  soll.  Staat  und 
politischer  Zustand  sind  vollkommen  gleichbedeutend  (§.  2) 
und  gerade  in  der  Polizei  tritt  dieser  Charakter,  wie  das 
Wort  selbst  andeutet,  am  entschiedensten  hervor. 

IV.  Nicht  das  kräftige  Wirken  der  Polizei,  sondern  das 
Uebermass  ihrer  Thätigkeit  ist  verwerflich:  darum  sollte  man 
den  Ausdruck  „Polizeistaat^^  vermeiden^)  und  für  den 
damit  verbundenen  Begriff  eines  tadelnswerthen  Zustandes  des 
Zuvielregierens  viehnehr  nur  den  Ausdruck  „bttreaukra- 
tischer  Bevormundungs-Staat^^  gebrauchen. 

V.  Auch  hat  die  Erfahrung  bewiesen,  dass  kein  bedeuten- 
der Staat  seine  Thätigkeit  für  die  Dauer  auf  die  Erhaltung 
des  Rechtszustandes  allein  beschränken  konnte^).  So  ist 
z.  B.  auch  ein  Hauptgrund,  warum  die  deutsche  Reichsver- 
fassung untergehen  musste,  und  warum  ihr  Untergang  bei  der 
Nation  weder  eine  schmerzliche  Theilnahme,  noch  eine  politische 
Aufregung  oder  irgend  eine  Anstrengung  zu  ihrer  Aufrecht- 
haltung hervorrief,  darin  zu  erkennen,  dass  das  deutsche 
Reich  als  ein  solches  nur  ftlr  die  Handhabung  des  öffentlichen 
Rechtszustandes  einiges,  und  selbst  dies  nur  in  sehr  be- 
schränktem Masse,  fllr  die  materiellen,  sittlichen  und  iutellek- 
tnellen  Interessen  des   deutschen   Volkes   aber    so   viel  wie 


*)  Hiennit  stimmt  aberein,  Bluntschli,  aUgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
1867,  S.  57. 

*)  Eia  Staat,  der  keine  anderen  Institutionen,  als  Rechtsanstalten  (Ge- 
richte, Strafanstalten  u.  dgl.)  aufzuweisen  h&tte,  w&re  eine  armselige 
Erscheinung. 
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nichts  geleistet  hat  und  dass  alles,  was  zur  Zeit  der  Beiehs- 
verfassang  in  diesen  Beaiehnngen  geleistet  worden  ist,  stets 
nur  von  den  einzelnen  Landesregierungen  aasging,  wesshalb 
anch  die  Unterthanen  längst  gewohnt  waren,  nnr  von  dieser 
Seite  etwas  zn  erwarten. 

VI.  Entschieden  ist  es  aber  die  Richtung  unserer  Zeit, 
die  Vortrefflichkeit  der  Staatsverwaltang,  die  HOhe  der  Civi- 
lisation  eines  Volkes  und  die  Bltlthe  des  Staates  nach  der 
Menge  und  Tüchtigkeit  der  öffentlichen  Anstalten  zu  bemessen, 
welche  der  Entwickdung  der  intellektuellen,  moralischen, 
materiellen  und  industriellen  Kräfte  im  Volke  und  der  Linderung 
des  vorhandenen  Elends  gewidmet  sind.  Den  sprechendsten 
Beweis  daftlr,  welche  grossen  und  unabweislichen  Anforderungen 
unsere  Zeit  in  diesen  Beziehungen  an  den  Staat  macht,  und 
wie  das  Bedflrfiiiss  ihrer  Anerkennung  durch  die  Begierungen 
bereits  in  das  (wenn  auch  vielfach  unklare)  Bewusstsein  der 
grossen  Massen  eingedrungen  ist,  liefern  die  Erscheinungen 
des  Gommunismus  und  Socialismus^),  worin  sich  sogar 
die  extreme  Idee  des  Bevormundungs- Staates,  nur  in  ein 
demokratisches  Gewand  eingekleidet,  auf  eine  sehr  be- 
achtenswerthe  Weise  kund  gibt^). 


^  L.  Stein,  der  SodalismiiB  und  GommonismuB  des  heutigen  Fniik- 
reichs,  1842.  •—  W.  Weitling,  Garantien  der  Harmonie  nnd  Freiheit, 
lg42.  —  Die  Communisten  in  der  Schweiz,  nach  den  bei  Weitling  vor- 
gefundenen Papieren.  Wörtlicher  Abdruck  des  Commi8&-Berichte8  an  die 
h.  Regierung  des  Standes  Zürich,  1843.  —  J.  W.  Kaiser,  die  Persön- 
lichkeit des  Eigenthums  in  Bezug  auf  den  Sodalismus  und  GommunismuB 
im  heutigen  Frankreich,  1843.  —  F.  Stromeyer,  Abhilfe  der  Arbeha- 
noth  durch  Organisation  der  Arbeit,  1844.  —  Oelkers,  aber  Sodalismus 
und  Gommunismus  der  Arbeit,  1844.  —  W.  Dönniges,  Vorlesung  über  die 
wissenschafU.  und  prakt.  Bedeutung  des  Sodalismus  und  Gommunismus,  in 
der  Augsb.  Allgem.  Zeitung,  1845,  Beilage,  Nr.  69.  —  H.  Lintz,  Entwurf 
einer  Geschichte  der  Rechtsphilosophie,  mit  besonderer  Rfleksicht  auf  So- 
dalismus und  Gommunismus,  Danzig  1846. 

«)  Welche  Unklarheit  der  Begriffe  noch  viel&ch  herrscht,  eigibt  sich 
besonders  aus  der  immer  wiederholten  Forderung  einer  wo  hlfe  ilenRegierong 
bei  fortwilhrend  gesteigerten  Ansprachen  an  den  Staat  Mit  Wenigem  ist 
auch  nur  Weniges  zu  leisten  möglich.  Nicht  auf  die  Wohlfeilheit, 
sondern  auf  die  Verh&ltnissm&ssigkeit  der  Kosten  zu  den  Leistungen 
kann  es  ankommen. 
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§.81. 

Folgerungen  aus  dem  Staatszwecke.     Universalität 
und  Ewigkeit  des  Staates. 

I.  Was  immer  ftar  eine  Ansicht  ttber  den  Zweck  des  Staates 
vorgezogen  und  f)lr  richtig  erkannt  werden  mag,  so  mnss  man 
doch  darin  überein  kommen,  dass  der  Staat  emeVernnnft- 
fordernng  ist  Eßerans  folgt  aber  nnmittelbar,  dass  der  Staat 
seiner  Idee  nach  universell  und  ewig  ist^  welche  Eigen- 
schaften allen  praktischen  Vemunftforderungen  gleichmässig 
zukommen. 

n.  Hierdurch  ist  aber  nicht  mehr  ausgesprochen,  als  dass 
der  Staat  flir  alle  Menschen  vernunftnothwendig,  und  es 
also  eine  (moralische)  Pflicht  ftir  jeden  Menschen  ist,  in  einem 
Staate  zu  leben  und  denselben  praktisch  mit  zu  begründen  >). 

m.  Es  ist  ein  grosser  Lrrthum,  der  zunächst  mit  der 
unrichtigen  Auffassung  des  Staates  als  einer  Anstalt  (§.  2, 
Note  1)  zusammenhängt,  wenn  Viele  den  Staat  nur  fbr  einen 
Durchgangspunkt  der  Menschheit  oder  für  eine  Form  halten, 
welche  bei  vollendeter  Entwickelnng  der  Menschheit  als  über- 
flüssig hinwegfallen  werde^.  Vielmehr  ist  der  Staat  so 
wesentlich  in  der  menschlichen  Natur  gegründet,  dass  er  an 
sich   als  die  höchste  Form  ihrer  Vollendung  (ihr  höchst- 


*)  Plaio  nennt  den  Menschen  deshalb  „  C«oi^  ivoX/Tucof/*  —  Aristoteles, 
1, 4,  erklftrt  deigenigen,  der  nicht  am  Staate  Theil  nimmt,  wefl  er  es  nicht 
nöthighat,  ihr  ein  ttber  mensch  lieh  es  Wesen;  deigenigen  aber,  welcher 
daran  Theil  zu  nehmen  unf&hig  ist,  fOr  ein  Thier.  —  Ueberhaapt  liegt 
der  sittliche  Charakter  des  Menschen  in  seiner  Religions-,  Rechts-, 
Staats-  und  Geschichts-F&higkeit 

*)  Fourrier,  le  nouveau  monde  industriel,  1829,  betitelte  den  von 
ihm  Torgeschlagenen  commonistischen  Zustand  „HarmofdtTMu^' ^  und  er- 
klärte den  bisherigen  Staat  und  die  bisherige  Givilisation  «nnr  als  eine 
üebergangsstofe  su  demselben.  —  Proudhon,  qu*e8t  ce  qiie  la  propriät^? 
1840,  nennt  den  nach  seinen  Ideen  oiganisirten  (richtiger  aber  desorgani- 
airten)  gesellschaftlichen  Zustand  „Freiheit",  und  erklärt  ihn  geradezu 
ala  Herrschaftslosigkeit  (Anarchie),  so  dass  auch  das  Gesetz  nur  den 
Charakter  einer  wissenschaftlichen  Ueberieugung  haben  und 
jeder  Einzelne  auch  nur  durch  seine  subjektive  üeberzeugung  verpflichtet 
werden  solle! 
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möglicher  ZnstaDd)  erscheint  und  je  mehr  die  Menschheit  sich 
selbst  entwickelt,  desto  nnentbehrlicher  ist  ihr  die  Staatsform. 

§.  32. 
Von  der  Mehrheit  der  Staaten. 

I.  Aus  der  Universalität  der  Staatsidee  (§.  31)  folgt  aber 
nicht,  dass  die  ganze  Menschheit  in  einem  einzigen  Staate 
vereinigt  sein  sollte,  oder  dass  eine  Vereinignng  zn  einem 
solchen  Universal-  oder  Welt-Staate  zweckmässig  oder 
auch  nu*  möglich  wäre.  Vielmehr  wird  der  Forderung  der 
Vernunft,  dass  der  Mensch  im  Staate  leben  solle,  am  zweck- 
massigsten  durch  die  Bildung  mehrerer  Staaten  Genüge  ge- 
leistet und  eben  die  Mannigfaltigkeit  derselben,  welche  schon 
durch  tellurische  Verhältnisse  naturgemäss  bedingt  und 
geboten  ist,  kann  der  allseitigen  Entwickelung  der  Staats- 
idee nur  förderlich  sein^). 

U.  Kann  man  demnach  den  Weltstaat  nicht  als  das 
Ideal  betrachten,  welchem  die  fortschreitende  Menschheit 
nachstrebt  und  mit  dessen  Herstellung,  wenn  auch  in  fernster 
Zukunft  die  Menschheit  den  endlichen  Änschluss  und  die 
höchste  Stufe  ihrer  Organisation  finden  muss^),  so  wird  da- 
durch nicht  in  Abrede  gestellt,  dass  nicht  eine  fortschreitende, 
sich  immer  gleichmässiger  verbreitende  Cultur,  als  welche 
namentlich  die  europäische  sich  ausweist,  die  Völker  einander 
nähern  und  das  bereits  in  seinen  Anfängen  vorhandene  gemein- 
same Rechtsbewusstsein  immer  mehr  erweitem  und  demselben 
eine  aus  freier  Selbstbestimmung  der  Staaten  hervor- 
gehende praktische  (Geltung  im  internationalen  Verkehre  ver- 
schaffen wird^). 

§.  33. 
Von  der  Grösse  und  dem  Alter  der  Staaten. 

L  So  wie  die  Völkerschaften  ursprünglich  klein  sind,  so 
erscheint  auch  der  Staat  zuerst  in  der  Form  kleiner  Gemein- 


0  A.  Feuerbach ,  die  Weltherrschaft,  das  Grab  der  Menschheit,  1814. 

*)  Diese  Ansicht  vertheidigt  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
1857.  Bd.  I.  S.  39  flg. 

')  üebereinstimmt:  J.  Held,  System  des  Verfassungsrechtes ,  1856. 
Bd.  L  S.  108.  —  JuL  Fröbel ,  Theorie  der  FoUtik,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  328. 
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weses;  da  die  sittlichen  und  natttrlichen  Bedttrfnisse  sich  zu- 
Dächst  in  engeren  Kreisen  fühlbar  machen  (§.  2).  Mit  der 
Erweiterong  des  Verkehres  und  überhaupt  mit  der  Verviel- 
fmtigang  der  Bertthrangspankte  unter  diesen  kleinen  Gemein- 
wesen nnd  insbesondere  mit  dem  Heranwachsen  grosser  Völker- 
schaften entwickelt  sich  allmählig  dasBewnsstsein  allgemeiner 
Interessen  in  grossen  Kreisen ;  and  somit  das  Bedttrfhiss  der 
Bildung  grösserer  Staaten ^)y  welches  theils  auf  dem  Wege 
freier,  theils  auf  dem  Wege  unfreiwilliger  Vereinigung  seine 
Befriedigung  sucht  und  findet ,  je  nachdem  das  Bedtirfniss 
einer  Ausdehnung  des  Staates  von  mehreren  Ur- Gemeinwesen 
gleichmässig^),  oder  vorerst  nur  von  einem  derselben  empfanden 
wird.  Im  letzteren  Falle  tritt  dieses  Bedttrfiiiss  meistens  in 
der  Form  des  Selbsterhaltungstriebes  hervor,  welcher  leicht  in 
Eroberungslust  ausartet  3).  Ueberhaupt  scheint  die  Natur  allen 
jugendlichen  kräftigen  Völkern  einen  Eroberungstrieb  einge- 
pflanzt zu  haben,  um  dadurch  der  weltgesetzlichen  Bildung 
grösserer  Staaten  Vorschub  zu  leisten. 

U.  So  wie  für  die  Gesundheit  des  Individuums  die  mittlere 
Grösse  (das  Normalmaass)  des  Körperbaues  am  zuträglichsten 
ist,  so  gibt  es  auch  ftlr  die  Staaten  eine  solche  mittlere  Grösse, 
welche  die  Erreichung  des  Staatszweckes  am  meisten  begün- 
stigt 4). 

ni.  Uebermässige  Ausdehnung  der  Staats- Gränzen, 
wodurch  Völker  von  verschiedener  natttrlicher  Nationalität 
unter  einem  Scepter  vereinigt  werden,  ist,  sofern  es  nicht 
gelingt,  deren  eigenes  Interesse  an  das  Bestehen  des  Gesammt- 


*)  Vergi.  Dahlmann,  Politik,  §.  68. 

*)  Dies  ist  meist  der  Fall,  wo  eine  gemeinsame  Nationalität  (§.  10) 
besteht,  und  wo  das  Andrängen  feindlicher  Völker  zum  vereinigten  Wider- 
stände nöthigt 

')  £in  Staat,  welcher  den  Weg  der  Eroberung  einmal  betreten  hat, 
kann  auf  demselben  nicht  leicht  ohne  unmittelbare  Gefahr  far  seine  eigene 
Existenz  stille  stehen.  Belehrend  ist  hierüber  die  Geschichte  des  römischen 
Reichs,  und  der  englischen  Herrschaft  in  Ostindien. 

*)  Dreissig  bis  vierzig  Millionen  Menschen  scheinen  die  geeignetste 
Zahl  für  einen  europäischen  Staat.  lOeinere  Staaten  müssen  suchen,  durch 
eine  Conföderation  dieser  Zahl  nahe  zu  kommen ,  die  eben  so  nothwendig 
erscheint,  die  Selbstständigkeit  der  Gesanmitheit  zu  garantiren,  als  sie  noch 
nicht  für  die  Nachbarstaaten  bedrohlich  wird. 
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Staates  zu  feflseln  und  hierdnroh  eme  haltbare  pofitisdie  Natio- 
nalitSt  (§.  13)  zu  begrflnden,  der  erste  Schritt  zua  Ver&De 
eines  Staates,  wenn  gleichwohl  diese  Katastrophe  dnreh  die 
Staatsknnst  Jahrhunderte  lang  hinausgeschoben  werden  kann. 

IV.  Eben  so  kann  eine  ttbermitssige  Vermehrung  der 
Bevölkerung  einem  Staate  Verlegenheiten  bereiten:  alMn 
hier  bietet  die  Auswanderung  eüie  natttriiche  Abhilfe. 

V.  Auch  die  Staaten  haben  ihr  Alter ,  und  durchlaufen 
ähnliche  Entwickelungsstufen,  wie  die  Individuen.  Noch  kein 
europäischer  Staat  hat  sich  ttber  tausend  Jahre  ohne  Um- 
wälzung erhalten.  Wo  aber  und  soweit  eine  ungemischte  und 
scharf  ausgeprägte  Nationalität  besteht,  da  ist  in  derselben 
ein  unzerstörücher  Keim  vorhanden,  aus  welchem  das  Staats- 
leben  sich  von  Zeit  zu  Zeit  regeneriren  und  mit  verjüngter 
Kraft  zu  einer  neuen  Entwickelungsperiode  tibergehen  kann  ^). 


Dritter  Abschnitt 

Yen  den  Keehtsgraide  ud  itr  Katstehug  des  Staates. 

§.34. 

Von  dem  Verhältnisse  der  Untersuchungen  über  den 

Rechtsgrund  und  die  Entstehung  des  Staates 

zu  einander  überhaupt*), 

I.   Da  der  Staat  als  sonveraines  Gemeinwesen  sich  als 
herrschend  tlber  das  Individuum  stellt  (§.  6),  so  ist  hiermit 

>)  In  eine  solche  neue  Periode  ist  Deutschland  im  Jahre  1815  durch 
die  Stiftung  des  deutschen  Bundes  getreten. 

0  üebersichten  der  verschiedenen  Theorien  gewfthren  besonders  die 
oben,  S.  37—40,  angefahrten  Schriften  von  Haller  (Restauration  der 
Staatswiss.),  v.  Raumer  u.  Weitzel;  auch  K.  S.  Zachari&,  40  Bücher, 
I,  S.  61  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bücher  v.  Staate,  L  Bd.,  S.  10  u.  £  — 
Hüllmann,  Urgeschichte  d.  Staates,  1817.  —  Maurenbrecher,  Grunds. 
§.  31  u.  f.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  Aufl. 
1858.  Bd.  I,  §.  14  u.  folg.  —  Bluntschli,  allg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857. 
Bd.  I,  S.  201  flg.  -  J.  Held,  Syst  d.  Yerl-Rechts  (1856),  Bd.  I,  8. 288  flg. 

Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  34.  Untersachung  über  Rechtsgrund  and  Entstehung  des  Staates.  59 

ein  GegenBatz  zwigchen  dem  Staate  und  der  individaellen  Freiheit 
gegeben,  welcher  nicht  verfehlen  konnte,  eine  Beihe  von  Unter- 
suchungen ttber  den  Rechtsgrund,  d.  h.  den  Bechtfertignnga- 
gmnd  dieser  Herrschaft  des  Staates  und  der  Unterordnung  des 
Individuums  hervorzurufen. 

n.  Hierbei  ging  man  aber  häufig  von  der  (unrichtigen) 
UntersteOung  aus,  dass  jeder  sociale  Zustand,  dessen  Bestehen 
als  eine  Quelle  von  Rechtsverhältnissen  anerkannt  werden  soll, 
nothwendig  auch  rechtlich  entstanden  sein  müsse ^). 
Man  nahm  daher  häufig  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde 
des  Staates  und  die  Frage  nach  seiner  Entstehung  filr 
gleichbedeutend  und  forschte  demgemäss  nach  einer  allge- 
meinen rechtlichen  Entstehungsweise  des  Staates.  Dabei 
unterschied  man  zwar  regeUnässig  die  Frage  nach  der  Ent- 
stehung der  einzelnen  Staaten  als  eine  historische  Frage, 
stellte  es  aber  dagegen  als  ein  Problem  der  philosophischen 
Spekulation  auf,  zu  ergründen,  wie  der  Staat  überhaupt  als 
rechtlich  entstanden  gedacht  werden  müsse? 

HI.  Diese  Frage  ist  aber  an  sich  unklar  und  fehlerhaft, 
da  vernünftigerweise  kein  Ding  anders  entstanden  gedacht 
werden  kann,  als  es  wirklich  entstanden  ist.  Der  Staat  in 
der  Idee  aber  entsteht  gar  nicht,  sondern  er  ist  mit  dem 
Gtedanken  selbst  vorhanden,  weil  er  selbst  nur  ein  Oe- 
dachtes  ist.  Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates 
ist  daher  in  aller  Hinsicht  nur  eine  geschichtliche. 

lY.  Die  Frage  aber,  welche  die  philosophische  Spekulation 
zn  beantworten  hat,  kann  nur  folgende  sein:  „wodurch  ist 
das  Dasein  des  Staates  und  seine  Herrschaft  über  das  Indi- 
viduum an  sich  gerechtfertigt?''  Hierbei  ist  nun  aller- 
dings möglich,  ja  sogar  regelmässig  der  Fall,  dass  der  philo- 
sophische Rechtsgrnnd  bei  einem  Volke  lange  Zeit  hindurch 
nicht  zu  einem  klaren  Bewusstsein  gelangt  und  zuerst  nur  ein 
instinktartiger  Trieb  zu  den  Anfängen  eines  geordneten  socialen 
Znstandes  hinftihrt.    Allein  diese  Thatsache  schneidet  keines- 


<)  Die  Unrichtigkeit  einer  solchen  Untentellang  ULsst  sich  auch  in 
privatrechtlichen  Verhftltnissen  nachweisen.  So  z.  B.  kann  die  Erzeugong 
eines  onehelichen  Kindes  an  sich  als  widerrechtlich  betrachtet  werden; 
einmal  geboren,  ist  es  aber  dennoch  ein  Becfatssnbjekt 
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wegB  die  Untersnchang  ttber  den  Bechtsgmnd  des  Staates  ab, 
wenn  das  Bewusstsein  erwacht  und  der  Geist  beginnt ,  dem 
Wesen  der  Erscheinangen  nachzuforschen. 

§.  35. 

Eintheilung  der  Theorien  über  den  Rechtsgrund  und 
die  Entstehung  des  Staates. 

I.  Die  yerschiedenen  Theorien  tiber  die  Entstehung  und 
den  Rechtsgmnd  des  Staates  lassen  sich  am  zweckmässigsten 
in  zwei  Klassen,  historische  und  rationale  Theorien, 
eintheilen,  je  nachdem  nämlich  der  Staat  entweder  dnrch 
Bezugnahme  auf  eine  historische  Thatsache,  oder  lediglich 
durch  Bezugnahme  auf  seine  yemttnftige  Idee  gerechtfertigt 
werden  will. 

II.  Mitunter  hat  man  auch  als  solche  Hauptklassen  Ver- 
tragstheorien und  Nothwendigkeitstheorien  unter- 
schieden 0-  Allein  bei  dieser  Eintheilung  sind  die  Gegensätze 
der  einzehien  Theorien  nicht  scharf  genug  hervorgehoben. 
Einerseits  ist  es  nämlich  unpassend,  Theorien,  welche  den 
Staat  nur  aus  einer  oder  der  anderen  Art  von  Naturnoth- 
wendigkeit  hervorgehen  lassen  und  durch  die  Verweisung 
hierauf  sein  Dasein  gerechtfertigt  erklären,  mit  jenen  Theorien 
in  eine  Klasse  zusammenzustellen,  welche  den  Staat  auf  V er- 
nunftnothwendigkeit,  und  also  auf  sittliche  Freiheit 
grttnden:  anderseits  will  aber  auch  die  Vertragstheorie  als 
Unterart  dieser  letzteren  Theorie  gelten,  und  muss  also  auch 
von  diesem  Standpunkte  aus  geprüft  werden. 

III.  Noch  Andere  unterscheiden  Willktthr-Staaten  (auch 
sog.  Gewalt-  oder  Natur -Staaten),  Glaubens-Staaten  und 
Hechts -Staaten,  je  nachdem  nämlich  das  gewillkührte,  das 
geoffenbarte  oder  das  mit  sittlicher  Freiheit  erkannte  Recht 
darin  vorwaltet,  d.  h.  je  nachdem  Willkühr  und  Macht  (das 
Recht  des  Stärkeren  und  patriarchalische  Verhältnisse),  oder 
Offenbarung,  oder  sittliche  Freiheit  den  Rechtsgrund  der  Herr- 
schaft des  Staates  über  das  Individuum  bilden,  und  somit  der 
Rechtebegriff   als    auf  Naturgesetz,    Glauben   oder    Vernunft 

*)  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatar.,  I,  §.  16. 
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beruhend  anerkannt  wird^).  Diese  Eintheilong  stimmt  im 
Wesentlicben  mit  der  Unterscheidung  historischer  und  rationaler 
Theorien  ttberein,  da  der  Glaubens -Staat,  je  nach  der  Auf- 
fassung des  religiösen  Principes  der  einen  oder  der  andern 
dieser  Klassen  beizuzählen  ist^),  und  daher  gleichsam  den 
Uebergang  von  der  ersteren  zu  der  letzteren  vermittelt. 

IV.  Ueberhaupt  lässt  sich  unter  den  Theorien  über  die 
Entstehung  und  den  Bechtegrund  des  Staates  ein  innerer  Zu- 
sammenhang erkennen  und  darf  auch  unbedenklich  einer  jeden 
derselben  in  einer  oder  der  anderen  Beziehung  mit  gehöriger 
Beschränkung  eine  gewisse,  wenn  auch  nur  theilweise,  Bichtig- 
keit  zugestanden  werden^).  Die  Abweichungen  der  einzelnen 
Theorien  unter  einander  erklären  sich  nämlich  als  nothwendige 
Folge  der  Verschiedenheit  des  (meistens  mehr  oder  minder 
einseitigen)  Standpunktes,  von  welchem  man  bei  der  Eröffnung 
der  Untersuchungen  ausging,  so  dass  die  Mannigfaltigkeit  der 
Theorien  im  Wesentlichen  nur  die  yerschiedenen  möglichen 
Entwickelungsstufen  des  Bewusstseins  der  einen  und  univer- 
sellen Staatsidee  bezeichnet. 


Erste  Unterabtheilong. 
A)  ¥•!!  den  Ustwbelien  Theorien. 

§.  36. 

1)  Naturgeschichtliche  (Natur-  oder  Geschichts- 

philosophische)  Theorie. 

I.  Da  der  Staat  als  geschichtliche  Thatsache  ttberall  ge- 
funden wird,  wo  eine  Völkerschaft  zu  einer  gewissen  Stufe  der 
Entwickelung  gelangt  ist,  so  drängt  sich  die  Auffassung  seiner 
Entstehung  als  einer  natttrlichen  oder  historischen  Nothwendig- 

*)  Z.  B.  P.  A.  Pfizer,  Gedanken  über  Recht,  Staat  und  Kirche,  L, 
S.  151,  IL,  S.  8  u.  f.  ~  Aehnlich  unterschied  Maurenb recher,  Staatsr. 
§.  32,  geschichtliche,  religiöse  und  nationale  Begründungen.  —  Als  Unter- 
arten der  Natnrstaaten  pflegt  man  Heerstaaten,  Patriarchalstaaten 
und  Patrimonialstaaten  aufzuzahlen. 

3)  Veigl.  unten  §.  40. 

*)  Sicher  würde  die  Wissenschaft  weiter  gefördert  werden,  wenn  man 
sich  mehr  bemühte,  in  den  Ansichten  Anderer  das  wirklich  Gute  und  Richtige 
anzuerkennen,  als  blos  die  Mängel  derselben  hervorzuheben. 
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keit  von  selbst  auf  <).  Uebrigens  besteht  hierbei  selbst  wieder 
eine  mehrfache  Meinnngsverschiedenheity  indem  Einige  den 
Staat  nnr  als  ein  instinktartiges  Produkt  eines  sinnlichen 
Triebes,  Andere  als  das  Produkt  einer  psychologischen 
Nothwendigkeit  oder  beider  zugleich  auffassen'). 

n.  Unverkennbar  hat  diese  Theorie,  selbst  sogar  bei 
solcher  einseitigen  Entwickdung,  eine  Seite  vom  Wesen  des 
Staates  ganz  richtig  erfasst  Nie  wird  geleugnet  werden 
können,  dass  nicht  bei  der  Bildung  der  Staaten  das  gegen, 
seitige  Bedttrihiss  und  die  menschlichen  Triebe,  insbesondere 
der  Socialitätstrieb,  als  wesentlich  wirkende  Momente  in  An- 
schlag zu  bringen  wären,  und  dass  nicht  Staaten,  welche  aus 
einem  ttberlegten,  freien  und  selbstbewussten  Willensakte  der 
Staatsgenossen  hervorgegangen  sind,  zu  den  seltensten  Er- 
scheinungen in  der  Geschichte  gehörten.  Es  muss  daher  dieser 
Theorie  das  Verdienst  zuerkannt  werden,  auf  das  natCIrliche 
und  psychologische  Element,  welches  bei  jeder  Staatenbildung 
mehr  oder  minder  mitwirkt,  vorzugsweise  aufmerksam  gemacht 
zu  haben.  Der  Staat  ist  sonach  mit  Nothwendigkeit  vorhanden, 
so  wie  seine  Elemente  oder  Factoren  (§.  15)  vorhanden  sind:  er 
ist  also  mit  dem  Dasein  einer  sesshaften  Völkerschaft  von 
selbst  gesetzt.  Hiermit  ist  die  Frage  nach  dem  Bechtsgrunde 
des  Staates  völlig  abgethan  und  durchgeschnitten:  der  Staat 
bedarf  hiemach  gar  keiner  weiteren  Rechtfertigung,  sondern 
der  Rechtsgrund  seines  Daseins  liegt  in  diesem  Dasein  selbst 
als  einer  noth wendigen  Thatsache*^). 


*)  Diese  Theorie  findet  sich  schon  bei  Aristoteles  (siehe  oben  §.  31, 
Note  0  und  überhaupt  bei  den  griechischen  Philosophen:  eben  so  bei 
Cicero,  de  rep.i  L,  25.  i, . . .  prima  causa  ooeundi  non  est  tarn  imbedllitas, 
quam  naturalis  quaedam  hominum  quasi  congregatio :  non  est  enim  singulare 
aut  solivagum  genus  hoc/* 

<)  Hiernach  wird  bald  der  Socialitätstrieb  (Hugo  Grotius), 
die  Sympathie,  die  HilfsbedOrftigkeit,  die  gegenseitige  Unentbehrlichkeit, 
das  ewige  Bedürfhiss  (Hume,  Ancillon),  oder  die  Furcht  und  die 
Beseitigung  des  sonst  in  Folge  des  Selbsterhaltungstriebes  und  des 
Egoismus  eintretenden  Nothstandes  (Hobbes)al8  Grund  der  Entstehung 
des  Staates  angegeben. 

3)  Wie  das  Individuum,  sagt  hiemach  der  Staat  von  sich  selbst:  „Sum 
quia  sum. "  —  Was  keiner  Rechtfertigung  bedarf,  weil  es  seinen  Bechts- 
grund  in  sich  selbst  trägt,  ist  eben  darum  absolut  gerechtfertigt 
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m.  In  ihrer  yollständigsten  und  geistvollsten  Entwickelnng 
erfasst  aber  diese  Theorie  den  Staat  als  ein  nothwendiges 
Glied  des  gesammten  Natur-  oder  Welt-Organismus  ^).  Erkennt 
man  in  diesem  die  nothwendige  werkthätige  Offenbarung  des 
absolut  vemtlnftigen  und  sittlichen  Geistes  (der  Weltseele  oder 
Gtottheit),  so  erscheinen  auch  die  physischen  Elemente  des 
Staates  als  nothwendige  Träger  sittlicher  Ideen,  so  dass  mit 
seiner  naturwüchsigen  Entwickelnng  zugleich  die  Herrschaft 
des  vernünftigen  Geistes  beginnt  Sonach  fällt  die  natur- 
philosophische Theorie  in  ihrer  höchsten  Ausbildung  im  Wesen 
mit  der  rationalen  Theorie  in  Eines  zusammen,  welche  den 
Staat  durch  seinen  Begriff  ftlr  gerechtfertigt  erklärt^). 

§.  37. 
2)  Theorie  der  Uebermacht 

I.  Zunächst  mit  der  vorigen  verwandt  ist  die  Theorie,  welche 
den  Staat  aus  der  Uebermacht  oder  dem  sog.  Rechte  des 
Stärkeren  entspringen  lässt^.  Diese  Theorie  hat,  als 
historische  aufgefasst,  das  ftlr  sich,  dass  wirklich  sehr  viele 
Staaten  aus  der  Uebermacht  Einzelner  oder  einzehier  Geschlechter 
oder    einer  Völkerschaft   über   andere  hervorgegangen  sind. 


«)  So  z.  B.  Bchon  Spinoza  tu  A.;  in  der  neueren  Zeit  besonders 
J.  J.  Wagner,  Krause  il  A.  —  Yergl.  auch  v.  Schelling,  im  philo- 
sophischen Journal  von  Fichte  und  Niethammer,  1799,  IL,  S.  271  u.  f.  — 
Nibler,  der  Staat  aus  dem  Begriffe  des  Universums  entwickelt,  1805. 

5)  VergL  unten,  §.  41. 

0  Diese  Theorie  wurde  schon  im  Alterthume  von  den  griechischen 
Sophisten  vertheidigt;  in  der  neueren  Zeit  besonders  von  Herrn  v.  Hai  1er, 
in  seinem  Werke:  Bestauration  der  Staatswissenschaft.  Ganz  in  der  Weise 
▼.  Haller*s,  welcher  in  der  Herrschaft  des  Stärkeren  über  den  Schwächeren 
das  allgemeine  Gesetz  der  Weltordnung  erkennt,  spricht  sich  schon  der 
Gallische  Feldherr  Brennus  in  der  Rede  aus,  welche  ihm  Plutarch  im 
Leben  des  Camillus  in  den  Mund  legt:  „Wider  diese  Völker  (Yolsker  etc.) 
f&hrt  ihr  (Bdmer)  Krieg,  wenn  sie  euch  nichts  von  ihren  Gütern  mittheilen ; 
ÜQhrt  sie  in  die  Sklaverei,  plündert  sie,  zerstört  ihre  Städte.  Und  ihr  thut 
daran  nichts  ungerechtes,  sondern  folgt  dem  ältesten  Gesetze,  welches  von 
Gott  aa&ngt  und  sich  bis  auf  die  Thiere  erstreckt  und  dem  Stärkeren  die 
Güter  des  Schwächeren  zueignet.  Denn  auch  die  Thiere  haben  den  Natur- 
trieb, dass  die  Stärkeren  mehr  haben  sollen  als  die  Schwächeren.*' 
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Anch  kann  znr  Vertheidignng  dieser  Theorie  mit  grossem 
Gewichte  geltend  gemacht  werden,  dass  wirklich  kein  Staat 
anders  in  der  äusseren  Erscheinung  auftreten  kann,  als  durch 
Macht,  und  dass  jeder  Staat  nur  so  lange  besteht,  als  er 
Macht  über  die  einzelnen  Staatsgenossen  behauptet  oder  kein 
anderer  mächtigerer  Staat  ihn  unterworfen  hat.  Dieser 
Begriff  der  Üebermacht  liegt  auch  in  dem  Worte  „Staats- 
gew alt''  selbst,  und  jedes  positive  Recht  hat  seine  Wurzel, 
d.  h.  den  historischen  Grund  seiner  Geltung,  so  wie  die  Bedingung 
seiner  Handhabung,  wirklich  nur  in  dieser  Üebermacht  des 
Staates  im  Verhältnisse  zu  den  Individuen  ^).  Es  kömmt  daher 
dieser  Theorie  in  diesen  Beziehungen  offenbar  eine  univer- 
selle Gültigkeit  zu^). 

II.  Nichts  desto  weniger  würde  aber  doch  die  Theorie 
der  Üebermacht  mit  Unrecht  auf  das  Prädikat  einer  rationalen 
Theorie  Anspruch  machen,  insofern  der  Charakter  einer  solchen 
darin  zu  setzen  ist,  dass  sie  die  letzten  Gründe  ftir  die  Recht- 
lichkeit des  Staatszustandes  angibt.  Die  Theorie  der  Üeber- 
macht begnügt  sich  nämlich  mit  der  Anerkennung  der  That- 
Sache,  dass  die  Macht  gilt,  wo  sie  vorhanden  ist,  aber  sie  gibt 
sich  nicht  die  Mühe,  das  Sittliche  in  der  Geltung  der  Macht 
nachzuweisen;  mit  anderen  Worten:  die  Theorie  der  Üeber- 
macht charakterisirt  vorüefflich  die  (äussere)  Erscheinung, 
erklärt  aber  nicht  das  Wesen  der  Staatsgewalt.  Insofern  sie 
daher  mehr  als  eine  historische  Theorie  sein  will,  verftUt  sie 
in  den  Fehler,  die  Macht  (das  Factum)  mit  dem  Rechte 


*)  In  dieser  Beziehung  —  auf  das  positive  Recht  —  konnten  die 
griechischen  Sophisten  den  Satz  vertheidigen :  „Recht  ist  was  den 
Mächtigen  (d.  h.  dem  Herrscher)  gefällt.**  ~  Richtig  ist  hieran  so  viel, 
dass  die  Macht  die  Form  ist,  in  welcher  allein  das  Recht  zur  prak- 
tischen Geltung  gelangen  kann.  Wenn  aber  auch  die  Aufgabe  des  Staates 
ist,  dem  Rechte,  so  wie  dem  Vernünftigen  überhaupt  zur  Geltung,  d.  h.  zur 
Macht  zu  verhelfen,  und  Recht  und  Macht  in  ein  harmonisches  Verhältoiss 
zu  setzen,  so  folgt  daraus  noch  nicht  die  Identität  beider  Begriffe. 

3)  £s  ist  dies  die  Universalität  der  Materie!  —  Sehr  treffende  Be* 
merkungen  über  das  Verhältniss  von  Recht  und  Macht  und  insbesondere 
über  das  ethische  Moment  in  der  Macht  des  Schicksals,  oder  dem 
Rechte  der  vollendeten  Thatsache,  siehe  in  J.  Fröbel,  Theorie  d.  Politik, 
Wien  1861,  Bd.  I,  S.  21  flg.  —  Vergl.  auch  Constantin  Frautz,  Vor- 
schule zur  Physiologie  der  Staaten,  Berlin  1857. 
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(der  Idee)  zu  verwechseln ^)y  und  da  sie  das  in  der  Materie 
nothwendig  nnd  ewig  wirkende  sittliche  Moment  gänzlich  über- 
sieht, so  erscheint  sie  als  eine  Theorie  der  Yerzweiflong  oder 
der  Resignation  in  den  Zeiten  eines  ideenleeren  Despotismus 
oder  einer  blutigen  Anarchie. 

§.  88. 
3)  Patriarclialprincip. 

I.  Oleichfalls  nur  eine  Unterart  der  natnrgeschichtlichen 
Theorie  ist  diejenige,  welche  den  Staat  als  aus  der  väterlichen 
Gewalt  hervorgehend,  und  aus  der  Erweiterung  der  Familien- 
Verbindung  zu  einem  Volksstamme  von  selbst  erwachsen 
betrachtet  0-  Diese  Theorie  ist  von  allen  die  älteste.  Es  wird 
vielleicht  kaum  ein  Volk  auf  der  Erde  gefunden  werden,  bei 
welchem  sich  diese  Ansicht  nicht  als  eine  Sage  gebildet  und 
traditionell  erhalten  hat^).  Den  Werth  und  die  Richtigkeit 
derselben  in  Bezug  auf  ein  gewisses  Volk  zu  prüfen,  muss  der 
Kritik  seines  Sagenkreises  überlassen  werden.  Als  historische 
Theorie  aufgefasst,  steht  sie  mit  den  vorgenannten  Theorien 
(§.  36  nnd  37)  nicht  nur  in  keinem  Widerspruche,  sondern 
vervollständigt  vielmehr  dieselben  durch  Hinweisung  auf  die 
stufenweise  Entwickelung  der  Staatenbildung. 

n.  Unverkennbar  tritt  aber  überdies  in  dieser  Theorie 
das  Bestreben  hervor,  einen  sittlichen  Qrund  zur  Rechtfertigung 
der  Macht  anzugeben,  und  desshalb  wird  hier  auf  die  Analogie 
des  väterlichen  Verhältnisses  hingewiesen  ^).  Auch  lässt  sich 
nicht  in  Abrede  stellen,  dass  hierdurch  eine  sehr  freundliche 
Ansicht  über  das  Verhältniss  des  Staatsherrschers  zu  dem  Volke 
eröfihet,  ja  sogar  schon  eine  Pflicht  des  Staateherrschers 
anerkannt  wird,   in   dem  wohlverstandenen  Interesse   seines 


4)  Hegel,  Grandlinien  der  Philosophie  des  Rechtes,  §.258,  in  der 
Note. 

*)  Diese  Theorie  fand  besonders  bei  den  Engl&ndem  im  17.  Jahrhundert 
Beifall  (Locke,  Filmer  o.  A.). 

s)  Für  Deutschland  erinnere  ich  hier  nur  an  die  Sage  vom  Tuisco, 
dem  Manus  und  seinen  Söhnen.    Tacü.  Germ.  c.  2. 

')  Diese  Hindeutung  liegt  auch  in  der  Besiehong  des  Staatsherrschers 
als  Landesvater. 

2Qpfl,  StMterecht  ft.  Anfl.  I.  5 
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Volkes  zu  regieren.  Die  Patriarchal-Theorie  ist  gleiehsam  eine 
veredelte  Theorie  der  Uebermaeht,  indem  hier  mit  der  Macht 
die  Idee  einer  sittlichen  Verbindlichkeit  zu  ihrem  vernünftigen 
Gebrauche  verbunden  wird.  Der  Herrscher  erftlllt  sonach, 
indem  er  herrscht ,  nur  die  (moralische)  Pflicht  des  Stärkeren, 
den  Schwächeren  zu  schützen^). 

ni.  Allein  auf  der  anderen  Seite  ist  doch  nicht  zu  ver- 
kennen,  dass  diese  Theorie,  indem  sie  den  in  Bezug  auf  ein 
gewisses  Volk  etwa  geschichtlich  geltenden  Rechtsgrund  der 
Beherrschung  mit  dem  absoluten  Bechtsgnmde  der  Staats- 
gewalt zusammenwirft  y  höchstens  nur  zur  Rechtfertigung  der 
Staatsgewalt  in  einer  Einherrschaft,  nicht  aber  auch  zur 
Rechtfertigung  derselben  in  anderen  Staatsformen,  wie  Demo- 
kratie oder  Aristokratie  y  gebraucht  werden  könnte  und  mithin 
der  universellen  Gültigkeit  entbehrt  Ueberdies  aber  könnte 
gerade  die  Analogie  der  väterlichen  Gewalt  flir  die  Monarchie 
zu  äusserst  bedenklichen  Folgerungen  ftihren,  und  consequent 
entwickelt;  zu  der  irrigen  Annahme  verleiten,  als  wenn  die 
Einherrschaft  nur  ftir  ein  unmündiges  Volk  geeignet,  ein 
mündiges  Volk  aber  dieser  Staatsform  entwachsen  wäre^). 

§.  89. 
4)  Patrimonialprincip. 

I.  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  in  Deutschland  ist  die  Theorie,  nach  welcher  das 
Eigenthum  an  Grund  und  Boden  (die  Patrimonialität) 
als  Grund  der  Staatsgewalt  betrachtet  wird.  Von  den  ältesten 
Zeiten  an  hing  nämlich  in  Deutschland  die  politische  Befähigung 
eines  Mannes  mit  seinem  Grundbesitze  zusammen,  und  stieg 
und  erweiterte  sich  in  gleichem  Verhältnisse  mit  der  Grösse 
und  der  Bedeutung  dieses  letzteren.    So  war  die  Schöffenbar- 


0  L&88t  sich  die  Theorie  der  üebermacht  in  dem  Satze  zosammen- 
fiusen:  „Du  kannst,  also  darfst  Dul"  so  Iftsst  sich  das  Patriarchal- 
prindp  dagegen  folgender  Massen  ansdracken:  „Du  kannst,  also 
sollst  Dut'* 

B)  Nirgends  tritt  die  Wahrheit  der  Bemerkung:  „Omne  simile  Claudi- 
cat **  mehr  und  deutlicher  hervor,  als  im  öffentlichen  Rechte.  Nichts  ist 
hier  gef&hrlicher,  als  Analogien  des  Privatrechtes. 
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keit  (Schöffenfreiheit)  und  die  Rittermässigkeit  bedingt  durch 
den  Besitz  einös  gewissen  grösseren  Gutes  (Schöffengut,  Bitter- 
gut) und  auf  dieselbe  Weise  war  die  Befagniss,  die  Verleihung 
der  landesherrlichen  Regierungsrechte,  des  sog.  Bannes  oder 
der  juriadictio   omnimoda^)   von    dem    Kaiser   zu   verlangen, 
bedingt  durch  den  allodialen  oder  feudalen  Besitz  eines  Beichs- 
landes,  einer  Herrschaft  u.  dei^l.^).    Diese  Theorie  geht  von 
der  Idee  aus,  dass  der  Herr  des  Bodens  (der  Grundherr)  ipso 
jure   auch   politischer  Herrscher  (Gerichtsherr,   Schutz-  oder 
Vogteiherr),  d.  h.  verpflichtet   und  berechtigt  sei,  ftbr 
die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  (des  Landfriedens)  zu 
sorgen').    Darin,  dass  man  das  Grundeigenthum  sonach  nicht 
nur  als  ein  Recht,  sondern  als  eine  Quelle  von  Pflichten 
betrachtet,  liegt  die  sittliche  Seite  des  Patrimonialprincips. 
Historisch  wurzelt  diese  Theorie  in  uralter  kriegerischer  Occu- 
pation,  und  ist  insofern  mit  der  Theorie  der  Uebermacht  ver- 
wandt und  aus  derselben  durch  die  Vermittelung  des  ritterlichen 
Gefolgschaftswesens    und   des    Feudalismus   hervor- 
gegangen.   Aus   der   an    sich   richtigen  Ansicht,    dass  keine 
Gerichtsbarkeit  und  überhaupt  kein  Regierungsrecht  ohne  eioen 
bestimmten    Bezirk    seiner    Ausübung   (G^richtssprengel,    Re- 
gierungsbezirk, Territorium)   bestehen   und  ausgeübt  werden 
kann,  hatte  das  Mittelalter  durch  eine  eigenthümliche,  aber 
Iheils  aus  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  aus  der  allo- 
dialen   Grundherrschaft    durch    die  später    dazu    gekommene 
kaiserliche  Verleihung  des  Bannes  oder  hohen  Gerichtsbarkeit, 
theils  aus  dem  Interesse  der  grossen  Vasallen  an  der  Durch- 
setzung der  Erblichkeit  der  Fahnlehen  und  G^richtslefaen  wohl 
erklärliche    und    absichtliche    Verkehrung    der   Begriffe    die 
Vorstellung  gebildet,    dass   der  Regierungsbezirk  (das  Terri- 
torium)   als    eine   selbstständige   Sache   einer   gewissen 
Familie  oder  Corporation,  wie  z.  B.  einer  Kirche,  recht  wohl 


*)  Spftter  sog.  hohe  Landesobrigkeit  oder  Landeshoheit 
Instr.  pac  Osnabr.  art.  Ylll. 

*)  Sachs.  LdR.  III.  64.  §.  5.  (Uomey  er).  „Die  Koning  ne  mach  mit 
rechte  oidht  weigeren  den  ban  to  liene,  deme  it  gerichte  gelegen  is.*' 

')  Diese  Theorie  hangt  zon&chst  mit  der  des  Rechts- Staates  (§.  30) 

5* 
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als  erbliches  oder  bleibendes  allodiales  oder  feudales  Besitz- 
thum  zustehen  könne ^)  und  zwar  in  der  Art,  dass  es  selbst 
den  Rechtstitel  zur  Ausübung  der  Regierung  fUr  den 
jedesmaligen  Besitzer  enthalte^),  während  an  sich  betrachtet, 
gerade  umgekehrt  die  Verleihung  der  Regiemngsrechte  durch 
den  Kaiser  den  Rechtstitel  zur  Besitznahme  des  Terri- 
toriums hätte  enthalten  müssen  <^). 

n.  Die  Patrimonial-Theorie  beruht  aber,  insofern  sie  nicht 
bloss  eine  germanisch-historische^  sondern  eine  universdl  giMge 
sein  will,  eben  so  wie  die  Theorie  der  Uebermacht,  auf  einer 
an  sich  richtigen,  aber  einseitigen  Anschauung  und  blos  ausser- 
liehen  Auffassung  des  Staatslebens.  So  wie  kein  Staat  ohne 
Territorium  gedacht  werden  kann  (§.  15),  so  ist  auch  in  Bezug 
auf  jeden  einzehien  Staat  unläugbar  derjenige  der  Staats- 
herrscher, welcher  der  Herr  des  Territoriums  ist  Es 
hat  daher  auch  wirklich  das  Patrimonialprincip  in  demselben 
Sinne  eine  gewisse  Universalität  in  sich,  wie  die  Theorie  der 
Uebeimacht  (§.  37) :  allein  gerade  wie  diese  vermag  es  seiner 
rein  sinnlichen  Auffassung  des  Staatsverhältnisses  wegen  nur 
den  facti  sehen  Grund  der  Beherrschung  eines  gewissen 
Staatsvereines,  nicht  aber  den  Rechtsgrund  der  Staats- 
gewalt an  sich  zu  erklären.  Ueberdies  setzt  die  Innehabung 
des  Staatsgebietes  immer  den  Besitz  der  Macht  voraus:  und 
aus  diesem  Grunde  ist  auch  philosophisch  betrachtet  das  Patri- 
monialprincip nichtii  anderes  als  nur  eine  Unterart  oder  ein 
Ausfluss  und  eine  einseitige  Entwickelung  der  Theorie  der 
Uebermacht 

ni.  Die  Patrimonialtheorie  tritt  geschichtlich  besonders  da 
hervor,  wo  das  Orundeigenthum  in  der  Gestalt  grosser  und 
geschlossener  Bezirke  an  bestimmte  Familien  oder  privilegirte 


4)  Vergl.  über  diesen  geschichtlichen  Entwickelungsgang,  meine 
Alterthttmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  Bd.  II  (Heidelberg  und 
Leipz.  1860)  S.  11.  14  flg.  26  flg.  34.  38.  48  flg. 

B)  Sachs.  LdR.  UL  53.  §.  3.  „Man  ne  mnt  ok  nen  gerichte  .  .  .  lioi 
...  de  dem  it  dar  bellen  is." 

«)  Es  erhellt  hieraus,  dass  das  Patrimonialprincip  in  Deutschland  nur 
in  Bezug  auf  die  landesherrliche  Oewalt  Bedeutung  hatte.  Die'kaiser- 
liche  Begierungsgewalt  wurde  aus  einem  anderen  Principe  abgeleitet  Da- 
von in  §.  40. 
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Corporationen  gekommen  nnd  der  Grundherr  zugleich  Gerichts-, 
Schutz-  und  Vogteiherr,  d.  h.  politischer  Herrscher  ist  Ein 
solches  Yerhältniss  kann  sich  als  etwas  Patriarchalisches 
gestalten  und  unter  einfachen  Zuständen  befriedigen.  Dies  war 
auch  im  Mittelalter  in  Deutschland  wirklich  der  Fall,  so  lange 
die  Bauemgemeinde ,  welche  zu  einem  Herren-Frohn-  oder 
Dinghof  gehörte,  auch  die  Gerichtsversammlung  (das  Ding) 
auf  demselben  bildete  und  unter  dem  Vorsitze  des  Gutsherrn 
oder  seines  Vogtes  dingte,  d.  h.  Gericht  hielt,  und  selbst  oder 
durch  die  von  ihr  gewählten  Schöffen  das  Recht  sprach''). 
So  wie  sich  aber  dieses  Verhältniss  änderte  und  die  Grund- 
herren ihre  ursprünglich  geburtisireien  Hintersassen,  Zinsleute 
oder  Censualen  in  die  tiefere  Stellang  von  Hörigen  oder  leib- 
eigenen Leuten  hinunter  drängten,  musste  das  Patrimonial- 
regiment  als  eine  drückende  Despotie  empfunden  werden,  die 
auf  der  Landbevölkerung  um  so  schwerer  lastete,  je  kleiner 
der  Herr  war. 

IV.  AlsPrincip  eines  monarchischen,  sodann  vorzugs- 
weise Patrimonialstaat  genannten  Staates  kann  das  Patri- 
monialprincip in  dem  bisher  besprochenen  Sinne  überhaupt 
nur  unter  der  Voraussetzung  aufgestellt  werden,  dass  auch  der 
Landesherr  wirklicher  Grundherr  seines  ganzen  Landes 
ist  Dies  ist  in  der  älteren  Zeit,  bei  den  freien  Herrschaften 
oder  Reichsallodien,  und  überhaupt  bei  den  Territorien  in 
Deutschland,  welche  nicht  ursprüngliche  Amtsbezirke,  d.  h. 
nicht  Grafschaft,  Herzogthum  oder  Fürstenthum  waren,  häufiger 
der  Fall  gewesen,  als  man  insgemein  anzunehmen  scheint^). 
Mit  der  Erweiterung  der  Gfebiete,  insbesondere  mit  der  Er- 
werbung von  Gebietstheilen,  über  welche  dem  Landesherm 
kraft  des  Erwerbtitels  nur  Regierungsrechte,  aber  keine  gmnd- 
herrlicfaen  Rechte  zustehen  konnten,  d.  h.  mit  der  Bildung 
sog.  Aggregat- oder  Landsassiat-Staaten,  so  wie  auch 
in  Folge  der  immer  häufiger  gewordenen  Veräusserungen  von 
Liegenschaften   aus  der  landesherrlichen  Grundherrschaft  an 


^  Yergl.  meine  Abhandlung  über  die  Dinghöfe,  in  meinen  Alter- 
thümem  des  deutschen  Reichs  und  Rechts ,  Heidelberg  und  Leipzig  1860, 
Bd.  L  S.  48  flg.  64  flg.  162  flg. 

*)  Siehe  die  Nachweisungen  in  m  e  i  n  e  n  Alterthttmern  des  deutsch.  Bdchs 
und  Rechts  (1860)  Bd.  L  S.  128  flg.  824. 
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Privatpersonen  zn  freiem  Eigenthnm^),  musste  aber  die  Theorie 
erschttttert  werden,  dass  das  Eigenthum  an  Grund  nnd  Boden 
der  Rechtsgrand  der  Landesregierung  sei  ^^).  Ueberhaupt 
konnte  die  Patrimonialtheorie  als  Staatsprincip  nicht  mehr 
genügen,  wo  das  Verhältniss  als  Hintersasse  aufhörte  die 
gesammte  Landesbevölkerung  zu  umfassen  und  sich  ein  man- 
nigfacheres und  groBsartiges  Volksleben  zu  entwickeln  begann. 
Nachdem  man  aber  vollends  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts  und  der  neueren  Rechtsphilosophie  zu  der  Einsicht 
gelangt  war,  dass  das  Eigenthum  ein  rein  privat-  und 
sachenrechtlicher  Begriff  sei,  so  musste  sich  auch  demgemäss 
die  Ansicht  von  der  Patrimonialität  der  Landesregierung 
umbilden. 

V.  Diese  Umbildung  geschah  dadurch,  dass  man  den 
patrimonialen  Charakter  des  Herrscherrechts  auf  seine  Zu- 
ständigkeit für  ein  bestimmtes  Subjekt  beschränkte,  d.  h. 
nur  noch  diese  als  patrimonial,  nämlich  nach  der  Analogie 
eines  erblichen  und  Immobiliarrechtes  behandelte. 
Durch  die  Bezeichnung  der  Staatsgewalt  als  patrimonial 
will  somit  nunmehr  nur  noch  soviel  ausgedrückt  werden,  dass 
sie,  obschon  an  sich  und  ihrer  Wirkung  nach  ein  politisches 
Recht,  in  gewissen  Beziehungen  den  Charakter  eines 
Eigenthumes,  nämlich  den  Charakter  der  exclusiven  Zu- 
ständigkeit und  Erblichkeit,  wenn  gleich  nicht  mehr, 
wie  man  früher  häufig  annahm,  auch  den  Charakter  der 
Unbeschränktheit  an  sich  trage ^^).     In   einem   anderen 


*)  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutsch.  Reichs  und  Rechts  (1860) 
Bd.  I.  S.  128—131. 

*^)  Hiergegen  schrieben  schon  Rave,  Beiträge  über  den  Unterschied 
der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums,  1760.  —  Posse,  über  das  Staats- 
eigenthum  in  den  deutsch.  Reichslanden,  1794.  —  Yergl.  auch  Ch.  F.  Bie- 
ner,  de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae,  1780.  —  Siehe 
auch  unten  §.  103  IV.  und  IX. 

*«)  So  Ä.  B.  fasste  Hugo  OroHua,  d.  J.  B.  et  P.  Lib.  III.  c.  11  u.  12, 
die  Patrimonialstaaten  („imperia  in  pleno  jure  proprietatis,  i.  e.  patrimonio 
imperantis'O  als  absolute  Monarchien  auf.  Als  Entstehungsart  derselben 
betrachtet  er  die  kriegerische  Eroberung  oder  unbedingte  Ergebung 
des  Volkes  („ut  nil  exciperetur  **) ,  wozu  sich  das  Volk  mitunter  „majoris 
mali  vitandi  causa**  entschliesst.  (Ein  Beispiel  dieser  Art  ist  die  lieber- 
tragung  der  unumschränkten  Gewalt  an  den  König  Friedrich  III. 
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Sinne  kann  wenigBtens  heut  zu  Tage  in  einer  sog.  beschränk- 
ten oder  constitationenen  Monarchie  von  Patrimonialität  der 
Staatsgewalt  nicht  mehr  die  Rede  sein:  daher  wKre  es  bei 
dieser  Staatsform  am  zweckmässigsten,  diesen  an  sich  hier 
ttberfliissigen  Ansdrack  ganz  zu  vermeiden  ^^.  Die  Patrimonial- 
theorie  in  dieser  modernen  Entwickelnng  setzt  sich  demnach 
nicht  mehr  die  Aufgabe^  den  Rechtsgrand  des  Staates  oder  der 
Beherrschnng  überhaupt  (in  abstracto)  nachzuweisen ,  sondern 
sie  beschränkt  sich  darauf,  in  den  Erbmonarchien  die 
Beschafifenheit  des  Herrscherrechtes,  hinsichtlich  seiner  Ver- 
erblichkeit,  als  eines  eigenthumsähnlichen  Rechtes  veran- 
schaulichen zu  wollen,  wobei  die  Rechtlichkeit  und  Nothwen- 
digkeit  einer  Beherrschung  überhaupt  als  sich  von  selbst 
verstehend  vorausgesetzt  wird. 

§.  40. 
5)  Religiöse  Theorie. 

I.  Den  Uebergang  von  den  historischen  zu  den  rationalen 
Theorien  über  die  Entstehung  der  Staaten  bildet  die  religiöse 
Theorie,  nach  welcher  der  Staat  als  eine  Stiftung  Qottes 
betrachtet  wird. 

U.  Insofern  diese  Theorie  so  verstanden  sein  will,  dass 
die  Völker  durch  die  göttliche  Vorsehung  an  gewisse  Personen 
oder  Familien  als  ihre  Regenten  gewiesen  worden  sind,  muss 
sie  noch  den  historischen  Theorien  beigezählt  werden,  indem 
sie  in  dieser  Hinsicht  der  Bezugnahme  auf  ein  vermittelndes 
Faktum  nicht  entbehren  kann,  durch  welches  der  Wille  der 
Vorsehung  bei  einer  Nation  in  concreto  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen ist 


von  Dänemark,  auf  dem  Rdchstage  zu  Kopenhagen,  1660).  Im  Gegensatze 
der  Patrimonialstaaten  bezeichnete  H.  GroUus  die  Staaten,  worin  der  erste 
Herrscher  oder  Stammvater  der  D3rnastie  durch  Volks  wähl  auf  den  Thron 
gelangt  ist  und  keine  unbeschränkte  Gewalt  hat,  als  regna  usufiruchuiria, 
oder  auch  legiHma;  so  auch  Buddeus,  de  testam.  summor.  imperant 
c  L  §.  XXI  flg. 

**)  Weiter  geht  Maurenbrecher,  die  deutschen  regierenden  Forsten 
und  die  Souverainetät,  1839.  —  Yergl.  dagegen:  (Fr.  Nebelthau)  Wahr- 
heit und  Irrthum  in  der  Maurenbrecher' sehen  Schrift  etc.  Kassel  1839. 
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m.  DieBes  vermittelnde  Faktum  kann  aber  seiner  Natar 
naeh  sehr  verschieden  sein,  so  wie  Überhaupt  die  Mittel  und 
Wege  verschieden  sind,  durch  welche  die  Vorsehung  das 
Menschengeschlecht  zur  Erkenntniss  ihres  Willens  fllhrt  Es 
kann  daher  dieses  Faktum  in  einer  unmittelbaren  Offenbarung^ 
oder  in  der  Bezeichnung  des  zum  Herrscher  von  der  Gotth^ 
ausersehenen  Subjektes  durch  einen  Propheten  ^),  es  kann  aber 
auch  darin  gefunden  werden,  dass  die  Gottheit  einen  Mann 
mit  solchen  strahlenden  Eigenschaften  ausrüstet,  oder  den  Sieg 
in  der  Art  an  seine  Waffen  fesselt,  dass  die  Massen  willig 
oder  widerwillig  seinen  Beruf  zum  Staatsherrscher  anerkennen 
und  seiner  Macht  sich  unterwerfen^). 

IV.  Auch  dem  heidnischen  Alterthum  war  diese  Auffassung 
nicht  völlig  unbekannt  Ihm  erschien  die  göttliche  Fügung 
als  das  unabwendbare  (tragische)  Fatum.  Die  neuere  Zeit 
liebt  es,  hier  von  der  Macht  des  Schicksals  oder  voll- 
endeten Thatsache  zu  sprechen'). 

V.  In  dieser  Art  aufgefasst  erscheint  die  religiöse  Theorie 
als  die  Vereinigung  aUer  historischen  Theorien  in  einem  gemein- 
schaftlichen Gesichtspunkte,  welcher  sich  zugleich  als  der 
oberste  Rechtfertigungsgrund  der  sämmüichen  einzelnen 
historischen  Entstehungsarten  der  Staatsgewalt  darstellt. 

VI.  Eben  durch  diese  Beziehung  der  einzelnen  historischen 
Begrttndungsarten  der  Staaten  auf  einen  obersten  Recht- 
fertigungsgrund, den  göttlichen  Willen,  schreitet  ab^ 
die  religiöse  Theorie  über  das  Bereich  der  historischen  Theorien 
hinaus,  und  nimmt  selbst  den  Charakter  einer  rationalen  Theorie 
an.  Indem  nämUch  zufolge  dieser  religiösen  Betrachtungsweise 
der  Rechtsgrund  der  Staatsgewalt  in  den  Willen  der  Gottheit 
gesetzt  wird,  so  wird  zugleich  ausgesprochen,  dass  der  Staat 
an  sich  vemunftnothwendig  sei,  da  die  Vernunft  dem  Menschen 


^)  Alt-testamentarische  Auffassung. 

<)  Neu-testamentarische  Aufhssung.  —  „Jedermann  sei  onterthan  der 
Obrigkeit,  die  Gewalt  aber  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne  von 
Gott,  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet"  Römerbrief, 
Gap.  Xin,  1.  —  Durch  die  Verweisung  auf  den  Willen  der  Gottheit  wird 
hiemach  alle  weitere  Kritik  abgeschnitten.  (Was  €k>tt  thut,  ist  wohl- 
gethan.) 

<)  YeigL  JuL  Fr«bel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  S.  25  flg. 
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von  der  Grottheit  selbst  als  Erkenntnissquelle  gegeben  wor- 
den ist. 

VII.  Die  religiöse  Theorie  eröfinet  daher,  wenn  sie  richtig 
anfgefasst  wird,  eine  sehr  wttrdige  Ansicht  Aber  das  Verhältniss 
der  Staatsgewalt  zn  den  Unterthanen. 

Vni.  Die  lunehabuDg  einei*  Staatsherrschaft  erscheint 
hiemach  als  göttliche  Berufung  O'u«  dmntim),  wie  die  bei 
der  Krönung  katholischer  Kaiser  und  Könige  übliche  Salbung 
andeutet^),  und  somit  auch  als  eine  von  Qoü  dem  Fürsten 
erzeigte  Gnade,  was  durch  den  Souverainetäts-Titel  „von  Gottes 
Gnaden '^  anerkannt  wird,  der  somit  seinem  geschichtlichen 
Ursprünge  nach  als  ein  sog.  Demuths-Titel  aufzufassen  ist. 

IX.  In  dem  hier  angegebenen  Sinne  ist  auch  die  Lehre 
von  dem  göttlichen  Ursprünge  der  Herrschergewalt 
in  dem  germanischen  Mittelalter  anfgefasst  und  als  die  Grund- 
lage der  kaiserlichen  Regierungsgewalt  angesehen  worden ^). 

X.  Die  religiöse  Theorie  kann  als  ein  Beweis  fUr  das 
überwiegende  sittliche  Element  in  dem  Menschen  angeftihrt 
werden,  demgemäss  es  dem  menschlichen  Geiste  unmöglich  ist, 
sich  bei  einem  Faktum  an  sich  zu  beruhigen,  sondern  er  sich 
unwiderstehlich  angetrieben  ftihlt,  bis  auf  den  letzten  Grund 
der  Erscheinungen  und  ihre  vernünftige  Rechtfertigung  durch- 
zudringen. Darum  dürfen  und  können  auch  die  rationalen 
Theorien  über  die  Entstehung  des  Staates  nicht  als  Gegen- 
sätze (Negationen)  der  religiösen  Theorie,  sondern  nur 
als  anderweitige  Entwickelungsversuche  desselben 
Grundgedankens  anfgefasst  werden,  durch  welchen  die  religiöse 
Theorie  sich  über  die  rein  historischen  Theorien  erhebt^). 


*)  Derselbe  Gedanke  lag  auch  dem  Ceremoniale  bei  der  Krönung  des 
Königs  von  Preussen  (1861)  zu  Grande. 

B)  Sachsens p.  Art  1.  „Tuei  svert  lit  got  in  ertrike,  to  bescermene 
de  kristenheit  Deme  pavese  is  gesät  dat  geistlike,  deme  keisere  dat 
wertlike.**  —  ConstUutio  Ludomci  Bavcuri  a.  1338:  „.  .  .  declaramus, 
qnod  imperialis  dignitas  et  potestas  est  immediaie  a  solo  Deo.^^  —  Yergl. 
meine  deutsch.  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  Stuttg.  1858.  Thl.  U.  §.  47  u.  68. 

^)  Vertheidigt  wird  die  religiöse  Theorie,  besonders  mit  Beziehung  auf 
das  christliche  Dogma,  in  den  oben,  S.  37  u.  38  angeführten  Schriften 
Ton  Ad.  Müller,  Stahl  und  v.  Krauss;  auch  mitunter  von  Franzosen, 
wiez.B.  v.Bonald,  leMeistre,  dela  Mennais, Chateaubriand  etc. 
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Zweite  TTiiterabtheilimg. 
B)  Vm  dkr  ratlMalcn  Begribiding  to  Staates. 

§.41. 

Von  den  Theorien,  welche  Anspruch   darauf  machen, 

als  rationale  Begriindungsweisen  des  Staates  zu  gelten, 

überhaupt:  ideale  Theorie  und  Vertragstheorie. 

I.  Die  Theorien ,  welche  einen  Anspruch  darauf  machen, 
als  rationale  Theorien  über  die  Entstehung  des  Staates  zu 
gelten,  abstrahiren  von  der  Beantwortung  der  Frage,  wie  und 
auf  welche  Weise  die  Staaten  histoiisch  entstanden  sind;  viel- 
mehr suchen  sie  den  allgemein  giltigen  Grund  an- 
zugeben ,  aus  welchem  das  Bestehen  einer  obersten  Gewalt  in 
den  einzelnen  Staatsvereinen  gerechtfertigt,  d.  h.  als 
etwas  Rechtliches  zu  betrachten  ist. 

IL  Die  beiden  Theorien,  welche  zur  Lösung  dieser  Frage 
aufgestellt  worden  sind,  stimmen  darin  tiberein,  dass  sie  den 
Staat,  und  somit  das  Bestehen  einer  Beherrschung  als  eme 
Vernunft forderung  betrachten:  jedoch  zeigt  sich  im 
übrigen  unter  denselben  eine  wesentliche  Verschiedenheit 

IIL  Nach  der  einen  Ansicht  reicht  das  Erkennen, 
d.  h.  das  Bewusstsein  dieser  Vemunftforderung  schon  völlig 
hin  zur  Rechtfertigung  des  Staates  und  der  Beherrschung,  und 
ist  diese  somit  schon  in  dem  Begriffe  und  Wesen  des 
Staates  selbst  oder  in  dem  Staatszwecke  enthalten^). 

IV.  Nach  der  anderen  Ansicht  wird  aber  überdies  zur 
Begründung  und  Rechtfertigung  des  Staates  noch  ein  Willens- 
akt, ein  Vertrag,  fbr  noth wendig  erachtet,  um  die  anerkannte 
Vernunftforderung,  dass  ein  Staat  und  eine  Staatsgewalt  existiren 
solle,  praktisch  zu  verwirklichen. 

V.  Erstere  Theorie  hat  allein  Anspruch  darauf,  als  rationale 
bezeichnet  zu  werden:  man  kann  sie  aber  auch  Aiglich  die 
„ideale*'  Theorie  nennen,  da  hiernach  die  Rechtfertigung 
des  Staates  in  seine  vemünfkige  Idee  ausschliesslich  gesetzt 


«)  Vergl.  oben  §.  22. 
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ist^).    Die  andere  Theorie  ist  man  gewohnt,  ab  Vertrags- 
theorie zu  bezeichnen. 


§.  42. 

Von  der  Vertragstheorie  insbesondere, 

I.  Die  Vertragstheorie  ist  ans  dem  Bestreben  hervor- 
gegangen, im  Gegensatze  der  Theorie  der  Uebermacht  und 
der  damit  verwandten  Theorien,  wonach  das  Individuum  stets 
der  Staatsgewalt  gegenüber  als  rechtlos  erscheint,  den  Staat 
anf  eine  solche  Weise  za  begründen,  dass  auch  dem  Individuum 
gegenüber  von  der  Staatsgewalt  noch  unantastbare  Rechte  zu- 
erkannt werden  können^).  Dadurch,  dass  man  den  Rechts- 
grund der  Beherrschung  in  einen  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden Vertrag  setzt,  soll  das  Bestehen  der  Herrschaft 
mit  der  individuellen  Freiheit  in  Einklang  gebracht  werden^), 
indem   hiemach    die  Geltung   derselben    in   einem    concreten 


*)  Diese  (ideale)  Theorie  wurde  unter  den  Neueren  zuerst  von  Kant, 
(metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  1797)  aufgesteUt,  und 
der  Staat  als  gerechtfertigt  durch  das  Rechtsgesetz  erklärt  (Ebenso 
K  S.  Zachariä,  40  Bücher,  Umarbeitung,  L,  S.  61). —  Uebrigens  war  die 
ideale  Theorie  schon  dem  klassischen  Alterthume  nicht  fremd,  insbesondere 
insofern  sie  mit  der  naturphilosophischen  Theorie  übereinstimmt 
(Yergl.  §.  36.)  Diese  Theorie  wird  auch  (in  verschiedenen  Modificationen) 
von  allen  bedeutenderen  deutschen  Philosophen  vom  Fache  gehalten:  die 
juristischen  Schriftsteller  haben  sich  dagegen  meistens  der  (scheinbar  mehr 
praktischen)  Vertragstheorie  zugewandt  Nach  Hegel,  Rechtsphilo- 
sophie, §.  258,  Note,  ist  der  Staat  gerechtfertigt,  durch  „den  allge- 
meinen Willen,  als  das  an  nnd  für  sich  (d.  h.  seinem  Begriffe  nach) 
Vernünftige." 

*y  Darum  begann  man  in  der  Zeit,  in  welcher  die  Vertragstheorie,  durch 
Rousseau  1762  neu  zugerichtet,  sich  unter  den  Massen  verbreitete,  die 
neuen  politischen  Organisationen  mit  einer  Erklärung  der  Menschenrechte. 
Vergl.  die  Unabhängigkeitserkl&rung  der  nordamerikanischen  Frei- 
staaten vom  4.  Juli  1776;  die  Declaration  der  Menschenrechte  durch  die 
französische  Nationalversammlung  am  4.  August  1789;  und  die  erste 
Constitution  von  Frankreich  vom  3.  September  1791,  Art  1  u.  f.  —  uebrigens 
hatte  schon  Locke  das  Eigenthum  und  die  Personalfreiheit  als  unantastbare 
Rechte  aufgestellt 

>)  Diese  Richtung  tritt  schon  bei  Hobhes  hervor.  Auch  v.  Hai  1er  kleidet 
zuletzt  die  (natürliche)  Herrschaft  der  Mächtigen  und  die  Abhängigkeit  und 
Dienstbarkeit  der  Schwächeren  in  die  Form  von  unzähligen  Privatver- 
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Kreise  auf  einen  freien  und  gemeinsamen  Willensakt 
der  Individuen  (Ja  voUrnU  generale)  gestützt  wird^). 

IL  Uebrigens  bestehen  unter  den  Vertheidigem  der  Ver- 
tragstheorie selbst  wieder  mancherlei  Abweichungen  in  den 
Ansichten  über  das  Wesen  des  Staatsvertrages.  Nach  Einigen 
ist  die  Eingehung  des  Staatsvertrages  etwas  rein  Willktlhr- 
liches^)^  nach  Anderen  ist  sie  rechtlich  nothwendig^): 
Manche  sehen  in  dem  Staatsvertrage  einen  sog.  Urvertrag, 
d.  h.  einen  Vertrag,  der  von  den  Staatsgenossen  bei  der  ersten 
Gründung  des  Staates  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
schlossen wurde,  und  sich  in  semer  Wirkung  auf  die  folgenden 
Generationen  fortvererbt  ^),  Andere  dagegen  fassen  den  Staats- 
vertrag ganz  in  der  Bedeutung  eines  Privat-  oder  Partikular- 
Vertrages  auf,  welchen  jeder  Unterthan  thatsächlich  schliessty 
und  gleichsam  jeden  Augenblick  stillschweigend  erneuert^). 
Auch  sind  die  Anhänger  der  Theorie  der  Urverträge  darin 
nicht  einig,  ob  der  Staatsvertrag  nur  als  ein  einziger  Akt  zu 
betrachten  sei,  oder  ob  nicht  in  ihm  mehrere  Momente,   wie 


trägen  ein,  wodurch  die  Schroffheit  seiner  Theorie  der  Uebermacht  ge- 
mildert werden  soll. 

')  Die  Vertragstheorie  war  längst  in  England,  Frankreich,  Holland  und 
Deutschland  (durch  Halbes ,  Bodinus,  Jtuttus  BnUua  ILanguet],  LockSj 
Hugo  Ghroüuey  Sam,  de  Pufendorf  u.  A.)  bekannt  und  in  der  Schule  Ter- 
breitet,  als  Rousseau  (1762)  in  seinem  contrcA  social  sie  in  Frankreich 
dadurch  populär  machte,  dass  er  demokratische  Consequenzen  ans  der- 
selben zog.  —  Ueber  die  Bedeutung  der  Theorie  Kousseau*s  für  die  Wissen- 
schaft sagt  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258:  „Rousseau  hat  das  Ver- 
dienst gehabt,  ein  Princip,  das  nicht  nur  seiner  Form  nach  (wie  etwa  der 
Socialitätstrieb,  die  göttliche  Autorität),  sondern  dem  Inhalte  nach  Gedanke 
ist,  und  zwar  das  Denken  selbst  ist,  nämlich  den  Willen,  als  Prindp 
des  Staates  aufgestellt  zu  haben."  —  Dahlmann,  Politik,  §.  234: 
„Rousseau^s  Princip  schmeichelt  den  selbstständigen  Neigungen  der  Men- 
schen durch  ein  Minimum  des  Staatszwanges.  Daher  der  stürmische  Beifall.'' 

4)  So  z.  B.  Locke  und  Rousseau. 

^)  Z.  B.  Jordan,  Versuche  über  allgem.  Staatsrecht,  S.  101  u.  f. 

^)  Die  Theorie  der  Urverträge  ist  die  am  meisten  verbreitete.  Sie 
findet  sich  sowohl  bei  den  älteren  Schriftstellern  (Note  3),  als  bei  Rousseau 
und  den  meisten  deutschen  Publicisten,  wie  Scheidemantel,  Schlözer,  Fichte, 
Pölitz,  Krug,  V.  Weber,  v.  Rotteck,  Welcker,  v.  Dresch,  Jordan  u.  A. 

7)  Die  Theorie  der  Privatverträge  findet  sich  am  meisten  entwickelt 
bei  V.  Haller,  in  seiner  Restauration  der  Staatswissenschaft,  uid  nach 
ihm  bei  Schmalz,  deutsches  Staatsrecht,  §.  8—12. 
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X.  B.  ein  Vereinigungs-,  Verfassungs-  und  ünter- 
werfungs-Vertrag  {pactum  unUmiSf  p,  crdinationis  «.  conr 
stUuHonia  et  p.  subjectumis)  unterschieden  werden  mttssten^). 

§.43. 
Kritik  der  Vertragstlteorie. 

I.  So  leicht  fasslich  und  der  individuellen  Freiheit  günstig 
die  Vertragstheorie  auch  bei  dem  ersten  Anblicke  erscheinen 
mag,  so  hat  sie  dennoch  keinen  Anspruch  darauf ,  als  eine 
rationale  Theorie  zu  gelten,  da  sie  nicht  das  Wesen  der 
Beherrschung  rechtfertigt*),  sondern  nur  die  Form  angibt, 
in  welcher  die  Staatsgewalt  (angeblich  bei  allen  Völkern)  zur 
praktischen  Bedeutung  gelangt. 

IL  Insofern  diese  Theorie  den  Rechtsgrund  der  Beherr- 
schung in  einem  wirklich  abgeschlossenen,  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Vertrage  eikennen  will,  kann  sie  eben  darum, 
weil  sie  sich  hieiiiach  auf  eine  historische  Thatsache, 
den  Vertrag,  gründet,  doch  nur  ftir  eine  historische  Theorie 
geachtet  werden,  und  mag  sodann  als  solche  wohl  mitunter 
historische  Bedeutung  und  Giltigkeit  haben,  nämlich  da,  wo  ein 
gewisser  Staat  wirklich  durch  einen  nachweisbaren  Vertrag 
seiner  Mitglieder  zu  Stande  gekommen  ist^). 

in.  Dem  Ansprüche  der  Vertragstheorie  auf  die  Anerkennung 
als  eine  allgemein  giltige,  spekulative  Theorie  steht  aber  ins- 
besondere entgegen,  das  gerade  durch  die  Beziehung  auf  einen 
Vertrag  ein  solcher  Endzweck  der  Theorie,  die  Beherrschung 

•)  So  nimmt  z.  B.  Hobbes  (als  Vertheidiger  der  absoluten  Monarchie) 
nur  einen  Unterwerfungsvertrag  an:  Rousseau  einen  Vereinigungs-  und 
Yeifassungsvertrag;  v.  Rotteck  nur  einen  Yereinigungsvertrag,  Jordan 
einen  Vereinigungs-,  Verfassungs-  und  Unterwerfungsvertrag. 

*)  Hierzu  l>edarf  es  einer  Beziehung  auf  einen  Vertrag  überhaupt  nicht 
Siehe  oben  §.  6. 

«)  Dies  gibt  selbst  zu:  Jordan,  Vers,  überallg.  Staatsr.  S.  101  u.  f.  105. 

^  Ancülon^  die  Souverainet&t,  S.  10.  —  Eine  grosse  Hinneigung  zur 
vertragsm&ssigen  Ordnung  der  Beherrschung  findet  sich  von  jeher  bei 
den  germanischen  Völkern.  Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  volksthüm- 
lichen  Bestreben,  den  möglichen  absolutistischen  Consequenzen  des  von  dem 
FOrstenstande  aufgenommenen  Patrimonialprincips  (§.  39)  entgegen  zu 
wirken.  —  Vergl.  K.  S.  ZachariÄ,  40  Bücher  (Umarbeitung)  L,  8.  64  u.  t 
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abfiolat  zu  rechtfeitigen^  verfehlt  wird,  indem  hiernach  das 
Bestehen  des  Staates  nicht  als  etwas  sittlich  Nothwendiges 
und  somit  durch  sich  selbst  Gerechtfertigtes,  sondern  als  etwas 
willkührlich,  wenn  auch  gemeinsam  Gewolltes,  aufgefasst 
wird,  was  man  sonach  auch  nicht  wollen  kann^). 

IV.  Hierdurch  wird  aber  die  Geltung  aller  Staatsgewalt 
prekär  und  dauert  nur  so  lange,  als  der  Volkswille  dauert, 
der  sie  hervoiTief,  welcher  aber  an  sich  veränderlich  ist,  wonach 
also  die  Revolution  zum  Principe  des  Staates  gemacht 
würde  ^),  was  in  sich  einen  Widerspruch  enthält  Dadurch, 
dass  die  Beherrschung  von  dem  Volks-Willen  abgeleitet 
wird,  wird  sie  eben  nur  wieder  von  der  Uebermacht  ab- 
geleitet, insofern  diese  thatsächlich  in  der  Masse  liegt. 

y.  Auch  wurd  durch  die  Vertragstheorie  nur  insoweit  etwas 
fOr  die  individuelle  Freiheit  geleistet,  als  man  (mit  Rousseau) 
annimmt,  dass  das  Volk  den  Staatsvertrag  nur  mit  sich  selbst 
schliesst,  d.  h.  darin  das  Princip  der  Volkssouverainetät 
aufstellt^).  Ausserdem  würde  durch  den  Staatsvertrag,  eben 
weil  der  Vertrag  Willkührlichesist,  diese  Theorie  geradezu 
auch  eine  Entäusserung  der  Rechte  des  Individuums  und  des 
Volkes  an  den  Staatsherrscher  zur  Folge  haben  köunen,  und 
wirklich  ist  sie  auch  nicht  selten  sowohl  theoretisch  als  prak- 
tisch in  diesem  Sinne  aufgefasst  worden'').    Es  ist  daher  die 


*)  Hegel,  Rechtsphilosophie,  §.  258,  nachdem  er  das  Verdienst 
Rousseau' 8  anerkannt  hat  (siehe  §.  42,  Note  3)  fährt  fort:  „Allein 
indem  er  den  Willen  nur  in  bestimmter  Form  des  einzelnen  Willens, 
und  den  allgemeinen  Willen,  nicht  als  das  an  und  für  sich  Vernünftige 
des  Willens,  sondern  nur  als  das  Gemeinschaftliche,  das  aus  diesem 
einzelnen  Willen  als  bewusstem  hervorgehe,  fasste,  so  wird  die  Vereinigung 
der  Einzelnen  im  Staate  zu  einem  Vertrage,  der  somit  ihre  Willkühr, 
Meinung  und  beliebige  ausdrückliche  Einwilligung  zur  Grundlage  hat,  und 
es  folgen  die  weiteren  blos  verständigen  das  an  und  für  sich  seyende 
Göttliche  und  dessen  absolute  Autorität  und  Miyestät  zerstörenden  Con- 
Sequenzen.  —  Vergl.  ebendas.  §.  75. 

B)  Im  Gebrauche  dieses  Ausdruckes  gefielen  sich  besonders  die  fran- 
zösischen Staatsmänner  seit  der  Juli-Revolution  1830  bis  zur  Wiederher- 
stellung des  Kaiserthums. 

6)  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  105.  —  Dahlmann,  Politik,  §.  232.  233. 

7)  So  z.  B.  von  HolMs:  ebenso  schon  längst  vor  ihm  von  UZjnon: 
L.  1.  Dig.  de  const  princ.  (1,  4);  siehe  oben  §.  2.  Note  3.  —  Ein  geschicht- 
liches Beispiel  siehe  oben  §.  39.  Note  11. 
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Vertragstheorie  nicht  weniger  geeignet  ^  der  Despotie^  als 
wie  der  Revolution  zu  dienen. 

VL  Auch  beruht  die  Lehre  vom  Staatsvertrage,  insofern 
sie  allgemein  giltig  sein  will,  auf  einer  durchaus  unhaltbaren 
Voraussetzung,  nämlich  darauf,  dass  dem  Staate  ein  sog. 
Naturstand  (§.  10)  vorausgegangen  sei^),  und  ist  endlich 
in  ihrem  Wesen  doch  nur  eine  (wenn  gleich  in  wohlwollender 
und  humaner  Absicht  erfundene)  Fiktion,  deren  es  aber  um 
so  weniger  bedarf,  als  das  Individuum  seinem  Begriffe  als 
sittliches  Wesen  gemäss  nie  rechtlos  sein  kann  und  zur  Er- 
haltung der  Befugniss,  als  Bechts-Subjekt  und  in  recht- 
lichen Zuständen  zu  bestehen,  durchaus  nicht  erst  eine 
vertragsmässige  Zusicherung  Anderer  nöthig  hat®). 

VII.  Die  Vertheidiger  der  Vertragstheorie  lassen  ganz 
ausser  Acht,  dass  zu  einem  Staate  nicht  nur  Personen,  sondern 
auch  ein  physikalisches  Element,  ein  Erdverhältniss,  das  Staats- 
gebiet gehört,  welches,  so  wie  die  Ansässigkeit,  nicht  durch 
blosses  Wollen  geschaffen  werden  kann^<)).  Sie  verwechseln 
daher  Verfassung  und  Staat.  Erstere  kann  möglicher 
Weise  durch  einen  Vertrag  der  Einzelnen  gemacht  werden, 
nicht  aber  der  Staat. 

VIU.  Ueberhaupt  aber  ist  es  ein  Irrthum,  wenn  man  die 
gemeinsame  Anerkennung  des  Staatszweckes  durch  die 
zum  Staate  vereinigten  Individuen  als  einen  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Vertrag  bezeichnet.  Man  übersieht 
hierbei,  dass  es  viele  Verhältnisse  gibt,  deren  Vemtinftigkeit 
oder  ünvemtinftigkeit,  Rechtlichkeit  oder  Widen-echtlichkeit, 
alle  Menschen  und  Völker  anerkennen,  d.  h.  worüber  alle 
gleichmässig  denken,  ja  als  vernünftige  Wesen  gleich- 
massig  denken  müssen,  worüber  also  eine  allgemeine 
Uebereinstimmung  der  Ueberzeugung  besteht,  ohne 
dass  jemals  eine  Besprechung  oder  eine  gegenseitige,  als  ver- 


•)  VergL  Jordan,  a.  a.  0.,  S.  100. 

•)  Widerlegungen  der  Yertragstheorie  finden  sich  bei  Thilo,  der  Staat 
mit  Hinsicht  auf  Wesen,  Wirklichkeit  und  Ursprung,  zur  Entscheidung  der 
Frage,  ob  er  auf  einem  Vertrage  beruhe.  Breslau  1827;  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarbeitung),  L,  S.  73  u.  f.;  Bluntschli,  allg.  Staatsr.  2.  Aufl. 
1857.  Bd.  I.  S.  231  flg.;  Rauh,  Anti-contrat  social,  München  1854. 

")  Siehe  oben  §.  1.  3.  14.  15. 
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pflichtend  abgegebene  ^  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Erklärung  stattgefunden  hätte  ^^).  So  wenig  also  jede  allgemeine 
oder  gemeinsame  Uebereinstimmung  ein  Vertrag  ist, 
eben  so  wenig  ist  das,  was  an  sich  auf  allgemeine  Giltig- 
keit  Anspruch  macht,  hinsichtlich  seiner  praktischen  Geltmg 
durch  die  vorgängige  Existenz  eines  Vertrages  bedingt 

§.44. 

Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung,  Nothwendigkeit 

der  Unterscheidung  des  allgemeinen  Rechtsgrundes 

imd  der  besonderen  geschichtlichen  Rechtstitel 

der  Herrschaft. 

I.  Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchung  besteht  darin, 
dass  der  Staat  (m  abstracto)  in  seiner  Vernünftigkeit  seine 
oberste  und  vollständige  Rechtfertigung  findet,  daher  denn  auch 
nur  die  i  d  e  a  1  e  Theorie  (§.  41)  a  i  I  e  i  n  Anspruch  darauf  machen 
kann,  als  eine  rationale  allgemein  giltige  Begründungsart 
zu  gelten.  Einzelne  Staaten  sind  aber  dann  begründet^  so* 
bald  in  einem  concreten  Kreise  der  Staatszweck  als  Zweck 
der  Beherrschung  anerkannt  wird,  wobei  übrigens  völlig 
gleichgiltig  ist,  durch  welches  historische  Faktum  der 
einzelne  Staat  entstanden,  d.  h.  die  Staatsidee  bei  der  in  ihm 
vereinigten  Menschenmasse  zum  Bewusstsein  gekommen 
sein  mag').  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  der  meta- 
physische Grund  der  Giltigkeit  der  Staatsgewalt  ist  ihre 
Vernünftigkeit:  der  historische  Grund  ihrer  Geltung 
ist  ihre  Eigenschaft  als  Macht  selbst.  Die  Macht  ist  nämlich 
allein  die  historisch  vermittelnde  Thatsache,  wodurch  Ideen 
zur  praktischen  Geltung  gelangen,  und  eben  durch  die  Ver- 
bindung mit  der  Macht  wird  die  Idee  ein  Zustand  (statui), 
d«  h.  in  der  Sinnenwelt  mit  Bewusstsein  herrschender  Gedanke. 


«*)  Z.  B.  dass  man  sein  Versprechen  halten  mOsse,  dass  der  Mord,  dass 
Gewaltthat  widerrechtlich  und  unerlaubt  sind,  u.  s.  w.  —  Auch  in  Bezug 
auf  physikalische  Verhältnisse  gilt  dasselbe:  wenn  z.  B.  allgemein  anerkannt 
wird,  dass  die  Erde  rund  ist,  so  ist  sie  doch  nicht  rund  in  Folge  einer 
vertragsm&ssigen  Uebereinkunft 

«)  Mit  dieser  Ausführung  hat  sich  jetzt  auch  abereinstimmend  erklärt 
H.  A.  Zachariä,  deutech.  StaaUr.  2.  Aufl.  Bd.  I.  §.  17. 
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n.  Will  aber  danach  gefragt  werden ,  was  als  Rechtstitel 
der  Herrschaft  in  einem  bestimmten  Staate  gelten  könne ,  so 
lassen  sich  die  möglichen  geschichtlichen  Rechtsgrttnde 
anf  vier  Hanptklassen  bringen.  Es  kann  nämlich  der 
geschichtliche  Rechtstitel  einer  Staatsherrschaft  bemhen 

1)  anf  Autonomie  des  Volkes  selbst.  Dies  ist  immer 
der  Fall  bei  republikanischer  Staatsverfassung:  es  kann  aber 
auch  bei  monarchischer  Verfassong  vorkommen,  wenn  z.  B. 
das  Volk  die  Errichtung ,  Beibehaltung  oder  Wiedererrichtung 
der  Monarchie  autonomisch  beschliesst,  und  durch  Wahl  eine 
Person  oder  Familie  zum  Throne  beruft,  wie  dies  mehrfach  in 
England,  Frankreich,  Schweden  und  Belgien  geschehen  ist. 

2)  Der  geschichtliche  Rechtsgrund  der  Herrschaft  kann 
auch  beruhen  auf  der  Autonomie  des  Fürsten,  wo  er  die 
Macht  dazu  hat,  z.  B.  ein  Eroberer,  oder  wo  ein  bisher  ab- 
soluter Fürst  eine  Verfassung  octroirt,  und  in  diese  den  Rechts- 
grund der  ferneren  Herrschaft  seiner  Dynastie  setzt 

3)  Es  kann  aber  der  geschichtliche  Rechtsgrund  der  Herr- 
schaft auch  in  der  Anordnung  einer  höheren  Autorität 
gefunden  werden.  Hieher  gehöii;  nicht  nur  die  alttestamen- 
tarische Auswahl  eines  Königs  dm*ch  einen  Propheten  in  gött- 
licher Sendung,  sondern  auch  die  Verleihung  einer  Herrschaft 
als  Lehen  durch  einen  Lehensherm,  wie  dies  z.  B.  zur  Zeit 
des  Reiches  sogar  regelmässig  hinsichüich  der  einzelnen  Terri- 
torien der  Fall  war,  aber  auch  sonst  nicht  selten  in  Europa 
vorkam  ^). 

4)  Ebenso  findet  sich  auch  der  Vertrag  als  historischer 
Rechtstitel  der  Herrschaft,  so  z.  B.  bei  Wahlmonarchien,  wo 
mitunter  vor  der  Wahl  erst  ein  Vertrag  über  die  Bedingungen 
und  die  Beschränkungen  der  Regierung,  eine  sog.  Wahlkapi- 
tulation mit  den  wahlberechtigten  Subjekten  geschlossen  werden 
musste:  desgleichen  können  auch  Verträge  zwischen  sou- 
verainen  Staaten,  wie  Friedensschlüsse  oder  andere  Ver- 
einbamngen  über  Länderabtretungen  geschichtliche  Rechtstitel 
einer  Herrschaft  sein. 


«)  So  z.  B.  war  das  Königreich  Neapel  l&ngere  Zeit  päpstliches  Lehen: 
desgleichen  nahmen  die  deutschen  Könige  nnd  Kaiser  mitunter  die  Lehens- 
herrlichkeit über  Polen  und  Ungarn  in  Ansprach  u.  s.  w. 

Zöpti,  SUfttorecht  5.  Aufl.  I.  ^        r^  i 
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III.  Ueberdies  können  alle  diese  Rechtstitel  durch  die 
Unvordenklichkeit  des  Besitzstandes  selbst  ersetzt 
werden^).  Anch  können  sie  selbst  wieder  andere  (abgeleitete) 
Rechtstitel  begründen,  wie  namentlich  das  Erbrecht  nnd  die 
damit  zusammenhängenden  Institutionen ,  als  Regierungsvor- 
mundschaft  u.  s.  w. 

§.  45. 

Folgerungen  aus  der  Vemünftigkeit  des  Staates. 
Staatsgewalt  und  Volksrechte. 

Geht  man  von  der  Betrachtung  aus,  dass  der  Staat  ein 
yernnnftnothwendiger  socialer  Zustand  ftir  den  Menschen 
ist,  so  ergeben  sich  von  selbst  nachstehende  Folgesätze,  welche 
zugleich  als  die  obersten  Principien  ftlr  die  praktische  Dar- 
stellung des  Staates  erscheinen: 

I.  Der  Staat  ist  ein  durchaus  rechtlicher  Zustand, 
und  mithin  die  in  ihm  bestehende  Beherrschung  (die 
Staatsgewalt)  an  sich,  d.  h.  absolut  rechtlich. 

U.  Aus  gleichem  Grunde  können  aber  durch  die  Vereinigung 
zum  Staate  die  vereinigten  Individuen  selbst  der  Staatsgewalt 
gegenüber  nicht  rechtlos  werden.  Die  Rechte,  welche  den 
Individuen  in  ihrer  Gesammtheit  der  Staatsgewalt  gegenüber 
zustehen,  heissen  Volksrechte. 

Alles  praktische  Recht  im  Staate  löst  sich  daher  in  den 
Gegensatz  von  Staatsgewalt  und  Volksrechten  auf. 
Hiermit  ist  auch  der  Darstellung  selbst  der  Weg  yorgezeichnet 

')  Davon  unten  §.  75. 
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Vierter  Abschnitt 

Vm  der  Staatsgewalt  ud  dem  SeHTeraii, 

§.  46. 
Idee  und  Begriff  der  Staatsgewalt^). 

I.  Die  Staatsgewalt  ist  ihrer  Idee  nach  der  im  Staate 
herrschende  Wille,  d.  h.  der  an  sich  vernünftigey  auf  die 
Erreichung  des  Staatszweckes  gerichtete  Wille,  der  mit  der 
nothwendigen  äusseren  Macht  zu  seiner  praktischen  Geltung 
ausgerüstet  ist^). 

U.  Objektiv  aufgefasst,  ist  die  Staatsgewalt  der  In- 
begriff der  dem  Staatsherrscher  als  solchem  zustehenden 
Regierungs-  oder  sog.  Hoheits-Rechte:  subjektiv,  d.h. 
als  Prädikat  eines  Subjektes  betrachtet,  erscheint  sie  als  der 
Zustand  der  Innehabung  der  Hoheitsrechte  (e:c<(Ta^tu7n  sive 
quaai-posaeano  juris  imperandi)  in  einem  bestimmten  Staats- 
gebiete und  somit  auch  als  das  Recht  des  herrschenden  Sub- 
jektes, in  dem  Sinne,  wie  jeder  Besitz,  über  welchem  nichts 
Höheres  gedacht  werden  kann,  als  ein  Recht  wirkt  In  dieser 
letzteren  Beziehung  wird  die  Staatsgewalt  vorzugsweise 
Souverainetät^),  suprema  potestas^  genannt 


^)  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.  29.  —  H.  A.  Zachariä,  deut- 
sches Staatsrecht,  2.  Aufl.  1853,  §.  14.  —  F.  Ancillon,  von  der  Souve- 
rainetät,  1815.  —  K.  S.  Zachariä,  40  Bücher  (Umarbeitung),  L,  S.  82  u.  f. 
—  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht,  2.  Aufl.  1857.  Bd.  11.  S.  1  flg.  ^ 
J.  Held,  System  des  Yerfassungsrechtes  (1856),  Bd.  I,  S.  233  flg. 

*)  In  dieser  Weise,  als  ein  vermögender  Wille,  findet  sich  die  Staats- 
gewalt namentlich  bei  Hegel  und  K.  S.-  Zachariä  aufgeüasst  —  Die 
Verschiedenheit  dieser  Auffassung  von  der  volonti  ghiirale  Rousseau's, 
die  nur  arithmetisches  Produkt  der  einzelnen  Willen  im  Staate  ist,  erheUt 
von  selbst.  —  Yergl.  oben  §.  42  u.  43. 

3)  Zuerst  findet  sich  der  Ausdruck,  SouveraheU,  im  französischen 
Entwurf  des  westphälischen  Friedens,  Art  8,  jedoch  hier  in  Bezug  auf  die 
deutschen  Reichsförsten ,  als  Bezeichnung  der  ihnen  zuständigen  Hoheits- 
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§.  47. 

Von  dem  Gregensatze  der  Macht  und  der  Herrschaft 
im  Begriffe  der  Staatsgewalt     Autoritäts-  nnd 
Majoritätsprineip. 

L  Versteht  man  vnter  Maeht  im  aDgemefaien  eine  Kraft, 
insofern  ne  einer  anderen  Kiaft  flberl^en  ist,  so  ist  in  diesem 
Sinne  ein  jeder  Staat  doe  Macht,  d.h.  er  besitzt  als  Gemein- 
wesen Kräfte,  dnreh  welche  er  dem  Einzelnen  Qberi^pen  ist^. 
Die  Staatsmacht  ist  daher  der  Inbegriff  aller  im  Staate 
liegenden  Vermögen  oder  das  C oll atiy- Vermögen  des  ganzen 
Staates  als  Gemeinwesen. 

n.  Verschieden  von  der  Macht,  welche  sonach  die 
materielle  oder  objektiTO  Seite  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt bildet,  ist  aber  die  Herrschaft,  welche  im  Gegensatze 
hiervon  die  snbjektiTe  Seite  der  Staatsgewalt  ansmacht 

III.  Das  Wesen  der  Herrschaft  besteht  in  dem  Ver- 
mögen, Ober  die  Staatsmacht  zn  verffigen. 

IV.  Dieses  Vermögen  kann  nnr  bei  einem  willensfähigen 
Subjekte  sein,  nnd  dieses  Subjekt  ist  entweder  eine  Autorität 
oder  eine  Majorität 

V.  Das  erstere  ist  der  Fall,  wenn  das  herrschende 
Subjekt  den  ßechtsgrund  seiner  Herrschaft  in  sich  selbst  (in 
seinem  göttlicben  Berufe)  findet,  d.  h.  die  Anerkennung  seines 
Herrscherrechtes  überhaupt  wegen  einer  von  dem  Volkswillen 
unabhängigen  Thatsache  fordert  und  den  Inhalt  seiner  Ver- 
fügungen ans  seinem  eigenen  Willen  schöpft^);  das  andere 

rechte  (gleichsam  als  Umschreibung  ihrer  Landeshoheit).  „Que  tous 
les  princes  et  Estats  en  g^n^ral  et  en  particulier  seront  maintenos  dans 
tous  les  aatres  droits  de  souverainet^ ,  qui  leur  appartiennent  **  Gegen- 
wärtig begreift  man  unter  SouTerainet&t  nur  eine  durchaus  von  einer  höheren 
Gewalt  unabhängige  Staatsgewalt,  im  Gegensatze  der  Unterordnung,  in 
welcher  sich  früher  die  deutschen  Landesherren  xu  Kaiser  und  Beich  be- 
fiyiden.  —  Vergl.  JuL  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  Bd.  L 
8.  233  flg. 

*)  Im  Völkerrecht  nennt  man  nur  jene  Staaten  „M&chte"',  welche 
anderen  Staaten  überlegen  sind. 

<)  Das  Wesen  aller  Autorit&t  liegt  im  Selbsterschaffen,  Selbsterdenken 
und  Selbstgebieten.    £ine  Autorität  ist  daher  eine  Persönlichkeit, 
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ist  der  Fall^  wo  in  Ermangeliing  einer  Antorität  die  grossere 
Kopfzahl  sich  an  deren  Stelle  setzt  nnd  ans  der  Thatsache 
ihres  nnmerischen  Verhältnisses  den  Rechtsgmnd  ihrer  Herr- 
schaft über  die  Minderzahl  ableitet. 

§.  48. 
Verhältiiiös  des  Autoritäts-  uud  Majoritäts  -  Prineips. 

I.  Alle  Autorität  beruht  auf  Intel  1  igen z,  d.  h.  auf 
geistiger  Ueberlegenheit  nnd  sittlicher  Grösse ,  also  auf  einem 
Gesetze  des  Geistes:  alle  Majorität  beruht  dagegen  auf 
einem  Naturgesetze,  d.  h.  auf  der  Thatsache  der  phy- 
sischen Ueberlegenheit  der  Masse  über  den  Einzelnen  >). 

U.  Die  Herrschaft  der  Autorität,  das  sog.  Autoritäts- 
princip,  wurzelt  in  der  natttrlichen  Regierungsbedtirf- 
tigkeit  der  Massen:  es  gründet  sich  auf  die  erfahrungsmässige 
Thatsache,  dass  die  Stärke  der  geistigen  (intellektuellen  und 
moralischen)  Eigenschaften  weder  durch  die  Kopfzahl  bedingt 
ist,  noch  mit  ihr  verhältnissmässig  zunimmt,  sondern  dass  viel- 
mehr grosse  intellektuelle  und  moralische  Eigenschaften  immer 
nur  eine  Auszeichnung  Weniger  oder  Einzelner  sind. 

UI.  Das  Majoritätsprincip  geht  von  der  Selbst- 
regierungsfähigkeit der  Masse  aus  und  setzt  also  eine 
durchschnittlich  gleiche  Intelligenz  und  Sittlichkeit  aller 
Yolksklassen  oder  doch  der  Mehrheit  des  Volkes  voraus. 
Es  stützt  sich  auf  die  ebenfalls  erfahrungsmässige  Thatsache, 
dass  die  Macht  an  sich  bei  der  Menge  im  Verhältniss  zur 
Minderzahl  ist,  und  dass  daher  die  Masse  herrscht,  so  wie  sie 
nur  herrschen  will,  d.h.  zu  einem  gemeinsamen  Gredanken 
oder  Entschlüsse  gelangt. 

IV.  Das  Autoritätsprincip  liegt  stets  der  absoluten 
Monarchie,  das  Majoritätsprincip  den  Republiken 
zu  Grunde. 


die  sich  durch  ihre  Intelligenz,  ihre  geistige  Fähigkeit  und  innere  Bedeutung 
nnd  deren  Aeusserung  Anerkennung  verschafft. 

*)  V.  Rotteck,  Lehrb.  des  Vernunftrechtes,  II.  §.  18,  hat  das  Natur- 
gesetz ganz  richtig  erkannt:  er  irrt  jedoch  darin«  wenn  er,  so  wie  die 
meisten  sog.  liberalen  politischen  Schriftsteller  das  Autoritätsprincip 
als  durch  dieses  Naturgesetz  völlig  ausgeschlossen  betrachtet. 
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V.  Das  Antoritfttsprineip  steht  and  fiUk  mit  dem 
Glanben  an  die  Hemchertttchtigkeit  des  Subjektes,  welches 
mit  der  Autorität  bekleidet  ist  Die  Gefahr,  die  dem  Aato- 
ritätsprincip  droht  und  es  erschtittem  kann,  liegt  in  ihm 
selbst,  da  der  Träger  der  Autorität,  persönlich  betrachtet^ 
der  Masse  gegenüber  stets  der  Schwächste,  und  nur  so 
lange,  als  die  Masse  seine  Autorität  anerkennt  und  ihm  gehorcht, 
der  Stärkste,  also  wirklich  mächtig  ist 

VL  Aber  auch  das  Majoritätsprincip  triigt  seine 
Gefahr  und  den  Keim  seines  Untei^anges  in  sich  selbst; 
denn  eine  Majorität  enthält,  an  sich  betrachtet,  keine  Bflrg- 
schafk  für  ihre  Vemtlnftigkeit  oder  dafür,  dass  sie  Becht  hat, 
wenn  sie  Recht  macht:  überdies  ist  sie  ihrem  Charakter  als 
Massenherrschaft  gemäss,  nur  dann  von  Bedeutung  und 
Achtung  gebietend,  wenn  sie  selbst  sehr  gross,  und  in 
dieser  Grösse  beständig,  die  anders  denkende  Minderheit 
aber  sehr  klein  ist^).  Ueberdies  leidet  das  Majoritätsprincip 
aber  regelmässig  an  einer  inneren  Unwahrheit,  da  seine 
Voraussetzung,  die  gleiche  Tüchtigkeit  aller  Volks- 
klassen, in  der  Wirklichkeit,  abgesehen  von  ganz  kleinen 
Staaten  mit  sehr  einfachen  Verhältnissen,  nie  vorhanden  isL 
Die  weit  aus  überwiegende  Mehrzahl  ist  nämlich  entweder  von 
Haus  aus  politisch  unthätig  (passiv),  oder  doch  politisch 
untüchtig  und  nicht  urtheilsfähig,  und  folgt  daher  nur  dem 
Anstosse,  welchen  sie  von  einzelnen  Wortführern  (Demagogen) 
erhält,  die  den  augenblicklichen  Neigungen  des  Volkes  schmeicheln 
und  seine  Leidenschaften  aufstacheln  und  eben  dadurch  dem 
Volke  Autoritäten  werden,  dass  sie  es  ftir  ihre  subjek- 
tiven Ansichten  zu  gewinnen  und  zu  stimmen  wissen. 

VII.  Sonach  ergibt  sich,  dass  die  Autorität  der  Majo- 
rität nicht  entbehren  kann  und  sie  für  sich  gewinnen  und  in 
Uebereinstimmung  der  Ansichten  mit  sich  erhalten  muss,  wenn 


')  Wo  und  soweit  eine  Verfassung  auf  dem  Mi^orit&tsprincip  bemht, 
hat  die  Minorität  Dicht  nur  den  Trieb,  sondern  auch  das  Recht,  Mi^ori&t 
8U  werden,  d.  h.  sich  zu  dieser  emporzuarbeiten.  Dies  drückt  man  im 
parlamentarischen  Leben  auch  so  aus:  „der  Majorität  gehört  die  Be- 
schlussfassung« derMinorität  die  Debatte/'  —  Davon,  dass  kleine 
Majoritäten  kein  moralisches  Gewicht  haben,  liefert  die  Geschichte 
aller  parlamentarischen  Verhandlungen  taglich  die  schlagendsten  Beweise. 
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sie  auf  die  Dauer  bestehen  will^),  und  umgekehrt  kann  die 
Majorität  der  Autorität  nicht  entbehren,  und  muss  eine 
solche,  wenn  sie  keine  vorfindet,  aus  sich  selbst  erzeugen, 
d.  h.  sie  in  ihren  eigenen  Wortftihrem  suchen,  weil  sie  in 
keiner  anderen  Weise  zum  Bewusstsein  und  Ausdruck  eines 
Gedankens  oder  Grundsatzes  kommen  kann.  Daher  macht 
sich  im  geschichtlichen  Verlaufe  des  Staatslebens  bald  eine 
Neigung  zum  Autoritätsprincipe,  bald  zum  Majoritätsprincipe 
bemerklich,  je  nachdem  die  Schwächen  des  einen  oder  des 
anderen  eine  Zeit  lang  vorzugsweise  empfunden  worden  sind. 
Die  Aufgabe  der  Politik  ist  es  aber,  das  Richtige,  was  in 
jedem  dieser  beiden  Principien  liegt ,  auszuscheiden  und  ihren 
Gegensatz  auszugleichen.  Dies  ist  das  Ziel,  welches  insbesondere 
durch  die  beschränkte  Monarchie  zu  erreichen  gesucht  wird. 

§.  49. 
Rechtlicher  Charakter  der  Staatsgewalt^). 

I.  Fasst  man  die  Staatsgewalt  als  das  Hen-scherrecht  über 
alle  im  Staate  liegenden  Vermögen  und  Kräfte  auf  (§.  47),  so 
ergibt  sich  von  selbst,  dass  es  im  Staate  keine  höhere 
Gewalt  geben  kann,  als  die  Staatsgewalt. 

U.  Eben  darum,  weil  sie  die  höchste  Gewalt  im  Staate 
ist,  ist  sie  auch  eine  absolute  Gewalt  im  philosophischen 
Sinne,  wonach  jede  Gewalt  so  bezeichnet  werden  kann,  welche 
den  obersten  Grund  ihrer  Geltung  in  ihrer  Vemttnftigkeit, 


>)  Jeder  Regierung,  auch  wenn  sie  auf  dem  Autoritätsprincip 
beruht,  muss  daran  gelegen  sein,  die  Massen  sich  ergeben  und  zufrieden 
zu  erhalten,  weil  hierdurch  der  freiwillige  Gehorsam  bedingt  ist,  der 
f&r  jede  Begierong  den  höchsten  Werth  hat 

*)  Maurenbrecher,  Grundsätze,  §.  30.  —  K.  S.  Zachariä, 
40  Bücher  (Umarbeitung)  L,  S.  88  u.  f.  —  Schmitthenner,  12  Bücher 
vom  Staate,  Bd.  3,  S.  284.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Rs.,  S.  305  flg.  — 
Recht  gut  hat  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  L,  §.  19,  gegen  die 
gewöhnliche  Annahme  bemerkt,  dass  Eigenschaften,  welche  nur  Gott  zu- 
kommen, wie  Unfehlbarkeit,  Allgegenwart  und  dergl.  der  Staatsgewalt  nicht 
zukommen  können;  nicht  richtig  ist  es  aber,  wenn  er  die  persönlichen 
Attribute,  welche  dem  Subjekte  der  Staatsgewalt  wegen  deren  Innehabung 
zukommen,  wie  Unverantwortlichkeit  und  Heiligkeit,  zu  den  Eigenschaften 
der  Staati^gewalt  selbst  rechnet. 
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alflo  in  Bich  selbst  trägt  Hiermit  ist  aber  keineswegs  gesagt, 
dass  die  Staatsgewalt  auch  im  politisclien Sinne^  d.h.  hinsichtlich 
des  Umfanges  ihrer  Thfttigkeit  eine  absolute,  d.  h. 
unbeschränkte  und  willktthrlich  zu  gebrauchende  Gewalt  sd^. 
m.  Die  Staatsgewalt  ist  femer  als  hOehste  Gewalt  audi 
unwiderstehlich  in  dem  Sinne,  dass,  wenn  es  irgendeiner 
Macht  gelingen  vrttrde,  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt 
innerhalb  ihrer  Sphäre  mit  Erfolg  einen  von  ihr  nicht 
tiberwindlichen  Widerstand  entgegenzusetzen,  damit  die  Staats- 
gewalt selbst  vernichtet  und  aufgehoben  wäre. 

IV.  Als  höchste  Gewalt  ist  die  Staatsgewalt  der  Theorie 
nach  auch  inappellabel:  in  der  Praxis  hat  jedoch  die 
Bttcksicht  darauf,  dass  die  Staatsgewalt  nur  durch  yieleriei 
Organe  handeln  kann,  tiberall  zu  einer  Abstufung  ihres 
Organismus  geführt,  so  dass  eine  Berufung  von  den  Erlassen 
der  niederen  an  die  höheren  Instanzen  zagelassen  wird.  Des- 
gleichen hat  die  Bücksicht  darauf,  dass  Bechtsverletzungen  im 
Staate  an  sich  nicht  stattfinden  sollen  (§.  45)  und  dass  auch 
die  höchste  Gewalt  vemfLnftigerweise  nie  eine  Bechtsverietzung 
beabsichtigen  kann,  in  den  meisten  Staaten  dahin  geführt,  Ein- 
richtungen zu  treffen,  wonach,  wenn  nicht  tiber  die  Zweck* 
mässigkeit,  sondern  über  die  Bechtlichkeit  der  Handlungen 
der  Staatsgewalt  gestritten  wird,  ein  Verfahren  vor  den 
Gerichten  stattfinden  kann^). 

V.  Wegen  der  Einheit  ihres  Zweckes  und  ihrem  Begriffe 
als  höchste  Gewalt  zufolge  ist  die  Staatsgewalt  endlich  auch 
ihrem  Wesen  nach  eine  untheilbare  Gewalt^).  Etwas 
Anderes  ist  die  Theilung  der  Arbeiten  der  Staatsgewalt  unter 
verschiedene  Organe.  Es  ist  daher  ein  Missverständniss ,  von 
einer  eigentlichen  Theilung  der  Staatsgewalt  selbst  eine  Sicherung 
der  Freiheit  und  Gerechtigkeit  zu  erwarten.  Ueberdies  wäre 
eine  äussere  Darstellung  derselben  nur  im  Gebiete  der  nie* 


<)  Siehe  unten  §.  52. 

^  Das  Weitere  siehe  unten  bei  der  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Competenz  der  Gerichte,  §.  449  flg. 

*)  Tacü.  Annal.  I.  6.  „£a  est  conditio  imperandi,  ut  non  aliter  ratio 
constet,  quam  si  uni  reddatur."  —  Für  die  deutschen  monarchischen  Bundes- 
staaten ist  die  Untheilharkeit  der  Staatsgewalt  positiv  in  der  Wiener 
SchluBsakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  57  ausgesprochen.    Siehe  unten  §.  334. 
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deren  Politik  möglich:  im  Oebiete  der  höheren  Politik 
ist  überhaupt  damit  nichts  auszurichten  ^). 

§.  50. 
Von  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt. 

I.  Die  Macht,  als  die  Thatsache  der  überlegenen  Kraft 
(§.  47) y  ist  ihrer  Natur  nach  unveräusserlich:  dämm  kann 
sie  auch  gar  nicht  an  ein  Subjekt  übertragen  werden,  son- 
dern sie  bleibt,  als  physische  Kraft  betrachtet,  stets  bei  der 
Hasse,  resp.  bei  dem  schlagfertigen  und  kampfgerüsteten  Theile 
des  Volkes,  als  moralische  Kraft  aber  bleibt  sie  stets  bei 
dem  oder  den  Subjekten,  welche  die  geistige  Ueberlegenheit, 
d.  h.  die  höhere  Intelligenz  und  Willenskraft  besitzen. 

n.  Mit  dieser  höheren  Intelligenz  und  Willenskraft  ist 
aber  auch  die  Möglichkeit  der  Verfügung,  d.h.  dieHerrschaft 
{imperium)  über  die  physische  Macht  (die  Massen)  von  selbst 
gegeben,  da  in  der  Masse  das  Bedürfniss  und  eben  darum 
auch  die  Fähigkeit  der  Anerkennung  der  Intelligenz  und 
Willenskraft  in  den  begabten  Subjekten  liegt. 

UI.  Diese  Verfügung  über  die  physische  Macht  und 
die  niederen  Intelligenzen,  welche  das  Wesen  der  Herrschaft 
bildet,  ist  aber  auch  alles  und  allein  das,  was  bei  einem 
intelligenten  Subjekte  sein  kann^),  so  wie  umgekehrt  keine 
Staatsform  ohne  das  Bestehen  einer  solchen  Verfügung,  d.  h. 
Herrschaft,  gedacht  werden  kann. 

IV.  Was  nun  aber  den  Grund  der  Zuständigkeit  der 
Herrschaft  anbelangt,  so  ist  es  eine  sehr  häufige  Behauptung, 
dass  die  Staatsgewalt  eine  dem  regierenden  Subjekte  vom 
Volke  übertragene  Gewalt  sei. 

V.  Insofern  diese  Behauptung  auf  allgemeine  Giltigkeit 
in    allen  Staaten   und    Staatsformen  Anspruch   machen    will, 


5)  Julius  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861.  S.  182. 185. 193. 

I)  Im  Jahre  1525  schrieb  Johann  von  Schwarzenberg  an  seinen 
Sohn  Friedrich:  „Und  handel  genetich  mit  den  leuten  ...  So  du  die 
lent  in  diesen  leuften  dir  hessig  machest,  wurde  dir  grossen  Nachtheil 
bringen  und  du  kanst  nit  y  der  man  allein  erschlagen.  Dis  verstee 
im  besten.'*  Siehe  diesen  Brief  in  meinen  Alterthümem  des  deutschen 
Beichs  und  Rechts,  18(j0.  £d.  II.  S.  436  flg. 
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stellt  sie  sich  als  eine  Folgemng  ans  der  Vertragstheorie  (§.  42) 
dar,  und  fUlt  daher  von  selbst  mit  dem  Nachweise  der  Un- 
richtigkeit dieser  Theorie  (§.  43).  Wer  jede  bestehende  Staats- 
gewalt als  auf  einer  Uebertragong  durch  das  Volk  beruhend 
betrachten  woUte,  wtlrde  sich  theils  eine  historische  Unrichtigt 
keit  zu  Schulden  kommen  lassen  ^,  theils  sich  genöthigt  sehen, 
zu  gehaltlosen  Fiktionen  zu  greifen  ^)y  um  die  Geltung  einer 
Herrschaft  als  Staatsgewalt  da  zu  erklären ,  wo  sie  erweislich 
ohne  solche  Uebertragung  durch  das  Volk  entstanden  ist^). 

VI.  Ueberhaupt  aber  ist  auch  die  Frage  nach  der  Ueber- 
tragung der  Staatsgewalt  keine  Frage  der  Spekulation,  sondern 
nur  der  Geschichte,  und  hat  ttberdies  als  solche  nur  fttr 
die  monarchische  Staatsform  Bedeutung:  d.  h.  es  kann 
wohl  die  monarchische  Souverainetät  einem  gewissen  Staate, 
wie  dermal  in  England,  Frankreich  und  Belgien,  auf  einer 
Uebertragung  durch  das  Volk  beruhen,  es  ist  dies  aber 
keine  principielle  Nothwendigkeit 

VII.  In  den  Bepubliken  kann  dagegen,  da  diese  auf 
dem  Principe  der  Volkssonverainetät  beruhen,  ohnehin 
nur  von  einer  Uebertragung  der  Ausübung  der  Staatsgewalt 
an  Beamte  im  Namen  des  sonverainen  Volkes,  nicht  aber  von 
einer  Uebertragung  der  Souverainetät  selbst  die  Bede 
sein,  weil  letztere  vom  Volke  als  mit  seinem  Dasein  als  Bepublik 
von  selbst  gegeben  und  ihm  unmittelbar  zuständig  betrachtet 
wird. 

Vin.  Offenbar  sind  die  Vertheidiger  der  Meinung,  dass 
die  Staatsgewalt  in  den  monarchischen  Staaten  allgemein 
als  dem  Staatsherrscher  durch  das  Volk  übertragen  betrachtet 
werden  müsse,  in  der  Meinung  befangen,  dass  einestheils  nur 
durch  eine  solche  Fiktion  dem  Volke  Bechte  gegenüber  vom 
Staatsherrscher  erhalten  werden  könnten,  andemtheils  aber 
kein  Subjekt  auf  andere  Weise  einen  vom  Volke  anzuerkennen- 


')  Nicht  jeder  Staatsform  ist  eine  Demokratie  oder  Yolkssouverainetät 
Yorhergegangen ;  im  Gegentheile  tritt  historisch  erweislich  die  republikanische 
Verfassung  meistens  nur  erst  später  nach  dem  Sturze  anfänglich  monarchischer 
Yer&ssungen  hervor. 

')  Z.  B.  nachfolgende  stillschweigende  Genehmigung  des  Volkes  u.  s.  w. 

*)  Z.  B.  da,  wo  in  Folge  einer  Eroberung  oder  eines  Friedensschlusses 
ein  Landstrich  an  einen  neuen  Herrscher  übergeht 
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den  Rechtstitel  zur  Herrschaft  erlangen  könne,  und  daher  die 
Uebertragnng  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  mindestens 
fingirt  werden  müsse« 

IX.  Eine  solche  Fiktion  ist  aber  in  erstererBeeiehnng 
ganz  nnnöthig:  die  Rechte  and  Pflichten  des  Staatsherrschers 
and  des  Volkes  bleiben  stets  dieselben,  wie  auch  immer  die 
HeiTSchaft  geschichtlich  entstanden  sein  mag  (§.  45). 

X.  In  zweiter  Beziehung  ist  aber  diese  Fiktion  eben- 
falls bedeutungslos,  weil  nun  einmal  die  geschichtliche  Ent- 
wickelang des  Staatslebens  bei  den  europttischen  Völkern  auch 
die  Anerkennung  anderer  Bechtstitel  zur  Herrschaft,  die  vom 
Volkswillen  ganz  unabhängig  sind,  festgestellt  hat  (§.  44)^). 

§.  51. 
Von  der  Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt. 

I.  So  wie  die  Vertragstheorie  hauptsächlich  aus  dem 
Bestreben  hervorgegangen  ist,  um  die  (allerdings  durchaus 
unrichtige)  Ansicht  zu  bekämpfen,  als  ob  das  Volk  dem  Staats- 
herrscher gegenüber  rechtlos  wäre,  und  so  wie  man  desshalb 
glaubte,  seine  Zuflucht  zu  der  Fiktion  nehmen  zu  müssen, 
dass  alle  Staatsgewalt  dem  Souverain  vom  Volke  unter  Vor- 
behalt seiner  Rechte  übertragen  sei  (§.  50),  so  musste  man 
bei  consequenter  Entwickelung  der  Vertragstheorie  auch  dahin 
gelangen,  dem  Volke  das  Recht  beizulegen,  die  Staatsgewalt 
dem  Herrscher  wieder  zu  entziehen,  d.  h.  dieselbe  wie  ein 
Mandat  oder  Depositum  zu  widerrufen,  wo  sie  auf  eine 
dem  Volkswillen  missfällige  Art  ausgeübt  werde.  Es  lässt 
sich  sogar  nicht  verkennen,  dass  die  Vertragstheorie  haupt- 
sächlich zu  dem  Zwecke  aufgebracht  wurde,  um  die  Widerruf- 
lichkeit der  Staatsgewalt  aus  einem  (angeblich)  allgemeinen 
Principe  ableiten  zu  können.  Ueberzeugt  man  sich  aber  von 
der  Unrichtigkeit  obiger  Voraussetzungen,  so  hat  man  sofort 
auch  gegen  die  Widermflichkeit  der  Staatsgewalt  entschieden. 


*)  Anerkennung  ist  Bewusstsein  von  dem,  was  wirklich  Gel- 
tendes ist,  und  daher  ihrem  Begriffe  nach  gleichgiltig,  ob  sie  freiwillig 
oder  anfreiwillig  und  mit  Widerstreben  geschieht. 
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n.  Wer  die  Widerroflichkeit  der  Staatsgewalt  behauptet, 
huldigt,  yielleicht  ohne  sieh  dessen  selbst  bewnsst  zn  sein, 
der  Theorie  Ronsseau's  über  die  VolkssouverainetKt,  und 
verwechselt  den  Staatsherrscher  mit  dem  Beamten  einer  Be- 
publik, welchem  die  Austibnng  der  exekntiyen  Gewalt  votn 
souverainen  Volke  als  ein  Amt  ttbertragen  ist  Jedoch  hat 
die  nnvermeidliche  Rücksicht  auf  die  unentbehrliche  Stiltigkeit 
der  Staatsverwaltung  sogar  in  allen  Bepubliken  dahin  geführt, 
dass  mindestens  der  erste  Vollzugsbeamte  Ar  eine  bestimmte 
Zahl  von  Jahren  ernannt  wird,  innerhalb  deren  seine  Amts- 
fthrung  vom  Volke  nicht  wiUktthrlich  widerrufen  werden 
darf^).  Von  einem  Widerrufen  der  Souverainetät  des 
Volkes  selbst  ist  nach  der  Natur  der  Sache  bei  der 
republikanischen  Staatsform,  so  lange  die  Republik  besteht, 
an  sich  nicht  die  Rede:  das  Aufgeben  der  Volkssouverainetät 
fällt  hier  mit  dem  Wechsel  der  Staatsform,  d.  h.  mit  dem 
Uebergang  in  die  monarchische  Staatsform  in  Eines  zusammen. 

ni.  Aber  auch  in  den  Monarchien,  welche  mehr  oder 
minder  auf  dem  Autoritätsprincipe  (§.  47)  beruhen,  d.  h. 
in  welchen  der  Souverain  sein  Herrscherrecht  nicht  vom  Volks- 
willen ableitet,  kann  von  einer  Widerruflichkeit  der 
Staatsgewalt  nicht  die  Rede  sein,  da  derjenige,  der  nichts 
gegeben  oder  übertragen  hat,  überhaupt  nichts  widerrufen 
kann.  Hier  kann  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  und 
wie  weit  und  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  Volk  seinem 
Fürsten  den  Gehorsam  verweigern,  Widerstand  leisten  oder 
etwa  sogar  zur  Revolution  schreiten  dürfe,  wovon  an  einem 
anderen  Oite  zu  handeln  ist^).  Sehr  häufig  hat  man  aber  diese 
Frage,  welche  wesentlich  eine  andere  ist,  als  die  nach  der 
Widerruflichkeit  der  Staatsgewalt,  mit  dieser  verwechselt. 

IV.  Auch  da,  wo  das  Volk  eine  Dynastie  auf  den  Thron 
beruft,  geschieht  die  Berufung  regelmässig  unwiderruflich. 

V.  Nur  bei  Wahlmonarchien  findet  man  mitunter, 
dass  das  wahlberechtigte  Collegium  auch  die  Befugniss  in 
Anspruch  nimmt,  den  gewählten  Fürsten   wieder  abzusetzen. 


*)  Die  Verfassung  von  Nordamerika  Art.  II.  §.  1,  setzt  die  Amtsdauer 
des  Präsidenten  auf  4  Jahre  fest 
«)  Siehe  unten  §.  280.  283. 
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wenn    er  nach   der    Meinung    des    Wahlcollegs   den   Wahl- 
bedingnngen  nicht  nachkommt^. 

VL  In  ähnlicher  Weise  findet  man  bei  lehnbaren 
Staaten  ein  Recht  des  Lehensherm  anerkannt,  den  belehnten 
Fürsten  der  Regierung  zu  entsetzen,  wenn  er  sich  eine  Felonie, 
d.  h.  eine  Verletzung  der  Lehenstreue  zu  Schulden  kommen 
lässt^). 

§.  52. 
Natürliche  Begränzung  der  Staatsgewalt*). 

I.  Daraus,  dass  die  Staatsgewalt  die  höchste  Gewalt  im 
Staate  ist,  folgt  aber  nicht,  dass  sie  eine  schrankenlose 
Gewalt  sei.  Vielmehr  ist  ihr  Umfang  durch  ihren  Begriff 
als  vernfinftige  und  rechtliche  Gewalt  selbst  begränzt^), 
und  demzufolge  sind  ihr  natürliche  Gränzen  durch  den 
Zweck  des  Staates  selbst  gesetzt^). 

II.  Man  kann  dies  auch  so  ausdrücken:  die  natürlichen 
Gränzen  der  Staatsgewalt  sind  ihre  Pflichten^);  oder  auch: 
die  natürliche  Gränze  der  Staatsgewalt  ist  die  Freiheit  des 
Individuums^),  was  man  auch  sonst  die  Menschenrechte  und 
in  Bezug  auf  die  Gesammtheit  der  Staatsbevölkerung  die 
Volksrechte  (§.  45)  zu  nennen  pflegt. 

in.  Hiermit  ist  auch  die  Freiheit  aller  Alien  von  Ver- 
bindungen oder  Genossenschaften,  welche  besondere,  von  dem 


3)  So  z.  B.  im  deutscheu  Reiche  zur  Zeit  des  Kaisers  Heinrich  lY.; 
vergl.  meine  deutsche  Kechtsgeschichte ,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II.  §.  46. 
Note  13.  S.  464;  in  den  späUTeu  Zeiten  (seit  dem  16.  Jahrhundert)  wurde 
dies  aber  nicht  mehr  als  pi-aktisch  anerkannt.    Vergl.  unten  §.  87. 

*)  Es  folgt  dies  aus  der  Eigenthümlichkeit  des  Lehensverhältnisses. 

*)  M au reub recher,  Grundsätze,  §.39.—  Weiss,  deutsches  Staats- 
recht, §.  255.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  2,  Abth.  2,  S.  110.  — 
W.  V.  Humboldt,  Ideen  zu  einem  Versuch  die  Gränzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  zu  bestimmen,  Berlin  1851.  —  H.  Bischof,  das  Nothrecht  der 
Staatsgewalt,  Giessen  1860.  §.  44  (im  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des 
deutschen  Bundes,  Bd.  HI.  Heft  3). 

*)  Dies  übersieht  Wippermann,  Beitr.,  S.  60. 119,  und  gelangt  dadurch 
zur  Behauptung,  dass  die  Staatsgewalt  gar  keine  bestimmten  Gränzen  habe. 

*)  Das  Weitere  siehe  unten  §.  432  bei  der  Lehre  von  der  gesetzgeben- 
den Gewalt 

*)  Siehe  oben  §.  20.  Note  1. 

»)  Siehe  oben  §.  6  u.  §.  29.  IV. 
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Staatszweck  zwar  verschiedene,  aber  demselben  nicht  wider- 
streitende Zwecke  verfolgen,  innerhalb  des  hierdurch  bestimmten 
Kreises  in  Anspruch  genommen ,  gleichviel  ob  sie  auch  auf 
natürlichen  Elementen  beruhen,  wie  die  Familie  (§•  7)  oder 
Orts-  und  Landgemeinden,  Provinziallandschaften  und  dergli 
(§.  8),  oder  aus  rein  vertragsmässigen  Vereinbarungen  der 
Theilnehmer  hervoif;egangen  sind,  wie  die  Kirchen  und  andere 
Associationen*).  Hiermit  ist  auch  angedeutet,  wie  die  Staats- 
gewalt und  die  Volksrechte  neben  einander  in  voller  Wirk- 
samkeit und  Kraft  bestehen  können. 


§.  53. 

Positive  Begränzung  der  Staatsgewalt.   Das  christlich- 
germanische  Staatsprincip. 

L  Die  Staatsgewalt  kann  aber  auch  positiv,  d.  h.  auf 
geschichtlichem  Wege,  beschränkt  werden,  und  dies  kann  sowohl 
durch  Staatsverträge,  wie  Friedensschlüsse  u.  dergl.,  als 
auch  durch  die  örundgesetze  des  Staates  selbst  geschehen. 

U.  Namentlich  unterliegt  die  Staatsgewalt  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  vielfach  solchen  Beschränkungen,  theils  zu 
Gunsten  ganzer  Klassen  von  Personen,  oder  Gorporationen, 
oder  Landestheile,  oder  gewisser  religiösen  Oonfessionen,  theils 
auch  zu  Gunsten  einzelner  Privatpersonen  0- 


«)  Jul.  Fröbel,  Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  Bd.  L  S.  168: 
„Liberal  regieren  heisst  möglichst  wenig  regieren*'. 

«)  Hierher  gehören  s.  B.  die  Beschrftnkungen,  welche  dem  sog.  Refor- 
mationsrecht des  Landesherm  durch  den  westph&lischen  Frieden  gesetzt 
worden  sind;  sodann  die  Garantien  für  die  bestehenden  Oonfessionen 
und  landst&ndischen  Körper  in  dem  Reichsdeputationshauptschluss  vom 
25.  Februar  1803;  die  Garantien  für  die  Standesherren  und  den  abrigen 
ehemaligen  reichsfreien  Adel  in  der  Rheinbundsakte  und  in  der  deutschen 
Bundesakte:  insbesondere  die  den  Unterthanen  sAmmtlicher  deutschen  Bundes- 
staaten in  der  deutschen  Bundesakte  gewfthrleiBteten  Rechte,  wie  die  poli- 
tische und  bürgerliche  Rechtsgleichheit  der  christlichen  Beligionspartheien, 
Freizügigkeit  innerhalb  der  deutschen  Bundesstaaten  u.  s.  w. :  die  besonderen 
Zusicherungen  für  das  Haus  Thum  und  Taxis,  wegen  seiner  Postrechte, 
die  Zusicherungen  für  gewisse  Pensionäre  u.  s.  w. 
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m.  Es  kSnnen  aber  aach  solche  Schranken  der  Staats- 
gewalt ohne  urkundliche  Form  durch  die  Volkssitte  sich  er- 
zeugen und  in  dem  Nationalcharakter  wurzeln.  Ein  solcher 
geschichtlich  scharf  aosgepr&gter  Greftihls-  und  Denkkreis  einer 
Nation  kann  nnter  Umständen  der  Staatsgewalt  sogar  eine 
nnttbersteiglichere  Schranke  setzen,  als  Gesetze  nnd  Verträge 
zu  thnn  vermöchten. 

IV.  In  diesem  Sinne  pflegt  man  in  Bezog  auf  die  deutschen 
Staaten  von  einem  christlich -germanischen  Staats- 
principe  zn  sprechen^)  und  versteht  darunter  den  6rundsatZ| 
dass  eben  so,  wie  nach  christlicher  AnschauungsweiBe  die 
Obrigkeit  auf  göttlicher  Anordnung  beruhe^),  eben  so  auch 
der  Fürst  verpflichtet  sei,  das  ihm  von  der  Vorsehung  anver- 
traute Volk  so  zu  regieren  y  wie  er  es  vor  Gott  verantworten 
könne  ^)y  und  dass  daher  der  Fürst  die  wohlerworbenen  Rechte 
der  Einzelnen  oder  ganzen  Klassen  der  Unterthanen  eben  so 
zu  achten  und  zu  schützen  habe,  wie  er  von  dem  Volke  die 
Achtung  und  Vertheidigung  seines  Herrscherrechtes  zu  fordern 
befugt  ist 

V.  Hiermit  verbindet  sich  die  Idee,  dass  die  Staatsgewalt 
bei  ihren  Einrichtungen,  Gesetzen  und  Verordnungen  den  Lehr- 
begriffen und  Satzungen  der  reichs-  und  bundesverfassungs- 
mässig  anerkannten  christlichen  Kirchen  Rechnung  zu  tragen  ^) 


')  Vergl.  die  oben  S.  38  angefahrten  Schriften  von  Stahl,  v.  Kraus 
tt.  A.  >-  YeigL  BnddeuB,  deutsch.  Staatsarchiv,  Bd.  IV  (1843)  S.  280. 

')  Siehe  oben  §.  40.  Note  2. 

*)  Schon  die  eine  Vorrede  zum  Sachsenspiegel,  der  sog.  Prologus 
(Edit  Homeyer,  S.  21  der  2.  Aufl.)  spricht  diesen  Gedanken  aus:  „6ot  is 
selye  recht  Dar  umme  sien  se  sik  vore  aUe  die,  den  gerichte  von  godes 
halven  bevolen  si,  dat  se  also  richten,  alse  godes  tom  unde  sin  gericht 
gnedichlike  over  se  irgan  mute.^* 

*)  Z.  B.  in  Bezug  auf  die  Erfordernisse  der  £heschliessung,  die  Ehe- 
hindemisse,  die  Ehescheidung  u.  s.  w.;  sowie  auch  in  Bezug  auf  die  Feier 
von  Sonn-  und  Festtagen  u.  dergl.;  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  der  kirch- 
lichen Jurisdiction  und  kirchlicher  Strafurtheile,  u.  s.  w.  —  Die  Preuss. 
Verfassung  vom  81.  Januar  1850  enth&lt  eine  positive  Sanction  des 
christlichen  Staatsprincips  in  zeitgemasser  Weise:  Art.  14:  „Die  christ- 
licheReligion  wird  bei  denjenigenEinrichtungen  des  Staates, 
welche  mit  der  Religiousübung  im  Zusammenhange  stehen, 
unbeschadet  der  im  Art.  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit 
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und  die  christliohe  ReUgiositiU  als  die  Ginndlage  der  VoDcb- 
nnd  gelehrten  Bfldang  und  der  Staatseiiirichtangen  zu  erhalten 
nnd  zu  befördern  habe*),  worauf  aueh  schon  die  Geltang  des 
Majoritätsprincipes  (§.  47)  in  den  dentsc&en  Staaten  hinweist'). 
Insbesondere  wird  es  in  denselben  als  ein  selbstverständlicher 
staatsrechüicher  ömndsatz  betrachtet,  dass  das  Staatsoberhaupt 
einer  der  christlichen  Kirchen  angehören  müsse*). 

VI.  In  voller  Gonseqnenz  mtlsste  das  christlich-germanische 
Staatsprincip  sogar  jeder  nicht-germanischen,  wenn  gleich  christ- 
lichen Nationalität  die  politische  Gleichberechtigung  absprechen; 
doch  ist  dies  längst  als  unausflihrbar  au^s^geben.  Die  Beschrän- 
kung derselben  betrifft  demnach  nur  die  Israeliten  in  Deutsch- 
land. Doch  sind  auch  zur  Beseitigung  dieser  Ungleichheit  bereits 
bedeutende  Schritte  geschehen*) 

VII.  Je  nachdem  in  den  Staaten  überdies  ein  besonderes 
christlich  confessionelles  Element  überwiegt,  und  daher 
auch  besondere  Berücksichtigung  von  der  Staatsgewalt 
erheischt,  pflegt  man  von  katholischen  und  protestan- 
tischen Staaten  zu  sprechen:  wo  dagegen  die  christlichen 
Hauptconfessionen  in  bürgerlicher  und  politischer  Beziehung 
vollkommen    gleich    gestellt    sind,   wird    der  Staat    als  ein 


zu  Grunde  gelegt.'*  —  Ebenso  Yert-Ürk.  von  Anhalt-Bernbarg 
von  1850,  §.20;  Oldenburg  von  1862,  §.74;  Waldeck  von  1862,  §.39. 

•)  Hier  kommt  der  Umfang  des  Einflusses  und  der  Theilnahme  der 
Geistlichkeit  am  Unterrichte  an  Volks-  und  gelehrten  Schulen,  das  Ein- 
schreiten des  Staates  gegen  die  Verbreitung  dem  Ghristenthume  feindlicher 
und  destructiver  Lehren  in  Frage,  worüber  die  Entscheidung  dem  Gebiete 
der  Gesetzgebungs-Politik  anheimfällt 

^  In  eigenthamlicher  Weise  drückt  dies  die  Verfassung  von  Anhalt- 
Bernburg  von  1860,  §.  20  a  linea  2  aus:  „Die  christliche  Religion  wird, 
so  lange  sie  die  Religion  der  grossen  Mehrheit  der  Staatsangehörigen 
ist,  bei  religiös  bürgerlichen  Anordnungen  des  Staates  zu  Grunde  gelegt'*  — 
Es  w&re  doch  merkwürdig,  wenn  in  dem  Herzogthum  Anhalt-Bernburg 
im  J.  1860  Anzeigen  vorgelegen  h&tten,  dass  die  christliche  Religion  über 
lang  oder  kurz  aufhören  werde,  die  Religion  der  Mehrzahl  der  Bevölkerung 
zu  sein. 

*)  Es  enth&lt  unter  den  deutschen  Ver&ssungsurknnden  nur  die 
Würtembergische  §.  6,  die  ausdrückliche  Bestimmung;  „Der  König 
bekennt  sich  zu  einer  der  christlichen  Kirchen.*' 

*)  Ueber  die  positiven  Zusicherungen  der  deutschen  Bundesakte  Art  16 
siehe  unten  §.  SOI. 
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paritätischer  bezeichnet ^<^).  Man  pflegt  anch  von  katho- 
lischen und  protestantischen  Regierungen  zusprechen, 
je  nachdem  das  regierende  Hans  der  einen  oder  anderen  Gon- 
fession  angehört:  jedoch  ist  diese  Bezeichnung  unpassend  und 
Missverständnissen  unterworfen. 

§.  54. 

Der  Souverain,     Begriff.    Nichtigkeit  der  sogenannten 

Staatssouverainetät. 

I.  Der  Souverain  oder  Staatsherrscher  ist  das 
Subjekt,  welches  im  Staate  herrscht,  d.  h.  dessen  Wille 
als  der  massgebende  im  Staate  betrachtet  wird,  das  somit 
über  die  Staatsmacht  verfügt,  und  das  Herrschen  im 
Staate  als  sein  eigenes,  d.  h.  ihm  seinem  Begiiffe  nach  zu- 
ständiges Recht  in  Anspruch  nimmt. 

U.  Der  Staatsherrscher  ist  also  das  Subjekt,  in 
welchem  der  in  der  Staatsgewalt  liegende  Gedanke  der  Herr- 
schaft (§.47)  personificirt,  d.  h.  äusserlich  erkennbar 
und  handlungsfähig  dargestellt  wird. 

UI.  Als  die  Personifikation  oder  der  Repräsentant  des 
allgemein- vernünftigen  auf  die  Verwirklichung  des  Staats- 
zweckes gerichteten  Willens,  ist  der  StaatsheiTScher  somit  der 
geschichtliche  Träger  einer  Idee,  und  als  solcher 
weder  Mandatar,  noch  Depositar  der  Gewalt  irgend 
einer  anderen  physischen  oder  juristischen  Persönlichkeit^). 

*^)  Der  paritätische  Staat, Mainz  1851.  —  y.  Linde,  Gleichberechtigimg 
der  Aagsburgischen  Confession  mit  der  katholischen  Religion  in  Deutsch- 
land, Mainz  18&3. 

f)  Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Repräsentation  und  Mandat 
besteht  darin,  dass  letzteres  stets  ein  Rechtssubjekt  voraussetzt,  welches 
den  Auftrag  gibt:  repräsentirt  können  aber  nicht  nur  Rechtssubjekte, 
sondern  auch  Ideen  als  solche  werden,  ohne  dass  es  dazu  eines  beson- 
deren Auftrags  bedarf,  oder  mitunter  dieser  auch  nur  denkbar  wäre.  In 
diesem  Sinne  spricht  man  z.  B.  anch  Yon  Repräsentanten  der  Kunst,  der 
Wissenschaft  u.  s.  w.,  die  sich  notorisch  alle  von  selbst  zu  dem  machen, 
was  sie  sind.  Das  deutsche  Wort  „Stellvertretung**  entspricht  daher 
nicht  yoUständig  dem  Begriffe  von  Repräsentation;  nur  der  Ausdruck 
„geschichtliche  Darsiellung"  nähert  sich  mehr  dem  eigentlichen 
Sinne  dieses  Wortes.  —  Hier  wird  Repräsentation  und  Personi- 
fikation als  ganz  gleichbedeutend  gebraucht 

Z  9  p  f  1 ,  SUAtorecht.   6.  Aaa.  I.  7 
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IV.  Dass  in  der  Republik  von  einer  Staatssouverainetät 
neben  der  Volkssonverainetät  zn  sprechen  völlig  angereimt 
wäre,  leuchtet  von  selbst  ein.  Es  ist  aber  auch  ein  grosser 
In-thum,  wenn  man  in  der  Monarchie  von  einer  Staats- 
souverainetät  spricht,  wonach  der  Staat  selbst  als  die 
andere  Persönlichkeit  gesetzt  wird,  deren  Recht  der  Fttrst 
auszuüben  habe^).  Zu  einem  solchen  Irrthume  gelangt  man 
aber,  wenn  man  übersieht,  dass  die  Staatsgewalt  an  sich 
keine  Gewalt  des  Staates,  sondern  eine  (und  zwar  die 
höchste)  Qewalt  im  Staate  ist  (§.  46.  49),  dass  auch  da- 
durch, dass  die  in  der  Staatsgewalt  liegenden  Rechte  des 
Staatsherrschers,  wenn  auch  durch  das  Dasein  eines  Staats- 
zustandes begründet  und  bedingt,  desshalb  dennoch  keine 
Rechte  dieses  Zustandes  selbst  sind,  und  dass  der  Staat  selbst 
erst  mit  der  (gleichviel  ob  freiwilligen  oder  unfreiwilligen) 
Anerkennung  eines  Subjektes  als  Herrscher  praktische 
Realität  erhält,  d.  h.  aus  der  Sphäre  der  Gedanken  in  die 
Reihe  der  geschichtlichen  Erscheinungen  tritt  (§.  15),  so  dass 
also  vor  der  Anerkennung  eines  Subjektes  als  Staatsherrscher, 
es  mag  dies  ein  Individuum,  oder  wie  in  den  Republiken,  das 
Volk  in  seiner  Gesammtheit  selbst  sein,  weder  ein  Staat, 
noch  eine  Staatsgewalt  vorhanden  ist. 

V.  Ein  souveraines  Gemeinwesen  kann  daher  der 
Staat  nur  in  dem  Sinne  genannt  werden,  dass  er  ein  durch 
sich  selbst  existenzberechtigtes  (§.  5)  und  daher  in 
völkerrechtlicher  Beziehung,  d.  h.  von  anderen  Staaten 
völlig  unabhängiges  Gemeinwesen  ist.  Der  völkerrecht- 
liche Begriff  von  der  Souverainetät  der  Staaten,  welcher  mit 
ihrer  Unabhängigkeit  vollständig  gleichbedeutend  ist,  darf 
aber  nicht  mit  dem  staatsrechtlichen  Begriffe  der  Souve- 
rainetät  verwechselt   werden,    welcher   etwas  ganz  Anderes, 


*)  Die  Nachweisung,  dass  die  bei  den  deutschen  Publicisten  sehr  ge- 
wöhnliche Annahme  einer  Staatssouverainetät  als  Quelle  der  Souve- 
rainetät des  Fürsten  in  einer  Monarchie  ein  Unding  ist,  ist  das  Verdienst 
der  Schrift  yon  R.  Maurenbrecher,  die  deutschen  regierenden  Fürsten 
und  ihre  Souverainetät,  Frankfurt  1839,  an  so  grossen  Mängeln  und 
Irrthümem  diese  Schrift  auch  sonst  leidet  —  Yezgl.  (Fr.  Nebel thau) 
Wahrheit  und  Irrthum  in  der  Maurcnbrecher'schen  Schrift  n.  s.  w.  Kassel 
1839.  -  Stahl,  in  Richters  Jahrb.  1841.  Heft  2. 
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nämlich  die  Innehabung  der  höchsten  Gewalt  im  Staate,  zum 
Gregenstande  hat.  Dadurch,  dass  diese  beiden  Arten  der 
Sonverainetat  sich  regehnässig  als  Prädikate  des  Btaatshen-schers 
beisammen  finden  3),  wird  ihre  innere,  wesentliche  Verschieden- 
heit nicht  aufgehoben. 

VI.  Wollte  man  auch  die  völkerrechtliche  Sonverainetat 
und  was  mit  ihr  zusammenhängt,  als  ein  Recht  des  Staates 
selbst  betrachten,  so  ist  dadurch  noch  kein  Schluss  auf  eine 
gleiche  Eigenschaft  der  staatsrechtlichen  Sonverainetat 
gerechtfertigt,  da  bei  der  Ersteren  Fürst  und  Volk  wirklich 
in  staatlicher  Einheit,  bei  der  Letzteren  aber  in  scharfem 
Gegensatze  erscheinen.  Ueberdies  wird  auch  die  völker- 
rechtliche Sonverainetat  des  Staates  in  der  Monarchie  nur 
durch  den  Fürsten  repräsentirt  und  ausgeübt  und  ist  auch 
diese  Staatsrepräsentation  nach  Aussen  sein,  ihm  mit  dem 
Begriffe  als  Staatsherrscher  zuständiges  Recht:  auch  ist  die 
völkerrechtliche  Sonverainetat  des  Staates  geradezu  un- 
denkbar, wo  nicht  schon  eine  staatsrechtliche  Sonverainetat 
vorhanden  ist,  gleichviel  ob  sie,  wie  in  der  Monarchie  bei  dem 
Fürsten,  oder,  wie  in  den  Republiken  bei  dem  Volke  ist. 

Vn.  Wer  von  einer  Staatssouverainetät  spricht, 
welche  durch  den  Souverain  ausgeübt  werde,  steht,  ab- 
gesehen von  dem  hier  nicht  in  Betracht  kommenden  Sprach- 
gebrauche eines  oder  des  anderen  positiven  Staatsrechtes^), 
entweder  auf  dem  Boden  der  Volkssouverainetät  und 
macht  der  Sache  nach  den  Fürsten  zu  einem  Beamten^), 
oder  er  ist  sich  in  seinen  Begriffen  überhaupt  nicht  klar,  und 
verwechselt  den  Staat  als  Zustand,  in  welchem  geherrscht 
wird,  mit  den  allein  möglichen  Subjekten  der  Herrschaft 
und  der  Beherrschung  im  Staate,  d.  h.  mit  Fürst  und  Volk<^), 

')  Nur  bei  lehnbaren  Staaten  findet  sich  insofern  eine  Ausnahme, 
als  hier  der  Staatsherrscher  wohl  nach  Innen  (dem  Volk  gegenüber)  souverain 
ist,  w&hrend  sein  Staat  nach  Aussen  (in  völkerrechtlicher  Beziehung)  von 
dem  Lehensherm  abhängig  ist.    Siehe  oben  §.  44.  Note  2. 

«)  Siehe  §.  56  und  §.  77. 

6)  In  diesem  Falle  liegt  der  Irrthum  in  der  Annahme,  als  wenn  jede 
monarchische  Gewalt  auf  einer  Uebertragung  durch  das  Volk  beruhte, 
und  schon  vor  dieser  Uebertragung  der  Staat  constituirt  und  eine  Staats- 
gewalt vorhanden  w&re.    Siehe  oben  §.  50. 

c)  Vei^gl.  oben  §.  15. 

1* 
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oder  er  verwechselt  das  staatsrechüiche  Princip,  d.  h.  die 
vernünftige  Idee  der  Herrschaft  mit  der  Thatsache  ihrer 
praktischen  Darstellung  durch  eine  geschichtliche  Persönlich- 
keit^), ^^^  übersieht  dabei,  dass  ein  Zustand  sehr  wohl  die 
Quelle  von  gewissen  Rechten  sein  kann,  ohne  dass  er  darum 
nothwendig  selbst  ein  Rechtssubjekt  wäre,  oder  in  aller 
und  jeder  Beziehung  als  ein  solches  gehen  müsste. 

VIII.  Um  aber  den  Gedanken  (das  Princip)  auszudrücken, 
dass  der  Staats  zweck  der  Grund  so  wie  die  natürliche 
Schranke  der  Herrschaft  im  Staate  sei^),  bedarf  es  der  so 
leicht  miss verständlichen  Bezeichnung  desselben  als  Staats- 
souverainetät  nicht:  es  muss  vielmehr  zu  noch  grösserer 
Vei-wirrung  ftlhren,  wenn  das  Wort  „Staatssouverainetät^^ 
auf  den  Ausdruck  des  eben  gedachten  Principes  willkührlich 
beschränkt  und  dafür  empfohlen  werden  will,  nachdem  der 
gemeine  Sprachgebrauch,  welcher  dai-nnter  das  begreift,  dass 
der  Staat  selbst  als  wirkliches  und  ursprüngliches  Subjekt 
der  Souverainetät  vor  oder  neben  dem  Fürsten  und  dem 
Volke  gedacht  werden  will,  sich  einmal  entschieden  festgestellt 
hat«). 

IX.  Dem  Fürsten  in  der  Monarchie  gegenüber  haben 
nur  die  einzelnen  Unterthanen  von  Haus  ans  eine  Per- 
sönlichkeit, und  ausser  diesen  Einzelnen  kann  sie  nur  noch 
das  Volk,  oder  nach  dem  deutschen  publicistischen  Sprach- 
gebrauche, „das  Land'',  als  deren  Gesammtheit  haben ^^% 


T)  Dies  thut  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  lU.  S.  63; 
nachdem  er  kurz  zuvor,  S.  61,  aus  S  t ah Ts  Kritik  der  Maurenbrecher*schen 
Schrift  in  den  Richter'schen  Jahrbüchern,  1841.  Hft  2,  selbst  die  Warnung 
vor  solcher  Verwechselung  hat  abdrucken  lassen. 

B)  In  diesem  Sinne  erklärt  H.  A.  Zachariä,  a.  a.  0.,  den  Ausdruck 
Staatssouverainetät  gebrauchen  zu  wollen. 

*)  Es  ist  an  sich  unpassend,  einen  „Gedanken''  d.  h.  ein  Princip, 
als  eine  Souverainetät  zu  erklären;  denn  in  einem  Principe  liegt  nur 
ein  Anspruch  auf  Geltung,  d.  L  auf  Anerkennung  und  Verwirklichong 
durch  die  Herrschaft,  resp.  durch  dajs  herrschende  Subjekt,  aber  nicht 
die  Herrschaft  (Souverainetät)  selbst. 

1^)  Dies  zeigt  sich  insbesondere  praktisch  in  der  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (siehe  unten  §.  57  von  der  Staatspersönlichkeit,  und  §.  490  von 
dem  Staatshaushalt);  auch  in  der  Lehre  von  der  Rechtsverbindlichkeit  der 
Handlungen  eines  Zwischenherrschers ;  siehe  unten  §.  207  flg. 
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insbesondere  da,  wo  ihm  dnreh  Einrichtnng  einer  Repräsen- 
tation die  Möglichkeit  gewährt  ist,  in  der  Gestalt  einer 
juristischen  Person,  wie  z.  B.  in  Form  einer  parlamentarischen 
Corporation  aufzutreten. 

X.  Im  praktischen  Leben  versteht  man  unter  Staats- 
sonverainetät  oft  auch  nur  eine  Omnipotenz  der  Central- 
organe  des  Staates  gegenüber  von  Individuen  und  Corporationen, 
namentlich  in  Bezug  auf  wohlerworbene,  hergebrachte  oder 
verbriefte  Rechte  derselben  ^^),  was  nur  ein  verechönernder 
Name  ftir  die  Despotie  ist,  gleichviel  ob  sie  in  der  Form 
autokratischer  Willktthr  oder  in  gesetzlicher  Foim  unter  Zu- 
stimmung der  Landesvertretung  ausgeübt  wird  ^^). 

§.  55. 
Fürstensouverainetiit.    Volkssouverainetät '). 

I.  Da  alle  Herrschaft  ein  willensfähiges  Subjekt  voraussetzt 
(§.  47),  so  kann  die  Souverainetät  nur  entweder  bei  einem 
Individuum,  dem  Fürsten,  oder  bei  der  Gesammtheit 
des  Volkes  sein.  Es  kann  demnach  sowohl  eine  Fürsten- 
souverainetät  als  eine  Volkssouverainetät  geben. 
Das  erstere  ist  der  Fall  in  der  Monarchie,  das  andere  in 
der  Republik 2). 

II.  Diese  beiden  Souverainetäten  können  nie  in  einem 
nnd  demselben  Staate  zugleich  vorkommen,  sondern  die  eine 


")  Siehe  §.  8;  §.  52;  §.  433. 

M)  Rechtsphilosophische  Zeitgedanken,  in  d.  deutsch.  Yiertel- 
jahrsschrift.  1861,  Hft  I.  S.  379. 

*)  F.  Murhard,  die  Volkssouverainetät  im  Gegensatz  der  sog.  Legi- 
timität, Kassel  1832.  —  Thilo,  die  Volkssouverainetät  in  ihrer  wahren 
Gestalt,  Breslau  1832.  Yergl.  die  im  §.  54.  Note  2  angeführten  Schriften 
von  Maurenbrecher  und  Nebelthau.  —  Bluntschli,  allgem.  Staats- 
recht, 2.  Aufl.  1857.  Bd.  I.  S.  360.  Bd.  IL  S.  4  flg.  —  H.  A,  Zachariä, 
deutsches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  18.  —  J.  Held,  Systeiyi  des  deutsch. 
Verf.-R8.  (1856)  Bd.  L  S.  271. 

*)  Was  hier  Fürstensouverainetät  genannt  wird,  nennt  Blunt- 
schli, allg.  Staatsr.  2.  Aufl. Bd.  ILS.4  auch  „Regentensouverainetät^ 
—  Warum  nicht  auch  eine  Souverainetät  einer  aristokratischen  Körper- 
schaft hier  als  mögliche  dritte  Art  der  Souverainetät  aufgeführt  wird, 
siehe  unten  §.  59. 
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schliesst  die  andere  vollständig  ans.  Dass  es  in  der  Republik 
keine  Fürstensonverainetät  neben  der  Volkssouverainetät  geben 
kann,  ist  noch  niemals  bezweifelt  worden.  Dagegen  hat  man 
mitunter  geglaubt ,  der  Volkssouverainetät  in  der  Monarchie 
eine  Stelle  neben  der  Fürstensonverainetät  anweisen  zu  können^). 
Ein  jeder  solcher  Versuch  muss  aber  an  dem  inneren  Gegen- 
satze der  beiden  Souverainetäten  scheitern  und  ist  durchaus 
unpraktisch:  es  kann  dadurch  nur  ein  Kampf  hervorgerufim 
werden,  der  nothwendig  mit  dem  Untergange  einer  dieser 
beiden  Souverainetäten  endigen  muss. 

III.  Die  Volkssouverainetät  hat  ihre  geschichtliche 
Wahrheit  und  Berechtigung  in  der  Republik:  nur  das  ist 
unrichtig,  wenn  man  sie  grundsätzlich  als  die  Quelle  der 
Fürstensouverainetät  in  der  Monarchie,  und  diese  als  ein  von 
dem  sog.  allgemeinen  Volkswillen  abgeleitetes  und  durch 
ihn  demFttrsten  übertragenes  und  darum  auch  widerruf- 
liches Recht  darstellen  wilP). 

IV.  Eben  so  unrichtig  und  willkührlich  ist  es  aber  auch, 
wenn  man  mit  dem  Worte  „Fürstensouverainetät^^  den 
Begriff  einer  patrimonialen  Herrschergewalt  im  Sinne  einer 
völlig  unbeschränkten,  despotischen  Gewalt  verbindet^):  denn 
an  sich  liegt  in  diesem  Worte  nicht  mehr,  als  dass  die  Souve- 
rainetät  in  der  Monarchie  bei  dem  Fürsten  und  nur  allein 
und  ungetbeilt  bei  dem  Fürsten  ist,  wie  dies  nach  dem 
Begriffe  der  Monarchie  nicht  anders  sein  kann,  und  auch  ftlr 


3)  Solche  unhaltbare  Versuche  wurden  in  einigen  im  Sturme  der  Jahre 
1848  und  1849  abgefassten  VerfasBungsurkunden  gemacht:  z.  B.  Anhalt- 
Dessau,  Y.-U.  V.  1848,  §.4.  „Die Regierungsform  ist  die  demokratisch- 
monarchisch e ".  §.  5.  „  Alle  Gewalten  gehen  vom  Volk  aus  ".  —  Provisor. 
Staatsgrundges.  f.  d.  Herzogthum  Gotha,  v.  1849,  %.  3.  „Das  Herzogthum 
Gotha  steht  unter  der  verfassungsmässigen  Regierung  eines  Herzogs,  welcher 
das  erbliche  Staatsoberhaupt  ist.  Die  Staatsgewalt,  so  weit  sie  dem 
Volke  in  seiner  Gesammtheit  verfassungsmässig  zukommt,  wird  nur  durch 
eine  Abgeordnetenversammlung  ausgeübt".  (A.  Rauch,  parlam.  Taschen- 
buch, 2.  Liefg.  Erlangen  1848,  S.  38;  3.  u.  4  Lief.  1849,  S.  114. 

*)  Hiermit  stimmt  überein  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl. 

§.  18.  n.  ni. 

*)  Vergl.  oben  §.  39  bei  Note  12.  —  Zu  diesem  Missverst&ndnisse  hat 
besonders  die  im  §.  54.  Note  2  angeführte  Schrift  von  Maurenbrecher 
Veranlassung  gegeben. 
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die  monarchischen  Staaten  in  Deutschland  positiv  in  der  Wiener 
Schlnssakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  57  aasgesprochen  ist^). 

y.  Nicht  zu  yerwechsehi  mit  der  Volkssouverainetät  sind 
die  Volksrechte'),  welche  auch  in  der  Monarchie  recht  wohl 
neben  der  Fürstensonverainetät  bestehen  können  und  deren 
Sicherstellung  gegen  die  fllrstliche  Willkfihr  eine  der  vorztlg- 
liebsten  Aufgaben  der  Repräsentativ -Verfassung  ist 

§.  56. 
Die  Nationalsouverainetät. 

Es  wird  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  von  National- 
souverainetät gesprochen;  jedoch  ist  man  nichts  weniger 
als  einig  über  den  Begriff,  der  mit  diesem  Worte  zu  verbinden 
ist,  vielmehr  wird  es  in  zwei  ganz  verschiedenen  Beziehungen 
gebraucht 

I.  Die  Einen  verstehen  hierunter  mit  Hinweisung  auf  die 
englische  Verfassung,  dass  die  höchste  Macht  im  Staate  dem 
Ganzen,  d.  h.  dem  Staate  selbst  gebühre:  unter  der  Nation 
soll  sodann  nicht  eine  atomistische  Masse  von  Individuen, 
sondern  die  gegliederte  und  geordnete  Gesammtheit,  in 
welcher  ein  Glied  die  Stellung  des  Hauptes  habe,  und  die 
übrigen  Glieder  je  nach  ihrer  staaüichen  Bedeutung  im  Orga- 
nismus vertreten  seien,  verstanden  werden.  Diese  National- 
souverainetät soll  nun  mit  derFürstensouverainetät  verträglich 
sein,  während  die  Unverträglichkeit  der  Volkssouverainetät  mit 
derselben  zugestanden  wird^).  Wenn  sich  aber  gleichwohl 
ein  solcher  besonderer  Sprachgebrauch  in  England  gebildet 
hat,  so  dass  man  daselbst  dem  Parlamente,  an  dessen  Spitze 
der  König  steht,  und  welches  die  gesammte  Nation  vorstellt, 


*)  W.  S.  A.  art  57.  ,,Da  der  deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien 
Städte,  aus  souverainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch 
gegebenen  Grundbegriffe  zu  Folge,  die  gesammte  Staatsgewalt 
in  dem  Oberhaupte  des  Staates  vereinigt  bleiben'',  u.  s.  w. 

^  Siehe  oben  §.  45  und  unten  §.  290  flg. 

^)  In  dieser  Weise  hat  sich  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  2.  Aufl. 
Bd.  U.  S.  8,  ttber  das  Wesen  der  Nationalsouverainetät  erklärt,  der  sie 
auch  als  gleichbedeutend  mit  Staatssouverainetät  nimmt 
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die  Sonverainetät  beigelegt,  and  nebenbei  wieder  der 
König  in  einem  besonderen  Sinne  Sonverain  genannt 
wird,  so  folgt  daraas  doch  keineswegs,  dass  ein  solcher  (aas 
der  besonderen  Geschichte  Englands  and  seiner  Bevolation  and 
der  daraaf  erfolgten  förmlichen  Berafang  einer  neaen  Dynastie 
aof  den  Thron  erklärlicher)  Sprachgebraach  einen  Ansprach  aof 
allgemeine  grandsätz liehe  Bichtigkeit  habe^).  Uebrigens 
liegt  in  dieser  englischen  Nationalsoaverainetät  im  Wesentlichen 
nichts  anderes,  als  der  Gedanke,  dass  der  englische  Staat 
von  dem  Könige  anter  Mitherrschaft  eines  mächtigen  and  mit 
grossen  Rechten  versehenen  Parlaments  regiert  wii-d,  and 
dass  das  Volk  von  England  in  dieser  Weise  regiert  sein  will. 
Es  ist  daher  die  Nationalsoaverainetät  in  diesem  Sinne  im 
Wesen  dasselbe,  was  man  in  Deatschland  die  Staatssoa- 
ver aine  tat  (§.  54)  za  nennen  gewohnt  ist.  Um  aber  im 
Allgemeinen  den  Gedanken  (das  Princip)  aaszadrticken,  dass 
das,  was  von  einem  Fürsten  and  seinem  Parlamente  oder  seinen 
Landständen  gemeinschaftlich  beschlossen  worden  ist,  das 
Volk  verpflichte,  and  aach  als  Volks wille  za  betrachten  sei, 
bedarf  man  des  Aasdrackes  „Nationalsoaverainetät^' 
so  wenig,  als  des  Aasdrackes  Staatssoaverainetät;  denn 
in  allgemein  wissenschaftlicher  Beziehang  wird  darch 
den  einen  Aasdi-ack  so  wenig  als  darch  den  anderen  etwas 
erklärt  3). 


*)  Die  Nation  ist  eben  in  ihrem  Wesen  doch  nichts  anderes  als  das 
Volk;  die  Nationalsoaverainetät  ist  daher  auch  im  Wesen  nichts  anderes 
als  eine  Yolkssouvcrainetät,  aber  eine  solche,  welche  durch  den 
Bestand  der  parlamentarischen  Regierung  gleichsam  in  den  Ilintergi-und 
gedrängt  wird  und  schlummert,  bis  ein  unlöslicher  Conflikt  zwischen  Krone 
und  Parlament  eintritt:  dann  aber  tritt  die  Souverainetät  des  Volkes 
ein,  und  steht  als  entscheidend  sowohl  über  dem  Könige  als  dem 
Parlamente.  So  erklärt  sich  Locke,  der  Erfinder  dieser  Theorie,  ganz 
offen  über  die  in  der  englischen  Verfassung  liegende  NationalsouTerainetät. 
Es  ist  dieselbe  daher,  mit  anderen  Worten,  nichts  anderes,  als  ein  Re- 
volutionsrecht, welches  sich,  nach  englischer  Vorstellung,  das  Volk  bei 
der  Uebertragung  der  Krone  auf  eine  neue  Dynastie  fOr  den  Fall  vor- 
behält, dass  diese  nicht  nach  der  Verfitssung  des  Landes  und  mit  Ver- 
letzungen der  Freiheiten  der  Nation  und  des  Parlamentes  regieren  sollte. 

')  In  wissenschaftlicher  Beziehung  wird  also  diese  sog.  National- 
souverainetät  ganz  von  demselben  Tadel  getroffen,   wie  die  sog.  Staats- 
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n.  Andere  verstehen  dagegen  unter  Nationalsouve- 
rainetät  den  Grnndsatz,  dass  unter  VorauBsetzung  einer 
in  Einzelnstaaten  gegliederten  Nation,  die  Ansprtlehe  des 
Partikularismus  zurücktreten  müssen,  es  möge  sich  nun  um 
die  Wiederherstellung  des  faktisch  zerrissenen  Bandes  oder  um 
eine  dem  wahren  Bedürfnisse  der  Nation  entsprechende  Um- 
gestaltung der  Gesammtverfassung  handeln  ^).  So  richtig  dieser 
Grundsatz  an  sich  ist,  so  ist  doch  dessen  Bezeichnung  als 
Nationalsouverainetät  nichts  desto  weniger  durchaus 
unpassend,  weil  nun  einmal  Grundsätze  keine  Soure- 
rainetäten  sind  und  sein  können,  sondern  stets  ein  mit  der 
Souverainetät  wirklich  bekleidetes,  also  wirklich  herrschendes 
Subjekt  voraussetzen,  durch  welches  sie  zur  Geltung  gebracht 
werden  können^).  Eine  Nationalsouverainetät  ist  also 
unter  der  Voraussetzung  einer  mehrere  Einzelnstaaten  um- 
fassenden Nationalität  erst  dann  vorhanden,  wenn  sich  eine 
Nation  in  ihrer  Gesammtheit  fllr  souverain  erklärt  und 
die  sie  vertretende  Versammlung  sich  wirklich  in  den  Besitz 
einer  souverainen  Herrschaft  über  die  Einzeln- 
staaten gesetzt  hat. 

in.  Der  Weg,  wie  die  Nation  zu  dem  Besitze  dieser 
Herrschaft  über  die  Einzelnstaaten  gelangen  kann,  ist  entweder 
ein  friedlicher  und  gesetzlicher,  sofern  die  bisher  souverainen 
Einzelnstaatcn,  beziehungsweise  deren  bisherige  Gentralgewalt, 
der  Nationalversammlung  die  Gesammtsouverainetät  selbst  bei- 
legen; oder  es  ist  dieser  Weg  ein  gewaltsamer  und  revolutio- 
närer, wenn  die  Nation  oder  die  Nationalversammlung  die 
Gesammtsouverainetät  sich  einseitig  selbst  beilegt  und  sich 
darin  behauptet. 

IV.  Auch  kann  die  Ausübung  der  nationalen  Gesammt- 
souverainetät in  zweifacher  Foim  geschehen,  nämlich  entweder 
in  republikanischer  Form,  in  welchem  Falle  die  National- 


souverainetät: dass  sie  n&mlich  eines  Theils  nichts  anderes  ist,  als  die 
YoUcssonverainetät,  thefls  ein  Princip  mit  der  Thatsache  der  Herrschaft 
verwechselt    Vergl.  §.  54. 

*)  In  diesem  Sinne  stellt  das  Wesen  der  Nationalsouverainetät  dar 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  18.  UI. 

»)  Vergl.  oben  §.  64. 
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soaverainetät  von  der  Volkssouverainetät  in  nichts  ver- 
schieden  ist^);  oder  sie  kann  in  monarchischer  Form  ge- 
schehen, in  welchem  Falle  eineFttrstensonverainetät  als 
Gesammtkönigthum  ins  Leben  tritt^).  Bisab^  das  eine 
oder  das  andere  geschieht,  istdiesog.Nationalsonverainetät 
nichts  anderes,  als  die  Forderung  der  Anerkennung  eines 
Grundsatzes,  verbunden  mit  der  Behauptung  der  recht- 
lichen Nothwendigkeit  seiner  Geltung,  d.  h.  eine  Staats- 
rechtliche  Prätension. 

§.  57. 

Die   Staatspersönlichkeit  als   Ausfluss   sowohl   der 
Volkssouverainetät  als  der  Fürstensouverainetät^). 

I.  Wenn  gleich  von  einer  Persönlichkeit  des  Staates  nicht 
die  Rede  sein  kann,  so  lange  noch  kein  Subjekt,  sei  es  ein 
Individuum  oder  das  Volk  in  seiner  Gesammtheit,  als  Staats- 
herrscher anerkannt  ist,  weil  vorher  eben  gar  kein  Staat 
besteht,  und  wenn  es  demnach,  wie  (§.  54)  gezeigt  wurde, 
ganz  unrichtig  ist,  wenn  man  die  sog.  Staatssouverainetät  als 
die  Quelle  der  Volks-  oder  Fürstensouverainetät  betrachten 
wollte,  und  wenn  demnach  der  „Staat''  auch  nie  eine  Per- 
sönlichkeit dem  Souverain  gegenüber  haben  kann ^),  so  folgt 
hieraus  keineswegs,  dass  der  Staat  als  Produkt  des  Daseins 
von  Volk  und  Herrscher  (§.  15)  nicht  auch  eine  Persönlichkeit 
haben  könne.  Dies  zu  läugnen,  wäre  ein  Widerspruch  gegen  den 
Begriff  des  Staates  als  Gemeinwesen  (§.  5),  und  wirk- 
lich hat  auch  der  Staat  Persönlichkeit,    so  wie  er 


*)  Diese  republikanische  Form  der  nationalen  Gesammtsonverai- 
netät  besteht  in  der  nordamerikanischen  Union  und  in  der  Schweiz. 

7)  Dies  war  der  Fall  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches.  Dasselbe  war 
auch  durch  die  zu  Frankfurt  von  der  deutschen  Nationalversammlung  ab- 
gefasste  Reichsverfitssung  vom  28.  M&rz  1849  beabsichtigt 

«)  J.  Held,  System  des  Yerf.-Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  184  flg. 

*)  £twas  anderes  ist  es  mit  dem  Volke:  dass  dies  dem  Fürsten 
gegenüber  allerdings  eine  juristische  Persönlichkeit,  nämlich  in  der 
Landesvertretung,  haben  kann,  ist  schon  oben  §.  54  angegeben 
worden. 
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einen  Herrscher  hat^  darch,  in  und  mit  seinem  H  e  rr  seh  er , 
denn  eben  durch  dessen  Dasein  ist  die  Verbindong  der  Volks- 
massen selbst  erst  Staat,  d.  h.  Gemeinwesen. 

II.  In  Bezug  auf  die  Republik  ist  dies  von  selbst  klar 
und  einleuchtend:  denn  so  lange  sich  eine  Volksmasse  die 
Sou  Vera  in  etat  nicht  beigelegt  hat,  ist  keine  Bepnblik  vor- 
handen: so  wie  sie  aber  sich  selbst  als  Staatsherrscher 
erklärt^  so  ist  sie  eben  damit  staatliches  Gremeinwesen  geworden. 
Die  Sache  ist  hier  darum  einfach  und  begreiflich,  weil  hier 
die  Masse  der  Gehorchenden,  der  Herrscher  und  das  durch 
sie  erzeugte  Gemeinwesen  in  einem  und  demselben  Subjekte, 
dem  Volke,  zusammentreffen. 

in.  Aber  auch  in  der  Monarchie  verhält  sich  die  Sache 
ganz  in  gleicher  Weise.  Auch  hier  ist  kein  staatliches  Gemein- 
wesen da,  so  lange  nicht  ein  Staatsherrscher  vorhanden  ist, 
und  sowie  ein  Individuum  als  Ffirst  anerkannt  ist,  so  ist  eben 
hiermit  auch  das  staatliche  Gemeinwesen  vorhanden.  Der 
Unterschied  von  der  Bepublik  besteht  nur  darin,  dass  in  der 
Monarchie  der  Staatsherrscher  ein  von  dem  Volke  (den  Ge- 
horchenden) unterschiedenes  Subjekt  ist. 

IV.  Das  staatliche  Gemeinwesen,  als  Produkt  der  beiden 
Faktoren  Volk  und  Herrscher,  hat  eine  Persönlichkeit  in 
allen  denkbaren  Beziehungen,  in  welche  es  als  Ganzes 
kommen  kann^).  Es  erscheint  aber  diese  Staatspersön- 
lichkeit geschichtlich  handlungsfähig  und  handelnd  unter 
allen  Umständen  nur  in  der  Person  des  Herrschers,  oder 
der  von  diesem  bestellten  Organe,  es  mag  der  Herrscher  das 
sonveraine  Volk  selbst  oder  ein  Fttrst  sein^). 


3)  Maarenbrecher,  in  der  Schrift,  die  deutschen  Fürsten  u.  s.  w. 
wollte  nur  in  einzelnen  von  ihm  besonders  aufgezählten  Beziehungen 
eine  Staatspersönlichkeit  annehmenj:  es  sind  dies  allerdings  die  haupt- 
sächlichsten Fälle,  wo  dieselbe  zur  Erscheinung  kommt  (siehe  unten 
Nr.  Vm.  1,  2  u.  3  in  diesem  §.) ;  allein  sie  selbst  sind  nur  Ausflüsse  eines 
von  ihm  verkannten  Princips. 

*)  In  der  Monarchie  sind  diese  Organe  stets  nur  Beamte  des 
Souverains,  in  der  Republik  pflegen  die  Organe  des  souveraiuen  Volkes 
theils  Beamte  (Magistrate),  theils  Volksrepräsentaiiten  zu  sein.  In  der 
constitutionellen  Monarchie,  wie  sie  in  Deutschland  vorkommt,  ist  die  Auf- 
gabe der  Volksvertretung  aber  eine  andere,  als  die  Rechte  des  Staats- 
henschers  auszuüben. 
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V.  Der  Unterschied  dieser  Theorie  von  der  gewöhnlichen 
Theorie  der  sog.  Staatssouverainetät  (§.  54)  besteht  also  darin, 
dass  sie  nicht,  wie  diese,  die  Sonverainetttt  (das  Herrscher- 
recht)  ans  der  Staatspersönlichkeit  ableitet,  sondern  letztere 
als  dde  nothwendige  Folge  nnd  Wirkung  einer  bestehen- 
den Volks-  oder  Fürsten-Souverainetät  anffasst.  Daram  moss 
auch  bei  aller  Anerkennung  der  Staatspersönlichkeit  deren 
Bezeichnung  als  Staatssouverainetät  als  durchaus  un- 
passend und  begrifbverwirrend  verworfen  werden^):  denn 
wenn  auch  durch  und  mit  dem  Herrscher  das  staatliche 
Gemeinwesen,  der  Staats  zustand,  in  das  Leben  gerufen 
wird,  so  ist  und  bleibt  nichts  desto  weniger  der  Herrscher 
allein  der  Souverain  und  die  Personifikation  (§.  54)  dieses 
Gemeinwesens,  dieses  selbst  aber  immer  nur  ein  Begriff, 
welcher  ohne  solche  Personifikation  in  seinem  Herrscher 
willens-  und  handlungsunfähig,  und  damit  auch  rechtsunfähig 
wäre. 

VI.  Da  die  Staatspersönlichkeit  unmittelbar  mit  dem 
Dasein  des  Staatsherrschers  (souveraines  Volk  oder  Fürst) 
gegeben  ist,  so  ist  es  auch  ganz  unrichtig,  wenn  behauptet 
werden  will,  dass  der  Staat  nur  in  soweit  Persönlichkeit 
habe,  als  der  Herrscher  sie  ihm  beilege^);  im  Gegentheile 
hat  der  Staat  darum  eine  vollkommene  juristische  Persönlich- 
keit, und  somit  Rechtsfähigkeit  und  Handlungsfähigkeit,  weil 
sein  Herrscher  eine  vollständige  Persönlichkeit  und  ein  rechts- 
und  handlungsfähiges  Subjekt  ist,  und  er  hat  sie  in  und  mit 
dieser  Persönlichkeit  und  Bechtsfähigkeit  seines  Herrschers. 

VU.  Eben  hieraus  erklärt  sich,  warum  man  im  gemeinen 
Leben  oft  von  Bechten  des  Staates  spricht,  während  man 
genau  genommen  von  Bechten  des  Staatsherrschers  sprechen 
sollte.  Es  ist  aber  zwischen  den  sog.  Rechten  des  Staates  und 
den  Rechten  des  Staatsherrsebers  n  i  e  ein  Unterschied  im  W  e  s  e  n. 

VIU.  Praktisch  aufgefasst  äussert  sich  die  Staatsper- 
sönlichkeit hauptsächlich  in  drei  Beziehungen:  1)  in  Bezug 


*)  Siehe  oben  §.  54. 

*)  Dies  ist  einer  der  grössten  Irrthfimer  in  der  Maarenbrecher^scfaen 
Schrift:  die  dentschen  Fürsten  u.  s.  w.  S.  275  ff. 
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auf  die  Vermögensverhältiiisse  des  Staates,  d.  h.  in 
Bezng  auf  StaatseigeDthmn,  Staatsnntznngsrechte;  wie  Regalien 
und  dergl.,  Domänennutznngen,  Staatslehen  and  Staatsschnlden, 
in  welcher  Beziehung  die  Staatspersönlichkeit  noch  jetzt  allgemein 
nach  dem  römischen  Sprachgebrauche  als  Fiskns  bezeichnet 
wird;  2)  in  Bezog  auf  den  Staatsdienst,  und  3)  in  Bezug 
auf  die  auswärtigen  Angelegenheiten.  Aber  in  allen 
diesen  Beziehungen  sind  die  Rechte  des  Staates  keine  anderen 
als  die  des  Staatsherrschers,  sondern  nur  diesem  kraft  der  in 
ihm  personificirten  Staatsidee  zukommende  Rechte,  und 
werden  in  keinem  Staate  jemals  von  einem  anderen  Subjekte 
als  dem  Staatsherrscher  ausgeübt^). 


§.  58. 

Verhältniss  des  Souverains  zur  Staatsgewalt. 
Territorialprincip. 

I.  Jeder  Staatsorganismus,  die  Staatsform  sei  welche  sie 
wolle,  beruht  auf  der  Bechtsfiktion,  dass  der  Wille  des 
Souverains  der  vernünftige  Wille  sei  (§.  54).  Die 
Staatsgewalt  ist  daher  das  innere  juristische  Wesen 
des  Souverains:  sie  ist  dem  Unter th an  gegenüber  sein 
Recht,  welches  ihm  kraft  seines  Begriffes  an  sich  und 
ohne  weitere  Vermittelung  zusteht  (§.  54). 

n.  Um  diesen  absoluten  Charakter  der  Souverainetät, 
d.  h.  ihre  Unabhängigkeit  von  jeder  anderen  Gewalt  aus- 
zudrücken, hat  man  sie  mitunter  als  das  Eigenthum  (do- 
minium politicum)  des  Souverains  bezeichnet^).  Hierdurch  ist 
auch  wirklich  der  Sou verain  von  einem  Magistratus,  Beamten 
oder  sog.  Depositar  der  Staatsgewalt  unterschieden,  welcher 
stets  ein  Subjekt  der  Staatsgewalt  voraussetzt,  von  welchem 


7)  Siehe  oben  §.  54.  —  Dies  hat  recht  gut  (Fr.  Nebelthau)  Wahr- 
heit und  Irrthttm  in  der  Maurenbrecher'schen  Schrift  u.  s.  w.  S.  26  flg. 
ausgeführt 

*)  Dies  that  z.  B.  Mauren  breche  r,  die  deutsch.  Fürsten  etc.  S.  1G7  u.  f. 
Die  ähnliche  Anfibssung  in  der  älteren  Schule,  z.  B.  bei  Hugo  Orotms, 
siehe  oben  bei  der  Darstellung  des  Patrimonialprincips,  §.  39.  Note  11  u.  12. 
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er  seine  Gewalt  ableitet^).  Bedenklich  und  MissveratändnisBea 
ausgesetzt  und  daher  besser  ganz  zu  vermeiden  ist  aber  die 
Bezeichnung  der  Soüverainetät  als  dondnium  aus  dem  Grunde, 
weil  sich  mit  diesem  Worte,  besonders  nach  dem  römischen 
Sachenrechte,  welchem  es  entlehnt  ist,  der  Begriff  eines  will- 
kührlichen  Gebrauchs-  und  Verfttgungsrechtes  ver- 
bindet, was  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  als  sittlicher  Gewalt 
(§.  52)  widerspricht  3). 

III.  Nach  der  Vorstellungsweise  der  germanischen 
Völker  erschien  alle  Regierungsgewalt  als  ein  politisches 
und  zwar  als  das  höchste  politische  Immobiliarrecht 
und  somit  als  eine  der  Gewere  und  Investitur  fähige,  ja 
sogar  regelmässig  durch  letztere  bedingte  Innehabung^). 
Sogar  in  Bezug  auf  den  Kaiser  selbst  sprach  man  von  einem 
Investiren  desselben  durch  die  Kurfürsten^).  Ein  Anklang 
an  diese  mittelalterliche  Form  der  Erwerbung  einer  Landes- 
herrschaft hat  sich  sogar  in  dem  noch  heut  zu  Tage  üblichen 
Sprachgebrauche  erhalten,  dass  der  Fürst  mit  der  höchsten 
Gewalt  bekleidet  sei.  Hiermit  hängen  auch  zum  Theile  die 
mit  Souverain  und  Soüverainetät  heut  zu  Tage  im  Allgemeinen 
als  gleichbedeutend  gebrauchten  Bezeichnungen  „Landes- 
herr^' und  „Landesberrschaft"  zusammen,  desgleichen 
die  Benennung  des  Staatsherrschers  nach  dem  Lande,  z.  B. 
als  Kaiser  von  Oesterreich,  König  von  Preussen,  Bayern  u.  s.  w.  ^). 


')  £s  ist  daher  eine  unrichtige  und  verwirrende  Bezeichnung,  wenn 
Bcmsseau,  contr.  soc.  L.  3.  c  1.,  dem  ersten  Executiv- Beamten  seiner 
Republik  den  Namen  Souverain  beilegt 

3)  Der  wesentliche  unterschied  zwischen  Eigen th um  und  Staats- 
gewalt, wesshalb  auch  jede  Verweisung  auf  eine  Analogie  des  Ersteren 
unpassend  erscheint,  liegt  darin,  dass  das  Eigenthum  nur  eine  Gewalt 
über  Sachen  ist,  und  in  der  Befugniss  des  willkührlichen  Yerfögens 
besteht,  was  alles  bei  der  Staatsgewalt  nicht  stattfindet  (§.  46  u.  52). 

4)  Yergl.  meine  deutsche  Kechtsgeschichte,  3;  Aufl.  (1858)  Thl.  IL 
§.  51.  53. 

B)  So  sagte  der  Erzbischof  von  Mainz  bei  der  Absetzimg  K.  Hein- 
rich'sIY.  (Berthold  a.  1068):  „Nonne  officii  nostriest,  regem  consecratum 
inveatiref . . .  Quem  merito  irweatiwmua^  cur  immeritum  non  «tfvMtiomu«  *  *' 
-—  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II.  §.  46. 
Note  14.  S.  464. 

^)  Um  den  Schein  einer  Anerkennung  des  mit  dieser  AufGusong  im 
Mittelalter  verflochtenen  Patrimonialprincips  (§.  39)  zu  vermeiden. 
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IV.  Diese  Auffassung  der  Staatsgewalt  als  ein  Immobi- 
liarreeht  kann  sogar,  wenn  man  nur  von  der  nicht  mehr 
praktischen  Form  der  Investitur  absieht,  auf  allgemeine 
Giltigkeit  Anspruch  machen,  da  die  Ansttbung  der  Staatsgewalt 
stets  durch  die  Innehabung  (den  Besitz)  eines  Landes 
bedingt  ist  und  mit  dem  Lande  erworben  und  verloren 
wird,  daher  sie  also  fttr  den  Souverain  selbst  hinsichtlich  ihrer 
praktischen  Geltung  Ausfluss  (Bechts -  Wirkung)  seines 
Territorialbesitzes,  mithin  ein  Recht  des  Besitzes  (Jus 
possessionis  im  Gregensatze  von  jus  possidendi)  isV). 

y.  Der  Grundsatz,  dass  der  Besitz  des  Landes  an  sich 
dieunerlässliche  thatsächlicheVoraussetzungderprak- 
tischenGeltung  (Ausübung)  der  Staatsgewalt  in  demselben, 
d.  h.  der  Möglichkeit  einer  Regierung  überhaupt  ist  — 
ein  Grundsatz,  der  wegen  seiner  durchgreifenden  Giltigkeit 
zugleich  als  der  oberste  Grundsatz  des  gesammten  praktischen 
Staatsrechtes  erscheint  —  wird  das  Territorialprincip  ge- 
nannt ^). 


ist  in  der  neueren  Zeit  in  den  Titeln  der  Souveraine,  deren  Herrschaft 
durch  einen  Akt  der  Yolkssouverainetät  gegründet  worden  ist,  die 
Bezeichnung  des  Herrschers  nach  dem  Volke,  z.  B.  Koi  oder  Empereur  des 
FrangaiB,  Roi  des  Grecs  etc.  Sitte  geworden. 

^  Vergl.  oben  §.  46. 

*)  Das  Territorialprincip  war  zwar  bisher  den  publicistischen 
Schriftstellern  nicht  unbekannt;  jedoch  beschränkte  man  sich  darauf,  es  in 
einer  einzelnen  Lehre  (von  dem  Staatsgebiete  oder  der  Gebietshoheit)  an 
die  Spitze  zu  stellen.  Es  ist  aber  diesem  Princip  in  Bezug  auf  das  prak- 
tische Staatsrecht  unbedingt  der  Platz  an  der  Spitze  des  ganzen  Systems 
anzuweisen,  wodurch  auch  erst  Zusammenhang  in  seine  einzdnen  Con- 
sequenzen  gebracht  wird.  —  Das  Territorialprincip  unterscheidet  sich 
Yon  demPatrimonialprincip  dadurch,  dass  es  1)  nicht  dasEigenthum 
an  Grund  und  Boden  zum  Grunde  der  Staatsgewalt  selbst  macht,  sondern 
nur  die  Thatsache  der  Unterwürfigkeit  des  Landes  als  die  noth- 
wendige  Voraussetzung  der  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  in  demselben 
darstellt,  und  2)  dadurch,  dass  es  die  Frage,  wie  und  aus  welchem  Rechts- 
titel das  Land  oder  die  Herrschaft  darin  besessen  werde,  ob  als  ein 
patrimoniales  oder  als  ein  von  der  Volkssouverainet&t  u.  s.  w.  abgeleitetes 
Becht,  abeihanpt  gar  nicht  berührt 
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§.  59. 

Beherrschungsformen   der  Staaten  nach  dem  Principe 

der  Volkssouverainetät   und    der  Fürstensouverainetät. 

Monarchien  und  Republiken,   nebst  deren  Unterarten, 

Aristokratien  und  Demokratien*). 

I.  Je  nachdem  die  Herrschaft  bei  einem  Individnam,  dem 
Fürsten,  oder  bei  Mehreren,  insbesondere  bei  gewissen 
Qeschlechtern  oder  bei  dem  Volke  in  seiner  Gesammtheit  (bei 
Allen)  ist,  pflegt  man  als  staatliche  Beherrschungsformen 
die  Monarchie,  die  Aristokratie  und  die  Demokratie 
zu  unterscheiden^). 

II.  Da  aber  doch  die  Aristokratie  imPrincip  die  Volks- 
souverainetät anerkennt,  wenn  sie  gleich  für  die  bevorzugten 
Geschlechter  einen  überwiegenden  Einfluss  auf  deren  Aus- 
übung in  Anspruch  nimmt,  so  ist  es  logisch  richtiger,  wenn 
man  entsprechend  den  beiden  allein  geschichtlichen  Formen, 
in  welchen  die  Souverainetät  praktisch  hervortritt,  nämlich 
der  Volkssouverainetät  und  der  Fürstensouverainetät, 
auch  nur  zwei  Hauptformen  des  Staates,  nämlich  Monarchien 
(Einherrschaften)  und  Republiken  (Volksherrschaften, 
auch  sog.  Freistaaten)  unterscheidet,  und  die  Aristokratie  und 
Demokratie  als  Unterarten  der  Republik  auftasst^). 


«)  J.  Held,  Syst  des  Verf.-Rechts  (1866)  Bd.  I.  S.  338. 

*)  Diese  Terminologie  war  schon  bei  den  Römern  gebräuchlich;  so 
2.  B.  findet  sie  sich  bei  Cicero  de  republica.  Aristoteles  gebrauchte  für 
die  Herrschaft  des  gesammten  Volkes  den  Ausdruck  noUxtla\  die  Demo- 
kratie erklärte  er  als  den  Verfall  der  noXvttCa^  d.  h.  einen  Zustand  der 
Pöbelherrschaft  (auch  sog.  Ochlokratie),  der  kaum  mehr  von  der  Anarchie 
verschieden  ist  Eben  so  erklärte  er  die  Oligarchie  als  Ausartung  der 
Aristokratie,  die  Tv^dvvv;  als  Ausartung  des  Königthums.  —  Montes- 
quieu stellte  als  Prindp  der  Monarchie  die  Ehre,  als  das  der  Aristokratie 
die  Mässigung,  als  das  der  Republik  die  Gleicheit  auf. 

3)  An  sich  betrachtet  bezeichnete  respubUca  ilberhaupt  einen  Staat, 
oder  bürgerliches  Gemeinwesen  (siehe  oben  §.  2  und  §.  ö);  daher  sprach 
man  fortwährend  selbst  in  der  Zeit  der  despotischen  Imperatorenherrschaft 
von  der  renpubUca  Romanorum.  Cicero  versteht  unter  respuhlica  gewöhn- 
lich die  aristokratische  römische  Staatseinrichtung,  welche  durch  die  Demo- 
kratie (die  Parthei  Cäsar  s)  bedroht  wurde. 
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m.  Es  ist  dies  um  so  zweckmässiger,  als  die  Aristokratien 
im  Simie  des  Alterthnms  nnd  des  Mittelalters  überall  ver- 
schwunden  sind,  nnd  in  allen  noch  bestehenden  Kepabliken 
das  demokratische  Element  allein  oder  doch  vorwiegend  herrscht 

§.  60. 

Von  der  geschichtlichen  Aufeinanderfolge  der 

Staatsformen. 

I.  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  die  Herrschaft  that- 
sächlich  immer  nnd  nothwendig  in  Wahrheit  und  Wirklichkeit 
da,  wo  das  höchste  Veimögen,  d.  h.  die  meiste  Macht,  Intelligenz 
and  Willenskraft  ist.  Darum  ist  die  natürliche  und  eigentlich 
primitive  Beherrschungsform  Aristokratie,  d.  h.  Herrschaft 
der  willenskräftigen  Mächtigen  über  die  wiUensträgen  Massen  0  - 
sie  geht  aber  in  ihrer  historischen  Entwickeluug  allmählig  en^ 
weder  in  Demokratie,  d.  h.  Herrschaft  der  Massen,  oder 
in  Monarchie,  d.  h.  in  Herrschaft  eines  Einzelnen,  über. 

n.  Er  st  er  es  ist  der  Fall,  wenn  die  Masse  des  Volkes 
sich  von  der  Aristokratie  wirklich  übermttthig  behandelt  findet 
und  auf  einer  höheren  Bildungsstufe  angelangt  ist,  oder  wenn 
die  Masse  von  ihren  Schmeichlern,  den  Demagogen,  aufgeregt, 
in  den  Dünkel  verfällt,  sich  selbst  als  die  grösste  Intelligenz 
zu  betrachten^). 

HI.  Die  Monarchie  dagegen  entsteht  meistens  und 
ursprünglich  dadurch,  dass  sich  die  Masse  freiwillig  unter 
die  Leitung  eines  Einzelnen  stellt,  um  das  ihr  allmählig  drückend 
gewordene  Joch    der  Aristokraten  abzuschütteln^),    oder    sie 


*)  Auch  das  kleine  sog.  patriarchalische  Königthum,  so  wie  das  alt- 
germanische kleine  Gaukönigtlium,  ist  seinem  Wesen  nach  nichts  anderes 
als  eine  aristokratische  Geschlechterherrschaft.  —  Eben  so  ist  auch  die 
Theokratie  oder  Hierarchie  nur  eine  Form  der  Aristokratie. 

*)  An  diesem  Dünkel  gingen  die  griechischen  Republiken  zu  Grunde: 
so  namentlich  Athen,  seitdem  der  Gerber  Kleon  in  der  Politik  das  grosse 
Wort  führte.  Schon  Piaton,  in  der  Apologie  des  Sokrates,  geisselt  diesen 
Dünkel  der  Handwerker,  die,  weU  sie  ihre  Kunst  geschickt  ausübten,  sich 
auch  in  den  übrigen,  und  zwar  in  den  wichtigsten  Dingen,  für  sehr  weise 
hielten. 

')  Diesen  gewöhnlichen  Entwickelungsgang,  das  Hervortreten  der 
Monarchie  als  Opposition  gegen  die  Aristokratie,  häutig  nach  einer  kurzen 

Züpfl,  StaaUrecht.  5.  Aufl.   I.  8 
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entsteht  dadurch,  dass  es  einem  einzelnen  Ehrgeizigen  gelingt, 
mit  Hilfe  der  von  ihm  aufgeregten  Masse  die  alte  Aristokratie 
zu  Stürzen  und  hierauf  die  Masse  selbst  als  etwas  Willenloses 
sich  zu  unterwerfen^).  Mitunter  entwickelt  sich  die  Monarchie 
auch  friedlich  und  naturgemäss  aus  der  Aristokratie,  was 
namentlich  bei  den  germanischen  Völkern  in  Folge  ihrer 
Eroberungsztlge  und  des  Gefolgschaftswesens  der  Fall  war. 

IV.  Wo  die  Monarchie  sich  nicht  behaupten  kann  und  ein 
Umsturz  erfolgt,  ti'itt  im  heutigen  Europa  regelmässig  unmittelbar 
die  Demokratie  an  ihre  Stelle:  und  wo  sich  die  Demokratie 
auf  revolutionärem  Wege  an  die  Stelle  der  Monarchie  setzte 
muss  sie  regelmässig  alsbald  wieder  der  Monarchie,  und  zwar 
gewöhnlich  in  den  strengsten  Formen  der  Autokratie  (einer 
Aera  der  Cäsaren)  Platz  machen^).  So  kann  eine  grosse 
Nation  längere  Zeit  zwischen  der  Herrschaft  der  Volkssouve- 
rainetät  und  des  Absolutismus  hin  und  her  geworfen  werden, 
bis  sie  in  einer  gemässigten  Monarchie  eine  dauernde  Rohe 
findet. 

VI.  Uebrigens  gehen  die  Verfassungsentwickelungen  bei 
den  einzehien  Völkern  naturgemäss  einen  sehr  verschiedenen 
Gang,  und  kann  daher  auch  kein  daftlr  allgemein  giltiges 
Gesetz  der  Weltgeschichte  ausgesprochen  werden.  Insbesondere 


demokratischen  Episode,  welche  nur  den  Uehergang  vermittelt  (wie  bei 
Cäsar  und  den  beiden  Napoläon)  hat  schon  Cicero ,  de  ofäc.,  11.  12,  sehr 
gut  bemerkt:  „Mihi  quidem  non  apud  Medos  solum,  ut  ait  Herodotus,  sed 
etiam  apud  majores  nostros  justitiae  fruendae  causa  videntur  olim  bene 
meriti  reges  constituti.  Nam  quum  premeretur  inops  multitudo  ab  üs,  qui 
msgores  opes  habebant,  ad  unum  aliqnem  confugiebant  virtute  praestantem, 
qui  quum  prohiberet  injuria  tenuiores,  aequitate  constituenda  summos  cum 
infimis  pari  jure  retinebat."  Ebenso  begehrte  (1660)  das  dftnische  Volk 
die  absolute  Monarchie,  um  dem  Drucke  des  Adels  zu  entgehen. 

*)  So  berichtet  im  16.  Jahrhundert  W.  Pirckheimer  ^  oensura  de  Ger- 
maniae  rebus  publicis  (in  Opp.  Edit  Frkf.  1765.  p.  201),  ttber  die  Art,  wie 
die  Bischöfe  verfuhren,  um  sich  die  Reichsstädte  zu  unterwerfen:  „Sed  com 
primum  plebem  contra  optimates  instigassent,  brevi  eos  nbique  eg'ecere,  ac 
deinde  stulto  oppresso  populo,  omnia  suae  ditioni  subjecerunt. '' 

B)  Dass  die  Demokratie  regelmässig  dem  Despotismus  den  Weg  bahnt, 
ist  auch  schon  von  den  griechischen  Geschichtschreibem  erkannt  worden: 
so  z.  B.  von  Polybius,  bist  lib.  6,  der  es  das  Naturgesetz  der 
Staaten  (tpvafm  oluorofiia)  nennt,  dass  auf  die  Demokratie  die  Despotie 
folgt. 
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ist  es  ein  offenbarer  nnd  durch  die  Geschichte  aller  Zeiten 
widerlegter  Irrthnm,  dass  eben  so,  wie  man  logisch  die  Herr- 
schaft von  Einem  y  Mehreren  oder  Vielen  unterscheiden  kann, 
dämm  auch  das  weltgeschichtliche  Gesetz  der  Staatenent- 
wickelung  in  dem  Uebergang  der  Monarchie  in  Aristokratie 
und  dieser  in  Demokratie,  nnd  hierin  also  die  Vollendung  zu 
erkennen  sei^).  Diese  irrige  Vorstellung  hängt  mit  der  nicht 
minder  irrigen^  schon  von  Aristoteles  bekämpften  Meinung  zu- 
sammen, als  ob  die  Demokratie  die  beste  und  vollkommenste 
Staatsform  sei.  Es  gibt  aber  überhaupt  keine  absolut  beste, 
noch  flir  alle  Zeiten  und  ftlr  alle  Völker  passende  Staatsform^). 

§.  61. 

Von  der  Bedeutung  der  aristokratischen  Elemente 

in  jeder  Beherrschungsform. 

I.  Abgesehen  von  der  Bezeichnung  einer  gewissen  Staats- 
form (§.  59)  verbindet  sich  mit  dem  Worte  Aristokratie 
noch  eine  andere  Bedeutung,  nämlich  die  als  Inbegriff  der 
herrschaftstüchtigen  oder  geltungsfähigen  Elemente, 
welche  überhaupt  in  einer  Nation  liegen.  In  jedem  Staate 
finden  sich  nämlich  tüchtige  und  untüchtige  Elemente:  dass 
aber  Macht  (Vermögen,  Reichthum),  Intelligenz  und  Willens- 
kraft sich  gegenüber  von  der  Schwäche  (Mittellosigkeit),  Un- 
fähigkeit und  Trägheit  geltend  machen,  also  im  Vergleich 
zu  diesen  herrschen,  ist  ein  allgemeines  und  unabänderliches 
Naturgesetz. 

IL  Eine  Aristokratie  in  diesem  Sinne  findet  sich  in 
jedem  Staate,  gleichviel  ob  die  Form  seiner  Beherrschung  sich 
als  Republik  oder  als  Monarchie  ausgebildet  hat,  und  mnss 
sich  in  ihm  finden,  wenn  er  nicht  an  eigener  Unfähigkeit  und 
Schwäche  zu  Grunde  gehen  soll.    Selbst  die  Republik  kann 


^)  YergL  meine  Schrift,  die  Demokratie  in  Deutschland,  2.  Aufl. 
Stuttgart  18&3. 

7}  Ueber  Staatsformen  und  Staatsverfassungen,  vergl.  Jul.  Fr ö bei, 
Theorie  der  Politik,  Wien  1861,  Thl.  I.  S.  203  flg.  —  Eine  sehr  gute  Kritik 
der  Vortheile  und  Nachtheile  der  Monarchie  und  der  Republik  (Demokratie) 
siehe  in:  Ausland,  Jahrgang  1858.  Nr.  18. 
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derartige  aristokratische  Elemente,  wie  z.  B.  geistige  Gapa- 
citäten  a.  s.  w.  nicht  entbehren :  noch  weniger  könnte  dies  die 
Monarchie ;  deren  Wesen  vorzugsweise  in  der  Verbindung 
sämmüicher  herrschaftstUchtigen  Elemente  mit  dem  Staats- 
herrscher (der  Autorität)  besteht. 

III.  Die  aristokratischen  Elemente  sind  nicht  überall  und 
in  allen  Zeiten  dieselben:  auch  sie  haben  ihre  Geschichte, 
und  bald  hat  das  eine,  bald  das  andere  vorwiegende  Be- 
deutung. Nach  den  gegenwärtig  bestehenden  Verhältnissen 
in  den  europäischen  Staaten  kann  man  vier  Klassen  aristo- 
kratischer Elemente  unterscheiden:  1)  die  Geburtsaristo- 
kratie, als  Aristokratie  des  grossen,  geschlossenen  und 
unveräusserlichen  Grundbesitzes,  früher  auch  als  Aristokratie 
der  Wehrkraft  von  Bedeutung;  2)  die  Aristokratie  der  Intelli- 
ge n  z ,  früher  hauptsächlich  bei  der  GeisÜichkeit,  jetzt  überhaupt 
bei  den  sog.  gebildeten  Ständen,  und  namentlich  im  Staatsdienste 
als  Beamtenaristokratie  oder  Bureaukratie  hervor- 
tretend; 3)  die  Geld-Aristokratie  oder  Plutokratie  als 
Aristokratie  des  Reichthums  in  beweglichem  Vermögen,  in 
Handel  und  Fabrikation,  deren  Einfluss  sich  besonders  in 
Bezug  auf  den  Staatskiedit  (auf  der  Börse)  geltend  macht; 
und  4)  die  Aristokratie  der  Wehrkraft,  welche  in  dem 
stehenden  Heere  liegt,  und  deren  Bedeutung  für  die  Bewältigung 
staatsgefährlicher  Ereignisse  im  Inneren  und  Aeusseren  von 
selbst  einleuchtet. 

IV.  In  diesem  Sinne  kann  man  sagen,  dass  kein  Staat 
in  seinem  Wesen  etwas  anderes  sein  solle,  als  eine  Aristo- 
kratie, d.h.  ein  Zustand,  in  welchem  alle  geltuugsfähigen 
Elemente  auch  zur  entsprechenden  Geltung  gelangen').  Je 
mehr  eine  jede  tüchtige  Kraft  an  die  rechte  Stelle  gebracht 
und  die  gehörige  Entfaltung  möglich  gemacht  wird,  desto  mehr 
wird  auch  die  Macht  des  Staates  und  das  Ansehen  der  Regierung 
gewinnen,  und  das  wahre  Beste  des  Volkes  gefördert  werden. 


0  Die  Ansicht,  dasa  jeder  Staat  im  Wesen  eine  Aristokratie  sein  solle, 
d.  h.  dass  die  besten  und  tüchtigsten  Elemente  zur  Herrschaft  gebracht 
werden  sollen,  findet  sich  schon  bei  AriHoielee, 
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Fünfter  Abschnitt 

¥•■  der  Verbiadug  mehrerer  Stuten. 

§.  62. 
Begriff  von  Staatensystem  und  dessen  Unterarten« 

L  Unter  Staaten  ^  welche  neben  einander  in  demselben 
Welttheile  bestehen  nnd  daher  mit  einander  allmählig  in  viel- 
fachen Verkehr  kommen,  entwickeln  sich  unvermeidlich  im 
Laufe  der  Zeit  gewisse  völkerrechtliche  Grundsätze,  welche 
sie  als  gemeinverbindlich  unter  sich  anerkennen,  ohne  dass 
darum  einer  dieser  Staaten  seiner  Selbstständigkeit  entsagte. 
Solche  Staaten,  welche  in  voller  Unabhängigkeit  neben  ein- 
ander bestehend,  nur  durch  die  Gemeinschaftlichkeit  der 
völkerrechtlichen  Grundsätze  verbunden  sind,  bilden 
ein  sog.  Staatensystem,  und  in  diesem  Sinne  spricht  man 
von  einem  europäischen  Staatensysteme,  welches  sich 
seit  dem  XVI.  Jahrhundert  zu  bilden  angefangen,  und  allmählig 
so  erweitert  hat,  dass  es  jetzt  sämmtliche  Staaten  Europas 
umfasst  ^). 

II.  Es  bilden  sich  aber  geschichtlich  unter  den  Staaten 
häufig  noch  besondere,  engere  Verbindungen,  welche  man  im 
Allgemeinen  als  Unionen  zu  bezeichnen  pflegt,  theils  zu 
vorübergehenden  Zwecken,  sog.  Allianzen,  theils  zu 
bleibenden  und  umfassenderen  Zwecken,  so  dass  die 
Verbindung  selbst  mehr  oder  minder  einen  staatenähnlichen 
Charakter  annimmt,  oder  sogar  zur  vollkommenen  Verschmelzung 
mehrerer  Staaten  zu  einem  Staate  hinführt. 

III.  Die  Veranlassung  zu  solchen  bleibenden  Ver- 
bindungen mehrerer  Staaten  liegt  theils  in  dem  Bedürfhisse 
der  ursprünglich  kleinen  Staaten,   durch  eine  bleibende  Ver- 


*)  Vergl.  Hälschner,  in  Eberty,  Zeitschr.  f.  volksth.  Recht,  1844. 
Bd-  1.  S.  59. 
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bindnog  unter  sich  oder  mit  einem  grösseren  Staate  ihr  Bestehen 
zu  sichern  und  die  Vortheile  zu  erlangen,  die  ein  grosses 
Staatswesen  allein  zu  gewähren  vermag:  theils  liegt  die  Ver- 
anlassung in  Friedensschltlssen,  theils  tritt  eine  solche  Verbindung 
als  eine  geschichtliche  Nothwendigkeit  hervor,  wo  ein  zahl- 
reiches Volk,  wie  das  deutsche,  durch  den  naturwüchsigen 
Partikularismus  seiner  einzelnen  Stämme  gehindert  ist,  einen 
Einheitsstaat  zu  erschaffen  oder  in  demselben  fortzubestehen, 
aber  nichts  desto  weniger  eine  seiner  Gesammtnationalität  ent- 
sprechende Einigung  nicht  entbehren  kann. 

IV.  Solche  bleibende  Verbindungen  unter  mehreren  Staaten 
nennt  man  im  Allgemeinen  auch  Staaten  Systeme^):  meistens 
aber  bezeichnet  man  sie  mit  besonderen  Ausdrtlcken,  je  nach  ihren 
verschiedenen  Arten,  und  unterscheidet  demnach  den  Staaten- 
bund, den  Bundesstaat  (oder  Staatenstaat)  und  die  ver- 
schiedenen Arten  der  sog.  Unionen  im  engeren  Sinne,  wie  die 
Personal-Union,  die  Realunion  und  dieincorporation. 

§.  63. 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (Staatenstaat)  ^). 
1)  Gemeinschaftliches. 

I.  Die  Hauptformen,  in  welchen  sich  eine  Mehi*zahl  von 
Staaten  zu  einem  organisirten ,  bleibenden  Staatensysteme  zu 
verbinden  pflegt,  sind  der  Staatenbund  (confoederatio 
civitatum)  und  der  Bundesstaat  oder  Staatenstaat  (art- 
tas  foederata  s,  composita).  Zwischen  Bundesstaat  und 
Staatenstaat  ist  kein  Unterschied,  ausser  hinsichtlich  der 


*)  Systema  civitatum  confoederatarum,  etc. 

*)  Vergl.  überhaupt,  P.  A.  Pfizer,  über  die  Eatwickelung  des  öffent- 
lichen Rechts  in  Deutschland,  Stuttgart  1835,  S.  41  ff.  —  Welcker, 
wichtige  Urkunden,  Mannheim  1844,  S.  34ff.  —  Bluntschli,  allgem. 
Staatsr.,  2.  Aufl.  (1857)  Bd.  I.  S.  32.  209.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch. 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  25  ff.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Ilecht8  (1850) 
Bd.  I.  S.  390  flg.  —  Yo  Hg  raff,  wodurch  unterscheiden  sich  Staatenbund, 
Bundesstaat  und  Einheitsstaat  von  einander,  und  was  sind  sonach  der 
deutsche  Bund,  die  nordamerikanische  Union  und  die  neue  schweizerische 
Eidgenossenschaft?  Marburg  1859.  -  Heidelberger  Jahrbücher  der 
Lit,  1860.  Nr.  9.  p.  130. 
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Entstehung:  er stere  Bezeichnung  gebraucht  man  nämlich^ 
wenn  die  Gesammtetaatsverbindung  auf  Vertrag  der  Einzeln- 
staaten, wie  ein  Staatenbund,  beruht :  die  letztere  Bezeichnung 
wird  dagegen  dann  gebraucht,  wenn  die  Bildung  des  Gesammt- 
Staates  in  anderer  Weise  vor  sich  gegangen  ist,  und  daher 
unter  Umständen  selbst  nicht  einmal  als  eine  freiwillige  er- 
scheint ^). 

U.  Das  System  des  Staatenbundes  und  des  Bundes- 
s  taates  stimmen  darin  ttberein :  1)  dass  jeder  der  verbundenen 
Staaten  seine  besondere  Regierung  behält;  2)  dass  die 
Y^einigten  Staaten  ttber  sich  als  Gesammtorgan  eine  Central- 
gewalt  anerkennen,  welcher  legislative  und  richterliche  Be- 
fugnisse und  eine  vollziehende  Gewalt  beigelegt  sind;  3)  dass 
die  Verbindung  eine  immerwährende  ist,  wodurch  sie  sich 
namentlich  von  einem  einfachen  Bündnisse  oder  einer  Allianz 
(§.  62)  unterscheidet;  4)  dass  die  Verbindung  in  völkerrecht- 
licher Beziehung  den  Charakter  eines  politischen  Gemein- 
wesens in  Anspruch  nimmt,  und  5)  dass  die  Verfassung 
der  einzelnen  Staaten  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Gesammtr 
Verfassung  stehen  darf  ^). 

§.  64. 

2)  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bundesstaate  oder  Staatenstaate  ^). 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bundesstaate  oder  Staaten  Staate  zeigt  sich  vorzugsweise 
in  folgenden  Beziehungen  : 


«)  Vergl.  8.  64.  Nr.  IV. 

')  lieber  die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  iu  der  deutsch.  Bundes- 
verfassung, siehe  unten  §.  335.  338. 

*)  Die  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbund  und  Bundesstaat  sind 
besonders  bei  den  Verhandlungen  Über  eine  deutsche  Beichsverfassung  in 
den  Jahren  1848  und  1849  zur  Sprache  gekonunen.  Es  sind  überhaupt  drei 
Staatenaysteme,  in  welchen  diese  Fragen,  und  zwar  in  verschiedener  Weise, 
bereits  zu  praktischer  Erörterung  und  Darstellung  gekommen  sind:  der 
deutsche  Bund,  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  und  die  Nordamerikanische 
Union. 
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I.  Im  Bundes-  oder  Staatenstaate  erscheint  die 
Centralgewalt  als  eine  wirkliche  Staatsgewalt ;  sie  verfolgt  also 
sämmtliche  Staatszwecke,  wie  die  Staatsgewalt  im  Ein- 
heitsstaaten): im  Staatenbunde  dagegen  ist  die  Wirk- 
samkeit der  Centralgewalt  auf  die  Verfolgung  der  bestimmt 
benannten  Bundeszwecke  und  auf  die  sonst  in  den 
Bundesverträgen  ihrer  Leitung  und  Entscheidung  zugewiesenen 
Angelegenheiten  beschränkt  3). 

IL  Bei  dem  Staatenbunde  ist  und  bleibt  jedes  Bnndes- 
glied  vollkommen  souverain,  nnd  hat  nur  sich  selbst  im 
Gebrauche  seiner  Souverain  etat  in  einigen  bestimmt  benannten 
Beziehungen  bundesvertragsmässig  beschränkt^):  im  Bundes- 
oder Staatenstaate  kann  die  Souverainetät  der  Einzehi- 
staaten  in  der  Art  beschränkt  sein,  dass  sie  nur  noch  als  sog. 
halbsouveraine  Staaten  erscheinen. 

IIL  In  jedem  Staatenbunde  spricht  im  Zweifel  die 
rechtliche  Vermuthung  für  die  politische  Berechtigung 
der  Einzelnstaaten,  und  muss  daher  jede  Beschränkung 
ihrer  Souverainetät  durch  die  Centralgewalt  besonders,  als 
durch  die  Grundverträge  des  Bundes  begrtlndet,  nachgewiesen 
werden''):  für  den  Bundes-  oder  Staatenstaat  lässt  sich 
dagegen  eine  solche  Rechtsvermuthung  in  solcher  Allgemeinheit 
nicht  behaupten"). 

*)  So  z.  B.  die  Reichsgewalt  im  alten  deutschen  Reiche. 

3)  So  z.  B.  in  der  deutschen  Bundesakte,  art.  2. 

*)  Vergl.  die  deutsche  B.-A.,  art.  1;  ai*t.  11,  a  linea  4,  und  die  Ein- 
leitung zu  den  besonderen  Bestimmungen  vor  art.  12. 

s)  Der  Begriff  eines  halb souverai neu  Staates  gründet  sich  nach 
völkerrechtlichen  Begriffen  darauf,  dass  ein  Staat  kein  Gesandtschaftsrecht 
und  kein  selbstständiges  Kriegsrecht  hat  (siehe  unter  Nr.  VI.  ff.),  sondern 
in  diesen  Beziehungen  von  einem  anderen  Staate  abhängig  ist,  von  dessen 
Concession  sich  auch  meistens  seine  Regierungsgewalt  als  Lehen  u.  dergl. 
ableitet.  Doch  sind  diese  Beschränkungen  nirgends  gleichm&ssig  durch- 
geführt: so  z.  B.  waren  die  deutschen  £inzcln8taaten  zur  Reichszeit  unstreitig 
nur  halbsouverain,  und  hatten  doch  bereits  seit  dem  westphälischen  Frieden 
Bündnissrecht  mit  auswärtigen  Staaten.  Daher  kommt  es  auch,  dass  in 
Bezug  auf  die  Cantone  in  der  Schweiz  und  die  nordamerikanischen  Frei- 
staaten immer  gestritten  wird,  ob  sie  ganz  oder  halb  souverain  seien. 

0)  Sehr  sorgfältig  ist  dieser  Grundsatz  entwickelt  in  der  Wiener 
Schlussakte,  art.  9,  10.  15. 

^)  A.  M.  ist  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.27.  IL—  Es  l&sst 
sich  aber  auf  geschichtlicher  Grundlage  nicht  mehr  sagen,  als  dass  da,  wo 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  64.  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbunde  u.  Bundesstaate.  121 

IV.  Ein  Staatenbund  kann  niemals  anders  als  durch 
Vertrag  der  Bundesglieder  unter  sich  entstehen:  ein  Staaten- 
staat kann  aber  auch  in  anderer  Weise  entstehen,  wie 
z.  B.  durch  Uebennacht,  Lehensverband,  oder  theilweise 
Lockerung  einer  früher  bestandenen  grösseren  Staatseinheit. 

V.  In  dem  Staatenbunde  ist  die  Centralgewalt  und 
deren  Berechtigung  stets  nur  Ausfluss  der  vorher  schon 
bestehenden  Souverainetät  der  Bundesglieder:  im  Staaten- 
staate aber  kann  die  den  Einzelnstaaten  zukommende  Be- 
gierungsgewalt auch  wohl  umgekehrt  als  Ausfluss  der 
Centralgewalt,  ja  sogar  als  eine  widerrufliche  Con- 
cession  derselben  erscheinen^);  wogegen  der  Staatenbund  nie 
ein  Recht  haben  kann,  die  Souverainetät  eines  seiner  Mitglieder 
aufzuheben. 

VI.  Im  Staatenbunde  behält  jeder  Einzelnstaat  das 
volle  aktive  und  passive  Gesandtschaftsrecht  und  volles 
Bttndniss-  und  Vertragsrecht  mit  anderen,  nicht  zum 
Bunde  gehörigen  souverainen  Staaten,  und  ist  nur  verpflichtet, 
es  nicht  gegen  den  Bund,  d.  h.  nicht  zu  dessen  Schaden  zu 
gebrauchen^).  Im  Bundesstaate  dagegen  hat  nur  der 
Gesammtstaat  das  Recht  und  die  Ehre  des  diplomatischen 
Verkehrs,  und  sind  diese  den  Einzelnstaaten  ganz  entzogen, 
oder  sie  dürfen  doch  keine  völkerrechtlichen  Verträge  ohne  Vor- 
wissen und  Genehmigung  der  Centralgewalt  schliessen  ^®). 


ein  Staatenstaat  sich  dnrch  Vertrag,  als  eigentlicher  Bandesstaat  bildet, 
die  einzelnen  Staaten  den  im  Staatenbunde  jedenfalls  selbstverständlichen 
Grandsatz,  dass  ihre  Souverainetät  nicht  weiter  beschränkt  werden  solle, 
als  es  der  Bandesvertrag  sagt,  gewöhnlich  auch  vorsorglich  ausdrücklich  auf- 
nehmen: so  z.  B.  in  der  Schweizer  Bundesverf.  v.  1848,  §.  3;  und  in  der 
Frankfurter  deutschen  Reichsverfassung  v.  1849,  Art.  1.  §.  5.  — -  Wo  aber 
der  Staatenstaat  in  anderer  Weise  entsteht,  wie  z.  B.  das  alte  deutsche 
Reich,  da  ist  ein  solcher  Grundsatz  keineswegs  selbstverständlich,  noch  hat 
er  die  Rechtsvermuthung  für  sich,  sondern  da  kommt  alles  auf  die  historische 
Entwickelung  und  die  positiven  Rechtstitel  im  Einzelnen  an. 

*)  So  galt  im  deutschen  Reiche  die  Regierungsgewalt  der  Landesherren 
als  ihnen  vom  Kaiser  geliehen  (siehe  oben  §.  39.  Note  5);  und  soweit  sie 
im  eigentlichen  Sinne  lehnbar  war,  unterlag  sie  der  Widerruflichkeit  nach 
gemeinen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  (siehe  oben  §.  50.  VI.). 

»)  Deutsche  B.-A.  art  11,  a  linea  3. 

*^)  Frankf.  deutsche  Reichsverf.  v.  1849,  §.  6—9. 
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VII.  Im  Staatenbunde  hat  jedes  Bundesglied  sein 
selbstständigeB  Kriegsrecht,  und  wenn  auch  dieses  hin- 
sichtlich seiner  Ausübung  gewöhnlich  durch  den  Bnndes- 
vertrag  beschränkt  wird,  so  behält  doch  im  Staatenbunde  ein 
jedes  Bundesglied  sein  eigenes  Militair  and  seine  eigene 
Militairgewalty  und  somit  auch  das  Emennungsrecht  der 
Offiziere  seiner  Truppen;  die  Bundesarmee  kuin  sonach  nur 
aus  Gontingenten  der  Bundesglieder  bestehen  und  der  Bund 
kann  hier  auch  nur  fttr  die  Dauer  eines  Bundeskrieges  den 
OberfeldheiTn  ernennen ^^).  Im  Bundesstaate  dagegen  hat 
nur  derGesammtstaat  als  solcher  Kriegsrecht  und  wirk- 
liches Militair,  und  daher  hat  hier  auch  nur  die  Gentralgewalt 
das  Emennungsrecht  der  Officiere*^). 

VIII.  Im  Staatenbunde  hat  jedes  Bundesglied  seine 
eigene  Finanzgewalt  und  das  Besteuerungsrecht 
über  seine  Unterthanen ;  der  Bund  aber  hat  gar  keine  Finanz- 
gewalt und  kein  Besteuerungsrecht,  sondern  nur  ein  Cassen- 
wesen  und  ist  daher  lediglich  auf  dieMatrikularbeiträge 
seiner  Mitglieder  angemesen  '^).  Ein  Staatenbund  bedarf  daher 


**)  Deutsche  B.-A.  art  11,  a  linea  1  und  2;  Wiener  Schlussakte, 
art.  35  u.  folg.  Yergl.  überhaupt  unten  die  KriegsverfiEissung  des  deutschen 
Bundes,  §.  493  flg. 

**)  So  z.  B.  in  Nordamerika.  —  Auch  bei  der  Berathung  über  die  Frank- 
furter deutsche  Reichsverfassung  wollte  von  einer  Seite  das  Emennungsrecht 
sämmtlicher  Offi eiere  des  Reichsheeres  für  die  Gentralgewalt  in  Anspruch 
genommen  werden:  man  blieb  aber  endlich  doch  bei  dem  System  der  Con- 
tingentstellung  der  einzelnen  Staaten  stehen,  und  räumte  der  Beichs- 
gewalt  nur  die  Ernennung  der  gemeinschaftlichen  Befehlshaber  für  die 
„grösseren  militairischen  Ganzen''  ein,  zu  denen  Truppen  mehrerer  Staaten 
vereinigt  sind,  so  wie  für  den  Fall  eines  Beichskrieges  die  Ernennung  der 
commandirenden  Generale  der  selbstständigen  Corps,  so  wie  des  Personals 
der  Hauptquartiere.  Frankfurter  deutsche  Reichsverf.  v.  1849.  §.  10—17.  — 
Die  Seemacht  wurde  aber  als  ausschliessliche  Sache  des  Reichs  erklärt^ 
und  diesem  allein  die  Ernennungsbefugniss  der  Offidere  und  Beamten  der 
Seemacht  beigelegt    Ebendas.  §.  19. 

^)  VergL  unten  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Bundes,  §,  483. 
Auch  die  Finanzverfassung  des  deutschen  Reiches,  obschon  es  eigentlich 
zuletzt  ein  Staatenstaat  war,  beruhte  im  Wesentlichen  auf  dem  System  der 
Matrikularbeitrage.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.  1868)  II.  ThL 
§.  75.  —  So  grosse  Klagen  zur  Zeit  des  Reiches  über  säumiges  Eingehen 
oder  Ausbleiben  der  Matrikularbeitrflge  geführt  worden,  so  wenig  ist  jemals 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  64.  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbunde  u.  Bundestaate.  123 

aachkeioes  Credites,  und  hat  daher  aach  keine  SchaldeD, 
Bondern  deckt  unvorhergesehene  dringende  Bedttrfhisge  durch 
VorsehüsBe  einzelner  Bandesglieder ^^).  Der  Bundesstaat 
legt  sich  dagegen  selbst  die  Finanzgewalt  und  das 
Besteuerungsrecht  über  die  Unterthanen  aller  Einzeln- 
staaten bei,  so  wie  auch  das  Recht,  Staatsschulden  zu 
contrahiren,  welche  dieGesanuntheit  verpflichten,  und  beschränkt 
daher  durch  seine  Concnrrenz  die  Finanzgewalt  der  Einzelnstaaten 
in  sehr  empfindlicher  Weise  >^). 

IX.  Im  Staatenbunde  hat  die  Bundesversammlung  als 
Centralorgan  des  Bundes  keine  Staatshoheit  über  die 
Unterthanen  der  Bundesglieder,  also  weder  ein  Recht  der 
Gesetzgebung,  noch  Gerichtsbarkeit,  noch  voll- 
ziehende Gewalt  über  dieselben,  sondern  es  sind  nur  die 
Bundesglieder  verpflichtet,  die  bundesverfassungsmtssig  ge- 
fassten  Beschlttsse  der  Bundesversammlung  in  ihren  Ländern 
zu  verkünden  und  zur  Geltung  zu  bringen  ^^).  In  einem 
Bundesstaate  dagegen  publicirt  auch  die  Centralgewalt 
Gesetze,  welche  unmittelbar  die  Unterthanen  in  den  Einzeln- 
staaten binden  ^'^):   sie  legt   sich   auch   regelmässig   in  weit 


seit  dem  Bestände  des  deutschen  Bundes  eine  Veranlassung  zu  solcher 
Klage  gewesen. 

M)  So  ist  es  bisher  im  deutschen  Bunde  gehalten  worden. 

«»)  Die  Frankfurter  deutsche  Beichsverfassung  v.  1849  §.  48—51  hatte 
der  Reichsgewalt  nicht  nur  einen  Antheil  an  den  Einkünften  aus  Zöllen 
und  den  gemeinschaftlichen  Produktions-  undVerbrauchssteuern  an- 
gewiesen, sondern  auch  ihr  das  Recht  beigelegt,  Matrikul  arbeit  rage  zu 
erheben,  und  in  ausserordentlichen  Fällen  sogar  Reichssteuern  aufzu- 
legen, zu  erheben  oder  erheben  zu  lassen  und  Anleihen  oder  sonstige 
Schulden  zu  contrahiren.  Die  Einführung  eines  solchen  doppelten 
Besteuerungsrechtes  der  Gesammtheit  und  der  Einzelnstaaten,  und  namentlich 
die  Zuweisung  der  Produktions-  und  Verbrauchssteuern  an  die  Gesanmit- 
heit,  w&re  nach  der  Beschaffenheit  der  deutschen  Zust&nde  das  unfehlbare 
Mittel,  um  den  Staatshaushalt  der  Einzelnstaaten  gründlich  zu  zerrütten, 
und  die  Steuerpflichtigen  zur  Verzweiflung  zu  bringen.  Welche  Sicherheit 
ein  Staatenstaat  seinen  Gläubigern  zu  gewähren  vermag,  davon  hat  das 
Schicksal  der  Gläubiger  der  Reichsoperationskasse  bei  der  Auflösung  des 
deutschen  Reichs  ein  schlagendes  unvergessliches  Beispiel  gegeben. 

*^)  So  wird  es  im  deutschen  Bunde  gehalten.    Siehe  unten  §.  151. 

")  Dies  bestimmte  auch  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung 
von  1849,  §.  62-<66, 


Digitized  by  LjOOQ IC 


124  §•  64.  Unterschiede  zwischen  dem  Staatenbunde  u.  Bundesstaate. 

mehreren  Fällen  eine  Gerichtsbarkeit  bei,  als  dies  in 
einem  Staatenbunde  der  Fall  zu  sein  pflegt  ^^)y  und  miseht 
sich  überhaupt  weit  mehr  in  die  inneren  Angelegenheiten  der 
Einzelnstaaten  ein,  als  dies  bei  einem  Staatenbunde  für  zu- 
lässig geachtet  werden  kann. 

X.  In  einem  Staatenbunde  besteht  demnach  auch  nur 
eine  einfache  Unterthanschaft  und  Unterthanen- 
pflichty  nämlich  im  Verhältniss  zum  Landesherm  in  jedem 
der  verbttndeten  Staaten,  und  wird  daher  auch  nur  diesem, 
nie  aber  dem  Staatenbunde  ein  Eid  der  Treue  von  den  Unter- 
thanen  und  namentlich  vom  Militär  geleistet.  Im  Bundes- 
staate dagegen  besteht  eine  doppelte  Unterthanschaft, 
und  muss  daher  mitunter  auch  von  dem  Militär  ein  Eid  der 
Treue  sowohl  der  Gentralgewalt  als  dem  Landesherm  des 
betreffenden  Einzelnstaats  geleistet  werden,  wodurch  namentlich 
da,  wo  man  das  Contingentssystem  theilweise  beibehält,  nur 
Missstände  hervorgerufen  werden  können  ^% 

XI.  Bisher  hat  es  noch  keinen  Staatenbund  gegeben, 
in  welchem,  wenn  er  ganz  oder  hauptsächlich  aus  monarchi- 
schen Staaten  besteht,  eineOesammtvolksvertretung  neben 
der  Bundesversammlung  eingerichtet  gewesen  wäre,  obschon 
eine  solche  Einrichtung  an  sich  betrachtet,  nicht  unmöglich 
wäre'^^):  dagegen  hat  man  bei  einem  projektirten  Bundes- 
staate mit  monarchischer  Spitze  schon  einmal  die  Errichtung 
einer  Gesammtnationalvertretung  in  zwei  Häusern  beschlossen  ^<). 


**)  Vergl.  den  Abschnitt  Y.,  das  Reichsgericht,  in  der  Frankfurter 
deutschen  Reichsverftissung  von  1849,  §.  124,  mit  der  Bestimmung  der 
deutschen  6.-A.  art.  11,  a  linea  4,  und  der  hieran  sich  anschliessenden 
Verfassung  der  Bundesausträgalinstanz;  siehe  unten  §.  159. 

*•)  Vergl.  oben  Note  12.  —  In  der  Frankfurter  Reichsverfassung  von 
1849  war  bestimmt:  Art.  14:  „In  den  Fahneneid  ist  die  Verpflichtung 
zur  Treue  gegen  das  Reichsoberhaupt  und  die  Reichsverfassung  an  erster 
Stelle  aufzunehmen.'' 

*o)  Vergl.  meine  Schrift:  Bundesreform,  deutsches  Parlament  und 
Bundesgericht,  Heidelberg  1848. 

*»)  Vergl.  die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassnng  v.  1849,  Abschn.  IV. 
Der  Reichstag,  §.  85  u.  folg.  —  Das  Staatenhaus  soUte  die  deutschen 
Einzelnstaaten  als  solche,  das  Volkshaus  das  deutsche  Volk  in  seiner 
nationalen  Gesammtheit  vertreten.  —  Wo  ein  Bundesstaat  allein  von  kleinen 
Republiken  gebildet  wird,  wie  in  der  Schweiz  und  Nordamerika,  hat 
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XII.  In  einem  Staatenbunde  kann  die  Centralgewalt 
nur  in  der  VerBammlang  sämmtlicher  Bnndesglieder,  der 
BüDdesyersammlung,  liegen:  die  Mitglieder  der  Bundes- 
yersammlnng  erseheinen  hier  als  Mandatare  der  Bundes- 
glieder  und  haben  nach  deren  Instruktionen  zu  handeln; 
auch  findet  man  hier  kein  Bundesministerium^^).  In 
dem  Bundesstaate  dagegen  kann  sogar  ein  als  souverainer 
Monarch  anerkanntes  Haupt  des  Gesammtstaates  an  der 
Spitze  stehen  ^^),  und  wenn  eine  Gesammtnationalvertretung 
eingerichtet  ist,  so  erscheinen  die  Mitglieder  derselben  als 
eigentliche  Repräsentanten  der  ganzen  Nation,  die  nach  eigenem 
Ermessen  stimmen  ^4),  auch  findet  man  daselbst  mitunter  ein 
Ministerium  der  Centralgewalt,  oder  des  Inhabers  der  voll- 
ziehenden Gewalt  2*^). 

§.  65. 
Personalunion.   Realunion.   Incorporation. 

Abgesehen  von  dem  Staatenbunde  und  Bundes-  oder  Staaten- 
staate können  noch  folgende  Verbindungen  unter  ursprünglich 
selbstständigen  Staaten  stattfinden: 


die  Einrichtung  einer  Gesammtrepräsentation  weit  weniger  Schwierigkeiten, 
als  wenn  der  Bundesstaat,  wie  in  Deutschland,  aus  hauptsächlich  monarchi- 
schen Staaten,  und  zwar  von  sehr  verschiedenen  Machtverhältnissen  gebildet 
werden  wül. 

**)  So  verhält  es  sich  im  deutschen  Bunde.    Siehe  unten  §.  121  flg. 

*»)  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  Abschn.  IIL,  vom 
Reichsoberhaupt,  §.  68  ff. 

**)  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849,  §.  96:  „Die 
Mitglieder  beider  Häuser  können  durch  Instruktionen  nicht  gebunden 
werden." 

tt)  Frankfurter  deutsche  ReichsverÜEtssung  von  1849,  §.73,  a  linea  2: 
„Der  Kaiser  übt  die  ihm  übertragene  Gewalt  durch  verantwortliche,  von 
ihm  ernannte  Minister  aus.''  ^  Auch  die  Verf.  v.  Nordamerika, 
Art  n,  Abschn.  2.  §.  2,  legt  dem  Präsidenten  der  vereinigten  Staaten 
das  Recht  bei,  Minister  zu  ernennen.  —  Nach  der  Schweizer  Bundes- 
verÜMSung  von  1848  werden  die  Geschäfte  des  aus  sieben  Mitgliedern 
bestehenden  Bundesrathes ,  welcher  die  oberste  vollziehende  und  leitende 
Behörde  der  Eidgenossenschaft  ist  (art  83),  unter  die  einzelnen  Mitglieder 
nach  Departementen  vertheilt  (art.  91). 
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I.  Die  Person alnnion:  dies  ist  der  Fall,  wenn  zwei 
an  sich  selbstständige  monarchische  Staaten  nur  dadurch 
unter  einem  Scepter  vereinigt  werden ,  dass  in  Folge  einer 
zufälligen  Uebereinstimmung  der  Successionsgesetze  dieselbe 
Person  zu  beiden  Kronen  berufen  wird.  Hier  bleiben  beide 
Staaten  fortwährend  in  Verfassung,  Recht  und  Verwaltung  voll- 
ständig von  einander  unabhängig.  Diese  Verbindung  endigt, 
so  wie  ein  Successionsfall  eintritt,  für  welchen  die  Successions- 
gesetze dieser  Staaten  abweichende  Bestimmungen  enthalten  0- 

U.  Eealunion  heisst  die  Verbindung,  wenn  sie  grund- 
sätzlich als  eine  bleibende  in  der  Art  errichtet  ist,  dass 
der  Herrscher  des  einen  Staates  jederzeit  auch  als  Herrscher 
in  dem  anderen  anerkannt  werden  mnss.  Hieniach  erscheint 
das  eine  Land  als  das  Hauptland,  das  andere  als  Neben- 
land, gleichviel  welches  das  grössere  oder  volkreichere  ist. 
In  monarchischen  Staaten  beruht  die  Kealunion  darauf, 
dass  das  Thronsuccessionsgesetz  des  einen  Landes  auch 
fUr  das  andere  unbedingt  als  giltig  anerkannt  ist.  Uebrigens 
können  auch  bei  der  Realunion  die  unirten  Staaten  eine  ver- 
schiedene Verfassung,  ein  anderes  Recht  und  getrennte  innere 
Verwaltung  behalten,  und  ist  diese  Trennung  mitunter  sogar 
grundgesetzlich  ausgesprochen  ^). 

HL  Incorporation  heisst  die  Verbindung,  wenn  mehrere 
Staaten  so  mit  einander  vereinigt  werden,  dass  fOr  sie  ausser 
dem  gemeinschaftlichen  Thronsuccessionsgesetze  auch  nur 
noch  ein  und  dasselbe  politische  Grundgesetz  gilt,  und 
insofern  eine  Repräsentativ- Verfassung  besteht,  auch  nur  eine 


*)  So  z.  B.  waren  Hannover  und  £ngland  noch  unter  dem  König 
Wilhelm  IV.  in  solcher  Personalunion  (bis  20.  Juni  1837). 

*)  Die  Frankfurter  deutsche  Reichsverfassung  von  1849  enthielt  in 
Abschnitt  I,  das  Reich,  §.  2  ff.  mehrere  Bestimmungen,  welche  darauf 
abzielten,  den  deutschen  Ländern,  welche  mit  einem  nichtdeutschen  Lande 
dasselbe  Staatsoberhaupt  hatten,  ihre  Selbstständigkeit  in  Yerfassiuig, 
Regierung  und  Verwaltung  zu  erhalten.  Im  §.  4  war  überdies  ausge- 
sprochen: „Abgesehen  von  den  bereits  bestehenden  Verbindungen  deutscher 
und  nichtdeutscher  Länder  soll  kein  Staatsoberhaupt  eines  nichtdeutschen 
Landes  zugleich  zur  Regierung  eines  deutschen  Landes  gelangen,  noch  darf 
ein  in  Deutschland  regierender  Fürst,  ohne  seine  deutsche  Regierung  ab- 
zutreten, eine  fremde  Krone  annehmen.^* 
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einzige  Bepräsentatioii  stattfindet  EQermit  endigt  die  bisherige 
politische  Selbstständigkeit  des  incorporirten  Staates  vollständig, 
und  besteht  fortan  nur  noch  ein  Einheitsstaat,  sei  es, 
dass  der  eine  Staat  den  anderen  vollständig  in  sich  aufnimmt, 
oder  aus  beiden  ein  Staat  unter  neuem  Namen  gebildet  wird  ^). 
Ob  etwa  in  den  einzelnen  Landestheilen  noch  die  hergebrachten 
Civil-  oder  Strafgesetze,  oder  Besonderheiten  in  dem 
Verwaltangsorganismns  bestehen  bleiben,  ist  für  das 
Wesen  der  Incorporation  gleichgiltig^). 


Sechster  Abschnitt. 

Begriff,  Eiitheikig  Mid  QMellei  des  dentsclieM 
Staatnreclits. 


§.  66. 
Begriff  des  deutschen  Staatsrechts. 

Unter  deutschem  Staatsrecht  versteht  man  im  Allgemeinen 
den  Inbegriff  aller  politischen,  d.  h.  auf  den  Staatszustand  beztlg- 
lichen  Rechtsnormen,  welche  überhaupt  in  Deutschland  seit 
seiner  ersten  Gestaltung  zu  einem  Staatskörper  in  Anwendung 
gekommen  sind,  oder  nochjetzt,  d.  h.  seit  der  Stiftung  des 
deutschen    Bundes,    zur   Anwendung   kommen^).     In   einem 


')  Nach  Analogie  der  kirchlichen  Benefizien  sprach  man  hier  früher 
von  IJfdo  per  wppressionem  und  ünio  per  novaüonem, 

*)  So  z.  B.  haben  die  bayerischen  Rheinlande  die  französischen  Gesetz- 
bacher und  die  französische  Gerichtsverfassung  behalten. 

*)  Hiermit  ist  auch  die  Eintheilung  in  antiquirtes  und  praktisches 
(sog.  heutiges  oder  dogmatisches)  deutsches  Staatsrecht  gegeben,  ungenau 
ist  es,  wenn  Manche  das  erstere  auch  als  historisches  bezeichnen,  denn 
auf  dieses  Prädikat  hat  auch  das  praktische  Staatsrecht  Anspruch:  auch 
lässt  sich,  was  antiquirtes  deutsches  Staatsrecht  ist,  nicht  durch  die 
Au&teUung  gewisser  Perioden  bestimmen,  indem  sehr  vieles  aus  der  Zeit 
der  alten  Reichsverfitösung  und  des  Rheinbundes  sich  fortwährend  praktisch 
erhalten  hat 
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engeren  Sinne  begreift  man  aber  anter  deutschem  Staatsrechte 
jene  politischen  Normen^  welche  in  einheimischen  deatschen 
Kechtsquellen  ihren  Ursprung  haben  ^). 

§.  67. 

a)  ElatheÜMg  des  deatschea  Staatsrechts  aach  dea  (IcgeastuideB 
aad  Sabjektea. 

I.   Reichsstaatsrecht.     Landesstaatsrecht.    Oeffentliches 

Recht  des  Rheinbundes.     Deutsches  Bundesrecht. 

Oeffentliches  Recht  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Das  deutsche  Staatsrecht  zerfiel  zur  Zeit  der  Reichsver- 
bindung in  zwei  Haupttheile: 

1)  in  das  Reichsstaatsrecht,  als  Inbegriff  der  Rechts- 
normen, welche  sich  auf  die  Verfassung  und  Regierung 
des  gesammten  Reichskörpers  bezogen; 

2)  in  das  Territorialstaatsrecht  oder  Landesstaats- 
recht, als  Inbegriff  der  hinsichtlich  der  Verfassung  und 
Regierung  der  e  i  n  z  e  1  n  e  n  deutschen  Länder  geltenden 
Rechtsnormen. 

Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war  für  die 
dem  Rheinbunde  beigetretenen  Staaten  das  öffentliche  Recht 
des  Rheinbundes  an  die  Stelle  des  Reichsstaatsrechts  getreten. 

Heut  zu  Tage  sind  zu  unterscheiden: 

1)  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bundes,  oder 
das  sogenannte  deutsche  Bundesrecht; 

2)  das  Staatsrecht  der  souverainen  deutschen  Bundes- 
staaten, wofür  man  die  Bezeichnung  „Landesstaats- 
recht" beizubehalten  pflegt*). 


*)  Sog.  jus  jmhlicum  'proprium  s.  domesticum.  Den  Gegensatz  bildet 
das  ausländische  oder  fremde  Staatsrecht,  jus  publicum  peregrirtum, 
welches  in  soweit,  als  es  in  Deutschland  zur  Anwendung  kommen  kann, 
in  den  Begriff  von  jus  receptum  übergeht. 

*)  Maurenbrecher,  Grunds,  des  heut,  deutschen  Staatsrechts,  §.  4, 
bezeichnet  alles  deutsche  Landesstaatsrecht  als  partikuläres  Staatsrecht : 
dies  ist  aber  gegen  den  bisherigen  Sprachgebrauch  und  überhaupt  unpassend, 
da  er  sich  sodann  genöthigt  sieht,  allgemeines  und  besonderes  parti- 
kuläres Staatsrecht  zu  unterscheiden.    (Vergl.  unten  §.  70.) 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  68—70.  Deutsch.  Staatsrecht  u.  Einth.  d.  Buadesrechts.        1 29 

§.  68, 
n.  Generelles  und  specielles  deutsches  Staatsrecht. 

Je  nachdem  sich  die  staatsrechtlichen  Nonnen  auf  alle 
Klassen  von  Personen,  Gegenständen  oder  Verhältnissen^  oder 
nnr  auf  einzelne  Klassen  derselben^  auf  Individuen  n.  s.w. 
beziehen,  ergibt  sich  eine  weitere  Eintheilung  des  deutschen 
Staatsrechts  in  generelles  und  specielles  Staatsrecht 0. 

§.  69. 

m.  EintheUung  des  deutschen  Bundesrechts 

insbesondere. 

Unter  dem  öffentlichen  Kechte  des  deutschen  Bundes 
oder  dem  deutschen  Bundesrechte  hat  man  zu  verstehen 

1)  in  weiterer  Bedeutung,  den  Inbegriff  sämmtlicherKechts- 
normen,  welche  sich  auf  die  Verhältnisse  der  souverainen 
deutschen  Staaten  sowohl  unter  einander,  als  auch 
auf  die  politischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten 
beziehen,  insofern  sie  in  den  Grundgesetzen  des  deut- 
schen Bundes  und  in  den  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung aufgestellt  sind. 

2)  In  engerer  Bedeutung  versteht  man  aber  unter  dem 
deutschen  Bundesrechte  nur  diejenigen  Rechtsnormen, 
welche  sich  auf  das  unter  den  souverainen  deutschen 
Staaten  bestehende  Bundesverhältniss  beziehen. 

§.  70. 

h)   EiitheOug  des  deutschei   Staatsrechts  nach  de«  U«faBge  der 
Verbiadlichkelt  der  KechUquellea. 

Gemeines  deutsches  und  partikuläres  Staatsrecht^). 

I.  Je  nachdem  den  Quellen  des  Staatsrechts  der  Charakter 
der  Gemeinverbindlichkeit  fUr  sämmtliche  deutsche  Staaten 


*)  Zu  letzterem  rechnete  man  z.  B.  früher  das  reichsritterschafUiche  und 
reichsstädtische  Staatsrecht:  h.  z,  T.  kann  man  die  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse der  Standesherren,  des  fürstlichenHauses  Taxis  o.  s.  w.  dahin  zfthlen. 

«)  Yergl.  überhaupt:  C.  6.  v.  W &ch t e  r ,  gem.  Recht  Deutschlands,  1844. 

Z»pfl,  Stutirecbt.  d.  Aufl.  I.  9 


Digitized  by  LjOOQ IC 


130        f.  70.  Q«mem68  deutsches  und  pirtikulires  Staatsredit. 

zukommt,  oder  dieselben  nur  flir  einzelne  deutsche  Länder 
verbindliche  Normen  enthalten,  theilt  sich  das  deutsche  Staats- 
recht in  gemeines  {jus  publicum  commune)  und  in  parti- 
kuläres Staatsrecht  {jus  publicum particulare).  Als  gemeines 
deutsches  Staatsrecht  in  diesem  Sinne  (auch  juristisch- 
gemeines  Staatsrecht  genannt)  sind  unzweifelhaft  zu  be- 
trachten: 

1)  Alle  politischen  Rechtsnormen,  welche  von  der  höchsten 
gemeinsamen  politischen  Autorität  in  Deutschland  aus- 
gegangen sind  oder  noch  ausgehen  werden  {jus  publicum 
commune  scriptum)^). 

2)  Alle  politischen  Bechtsnormen,  welche  sich  zur  Reichszeit 
unter  deuFactoren  derReichsgewalt  durchHerkommen 
gebildet  haben  oder  sich  in  der  Bundesversammlung 
durch  Herkommen  bilden  {jus  publicum  commune  non 
scriptum)  ^). 

IL  Im  Gegensatze  des  sog.  juristisch-gemeinen  deut- 
schen Staatsrechts  kann  man  von  einem  gemeinen  deutschen 
Staatsrechte  noch  insofern  sprechen,  als  nachweisbar  in  einer 
oder  der  anderen  Beziehung  eine  liebere  inst  im  mung  unter 
den  partikulären  Staatsrechten  der  einzelnen  deutschen  Länder 
besteht.  Wenn  dieses  sogenannte  historisch-gemeine 
Staatsrecht  auch  nur  als  etwas  rein  zufälliges,  resp.  nur 
als  ein  Produkt  des  Parallelismus  zu  betrachten  wäre,  so 
wtlrde  doch  in  keinem  Falle  dessen  wissenschaftliches  Interesse 
in  Abrede  zu  stellen  sein.  Die  praktische  Bedeutung  dieses 
sogenannten  historisch -gemeinen  Rechts  muss  aber  um  so 
mehr  anerkannt  werden,  als  man  die  Bedeutung  des  Parti- 
kularismus im  deutschen  Rechte  und  namentlich  die  historische 
Nothweudigkeit  desselben  gehörig  würdigen  lernt  ^),  und  sich 
fiberzeugt,    dass  die  Uebereinstimmung  der  Partikularrechte, 


*)  Dahin  gehören  z.  B.  die  deutschen  Beichsgesetze,  so  weit  sie  noch 
anwendbar  sind  (§.  72);  die  deutschen  Bundesgesetze,  die  Staatsvertrfige, 
Friedensschlüsse  u.  s.  w.,  welche  von  Deutschland  als  einem  politischen 
Ganzen  (Reich  oder  Bund),  mit  auswärtigen  Mächten  abgeschlossen  wurden. 

')  Nur  in  diesem  Sinne  will  Maurenbrecher,  Grunds.,  §.  6,  ein 
gem.  deutsch.  Landesstaatsrecht  anerkennen,  und  legt  ihm  daher  auch  nur 
allein  doktrinelle  Bedeutung  bei. 

«)  Siehe  oben  g.  12,  Note  11. 
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namentlich  so  weit  sie  auf  Herkommen  berahen ,  nicht  sowohl 
ein  Spiel  desZnfaUes,  als  vielmehr  die  nothwendige  Folge 
von  dem  wirklichen  und  lebendigen  Dasein  eines  gemeinsamen 
nationalen  Geistes  und  das  historische  Zengniss  davon 
ist,  wie  sich  derselbe  überall  in  den  einzehien  Staaten  gleich- 
massig  schöpferisch  nnd  rechtsbildend  äussert.  Die  eigen- 
ihümliche  politische  Gestaltung  Deutschlands,  welche  die  Folge 
davon  ist,  dass  die  zahlreiche  deutsche  Nation  von  Anfang  an 
naturwüchsig  in  vielen  selbstständigen  Yolksstämmen  erschien, 
brachte  es  mit  sich,  dass  sich  die  gemeinsamen  Bechtsideen 
von  jeher  grossentheils  nicht  anders,  als  in  der  Form  des 
Partikularismns  zu  äussern  vermochten^).  Dies  gilt  namentlich 
von  dem  gemeinen  deutschen  Herkommen,  welches 
sich  aus  dem  deutschen  Volksleben  selbst  entwickelt  hat 
Wer  daher  ein  gemeines  Herkommen  auch  als  Quelle  des 
Landesstaatsrechts  anerkennt,  erkennt  eben  hiermit  auch 
die  Uebereinstimmung  der  partikulären  Gewohnheitsrechte  als 
Rechtsquelle  an,  weil  sich  bei  dem  Bestehen  mehrerer  Staaten 
in  Deutschland  em  gemeines  Herkommen  gar  nicht  anders, 
als  durch  dieUebung  in  den  einzelnen  Ländern  bilden  kann  ®). 
Aber  auch  die  Partikularstatute,  d.  h.  die  in  den  ein- 
zelnen deutschen  Ländern  entstandenen  Gesetze  müssen  in 
diesem  nationalen  Zusammenhange  anfgefasst  werden.  Wenn 
daher  die  Uebereinstimmung  der  Partikularrechte  zwar  nicht 
als  der  Rechtsgrund,  warum  etwas  gemein- verbindlich  ist, 
betrachtet  werden  kann,  so  darf  sie  doch  als  ein  Zeugniss 
für  das  Dasein  einer  gemeinsamen  Rechtsidee  (comfnuni« 
ratio)  anfgefasst  werden.    Ist  diese  einmal  durch  historisch- 


>)  In  der  £ntwickelang  des  Allgemeinen  aas  dem  Partikul&ren  beruht 
der  Charakter  aller  analytischen  oder  regressiyen  Methode.  Es  ist 
nicht  nur  kein  Grand  vorhanden ,  wanim  dieselbe  bei  der  Behandlang  des 
deatschen  Staatsrechts  (oder  überhaupt  des  deutschen  Rechts)  ausgeschlossen 
sein  sollte,  sondern  im  Gegentheil  leitet  die  historische  Erscheinung  der 
deutschen  Völker  selbst  auf  die  Anwendung  dieser  Methode  hin. 

•)  Zu  weit  geht  daher  v.  Mohl,  Staatsr.  des  Königr.  Würtemberg, 
Tübingen  1840,  I.,  S.  86,  wenn  er  die  Existenz  und  praktische  Bedeutung 
eines  gemeinen  deutschen  Landesstaatsrechts  ganz  l&ugnet.  Yergl.  da- 
gegen Reyscher,  in  der  Zeitschrift  für  deutsch.  Recht,  Bd.  III.,  Heft  3. 
S.  194  u.  ü;  —  auch  H.A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  2.  H. 
—  J.  Held,  System  des  Verf.-Rcchts  (1856)  L  S.  40  flg. 
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wissenschaftliche  Forschung  (anf  analytischem  Wege)  als 
die  Urquelle  der  partikulären  Erscheinungen  aufgefunden  und 
erkannt  y  so  tritt  sie  in  umgekehrte  Wechselwirkung  zu  den 
einzelnen  Partikularrechten  selbst  und  dient  eben  so  zur 
Erklärung  wie  zur  Ergänzung  derselben:  daher  behauptet  denn 
auch  das  sogenannte  historisch -gemeine  Recht,  in  dieser  Art 
aufgefasst,  allerdings  einen  subsidiären  Charakter  neben 
den  einzelnen  Partikolarstatuten.  Aus  diesem  quellenmässigen 
Verhältnisse  der  als  historische  von  der  Doktrin  nach- 
gewiesenen gemeinen  Rechtsideen  zu  den  Partikularrechten 
ergibt  sich  sodann  als  Folgesatz ,  dass  eine  Abweichung  der 
letzteren  von  den  ersteren  nie  vermuthet  werden  darf,  und 
selbst  erweisliche  Abweichungen  als  Singularitäten  nur  in  der 
geringsten  Ausdehnung  anzunehmen  sind. 

III.  Insofern  endlich  auch  das  Logisch-Richtige  in 
allen  Beziehungen  einen  Anspruch  auf  allgemeine  Anerkennung 
und  Giltigkeit  in  sich  selbst  trägt,  d.  h.  insofern  aUes,  was 
der  streng-rechtlichen  Natur  eines  Verhältnisses  gemäss  ist 
und  durch  die  synthetische  Methode  aus  einem  gegebenen 
Principe  gefolgert  werden  kann,  im  doktrinellen  Sinne  als 
gemeines  Recht  {jus  commune)  bezeichnet  wird^),  so  dürfen 
auch  alle  jene  Staatsrechtsgrundsätze  als  gemeinrecht- 
liche bezeichnet  werden,  welche  sich  als  logische  Ent- 
wickelungen  aus  dem  Begriffe  und  der  Natur  der  einzelnen 
deutschen  politischen  Rechtsinstitute  darstellen,  wenn  gleichwohl 
ein  solches  Rechtsinstitut  nicht  in  allen  Staaten  vorkommt^). 


7)  Vergl.  Thibant,  System  des  Fand. -Rechts,  §.  34 
9)  In  diesem  Sinne  gibt  es  z.  B.  ein  doktrinelles  gemeines  Recht  der 
Primogenitur,  der  constitutionellen  Monarchie  u.  s.  w.  —  Die  älteren 
Schriftsteller  bezeichneten  gewöhnlich  das  durch  die  Wissenschaft  (doktrinell) 
für  gemeines  anerkannte  Recht  als  „cornmunis  doctorum  opimo",  oder 
i^cnäorüaa  prudentum.^^  Neuere  nennen  es  Juristenrecht,  und  ins- 
besondere Theorierecht,  im  Gegensatz  der  Praxis  oder  des  Gerichts- 
gebrauches. — -  Zu  weit  geht  hier  Maurenbrecher,  deutsch.  Phratr. 
(2.  Aufl,)  §.  31  fl.,  und  in  s.  Prolusio  academica  de  auctoritate  prudentum, 
Bonn  1839.  —  Vergl.  dagegen  Wächter,  wttrtemb.  Privatr.,  Bd.  II.  §.  10 
Note  25.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  5.  Note.  9.  — 
Meine  deutsch.  Rechtsgesch.  (3.  Aufl.)  1858.  Thl.  n.  §.  56.  Note  1.  — 
lieber  die  Wissenschaft  und  Praxis  als  Quellen  des  Staatsrechts ,  J.  Held, 
System  des  Vei-f.-ßechU  (1856)  Bd.  I.  S.  44  flg. 
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§.  71. 
Die  Quellen  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts. 

L  Versteht  man  unter  dem  heutigen  deutschen  Staatsrechte 
dasjenige,  welches  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes 
praktische  Bedeutung  behalten  oder  erhalten  hat  (§.  66),  so  sind 
zu  den  Quellen  desselben  zu  rechnen: 

1)  alle  Arten  von  Gesetzen  und  Verordnungen,  insoweit 
sie  staatsrechtliche  Verhältnisse  berühren; 

2)  alle  Arten  von  Staatsverträgen,  sowohl  der  deutschen 
Staaten  unter  sich  oder  mit  auswärtigen  Staaten,  als  auch 
der  einzelnen  Regierungen  mit  ihrem  Volke  oder  ihren 
Landständen  oder  auch  einzelnen  Familien  oder  Personen, 
insofern  nämlich  denselben  vertragsmässig  besondere 
politische  Rechte  eingeräumt  oder  von  ihnen  besondere 
politische  Verpflichtungen  übernommen  werden,  unter 
welcher  Voraussetzung  allein  ein  Vertrag  einer  Staats- 
regierung mit  einzelnen  Familien  oder  Personen  unter  die 
Kategorie  der  Staatsverträge  (pacta  juris  publict)  fallen 
kann  0 ; 

3)  die  Hausgesetze  und  Hausverträge  der  regierenden 
Familien ; 

4)  das  Herkommen,  und  zwar  sowohl  das  eigenthümliche 
Staatsherkommen  als  das  Familienherkommen 
der  regierenden  Häuser^); 

5)  der  Gerichtsgebrauch,  insoweit  sich  ein  solcher  in 
politischen  Verhältnissen  überhaupt  bilden,  und  derselbe 


*)  üeber  den  Vertrag,  in  staatsrechtlicher  Beziehung,  vergl.  J.  Held, 
System  des  Verf.-Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  46  flg. 

*)  Die  grosse  Bedeutung,  welche  das  Herkommen  zur  Reichszeit  im 
Staatsrechte  hatte,  ist  aUgemein  anerkannt  Leist,  Lehrb.  des  deutschen 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  9.  10.  —  Seitdem  die  deutsche  Bundesverfassung  und 
die  EinfOihrung  der  constitutionellen  Monarchie  die  Abfassung  von  Gesetzen 
nach  dem  jeweiligen  Zeitbedürfniss  sehr  erleichtert  hat,  ist  für  die  Bildung 
von  Gewohnheitsrechten  wenig  Veranlassung  mehr  vorhanden,  und  auch 
die  Bedeutung  des  älteren  Herkommens  in  Folge  der  neueren  staatlichen 
Umbildungen  eine  sehr  beschränkte  geworden.  J.  Held,  System  des  Verf.- 
Rechte  (1866)  Thl.  I.  S.  41. 
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als  eine  Unterart   des  Herkommens  oder  Gewohnheits- 
recbts  betrachtet  werden  kann; 
6)  die  Analogie  der  bisher  genannten  Sechtsqoellen'). 
II.  Die  Eintheilnng dieser Rechtsqaellen  in  geschriebene 
nnd   angeschriebene   ergibt   sich   von   selbst  in  gleicher 
Weise  wie  im  Privatrechte. 

ni.  Für  die  Auslegung  der  Gesetze  staatsrechtlieben 
Inhalts  gelten  dieselben  Regeln ,  wie  ftr  die  Aaslegnng  aller 
übrigen  Gesetze^). 

§.  72. 
Von  der  Anwendbarkeit  des  ehemaligen  Reichs-Staats- 
rechts und  des  öffentlichen  Rechts  des  rheinischen 

Bundes. 

I.  So  wesentlich  auch  die  gegenwärtige  politische  Gestal- 
tung Deutschlands  von  seiner  früheren  Staatsform  verschieden 
isty  so  ist  sie  doch  nur  eine  allmählig  vorbereitete  Phase  seiner 
hiBtoriscben  Entwickelung,  welche  mit  den  älteren  staatsrecht- 
lichen Verhältnissen  noch  in  vielfacher  Beziehung  und  quellen- 
mässigem  Zusammenhange  steht  Es  ist  daher  auch  keineswegs 
das  gesammte  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches,  d.  h.  der 
gesammte  Inbegriff  der  politischen  Rechtsnormen ,  welche  zur 
Zeit  des  Reichsverbandes  fUr  die  Verfassung  und  Regierung 
des  ganzen  Reichskörpers  und  der  einzelnen  Territorien  galten, 
unpraktisch  geworden.  Vielmehr  muss  als  oberster  Grundsatz 
betrachtet  werden,  dass  alle  staatsrechtlichen  Normen,  welche 
zur  Zeit  des  deutsehen  Reiches  Geltung  hatten,  noch  fort- 
währende Geltung  haben,  insofern  sie  überhaupt  eine 
solche  noch  haben  können:  d.  h.  sie  behaupten  nicht  nur  da 


')  Für  die  Analogie  gelten  auch  im  Staatsrechte  keine  anderen 
GrundsÄtze  als  im  Privatrecht  —  Vergl.  darüber  besonders  v.  W&chter, 
würtembergisches  Privatrecht,  IL,  §.  13. 

*)  lieber  die  Benützung  der  landstandischen  Verhandlangen  rar  Aus- 
legung der  Gesetze,  vergl.  die  Beurtheilung  der  verschiedenen  hierüber 
aufgesteUten  Ansichten  von  W&chter,  Krug,  Milhauser,  Mitter- 
maier,  Schüler,  Bishop  und  Schaffrath  bei  R.  v.  Mo^^^  Staats- 
recht, Völkerrecht  u.  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  9'^^\4S, 
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fortwthrende  praktische  Anwendbarkeit,  wo  es  sich  um  die 
Benrtheilang  kl  t  er  er,  in  der  Beichs-Zeit  selbst  sohon  bestan- 
dener politischer  Rechtsverhältnisse  handelt,  sondern  anch  überall 
da,  wo  dieselben  politischen  Verhältnisse  noch  fortdauern,  d.  h. 
wo  ihr  Objekt  noch  vorhanden  ist,  insofern  sie  nicht  speciell 
durch  neuere  Rechtsnormen  aufgehoben  sind^).  Der  Grund 
hiervon  liegt 

1)  soviel  die  aus  der  Zeit  der  Reichsverbindung  stammenden 
Reichs-Gesetze  anbelangt,  darin,  dass  die  Souve- 
rainetät  in  Deutschland,  welche  frtther  bei  Kaiser  und 
Reich  war,  und  worin  die  Verbindlichkeit  der  Reichs- 
gesetze wurzelte,  bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
an  sich  nicht  erloschen  ist,  sondern  nur  die  Form  und 
theilweise  das  Subjekt  gewechselt  hat,  und  gleichsam 
durch  eine  Art  von  Appropriation  an  die  jetzigen 
souverainen  Landesherren  übergegangen  ist,  so 
dass  diese,  jeder  für  sein  Territorium,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsnachfolger  von  Kaiser  und  Reich  erscheinen  ^. 

2)  Die  fortdauernde  Giltigkeit  der  Übrigen  politischen  Gesetze, 
welche  schon  zur  Zeit  des  Reiches  nur  von  der  landes- 
herrlichen Gewalt  ausgegangen  waren,  so  wie  auch 
der  rechtliche  Fortbestand  der  bis  zur  Auflösung  des 
Reiches  in  den  einzelnen  Ländern  bestandenen  land- 
ständischen Verfassungen  kann,  insofern  sie  nicht  durch 
neuere  Normen  aufgehoben  sind,  durchaus  keinem 
Bedenken  unterliegen,  da  durch  das  Emporsteigen  des 
Landesherm  zur  vollen  Souverainetät  wohl  in  einigen 
Beziehungen  eine  Erweiterung  seiner  politischen  Befugnisse 
bewirkt,  aber  keineswegs  das  frühere  Verhältniss  zu  den 
Unterthanen  unterbrochen  worden  ist  3). 

8)  In  keiner  Weise  sind  durch  die  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  jene  Rechtsnormen  unverbindlich  geworden,  welche 


*)  Maurenbrecher,  deutsch.  Staatsrecht,  §.92.  —  KlUber,  öffentL 
Recht,  §.  51.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  37.  IH 

*)  Ueber  die  abweichende  Meinung  von  J.  C.  Kohl  er  und  J.  Held, 
siehe  unten  g.  113.  Note  10. 

')  In  einzelnen  Rheinbundsstaaten  wurden  jedoch  mit  grosser  Willktthr 
die  froheren  landständischen  Verfassungen  aufgehoben.  Kl  über,  öffentl. 
Recht,  S-  50.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht,  §.  37.  IV. 
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aaf  einem  gemeinen    oder   partikulären  Herkommen 
oder  ähnlichen  Quellen  beruhten,  da  die  Bechtserzeugung 
dnreh  Herkommen,  d.  h.  durch  thatsächliche  Äeusserang 
des  nationalen  Geistes,  und  somit  auch  der  Rechtsgrund 
und  die  Verbindlichkeit  solcher  Normen  an  sich  von  der 
Form  der  Staatsregierung  unabhängig  sind,  das  deutsche 
Volk  aber  und  dessen  Rechtsbewusstsein  und  Nationalität 
zu  keiner  Zeit  aufgehört  haben. 
U.  Nur  allein  für  die  dem  Rheinbunde  beigetretenen 
Staaten  war  im  Art  2  der  Rheinbundsakte  positiv  festgesetzt 
worden,  dass  sie  und  ihre  Unterthanen  durch  die  Reichsgesetze 
nicht  mehr  verpflichtet  sein  sollten^).    Des  allgemeinen  Wort- 
lautes ungeachtet  kann  aber  hier  doch  nicht  zweifelhaft  sein, 
dass  hierdurch  nicht  die  Verbbdlichkeit  solcher  Reichsgesetze 
aufgehoben  werden  wollte  und  konnte,  welchen  nebenbei  noch 
der  Charakter  von  Staatsverträgen  und  insbesondere  Frie- 
densschlüssen,  sei  es  der  ehemaligen  Reichsstände  unter  sich 
oder  mit  auswärtigen  Staaten,  zukommt,  wie  z.  B.  der  Religions- 
frieden v.  J.  1555  und  der  Westphälische  Frieden  v.  J.  1648*). 
Ausserdem  wurden  in  den  Rheinbundsstaaten  selbst  mitunter 
theils  ausdrttckiich ,  theils  durch  die  Praxis  manche  Reichs- 
gesetze als  fortwährend  giltig  bis  zur  Einführung  einer  neuen 
Gesetzgebung  beibehalten,  insbesondere  solche,  welche  sich  auf 
die  bürgerliche  und  peinliche  Rechtspflege  bezogen. 


*)  Rheinbund 8 -Akte,  Art.  2.  ,,Toute  loi  de  TEmpire  germanique, 
qui  a  pu  jusqu'ii  präsent  concemer  et  obliger  Leurs  Mt^est^s  etc.  leors 
sigets  et  leurs  ätats  ou  partie  d*iceur,  sera  k  i*avenir,  relativement  k  Leurs 
dites  Mi^est^s  etc.  k  leurs  ^tats  et  sigets  respectiÜB  nuUe  et  de  nulle  effef 
Ausgenonunen  wurden  nur  und  als  fortwährend  verbindlich  erklärt  in  dem- 
selben Artikel  die  Bestimmungen  des  Keichsdeputationshauptschlusses  vom 
25.  Februar  1803,  1)  hinsichtlich  der  Rechte  der  Gläubiger  und  Pen- 
sionäre, und  2)  hinsichtlich  desOctroi  der  Rheinschiff  fahrt,  a.  39. 

»)  Vergl.  überhaupt  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  50.  -  H.  A.  Zachariä, 
deutsch.  Staatsr.  §.  57.  Nr.  in,  a.  E.  —  A.  Frey,  Progr.:  Ist  der  westphal. 
Friede ,  den  Bestimmungen  des  Art.  V.  nach  in  Bezug  auf  den  Religions- 
zustand der  Christi.  Hauptconfessionen  in  Deutschland  durch  die  rheinische 
und  Wiener  Bundesakte  abgeschafft  und  aufgehoben?  Bamberg  1816.  — 
Kl  Ober,  völkerrechtl.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  west- 
phal. oder  allgem.  Religionsfriedens,  Erlangen  1841.  —  v.  Linde,  Gleich- 
berechtigung der  angsburg.  Confession  u.  s.  w.,  Mainz  1853. 
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IIL  Das  OffentUche  Recht  des  Rheinbundes  hat  ohnehin 
über  die  Rheinbunds -Akte  vom  12.  Juli  1806  hinaus  keine 
grosse  legislative  oder  praktische  Entwickelang  erlangt  Dass 
jene  Bestimmungen  der  Rheinbunds-AktC;  welche  sich  auf  das 
Bun desverh alt niss  bezogen,  mit  der  allmähligen  und  still- 
schweigenden Auflösung  des  Rheinbundes  im  Jahre  1813  unprak- 
tisch geworden  sind,  bedarf  keiner  Erörterung;  dagegen  hat 
der  übrige  Inhalt  der  Rheinbunds-Akte,  wie  jeder  andere  Staats- 
vertrag, durch  dessen  Vollziehung  erworbene  Rechte  begründet 
worden  sind,  fortwährend  praktische  Bedeutung^). 

§.  73. 

Von  dem  Gebrauche  der  recipirten  fremden  Rechte 

in  staatsrechtlichen  Fragen*). 

I.  Hinsichtlich  der  als  gemeines  subsidiäres  Recht  in  Deutsch- 
land recipirten  fremden  Rechte,  wie  das  römische  und  cano- 
nische Recht  und  das  lombardische  Lehnrecht,  versteht 
sich  von  selbst,  dass  alle  darin  aufgestellten  staatsrechtlichen 
Grundsätze,  welche  sich  speciell  auf  dieEigenthümlichkeit 
der  römischen  oder  einer  anderen  auswärtigen  mittelalter- 
lichen Staatsverfassung  beziehen,  eben  desshalb  in  Deutschland 
nicht  anwendbar  sind^). 

II.  Dagegen  sind  die  recipirten  Rechte  insofern  völlig 
praktisch,  als  es  sich  um  solche  staatsrechtliche  Institutionen 
bandelt,  welche  aus  denselben  wirklich  und  erweislich  in 
Deutschland  oder  in  einem  einzelnen  deutschen  Staate  recipirt 


•)  VergL  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  47.  —  H.  A.  Zacharia,  deutsch. 
Staatsr.  §.  36.  lY. 

0  Vergl.  Pütt  er,  instit,  §.  22.  —  Dessen  Beiträge  z.  deutsch.  Staats- 
u.  Fürstenr.,  II.,  S.  30,  und  dessen  Erörterungen,  I.,  S.  299.  —  Klüber, 
öffentl.  Recht,  §.  73.  —  H.  A.  Zacharia,  deutsch.  Staats-  und  Bundesr., 
§.  5,  L,  A.  —  Weiss,  System  des  deutsch.  Staatsr.,  §.  14.  —  J.  Held, 
Syst.  des  Verf.-Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  42. 

*)  So  z.  B.  der  Grundsatz  der  L.  31.  Dig.  de  Legibus  (I.  3)  „Princeps 
legibus  solutus  est,"  u.  dgl.  —  Ebenso  sind  die  römischen  Grundsätze  über 
die  Amtsth&tigkeit  der  Magütraius  und  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
ümversüaUs  durchaus  nicht  unbedingt  auf  unsere  Beamten  oder  Gemeinden 
anwendbar. 
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worden  smd^)^  oder  das  gleiche  publicistische  VerhUtnisB 
auch  in  Deutschland  schon  der  Natur  der  Sache  nach  Tor- 
kommt^). 

ni.  Insbesondere  sind  das  römische  und  canonische  Recht 
und  die  Libri  Feudorum  von  wenigstens  mittelbarer  Bedeatnng 
für  das  praktische  Staatsrecht ,  so  weit  sie  subsidiäre  Quelle 
des  deutschen  Privatfürstenrechts  sind^). 

IV.  Unbedenklich  dürfen  auch  das  römische  und  canonische 
Recht  als  praktisch  in  jenen  Materien  betrachtet  wprden^  welche 
als  allgemeine  und  logische  Lehren  (^oc^nae  umver8€Ues) 
in  das  Staatsrecht  ebenso ,  wie  in  alle  anderen  Rechtsiheile 
einschlagen^).  Dies  erkennt  namentlich  die  Wiener  Schluss- 
akte vom  15.  Mai  1820  Art.  23  an,  indem  sie  das  Bundesaus- 
trägalgericht  bei  Ermangelung  von  besonderen  Entscheidungs- 
normen auf  die  von  den  Reichsgerichten  subsidiarisch 
befolgten  Recbtsquellen  verweist. 

V.  Eine  vorzüglich  hohe  Bedeutung  hatten  die  Libri  Feur 
darum  flir  das  deutsche  Staatsrecht,  so  lange  noch  die  Reichs- 
verbindung bestand,  und  das  Lehenwesen  der  Reichsverfassung 
zur  Grundlage  diente^).  Heut  zu  Tage  lässt  sich  aber  fbr  das 
Lehenrecht  überhaupt  nur  noch  insofern  ein  praktischer  Ein- 
fluss  auf  staatsrechtliche  Fragen  behaupten,  als  es  sich  ent- 
weder um  die  Beurtheilung  älterer  Verhältnisse  handelt,  oder 
lehenrechüiche  Analogien  in  dem  Privatftlnitenrechte  Platz 
greifen  können. 


')  Besonders  ist  das  canon.  Recht  noch  mehrfach  praktische  Quelle 
für  das  Staatskirchenrecht 

*)  Die  Bedeutung,  Wirkung  u.  Anfechtung  der  rescripta  princtpis  u.  dgL 

»)  Klüher,  öffentl.  Recht,  §.  73,  Note  a. 

^)  Z.  B.  die  Lehre  von  den  allgemeinen  Erfordernissen  der  Yertrftge, 
vom  doluSf  erroTf  vis,  passessiOy  protestatio  VL  dgl. 

^  Genau  zu  unterscheiden  sind  aber  in  den  Idbris  feudorum  jene 
Constitutionen  deutscher  Kaiser,  welche  nur  für  Italien  bestimmt  waren, 
z.  B.  die  Const  Frid.  I.  in  II.  Feud.  56.  Quae  sint  regalia.  —  Patter, 
Beitr.  I.  S.  207. 
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§.  74. 

Von   der  praktischen  Anwendbarkeit  des  allgemeinen 
Staatsrechts  in  Deutschland. 

Die  Frage,  ob  das  allgemeine  oder  sogenannte  natür- 
liche Staatsrecht  in  Deutscland  als  praktisches  Becht  zu 
betrachten  sei  und  neben  den  QueDen  des  historischen  Rechts 
zu  subsidiärer  Anwendung  kommen  könne ,  ist  in  neuerer  Zeit 
yielfiich  streitig  geworden  ^). 

I.  Einige  verneinen  dies  aus  dem  Orunde,  weil  das 
allgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht  nur  ein  Recht  sei, 
welches  nach  der  Idee  des  Staates  gelten  könne  oder  solle, 
womit  aber  noch  nicht  bestimmt  sei,  was  in  einem  Staate 
wirklich  gelte:  auch  wird  hierbei  hervorgehoben,  dass  das 
philosophische  Staatsrecht  an  sich  etwas  WiUktlhrliches,  und 
nie  allgemein  anerkannt  sei^). 

n.  Andere  läugnen  die  praktische  Anwendbarkeit  des 
philosophischen  Staatsrechts  darum,  weil  mit  dem  Begriffe 
eines  Volkes  auch  stets  zugleich  der  Begriff  einer  demselben 
eigenthfimlichen,  seine  sämmtlichen  Lebensverhältnisse  um- 
fassenden conkreten  Rechtsanschauung,  und  mithin  ein  posi- 
tives Recht  gesetzt  sei,  daher  auch  bei  keinem  Volke  jemals 
ein  anderes,  als  sein  positives  Recht  gelten  könne,  und 
zwar  in  Bezug  auf  alle  RechtstheOe '). 

ni.  Allein  der  erstere  Einwand  beruht  auf  einer  irrigen 
Vorstellung  von  dem  Vemttnftigen,  wobei  sein  Charakter  als 
sittlich  Nothwendiges  und  folglich  an  sich  Praktisches 


0  Wenn  auch  hier  die  praktische  Anwendbarkeit  des  allgemeinen  Staats- 
rechts in  Deutschland  vertheidigt  wird,  so  durfte  es  doch  nicht  unter  den 
Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  aufgezählt  werden,  insofern  hier- 
unter nur  das  besondere,  historisch  national  und  eigenthOmlich  aus- 
geprägte Staatsrecht  zu  verstehen  ist 

«)  Vergl.  Maurenbrecher,  Grunds.,  §•  7. 

>)  y.  Savigny,  System  des  heutigen  r6m.  Rechts,  L,  §.  7.,  S.  14.  — 
▼.Wächter,  würtemb.  Privatr.,  Bd,  11.,  §.  13,  vergl.  mit  Bd.  L,  Abth.  2, 
i  131. 
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nicht  gehörig  anfgefasst  ist^).  Ueberdies  könnte  man  aber 
auch  gegen  das  ganze  positive  Becht  den  gleichen  Einwand 
vorbringen,  dass  es  nie  allgemein,  sondern  nnr  individuell 
erkannt  werden  könne  ^),  wenigstens  insoweit  als  es  sich  nm 
seine  Anwendung  anf  die  einzelnen  Fälle  handelt,  worin  eben 
allein  die  praktische  Bedeutung  des  Bechts  erst  hervortritt*). 
IV.  Was  aber  den  zweiten  Einwand  anbelangt,  so  liegt 
demselben  ein  Missverständniss  des  Begriffes  vom  positiven 
Bechte  zu  Grunde.  Indem  man  nämlich  anfing,  das  mit  dem 
Begriffe  eines  Volkes  zugleich  gesetzte,  in  dessen  Bewusstsein 
lebendige  Becht ^,  sein  positives  Becht  zu  nennen,  selbst 
bevor  es  noch  eine  äusserlich  erkennbare  Form  als  Gesetz, 
Herkommen,  oder  Urtheil  gewonnen  hat,  während  nach  dem 
früheren  juristischen  Sprachgebraacbe  die  Bezeichnung  „po- 
sitives Becht '^  erst  dann  für  statthaft  gehalten  wurde,  wenn 
das  mit  dem  Begriffe  des  Volkes  gesetzte  Bechtsbewusstsein 
bereits  eine  solche  äussere  Foim  der  Erkennbarkeit  erlangt 
hatte,  so  warf  man  den  Begriff  des  Positiven  im  philo- 
sophischen Sinne  und  den  Begriff  des  Positiven  im 
historischen  Sinne  durcheinander.  In  ersterer  Beziehung 
ist  nämlich  alles  positiv,  was  wirklich  ist,  wenn  es  auch 
noch  keine  äussere  Gestaltung   gewonnen  hat;   in   letzterem 


*)  In  dieser  Beziehung  gehört  auch  aUes  das  hieher,  was  gleich  nach- 
folgend bei  der  Prüfung  des  zweiten  £inwandes  über  die  Bedeutung  des 
Positiven  im  philosophischen  Sinne  angegeben  werden  wird. 

*)  Wie  viele  Gesetze  sind  nicht  einer  mehrfachen  Auffassung  und  ver- 
schiedenen Auslegung  fähig!  Die  unzähligen  Controversen  im  römischen 
Rechte  geben  davon  ein  schlagendes  Beispiel.  Auch  die  Analogie  wird 
nur  individuell  erkannt,  und  doch  ist  sie  bisher  überall  für  eine  praktische 
Rechtsquelle  geachtet  worden. 

*)  Es  gibt  nun  einmal  für  die  Menschheit  keine  andere  Weise  der 
Erkenn tniss  der  Wahrheit,  als  nur  die  individuell  erkannte:  nicht  die 
Menschheit  denkt  als  Oanzes,  sondern  nur  der  Mensch  als  Individuum  denkt 
und  kann  das  allgemein  Menschliche  denken!  Da  aller  positiven  Rechts- 
quellen (wie  Gesetze)  ungeachtet,  das  Recht  nur  individuell  im  conkreten 
Falle  erkannt  werden  kann,  d.  h.  da  eben  im  conkreten  Falle  immer 
wieder  in  Frage  steht,  was  als  positives  Recht  hier  anzuerkennen  sei,  so 
hat  man  in  allen  Staaten  das  formelle  (judicatmässige)  Recht  er^ 
fanden,  und  sich  damit  begnügen  lernen  müssen. 

»)  Vergl.  oben  §.  12. 
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Sinne  ist  aber  nur  das  positiv,  was  bereits  äusserlich  er- 
kennbar henrorgetreten  ist.  In  dem  ersteren  Sinne  ist  daher 
auch  alles  sogenannte  philosophische  oder  aUgemeine  Recht 
ein  positives,  da  der  allgemeine  Menschengeist  auch  ein  posi- 
tiver, d.  h.  ein  wirklicher  ist  Diejenigen,  welche  das  im 
lebendigen  Bewusstsein  eines  jeden  Volkes  liegende  Recht  als 
positives  bezeichnen,  befinden  sich  daher  in  einer  Täuschung, 
wenn  sie  glauben,  hiermit  das  sogenannte  allgemeine  Recht 
beseitigt  zu  haben,  indem  sie  es  vielmehr  nur  unter  dem  Namen 
des  positiven  untergebracht  haben ^). 

y.  Ueberdies  werden  sogar  eben  jene  nationalen  Rechts- 
ideen, welche  uranfänglich  als  Rechtsgefühl  im  Volke 
liegen,  und  sich  zuerst  in  einzelnen  Urtheilen  und  in  praktischer, 
gleichsam  instinktartiger  Uebung  äussern  (auf  welcher  Basis 
sodann  allmählig  erst  Herkommen,  Gerichtsgebrauch  und  Gesetz 
erwachsen)  uaturgemäss  von  jedem  Volke  flir  allgemein  gütiges 
oder  rationales  (ideales)  Recht  gehalten,  d.  h.  das  Volk  hält 
üe  ftir  natürliches  Recht,  weil  sie  ihm  nach  dem  Grund- 
typus seines  Charakters  natürlich  sind,  wenn  sie  gleich  etwa 
von  einem  höheren,  universelleren  Standpunkte  aus  betrachtet, 
nur  flir  ein  individuell  ausgeprägtes,  oder  nationales  Recht 
geachtet  werden  können.  Diese  Verwechselung  oder  vielmehr 
Identificirung  des  rationalen  (idealen)  und  nationalen  Rechts 
ist  ftlr  jedes  Volk  unvermeidlich^),  weil  es  sich  als  eine 
Darstellung  der  Menschheit  und  des  allgemeinen  menschlichen 
Geistes  in  conkreter  Staatsform  begreift  ^^). 

VI.  Auf  dieses  sein  natürliches  Recht  greift  jedes  Volk 
bei  dem  Stillschweigen  seiner  positiven  Quellen  als  auf  die 


*)  Wer  das  Allgemeine  oder  Philosophische  Positives  nennt,  für  den 
kann  es  freilich  kein  Allgemeines  mehr  geben.  Es  ergibt  sich  aber  eben 
hieraus,  dass  eine  solche  Terminologie  in  der  Jurisprudenz  nur  unpassend 
und  yerwirrend  ist 

')  Nur  der  Einzelne  kann  sich  von  dieser  Verwechslung  losmachen, 
wenn  er  anfkigt,  die  Rechte  verschiedener  Völker  zu  vergleichen.  Völker, 
die  ein  tüchtiges  unvermischtes  Nationalrecht  besitzen,  haben  nie  eine 
hochstehende  Rechtsphilosophie  als  Wissenschaft  des  allgemeinen  Rechts 
im  Gegensatze  des  Volksrechts,  und  empfinden  auch  nicht  das  Bedflrfhiss 
derselben. 

*^)  Vergl.  meinen  AuÜBatz  über  nationales  und  rationales  Recht,  in 
der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht,  1841,  Bd.  4,  S.  1  u.  f. 
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Oberste  Wurzel  derselben  zurtlck,  und  in  diesem  Sinne ,  als 
Inbegriff  der  Volksphilosophie  Aber  das  Beeht,  d.  h.  als 
Ausdruck  des  sogenannten  gesunden  Menschenver- 
standes hat  das  natürliche  Becht  in  jedem  Volke  fort- 
währende praktische  Bedeutung,  und  ist  sogar  durchaus  unent^ 
behrlich ,  indem  sonst  die  doch  jedenfalls  fttr  unerlässlich  zu 
erkennende  Bechtsprechuug  Aber  neu  entstehende,  noch  durch 
kein  Gesetz  oder  Herkommen  oder  Gerichtsgebrauch  regolirte 
Bechtsfragen  eine  Unmöglichkeit  sein  wtirde  '^). 

VII.  Dieses  natürliche  Becht  ist  aber  nichts  anderes,  als 
eine  logische  Anwendung  des  allgemeinen  und  eben  darom 
auch  yolksmässigen  Bechtsbegriffes  auf  die  Verhältnisse  des 
nationalen  Lebens,  und  somit  ist  das,  was  man  in  der  neueren 
Zeit,  als  im  Volksbewusstsein  lebendig  gesetzt,  positives  Becht 
nennen  wollte,  in  seinem  Wesen  eben  dasselbe,  was  in  der 
frühem  Zeit  die  (juristische)  Natur  der  Sache  genannt 
wurde  *^). 

VIII.  Erwägt  man  aber  endlich,  dass  kein  Volk,  seiner 
nationalen  Individualität  ungeachtet,  jemals  aufhört,  ein  Theil 
der  Menschheit  zu  sein,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  nicht 
das  nationale  Becht  eines  jeden  Volkes  auch  solche  Bechts- 
grundsätze  in  grosser  Anzahl  in  sich  begreift,  welche  wirklich 
den  Charakter  der  allgemeinen  Vernünftigkeit  und  somit  der 
allgemeinen  Giltigkeit  an  sich  tragen;  denn  auch  das  sogenannte 
allgemeine,  natürliche  oder  Vemunftrecht  ist  kein  willkührlich 
gemachtes  Becht,  sondern  ein  in  der  sittlichen  Natur  des  Men- 
schen liegendes,   mit   dem  Begriffe   des  Menschen   und   der 


**)  Jede  Rechtsfrage,  über  deren  Entscheidung  sich  ein  Gerichtsgebranch 
gebildet  hat,  war  einmal  zum  erstenmale  da,  und  ist  entschieden  worden, 
und  musste  entschieden  werden,  und  wenn  dies  nicht  nach  dem  hier  erörterten 
allgemeinen  oder  sog.  natürlichen  Rechte  geschehen  wäre,  so  würde  nie 
die  Bildung  eines  Gerichtsgebrauches  möglich  gewesen  sein. 

**)  Auch  das,  was  von  v.  Wächter,  würtembeig.  Privatr.,  ü.,  §.  13, 
„Rechts-Analogie'*  im  Gegensatze  von  Gesetzes-Analogie,  ge- 
nannt wird,  fällt  zum  Theil  unter  diesen  Gesichtspunkt  —  Gärtner,  über 
die  wissenschaftliche  Behandlung  des  deutsch.  Staatsrechts,  Bonn  1839.  — 
Dass  das  sog.  natürliche  Staatsrecht  unentbehrlich  ist  für  die  rationelle 
Begründung  gewisser  staatsrechtlichen  Fundameutalbegriffe,  erkennt  an: 
H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.  4. 
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Menschheit  gesetztes,  und  also  im  philosophischen  Sinne  eben- 
falls positives  Becht,  und  wegen  dieser  Qualität,  d.  h.  wegen 
seiner  Realität,  ist  es  auch  stets  and  Überall  ein  praktisches 
Recht,  d.  h.  es  will  und  moss  gelten,  so  wie  es  gehörig  er- 
kannt ist 

IX.  Selbst  das  historische  Recht  will  and  kann  nur  darum 
(vemtinfdgerweise)  gelten,  dass  es  als  conkrete  (nationale)  Ent- 
wickelang und  Darstellung  des  allgemeinen  vemünfitigen,  d.  h. 
der  menschlichen  Natur  gemässen  Rechts  erfasst  wird,  und 
erhält  also  eben  nur  durch  diese  seine  Beziehung  auf  das 
Allgemeine  seine  Weihe  and  seine  Rechtfertigung. 

X.  Eben  hieraus,  dass  das  historische  Recht  als  mdivi- 
duelles  seine  Wurzel  in  dem  aUgemeinen  Rechte  hat,  ergibt 
sich  aber  die  unmittelbare  praktische  Anwendbarkeit  dieses 
letzteren  überall  da  von  selbst,  wo  und  so  weit  noch  keine 
conkrete  historische  Rechtsbildung  stattgefunden  hat^'). 

XI.  Das  Erkennen  und  Aussprechen  dessen,  was  als 
allgemeines,  d.  h.  als  verntlnfdges  Recht  zu  gelten  hat,  ge- 
schieht aber  in  concreto  durch  den  Richter,  und  dieser  ist  (da 
ihn  auch  Grcsetz  und  Herkommen  nur  bei  dem  Aufsuchen  des 
Vernünftigen  unterstützen  sollen  und  selbst  nichts  anderes  sein 
wollen,  als  erkennbare  Formen  des  Vernünftigen)  nicht  nur 
befugt,  sondern  auch,  und  zwar  nach  ausdrücklicher  Vor- 
schrift der  gemeinen  positiven  Rechtsquellen  selbst,  ver- 
pflichtet, überall  nach  dem  allgemeinen,  d.  h.  dem  vernünf- 
tigen und  dem  Staats-  und  Rechtsbegriffe  entsprechenden  Rechte 
zu  erkennen,  wo  das  historisch  positive  Recht  schweigt  ^^). 

XII.  Auch  kann  Niemand  vernünftiger  Weise  mehr  ver- 
langen, und  Niemand  wird  auch  jemals  mehreres  in  der  Praxis 


*^)  Hiermit  ist  auch  die  Regel  für  die  Anwendung  des  allgemeinen 
Rechts  ausgesprochen.  —  Sehr  unbestimmt  äussert  sich  darüber  v.  Mohi, 
wartemberg.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  I.,  S.  88.  —  Wo  einmal  die  Thatsache 
historisch  feststeht,  dass  ein  Staat  ist,  muss  auch  alles  für  praktisch  gelten, 
was  sich  als  logische  Folgerung  aus  diesem  Begriife  ergibt,  so  weit  nicht 
die  historische  Bechtsbildung  erweislich  modificirend  oder  beschränkend 
eintritt 

*4)  Sehr  schön  bestimmt  der  Code  Napoleon,  art.  4.  „Le  juge,  qui 
refosera  de  juger,  sous  pr^texte  du  silence,  de  Tobscurit^  ou  de  Tinsuftisance 
de  la  loi,  pourra  Stre  poursuivi  comme  coupable  de  d^nie  de  justice.'* 
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erreichen,  als  ein  der  BUdungsstofey  dem  Oeiste  and  der  Philo- 
sophie seiner  Zeit,  d.  h.  dem,  was  dieselbe  fltr  vernünftig 
nnd  darum  für  allgemein  giltig  erkennt,  angemessenes  Urtheil, 
und  man  dürfte  sich  gltlcklich  schätzen,  wenn  dies  nur  durch- 
gängig und  sicher  zu  erreichen  wäre. 

XUI.  Diejenigen,  welche  im  Staate  kein  anderes  als  nur 
das  positive  Recht  gelten  lassen  wollen,  sollten  doch  nicht 
übersehen,  dass  die  Geltung  des  natürlichen  oder  Vernunft- 
Rechts  sogar  ausdrücklich  in  den  gemeinen  positiven  Rechten 
selbst  anerkannt  ist^^).  Uebrigens  ist  der  subsidiäre  Ge- 
brauch des  natürlichen  Staatsrechts  auch  von  den 
deutschen  Publicisten  jederzeit  für  zulässig  und  unentbehrlich 
erachtet  worden  *«). 

§.  75. 

Von  der  Bedeutung  des  Besitzes  und  der  Verjährung 

im  Staatsrechte*). 

I.  Da  nur  dasjenige  als  eine  Rechtsquelle  anerkannt 
werden  kann,  worin  sich  Rechtsnormen  (Regeln,  jus  in 
sensu  objectivo)  aufgestellt  finden,  so  ergibt  sich,  dass  Besitz 
und  Verjährung  nicht  unter  die  Rechtsquellen  des  Staats- 
rechts zu  zählen^),  sondern  nur  als  Erwerbsarten,  d.  h. 


^)  Cap.  11.  X.  de  consuetudine  (1,  4):  „Nemo  sane  mentis  (non) 
intelligit,  naturali  juri,  ci\jus  transgressio  periculum  sahuis  indudt,  quA- 
cunque  consuetudine,  quae  dicenda  est  verius  in  hac  parte  comiptela,  posse 
aliquatenus  derogari/'  —  Auch  das  römische  Recht  machte  schon  das 
„rationabile'*  zum  Prüfstein  der  Verbindlichkeit  einer  Gewohnheit 
L.  2  Cod.  quae  sit  longa  consuetudo  (9,  53).  —  Dasselbe  thun  die  mittel- 
alterlichen deutschen  Rechtsbücher.  Siehe  meine  deutsch.  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  (1858)  ThL  H.  §.  21.  Nr.  VII;  §.  28.  Nr.  IX. 

«•)  VergL  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  §.42.  —  Klüber,  öffentL  Recht 
g.  66.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  2.  Aufl.  §.  4.  —  Sehr 
entschieden  spricht  sich  aus  der  von  dem  Freih.  v.  Wangenheim  in 
der  XV.  Sitzung  vom  8.  Juni  1823  in  der  BundesTersammlung  erstattete 
Commissionsbericht,  Protokoll  §.  98.  S.  255.  257. 

<)  J.  Held,  System  des  Verf. -Rechts  (1856)  Bd.  I.  S.  46  flg.  -- 
Bluntschli,  aUgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  1857.  Bd.  L  S.  19.  Bd.  ü.  S.  58. 

<)  Nicht  ganz  bestimmt  erklärte  sich  darüber  Klüber,  öffentL  Recht, 
§.  68.  77. 
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als  Thatsachen  zu  betrachten  sind,  welche  unter  Umständen 
politische  Befugnisse  in  concreto  (jus  in  sensu  subjectivo)  be- 
grtlnden  können.  Um  aber  eine  solche  praktische  Giltigkeit 
zu  haben,  setzen  also  Besitz  und  Verjährung  selbst  eine  Bechts- 
quelle  voraus,  wodurch  ihre  Bechtswirkung  anerkannt  ist 

n.  Hinsichtlich  des  Besitzstandes  ist  diese  Bechtsquelle  in 
der  Vernunft  selbst  (der  Natur  der  Sache)  zu  erkennen,  da 
der  Begriff  des  Besitzes  ein  universeller,  d.  h.  fiir  alle  Bechts- 
theile  gleichmässig  giltiger  Begriff  ist.  Es  hat  aber  der  Besitz 
in  staatsrechtlichen  Verhältnissen  nicht  nur  wie  im  Privatrechte 
rechtliche  Wirkungen,  so  dass  er  wenigstens  provisorischen 
Schutz  begründet'),  sondern  er  wirkt  in  den  politischen  Ver- 
hältnissen sehr  häufig  noch  in  weit  höherem  Masse  als  Becht 
oder  Bechtstitel  selbst,  nämlich  überall  da,  wo  er  sich 
als  dauernder  Zustand  behauptet,  weil  und  insoweit  in 
der  Politik  die  Kritik  eines  thatsächlichen  Zustandes  durch 
eine  richterliche  Instanz  unmöglich  ist,  und  also  die  Thatsache 
selbst  als  unanfechtbar  an  die  Stelle  des  Bechts  tritt  und  das 
höchste  praktisch  Geltende  ist^).  Die  grosse  Bedeutung  eines 
unvordenklichen  Besitzstandes  für  staatsrechtliche  Vei^ 
hältnisse  ergibt  sich  hiemach  von  selbst,  weil  hier  der  Zustand 
nicht  nur  als  ein  dauernder,  sondern  als  ein  solcher  erseheint, 
dessen  Anfang  sogar  nicht  mehr  als  ein  unrechtmässiger 
(illegitimer)  im  Vergleiche  mit  einem  etwa  noch  früheren 
Zustande  nachgewiesen  werden  kann  und  also  eine  unzerstör- 
liehe  Vermuthung  seiner  Bechtlichkeit  (praesumtio  Utuli)  in  sich 
trägt 

ni.  Die  Verjährung  oder  Ersitzung  dagegen  (wozu 
der  unvordenkliche  Besitzstand  nicht  zu  rechnen  ist)^)  kann 
als  ein  Institut  des  blos  positiven  Bechts  überhaupt  nur  in 
seltenen  Fällen   im  öffentlichen   Becbte    als  Erwerbsart   von 


s)  Dies  spricht  positiy  aus:  die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820, 
art  19. 

4)  Hierauf  beruht  das  politische  System  unserer  Zeit,  welches  einer- 
seits den  Schutz  des  siakts  quo  proclamirt,  andererseits  keinem  fait 
aceampli  seine  Anerkennung  verweigert,  wie  z.  B.  im  Jahre  1844  das  Be- 
nehmen RoBslands  bei  der  Einführung  der  griechischen  Constitution  ge- 
zeigt hat 

»)  Vergl.  V.  Savigny,  System  des  röm.  Rechts,  IV.,  S.  528. 

2üpn,  StMtUrocht.   5.  Aufl.  I.  10 
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Rechten  in  Betracht  kommen ,  theils  weil  es  in  den  meisten 
politischen  Verhältnissen  an  Gesetzen  fehlt,  welche  eine  Ver- 
jährung zulassen,  resp.  eine  Verjährungszeit  bestimmen^),  theils 
und  hauptsächlich  aber,  weil  in  den  meisten  Fällen  der  Besitz 
selbst  im  öffentlichen  Rechte  als  genflgende  Erwerbsart  fllr  die 
Zuständigkeit  politischer  Befugnisse  gilt,  und  sehr  häufig  die 
Stelle  eines  iitulus  zugleich  vertritt''). 

IV.  Wo  aber  nur  solche  Rechte  des  Staates  in  Frage  stehen, 
die  an  sich  nur  Privatrechte  sind,  wie  Vermögensrechte 
des  Fiskus,  lehensrechtliche  Befugnisse  u.  dergl.,  kann  aller- 
dings eine  Verjährung  oder  Ersitzung  nach  civilistischen  Grund- 
sätzen Platz  greifen. 


Literatur  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts. 

I.  Literarische  Uebersichten  enthalten: 

J.  J.  Moser,  bibiiotheca  jur.  publ.  m.  Tbl.  1729—1734;  des  selb,  neueste 
Gesch.  der  deutschen  Staatsrechtslehre  etc.  1770;  und  des  selb,  neueste 
Bibliothek  des  allg.  deutsch.  Staatsr.  1771.  —  Besonders:  Pütter, 
Lit.  des  deutsch.  Staatsr.  III.  Tbl.  1776  —  1783;  (als  Fortsetzung) 
J.  L.  Elüber,  neue  Lit.  des  deutsch.  Staatsr.  1791;  und  J.Tb.  Roth, 
Beitr.  zum  deutsch.  Staatsr.  etc.  1791.  —  F.  S.  Er  seh,  Haudb.  der 
Lit  d.  Jurispr.  u.  Politik  seit  d.  Mitte  des  18.  Jahrb.  2.  Aufl.  Leipz. 
1823.  —  H.  Tb.  Scbletter,  Handbuch  der  Jurist,  u.  Staatswissen- 
scbaftl.  Lit  (die  4.  Lief.)  1841.  —  R.  v.  Mo  hl,  Geschichte  u.  Literatur 
der  Staatswissenschaft  (siebe  oben  S.  40)  im  n.  Bande,  Tübingen  1856. 


<^)Bluntscbli,  a.  a.0.,  spricht  von  einer  staatlichen  Verjährung, 
die  dann  eintreten  soll,  wenn  die  Fortsetzung  des  Kampfes  um  die  Herr- 
schaft unmöglich  geworden  ist,  oder  eine  völkerrechtliche  Anerkennung  dazu 
gekommen  ist  u.  s.  w.  Allerdings  kann  durch  solche  Tbatsachen  ein 
politisches  Recht  so  unwirksam  werden,  als  wie  durch  eine  civilistische 
Yeijährung:  aber  demungeacbtet  fehlt  bei  ihnen  gerade  das  charakteristische 
Moment  aller  Verjährung  und  Ersitzung,  die  bestimmte  Verjährungszeit 

7)  Der  Grund  dieser  hoben  Bedeutung  des  blossen  Besitzes  im  Staats- 
rechte liegt  darin,  dass  der  Staat  seiner  Idee  nach  ein  Zustand  der  Geltung 
des  Rechts  durch  souveraine  Gewalt  ist,  daher  umgekehrt  in  der  Praxis 
letztere  als  geltendes  Recht  erscheint 
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II.  Quellen-Sammlungen  und  Commentare  über  die  Quellen. 

A)  Für  die  älteste  Zeit  gehören  hierher  die  Sammlungen  der  Legea 
Barbarorum  u.  der  Ca^pitularien  der  frftnkisch.  Könige  (Herold,  Linden- 
brog,  Baluz,  Heineccius  s.  Georgisch,  Ganciani,  Walter  u.  A.);  be- 
sonders Pe  r tz,  Monum.  Germ.  Legg.  T.  L  u.  n.  1825. 1837.  Der  1.  Band 
enthftlt  die  Constitutionen  der  fränkischen  Könige,  der  2.  Band  enthält 
die  Constitutionen  d.  deutsch.  Könige  u.  Kaiser  bis  1313  (Ueinr.  YII.). 
—  Vgl.  J.  F.  Böhmer,  die  Reichsgesetze  y.  900—1400  nachgewiesen. 
Frkf.  1832.  —  Die  ersten  Versuche  einer  Zusammenstellung  Staats-- 
rechtlicher  Grundsätze  und  Auszüge  aus  Landfrieden  und  Beichsab- 
schieden  ünden  sich  im  Sachsenspiegel,  Schwabenspiegel 
und  den  verwandten  Rechtsbüchem  des  Mittelalters. 

B)  Für  die  mittlere  und  neuere  Zeit:  Goldast  (Melchior  von 
Heimsfeld)  Reichssatzungen,  Frkf.  1712;  Desselben:  Coüectio 
const  imp.  Tom.  IV.  (2.  Ausg.)  Frkf.  1713.  —  Neue  und  voUständigere 
Sammlung  der  Reichsabschiede  (sog.  Senckenberg'sche  oder 
Koch'sche  Sammlung),  Frkf.  a.  M.  1747  u.  f.  —  Eggersdorf, 
Sammlung  der  Reichsschlüsse  (von  1663—1776)  Tom.  IV.  1740  fF.  - 
C,  F.  GersOacher,  Corp.  jur.  Germ.  publ.  et  priv.  (in  sjrst  Ordnung), 
4  Bde.  1783  u.  f.;  Desselb.  Handbuch  der  deutsch.  Reichsgesetze, 
XI  Bde.  1786  u.  f.  —  J,  J.  Schtnams,  Corp.  jur.  publ.  acad.  1722. 
(zuletzt)  1794.  —  G,  Emmififfhaus ,  Corp.  jur.  germ.  tam  publ.  quam 
priv.  acad.  1824  (2.  Aufl.  1844).  —  Ä.  MichaeUs,  Corp.  jur.  publ. 
acad.  1825.  —  Oertel,  die  Staatsgrundgesetze  des  deutsch.  Reichs, 
zusammengestellt,  eingeleitet  und  historisch  erklärt  Leipz.  1841.  — 
Ueber  ältere  Sammlungen  von  Hortleder,  Lehmann  u.  A.,  vergl. 
Pütter,  Lit  I.  S.  178  u.  £  —  Aktenstücke  von  1800  an  finden  sich 
in:  Quellen  des  öifentl.  Rechts  der  deutsch.  Bundesstaaten.  Carlsruhe 
(sog.  Carlsruher  Sammlung)  HI  Bde.  1821.  1833.  —  Von  den  Samm- 
lungen der  Staatsakten  sind  hier  besonders  zu  erwähnen:  J.  C. 
Lünig's  deutsch.  Reichsarchiv.  24  Bde.  1710—1722.  foL  —  Anton 
Faber*s  (Chph.  Leonh.  Leu  cht)  europ.  Staatskanzlei.  115  Bde. 
1697—1760  (9  Bde.  Hauptregister,  1761—1772).  Dessen  neue  europ. 
Staatskanzlei,  55  Bde.  1661—1702.  —  J.  A.  Reuss,  deutsch.  Staats- 
kanzlei, 55  Bde.  1783—1803.  —  Theatrum  Europaeum  (von  verschie- 
denen Herausgebern),  19  Bde.  1617—1712.  —  J.  J.  Moser,  deutsch. 
Staatsarchiv,  13  Bde.  1751—1757.  —  Dessen  Sammlung  der  neuesten 
Dednctionen,  8  Bde.  1752.  1754.  —  Ueber  andere  ähnliche  Sammlungen 
vergL  Pütter,  Lit  L  S.  305  u.  f. 

C)  Für  die  Zeit  des  Rheinbundes:  Winkopp,  der  rheinische  Bund 
(Zeitschrift),  69  Hefte  in  23  Bänden  u.  1  Supph-Heft.  1806—1814.  — 
A.  F.  W.  Cromo  und  C.  Jaub,  Germanien,  4  Bde.  1807—1811- 
und  von  denselb.  Germanien  und  Europa,  1812.  —  Ueber  die  Lit 
des  öffentlichen  Rechts  des  Rheinbundes  s.  auch  y.  Kamptz,  Beitr.  z. 
Staats-  und  Völkerrecht,  Bd.  I;  und  Klub  er,  öffentl.  Recht  des 
deutsch.  Bundes,  §.  24.  Note  2. 
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D)  FOr  die  Zeit  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes:  J.  L.  Klüber, 
Akten  d.  Wiener  Congresses.  8  Bde.  1815— 19.  Desselben:  Staats- 
archiv des  deutsch.  Bundes.  2  Bde.  1816.  17;  und  Quellensamml. 
zu  dem  öffentl.  Recht  d.  deutsch.  Bundes  (3.  Aufl.  1090)  nebst  Fort- 
setzung 1833.  —  Die  Protokolle  der  deutsch. Bundesversammlung 
seit  ö.  Nov.  1816.  (Davon  besonders  im  Bnndes-Rechte,  siehe  unten 
§.  131.)  —  Ausser  tien  unter  B.  angeführten  Sammhingen  v.  £mming- 
haus  und  Michaelis  gehören  noch  hierher:  Grävell,  die  Quellen 
des  allgem.  deutsch.  Staatsrechts  seit  1813—1820.  Thl.  1.  1820.  - 
Quellen  des  öffentL  R.  der  deutsch.  Bundesstaaten  von  1800-1821. 
2  Thie.  Carlsruhe  1822.  —  Elvers,  Hauptquellen  d.  deutsch.  Bundes- 
Btaatsrechts ,  1824.  —  Schmalz,  Grundgesetze  des  deutsch.  Bundes, 
1825.  ->  G.  L.  V.  Zangen,  die  Yer&ssungsgesetze  deutscher  Staaten 
in  systemat  Zusammenstellung.  3  Bde.  1828—36.  —  B.  H.  L.  Pölitz, 
die  europ.  Verfassungen  seit  dem  J.  1789,  fortgesetzt  von  F.  Bülau, 
lY  Bde.  2.  Aufl.  Leipz.  1832—1837;  davon  gehören  hierher  Bd.  I  und 
Bd.  IV.  —  A.  Malier,  Arch.  f.  die  neueste  Gesetzgebung  in  Deutsch- 
land (IX.  Bd.  Bd.  1839).  —  £.  Uermsdorf,  Jahresberichte  Ober  die 
deutsch.  Gesetzgebung.  Leipz.  1845  fl.  —  Alex.  Mirus,  diplom.  Archiv 
fOr  die  deutsch.  Bundesstaaten.  2  Bde.,  jeder  in  2  Abtheilungen,  Leipz. 
1846—1848.  —  A.  Rauch,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  in  den 
deutsch.  Bundesstaaten.  Erlangen  1850.  51.  —  Ph.  A.  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoederationis  Germanicae,  3.  Auflage  (von  1840  an  von 
mir  ergänzt  u.  fortgeführt),  Frkf.  a.  M.  2  Bde.  u.  2  LieL  185a  1859. 
1862.  —  Desselben  Corpus  Constitutionum  Germaniae,  oder  die 
sftmmtlichen  Verfassungen  der  Staaten  Deutschlands,  mit  den  beiden 
Grundverträgen  des  deutschen  Bundes  u.  deren  vesentL  Eigftnzungen. 
1.  Lief.  Frkf.  a.  M.  1845.  —  H.  A.  Zachari&,  die  deutschen  Yerf.- 
Geseue  d.  Gegenwart  2  Liefl  u.  eine  Fortsetzung.  Göttingen  1855.  1858. 

III.  Wisaenschaftliche  Schriften. 

A)  Aus  der  Zeit  der  Reichsverfassung. 

lieber  die  staatsrechtlichen  Arbeiten  der  Glossatoren,  s.  Pütter,  Lit  I. 
S.  54  u.  f.  —  Ueber  die  ersten  staatsrechtlichen  Streitschriften  im 
XIV.  Jahrhundert  bei  Gelegenheit  des  Zerwürfnisses  des  K.  Ludwig 
des  Bayern  mit  dem  römischen  Stuhle  (Marsilius  de  Menandrino, 
Wilhelm  ab  Occam,  Lupoid  v.  Bebenburg,  s.  Pütt  er,  Lit  L  S.  67  u.  f. 
s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  I.  §.  54.  —  Ueber  Petrus 
de  Andlo,  de  imp.  Roul  Germ,  libri  II  (um  1460),  herausgegeben  von 
M.  Freher  1612,  s.  Pütter,  1.  c.  L  p.  77  u.  f.;  Hugo  in  der  Zeit- 
schrift f.  gesch.  R.-W.  L  S.  346  u.  f.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch. 
I.e.  §.54;  s.  auch  meine  Ausgabe  u.  Comment  über  das  alte  Bambeiger 
Recht,  1839,  S.  44  u.  Anh.  IIL  ~  Ueber  die  publicistische  Bedeutung 
der  Arbeiten  der  Reichskammergerichtsassessoren  im  16.  Jahrhundert 
(Mynsinger,  f  1&78,  Gail,  f  1587  u.  A.),  s.  Pütter,  LiL  L 
S.  116  u.  f.  —  Erste  Schriften  mit  der  Tendenz  praktischer  Erörterung 
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der  Quellen:  Dominicns  Arumaeua  (geb.  1579,  1 1637,  der  erste  Lehrer 
des  Staatsrechts  zu  Jena)  discursus  academici  de  jure  pubL  5  Bde. 
1616-23.  —  Limnaeu»,  de  Jure  pnbl.  lib.  IX.  4  Bde.  1629^46.  — 
VeigL  hieraber  Pütter,  Lit  L  S.  165  u.  f.  194  u.  f.  ^  Olden- 
burger,  Phil.  Andreas,  Pandectae  jur.  publ.  s.  Limnaeus  enucleatus, 
Genev.  1670.  fol.  —  Erste  Anf&nge  theils  einer  geschichtlichen  Be- 
grOndnng,  theils  einer  politischen  Kritik  der  gegebenen  Zust&nde: 
Herrn.  Conring  (geb.  1606  f  1681)  zu  Helmstadt,  in  s.  pnblidstischen 
Dissertationen  seit  1635  (Patter,  Lit  L  S.  203  u.  f.).  ~  HyppoliUhus 
a  Lapide  (PA.  o.  Chemmtz),  de  ratione  Status  imperii  Born.  1640.  — 
Srnjerhuaa  de  Momambamo  (8,  Fuffendarf),  de  statu  imp.  Germ,  ad 
Laelium  fratrem  liber  1667.  —  Caeäorinua  FürHeneriua  (v.  Leibmta), 
de  jure  suprematus  ac  legationum  prindpum  Genn.  1677.  (Yergl. 
Patter,  Lit  L  S.  203.  207.  284.  249.)  —  Erste  Anleitung  zur  Re- 
gierungsknnst  eines  deutschen  Staates:  Veit  Ludwig  ▼.  Seckendorf, 
deutscher  FQrstenstaat  1655.  (Pütter,  Lit  L  S.  225.)  ^  Erste  com- 
pendiarische  und  andere  systematische  Schriften:  Gabriel  Scktoeder 
(Prof.  in  Tübingen),  introductio  in  jus  publ.  imp.  R.  G.  novissimum, 
1681.  —  Fh.  Rieh,  VitriariuSf  institntiones  juris  publ.  (zuerst  unter 
dem  Namen  Nie  Dankwerth)  1683.  Hierzu:  J,  E.  Pfeffinger,  Vitriarius 
illustratus  1661,  stark  vermehrt,  Gotha  1739,  unter  dem  Titel:  Corp. 
jur.  publ.  etc.  (Dazu  das  Repertor.  t.  Rice  ins,  1741).  —  Aus  dieser 
Zeit  sind  noch  besonders  zu  erwähnen:  Job.  Nie.  Hart  (geb.  1652), 
eine  Uebersicht  s.  publicistischen  Dissert,  s.  bei  Pütt  er,  L  S.  256; 
H.  Cocceji,  jur.  pubL  prudentia  compendio  exhibita  (zuerst)  1695; 
Jok.  PA.  DaUy  de  pace  imp.  publica  1698;  J.  ScJdUer,  institntiones 
jur.  pubL  1696;  GatU.  Oerh.  Tittus,  Specimen  jur.  publ.  R.  G.  (zuerst) 
1698.  —  (Jeher  die  Verdienste  der  Hallischen  Juristen  vom  Ausgang 
des  17.  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  wie  Christ  Thomasius 
(geb.  1655  t  1728);  Samuel  Stryck  (geb.  1640  t  1710),  Joh.  Peter 
Ludewig  (geb.  1668  f  1743),  Nie.  Hier.  Gundling  (geb.  1671  f  1729), 
Joh.  Sam.  Stryck  (geb.  1668  t  1715),  Just  Henning.  Böhmer  (geb. 
1674  t  1748),  Job.  GotÜ.  Heineccius  (geb.  1680  t  1741)  u.  A., 
yergl  Pütter,  Lit  L  S.  326  u.  £  —  jB.  (?.  Struv,  Syntagma  jur.  publ. 
1711 ;  sodann  vermehrt  unter  dem  Titel :  Corp.  Jur.  publ.  imp.  1720. 
1731.  Ein  Auszug  daraus  ist  seine  juris  publ.  prudentia.  1712.  1730. 
1740.  Nach  seinem  Tode  (f  1738)  erschien  seine  Jurisprudentia  he- 
roica,  7  Bde.  1743->53,  edirt  t.  J.  A.  Hellfeld.  —  Am  bedeutendsten  sind 
unter  den  gleichzeitigen  und  nachfolgenden  Publicisten:  J.  J,  Maacov, 
princ  jur.  publ.  (zuerst  1729.  V.  Ausgabe  1761).  —  J.  J.  Moser 
(geb.  1701 1 1785).  Ausser  seinen  bereits  unter  I.  u.  H.  B.  angeführten 
Schriften  u.  Sammlungen  gehören  hierher:  dessen  deutsches  Staats- 
recht, 50  Thle.  1737—53,  u.  2  Tbl.  Zusätze  u.  1  Register,  1754;  dessen 
neues  Staatsrecht,  21  Bde.  u.  1  Bd.  Register,  1766—1775,  u.  3  Bde. 
Zus&tze,  1781—83.  —  Von  J.  St  Pütter  (geb.  1725  f  1807)  sind  hier 
anzuführen:  Institntiones  jur.  publ.  (zuerst  1770),  6.  Aufl.  1802; 
dessen  Beitr.  z.  deutsch.  Staats-  und  Fürstenr.  2  Thle.  1777.  1779; 
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Erörterungen  u.  Beispiele  des  deutsch.  Staats-  u.  Fflrstenr.  2  Bde. 
1793. 1794;  historische  Entwickelungder  heut  Staatsrerfassung  des 
deutsch.  Reichs,  3  Bde.  (zuerst  1786);  des  selb.  Geist  des  westphü. 
Friedens,  1795.  —  (J.  RFölsch)  Erklärung  des  deutsch.  Staatsr. 
nach  Pütter,  Wien  1793.  —  C.  F.  Häberlin,  Handb.  des  deutsch. 
Staatsr.  3  Bde.  1794—1797.  (Bd.  1  u.  2  sind  1802  und  1803  neu  auf- 
gelegt) —  J.  L.  Klüber,  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrbegriffe  des 
deutsch.  Staatsr.  1803.  —  J.  C.  Lei  st,  Lehrb.  des  deutsch.  Staatsr. 
1803.  (2.  Aufl.  1805.)  ^  N.  Th.  Gönner,  deutsch.  Staater.  1804.  — 
T.  Schmalz,  Handb.  des  deutech.  Staatsr.  1805.  —  Eine  gedr&ngte 
üebersicht  der  deutech.  ReichsTer&ssung  gewährt  auch  K.  R  Schmid, 
Lehrb,  des  gem.  deutech.  Staater.  Jena  1821.  Kap.  3.  S.  253  u.  f.  — 
Yergl.  auch  (Buder)  Repert  reale  pragmat  jur.  publ.  et  feud.  1751; 
umgearbeitet  und  vermehrt  (aber  nur  von  A—R  ausgeführt)  von  H.  G. 
Scheidemantel  und  C.  F.  H&berlin,  Repertorium  des  deutschen 
Staate-  und  Lehnrechte,  1782—1795.  4  Bde. 

B)  Aus  der  Zeit  des  rheinischen  Bundes. 

Hierher  gehören  ausser  den  oben  H.  C.  angeführten  Zeitechriften:  K  S.  Za- 
chariae,  jus  publ.  civitetum,  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt  1807 
und  dessen  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  u.  das  rhein.  Bundesr., 
erläut  in  einer  Reihe  v.  Abhandl.  1810.  —  J.  Zintel,  Entwurf  eines 
Staater.  fBLr  den  rhein.  Bund,  1807.  —  J.  F.  N.  Brauer,  Beiträge  zu 
einem  Staater.  der  rhein.  Bundesstaaten,  1807.  —  G.  H.  v.  Berg,  Ab- 
handlungen z.  Erläuterung  d.  rhein.  Bundesakte,  1808.  —  W.  J.  Behr, 
syst  Darstellung  des  rhein.  Bundes,  1808.  —  J.  L.Klaber,  Staater. 
des  Rheinbundes,  1808. 

C)  Seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes. 

(Die  Schriften,  in  welchen  nur  das  öffentliche  Recht  des  deutschen 
B  und  e s  ausschliesslich  behandelt  wird,  sind  unten  im  n  e  u n te  n  Abschnitt, 
Bundesverfiissung,  angegeben.) 

a)  Systematische  Werke:  J.  L.  Klüber,  öffentl.  Recht  des  deutsch. 

Bundes  u.  d.  Bundesstaaten  (zuerst  1817),  4.  Aufl.  1840.  —  E.  H.  de  S. 
(Schwarzkopf)  Expose  du  droit  public  de  TAllemagne.  Genöve  et  Paris 
1821.  —  K.  E.  Schmid,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staater.  L  Abth. 
1821  (unvollendet).  —  Schmalz,  deutsch.  Staater.  Berlin  1825.  — 
S.  Jordan,  Lehrb.  d.  allgeuL  u.  deutsch.  Staater.  L  Abth.  1831  (un- 
vollendet). ~  R.  Maurenbrecher,  Grds.  des  heut  deutech.  Staatsr. 
1837.  —  H.  A.  Zachariä,  deutech.  Staate-  u.  Bundesr.  1841  flg. 
(2.  Aufl.  1853).  —  K.  E.  Weiss,  System  d.  deutech.  Staatsr.  1843.  — 
J.  Held,  System  des  Yerfassungs-Rechte  der  monarchischen  Staaten 
Deutechlands,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Constitutionalismus.  H  Bde. 
Würzburg  1856.  1858.  —  G.  A.  Grotefend,  System  des  öffentlichen 
Rechts  der  deutechen  Staaten,  (bis  jetzt  nur)  L  Abth.  Cassel  1860.  — 
Otto  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staaterecht,  Rostock  1861. 

b)  Abhandlungen  über  mehrere  öffentliche  Rechtefragen:    Abhand- 

lungen über  Gegenstände  des  allg.  Staater.  in  Norddeutechland.  L  Bd. 
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in  2  Abth.  Garlsruhe  1824.  —  A.  W.  Heffter,  Beitr.  zum  deutsch. 
Staats-  und  Fürstenr.  1829.  —  L.  v.  Dresch,  Abhandlungen  über 
Gegenstände  des  öffentl.  Rechts,  sowohl  des  deutschen  Bundes  über- 
haupt, als  auch  einzelner  Bundesstaaten,  1830.  —  J.  L.  Klüber, 
Abhandlungen  u.  Beobachtungen  f.  Geschichtskunde,  Staats-  u.  Rechts- 
wissenschaften. nBde.  1830. 1834.  —  A.  L.  Reyscher,  publicistische 
Versuche,  1832.  —  F.  v.  Gruben,  Abhandl.  über  Gegenstande  des 
öffentl.  Rechts  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten,  1835. 
1836.  2  Hefte. 

c)  Lexikalische  Werke:     Staatslexikon    oder  £ncyklopädie   der 

Staatswissenschaften ,  herausg.  von  C.  v.  Rotteck  und  0.  Welcker, 
15  Bde.  (begonnen  1834,  vollendet  1844).  —  J.  Weiske,  Rechts- 
lezikon,  1839->1861.  —  Bluntschli  u.  Brater,  Staatswörterbuch, 
begonnen  1857—62. 

d)  Zeitschriften:    Pölitz  (dann  Fr.  Bülau),  Jahrbücher  der  Gesch. 

u.  Politik.  —  Buddeus,  deutsch.  Staatsarchiv,  1840—1843.  —  Bie- 
dermann, deutsch.  Monatsschrift,  seit  1842.  —  K.  Weil,  constitut 
Jahrbücher,  seit  1843.  —  (v.  Mohl  u.  A.)  Zeitschrift  f.  die  gesammte 
Staatswissenschaft,  Tübingen,  seit  1844.  —  £berty,  Zeitschrift  ftlr 
volksthümliches  Recht  u.  nationale  Gesetzgebung,  seit  1844.  —  Beson- 
ders: J.  T.  B.  V.  Linde,  Archiv  für  das  öffentl.  Recht  des  deutschen 
Bundes,  Giessen  1850  -1861,  4  Bde.  (wird  fortgesetzt). 

lY.  Schriften  über  das  partikuläre  Staatsrecht. 

üeber  die  ehemaligen  Reichslande,  insbesondere  über  die  ehemaligen 
geistlichen  Territorien:  A.  J.  Schnaubert,  Anfangsgründe 
des  Staatsrechts  der  gesammten  Reichslande,  1787.  —  v.  Roth,  Staats- 
recht der  deutschen  Reichslande.  2  Bde.  1788.  1791.  —  J.  C.  Meyer, 
deutsch,  geistliches  Staatsrecht  2  Thle.  1773;  desselben:  welt- 
liches Staatsr.  3  Thle.  1775.  1776.  —  (Wilibald  Held)  Reichs- 
pralatisches  Staatsrecht  2  Bde.  1781.  1785.  —  J.  v.  Sartori, 
geistliches  u.  weltliches  Staatsrecht  der  deutsch,  kathol.  geistl. 
Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter.  2  Bde.  1788—1791.  —  Vergl.  meine 
Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  Fürstenthümer ,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Allodialität  u.  Feudaiität,  in  meinen  Alter- 
thümem.  Bd.  IL  (1860)  Nr.  L 

Ueber  das  Staatsrecht  der  ehemaligen  Reichsritterschaft,  siehe  die 
Literatur  unten  §.  105. 

Ueber  das  Staatsrecht  der  Reichsstädte,  siehe  unten  §.  95;  der  Reichs- 
dörfer, siehe  unten  §.  80. 

Ueber  das  Staatsrecht  der  einzelnen  dermal  bestehenden  Staaten: 

Oesterreicn:  ältere  Schriften  von:  F.  F.  Schrotte r,  Grundriss  des 
österr.  Staatsrechts,  Wien  1775;  dessen  Abhandlungen,  Wien  1762. 
Klemens,  Grundriss  etc.  1781.  —  Jos.  Kropatschek,  Staatsverf. 
Oesterreichs.  5  Bde.  1794.  —  Barth-Barthenheim,  das  Ganze  der 
Österreich,  politischen  Administration.  H  Bde.  Wien  1838.  1841.  — 
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IL  V.  Stubenraach,  Handbuch  der  Osterreich.  Verwaltongsgesetz- 
künde  nach  dem  gegenwärtigen  Standpunkte  der  Gesetsgebung.  n  Bde. 
Wien  1862. 

Prenssen:  Bergius,  Prenssen  in  staatsrechtlicher  Beziehung.  2.  Aufl. 
1S43.  -*  Stiber,  die  Gesetzgebung  des  preuss.  Staats  seit  Einführung 
der  constit  Regierungsform,  1850.  —  L.  t.  Rönne,  das  Staatsr.  der 
preuss.  Monarchie.  1.  Lief.  Leipz.  1856. 

Bayern:  t.  Kreitmayer,  Grundr.  des  allgem.  n.  bayer.  Staatsrechts, 
8  Thle.  1770.  —  G.  Guccumus,  Lehrb.  des  Staatsrechts  der  constit 
Monarchie  Bayerns,  Wttrzburg  1825.  —  v.  Dresch,  Grundzflge  des 
bayer.  Staatsr.  2.  Ausg.  1836.  —  K  t.  Moy,  Lehrb.  d.  bayer.  Staatsr. 
L  ThL  L  Abthl.  1840.  n.  Abthl.  1841.  IL  Thl.  1843.  -  Pözl,  bayer. 
Staatsverl-Recht,  Wttrzburg  1847.  —  Derselbe:  Lehrb.  des  bayer. 
Yerl-Rechts,  Manchen  1851. 

Sachsen,  Königreich:  v.  Römer,  Staatsrecht  u.  Statistik  des  KuHÜrsten- 
thums  Sachsen,  3  Thle.  1787—1792.  —  Weise,  Lehrb.  des  k.  sachs. 
Staatsrechts,  2  Bde.  1824.  1827.  —  Fr.  Bülau,  Darstellung  der  Yerf: 
u.  Verwaltung  des  K.  Sachsen.  Bd.  I.  1833.  —  J.  Grünler,  Beitr.  z. 
Staatsr.  des  E.  Sachsen  (auswärtiges  Staatsr.)  1838.  ~-  Milhauser, 
d.  Staatsr.  des  E.  Sachsen,  L  Bd.  1839. 

WOrtemberg:  R.  ▼.  Mohl,  Staatsr.  des  E.  WOrtemberg,  2.  Aufl.  IIBde. 
Tübingen  1840. 

Baden:  J.  J.  Moser,  Einleitung  in  das  markgrftfl.  bad.  Staatsr.  1772.— 
K  J.  J.  P fister,  geschieht].  Entwickelung  des  Staatsr.  des  Gross- 
herzogthums  Baden.  Heidelberg,  L  Bd.  1836.  11.  Bd.  L  Abth.  1838. 

Hessen:  J.  G.  Estor,  origines  jur.  publ.  Hassiaci,  1738;  und  dessen: 
Jus  publicum  Hassiacum,  1762.  —  Murhard,  Grundlinien  des  jetzigen 
Staatsr.  des  Eurfürstenth.  Hessen.  2  Bde.  1834.1835.  —  E.  RWeiss, 
System  des  öfientl.  Rechts  des  Grossherzogth.  Hessen.  Bd.  L  (Verf.) 
1837.  —  F.  A.  Ettchler,  Handbuch  der  Lokalstaatsverwaltung  im 
Grossherzogth.  Hessen,  Heidelberg  1854.; 

Sachsen-Weimar:  G.  W.  Schweitzer,  öffentl.  Recht  des  Grossherz. 
Sachsen- Weimar-Eisenach.  L  Bd.  1826.  —  G.  W.  Burkhard,  Handb. 
der  Verwaltung  im  Grossherz.  Sachsen- Weimar,  Neustadt  a.  d.  0. 1844. 

Die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten:  J.  J.  Moser,  Einleitung 
in  das  churfürstl.  u.  fürstl.  Braunschweigische  Staatsrecht  1756.— 
Scheid,  Anmerkungen  u.  Zus&tze  hierzu,  Götting.  1767.  —  J.  J.  M  o  s  e  r, 
Staatsrecht  des  Fflrstenthums  Anhalt,  1741.  —  Schlegel,  Staatsr. 
des  E.  Dänemark  und  der  Herzogth.  Schleswig-Holstein  und 
Lauenburg.    Aus  dem  D&n.  übers,  von  Sarauw.  Schleswig  1828. 
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Siebenter  Abschnitt 

Dt8  Staatsrecht  rar  Zeit  des  devtsckei  Reichs^), 

§.  76. 
Vom  deutschen  Reiche  überhaupt*). 

I.  Deutschland  erscheint  als  ein  besonderes  Königreich 
{regnum  Germaniae)  seit  der  Theilnng  des  fränkischen  Reichs 
unter  die  Söhne  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  durch 
den  Vertrag  von  V  er  dun  im  Jahre  843.  Die  vollständige  und 
bleibende  Lossagnng  Deutschlands  von  dem  Frankenreiche 
geschah  aber  erst  durch  die  Absetzung  Karls  des  Dicken  im 
Jahre  888.  Von  hier  an  war  Deutschland  ein  selbstsiän- 
diges  Königreich. 

n.  Von  Kaiser  Otto  I.  an  rechnete  man  die  Errichtung 
einer  bleibenden  Verbindung  Deutschlands  mit  dem  römi- 
schen Kaiserthume  ( imperium  Romanum )  ').  Seitdem 
behauptete  die  deutsche  Nation,  dass  ihr  König  von  Rechts- 
wegen römischer  Kaiser  {imperator  RomanoTum)^  sowie  auch 


0  Da  ich  hinsichtlich  des  Beichsstaatsrechts  im  Allgemeinen  auf  die 
Darstellung  in  meiner  deutschen  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II. 
▼erweisen  kann,  so  gebe  ich  hier  nur  einen  kurzen  Abriss  des  Reichsstaats- 
rechts, so  weit  ein  solcher  zum  Verständnisse  des  praktischen  deutschen 
Staatsrechts  nöthig  ist. 

«)  VergL  die  oben  S.  150  flg.  bei  der  Literatur  angegebenen  Lehrbücher 
von  Pütter,  Leist  und  Gönner,  und  das  Handbuch  von  H&berlin, 
sodann  Schmid,  Lehrbuch  (1821)  §.  124  flg.  —  Maurenbrecher, 
Staatsr.  §.  62  flg.  —  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  29.  --  Abrisse 
des  Reichsstaatsrechts  haben  auch  aufgenommen:  J.  Held,  System  des 
Yerfassnngsrechts  der  monarchischen  Staaten  Deutschlands,  Bd.  I.  (Würz- 
burg 1856)  8.  415  flg.  —  0.  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht, 
Rostock  1861.  S.  37  flg. 

*)  Es  wa^  dies  eine  Realunion  in  dem  oben  $.  65  angegebenen  Sinne. 
Yergl. die  Sanctio  inter OttonemM.  atque  Romanos a.  964 (Papst Leo YHI.) ; 
8.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Th.  H.  §.  46.  Note  3. 
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König  von  der  Lombardei  (dem sog.  regnum  Italiae)  sei ;  doch 
pflegten  in  der  älteren  Zeit  (vor  K.  Maximilian  L)  die  deutschen 
Könige  den  römischen  Kaisertitel  nicht  zu  führen,  bevor  sie 
in  Born  wirklich  gekrönt  worden  waren  ^).  Das  Ganze  nannte 
man  ,,heiliges  römisches  Reich  deutscher  Nation" 
(sacrum  Imperium  Romanorum  Nationü  Germaniae). 

in.  Das  Wort  ,,Reich'^  bezeichnete  bald  das  Landgebiet, 
bald  die  gesammte  vereinigte  Reichsgewalt  (Kaiser  und  Reichs- 
stände) ,  bald  (im  engeren  Sinne)  die  Gesammtheit  der  Reichs- 
stände im  Gegensatze  zum  Kaiser. 

IV.  Aus  der  Verbindung  des  Königreichs  Germanien  mit 
dem  römischen  Kaiserthume  leitete  man  fUr  den  römisch- 
deutschen Kaiser,  als  Nachfolger  der  alten  römischen  Im- 
peratoren, den  Vorrang  vor  allen  übrigen  Monarchen  Em-opas  % 
die  Advocatie  ttber  den  päpstlichen  Stuhl  und  die  christliche 
Kirche*),  sowie  manche  andere  Ehren- Vorrechte  ab'). 

§.  77. 
Regierungsfomi  des  deutschen  Reichs^). 

I.  Das  deutsche  Reich  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  ent- 
schieden als  eine  durch  Reichsstände  beschränkte  Wahl- 


*)  Ausdrücklich  sagt  dies  der  Sachsensp.  III.  52.  §.  1.  (Siehe  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  46.  Note  4).  —  Pütt  er, 
instit.  §.  20  flg.  —  Siehe  unten  §.  83.  Note  2. 

^)  In  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  erkannte  der  Kaiser  den  gleichen 
Rang  der  französischen  Republik  an  (im  Frieden  von  Campoformio, 
von  1797,  art  23);  schon  früher  im  Passarowitzer  Frieden  von  1718 
hatte  er  den  gleichen  Rang  des  Sultans  anerkannt  Leist,  deutsches 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16.  Not  8. 

^)  Wahlkap.  art.  1.  §.  1;  wegen  des  hierdurch  dem  römischen  Stuhl 
zugesagten  Schutzes  enthält  aber  die  Wahlkap.  art  1.  §.  10  eine  aus- 
drückliche Verwahrung  der  Protestanten  und  Ausbedingung  eines  gleichen 
Schutzes. 

7)  Z.  6.  das  Recht,  Königstitel  zu  verleihen  u.  s.  w.  Siehe  unten  §.  83. 

^)  J.  J.  Moser,  von  Deutschland  und  dessen  Staatsverfassung  über- 
haupt, 1766.  —  Pütter,  inst  §.23  flg.  u.  dessen  Beitr.  Thl.  I.  Nr.  IL  III. 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  3.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  16  ff.—  Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  71.  ~  H.  A.  Zachariä,  Staatsr.  (2.  Aufl.) 
§.  29.  —  C.  W.  V.  LancizoUe,  Uebersicht  der  deutschen  Reichsverhält- 
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monarchie,  und  gleichzeitig  als  ein  aus  vielen  Partikular- 
staaten (Territoria)  zusammengesetzter  Staatskörper  (als 
Staatenstaat)  ausgebildet. 

n.  Hiernach  ergibt  sich  von  selbst,  dass  die  Reichs- 
regierung auf  einem  zweifachenPrincip  beruhte:  nämlich 
1)  auf  dem  Princip  oder  der  sog.  Maxime  der  Reichseinheit 
und  2)  auf  der  Maxime  der  Staatentrennung  und  parti- 
kulären Selbstständigkeit. 

III.  Die  Reichsgewalty  d.  h.  das  Herrscherrecht 
im  deutschen  Gesammtstaate^  dem  sog.  Reichsstaate, 
stand  unstreitig  dem  Kaiser  zu :  er  galt  allein  im  Reichsstaate 
als  souverainer  Monarch,  und  diese  seine  Souverainetät 
äusserte  sich  vorzugsweise  in  seinem  Rechte  der  Sanktion  der 
Reichsgesetze  und  der  ausschliesslichen  Leitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  des  Reichs. 

rV.  So  hoch  aber  der  Kaiser  als  Herrscher  über  Fürsten 
und  andere  regierende  Herren  gestellt  schien,  so  war  er  doch 
an  Gewalt  der  eingeschränkteste  Monarch  der  Christenheit  2). 
Daher  erklärt  sich,  dass  in  den  letzten  Zeiten  die  Publicisten 
meistens  das  Reich,  oder  den  Reichsstaat,  selbst  als  das  eigent- 
liche Subjekt  der  Regierungsgewalt  betrachteten^).  Die  könig- 
liehe Gewalt  bestand  demnach  in  dem  Rechte  des  Kaisers,  die 
Rechte  des  Reichs  in  verfassungsmässiger  Weise  auszuüben^). 
Es  hatte  sich  also  eine  Lehre  von  einer  Art  von  Staatssouve- 
rainetät  gebildet,  welche  in  der  Eigenschaft  des  Reichs  als 
Wahlreich  und  dem  Dasein  einer  mächtigen  reichsständischen 
Körperschaft  wurzelte,    ohne   im  Wesentlichen    irgend  etwas 


nisse,  Berlin  1830.  —  Perthes,  de  sententiis  jar.  publ.  peritorum,  quas 
habuerint  de  imperii  Germ,  forma  atque  statu,  Bonn  1844.  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  IL  §.  44  ff. 

*)  Ausdrücklich  sagte  dies  schon  Gönner,  Staatsr.  §.  99. 

»)  Gönner,  Staatsr.  §.  94.  Vm. 

*)  Gönner,  Staatsr.  §.  95.  —  Die  Wahlkap.  art.  1.  §.  1  bezeichnet 
die  Regiemngsgewalt  des  Kaisers  als  König  von  Germanien :  „  Unsere  könig- 
liche Gewalt,  Amt  und  Regierung.**  —  Jedoch  war  man  allgemein 
einverstanden,  dass  der  Kaiser  (König)  weder  als  ein  Mandatar  noch  als 
ein  Beamter  des  Reichs  zu  betrachten  sei,  sondern  als  wahrer  und  alleiniger 
souverainer  Monarch  in  Deutschland.  Gönner,  Staatsr.  §.  93. 
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anderes    auszudrücken ,    als    dass    der  Kaiser   die   Reichs- 
regierung  habe^). 

V.  Da  nur  allein  der  Kaiser  als  Souyerain  betrachtet 
wurde,  so  waren  auch  sämmtliehe  Reichsftirsten  und  andere 
Reichsstände  der  Theorie  nach  seine  Unterthanen,  obgleich 
man  diesen  Ausdruck  gern  yermied,  und  gewöhnlich  nur  von 
ihrer  Subordination  sprach®). 

VI.  Selbst  der  Kaiser  galt  als  Reichsftirst  hinsichtlich 
seiner  Erblande  als  Unterthan  und  beziehungsweise  als 
Lehensmann  des  Reichs^). 

VII.  Die  Reichsstände  hatten  ihres  Antheiles  an  der 
Regierung  ungeachtet  unstreitig  keinen  Antheil  an  der  Souve- 
rainetät  des  Kaisers. 

VIII.  Die  Territorien  waren,  mit  Ausnahme  der  freien 
Reichsstädte  und  der  wenigen  Reichsdörfer,  meistens  (durch 
Landstände)  beschränkte  Einherrschaften. 

IX.  Aus  der  Maxime  der  Reichseinheit  leitete  man 
ab^):  1)  das  Oberaufsichtsrecht  der  Reichsgewalt  über  die 
Territorialregierungen  überhaupt;  2)  das  Recht  der  Reichs- 
gewalt, direkt  gegen  alle  mittelbaren  und  unmittelbaren  Reichs- 


s)  Pütt  er,  inst.  §.  129:  „Immo  pro  indole  monarchiae  dectitiae  pro- 
prietas  jurium,  quae  vel  a  solo  Caesare  exercentur,  peuus  imperium 
est  etc.  —  Schon  der  Sachsenspiegel  III,  52.  §.  1  spricht  von  „des 
rikes  gewalt*',  die  der  Kaiser  habe.  Desgleichen  gelobte  der  Kaiser 
in  dem  Eide,  den  er  bei  seiner  Thronbesteigung  zu  schwören  hatte  (Sach- 
senspiegel III,  54.  §.  2)  „dat  he  it  rike  vorsta  an  sime  rechte." 
Meine  deutsche  Rechtsgcsch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  §.  46.  —  Es  ist  dies 
unverkennbar  ein  Ausdruck,  welcher  der  Idee  der  Repräsentation  des 
Staates  durch  den  Souverain  (siehe  oben  §.  54)  entspricht  Dasselbe  suchte 
man  in  Bezug  auf  die  Reichslehen  durch  die  Bezeichnimg  des  Kaisers  als 
Prodaminus  auszudrücken.  Die  Sitte,  einen  Regierungseid  bei  der  Krönung 
zu  schwören,  wurde  bis  zur  Auflösung  des  Reichs  beibehalten.  L  e  ia  t ,  Staats- 
recht §.  65. 

«)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  HL.  —  Siehe  besonders  Pütter, 
Beitr.  I.  S.  58  ff.  —  Yergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  52;  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  1858.  Th.  IL  §.  77. 

7)  Gönner,  Staatsr,  §.  52.  — -  Der  Kaiser  musste  daher  seine  eigenen 
Reichslehen  (durch  einen  Stellvertreter)  von  sich  selbst  empüsrngen  (Wahl - 
kap.  art  X.  §.  11);  und  von  seinen  Erblanden  zu  den  Reichslasten  bei- 
tragen. Wahlkap.  art  V.  §.  6. 

•)  Gönner,  Staatsr.  §.  89. 
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angehörigen  fiskalisch  wegen  Verletzimg  ihrer  Pflichten  gegen 
das  fieich  einzuschreiten,  me  z.  B.  wegen  Landfriedens- 
bmchs;  3)  die  UnStatthaftigkeit  aller  gewalthätigen  Selbsthilfe 
unter  den  Reichsgliedem  ^) ;  4)  den  Grundsatz ,  dass  absolut 
gebietenden  oder  verbietenden  Reichsgesetzen  in  keinem  Terri- 
torium durch  die  Landesgesetzgebnng  derogirt  werden  k(>nne  ^^). 
X.  Das  Princip  der  Eeichseiaheit  hatte  aber  sehr  durch 
die  steigende  Bedeutung  des  Partikularismus  gelitten,  welchen 
anfänglich  die  Kaiser  selbst  durch  Verleihung  von  exorbitanten 
Privilegien  und  Exemtionen  von  den  Beichsgerichten  nähr- 
ten ^0-  insbesondere  aber  litt  die  Eeichseinheit  durch  die  end- 
liche Entwickelung  der  Landeshoheit  zu  einer  eigenthttmlichen 
Art  von  untergeordneter  Staatsgewalt  >^),  und  durch  die  im 
westphälischen  Frieden  den  Beichsständen  ertheilte  Bewilligung 
des  Bündnissrechts  mit  auswärtigen  Staaten  ^^). 


*)  Ausdrücklich  bestimmt  dies:  Inatr,  Pac,  Omabr.  art  XVII.  §.  7. 
(Siehe  unten  §.  104.  Note  19).  —  Nur  zur  Erwehrong  gegen  den  Miss- 
hnuich  einer  verliehenen  Zollgerechtigkeit,  und  g^gen  einseitige, 
ohne  Einwilligung  der  Kurfürsten  geschehene  kaiserliche  Verleihung  der- 
selben, gestattete  ausdrücklich  die  WK.  a.  VIII.  §.  16  u.  20  den  Reichs- 
ständen und  der  freien  Beichsritterschaft  die  Selbsthilfe,  so  wie  auch 
„die  Selbstmanutenenz  bei  der  Landeshoheit *SWK.  art  XV.  §.8. 

«0)  Pütter,  inst  §.  225. 

**)  Man  veigl.  z.  B.  das  berühmte  PrwiUgium  für  Oester reich  vom 
Jahre  1156  bei  Per tz,  Monum.  Legg.  Tom.  II.  p.  99,  welches,  wenn  es 
auch  nn&cht  sein  soUte,  doch  zeigt,  welche  Privilegien  die  Landesherren 
schon  im  Mittelalter  anstrebten.  Vergl.  meine  deutsdie  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  Thl.  n,  §.  &3.  VIIL  Note  15.  S.  490.  491;  u.  meine  Alter- 
thümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts.  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  I. 
S.  95.  —  In  der  Wahlkap.  art  X.  §.  52  versprach  der  Kaiser:  „(Wollen) 
Uns  auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  Exemtion  und  Abreissung  vom 
Reich  Ursach  geben  könnte,  insonderheit  der  exorbitirenden  Privilegien  und 
Immunitäten  enthalten.*'  —  Ebendaselbst,  art  XVUI.  wurden  aber  doch 
die  bereits  ertheilten  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 
best&dgt 

«*)  Leist,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  16.  L  a.  £. 

^)  Instr,  Pac.  Omabr.  art  VIIL  §.  2.  „  Cum  primis  vero  jus  faciendi 
inter  se  et  cwa  exterü  foederis  pro  sna  ci^usque  conservationß  ac  securitatey 
singulis  statibus  perpetuo  liberum  esto,  ita  tarnen,  ne  cjusmodi  foedera  sint 
contra  imperatorem  et  Imperium  et  pacem  ejus  publicam,  vel  hanc  inprimis 
transactionem 'S  etc. 
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XI.  Die  Maxime  der  Staatentrennung  äusserte  sich 
aber  gerade  darin ,  dass  dem  Kaiser  reichsconstitatioiismässig 
mitersagt  war^  in  die  Landeshoheit  einzugreifen,  so  lange  der 
Landesherr  verfassungsmässig  regierte  ^^). 

§.  78. 
Grundgesetze  des  deutschen  Reichs^). 

Als  die  wichtigsten  Verfassungsgesetze  (Grundgesetze)  des 
deutschen  Eeichs  betrachtete  man: 


**)  Das  erste  kaiserliche  Versprechen,  in  die  landesherrliche  Regierung 
nicht  eingreifen  zu  wollen,  findet  sich  in :  Const.  Utin.  Friderici  II.  a.  1232. 
„Unusquisque  Principum  lihertatibus  Jurisdictionibus ,  comitatibus,  centis, 
sive  liberis  sive  infeodatis,  utatur  quiete,  secundum  terrae  suae  consue- 
tudinem  approbatam.  Centumgrayü  recipiant  centas  a  Domino  terrae  Tel 
ab  eo,  qui  per  Dominum  terrae  fuerit  infeodatus.  Locum  centae  nemo 
mutabit  sine  consensu  Domini  terrae.  NuUam  novam  monetam  in  terra 
alicujus  principis  cudi  faciemus,  per  quam  moneta  ejus  principis  deterio- 
retur."  —  Inatr,  Pcu:.  Omabr,  art  VIII.  §.1:  „.  .  .  Omnes  et  singuli 
Electores,  Principes  et  Status  Imp.  Bomani  in  antiquis  suis  juribus,  prae- 
rogativis,  libertate,  privilegüs,  libero  juris  territoridli»  tarn  in  ecclesiaBticis 
quam  in  politicis  exercitio,  ditionibus,  regaHbus,  horumque  omnium  posses- 
sione  ita  stabiliti  firmatique  sunto,  ut  a  nullo  unquam  sub  quocunque  prae- 
textu  de  facto  turbari  possint  vel  debeant."  —  Hiermit  stimmt  überein  die 
Wahlkap.  art  I.  §.  2.  „. . .  (Wie  wir)  dann  auch  die  Fürsten,  Pr&Iaten, 
Grafen,  Herren  und  Stände  (die  unmittelbare  freie  Reichsritterschaft  mit- 
begriffen) bei  ihren  Hoheiten,  geist-  und  weltlichen  Würden,  Gerechtigkeiten, 
Macht  und  Gewalt,  sonst  auch  einen  jeden  bei  seinem  Stand  und  Wesen 
lassen.''—  Noch  bestimmter  lautet:  Wahlkap.  art  L  §.  8:  „Der Landes- 
hoheit und  Pactie  nicht  einzugreifen.  Wir  wollen  auch  weder  den  Reichs- 
gerichten, noch  sonst  jemand,  wer  der  auch  seye,  gestatten,  dass  denen 
St&nden  in  ihren  Territorüs  (Zusatz  1790.  1792.  „in  ihreLandes- 
hoheits-  und  Regierungs  -  Sachen  besonders")  in  Religions-, 
Politischen-,  Justiz-,  Cameral-  und  Criminal-Sachen  evh  quocunque  praetextu 
wider  die  Reichsgesetze,  den  Friedensschluss  oder  angerichtete  und  verbind- 
liche Pacta  vor-  oder  eingegriffen  werde. 

«)  Literatur:  J.  St.  Pütter,  histor.  Entwickelung  der  Staatsveif.  d. 
deutsch.  Reichs.  lUBde.  Götting.  (2.  Aufl.).  1788.  —  Moser,  v.  Deutschland 
u.  d.  deutsch.  Staatsverl  überhaupt,  Stuttg.  1766.  S.  195  flg.  —  H&berlin, 
Handbuch,  Bd.  I.  S.  179  flg.  —  Abhandlungen  über  Gegenstände  des 
allgemeinen  Staatenrechts  in  Norddeutschland,  Carlsruhe  1824,  S.11.  21  flg. 
~  Die  Sammlungen  der  Reichsgesetze,  siehe  oben  bei  der  Literatur  des 
deutschen  Staatsrechts  S.  147. 
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L  Die  Urkunden  K.  Friedrichs  H.  v.  J.  1220  {Canstitutio 
Francof.  de  juribus  Prineipum  ecclesiasticorum)  und  v.  J.  1232 
(Constit.  UHn.  de  juribus  Prineipum  saeeularium)  y  worin  er  zu- 
erst die  geistlichen  y  sodann  auch  die  weltlichen  fieichsftbrsten 
in  ihren  hergebrachten  Regalien,  d.  h.  in  der  sog.  Landeshoheit 
bestätigte,  und  somit  den  Grundsatz  der  Staatentrennung 
positiv  anerkannte^). 

n.  Die  Constitution  K.  Ludwigs  des  Bayern  (Con- 
stitutio  Francofurtensis  de  jure  et  exeellentia  imperii)  v.  J.  1338  ^). 
Hierdurch  wurde  die  Unabhängigkeit  der  deutschen  Königs- 
wahl Yom  päpstlichen  Stuhle  und  die  unmittelbare  Berech- 
tigong  des  von  den  Kurfürsten  gewählten  deutschen  Königs, 
sich  sofort  als  römischer  Kaiser  zu  betrachten,  und  die  Ent- 
scheidung der  Stimmenmehrheit  bei  der  durch  die  Kurftlrsten 
vorzunehmenden  Wahl  ausgesprochen. 

III.  Die  goldene  Bulle  (Aurea  Bulla)  K.  Karls  IV. 
V.  J.  1356  *).  Sie  bestimmte,  welche  Fürsten  fortan  die 
KnrwUrde  haben  sollten;  Unveräusserlichkeit  und  Untheilbar- 
keit  der  Kurflirstenthttmer,  und  die  Primogeniturordnung  bei 
der  Erbfolge  in  dieselben;  Grundsätze  über  Regierungsfähig- 
keit und  Regierungsvormundschaft.  Sie  bestätigt  zugleich  die 
Regierungsrechte  und  Privilegien  der  Kurfürsten  in  ihren 
Staaten  und  enthält  sodann  noch  einige  Bestimmungen  über 
Landfrieden,  Pfahlbürger  und  städtische  Verbindungen. 

IV.  Der  ewige  Landfrieden  K.  Maximilians  I. 
V.  J.  1495^);  eigentlich  ein  Criminalgesetz  des  Reichs,   aber 


<)  Abdracke  dieser  Urkunden  s.  bei  Schmauss  (EditT.  1774)  S.4flg.; 
Pertz,  Monum.  Germ.  Legg.'  T.  IL  p.  236.  292.  —  Yergl.  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  II.  §.53,  und  besonders  meine  Alter- 
thfimer  des  deutschen  Rechts,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  I.  S.  98  flg. 

')  Abgedruckt  bei  S  c h  m  a  us  s ,  S.  9.  —  Yergl.  meine  deutsche  Rechts- 
gesch. 3.  Aufl.  1858.  Thl.  IL  §.  58. 

«)  V.  Lud  ewig,  vollst  Erläuterung  der  goldenen  Bulle,  Frkf.  1716. 
1719.  —  Ohlenschlager,  Erläuterung  der  G.-B.  Frkf.  u.  Leipz.  1766.  — 
Pütt  er,  Entwickelnng  des  deutschen  Staatsverf.  I,  237  flg.  —  Moser,  t. 
Deutschland  §.  214  flg.  —  Oertel,  Staatsgrundges.  S.  50.  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesch,  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  59.  —  t.  Leonhardi, 
Etwas  Aber  die  G.-B.  (aus  d.  Wetzlar.  Beitr.  bes.  abgedr.)  Frkf.  1840. 

s)  Abgedruckt  in  der  neuen  Samml.  der  Reichsabschiede,  IL 
S.  1;  bei  Schmauss (1774)  S.  56.126.  —  Datt,  de  pace publica,  1698.— 
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zu  den  Grundgesetzen  darum  gerechnet ,  weil  durch  ihn  die 
BeichsyerfasBung  eine  wesentlich  neue  Grundlage  durch  das 
Verbot  aller  und  jeder  Fehde  erhielt;  später  mehrfach  emeaect, 
declarirt  und  bestätigt  (1521,  1522,  1542,  1548). 

V.  Die  Reichskammergerichtsordnung  v.  J.  1495, 
revidirt  1555,  und  die  Beichshofrathsordnung  v.  J.  1518, 
revidirt  1654,  d.  h.  die  Gerichtsordnungen  für  die  beiden  ober- 
sten Reichsgerichte*). 

VI.  Die  Kaiserliche  Wahlkapitulation (CoptWatio 
Caesarea)"*) y  d.  h.  ein  Staatsgrundgesetz,  welches  seit  K. 
Karl  V.  (1519)  bei  jeder  Kaiserwahl  zwischen  dem  Kaiser  und 
den  Kurfbrsten  im  Kamen  der  sämmtlichen  Beichsstände  über 
seine  Wahl  vertragsmässig  errichtet  wurde  und  die  Bedingungen 
derselben,  sowie  die  Beschränkungen  seiner  Begierungsgewalt 
enthielt.  Dies  war  die  eigentliche  Verfassungsurkunde  desBeichs, 
aber  immer  nur  fttr  das  Leben  eines  Kaisers  giltig.  Sie  wurde 
bei  jeder  Wahl  erneuert  und  zeitgemäss  verändert.  Im  Jahre 
1711  (Juli  8)  einigte  man  sich  nach  langen  Verhandlungen 
über  eine  beständige  Wahlkapitulation  (Capitulatio  Caesarea 
perpetua)^  deren  man  sich  auch  seit  der  Wahl  K.  Karls  VI. 
bediente.  Demungeachtet  kamen  doch  noch  Zusätze  in  die 
folgenden  Wahlkapitulationen,  welche  zu  machen  die  Kur- 
fttrsten  als  ihr  besonderes  Becht  (Jus  adcapitulandi)  behaup- 
teten, obschon  die  anderen  Beichsstände  manchen  solchen  neuen 
Zusätzen  die  Anerkennung  verweigerten  (sog.  Passus  earUradiett)  ^). 

Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  11.  §.  60.  —  YergL 
P.  Wigand,  Wetzlar.  Beitr.  Heft  2.  S.  152. 

«)  Abgedruckt  ist  die  IL-K.-6.-0.  v.  1495  in  der  neuen  Sammlang  der 
R..A.  U.  6;  die  K-K.-G.-O.  v.  1565,  ebendas.  m.  43;  die  IL-H.-R.-0.  s.  bei 
SchmauBS,  S.  889.  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
Thl.  n.  %.  61.    (Siehe  unten  §.  99.  Note  19). 

T)  Moser,  von  der  kais.  W.-K.  (neu  bearbeitet  von  H&berlin), 
NOmberg  1772.  ~  Dessen  Betrachtungen  über  d.  W.-K.  Joseph*8  IL 
2  Thle.  1777.  1778.  —  v.  Riegger,  harmon.  Wahlkapitul.  Joseph's  IL 
Prag  1781.  ^  H&berlin,  pragmat.  Gesch.  der  neuesten  (Leopold  n.) 
kais.  W.-K.  Leipz.  1792.  1793.  —  Schmelzer,  die  W.-K.  Frani  IL 
Hehnst  1792.  ^  v.  Berg,  die  W.-K.  Franz  11.  in  syst  Ordnung,  Göttingen 
1792.  —  Crome,  die  W.-K.  Leopold  II.  und  Franz  n.  mit  Anmerkungen, 
Lemgo  1794;  auch  bei  Oertel,  S.  442. 

s)  YergL  Patter,  bist  Entwickdung  d.  deutsch.  Staatsveil  1,351  flg.; 
IL  118.  260.  372.  ~>  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Thl.  n.  (.  62. 
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VII.  Die  sog.  dentsoben  SeUgionsyeiirftgey  nämlich  der 
sog.  Passauer  Vertrag  1552,  als  provisorisches  Tole- 
ranzgesetz *)  and  sodann  der  Religionsfrieden  von  Augs- 
burg y.  J.  1555  als  definitives  Toleranzgesetz ^<>),  worin 
znerst  nnwiderruflich  die  Berechtigung  der  protestantischen 
Kirche  (der  sog.  Augsburger  Beligionsverwandten,  Status 
Auffuatanae  Confessioni  addictC)  in  Deutschland  und  ihre  Be- 
freiung von  der  kirchlichen  Jurisdiktion  der  katholischen 
Bischöfe  anerkannt  wurde  ^^). 

YIII.  Die  Goncordate  der  deutschen  Nation  mit  dem 
päpsflichen  Stuhle  ^^,  nämlich 

1)  das  Wormser  Concordat  {Concordatum  Calixti$iufn) 
V.  J.  1122,  wodurch  die  freie  Bischofswahl  durch  die 
Domkapitel,  unter  Anwesenheit  eines  kaiserlichen  Gom- 
missärs  festgesetzt,  und  zugleich  bestimmt  wurde,  dass 
die  Belehnung  der  geistlichen  Fttrsten  als  Reichsftlrsten 
mit  den  Regalien  durch  den  Kaiser  fortan  mit  dem 
Scepter  geschehen  sollte,  die  Investitur  der  Bischöfe 
mit  Stab  und  Ring  aber,  die  als  geisdiche  Symbole 
anerkannt  wurden,  dem  Papste  überlassen  sein  solle  ^'); 

2)  das  Wiener  (auch  ungenau  sog.  Aschaffenburger) 
Concordat  v.  J.  1448,  wodurch  mehrere  Streitigkeiten 
zwischen  der  deutschen  Nation  und  dem  römischen  Stuhl, 
insbesondere  Rentenbezttge  (Annaten)  und  die  Besetzung 
geistlicher  Pfrflnden  betreffend,  erledigt,  und  namentiich 
dem   Papste  ein   von  Monat  zu  Monat   abwechselndes 


«)  Abgedruckt  in  N.  Samml.  d.  R-A.  m.  8. 

«>)  Abgedruckt  in  N.  Samml.  d.  R-A.  m.  16.  —  Lehmann,  acta 
original,  de  pace  relig.  Frkf.  1681. 

«0  YergL  Pütt  er,  bist  Entwickdung  der  deutschen  Staatarerf.  I.  i05. 
--  Dessen  Lit  n.  §.^87  flg.;  lU.  §.  877  flg.  ^  Meine  deutsche  Bechta- 
gesch.  a  Aufl.  1868.  Tbl.  U.  %.  68. 

tt)  Sftmmtliche  Goncordate  der  deutschen  Nation  mit  dem  päpstlichen 
Stuhle  sind  abgedruckt  in:  Concordata  nationis  Oermanicae  int^gra.  Frk£ 
et  Lips.  1771. 

«)  Patter,  bist.  £ntwickelung  I.  151.  —  Meine  deutsche  Bechts- 
geschichte  8.  Aufl.  1858.  Tbl.  ü.  %.  56.  VI.,  und  besonders  meine  Alter- 
thflmer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts ,  Heidelb.  u.  Leipz.  1860.  Bd.  L 
S.  112.  118;  Bd.  ü.  S.  19.  27.  88.  5a 

ZSpfl,  StMtuMht.  ».  Avil.  I.  11 
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BesetzuDgsrecht  der  Pfrttnden  neben  dem  orcüumus  eoUator 

eingeräumt  wnrde  "). 

IX.  Der  sog.  westphälische  Frieden  v.  J.  1648,  ab- 
gefasst  in  zwei  im  Wesentlichen  gleicblaatenden  Instrumenten, 
dem  Mtlnsterischen  nnd  Osnabrfickisehen  Friedens- 
instrument ^^).  Das  erstere  enthält  den  Friedensschluss  des  Kaisers 
mit  Frankreich,  das  Andere  mit  Schweden.  Abgesehen  von 
LänderabtretuDgen  an  Frankreich  und  Schweden,  Amnestien 
und  Restitutionen  vertriebener  Fürstenhäuser  und  geistlicher 
Korporationen,  bei  welchen  letzteren  vielfach  der  1.  Januar 
1624  als  Normal-Jahr  und  Tag  {axmui  et  dies  deeretarius)  hin- 
sichtlich des  Besitzstandes  zu  Grunde  gelegt  wurde,  erhielt  die 
Keichsverfassung  durch  den  westphälischen  Frieden  vielfach 
eine  neue  bleibende  Grundlage:  1)  durch  die  Erledigung  der 
sog.  gravamina  ecclesiastica  ^  d.  h.  durch  die  Anerkennung 
und  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Eechtsgleichheit  der 
Protestanten  mit  den  Katholiken  in  allen  reichsstaatsrechtlichen 
Beziehungen,  und  durch  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  ftlr 
die  Ausübung  des  religiösen  Kultus  der  anerkannten  Religions- 
theile,  und  die  Einschränkung  des  landesherrlichen  Reformations- 
rechts ;  und  2)  durch  die  Erledigung  des  sog.  gravamina  poliüea^ 
d.  h.  durch  Anerkennung  der  Theilnahme  der  Reichsstände  an 
der  Reichsregierung,  insbesondere  durch  Anerkennung  ihres 
Rechts  zu  Bündnissen  mit  fremden  Staaten  und  Sonderbttnd- 
nissen  unter  sich  ^^). 


*4)  Pütter,  hist  Entwickelung  I.  298;  III.  179.  —  Meine  deutsche 
Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  64. 

«>)  Ausgaben  nach  authentischen  Quellen:  J.  G.  de  Meiern,  In- 
strumenta Pacis  Caes.  Suec.  et  Caes.  GaU.  Götting.  1738.  —  Oertel,  Staats- 
grundges.  S.  260.  —  Die  Urkunden  der  Friedensschlüsse  von  Osnabrück 
und  Münster,  nebst  darauf  bezüglichen  Aktenstücken,  histor.  Uebersicht, 
Bücherkunde  und  Anmerkungen,  Zürich  1848.  ~  Auch  in  N.  Samml.  der 
R.-A.  m.  574;  bei  Schmauss,  Nr.  53.  54.  —  Die  Verhandlungen  finden 
sich  in:  W.  Gärtner,  westphäl.  Friedenskanzlei,  XI  Thle.  Leipz.  1731— 37 
(bis  31.  Mai  1646);  am  Tollständigsten  bei  J.  G.  v.  Meiern,  Acta  pads 
Westphäl.  publ.  VI  Thle.  Hannov.  1734  fl.  (dazu  das  Register  von  Walther, 
Göttingen  1740). 

*«)  Pütter,  bist.  Entwickelung  11.  48  flg.  —  Dessen  Geist  des  west- 
phäl Friedens,  Göttingen  1795.  —  Moser,  Erläuterungen  des  westphäl 
Friedens  aus  reichshofräthl.  Handlungen »  11  Thle.  Erlangen  1775.  1776.  — 
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X.  Wenn  gleich  kein  eigentliches  Orundgesetz,  so  war  doch 
f&r  die  politische  Gestaltung  and  die  rechtlichen  Zustände  in 
Deutschland  kurz  vor  der  Auflösung  des  Reichs  von  grösster 
und  noch  jetzt  vielfach  praktischer  Bedeutung  der  Seichs- 
deputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803^^).  Er  war 
bestimmt  zur  Ausftihrung  des  Lüneviller  Friedens  v.  1801, 
durch  welchen  das  ganze  linke  Rheinufer  an  Frankreich  ab- 
getreten, der  Thalweg  des  Rheins  als  die  Gränze  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  festgesetzt^  und  das  Reich  ver- 
pflichtet worden  war,  die  weltlichen  Landesherren,  welche  ihre 
Gebiete  dadurch  verloren  hatten,  aus  sich  selbst  zu  entschädigen. 
Diese  Entschädigungen  zu  bestimmen,  war  der  Zweck  dieses 
Reichsdeputationshauptschlusses.  Als  Mittel  diente  die  allgemeine 
Säkularisation  der  geistlichen  Territorien  und  die  Mediatisirung 
der  Mehrzahl  der  Reichsstädte  >^).  Zugleich  wurden  mancherlei 
Pensionen  und  Rentenbezfige  festgesetzt^^)  und  Bestimmungen 
ttber  die  RheinzöUe  getroffen.  Den  Entschädigungsländern 
wurde  der  Fortbestand  ihrer  landständischen  Verfassungen^^) 


T.  Senckenberg,  Geschichte  des  westph&l.  Friedens,  Frkf.  1S06.  — 
V.  Woltmann,  Geschichte  des  westphäl.  Friedens,  1808.  —  Klüber, 
Völkerrecht!.  Beweise  für  die  fortwährende  Giltigkeit  des  westphäl.  Friedens, 
Erlangen  1841.  -  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.65. 

*')  Abgedruckt  u,  A.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  jur.  Conf.  Germ. 
3.  Aufl.  1858.  Thl.  I.  S.  7.  —  A.  Ch.  Gaspari,  der  Deputationsrecess 
mit  Erläuterungen,  Hamburg  1803.  2  Thle.  —  Protokoll  der  ausser- 
ordentlichen Beichsdeputation  zu  Regensburg,  Begcnsburg  1803  (2  Bde., 
mit  4  Bänden  Beilagen).  —  Cämmerer,  Hauptschluss  der  ausserordentl. 
Reichsdeputation,  Regensburg  1804.  -—  v.  Hoff,  das  deutsche  Reich  Tor 
der  französischen  Revolution  und  nach  dem  Frieden  von  Lüneville,  U  Thle. 
Gotha  1801.  1805.  —  v.  Lancizolle,  Uebersicht  der  deutschen  Reichs- 
standschafts- und  Territorialverhältnisse  etc.,  Berlin  1830.  —  Dieser  Reichs- 
deputationshauptschluss  wurde  durch  Reichsgutachten  vom  24.  März  und 
durch  kaiserliches  Ratificationsdecret  vom  28.  April  1803  zum  Reichsgesetz 
erhoben.  Er  war  besonders  unter  Einwirkung  der  vermittelnden  Mächte, 
Frankreich  und  Russlaud,  zu  Stande  gekommen.  Hinsichtlich  der 
ersten  47  Paragraphen  gilt  der  französische  Text  als  Original:  es 
stimmt  jedoch  der  deutsche  Text  damit  vollkommen  überein. 

^)  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  E.  §.  66.  — 
G.  Victor  Schmid,  die  säkularisirten  BisthOmer,  Frkf.  a.  M.  1860. 

«)  R.-D..H..S.  art.  36.  51  flg. 

w)  R.D.-H.-S.  art  60.    Siehe  unten  §.  104.  Note  21. 

11* 
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und  den  cbriBflichen  Confessionen  ihr  bisheriger  BechtBaostand 
nnd  der  Besitz  und  ungestörte  Oennss  ihres  Kirchen-  nnd 
Sehnlvermögens  garantirt,  den  Landesherren  aber  die  Aofiiahme 
aach  anderer  Confessionen  nnd  die  Verleihung  bürgerlicher 
Rechte  an  dieselben  freigestellt^^). 

§.  79. 
Das  Reichsgebiet  und  seine  Eintheilungen^). 

L  Bei  dem  dentschen  Reiche  unterschied  man  das  Reichs- 
gebiet oder  eigentliche  Reichsländer  nnd  Nebenländer 
des  deutschen  Reichs.  Zu  den  letzteren  gehörten  Lothringen, 
Burgund  und  die  Lombardei.  Die  yöllige  Lostrennung  der 
Schweiz  von  Deutschland  war  im  westphälischen  Frieden 
anerkannt  worden^).  Böhmen  galt  stets  als  eigentliches 
Reichsland  (als  ein  Kurstaat),  wenn  gleich  im  Uebrigen  als  ein 
selbstständiges  Königreich.  Polen,  Preussen,  Liefland,  Ungarn 
und  Jerusalem  waren  stets  nur  Prätensionen. 

n.  Das  deutsche  Reich,  mit  Ausnahme  von  Böhmen, 
hatte  eine  Kreiseintheilung,  und  zwar  seit  1500  sechs 
Kreise  (»ex  pristini  circuli)^  nämlich:  fränkischer,  bayerischer, 
schwäbischer,  niedersächsischer,  westphälischer  und  oberrheini- 
scher Kreis,  welche  die  kleineren  Staaten  ausser  den  Kurfllrsten- 
thtlmem  begriffen.  Seit  1512  bestanden  zehn  Kreise,  indem 
durch  den  Beitritt  des  Kaisers  fbr  seine  Erblande  nnd  der 
Kurfürsten  vier  neue  Kreise,  der  österreichische,  kurrheinische, 


««)  IL-D.-H.-S.  §.  68  and  §.  65.    Siehe  unten  §.  104.  Note  21. 

«)  Patter,  inst  §.  12  seq.  —  Leist,  Lehrb.  §.  14  flg.  —  Gönner, 
deutsch.  Staatsr.  §.  44  flg.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  64  flg.  — 
T.  Hoff,  das  deutsche  Reich  1801,  1805;  und  ▼.  LanciEolle,  Uebereicht 
1830  (s.  §.  78.  Note  17.).  ^  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  ISöa. 
Thl.  IL  §.  57. 

*)  J.  P.  0.  art  VL  „  Cum  item  Caesarea  Migestas  . . .  singulari  decreto 
die  XIY.  Mensis  M^ji  anno  prozime  praeterito  (1647)  declaraTerit,  piae- 
dictam  dyitatem  Basileam,  ceterosque  Helyetiorum  cantones  in  possessione 
Tel  quasi  plenae  libertatis  et  £zemptioni8  ab  imperio  esse,,  ac  nnllatenus 
^usdem  Imperii  dicasterüs  et  judicüs  suligectos ;  placoit  hoc  idem  publicae 
huic  Pacificationis  Conventioni  inserere,  ratumque  et  firmum  manere*'  etc. 
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knrsSehsische  und  bnrgondische  Kreis  hmzakamen ').  Der 
Zweck  der  KreisYerbiDdang  war  hauptsächlich  Erhaltung  des 
Landfriedens  nnd  Anfstellnng  einer  exekutiven  Macht  zur 
VoUziebung  der  Reichsschlttsse  und  reichsgerichtlichen  Urtheile, 
nnter  einem  Fttrsten  als  Kreisobersten,  überhaupt  collegialische 
Berathung  gemeinsamer  Angelegenheiten  (seit  1555)  unter  der 
Leitung  zweier  kreisausschreibenden  Fttrsten.  Die  Versamm- 
Inngen  hiessen  Kreistage,  die  Mitglieder  Kreisstände; 
als  solche  konnten  auch  solche  Landesherren  aufgenommen 
werden,  welche  nicht  zugleich  Reichsstände  waren  ^). 

m.  Fttr  die  Dauer  eines  Interregnums,  in  welchem  eine 
Zwischenregierung  (ReichsTicariat)  nothwendig  wurde,  war 
das  deutsche  Reich  in  zwei  Reichsvicariatsbezirke 
getheilt,  von  denen  der  eine  die  Länder  des  sächsischen 
Rechts,  der  andere  die  übrigen  deutschen  Länder  umfasstei^). 

IV.  Die  reichsritterschaftlichen  (Gebiete  waren  insbesondere 
in  drei  Ritterkreise  (fränkischer,  schwäbischer  und  rheini- 
scher Kreis)  und  jeder  derselben  in  Kantone  oder  Orte  ein- 
getbeilt<^). 

y.  Dem  Titel  nach  unterschied  man  a)  Fttrstenthtimer 
(jprincipatus)  j  mit  den  Unterarten  KurfUrstenthümer,  Herzog- 
thttmer,  Fttrstenthttmer  schlechthin,  Pfalz-,  Mark-  und  Land- 
grafechaften,  und geflirstete  Grafschaften;  b)  (einfache) Reich a- 
grafschaften;  c)  freie  Herrschaften  {dynastiaey  dominia); 
d)  PradaJhirae,  d.  h.  geistliche  Territorien^);  e)  freie  Reichs- 


')  Vergl.  die  Regimentsordnung  von  1500,  §.  5  flg.,  bei  Schmanss, 
S.  62.  —  Ordnung  der  zehn  Kreise,  von  1512,  ebendas.  §.  67;  und  die 
Executiohsordnang  von  1555,  §.  56  flg.;  ebendas.  §.  175  flg. 

«)  Treuer,  vom  wahren  Ursprung  der  Reichskreise,  1722.  —  (Hof- 
mann)  Versuch  einer  Staatsrecht!.  Theorie  der  Reichskreise,  IIBde.  1788. 
—  Pütter,  inst  §.  106;  dessen  bist  Entwickelung  I.  S.  814.  452.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  94.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  220.  —  Schmid,  Staatsr. 
§.  143.  —  Moser,  Yon  Deutschland,  §.  275;  dessen  deutsches  Staatsr. 
Bd.  26.  27.  82;  und  dessen  neues  Staatsr.  Bd.  10.  ^  Maurenbrecher, 
Staatsr.  $.  66.  —  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  §.  80.  a.  £;  §.  81. 
Nr.  VI.;  §.  88.  ~  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  8.  Aufl.  ThI.  n.  §.  71. 

»)  Siehe  unten  g.  89. 

•)  Siehe  unten  §.  105. 

^  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  der  geistlichen  Fürstenthümer, 
siehe  oben  8.  151. 
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Btftdte  {eMtates  imperü)^)  und  f)  freie  Reichsdörfer  (po^* 
imperü)^), 

VI.  Dem  Bechtstitel  nach  wurden  die  Territorien  als 
Beichs-Allodien  oder  als  Lehen  besessen^®).  Auf  den 
ersteren  Charakter  deutet  insbesondere  die  Bezeichnung  als  freie 
Herrschaften  und  freie  Grafschaften  (Freigrafschaften) 
hin^^).  Die  lehnbaren  Territorien  waren  entweder  Reichs- 
lehen oder  Landeslehen,  je  nachdem  sie  von  Kaiser  und 
Reich,  oder  einem  Landesherm  herrtlhrten '^).  In  der  Hand 
des  ersten  Empfängers  hiessen  die  Reichslehen  Reichs- 
vorderlehen;  in  der  Hand  eines  Aftervasallen  Reichs- 
afterlehen. Die  reichtliche  Vermuthung  stritt,  wie  im  ge- 
sammten  deutschen  Rechte,  auch  bezüglich  der  Territorien  ftir 
die  Alle diali tat.  Insbesondere  war  die  Allodialität  der 
geistlichen  Territorien  als  fast  ausnahmslose  Regel  anerkannt, 
wenn  auch  die  Landeshoheit  ttber  dieselben,  die  sog.  Regalia, 
(die  Gra&chaft,  das  Fürsten-  oder  Herzogthum,  im  subjektiven 
Sinne  von  Grafen-  und  Fürsten -Amt)  von  dem  Bischof  oder 
Prälaten  als  Reichslehen  besessen  wurde  i'). 

§.  80. 
Das  deutsche  Reich  als  Wahlreich. 

I.  Obschon  seit  dem  Abgange  der  ächten  Karolinger  das 
Reich  sich  thatsächlich  als  Wahlreich  ausgebildet  hatte  ^),  so 

>)  Die  Literatar  über  das  Staatsrecht  der  Reichsst&dte,  siehe  unten  §.  95. 

>)  T.  Dacheröden,  Versuch  einer  Staatsrechtsgeschichte  u.  Statistik 
der  freien  Beichsdörfer,  ThI.  I.  1785.  —  t.  Lancizolle,  L  c.  S.  35.  — 
Häberlin,  Handb.  m.  S.  565  flg.  —  Hugo  in  Höfer's  Zeitschr.  1835. 
n.  446  flg. 

")  Struv,  de  allodiis  imperii,  1734.  —  Itter,  de  feudis  imperii,  1756. 
—  VergL  über  das  Reichslehnrecht  G.  L.  Böhmer,  princip.  jur.  feud. 
Edit  8.  Götting.  1839.  Lib.  11.  —  Moser,  von  der  deutschen  Lehens-* 
Terfftssung,  1774. 

*0  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Beichs  u.  Bechts,  Bd.  n. 
(1860)  S.  12.  67.  68. 

«)  G.  L.  Böhmer,  princ.  jur.  feud.  §.  8. 

^)  Vergl.  meine  Abhandlung  über  die  Bildung  der  geistlichen  Fürsten- 
thümer,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Allodialität  und  Feudalität,  in  m  e i  ne  n 
Alterthümem  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  n.  (1860)  Nr.  I. 

«)  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  IL  $.  44. 
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findet  sich  eine  reichsgrundgesetzliche  Feststellung  dieser  Eigen- 
schaft doch  erst  in  der  Constitution  K.  Ludwigs  des  Bayern, 
nachher  aber  in  der  goldenen  Bulle  K.  Karls  IV.  und  in  allen 
Wahlkapitulationen  wiederholt  ausgesprochen. 

U.  Insbesondere  musste  jeder  Kaiser  in  der  Wahlkapi- 
talation  versprechen,  das  Reich  nicht  erblich  zu  machen  ^),  die 
Reichslehnpflichten  nicht  auf  sein  Haus  zu  übertragen^),  seine 
eigenen  Reichslehen  als  solche  zu  empfangen^),  von  seinen 
Erbländern  die  betreffenden  Reichsbeiträge  zu  leisten^)  und 
heimfallende  Reichslehen,  die  „etwas  Merkliches  eintragen '', 
zum  Unterhalte  des  Reichs  einzuziehen^). 

III.  Mit  der  Entwickelung  des  Reichs  als  Wahlreich  hängen 
zusammen:  1)  die  Entstehung  von  Kurfürsten  (§.  93);  2)  die 
Nothwendigkeit  eines  Reichsvikariats  als  Provisorium  bei  ein- 
tretendem Interregnum,  d.  h.  wenn  bei  dem  Tode  eines  Kaisers 
kein  römischer  König  vorhanden  war  (§.  89);  3)  die  Errichtung 
einer  neuen  Wahlkapitulation  bei  jeder  Kaiserwahl  (§.  78). 

§.  81. 
Das  deutsche  Reich  als  beschränkte  Monarchie. 

I.  Der  Grundsatz,  dass  der  Kaiser  in  allen  Regierungsan- 
gelegenheiten, welche  nicht  blos  die  Vollziehung  der  Reichs- 
schlüsse und  Handhabung  der  Reichsgesetze  betreffen,  an  die 
Zustimmung  der  Reichsstände  gebunden  sei,  ist  nach  langer 
Unterhandlung  im  westphälischen  Frieden  positiv  aufgestellt 
worden. 

II.  Zugleich  wurden  die  wichtigsten  Gegenstände  nament- 
lich aufgezählt,  bei  welchen  fortan  die  Mitwirkung  der  Reichs- 
stände erforderlich  sein  sollte  ^).    Seitdem  wurde  auch  immer 

*)  W.-E.  art.  n.  §.  2:  „Uns  keiner  Snccession  oder  Erbschaft  desselben 
(des  Reichs)  anmassen,  unterwinden  noch  unterfangen,  noch  darnach 
trachten,  dasselbe  auf  Uns,  Unsere  Erben  und  Nachkommen  oder  auf 
jemanden  anders  zu  wenden.-' 

»)  W.-K.  art  XI.  §.  2. 

«)  W.-K.  art  X.  §.  11. 

6)  W.-K.  art.  V.  §.  6. 

«)  W.-K.  art.  XI.  §.  10.  11. 

*)  J.  F.  0.  art.  YUI.  §.  2.  „Gaudeant  (Status  imperii)  sine  contradictione 
jure  suffragii   in  ommbus   deliberationibus  super   negotiis  imperii;   prae- 
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in  der  Wahlkapitnlation  die  gleiche  Beschrftokang  des  Kaisers 
durch  Aufzählung  der  einzelnen  Fälle  neu  bestätigt  und  ein- 
geschärft >). 

III.  Die  Mitwirkung  der  Reicbsstände  hatte  die  Eigenschaft 
eines  wahren  Zustimmungsrechts  (eansenaus)  y  nicht  blos  eines 
Beirathes  (eomiJtatio)^). 

IV.  Die  Zustimmung  musste  regelmässig  als  Comitial- 
bewiUigungy  d.  h.  von  den  Seichsständen  als  Reichstag 
{comitia)^)y  oder  doch  in  forma  deptUaHonis  y  d.  h.  durch  die 
ordentliche  Reichsdeputation  gegeben  werden ^  welche  in 
der  Zeit,  wo  kein  Reichstag  versammelt  war,  dessen  Stdle 
vertrat  *). 

V.  Die  Reichsstände  ertheilten  ihre  Zustimmung  regelmässig 
nach  Stimmenmehrheit^).    Durch  den  westphälischen  Frieden 


sertim  ubi  leges  ferendae  yel  interpretandae,  bellam  decernendom ,  tribata 
indicenda,  delectus  aut  hospitationes  militum  instittfendae,  nova  munimenta 
intra  Statuom  ditiones  exstruenda  nomine  publico,  veteraye  firmanda  prae- 
sidiis,  nee  non  abi  Fax  aut  foedera  facienda  aliave  ejusmodi  negotia  pera- 
genda  fuerint,  nihil  horum  aut  quicqoam  simile  posthac  unquam  fiat  yel 
admittator,  nisi  de  CondtiaU  liberoque  omnium  Imperii  Stataum  miffraqio 
et  consenau,*^ 

«)  W.-K  art.  n.  §.  3;  art.  IV.  §.  1.  9.  11;  art  V.  §.  1. 

»)  J.  P.  0.  art  Vni.  §.  2  (siehe  Note  1).  —  W.-K.  art  IV.  §.  1.  „In 
allen  Berathschlagungen  über  die  Beichsgesch&fte ,  insbesondere  diejenige, 
welche  in  dem  Inttrumento  Pacta  namentlich  exprimirt,  und  dergleichen, 
sollen  und  wollen  Wir,  die  ChurfQrsten,  Fürsten  und  Stände  des  Reichs 
ihres  «/um  auffragii  sich  gebrauchen  lassen,  und  ohne  derselbigen  reich s- 
t&gige  freie  Beistimmung  in  selbigen  Dingen  nichts  fümehmen  noch  ge- 
statten.*' 

«)  Siehe  Note  1  u.  3. 

»)  W.-K.  art.  n.  §.3.  „  . . .  unter  keinerlei  Vorwand  . .  .  ohne  Cbur- 
försten,  Fürsten  und  St&nden  auf  einem  Reichs-  oder  ordSmort-Deputations- 
tage  yorgehende  Bewilligung.'*  —  Die  ordentliche  Reichsdeputation 
bestand  aus  Abgeordneten  der  Kurfürsten,  und  bestimmten  (Anfangs  10, 
spftter  24)  Reichsst&nden.  Sie  yerhandeite  in  zwei  GoUegien,  dem  kur- 
fürstlichen, anter  dem  Vorsitze  von  Kur-Mainz,  und  dem  GoUeg  der 
Stände,  unter  dem  Vorsitze  yon  Oesterreich.  Vergl.  meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  73.  I.  —  Sie  trat  seit  dem  J.  1663 
nicht  mehr  zusammen,  weil  seitdem  der  Reichstag  selbst  permanent  geworden 
war.  Von  hier  an  wurden  nur  noch  sog.  ausserordentliche  Reichs- 
deputationen  zur  Erledigung  einzelner  Geschäfte  bestellt 

•)  VergL  die  reichsgesetslichen  Bestimmungen  bei  Pütt  er,  inst  §.175. 
Leif  t,  Staatnr.  %.  84;  Gönner,  Staatsr.  §.  166. 
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waren  aber  drei  Fälle  ausgezeichnet  worden,  in  welchen  ein 
Besehlnss  nur  allein  dnreh  frenndliohe  Verständigung 
zn  Stande  kommen  konnte''):  nämlich  1)  in  Beligions- 
sachen,  2)  wenn  jura  einffuhrum  in  Frage  standen^),  und 
3)  wenn  üio  in  partes  stattfand,  d.  h.  so  oft  die  Katholiken 
oder  Protestanten  als  Religionstheil,  sog.  Corpus  Catholieorum 
und  Corpus  Evangelicorwn%  in  irgend  einer  Sache,  wenn  sie 
auch  keine  Seligionssache  war,  erklärten,  dass  sie  dieselbe 
als  eine  Eorporationssache  betrachteten  ^<^). 

VI.  Die  Zustimmung  des  Reichstages  sollte  regelmässig 
vor  der  Vornahme  einer  Regierungshandlnng  eingeholt  wer- 
den ^^) ;  doch  war  auch  nachträgliche  Zustimmung  nicht  aus- 
geschlossen ^^). 


0  J.  P.  0.  art  y.  §.  52.  ,,In  causis  reUgiams,  omnibusque  alliis  ne- 
gotÜB  ubi  Status  tanquam  unum  corpus  considerari  nequeurU,  ut  etiam 
Catholids  et  Augustanae  confessionis  statibus  in  duas  partes  euntihusy  sola 
amicabiüs  compositio  Utes  dirimat,  non  attenta  TOtonim  pluralitate. " 

*)  Als  Gegensatz  des  reichsst&ndischen  Körpers  in  seiner  Einheit  be- 
trachtete man  die  Einzelnen  mit  ihren  wohlerworbenen  Rechten: 
diese  konnten  zum  Nachtheil  des  Berechtigten  durch  keine  Migorit&t,  son- 
dern nur  durch  freie  Uebereinkunft  desselben  mit  der  gesammten  Reichs- 
gewalt geändert  werden.  Gönner,  Staatsr.  $.  167.  198.  Leist,  Staatsr. 
§.  85.  —  Es  fehlte  nicht  an  Anträgen,  auch  die  Reichssteuersachen 
{maleria  coUectandi)  unter  diesen  Begriff  zu  ziehen  und  dabei  auch  die 
Stimmenmehrheit  auszuschliessen:  allein  der  westph&lische  Frieden  (J.  P.  0. 
art  52  i.  f.)  verwies  die  Entscheidung  hierüber  auf  den  n&chsten  Reichstag, 
und  da  diese  nicht  erfolgte,  blieb  die  Praxis  hier  bei  der  Stimmenmehrheit 
stehen.    Gönner,  Staatsr.  §.  167.  a.  K  —  Pütter,  inst  §.  176. 

•)  Siehe  unten  $.  91.  IX. 

^)  Darüber,  dass  die  Behauptung  falsch  sei,  als  wenn  die  iUo  in  partes 
ebenfalls  nur  in  Religionssachen  h&tte  stattfinden  dürfen,  sondern  dass 
Yielmehr  dieselbe  von  jedem  Religionstheile  in  jeder  beliebigen  Sache 
gebraucht  werden  könne,  und  dass  eben  hierin  ein  grosses  und  für  unent- 
behrlich geachtetes  Sicherungsmittel  eines  jeden  Religionstheils  gegen- 
Uebergriffe  des  anderen  liege,  waren  seit  dem  vorigen  Jahrhundert  sowohl 
die  ausgezeichnetsten  katholischen  wie  protestantischen  Publidsten  einver- 
standen. Gönner,  Staatsr.  ft.  167.  198.  200;  Pütter,  inst  §.  177.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  85.  Note  5  u.  6.  —  Yergl.  die  Literatur  bei  Schmid, 
Staatsrecht  §.  142.  Note  *). 

")  W.-K.  art  n.  §•  3  (siehe  Note  5). 

«^  Gönner,  Staatsr.  $.  96.  Vn. 
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Vn.  Die  Reichsstände  stellten  in  ihrer  Versammlang  (dem 
Reichstage)  das  Reich  in  seiner  Gesammtheit  vor,  ohne 
aber  desshalb  als  Repräsentanten  der  einzelnen  Länder 
betrachtet  zu  werden.  Die  Ideen  des  modernen  Repräsentativ- 
systems  dürfen  hier  nicht  eingemischt  werden.  Ob  den  Reichs- 
ständen ein  Mitregiernngsrecht  zustehe,  war  daher  nur  ein 
Wortstreit.  Gewiss  aber  war,  dass  sie  durch  ihre  Zustimmung 
zu  den  Reichsgesetzen  sofort  alle  Reichsangehörige  yer- 
pflichteten  i^). 

§.  82. 
Der  Kaiser.    Dessen  persönliche  Befähigung^). 

Die  persönlichen  Eigenschaften,  welche  reichsgesetzUch 
die  Fähigkeit,  zum  Kaiser  gewählt  zu  werden,  bedingten, 
waren : 

I.  Nur  ein  unbescholtener,  regierungstüchtiger  Mann  durfte 
zum  Kaiser  gewählt  werden^). 

n.  Es  verstand  sich  von  selbst,  dass  er  von  hohem 
Greschlechte  sein  musste.  Ausdrücklich  sagt  dies  zwar  nur 
der  Schwabenspiegel  ^) ;  allein  hieran  hielt  die  Praxis  unver- 
brüchlich und  ausnahmslos  fest. 

III.  Es  war  in  keinem  Reichsgesetze  vorgeschrieben,  dass 
der  Kaiser  Katholik  sein  musste,  und  kann  daher  auch  nicht 


«)  Gönner,  Staatsr.  §.  98.  IX.  X. 

*)  Pütter,  instit.  §.  56;  Leist,  Staatsr.  §.  62.  —  Gönner,  Staats- 
recht §.  108.  —  Moser,  von  dem  röm.  Kaiser,  röm.  König  u.  den  Beichs- 
vicarien,  1764.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  72.  —  Meine  deutsche 
Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  IL  §.  46. 

*)  Gold.  Bull.  c.  II.  §.!.„...  hominem  bonum,  justum  et  utilem.^' 
—  Sachsens p.  Ldr.  DL  54.  §.  3.  „Lamen  man,  noch  meselseken  (d.  h. 
aussätzigen)  man,  noch  den  de  in  des  paves  ban  mit  rehte  komen.  den  ne 
mut  man  nicht  to  koninge  kiesen.'*  —  Der  Schwabens p.  Ldr.  c  122 
setzt  noch  bei:  „(noch  den)  der  in  der  ahte  (Acht)  ist" 

3)  Schwabensp.  Ldr.  c.  123:  „Wer  ze  Kunige  edel  genug  ist  Die 
fursten  suln  kiesen  einen  Kiunig.  der  ein  vrier  herre  si.  ynde  also  Tri.  daz 
sin  Tater  und  sin  muter  Tri  gewesen  si.  Tnd  der  (deren)  Tater  Tnd  der 
(deren)  muter  Tri  gewesen  si.  Tnde  suln  nit  mitel  Trien  si.  Si  suln  nut 
(nicht)  sin  man.  wan  der  phaifenfürsten  man.  Tnd  suln  mitel  Trien  ze  man 
han.« 
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bezweifelt  werden ,  dass  auch  ein  protestantischer  Fürst  hätte 
zom  Kaiser  gewählt  werden  können^).  Doch  ist  es  Thatsache, 
dass  nie  ein  protestantischer  Fürst  znm  Kaiser  gewählt  worden 
ist,  und  dass  die  Reichsgesetze,  da  wo  es  sich  einerseits  nm 
den  Schutz  der  katholischen  Kirche  und  des  Papstes,  ander- 
seits um  die  Sicherstellung  der  Rechte  der  Protestanten  handelte, 
immer  von  der  Voraussetzung  ausgingen,  dass  der  Kaiser 
katholisch  sei^).  Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  in  den 
letzten  dreihundert  Jahren  die  Kaiser  fast  ohne  Unterbrechung 
aus  dem  Oesterreichischen  Hause  gewählt  wurden,  weil  man 
einsah,  dass  kaum  ein  anderes  Haus  die  deutsche  Krone  mit 
dem  erforderlichen  Glänze,  Macht  und  Würde  hätte  tragen 
können. 

IV.  Der  Kaiser  musste  vom  weltlichen  Stande  sein®).  Deut- 
sche Geburt  war  nicht  erforderlich^). 


§.  83. 

Rechte  des  Kaisers. 

a)  Ehrenrechte. 

Die  Ehrenrechte  des  Kaisers  waren: 

I.  Der  Vorrang  vor  allen  christlichen  Monarchen^). 


*)  Pütter,  RechtsfÄlle,  III.  788. 

»)  Z.  B.  W.-K.  art  I.  §.  1.  „Zorn  Ersten,  dass  Wir  .  .  die  Christenheit, 
den  Stuhl  zu  Rom,  Päpstliche  Heiligkeit  und  christliche  Kirche  als  der- 
selben advocat  in  gutem  treulichen  Schutz  und  Schirm  halten  wollen.** 
Yergl.  der  Evangelischen  Vorbehalt  wegen  der  p&pstlichen  AdvoccUie,  eben- 
das.  art  L  §.  10. 

6)  Dies  sagte  zwar  kein  Reichsgesetz,  es  galt  aber  als  ausgemacht. 
Doch  soll  sich  K.  Maximilian  I.  darum  beworben  haben,  auch  zum  Papste 
gewählt  zu  werden.  Zedier,  allg.  Chronik,  1735,  Bd.  VI.  S.  218.  —  Siehe 
besonders:  Lo ebner,  Zeugnisse  über  das  deutsche  Mittelalter,  Nürnberg 
1850.  Bd.  n.  Nr.  XLVm.  S.  331. 

7)  So  waren  Alphons  von  Castilien  und  E.  Karl  V.,  als  Könige 
von  Spanien,  Ausländer.  Gleichzeitig  mit  Karl  V.  bewarb  sich  der  König 
Franz  I.  von  Frankreich  um  die  deutsche  Kaiserkrone. 

0  Siehe  oben  §.  76.  Note  5. 
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n.  Im  Titel  die  Prädikate:  ,,yoD  Gottes  Gnaden; 
erwählter  römischer  Kaiser^);  zu  allen  Zeiten  Mehrer  des 
Reichs  {Semper  Augustus)'^^), 

in.  Ein  ReichsÄiofstaat,  und  zwar  a)  ein  ansserordent- 
licher,  bestehend  aas  sog.  Erzämtern  (archiofßcia ,  arehi- 
minüteria)  des  Reichs,  welche  den  weltlichen  Knrfllrsten 
reichsverfassangsmässig  zustanden  ^X  ^^^  diesen  aber  nnr 
bei  ansserordentlicben  Feierlichkeiten,  wie  z.  B.  bei  der 
Krönung,  in  Person  oder  durch  erbliche  adelige,  von  den 
Kurfürsten  mit  der  Stellvertretung  belehnte  Stellvertreter,  die 
sog.  Reichs-Erbämter  oder  Reicbs-Erbbeamte,  ausgettbt 
wurden^);  und  b)  ein  ordentlicher  Reichshofstaat,  welcher 
den  gewöhnlichen  Dienst  verrichtete  und  vom  Kaiser  aus 
Personen  von  Adel  angestellt  und  besoldet  wurde^). 

IV.  Auch  die  Kaiserin  hatte  einen  entsprechenden  Titel  und 
einen  besonderen  Hofstaat.  Die  Kinder  des  Kaisers  hatten  aber 
als  solche  keine  Auszeichnung,  weil  das  Reich  Wahlreich  war^). 


*)  Dieser  Beisatz  wurde  seit  Maximilian  I.  gebräuchlich,  um  aos- 
zudrücken,  dass  der  Kaiser  mit  der  Wahl  sofort  alle  kaiserlichen  Rechte 
und  Würden  habe,  wenn  auch  keine  Krönung  durch  den  Papst  stattfand. 
(Siehe  oben  §.  76.  n.).  In  früheren  Zeiten  führte  der  Gewählte  vor  der 
Krönung  durch  den  Papst  nur  den  Königstitel.  Sachsens p.  m.  52.  §.  1. 
Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  118.  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  ThLn.  §.46.  Note4.  —  Noch  die  GoldeneBulle,  cap.  EL 
§.  9,  unterscheidet  zwischen  dem  „regale  nomen",  welches  der  Erwählte 
sofort  fahrt,  und  dem  durch  die  päpstliche  Krönung  dazu  kommenden 
„  imperialig  Htulus  **,  —  Daher  heisst  auch  in  der  Gold.  Bulle  cap.  Y.  §.  1, 
der  zu  wählende  Kaiser  „Juhtrus  Rex  Romanorum**, 

')  Schon  der  Schwaben  Spiegel,  c  122  erwähnt  es  als  eine  Eides- 
pflicht  des  Kaisers,  dass  er  das  Reich  „zu  aller  Zeit  mehre  und  nicht 
ärmer  maohe.''  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  (1858)  Thl.  ü.  §.  46. 
Notel2.  —  ImR-A.  ^.1512  (Schmauss,  S.  66)  klagt  Maximilian  I.  selbst 
darüber,  „wie  eine  gute  Zeit  das  hl.  Reich  in  merklich  abnehmen  kommen*'. 

4)  Siehe  unten  §.  93.  Note  9. 

>)  Die  Au&ählung  der  Erbämter  s.  in  meiner  deutschen  Rechtsgesch. 
3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  68.  —  (Siehe  auch  unten  §.  93.  Note  10).  —  Es 
gab  auch  einige  selbstständige  Erb  am  ter  ohne  correspondirende  Erzämter, 
z.  B.  das  Reichserbthürhüteramt  der  Grafen  von  Werthem,  das  Reich^äger- 
meisteramt  der  Grafen  von  Urach,  später  von  Würtemberg  behauptet  u.  s.  w. 

•)  VergL  überhaupt:  Pütter,  inst  §.  60  flg.  —  Leist,  Staatsrecht 
|.  66.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  101.  102. 

T)  Gönner,  Staatsr.  |.  103. 
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V.  Das  kaiserliche  oder  Reichswappen  war  ein  zwei- 
köpfiger schwarzer  Adler  im  goldenen  Felde  mit  des  Kaisers 
Haus  Wappen  aof  der  Brust  ^). 

VI.  Die  kaiserlichen  oder  Reichsfai'ben  waren  Gold  und 

Schwarz*). 

§.  84. 
b)  EigentUche  Regierungsreclite. 

I.  Dem  Kaiser  standen  im  Allgemeinen  alle  Regiernngs- 
rechte  zu,  welche  aus  dem  Begiiffe  der  Reichsgewalt  flössen, 
jedoch  unter  den  durch  die  Reichsverfassung  festgesetzten 
Beschränkungen. 

II.  Nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung  wurde  die 
kaiserliche  Regierungsgewalt  als  oberste  Gerichtsbarkeit 
(Jumtftc^to) aufgefasst,  worunter  man  aber  die  obrigkeitliche 
Gewalt  überhaupt,  die  Rechtshandhabung  insbesondere  das  ver- 
stand, was  man  jetzt  die  vollziehende  Gewalt  zu  nennen  pflegt  ^). 

ni.  Im  Einzelnen  betrachtet  hatte  der  Kaiser  folgende 
Rechte:  1)  Die  gesammte  Reichsregierung  im  Inuem, 
aber  unter  grundgesetzlicher  Mitwirkung  der  Reichsstände  ^). 
2)  Das  Recht  der  Proposition,  Sanktion  und  Publi- 
kation der  Reichsgesetze,  und  überhaupt  das  unbeschränkte 
Ratifikationsrecht  aller  Reichsgeschäfte,  mithin  ein  absolutes 


•)  Pütter,  8.  59;  Gönner,  Staatsr.  §.  100.  —  Ueber  den  Reichsadler 
und  insbesondere  die  Abänderung,  wann  der  Reichsadler  golden  and  das 
Feld  schwarz  war,  s.  meine  AlterthOmer  d.  deutschen  Reichs  u.  Rechts, 
Bd.  m.  (1861)  S.  47.  48. 

»)  Gönner,  Staatsr.  §.  100.  IV.  —  Zeichen,  Fahnen  und  Farben  des 
deutsch.  Reichs,  bist,  erört  Frkf.  a.  M.  1848.  S.  12.  —  Es  gab  zur  Reichs- 
zeit keine  deutsche  Tricolore,  so  wie  die  ganze  Heraldik  nichts  von 
Drei&rbigkeit  weiss.  Wohl  aber  wurde  bei  kaiserlichen  Belehnungen  mit 
dem  Blutbann  eine  besondere  rothe  Fahne,  die  Blutfahne,  gebraucht. 
Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  IE.  (1861) 
8.  63.  64.  107.  153. 

0  Sachsensp.  Ldr.  III.  52.  §.  2.  „Den  Eonig  kttset  man  to  rich- 
te re  over  egen  unde  len  unde  over  jewelkes  mannes  lif.^*  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  47. 

>)  Siehe  oben  §.  81. 
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Veto^).  3)  Der  Kaiser  galt  stets  als  die  Quelle  aller  Geriehts- 
barkeit,  und  hiess  in  diesem  Sinne  der  oberste  Richter  in 
Deutschland^).  Er  hatte  jedoch  in  eigentlichen  streitigen 
Justizsachen  regelmässig  kein  Selbstentscheidunga- 
recht^),  sondern  musste  reichsconstitutionsmässig  seine  Ge- 
richtsbarkeit durch  die  Reichsgerichte®)  und  die  landesherr- 
lichen Gerichte  ausüben '').  BeidemReichskammergerichte 
war  dem  Kaiser  reichsconstitutionsmässig  jede  Einmischiing 
in  die  Rechtspflege  ohne  Ausnahme  untersagt^):  nur  der 


')  Der  Kaiser  sollte  nach  der  W.-K.  art  Xm.  §.  5,  seine  Besolution 
„schleunigst''  ertheilen,  und  sich  (W.-K.  art  XXV.  §.  4)  dabei  des 
Beirathes  dcsReichsvicekanzlers  bedienen:  im  üebrigen  war  seine 
EntSchliessung  völlig  frei.  Pütter,  inst  §.  154.  —  Leist,  Staatsr.  §.  84. 
—  Gönner,  Staatsr.  §.  188. 

*)  V.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Praxis,  1797.  §.  4. 
„Das  Reichsoberhaupt  war  und  blieb  höchster  Richter  im  Reich  und  QaeUe 
aller  untergeordneten  Staatsgerichtsbarkeit''. 

B)  Uebereinstimmt  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht  $.  30.  ü.  — 
Schon  nach  dem  älteren  Reichsrechte  hatte  der  Kaiser  nur  das  Recht, 
Gerichte  anzuordnen,  und  darin  den  Vorsitz  zu  führen:  die  eigentliche 
Rechtsprechung  aber  war  Sache  der  Schöffen  oder  der  Standesgleichen 
(parei).  Schwabe nsp.  Ldr.  (Lassberg)  c.  138.  „Der  kunc  sol  mit  der 
fursten  Urdeil  den  fiirsten  ze  ahte  tun  .  .  .  vnd  als  sol  man  den  vrien 
herren.  vnd  ieden  man  mit  sinen  genozen  ze  ahte  tun."  —  Meine 
deutech.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  IT.  §.  47. 

«)  W.-K.  art  XVI.  §.  3.  „Wir  sollen  und  wollen  auch  kein  altes 
Reichsgericht  verändern,  noch  ein  neues  aufrichten"  . . .  §.  4.  „Wir  wollen 
die  Justiz  nach  Inhalt  des  InsirumerUi  Facta  beim  Ejunmergericht  nnd 
Reichshofr«the  unpartheilich  administriren  lassen"  . . .  §.  7.  „DemProcesse 
dieser  Reichsgerichte  seinen  starken  Lauf,  auch  keinem  voa  dem  andern 
eingreifen,  oder  Processe  avociren,  vielweniger  über  die  eenteniiaa  und  ju- 
dicata  camerae  von  unserem  Reichshofrathe,  unter  was  für  Prätext  es  sei, 
cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  absonder- 
lichen kaiserlichen  Rescripte  die  Hände  binden  .  ..  ttberhanpt 
dem  Reichshofrath  und  Kammergerichte  keinen  Einhalt 
thun." 

7)  Die  reichsconstitutionsmässige  Zusicherung,  dass  in  die  1  an  des» 
herrliche  Gerichtsbarkeit  nicht  eingegriffen  werden  solle,  enthält  die 
W.-K.  art  I.  §.  8. 

«)  W.-K  art  XVL  §.  7  (s.  Note  6);  W.-K  art  XVI.  §.  a  „Insonder- 
heit  wollen  Wir  an  das  Reichskammergericht  für  Uns  allein  keine  Instmk- 
tionen  und  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  parHculari  an  ünsem  und 
des  Reiches  Kammerrichter  in  Justizsachen  keine  Verfügung,  noch  auch 
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Reichshofraih  mnsste  in  gewissen  genau  bestimmten 
Fällen  dem  Kaiser  ein  Gntacfaten  (votum  ad  imperatarem) 
erstatten  ^)y  woranf  der  Kaiser  die  Entscheidung  nach  seinem 
persönlichen  Ermessen  geben  konnte  ^^).    4)  Der  Kaiser  hatte 


Bescripte  auf  Einsendung  der  protocoUarum  plend  et  aenaiuum  erlassen  '^  — 
In  der  W.-K.  art  XVI.  §.  17,  versprach  der.  Kaiser  noch  insbesondere,  die 
an  dem  Reichskammergericht  anhängigen  Sachen  nicht  an  den  Reichshofrath 
SU  fordern.  —  Ueber  einen  Fall  (der  gr&fl.  Sulx*8che  Successions-Streit 
zwischen  der  Erbtochter  and  Begredient-Erbin,  wo  der  K  Karl  YI.  in 
die  Jarisdiddon  des  Reichskammergerichts  eingriff,  und  dessen  Urtheil  durch 
Rescript  Y.  16.  Nov.  1701  cassirte),  siehe  Moser,  Familienstaatsrecht,  I. 
904.  905;  y.  Neurath,  von  der  Regredienterbschaft,  1807.  S.  163;  Falk, 
Eranien  I.  8.  79.  87. 

•)  R-H.-R.-0.  von  1664,  Tit  V.  §.  18  u.  20  (Schmauss,  S.  936).  — 
Die  bestimmten  F&lle  waren  hiemach :  1)  wenn  im  Reichshofrath  die  Stimmen 
zwar  ungleich,  aber  „in  ziemlicher  Anzahl  vertheilt"  waren,  und 
der  Präsident  dafür  hielt,  „dass  beider  Theile  Meinung  mit  stattlichen 
grundvesten  Ursachen  bestärkt  wäre";  oder  2)  wenn  sich  in 
einer  Sache  die  Reichsräthe  „nicht  vergleichen*'  konnten,  z.  B.  wenn 
der  Referent  und  der  Correferent  sich  in  fcusto  nicht  vereinigen  konnten, 
oder  wenn  Oberhaupt  Stimmengleichheit  eintrat,  und  der  Präsident 
Bedenken  trug,  von  der  ihm  für  diesen  Fall  zustehenden  entscheidenden 
Stimme  (s.  unten  §.  100.  XIX.)  Gebrauch  zu  machen,  „daher"  also  wegen 
„Hochwichtigkeit"  der  Sache  deren  Erledigung  durch  den  Kaiser  selbst 
von  N6then  war.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  139.  Note  12.  —  v.  Berg,  Grund- 
riss  d.  reichsgerichtl.  Verfl  §.  148.  S.  203.  —  Danz,  Grds.  d.  Reichsgerichts- 
Proz.  S.  470.  471.  —  Yergl.  meine  Schrift:  üeber  hohen  Adel  und  Eben- 
btürtigkeit  (1863)  §.  66.  66.  —  Ausserdem  wurden  3)  nach  der  Praxis  die 
Straferkenntni SS e,  welche  der  Reichshofrath  gegen  Reichsunmittel- 
bare aussprach,  in  der  Form  eines  solchen  Votwn  dem  Kaiser  zur  Bestä- 
tigung vorgelegt.  Leist,  Staatsr.  §.  166.  —  Schmalz,  Staatsr.  §.  176.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  360.  n.  —  Endlich  war  4)  dem  Kaiser  das  Ent- 
scheidungsrecht in  Streitigkeiten  über  Fürstenthümer,  Grafschaften  u.  dergl. 
die  unmittelbare  Reichslehen  waren,  ausdrAcklich  reichsgesetzlich 
vorbehalten.    Siehe  unten  §.  98.  Note  6. 

*•)  R.-H.-R.-0.  von  1654.  Tit  6.  §.  21.  „Und  was  Wir  Uns  darauf 
jedesmahls  entschliessen"  etc. —  Gönner,  Staatsr.  §.306;  Leist,  Staatsr. 
§.  139;  Moser,  von  kais.  Machtsprachen,  1760.  §.  16.  —  Die  Befürchtung, 
dass  hierdurch  die  kaiserliche  Willkühr  die  mühsam  gebauten  Grundpfeiler 
der  Reichsjustiz  endlich  erschüttern  würde,  veranlasste  die  Reichsstände, 
besonders  die  protestantischen,  auf  die  gänzliche  Beseitigung  der  Vota 
ad  Imperaiorem,  als  eines  Missbrauches,  hinzuarbeiten.  —  Malblank, 
AnL  z.  Yerf.  des  kais.  R.-K.-G.  u.  R.-H.-R.  m.  S.  246  %  —  £s  kam  aber 
nur  zu  einer  Bestimmung  in  der  W.-K.  art  XYI.  §.  16  (mit  einem  Zusatz 
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flir  die  Voll  Ziehung  der  Reichsschlflsse,  insbesondere  ftr 
die  VoUstrecknng  der  reichsgerichtlichen  Urtheile  und  flir  die 
Erhaltung  des  Landfriedens  zu  sorgen  und  gegen  Verletznngoi 
desselben  oder  der  Reichsgrundgesetze  einzusehreiten  ^0-  ^^^^ 
lag  die  Ausführung  hauptsächlich  in  der  Hand  der  Beichskreise 
und  war  der  Kaiser  regelmässig  darauf  beschränkt,  einen  oder 
mehrere  derselben  zur  Vollziehung  aufzufordern^^).  5)  Die 
Vertretung  (Repräsentation)  des  Reichs  dem  Auslande  gegen- 
über stand  dem  Kaiser  allein  zu  ^^);  jedoch  war  er  hinsichtlich 
der  Ausübung  des  Bttndniss-,  Kriegs-  und  Friedensrechts  mehr- 
fach durch  die  Reichsverfassung  beschränkte^).  6)  Eben  so 
stand  dem  Kaiser  die  Vertretung  des  Reichs  bezüglich  der 
Reichsie hen,  d.  h.  die  Ausübung  der  Lehensherrlichkeit 
des  Reichs  als  prodorninus  zu  ^^) ;  er  hatte  femer  7)  das  Recht 
gewisse   Reichsämter    zu    besetzen  e*)    und  8)   das   (sehr 


yermehrt  1790),  wodurch  dasVer&hren  bei  Entattong  der  Gutachten  genaaer 
bestimmt  wurde.  „Wo  auch  im  Reichshofrath  in  wichtigen  Justizsachen  ein 
Votum  oder  Gutachten  abgefasset  und  Uns  referiret  werden  sollte,  woUen 
Wir  solches  änderst  nicht,  als  in  Anwesen  des  Beichshofiralhsprftaidenten 
und  Beichsvicekanzlers  mit  Zuziehung  der  Re-  und  Gorr^renten  und 
anderer  Reichshofr&the  beider  Religion  .  .  .  vortragen  lassen,  mit  denselben 
darüber  berathschlagen,  in  keinem  andern  Rathe  resolviren''  etc. 
—  Yergl.  W;-E.  art.  XYI.  §.  12  (Verbot  der  Einmischung  anderer  kaiseriicher 
Rathe  und  Minister  in  die  vor  den  Reichshofrath  gehörigen  Sachen). 

41)  W.-K  art.  XYII.  §.1.  „.  .  .  einem  jedweden  ohne  Ansehen  der 
Personen,  schleunig  zu  seinen  erstrittenen  Rechten  verhelfen."  Insbesondere 
verspricht  der  Kaiser,  W.-K.  art  XYII.  §.  16  ^^Bea  judicaUu  imperü  gegen 
alle  Gewalt  kräftig  zu  schützen  und  zu  manuteniren"  etc.  —  YeigL  W.-K 
art  L  §.  8.  9;  art  ü.  §.  2;  art  XYI.  §.  1.  9-11;  art  XX.  §.  9. 

**)  Siehe  oben  §.  79.  •—  Yergl.  die  Executionsordnung  von  1555 
(SchmausB,  S.  165  flg.). 

*')  Schon  der  Sachsensp.- Ldr.  m.  54.  §.  2  verlangt  vom  Kaiser,  dasa 
er  „it  rike  vorsta  an  sime  rechte,  als  he  künne  und  möge." 

")  W.-K.  art.  lY.  S.  2;  art  YI.  %.  1.  2.  3. 

*s)  Die  reichsgrundgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Ausübung  der 
kaiserlichen  Lehensherrlichkeit  enth&lt  die  W.-K.  art  XI;  veigL  anch 
art  X.  §.  6.  10.  11. 

««)  So  z.  B.  ernannte  der  Kaiser  den  gesammten  Reichshofrath;  den 
Reichskammerrichter,  die  beiden  Präsidenten  und  zwei  Assessoren  (zuletzt 
einen  katholischen  Assessor)  des  Reichskammergerichts  etc.  —  Meine 
deutsch.  Recbtsgesch.  (3.  Aufl.)  1868.  ThL  U.  «.  61.  —  Schmalz,  Staats- 
Mcht  §.  171. 
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geringftlgige)  Reichseinkommen  zu  beziehen  ^^)  und  beliebig 
zn  verwenden,  ohne  dass  er  dem  Reiche  Rechenschaft  darüber 
zn  geben  hatte  ^^).  ReichsgOter,  Reichsstädte  und  Reichsein- 
kttnfte,  wie  Zölle,  durfte  aber  der  Kaiser  seit  der  Einführung 
der  Wahlkapitulation  nicht  mehr  ohne  Zustimmung  der  Reichs- 
stände verpfändend^).  Er  hatte  9)  die  Schirmvogtei 
(advocatia)  über  die  christliche  und  insbesondere  römische 
Kirche  und  den  römischen  StnhP<%  womit  ausser  dem  früh- 
zeitig schon  ausser  Uebung  gekommenen  Spolienrecht  oder 
jus  ejniviarum^^)y  und  jus  regaliae^'^),  auch  das  Recht  der 
ersten  Bitte  (jus  precum  primariarum)^^)  und  das  Recht 
Panisbriefe  zu  ertheilen ^^),  zusammenhingen.  10)  Der  Kaiser 


^^)  Man  schlug  dies  in  der  letzten  Zeit  nicht  viel  höher  als  auf 
13,000 Thlr.  j&hrlich  an.  Schmalz,  Staatsr.  §.  182.  —  Vergl.  H&berlin, 
Handb.  IL  S.  248. 

^)  Häb erlin,  Handb.  U.  S.  243. 

«)  W.-K  art.  X.  §.  1.  —  Den  Reichsständen  war  aber  im  westph&lischen 
Frieden  (J.  P.  0.  art  5.  $.  26  und  in  der  W.-K.  art  X.  $.  4)  die  Zusichening 
ertheilt  worden,  dass  sie  „bei  den  ihnen  verschriebenen  und  innehabenden 
Reicbsp&ndschaften  ohneWiederlösung  und  Wiederrufung  zu  schützen, 
und  ruhig  dabei,  bis  auf  weitere  Yergleichung  zwischen  den  römischen 
Kaisem  und  Reichsständen  bleiben**  sollten. 

«)  W.-K.  art.  I.  S.  1  (siehe  oben  §.  76.  Note.  6). 

**)  Man  verstand  unter  dem  jus  spoUi  sive  exuviarum,  spottweise  das 
Rips-Rapsrecht  genannt,  das  von  dem  kaiserl. Fiskus  bis  auf  K.  0 1 1 o  lY. 
und  K.  Friedrich  U.  behauptete  Recht,  den  Nachlass  verstorbener  Bischöfe 
einzuziehen.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  n.  §.  50.  56, 
und  besonders  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts, 
Bd.  n.  (1860)  S.  44  flg. 

^  Hierunter  verstand  man  das  vom  kaiserlichen  Fiskus  beanspruchte 
Recht,  das  Einkommen  der  Kirchengüter  bis  zur  Wiederbesetzung  des 
bischöflichen  Stuhls  zu  beziehen.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  Tbl.  n.  §.  56,  und  besonders  meine  Alterthümer  des  deutschen 
Reichs  und  Rechts,  Bd.  H.  (1860)  S.  44  flg. 

^)  Dies  war  das  Recht  des  Kaisers,  an  jedem  reichsunmittelbaren 
Stifte  auf  die  erste  nach  seiner  Thronbesteigung  erledigte  Pfründe  einen 
Candidaten  zu  präsentiren.  P ü  1 1 e  r ,  inst  §.  417.  421.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  414.  —  Meine  deutoche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  56. 
Note  35  und  §.  67.  Note  14. 

**)  Panisbriefe  waren  Anweisungen  an  geistliche  Stifter,  weltlichen 
Personen  Unterhalt  zu  gewähren.  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  Thl.  n.  §.  67.  Note  15.  -^  Gönner,  Staatsr.  $.  414. 

ZSpfl.  StMtarMht.  6.  Aufl.  I.  12       ^^  . 

Digitized  by  LjOOQ IC 


178       §•  85.  Kaiserliche  Machtvollkommenheit  il  Beservatrechte. 

galt  auch  als  die  Quelle  aller  Gnaden^):  er  hatte  nieht 
nar  das  Begnadigungsrecht  in  Strafsachen,  sondern  auch 
das  Recht,  Privilegien  aller  Art,  insbesondere  auch  sog. 
Justizprivilegien,  d.  h.  Exemtionen  von  der  Gerichtsbarkeit 
der  Reichsgerichte  zu  ertheilen^^),  wie  z.  fi.  das  jus  ds  tum 
appeüando^'^)  und  das  jus  de  non  evoeando^),  und  überhaupt 
von  der  Beobachtung  der  Vorschriften  des  gemeinen  Beicha- 
rechts,  z.  fi.  bei  der  Errichtung  von  Familienstatuten,  zu  dis- 
pensiren  und  die  Einftihrung  singulltrer  BechtsgrundsStze  za 
gestatten^*). 

§.  85. 

c)  Die  kaiserliclie  MachtvoUkommenlieit  und  die 
kaiserlichen  Reservatrechte. 

L  In  Folge  einer  unklaren  Ansicht  ttber  die  Verbindung 
der  alten  römischen  Kaiserkrone  mit  dem  deutschen  Eönigthume 
sprach  man  im  Mittelalter  auch   von   einer  kaiserlichen 


*)  Die  Gnadensachen  wurden  Bftmmtlich  am  Beichshofrathe  behandelt; 
dehe  unten  §.  100. 

M)  Eine  Beschränkung  des  Kaisers  enihUt  W.-K.  art  X.  S-  2.  ^üns 
auch  alles  dessen,  was  etwa  zu  ExempUon  und  Abreissung  Tom Reich 
Ursache  geben  könnte,  insonderheit  deren  exorbitanten  Privilegien  und 
Immunitäten  enthalten. '* 

t7)  Hierunter  verstand  man  die  Bewilligung,  dass  von  den  landesherr- 
lichen Gerichten  nicht  an  die  Reichsgerichte  appellirt  werden  durfte.  Man 
unterschied  privüegia  de  non  appeüando  üimitaia  und  Umiiaia,  je  nachdem 
gar  nicht  oder  nur  bei  dem  Vorhandensein  einer  erhMiten  Appellations- 
Bumme  an  die  Reichsgerichte  appellirt  werden  durfte. 

*)  Dies  bestand  in  der  Zusicherung,  dass  an  den  landesherrlichen 
Gerichten  anhängige  Rechtssachen  nicht  von  diesen  abgerufen  und  an  die 
Reichsgerichte  zur  Entscheidung  gewiesen  werden  sollten.  Es  hing  dies 
mit  der  mittelalterlichen  Ansicht  zusammen,  dass  die  Reichsgerichte  eine 
concurrirende  Jurisdiction  mit  allen  landesherrlichen  Gerichten  hätten. 
Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  EL  §.  47.  Note  15;  §.  69. 
Note  15;  $.  66;  §.  73.  V. 

to)  Formulare  der  am  Reichshofrath  zu  verhandelnden  Gnadensachen, 
siehe  bei  J.  F.  W.  de  N.  de  W.  Prindp.  proc  jud.  imp.  auL  2.  Aufl.  1754. 
ThL  Y.  S.  357  flg. 
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Machtvollkommenheit  (pleniiudo  potestatis)  ^),  kraft  deren 
sich  die  Kaiser  das  unbeschränkte  Recht  beilegten^  alle 
Arten  von  Privilegien  (sowohl  favorabilia  als  odiosa)  zu  er- 
theilen^  oder  sie  wieder  aufzuheben,  oder  die  Anwendung  der 
Beiohsgesetze  und  des  Seichsrechts  in  einzelnen  Fällen  aus- 
zuschliessen. 

U.  Seitdem  aber  die  Kaiser  durch  die  Beichsgesetze,  ins- 
besondere durch  den  westphälischen  Frieden  und  durch  die 
Wahlkapitulation  in  diesem  Rechte,  sowie  in  allen  Regierungs- 
rechten vielfach  beschränkt  worden  waren,  konnte  von  einer 
Machtvollkommenheit  in  obigem  Sinne  überhaupt  nicht  mehr 
die  Rede  sein  ^).  Daher  verstand  man  hierunter  in  der  letzten 
Zeit  nur  noch  dasjenige,  was  man  gegenwärtig  das  Staats- 
Nothrecht  (Jus  eminens)  zu  nennen  pflegt'). 

III.  Dagegen  bezeichnete  man  die  einzelnen  Befugnisse 
der  ehemaligen  MachtvoUkommenkeit,  welche  der  Kaiser  seit 
dem  XVn.  Jahrhundert  noch  auszuüben  flir  befugt  galt,  als 
kaiserliche  Reservatrechte,  d.  h.  besonders  vorbehaltene 
Rechte,  und  zwar  theils  im  Gegensatze  der  Comitialrechte, 
d.  h.  der  Rechte  des  Reichstages,  theüs  der  Landeshoheit 
der  einzelnen  Landesherren^). 


*)  Officiell  spricht  noch  die  Goldene  Bulle  von  1356,  cap.  2.  §.  8. 
cap.  13.  §.  3  etc.  von  dieser  Plenüudo  potestatis  als  einem  unbezweifelt 
dem  Kaiser  zostehenden  Rechte.  —  Einen  Fall ,  wo  der  Kaiser  „  ex  pterd- 
tudine  potetkOü**  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder  (legiUma)  aofhob,  siehe 
in  meiner  Schrift:  Ueber  Missheirathen  in  den  reg.  deutschen  Fürsten- 
häusern, Stuttgart  1853.  S.  51;  Pütter,  Missheirathen,  S.  110.  ~  Siehe 
auch  oben  §.  84.  Note  8. 

*)  Schon  im  J.  1609  schrieben  die  Fürsten  an  K.  Rudolf  U:  „Mit 
Jurisdiction  und  Rechten,  wie  sie  die  lateinischen  Kaiser  gehabt,  sei  dieses 
Orts  sich  nicht  au&uhalten,  da  es  mit  dem  deutschen  Reiche  grosse  Un- 
gleichheit gegen  die  alten  lateinischen  Kaiser  habe.**  Pütt  er,  inst  §.  22; 
dessen:  Erört  I.  299;  Moser,  von  kaiserl.  Machtsprüchen,  1750.  §.8  flg. 

3)  Hftberlin,  Handb.  H.  §.  260.  —  Chr.  Gottl.  Biencr,  von  d.  kais. 
Machtvollkommenheit  in  der  Reichsregierung,  Leipzig  1781. 

*)  Pütter,  inst  §.  26. 116. 127.  —  Häberlin,  Handb.  11.  §.  116. 127. 
—  Leis  t,  Staatsr.  §.  16.  IV.  17.  H.  23.  IL  —  Gönner,  Staatsr.  §.  105.  — 
Schmid,  Staatsr.  %.  133.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  78.  —  H.  A. 
Zacharift,  Staatsr.  g.  30.  I.  —  Es  konnte  ein  Reservatrecht  sehr  wohl  in 
beiden  Beziehungen  in  Betracht  kommen,  z.  B.  das  Recht  der  Standes- 
erhöhong. 

12* 
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IV.  In  ersterer  Beziehung  hieasen  Beservatrechte  jene 
Rechte,  welche  der  Kaiser  ausübte,  ohne  an  die  Mitwirkung 
des  Beichstages  gebunden  zn  sein.  War  der  Kaiser  in 
ihrer  Ansttbang  völlig  unbeschränkt,  so  Messen  sie  insbesondere 
jura  reservata  ittimitata:  war  der  Kaiser  aber  durch  die  Beichs- 
Verfassung  hierbei  wenigstens  an  die  Zustimmung  der  Kur- 
fürsten gebunden,  so  hiessen  sie  jura  reservata  Hmiiata. 

V.  In  zweiter  Beziehung  hiessen  Beservatrechte  erst- 
lich diejenigen  Bechte,  welche  nicht  als  im  Begriffe  der 
Landeshoheit  liegend  betrachtet  wurden,  die  also  ein 
Landesherr  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  in  Folge  einer 
besonderen  kaiserlichen  Verleihung  ausüben  durfte:  zweitens 
aber  auch  jene  Beservatrechte,  welche  der  Kaiser  eben  sowohl 
als  die  Landesherren,  also  mit  diesen  concurrirend,  in  den 
einzelnen  Territorien  ausüben  konnte.  Im  ersteren  Falle 
hiessen  sie  jura  reservata  exclusiva ;  im  zweiten  Falle  jura  reser- 
vata eommunia  oder  eumuhtiva. 

VI.  Als  jura  reservata  illimitata  und  zugleich  exclusiva 
wurden  betrachtet:  1)  das  Becht  der  Standes  erhöh  ung, 
d*  h.  das  Becht,  den  Adel  in  seinen  verschiedenen  Abstufungen 
zu  verleihen'^);  2)  das  Becht,  gelehrten  Körperschaften  das 
Universitätsprivilegium  zu  verleihen,  d.  h.  das  Becht,  aka- 
demische Würden  zu  ertheilen. 

Vn.  Jura  reservata  limitata  waren  1)  das  Becht,  Zölle 
anzulegen  und  Zollgerchtigkeiten  zu  ertheilen,  d.  h. 
das  Becht,  die  an  bestimmten  Zollstätten  zu  erlegenden  Zölle 
ganz  oder  theilweise  zu  erheben  und  zu  beziehen®),  welches 


s)  W.-K.  art.  XXn.  §.  1:  „Wie  die  Standeserhöhimgeii  zu  ertheilen. 
Bei  CoUation  fürstlicher,  gräflicher ,  auch  anderer  Dignitftten  soUen  und 
wollen  Wir  dahin  sehen ,  damit  inskünftige  auf  allen  Fall  dieselben  aUein 
denen  von  Uns  ertheilt  werden,  die  es  vor  Anderen  wohl  meritiret,  im 
Reiche  gesessen  und  die  Mittel  haben ,  den  afiektirten  Stand  pro  digmtaie 
auszuführen." 

•)  W.-K.  art  Vni.  §.  1:  „Wir  sollen  und  woUen  auch  .  .  .  hinfüro, 
jedoch  unbeschädigt  der  vor  Aufrichtung  weiland  Kaisers  Karls  VI.  Wahl- 
kapitulation .  .  .  gewilligten  Zollkoncessionen  .  .  .  keinen  Zoll  von  neuem 
geben,  noch  einige  alte  erhöhen  oder  prorogiren  .*.(§.  2).  Es  sei  dann 
nicht  allein  mit  aller  und  jeder  Kurfürsten  Wissen  und  Willen,  Zulassen 
und  Kollegialrathe  durch  einhelligen  Schlnss  also  in  diesem  Stücke  yer- 
fahren'*  etc.  —  Nach  §.  3  sollten  auch  die  benachbarten  Kreise,  insbesondre 
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§.  85.  Kaiserliche  Machtvollkommenheit  u.  Reservatrechte.       Igl 

Beeht  darchaos  nicht  als  in  der  Landeshoheit  liegend  be- 
trachtet wurde,  aber  von  den  Kaisern  theils  als  Gnade,  theils 
darch  onerose  Greschäfte,  wie  Kauf,  oder  als  Pfandschaft,  datio 
in  iolutum  u.  dgl.,  theils  fUr  immer,  theils  für  bestimmte  Jahre 
oder  auf  Widerruf,  sowohl  an  Landesherren,  wie  an  einzelne 
Privatpersonen,  auch  eben  sowohl  an  Landstädte  wie  an  Reichs- 
städte verliehen  wurde'');  2)  das  Recht,  das  Münzregal  in 
ähnlicher  Weise  wie  die  Zollgerechtigkeiten  zu  verleihen^). 

Vni.  Als  jura  reseroata  communia  wurden  betrachtet: 
1)  das  Recht,  Volljährigkeit  {venia  aetatis)  zu  ertheilen,  un- 
eheliche Kinder  durch  Rescripte  zu  legitimiren,  oder  sie  von 
dem  Ehren -Makel  der  uneheligen  Geburt  zu  befreien  (sog. 
Legitimatio  minus  pleno);  2)  Notarien  zu  ernennen,  Lehen- 
fähigkeit und  Wappen  zu  ertheilen  (zum  Wappengenossen  zu 
machen). 

IX.  Der  Kaiser  übte  sowohl  die  jura  reservata  exclusiva 
als  die  communia  regelmässig  durch  besonders  angestellte 
Beamte  aus,  welche  Hofpfalzgrafen  hiessen:  ihre  Befugniss 
hiess  Comitiva.  Man  unterschied  die  niedere  und  die  höhere 
Comitive  (Comitiva  minor  et  major).  Die  erstere  begriff  die 
Befugniss ,  die  zuletzt  genannten  jura  reseroata  communia  aus- 
zuüben: die  letztere  überdies  das  Recht  zu  adeln  und  die 
niedere  Comitive  zu  ertheilen®).  Die  Wtlrde  eines  Hofpfalz- 
grafen nebst  der  niederen  Comitive  wurde  aber  auch  häufig 
an  Landesherren,  sogar  auch  an  nicht  regierende  Personen 


deijenige,  in  welchem  der  neue  Zoll  aufgerichtet,  oder  ein  alter  erhöht  u.  s.  w. 
werden  sollte,  darüber  vorerst  gehört  werden. 

f)  Vergleiche:  Das  ZoUweseu  in  Deutschland,  geschichtlich  beleuchtet 
Frkf.  a.  M.  1832.  —  Interessante  Urkunden  enth&lt:  (Longard  I)  Ausführung 
der  Ansprüche  des  H.  Grafen  Jakob  zu  Eltz-Eempenich  aus  dem  Rhein- 
zoUe  zu  Engers,  Coblenz  1842. 

*)  W.-K.  art  IX.  §.  6.  ,,Wir  sollen  und  wollen  auch  hinfüro  ohne 
Vorwissen  und  absonderliche  EinwiUigung  der  Kuxfürsten  und  Vernehmung, 
auch  billige  Beobachtung  desjenigen  Kreises  Bedenken,  darin  der  neue 
Münzstand  gesessen,  niemanden  ...  mit  Münzfreiheiten  oder  Münzstätten 
begaben  und  begnadigen.'* 

0)  Pütter,  inst  $.  138;  Schmid,  Staatsr.  §.  145.  -  Die  höheren 
Comitive  wurden  selten  ertheilt.  Erblich  hatten  sie  das  Haus  Pfalz  und  das 
Haus  Schwarzburg.    Schmalz,  Staatsr.  §.  180. 
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verliehen  ^^)y  oder  mit  gewissen  Aemtem  ein  ftr  allemal  ver- 
banden ^^). 

§.  86. 
Anfang  der  kaiserlichen  Regierung^). 

I.  Die  kaiserliche  Begiemng  begann  mit  der  Beschwö- 
rung der  Wahlkapitulation  y  welche  reichsgrundgesetzlich  vor 
der  Krönung  geschehen  musste^).  Die  Krönung  wurde  in  den 
letzten  Zeiten  von  dem  Erzbischofe  von  Mainz  (als  Kurerz* 
kanzler)^)  zu  Frankfurt  vorgenommen^). 

n.  Der  Kaiser  musste,  um  selbst  regieren  zu  können,  das 
achtzehnte  Jahr  erreicht  haben  ^),  und  seine  Residenz  im 
Reiche  halten^). 


*^)  Z«  B.  in  den  Grafendiplomen  einiger  TitnlaireichsgTafen. 

*0  So  z.  B.  hatte  sie  der  jeweilige  Prorektor  und  der  juristische  Dekan 
der  Uniyersit&t  Heidelberg  durch  ein  Reichsrikariatsdiplom  yom  23.  August 
1745.  Aus  diesem  ist  auch  der  oben  angeitihrte  Inhalt  der  Comüiva  minor 
hier  mitgetheilt.  —  Yeigl.  meine  Alterthümer  d.  deutsch.  Reichs  u.  Rechts, 
Bd.  I.  (1860)  S.  366  flg. 

0  Pütter.  inst  §.  495.—  Gönner,  Staatsr.  $.  106.—  Leist,  §.66. 

s)  W.-K.  (17d2)  art.  30.  §.  5.  6.  „Wir  yersprechen  und  geloben  aber 
sothane  Beschwörung  der  Kapitulation  noch  yor  Empfiing  der  Krone  in 
eigener  Person  selbst  zu  leisten  .  .  .  auch  ehe  wir  solches  gethan  ans 
der  Regierung  nicht  zu  unterziehen.*-  —  Ebendas.  art  m.  §.  18.  „Bis 
Wir  die  W.-K.  in  Person  beschworen,  folglich  das  Regiment  wirklicfa  an- 
getreten." —  Vergl.  die  Gold.  Bulle  cap.  2.  §.  a 

3)  Ueber  die  Krönungsfeierlichkeiten,  die  dabei  gebrauchten  Reicha- 
kleinodien,  die  Ableistung  des  kaiserlichen  Regierungseides  u.s.w. 
B.  Leist  Staatsr.  $,  65.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  113.  —  Pütter,  inst 
§.  496  und  die  daselbst  angeführte  Literatar.  —  In  firfiheren  Zeiten  con- 
CQirirte  Göln  mit  Mainz  in  der  Ausübung  des  Krönungsrechts.  Goldene 
Bulle  cap.  4.  §.  4;  Vergleich  y.  16.  Juni  1657,  bei  Schmauss,  S.  1038; 
W.-K.  (seit  1668)  art  3.  §.  9.  —  Pütter,  inst  §.  497. 

*)  Ursprtknglich  war  Aachen  die  Krönungsstadt  gewesen;  seit  K.  Fer- 
dinand I.  geschah  die  Krönung  aber  immer  an  dem  Wahlorte.  Pfltter» 
inst  §.  497.  ~  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  186&  Thl.  EL  %.  45. 

s)  So  musste  K.  Joseph  I.  in  der  W.-K.  (1690)  art  47  yenprechen: 
„Uns  auch  keiner  Regierung  .  .  .  zum  Prigudiz  der  Reichsvicarien,  welche 
inmittelst  die  Reichsadministration  führen,  die  Expedition  aber  in  Unserem 
Namen  yerfügen  sollen,  unterziehen,  bis  Wir  das  achtzehnte  Jahr  Unsers 
Alters  erreicht  und  angefangen  haben.*'  Gerstlacher,  Handb.  X.  S.  1794. 

«)  W.-K.  art.  XXni. 
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m.  Eine  förmliche  Reichshnldigang  leiBteten  nur  dieBeichs- 
Btftdte;  die  ttbrigen  Reichsstände  leisteten  den  Hnldigungseid 
zugleich  mit  dem  Lehenseid  bei  der  Belehnnng  mit  ihren  Beich»- 
leben  nnd  Hoheitsrechten  ^). 


§.  87. 
Ende  der  kaiserlichen  Regierung^). 

Die  kaiserliche  Regiemng  endigte  1):  dnrch  den  Tod  des 
Kaisers;  2)  durch  Resignation  (Abdankung),  d.  h.  durch 
freiwillige  Niederlegung  der  Krone ^);  3)  durch  Absetzung, 
worüber  es  jedoch  an  ausreichenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
fehlte.  Der  Sachsenspiegel  und  der  SchwabenspiegeP)  sowie 
auch  die  goldene  BuUe  Karls  IV.  ^)  sprechen  zwar  von  einer 
Jurisdiktion  des  Pfalzgrafen  bei  Bhein  ttber  den  Kaiser.  Diese 
galt  aber  später  entschieden  fttr  unpraktisch,  obschon  die 
betreffende  SteUe  der  goldenen  Bulle  durch  kein  neueres  Beichs- 
gesetz  ausdrücklich  aufgehoben  worden  war.  Die  Theoretiker 
aus  der  letzten  Zeit  des  Beichos  hielten  mindestens  einen 
Comitialschluss  ftr  nothwendig,  wie  bei  der  Absetzung  eines 
Reichsstandes^). 


^  Leist,  Staatsr.  §.  66;  beeondeni  Gönner,  Staatar.  i  279. 

0  Leist,  Staatsr.  §.  67.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  106. 

«)  So  £.  B.  Karl  Y. 

')  Sachsensp.  m.  62.  §.  3.  —  Schwabensp.  c  121.  12a  — 
Meine  deutsche  Bechtsgesch.  8.  Aufl.  18&8.  TbL  IL  §.  46.  Note  14.  (Siehe 
anch  oben  }.  58.  Note  5).  —  A.  Schulie,  de  jorisdictioiie  pri2iGq>um, 
praesertiBi  Gomitis  palatini  in  imperatorem  exerdta,  Jena  1847. 

*)  Gold.  Bulle  c  Y.  §.  8:  „Et  quamvis  Imperator  sive  Rex  Roma- 
noTom  super  causis,  pro  quibus  imperator  impetitus  fderit,  habeat,  sicut 
«SB  cantuekuüne  introductum  diciinwy  coram  comite  Palatino  Rheni  .  .  . 
respondere,  illad  tarnen  judidom  comes  Palatinos  ipse  nan  oMbi,  praeter- 
quam  in  imperiaU  curia,  ubi  Imperator  seu  Romanorum  Rez  praesens  ex- 
üterit,  poterit  ezercere." 

»)  Man  bezog  sich  auf  die  Analogie  der  W.-K  art  L  §.  8.  4,  wonach 
aach  kein  Reichsstand  ohne  Comitialbewilligung  entsetzt  oder  suspendirt 
werden  durfte.  Gönner,  Staatsr.  §.  106.  810.  —  Leist,  §.  67.  148.  — 
Moser,  Staatsr.  ThL  YII.  S.  71  flg. 
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§.  88. 
Der  römische  König  ^). 

L  Wenn  bei  dem  Leben  eines  Kaisers  ein  Nachfolger 
desselben  gewählt  wurde,  so  führte  dieser  den  Titel  römischer 
König  (Rex  Romanorum). 

U.  Die  Frage,  wer  über  die  Nothwendigkeit,  einen  solchen 
römischen  König  zu  wählen,  entscheiden  solle,  war  im  west- 
phälischen  Frieden  unerledigt  geblieben^).  Später  kam  auf 
dem  Reichstage  in  den  Jahren  1691  und  1711  ein  Vergleich 
zwischen  den  Kurfürsten  und  den  übrigen  Fürsten  zu  Stande, 
dessen  Inhalt  seitdem  auch  in  die  Wahlkapitulationen  auf- 
genommen wurde.  Hiemach  sollten  die  Kurfürsten  nur  bei 
dem  Vorhandensein  besonderer  Gründe  zur  Wahl  eines  römi- 
schen Königs  bei  dem  Leben  des  Kaisers  schreiten. 

lU.  lieber  das  Vorhandensein  eines  solchen  Grundes  ent- 
schieden jedoch  die  Kurfürsten  allein.  Sie  mussten  von  ihrem 
Beschlüsse,  eine  römische  Königswahl  vorzunehmen,  dem  Kaiser 
Anzeige  machen,  und  dessen  Genehmigung  zur  Vornahme  der 
Wahl  nachsuchen,  konnten  aber  damit  doch  vorschreiten,  wenn 
sie  die  Verweigerung  der  kaiserlichen  Zustimmung  nicht  für 
hinreichend   begründet  erachteten^).     Es  lag  jedoch  in  dem 


«)  Pütter,  inst.§.  504  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  69.  70.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  116  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  134.  —  Schmalz,  Staatsr. 
§.  154.  •—  Moser,  v.  römischen  Kaiser,  §.  671  flg. 

«)  J.  P.  0.  art  Vm.  $.  3.  —  üeber  die  früher  übliche  Bezeichnung 
des  erwählten  Kaisers  selbst  vor  der  Krönung  durch  den  Papst  als  Rex 
Ramanorum,  s.  oben  §.  83.  Note  2. 

5)  W.-K.  art.  ffl.  (1711.  §.  11)  1792.  §.  10:  „Und  nachdem  von  Kur- 
fürsten und  Fürsten  zu  Begensburg,  nach  Anleitung  articuU  TEO.  Tnstru- 
menü  Pacta,  von  der  Wahl  eines  römischen  Königs  bei  Lebzeiten  eines 
erwählten  römischen  Kaisers  gehandelt  und  yerglichen  worden,  dass  die 
Kurfürsten  nicht  leicht  lieh  zur  Wahl  eines  römischen  Königs  vhenU 
imperatore  schreiten,  es  wäre  dann,  dass  entweder  der  er?rählte  und 
regierende  römische  Kaiser  sich  aus  dem  römischen  Beich  begeben, 
und  beständig  oder  allzulangaufhalten  wollte,  oder  derselbe  wegen 
seines  hohen  Alters  oder  beharrlicher  Unpässlichkeit  der  Be- 
gierung  nicht  mehr  vorstehen  könnte,  oder  sonst  eine  anderweitige 
hohe  Nothdurft  .  .  .  erforderte  einen  römischen  König  noch  bei  Leb* 
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Interesse  der  Kaiser  selbst,  einem  ihrer  Söhne  oder  einem 
anderen  Mitgliede  ihres  Hanses  dureh  Veranlassung  der  Enr- 
flirsten  zur  römischen  Eönigswahl  schon  bei  ihrem  Leben  die 
Nachfolge  in  der  kaiserlichen  Würde  zu  sichern. 

IV.  Die  Rechte  des  römischen  Königs  waren:  1)  der 
Majestätstitel;  2)  der  einköpfige  Adler  als  Wappenträger; 
3)  der  Vorrang  vor  allen  Beichsständen.  4)  Er  war  Reichs- 
Verweser  bei  Verhinderong  des  Elaisers  znr  Aosttbang  der 
kaiserlichen  Begiemng,  durfte  sich  aber  ausserdem  ohne  dessen 
Auftrag  in  die  Beichsregierung  nicht  einmischen^);  bei  dem 
Tode  des  Kaisers  oder  bei  Resignation  desselben  ging  die 
Beichsregierung  ipso  jure  an  ihn  tlber,  und  zwar  ohne  neue 
Krönung  und  Beschwörung  der  Wahlkapitulation,  da  dies  alles 
gleich  bei  der  römischen  Königswahl  selbst  stattfand. 

§.  89. 
Die  Reichsvikarien*). 

I.  Eine  Reichsverwesung  war  zur  Reichszeit  schon  darum 
oft  nothwendig,  weil  das  Reich  Wahhreich  war,  und  daher  leicht 
ein  kaiserloser  Zustand,  sog.  Zwischenreich,  Interregnum^ 
eintreten  konnte. 


zelten  des  regierenden  Kaisers  zu  erwftUen,  und  dann  dass  in  solchem  ein 
und  andern  angeregten,  wie  auch  erstgedachtem  Nothfalle  die  Wahl  eines 
römischen  Königs  durch  die  Kurfürsten,  mit  oder  ohne  des  regieren- 
den Kaisers  Consens,  wenn  derselbe  auf  angelegte  Bitte  ohne 
erhebliche  Ursache  verweigert  werden  sollte,  Torgenommen,  und  damit 
. .  .  frei  und  ungehindert  verfahren  werden  solle;  so  wollen  und  sollen 
Wir  diesen  der  Kurfürsten  und  Fürsten  unter  einander  verfassten  Schluss, 
wie  hiermit  geschieht,  für  genehm  und  Uns  demselben  gemäss  und  conform 
halten.*' 

«)  Z.  B.  W.-K.  Josephs  11.  (1764)  art.  XXX.  §.  8:  „Wir  sollen  und 
wollen  auch  keine  Regierung  und  Administration  im  heil.  Römischen  Reich, 
so  lange  ihre  Kaiserliche  Msgest&t  im  Leben,  ohne  Dero  ausdrücklichen 
Auftrag  und  Einwilligung  Uns  unterziehen,  noch  Ihro  an  der  Hoheit  und 
Würde  des  Kaiserthums  einigen  Eintrag  thun.'* 

0  Pütter,  inst.  §.  478  flg.  —  Moser,  v.  dem  röm.  Kaiser,  S.  737.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  95  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  118  flg.  -^  Schmid, 
Staatsr.  §.  135.—  Schmalz,  Staatsr.  §.  190.—  Meine  deutsche  Rechts- 
geschichte 3.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  §.  47.  59.  67.  —  Jos.  v.  Sartori,  reichs- 
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U.  Durch  Herkommen^)  and  dessen  ausdrückliche  Be- 
stätigung in  der  goldenen  BuUe')  und  in  den  kaiserlichen 
Wafalkapitulationen^)  waren  Kurpfalz  und  Eursachsen 
die  Reiefasverweser  {Promaares  rive  mearä  imp&rii)  in  den 
deutschen  Landen.  In  Italien  war  (dem  Namen  nach) 
Savoyen  Beichsverweser^). 

in.  Eurpfalz  und  Eursachsen  behandelten  als  Reichs- 
verweser  in  Deutschland,  wenn  keinEaiser  vorhanden  war, 
nur  jene  Reichsgeschäfte  gemeinschaftlich,  welche  ihrer  Natur 
nach  untheilbar  waren  ^):  im  Uebrigen  fllhrten  sie  die  Reichs- 
Verwesung  in  getheilten  Distrikten,  woftlr  die  Bezeichnung 
„Länder  des  sächsischen  Rechts  und  Landes  des  frän- 
kischen Rechts''  gebräuchlich  geworden  war^). 

IV.  Ueber  die  Theilung  ihrer  Amtsbezirke  bestand  ein 
Vergleich  v.  J.  1750  s). 


yikariatisches  Staatsr.,  Augsburg  1790.  —  J.  Gh.  Enötschker,  Yersnch 
einer  Geschichte  des  Reichsvikariats  durch  Deutschland  und  Italien  in  den 
Zwischenreichen  vor  der  goldenen  Bulle,  Leipzig  17%. 

*)  DerSchwabensp.  Ldr.(Lassb.)c.  125,  weiss  nur  erst  ToneineinReichs- 
yikariate  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  aus  speciellem  kaiserlichen  Auftrag 
während  einer  Abwesenheit  des  Kaisers,  „vnd  yert  der  Eiunig  ?on  tutschem 
lande  .  .  .  da  sol  er  dem  phalentzgraven  von  Rine  den  gewalt  geben,  das 
er  rihter  si.  an  des  Kuniges  stat  über  der  fursten  lip.  vnde  gibt  er  im  des 
gewaltes  nat  so  hat  er  kein  recht  daran.*' 

s)  Gold.  Bulle  cap.  Y. 

4)  W.-K  (1792)  art  m.  §.  14—18;  XI  §.  7;  Xm.  §.  9. 

0  W.-K.  art.  XXVI.  §.  2. 

«)  So  z.  B.  die  Fortsetzung  eines  Reichstags:  die  Bestätigung  des 
Reichskammergerichts  in  seiner  Funktion  u.  dgL 

7)  Goldene  Bulle,  cap.  Y.  §.1:  „Quoties  insuper  . . .  sacrum  vacare 
continget  Imperium,  illustris  Comes  Palatinus  Rheni  ...  ad  munus  futori 
Regia  Romanorum  in  partibus  Bheni  ac  Sueviae  et  in  Jure  Franconieo .  . . 
esse  debet  provisor  ipsius  imperii. ''  Ibid.  §.  2.  „Et  eodem  Jure  provisionia 
illustrem  Ducem  Saxoniae  . . .  firui  volumus  in  bis  lods,  ubi  Saxomea  jura 
servantur."  —  Nach  der  Trennung  der  Kurhäuser  Pfalz  und  Bayern  er- 
richteten dieselben  im  J.  1724  einen  Vergleich  wegen  gemeinschaftlicher, 
und  im  J.  1745  wegen  altemirender  Führung  des  rheinischen  Reichs- 
vikariats. Schmauss,  S.  1345  flg.  —  Mit  dem  Erlöschen  der  kurbaye- 
rischen  Linie  (30.  Dec  1777)  fiel  die  Bedeutung  dieser  Vergleiche  Ton 
selbst  hinweg. 

<)  Ein  Extrakt  dieses  Vergleichs,  der  niemals  vollständig  veröffentlicht 
worden  zu  sein  scheint,  findet  sich  bei  Schmauss,  S.  1626.  —  £r  sollte 
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V.  Die  Beiohsvikarien  konnten  in  Thätigkeit  treten :  1)  Sede 
plenüy  d.  h.  bei  Verhindernng  des  lebenden  Kaisers, 
z.  B.  wegen  seiner  UnmUndigkeit*),  sowie  anch,  naeh  yo^ 
gängigem  Comitialschlnss  bei  langer  Abwesenheit^  Alters- 
sehw&ohe  n.  dergl.  des  Kaisers,  sofern  nicht  schon  ein  römischer 
König  erwählt  war^^):  In  diesem  Falle  waren  sie  eigentliche 
RegiernngSTormflnder,  oder  y^adtniniHratares^^  der  kaiserlichen 
Gewalt  nnd  handelten  stets  ,,im  Namen'*  des  Kaisers,  and 
daher  auch  durchaus  nnd  nothwendig  gemeinschaftlich,  sowie 
auch  alle  Beichsgerichte  hier  in  ununterbrochenem  Gange 
blieben.  2)  Sede  vacante,  d.  h.  wenn  ein  wirkliches  Inter- 
regnum eintrat,  so  ging  im  Allgemeinen  alle  Reichsgewalt  an 
die  Beichsyikarien  als  ihr  grundgesetzliches  Recht  interimistisch 
ttber. 

VI.  Es  nennt  zwar  die  goldene  Bulle  cap.  V.  §.  1  nur 
vier  Rechte  ausdrücklich  als  den  Reichsvikarien  zuständig; 
dies  erklärt  sich  aber  daraus,  weil  nur  die  Zuständigkeit  dieser 
Rechte  frtther  bezweifelt  worden  war:  nämlich  1)  Poteetae 
judieia  exereendi.  Hierunter  verstand  man  seit  der  Einrichtung 
des  Reichskammergerichtes  und  des  Rdchshofrathes  a)  das 
Recht,  das  Reichskammergericht  gemeinschaftlich 
zur  Fortsetzung  seiner  Amtsthätigkeit  zu  ermächtigen  und  das- 
selbe zu  visitiren  ^^);  b)  anstatt  des  durch  den  Tod  des  Kaisers 
jeweilig  suspendirten  Reichs  ho  fr  athes  durfte  sogar  jeder 
der  beiden  Reichsvikarien  ftlr  seinen  Sprengel  ein  sog.  reichs- 
vikariatisches  Hofgericht ftir  die  Dauer  des  Interregnums 
einrichtend^);  2)  Jus  ad  henefieia  eeclesiastiea  praesentandi, 
d.  h.  das  kirchliche  Präsentationsrecht  auszuttben,  wo  es 
der  Kaiser  als  Patron  hatte ^^);  3)  das  Recht,  die  Reichs- 


nach  der  W.-E.  (1792)  art  m.  §.  17,  dem  Reiche  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden,  was  aber  nicht  geschehen  ist 

*)  Yergl.  die  Bestimmungen  in  der  W.-K.  Josephs  I.  art  47  (s.  oben 
§.  86.  Note  5). 

«)  W.-K.  (1792)  art  IH.  §.  14. 

**)  Patter,  inst  §.  481, 

tt)  W.-K.  (1792)  art.  m.  §.  15.  —  Danz,  über  die  Justizyerfassung 
in  Deutschland  während  eines  Zwischenreichs,  Stuttgart  1790. 

*>)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  jus  precum  primariarum  (s.  oben 
(.  85),  welches  seinem  Begriffe  nach  nur  dem  Kaiser  zustehen  konnte. 
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einkünfte  während  des  Interregniuns  za  beziehen ,  nnd  4)  Jus 
invesiiendi  de  feudü,  et  juramenta  fideUtatis  jure  et  nomine  gaeri 
imperii  rectpiendi.  Eigentlich  war  hierunter  nur  das  Recht  der 
Lebensernenerung  bei  Veränderungen  in  der  Person  der 
Vasallen  (in  der  dienenden  Hand)  zu  verstehen.  Allein  das 
Herkommen  legte  den  Reichsvikarien  auch  das  Recht  bei, 
heimgefallene  Reicbslehen  weiter  zu  verleihen.  Ausge- 
nommen waren  nach  der  goldenen  Bulle  nur  Fürstenthttmer 
und  Fahnlefaen,  d.  b.  Leben  mit  eigentlichen  hohen  Regierungs- 
rechten  ^^).  Die  neueren  Wahlkapitulationen  beschränkten  diese 
Ausnahme  sogar  auf  eigentliche  Thronlehen^^). 

Vn.  Nach  dem  Herkommen  galten  die  Reichsvikarien  auch 
flir  befugt,  während  der  Dauer  ihrer  Zwischenregierung  Privi- 
legien, Pfalzgrafenrechte  und  Standeserhöhungen  zu  ertheilen. 
Sie  konnten  auch  Reichstage  ausschreiben  und  fortsetzen*^) 
und  Gommissarien  zu  den  Bischofswahlen  abordnen. 

Vni.  Ausser  der  bereits  erwähnten  Verleihung  von  Fahn- 
leben  war  den  Reichsvikarien  nur  noch  die  Verpfändung 
und  Veräusserung  von  Reicbsgtttem  untersagt*^. 

§.  90. 

Von  den  Reichsständen  und  ihren  Collegien 

im  Allgemeinen*). 

I.  Reichsstandy  Status  imperii,  im  allein  reichsgrund- 


M)  6  old.  Bulle,  cap.  Y.  §.  1 :  „ . . .  feudis  principum  duntaxat  exceptis 
et  Ulis,  quae  Vanlehen  vulgariter  appellantur,  quonim  inTestituram  et 
coUationem  soll  Imperator!  vel  Regi  Romanorum  specialiter  reservamus." 
Ueber  den  Begriff  von  Fahnlehen  s.  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
18Ö8.  Thl.  n.  §.  13.  47. 

*>)  W.-E.  (17d2)  art  XI.  §.  7 :  „ .  .  .  (als  worin  die  von  einem  jedes- 
maligen römischen  Kaiser  coram  throno  zu  empiangenden  Lehen  allein  aus- 
genommen sind).*' 

*»)  Ausdrücklich  bestimmt  dies  die  W.-K.  art  Xm.  §.  9. 

17)  Gold.  Bulle,  cap.  V.  §.  I:  „Ipse  tarnen  Comes  Palatinns  omne 
genuB  alienationis  seu  obligationis  rerum  Imperialium  hcgnsmodi  prorisionis 
tempore,  expresse  noverit  sibi  interdictum.  *' 

*)  Moser,  Staatsr.  Th.  vm.  IX.  XLIIL  —  Derselbe,  von  den 
deutschen  Beichsständen,  der  Beichsritterschaft,  auch  den  übrigen  unmittel- 
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gesetzlichen  Sinne  ^)  war  nnr,  wer  auf  dem  Reichstage  wirklich 
Sitz  und  Stimme  {Sessionem  et  votum)  ftthrte^),  oder  doch  zu 
f&hren  berechtigt  war^).  Diese  Berechtigung  setzte  seit  dem 
J.  1653^)  ausser  der  kaiserlichen  Verleihung  der  Reichs- 
standschaft eine  darauf  erfolgte  reichscoUegialische  Goop- 
tation  und  gehörige  Habilitation  oder  Qualificirung 
voraus^).    Ob  sodann  die  wirkliche  Admission  (auch  sog. 


baren  Beichsgliedem ,  1767.  ^  Pütter,  inst  §.  26;  71  flg.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  71.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  133.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136.  — 
Meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1853, 
§.  74  flg. 

>)  Einige  sprachen  auch  von  Standen  des  Reichs  in  weiterem  Sinne 
und  verstanden  darunter  alle  reichsunmittelbaren  Landesherren,  wenn  sie 
auch  keinen  Sitz  und  Stunme  auf  dem  Reichstag  hatten.  Allein  die  Un- 
richtigkeit und  praktische  Bedeutungslosigkeit  eines  solchen  Begriifes,  und 
dass  Landeshoheit  allein  zur  Reichsstandschaft  nicht  genügte,  war  von 
den  besseren  Publicisten  des  vorigen  Jahrhunderts  übereinstimmend  aner- 
kannt S.  meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  §.  74.  Note  ♦♦).  —  Lei  st , 
Staatsr.  §.  57.—  Scheidemantel,  Repert.  Bd.  IV.  S.  654.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  136.  Note  *).  —  Genau  unterschied  auch  der  Reichsdeputations- 
abschied von  1564.  §.  29  „die  so  nicht  Stände  des  heil.  Reichs,  jedoch 
dem  heil.  Reich  immedkUe  unterworfen." 

3)  So  wenig  wie  Landeshoheit  und  Reichsunmittelbarkeit,  eben  so  wenig 
genügte  ein  Sitz  auf  dem  Reichstage  ohne  Votum,  um  Reichsstand  zu 
sein.  Solchen  Sitz  ohne  Stimme  hatten  einige  Reichsbeamte,  wie  z.  B. 
die  Grafen  von  Pappenheim,  als  Reichserbmarschälle,  und  die 
Grafen  von  Werthern  als  Reichserbthürhüter. 

*)  Ueber  den  Begriff  und  die  Voraussetzungen  dieser  Berechtigung  siehe 
meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  (1853)  §.  76  flg. 

B)  Ueber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  Regens- 
burg 1653  u.  1654,  siehe  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  (1853)  §.  64. 

•)  W.-E.  (des  römischen  Königs  Ferdinand  IV.  1653.  art  47)  1792. 
art  I.  §.  5:  „Auch  keine  Fürsten,  Grafen  und  Herren  in  fürstlichen  oder 
gräflichen  CoUegüa  an-  oder  aufnehmen,  sie  haben  sich  dann  vorher  dazu 
mit  einem  Immediatfürstenthum,  resp.  Graf-  oder  Herrschaft,  genug- 
sam qualificirt,  und  mit  einem  standeswürdigen  reichs-  und  kammer- 
gerichtlichen Matrikularan schlage  ...  in  einem  gewissen  Kreise 
eingelassen  und  verbunden,  und  über  solches  AUes  neben  dem  kurfürst- 
lichen auch  dasjenige  Kollegium  oder  Bank,  darin  sie  auf- 
genommen werden  sollen,  in  die  Admission  ordentlich  gewilliget, 
also  dass  sothane  Admission  erst  nach  vollständig  bewirkter 
Qualificirung  erfolgte,  am  wenigsten  aber  selbige  von  blossen  Per- 
sonalisten,  die  nicht  mit  vorbeschriebenen  an  sich  bereits  unmittelbaren 
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Introdaktion)  bereits  erfolgt  war  oder  nicht''),  oder  ob  sich 
der  cooptirte  und  gehörig  habilitirte  Beichsstand  etwa  seines 
Rechtes  nicht  bediente,  sei  es  weil  er  nicht  wollte^),  oder  weil 
er  in  Folge  einer  Mediati sirnng,  d.  h.  wegen  Snbjektion 
unter  einen  anderen  Reichsstand  (als  sog.  Status  exemius)  zur 
Zeit  nicht  konnte*),  kam  nicht  weiter  in  Betracht. 

IL  Nnr  mit  diesen  Reichsständen  handelte  der  Kaiser: 
nur  diese  machten  das  Reich  aus,  nnr  diese  durften  dem 
knrfllrstlichen  Collegium  ihre  Wflnsche  nnd  Monita  bei  Gelegen- 
heit der  Abfassung  der  kaiserlichen  Wahlkapitnlation  vor- 
tragen :  nur  diesen  galten  auch  die  kaiserlichen  Zusicherungen, 
welche  zu  Gunsten  von  Eurftirsten,  Fürsten  und  ,,  Ständen'^ 
in  die  Wahlkapitulationen  oder  in  andere  Reichsgesetze  auf- 
genommen wurden  ^^). 


Besitzungen  versehen  sind,  Statt  finden  soll*'  VergL  den  jüngsten  Beichs- 
abschied  (1654)  §.  197  bei  Schmanss,  S.  1025.  —  Yergl.  über  die  Per- 
sonalisten  unten  §.  92. 

')  üeber  den  Unterschied  von  Gooptation  und  Admission  eines 
Reichsstandes,  veigL  meine  Schrift:  üeber  bohen  Adel  (1853)  §.  77. 

*)  Wiederholt  wurde  in  den  Reicbsgesetcen  und  Reichstagsrerhandlungen 
darauf  gedrungen,  dass  solche  „ni ob t  beihaltende  Mitst&nde'S  welche 
sieb  durch  die  Unterlassung  der  Ausübung  ihres  rddisst&ndischen  Sita-  und 
Stimmrechts  auch  den  Beiträgen  zu  den  Reichslasten  zu  entziehen  suchten, 
unter  Bedrohung  mit  der  Entziehung  ihres  Bechts  beigezogen  werden  sollten. 
R-A.  1548.  §.  73;  Beschluss  der  Wetterauischen  Grafen  v.  12.  Febr.  1696 
(Moser,  Staatsr.  Th.  19.  S.  376);  Protokoll  des  fränkischen  Grafentags 
y.  24.  Mai  1785  (Reuss,  deutsche  Staatskanzlei,  Bd.  X.  S.  306). 

®)  üeber  den  Begriff  von  «S^oIim  «Mm^*  oder  Exemtionen,  s.  Schei- 
demantel, Rep.  I.  S.  904  flg.  —  Moser,  v.  d.  deutschen  Reichsst&nden 
Bd.  I.  Kap.  10.  §.  12.  —  Gönner,  deutsch.  Staatsr.  §.  225.  —  Pütter, 
inst  §.  475.  --  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1853)  S.  8  flg.  —  Der 
Reichsstand,  welcher  einen  Mitstand  unter  seine  Landeshoheit  gebracht 
hatte,  hiess  Eximens;  man  unterschied  Exemtiones  cum  onere  und  sine  onere, 
je  nachdem  der  Eximens  die  ordentlichen  Reichslasten  für  die  Exemüo  über- 
nommen hatte  oder  nicht  Alle  solche  Exemtionen  betrachtete  das  Reich 
als  eine  bedauerliche  Verminderung  seiner  Mitglieds,  und  daher  schrieb 
auch  der  westph&lische  Frieden  ausdrücklich  vor,  dass  baldigst  auf  ihre 
Wiederherstellung  Bedacht  genommen  werden  sollte.  (J.  P.  0.  art  VIIL 
§.  3.  „In  proximis  comitiis  de  reduoendis  statibus  exemtis  agatur.  — 
Solche  eximirte  Stände  heissen  in  der  W.-K.  art.  IX.  §.  10,  11,  auch 
„Mediatst&nde*'  oder  „mittelbare  Stände". 

«0)  Dies  ergibt  sich  insbesondere  daraus,  dass  es  diesen  Reichsständen 
erst  bei  den  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  zu  Regensbnrg  1653  gelang, 
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ni.  Sollten  in  einzelnen  Beziehnngen  noch  andere  Teichs- 
unmittelbare  Herren,  wie  die  Reichsritterschaft,  nnter  solchen 
reichsgesetzlichen  Bestimninngen  mitbegriffen  werden,  so  wnrde 
dies  in  den  Beichsgesetzen  jederzeit  besonders  aasgesprochen  ^^). 
Insgemein  gebranchen  die  Reichsgesetze,  wenn  sie  etwas  anf 
sämmtliche  Reichsstände  Bezügliches  anssprechen  wollen, 
die  Formel:  ^^Korflirsten,  Fflrsten  nnd  Stände  des  Reichs ''i^). 
Mitunter  werden  aber  auch,  ohne  dass  damit  etwas  anderes 
aasgedrttckt  werden  soll,  noch  Grafen,  Prälaten  and  Herren 
dabei  ebenfalls  genannt  ^^). 

IV.  AUe  diese  Klassen  hatten  katholische  and  pro- 
testantische Mitglieder. 

V.  Aaf  dem  Reichstage  verhandelten  die  Reichsstände 
nach  Herkommen  regelmässig  in  drei  CoUegien :  dem  Collegiam 
der  Earftlrsten,  dem  Collegiam  der  Fürsten,  Grafen  und 
Herren,  oder  sog.  Fttrstenrathe  und  d^m  Collegiam  der 
Reichsstädte. 

§.  91. 
Vorrechte  der  Reichsstände  ^). 

Die  Vorrechte  der  Reichsstände  waren  im  Allgemeinen: 

I.  Sitz    nnd    entscheidende  Stimme   (Sessio  et  votum) 

aof  dem  Reichstage^).    Diese  Stimme  konnte  aber  Viril-  oder 


die  Aendenmg  durchzusetzen,  dass  in  der  Wahlkapitulation  des  römischen 
Königs  Ferdinands  IV.  1653  zum  erstenmale  da,  wo  firüher  bei  kaiserlichen 
Zusicherungen  nur  der  Kurfürsten  Erw&hnung  geschehen  war,  nunmehr 
diese  Zusicherungen  auf  Kurfürsten,  Fürsten  und  Stände  gestellt 
wurden,  J.  G.  v.  Meiern,  acta  comitial.  Raüaban,  Tom.  I.  p.  118.  — 
Meine  Schrift  über  hohen  Adel  (1858)  §.  74.  a.  £. 

")  So  z.  B.  in  der  W.-K.  art  I.  §.  2:  „Fürsten,  PriÜaten,  Grafen, 
Herren  und  Stände  (die  unmittelbare  Reichsritterschaft  mit- 
begriffen)''. Siehe  unten  §.  105.  Note  10.  —  Meine  Schrift:  Ueber 
hohen  Adel  (1853)  §.  74,  und  meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
ThL  IL  §.  20.  Note  4. 

«)  VeigL  z.  B.  W.-K.  (1792)  Art.  IV.  §.  1. 

«3)  Siehe  oben  Note  11. 

0  Gönner,  Staatsr.  §.  134.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136.  142. 

>)  Vergl.  oben  §.  81,  und  $.  90.  Note  3. 
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Cariat-Stunmeseiii:  es  hatte  n&mlich  nicht  jeder  Reichsstand 
eine  volle  selbstständige  Stimme,  sondern  sehr  häufig  nnr  An- 
theil  an  einer  mit  mehreren  Anderen  gemeinschaftlichen  Stimme'). 

II.  Sie  konnten  von  ihrer  Reichsstandschaft  nnd  der  Landes- 
regierung nur  nach  vorgängigem  Comitialbeschlnss  entsetzt 
oder  suspendirt  werden^).  Handelte  es  sich  dagegen  nur 
nm  den  Missbraach  des  Zoll-  oder  Münzregals,  so  konnte  ihnen 
dessen  Ausübung  auch  sofort  vom  Kaiser  und  nach  Umständen 
durch  Urtheile  der  Reichsgerichte  vorläufig  untersagt  oder 
entzogen  werden*). 

III.  Der  Kaiser  konnte  den  reichsgesetzmässigen  Erb- 
verbrüderungen der  Reichsstände  die  Confirmation  nicht 
verweigern*). 

IV.  Die  Reichsstände  hatten  den  Rang  vor  allen  Reichs- 
unterthanen:  insbesondere  war  den  reichsständischen  Reichs- 
grafen  der  Vorrang  vor  allen  ausländischen  und  inländischen 
Grafen  zugesichert^). 

V.  Die  Reichspfandschaften,  welche  die  Reichsstände 
inne  hatten,  waren  u  nablös  lieh®). 


s)  So  z.  B.  hatten  die  Rdchspr&laten  zwei,  die  Reichsgrafen  vier  Coriat- 
stimmen.    Siehe  unten  §.  94. 

«)  W.-K.  (1792)  art  L  §.  8.  4.  —  Doch  kam  es  mitunter  vor,  dass 
einem  Reichsstande  wegen  dessen  zerrütteten  Finanzwesens  unter  dem  Namen 
eines  kaiserlichen  Gommiss&rs  ein  Administrator  (sog.  Debet-  und  A d - 
ministrations-Gommission)  gesetzt  wurde,  deren  Thftdgkeit  aber 
nur  auf  den  Eameral-  und  Finanzzustand  des  Landes  beschr&nkt  war, 
ohne  im  Uebrigen  den  Landesherm  in  Ausübung  seiner  Regierung  zu  be- 
schränken. Moser,  Anmerk.  z.  d.  W.-K.  Franz  L,  S.  9,  dessen  deutsch. 
Staatsr.  Bd.  24.  S.  264.  —  Leist,  Staatsr.  §.  46. 

B)  W.-K.  (1792)  art  YIH.  §.  13,  bedroht  den  Missbrauch  eines  ver- 
liehenen Zollrechts  mit  Verlust  auf  Lebenszeit  des  Reichsstandes,  und 
bei  Communit&ten  mit  Entziehung  auf  30  Jahre:  der  Missbranch  des  Münz  - 
rechts  hat  nach  der  W.-K.  art  IX.  §.  7,  dessen  Verlust  „ohne  ferneres 
Erkenntnis s**  zur  unmittelbaren  Folge,  und  soll  dasselbe  (§.8)  „einem  solchen 
privirten  Stand,  ausser  einer  allgemeinen  Reichsversammlung  und  der  Stände 
BewiUigung  nicht  restituirt  werden." 

•)  W.-K.  (1792)  art  L  §.  9. 

-1)  W.-K.  art  in.  §.  22. 

•)  W.-K.  art  L  §.9;  X.  §.  4;  J.  P.  0.  art  V.  §.  26.  27.  —  Siehe 
oben  §.  84.  Note  19. 
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VI.  Die  Reichsstände  hatten  das  Recht  der  Autonomie 
in  Hinsicht  auf  ihre  Familienverhältnisse;  jedoch  waren  die 
Gränzen  desselben  nicht  nnbestritten  ®) ;  sie  hatten  femer: 

VII.  Das  Recht  der  Bttndnisse  mit  Auswärtigen  und  das 
Recht  der  Sonderbtindnisse  ({/mon^tf,  Einigungen)  unter  sich^^X 
und 

VIII.  Das  Recht  der  Selbstversammlung,  d.  h.  das 
Recht,  sich  in  und  ausser  den  Reichstagen  nach  ihren  GoUegien 
{collegialiier)  zu  versammeln,  sog.  ,,Tage"  zu  halten  oder 
ohne  solche  Form  (drcularitfr)  mit  einander  zu  verhandeln'*). 

IX.  Am  wichtigsten  und  einflussreichsten  und  eine  wesent- 
liche Grundlage  der  Reichsverfassung  war  die  Verbindung, 
welche  der  Religion  wegen  unter  den  religionsverwandten 
Reichsständen  unter  der  Bezeichnung  als  Corpus  CathoUcorum 
und  Corpus  Evangelicorum  bestand.  Jedes  Corpus  fasste  seine 
Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit:  bei  Meinungsverschiedenheit 
der  beiden  Corpora  aber  {Itio  in  partes,  s.  oben  §.  81.  V.  3) 
konnte  auf  dem  Reichstage  kein  Beschluss  durch  Stimmen- 
mehrheit zu  Stande  kommen  i^).  Das  Direktorium  in  dem 
Corpus  CathoUcorum  fltbrte  Mainz :  in  dem  Corpus  Evangelicorum 
Kur-Sachsen,  ungeachtet  der  katholischen  Religionseigenschaft 
des  regierenden  Hauses'^).     Uebrigens  war  die  Bezeichnung 


•)  Siehe  hierüber  §.  213.  214. 

«0)  W.-K.  art.  I.  §.  9  —  J.  P.  0.  art.  VIII.  §.  2  (siehe  oben  §.  77. 
Note  13).  —  Es  gab  Kurfürstenvereine  (s.  unten  §.  93.  Nr.  23),  Fürsten- 
vereine (seit  1G62,  s.  Gerstlacher,  Handb.  IV.  585.  —  Moser,  Staatsr. 
XXXVI.  193);  einen  Grafenverein  (von  1732,  Gerstlacher,  L  c.  673.  — 
Moser,  Staatsrecht  XXXVIII.  527);  Städtebündnisse,  wie  z.  B.  die 
Hanse  u.  s.  w. 

»»)  W.-K.  art.  XIII.  §.  10.  —  Man  unterschied  Kurfftrstentage,  Fürsten- 
tage, Pi-alatentage,  Städtetage.  —  lieber  die  Bedeutung  von  circiUanter 
siehe  unten  §.  96.  —  lieber  die  besonderen  Versammlungen  der  Kurfürsten, 
Fürsten  und  Beichsstädte  siehe  Lei  st,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  90. 

«)  J.  P.  0.  art.  V.  §.  52  (siehe  oben  §.  81.  Note  7  u.  10). 

**)  lieber  das  Corptis  CathoUcorum  und  das  Corpus  Evangelicorum 
siehe:  Moser,  v.  d.  Religionsverf.  1774  (N.  Staatsr.  Tbl.  VII.)  —  Posselt, 
hist.  corp.  ev.  Kehl  1784.  —  Ejusd.  Systema  jur.  corp.  ev.  Argent.  1786. 
—  v.  Bülow,  Gesch.  u.  Verf.  des  corp.  ev.  1795,  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  1%  flg.  —  Pütter,  inst.  §.  114. 172.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  142.  IL  — 
Leist,  Staatsr.  §.89.  — -  Die  Protestanten  bildeten  den  Katholiken  gegenüber 
in  reichsrechtlicher  Beziehung  immer  nur  einen  einzigen  Religionstheil 
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als  Corpus  nicht  reichsgmndgesetzlich  nnd  mitunter  vom  Kaiser 
beatritten»*). 

X.  Kein  Reichsstand  durfte  von  dem  Kaiser  ansserbalb 
des  Reichs  vor  Gericht  oder  zur  Lehensempftbigniss  geladen 
werden  **). 

XI.  Wegen  der  Gemeinschaftlichkeit  dieser  Rechte  be- 
trachtete man  alle  Reichsstände  als  dem  Rechte,  keineswegs 
aber  als  dem  Range  nach  gleich  ^<^). 


Charakter,  Erwerb  und  Verlust  der  Reichsstandschaft, 

L  Die  Reichsstandschaft  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  als 
ein  sog.  dinglich-persönliches  Recht  ausgebildet,  d.  h.  die  Vor- 
aussetzung ihrer  Ausübung  war  als  reale  Grundlage  die  Landes- 
herrlichkeit tlber  ein  Land  {territorium)  y  worauf  ein  reichs- 
ständisches Sitz  -  und  Stimmrecht  haftete.  Es  stand  aber  dieses 
Sitz-  und  Stimmrecht  auf  dem  Reichstage  dennoch  nicht  dem 
Lande  selbst  zu,  sondern  es  wurde  nur  als  eine  persönliche 
Befngniss  des  Landesherm  betrachtet^). 

II.  Die  Folge  davon,  dass  die  Reichsstandschaft  ala  aus- 
schliessliches Recht  des  Landesherm  auf  einem  bestimmten 
Lande  haftete,  war,  dass  von  mehreren  Besitzern  eines 
solchen  Landes  nur  eine,  von  dem  Besitzer  mehrerer 
solcher  Länder  auch  mehrere  Stimmen  geftlhrt  wurden,  und 
eine  Veränderung  in  diesen  Stimmen  nur  mit  Zustimmung  des 
Reichstags  erfolgen  konnte^). 


unter  der  Bezeichnung  EvangeUci  oder  Status  Auguatnnae  canfessioni 
addicii.  (Siehe  oben  §.  81.  Note  7.)  Dire  Trennung  in  Lutheraner  und 
Reformirte  kam  hierbei  nicht  in  Betracht 

w)  Estor,  kleine  Schriften,  Stück  IV.  Nr.XXVI.  p.  132. 

»)  W.-K.  art.  XVI.  §.  2.  —  Uebrigens  ist  dieses  Recht  ebendas.  auch 
den  übrigen  Reichsunterthanen  gleichmässig  zugesichert 

**)  Selbst  die  königliche  Würde  begründete  keinen  Vorzug  in 
reichsständischen  Verhältnissen  (W.-K.  art  III.  §.  20),  sofern  nicht  ein 
Reichsgrundgesetz  etwas  ausdrücklich  bestimmte:  so  z.  B.  legt  die  goldene 
Bulle  cap.  IV.  §.  1  dem  König  von  Böhmen  das  Recht  auf  den  ersten  Sitz 
zur  Rechten  des  Kaisers  bei:  y,cum  sit  princepa  caroneUua  et  unctus.^ 

4)  Gönner,  Staatsr.  §.  135.  136.  -  Leist,  Staatsr.  §.  72. 

«)  Gold.  Bulle  c.  20.  —  J.  R.-A.  §.  197.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136. 
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in.  Eben  desshalb,  weil  die  Reiehflstandschaft  ein  per- 
sönliches Recht  des  Landesherm  war,  bestimmte  sich  nrsprllng- 
lich  und  regelmässig  anch  die  Beligionseigenschaft  der  Stimme 
danach  y  ob  der  Landesherr  Katholik  oder  Protestant  war. 
Doch  wurde  es  hinsichtlich  der  protestantischen  Länder  ttblich, 
dass  man  die  Stimme ,  wenn  der  Landesherr^  wie  z.  B.  im 
Enrhause  Sachsen  (§.  91.  IX.)  wieder  kathplisch  wurde^  nichts 
desto  weniger  als  protestantische  Stimme  fortfahren  liess'). 

IV.  Seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Ferdinand  UI.,  be- 
ziehungsweise seit  der  Wahlkapitolation  des  römischen  Königs 
Ferdinand  lY.  (1653),  war  dem  Kaiser  reichsconstitations- 
massig  untersagt,  reichsständische  Personalisten,  d.  h. 
Reichsstände  ohne  reichsständisches  Territorium  zu  machen^): 
es  konnte  also  der  Kaiser  keine  Pairs  willktthrlich  creiren, 
wie  die  Könige  von  England. 

y.  Die  rechtsbeständig  erworbene  Reichsstandschaft  ging 
auf  alle  nachfolgenden  Besitzer  und  Erwerber  des  Landes  über, 


')  Pütter,  EntvickeL  TU.  H.  S.  853.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  136. 
142.  n.  —  Gönner,  Staatsr.  g.  139. 144.  —  Die  Stimmen  der  s&kularisirten 
katholischen  Staaten,  welche  an  evangelische  Reichsstände  gekommen 
waren,  wurden  dagegen  den  katholischen  Stimmen  nicht  weiter  beigezählt 
Leist,  Staatsr.  §.  71.  11. 

«)  Vergl.  oben  §.  90.  Note  5  n.  6.  —  Siehe  auch  W.-K.  art  I.  §.  5; 
art-  ni.  §.  21.  —  Moser,  V.  d.  deutsch.  Reichsständen  S.  816  flg.  —  Nur 
Nomeny  war  von  1736 — 1803  Personalist  mit  Virilstimme.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  136.  150.  —  Mehrere  Personalisten  im  fränkischen  Grafenkolleg 
führt  auf:  Fütter,  inst  §.  100.  —  Als  ganz  „inconstitutionell"  bezeichnet 
die  Personalisten  Leist,  Staatsr.  §.  71.  —  Klüber,  öffentl.  R.  §.262.  c; 
303.  e.  —  Die  Erblichkeit  der  Reichsstandschaft  der  Personalisten  wurde 
mitunter  bezweifelt,  so  lange  sie  die  erforderliche  Qualification  nicht  be- 
schafft hatten.  War  diese  aber  auch  nur  theilweise  beschafft,  so  fiel  dieser 
Zweifel  hinweg,  wenn  auch  das  reichsständische  CoUegium  etwa  noch  ein 
Mehreres  verlangte.  Yeigl.  Karl  Ulrichs,  das  deutsche  Postfürstenthum, 
in  V.  Linde,  Archiv  fOr  das  öffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes,  Bd.  4. 
Heft  2.  Giessen  1861.  S.  156.  —  Es  ist  aber  durchaus  unpassend,  solche 
Herren,  welche  die  Qualification  theilweise  beschafft  hatten,  als  Halb- 
personalisten  zu  bezeichnen,  wie  Ulrichs  gethan  hat  Siehe  meine 
Anzeige  in  denHeidelberger  Jahrbüchern  1861.  Nr.  47.  48.  S.  756.— 
Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Personalisten  sind  die  Reichs  stände,  die 
sich  ungeachtet  der  Mediatisirung  ihrer  Landeshoheit  im  Recht  und  Besitz 
der  Reichastandschaft  erhielten,  s.  unten  VIIL  G.  Note  17  dieses  Paragraph. 

13» 
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worauf  sie  ruhte,  sofern  die  Stimme  eine  alte,  d.  h.  schon 
vor  dem  westphälischen  Frieden  bestandene  Virilstimme 
war.  Von  den  neuen,  d.  h.  später  entstandenen  Stimmen, 
lässt  sich  dies  nicht  behaupten:  hierbei  überwog  viehnehr  die 
Rücksicht  der  Verleihung  an  eine  bestimmte  Familie^). 

VI.  Hinsichtlich  der  Errichtung  neuer  reichsständischer 
Stimmen  galt  seit  1653  ausnahmslos  der  Grundsatz,  dass  sie 
der  Kaiser  nicht  allein,  d.  h.  nicht  ohne  reichsständische  Zu- 
stimmung verleihen  konnte®).  Eine  derartige  kaiserliche  Ver- 
leihung hatte  seitdem  keine  andere  Bedeutung,  als  dass  sich 
der  solchergestalt  Begnadigte  sofort  um  die  reiehsständische 
Einwilligung  bewerben  konnte.  Welche  dingliche  Qualification 
aber  auch  der  Begnadigte  nachweisen  mochte,  so  stand  es 
inmierhin  in  dem  freien  Belieben  des  betreffenden  reichsstän- 
dischen Körpers,  dieselbe  für  genügend  anzuerkennen,  oder 
nicht  und  in  die  Gooptation  zu  willigen,  oder  dieselbe  zu  ver- 
weigern '). 

VII.  Sodann  war  zu  unterscheiden:  A.  Die  Errichtung 
einer  neuen  Kurstimme  erforderte  ausser  der  kaiserlichen 
Verleihung  auch  die  Zustimmung  sämmtlicher  drei  reichsstän- 
dischen Gollegien^)  und  zugleich  Erhebung  der  Länder  zu 
Kurländern'*').  B.  Die  Verleihung  einer  fürstlichen  Virilstimme 
setzte  nebst  der  kaiserlichen  Verleihung  eine  Qualification 
durch  den  Besitz  einer  bedeutenden  (nicht  reichsritterschaft- 
lichen)  Iramediatherrschaft  und  die  Erwerbung  der  Kreisstaud- 
schaft voraus  '^).    Zugleich  musste  sich  der  Fürst  zur  Ueber- 


B)  Moser,  1.  c.  S.  278  flg.  —  Posse,  diss.  de  transmissione  voti  in 
coraitiis  competentis,  Götting.  1785.  §.  13.  —  Leist,  Staatsr.  §.  72.  Nr.  3; 
vergl.  besonders  Gönner,  Staatsr.  §.  136.  IL  —  Vergl.  unten  Note  13. 

»i)  Siehe  §.  90.  I. 

^)  Vergl.  meine  Schrift:  lieber  den  hohen  Adel  (1853)  S.  7. 

•)  J.  P.  0.  art  IV.  §.5:  „.  .  .  Imperator  cum  imperio  .  .  .  consentit, 
ut  .  .  .  institutus  sit  electoratus  octavus."  —  Vergl.  das  kais.  Versprechen 
im  Commissionsdekret  vom  21.  Juli  1706,  die  Braunschweig-LOneburgische 
Kur  betr.  und  das  Reichsgutachten  vom  30.  Juni  1708  in  derselben  Sache, 
und  über  die  Readmission  von  Kurböhmen,  bei  Seh  mau  ss,  p.  1132  flg. 

*)  In  dem  letzten  Falle  (1803)  war  die  Bezeichnung  der  L&uder,  worauf 
die  Kurwürde  ruhen  sollte,  durch  ein  kaiserl.  Dekret  geschehen.  Gönner, 
§.  136. 

<o)  Siehe  die  Bestimmungen  der  W.-K.  art.  I.  §.  5,  oben  §.  90.  Note  6. 
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nähme  eines  standeswflrdigen  Matriknlar- Anschlags  zu  den 
Kreis-  nnd  Beichslasten  an  Qeld  und  Mannschaft  verpflichten. 
Hier  genügte  die  Einwilligung  des  Kurflirstencollegs  und  des 
Fürstenrathes :  die  Zustimmung  der  Reichsstädte  hielt  man 
nicht  ftir  erforderlich^^).  C.  Dieselben  Bestimmungen  galten 
auch  bei  der  Verleihung  einer  neuen  reichsgräflichen 
Stimme.  In  diesem  Falle  musste  überdies  der  Gandidat  noch 
▼on  einer  der  Grafen bänke  speciell  recipirt  werden ^^). 
D.  Alle  diese  Grundsätze  galten  gleichmässig,  wenn  von  dem 
Uebergange  (sog.  Prorogation)  einer  neuen,  nur  einer 
bestimmten  Linie  eines  Hauses  verliehenen  Virilstimme  auf 
eine  andere  Linie  durch  erbschaftlichen  Länderanfall  die  Rede 
war  **). 

Vin.  Verloren  ging  die  Reichsstandschaft:  A.  Durch 
die  Reichsacht,  d.h.  durch  ein  verurtheilendes,  vom  Kaiser 
bestätigtes,  Erkenn tniss  des  Reichstags  i^) ;  B.  durch  Avulsion, 
d.  h.  durch  Länderabtretung  an  eine  auswärtige  Macht,  wenn 
nicht  durch  einen  Staatsvertrag  das  Gegentheil  festgesetzt 
worden  war**);  C.  durch  Mediatisirung  oder  sog.  Exemtion^ 
d.  h.  durch  Unterwerfung  unter  die  Landeshoheit  eines  anderen 
Reichsstandes  *®).  Für  solche  mediatisirte  Reichsstände  findet 
sich  schon  seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Bezeichnung  Standes- 
herren, um  anzudeuten,  dass  ihnen  der  bisherige  Geburtsstand 
verblieb.     Mitunter    erhielten    sich    aber   doch    einige   reichs- 


")  Die  Reclamationen  der  Reichsstädte  (1711  u.  1803)  waren  unbe- 
achtet geblieben.  Moser,  W.-K.  Karls  VII.  Tbl.  IL  S.  17.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  72.  Note  4. 

«)  Vergl.  die  W.-K.  art  I.  §.  5  (oben  §.  90.  Note  6). 

«)  W.-K.  art.  I.  §.  6:  „Wir  wollen  uns  einer  Prorogation  und 
Erstreckung  des  von  einer  Linie  eines  fürstlichen  Hauses  entfedlenen  Sitz- 
und  Stimmrechts  auf  die  andere,  so  dergleichen  nicht  hergebracht, 
ohne  obverstandener  chur-  und  forstlicher  CoUegiorum  EinwiJligung  für 
Uns  allein  nicht  anmassen.'*  Der  Unterschied  von  neuen  und  alten 
Stimmen  hinsichtlich  der  Prorogation  ist  hierdurch  genügend  angedeutet 

")  W.-K.  art.  I.  §.  3.  —  Ausdrücklich  sagte  die  W.-K.  art  IX.  §.  9, 
dass  der  Missbraueh  des  verliehenen  Münzregals  von  Seiten  eines  Reichs- 
standes dessen  ^^Suapenno  a  sesnone  et  voto''  nach  sich  ziehen  solle. 

«)  So  z.  B.  erhielt  Schweden  Reichsstandschaft  wegen  der  im  west- 
phälischen  Frieden  an  dasselbe  gekommenen  Reichsl&nder. 

**)  Ueber  den  Begriff  von  exemtio  s.  oben  §.  90.  Note  9. 
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ständische  Herren,  welche  die  Oberhoheit  eines  Miti*eichsstandes 
über  ihre  Landeshoheitsgebiete  anzuerkennen  genöthigt  wurden, 
in  dem  Bechte  und  der  voUen  Ausübung  ihrer  Reichsstand- 
schaft ^^).  D.  Aus  gleichem  Grunde  erlosch  die  Reichsstand- 
schaft, wenn  das  Land,  worauf  sie  haftete,  an  einen  neuen 
Erwerber  veräussert  wurde,  den  Fall  unter  V.  ausgenonmien  '^). 

§.  93. 

Von  den  drei  reichsatändischen  Collegien  insbesondere: 

A.  Das  Collegium  der  Kurfürsten  ^). 

I.  Durch  Herkommen  hatten  einige  der  grösseren  Reichs- 
ftirsten  das  Recht  erworben,  im  Namen  des  Reichs  den  Kaiser 
(König)  zu  wählen,  und  hiessen  eben  darum  Kurfürsten^ 
d.  h.  Wahlfürsten*^).  Die  goldene  Bulle  (1356)  setzte 
die  Zahl  derselben  grundgesetzlich  auf  sieben  fest,  und  er- 
kannte als  Kurfürsten  drei  geistliche  Fürsten  (Mainz,  Trier  uud 
Köln)  und  vier  weltliche  Ftirsten  (Böhmen,  Rheinpfalz,  Sachsen 
und  Brandenburg  an^).  Durch  den  westphälischen  Frieden 
wurde  eine  neue,  achte  Kurstimme  für  das  rheinpfalzischc 
Haus  bei  dessen  Restitution  geschaffen,  weil  dessen  frühere 
Kurwürde  im  Laufe  des  dreissigjährigen  Krieges  nach  der 
Aechtung  des  Kurftlrsten  Friedrich  V.  (1623)  an  Bayern 


")  So  z.  B.  das  fürstliche  und  gräfliche  Haus  Schönburg  und  die 
Grafen  von  Giech.  —  Vergl.  Heffter,  das  fürstl.  u.  gr&fl.  Haus  Schön- 
burg, in  seinen  Beitr.  z.  deutsch.  Staats-  und  Fürstenrecht,  BerUn  1829, 
S.  316  flg.  —  A.  Michaelis,  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  von  Schönburg,  Giessen  1861  (in  v.  Linde,  Archiv  für 
das  öffentl.  Recht  d.  deutsch.  Bundes,  Bd.  lY.  IKt  1).  —  L.  Pernice,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  des  gräfl.  Hauses  Giech  während  des  Bestehens  des 
deutschen  Reichs  und  nach  der  Auflösung  desselben,  Halle  1859.  S.  19.  Ö5  flg. 

1^)  In  der  Regel  gelang  es  aber  einem  solchen  neuen  Erwerber  leicht, 
die  Prorogation  der  Reichsstandschaft  auf  sich  zu  ervrirkeu. 

0  Moser,  Staatsr.  XXXII.  XXXIII;  ders.  Von  den  deutschen  Reichs- 
ständen, S.  369.  —  Pütter, inst  §.  83  flg.  —Gönner,  Staatsr.  §.  142  flg.  — 
Leist,  Staatsr.  §.  74.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  137.  (Pütter,  lit  m.  50. 
—  Klaber,  Lit.  124).  —  Faber,  von  dem  Ursprung  etc.  der  KurfOrsten- 
Würde  und  der  k.  W.-K.  Tübingen  1803. 

s)  Meine  deutsch.  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  45. 

»)  G.  B.  cap.  Vn.  §.  2. 
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gekommen  war^).  Diese  achte  Eurstimme  fiel  aber  wieder 
hinweg,  als  (1777)  Bayern  durch  das  Aussterben  der  dort 
regierenden  Linie  des  wittelsbachischen  Hauses  an  Pfalz  fiel, 
und  dadurch  Pfalz  wieder  in  den  Besitz  seiner  frttheren  Kur- 
stimme  kam^).  Im  Jahr  1692  verlieh  der  Kaiser  auch  dem 
Braunschweig- LUneburgischen  Hause  eine  (damals  neunte) 
Kurwttrde,  welche  aber  vom  Reiche  erst  1708  bei  Gelegenheit 
der  Beaktivimng  der  schon  seit  den  Zeiten  des  Kaisers  Wenzel 
nicht  mehr  ausgeübten  böhmischen  Kurstimme  anerkannt  wurde  ^). 
In  Folge  der  Abtretung  des  linken  Rheinufers  an  Frankreich 
durch  den  Lüneviller  Frieden  (1801)  hörten  die  Kurstimmen 
von  Trier  und  Köln  auf:  die  Kurstimme  des  Erzbischofs  von 
Mainz,  der  von  hier  an  den  Titel  Kurfürst-Reichserz- 
kanzler führte,  wurde  aber  durch  Verlegung  des  erzbischöf- 
lichen Sitzes  nach  Regensburg  und  die  Bildung  eines  neuen 
Territoriums  für  den  Kurfürsten -Erzkanzler  aus  den  Fürsten- 
thümem  AschafiTenburg  und  Regensbnrg  erhalten  ^).  Durch  den 
Rcichsdeputationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803  wurde  sodann 
noch  die  Knrwürde  an  Würtemberg,  Baden,  Hessen -Kassel 
und  Salzburg  (welches  dem  Grossherzog  von  Toskana  ein- 
geräumt worden  war)  ertheüt,  so  dass  es  in  der  letzten  Zeit 
des  Reichs  zehn  Kurfürsten  gab^). 

H.  Die  Rechte  der  Kurfürsten  waren:  1)  Das  Recht, 
den  Kaiser  zu  wählen,  und  mit  ihm  die  Wahlkapitulation  zu 
vereinbaren.  Auch  nach  der  Entstehung  der  beständigen 
Wahlkapitnlation  behaupteten  sie  sich  noch  in  dem  Rechte, 
Zusätze  zu  machen  (jus  adcapitulandi) ,  welche  jedoch  nicht 
immer  von  den  übrigen  Reichsständen  anerkannt  wurden  (sog. 
passus  contradicti)^).  2)  Sie  hatten  das  Recht  auf  ein  bestimmtes 
mit  der  Kurwürde  als  unzertrennlich   verbunden  betrachtetes 


*)  Ueber  diese  and  die  übrigen  Veränderungen  in  der  Zahl  der  Kur- 
fürsten siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  68. 

<^)  Für  einen  solchen  Fall  war  das  Aufhören  der  achten  Kurstimme 
schon  in  dem  westphälischen  Frieden  (J.  P.  0.  art  IV.  §.  3—5. 9)  vorsieht- 
lieh  angeordnet  worden. 

*)  VergL  das  in  §.  92.  Note  8  angeführte  kais.  Commissionsdekret  vom 
21.  Juli  1706,  und  den  ebendas.  erwähnten  Reichsschluss  vom  30.  Juni  1708. 

7)  R.-D.-H..S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  25. 

•)  R-D.-BL-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  31. 

»)  Siehe  oben  §.  78.  Note  8. 
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E  r  z  a  m  t  (minüterium)  des  Reichs  ^^).  Die  weltlichen  KurfEIrsten 
liessen  sich  aber  bei  der  Aasttbung  regelmässig  durch  erbliche 
Stellvertreter  von  Adel,  die  sog.  Erbbeamten  des  Reichs, 
vertreten ^^).  3)  Sie  waren  die  ersten  Stände  des  Reichs 
und  hatten  königlichen  Rang  nnd  Ehren  ^^);  doch  führte  nur 
Böhmen  wirklich  den  Königstitel  ^^).  4)  Ein  an  der  Person  der 
Eorfttrsten  begangenes  Verbrechen  war  unter  gleichen  Vorans- 
setzungen,  wie  an  der  Person  des  Kaisers,  Crimen  Majestatis, 
was  damit  zusammenhing,  dass  man  sie  als  die  innersten 
(höchsten,  geheimsten)  Räthe  des  Kaisers  betrachtete  >^).  5)  Die 
Kurfürsten  bildeten  ein  eigenes  Collegium  auf  dem  Reichstage 
und  bei  der  ordentlichen  Reichsdeputation  unter  dem  Vorsitze 
(Directorium)  von  Mainz  als  Reichserzkanzler  ") :  6)  sie  durften 
auf  den  Rdchstagen  selbst  Gesetzesvorschläge  machen  und 
sollten  von  dem  Kaiser  in  allen  wichtigen  Sachen  befragt  oder 
um  ihre  schriftliche  Einwilligung  (Willbriefe)  angegangen  wer- 


*®)  Mainz  war  Erzkanzler  durch  Germanien,  Köln  durch  Italien. 
Trier  durch  Gallien  und  Arelat  Böhmen  war  Erzschenk,  Pfalz  Erz- 
truchsess,  Sachsen  Erzmarschall,  Brandenburg  Erzkämmerer.  So  lange 
die  pfälzische  Kur  bei  der  anderen  wittelsbacher  Linie  war,  legte  man  Tüak 
ein  Erzschatzmeisteramt  bei,  welches  nachher  Braunschweig  (Hannover) 
behauptete  und  dai-in  1778  anerkannt  wurde.  —  Hinsichtlich  der  im  R.-D.-H.-S. 
vom  25.  Febr.  1803  neu  geschaffenen  Kurfürsten  kam  es  hinsichtlich  der 
ihnen  beizulegenden  Erzämter  und  entsprechenden  Wappenzeichen  zu  keiner 
endlichen  Verständigung.  —  Klub  er,  über  Einführung,  Rang,  Erz&mter  etc. 
der  neuen  Eurfärsten,  Erlangen  1803.  —  Der  Kurfüi'st-Reichserzkanzler 
liess  sich  durch  den  Beichsvicekanzler  (s.  §.  97)  vertreten. 

")  §.  83.  Note  5.  —  Erbmarschall  Gr.  v.  Pappenheim,  Erbschenk 
Gr.  V.  Althan,  Erbtruchsess  Gr.  v.  Waldburg,  Erbkämmerer  F.  v.  Hohen- 
zollern,  Erbschatzmeister  Gr.  v.  Sinzendorf. 

«*)  W.-K.  art.  HI.  §.  19.  Die  Kurfürsten  hiessen  „solidae  hases  imperii 
et  colurnnae  immobiles ^^,  Gold.  Bulle  c.  XU.  §.  1;  vergl.  c.  IH.  §.  1. 

")  Gold.  Bulle  c.  IV.  §.  1. 

**)  Die  Bestimmung  in  der  Gold.  Bulle  c.  XXIV,  welche  die  Kur- 
fürsten als  Theilnehmer  an  der  Majestät  des  Kaisers  erklärt:  (^^nam  ei  hi 
pars  corporis  nostri  sunt^^)  ist  aus  der  L.  5.  Cod.  ad  L.  Jul.  Mixest  aus- 
geschrieben. 

t»)  Die  ersten  Spuren  eines  besonderen  CoUegiums  der  Kurfürsten  findet 
man  im  XV.  Jahrhundert.  Ihr  „Herkommen  und  Brauch,  dass  sie  einen 
sondern  Rath  haben",  bestätigt  bereits  der  R.-A.  v.  1544.  §.  25;  sodann 
auch  die  W.-K.  art  HI.  §.  13.  —  lieber  das  Wesen  der  ordentlichen  Reichs- 
deputation 8.  oben  §.  81.  Note  5. 
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den^^).  7)  In  einigen  Fällen  genügte  ihre  Zustimmung  zu 
den  kaiserlichen  Regierungshandlungen  ohne  Mitwirkung  der 
übrigen  Reichsstände,  z.  B.  bei  Verleihung  der  Münz  -  und  Zoll- 
privilegien  ^^).  8)  Sie  hatten  das  Recht  derSelbstversammlung  zu 
sog.  Eurftirstentagen  auch  ohne  Vorwissen  oder  Genehmigung 
des  Kaisers  ^^).  9)  Sie  hatten  flir  ihre  Länder  ein  unbeschränktes 
primUgium  de  nan  appeUando  und  de  nan  evoeandoy  d.  h.  yoll^ 
ständige  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte 
über  ihre  Unterthanen  i^) :  auch  waren  ihnen  mehrere  ausge- 
zeichnete nutzbringende  Regalien  reichsconstitutionsmässig  ver- 
liehen  ^^).  10)  Jeder  Kurfürst  konnte  selbstständig  einen  Assessor 
zum  Reichskammergerichte  präsentiren  ^^);  und  11)  Reichslande 
ohne  specielle  Zustimmung  des  Kaisers  erwerben  ^^).  12)  Zur 
Erhaltung  und  zum  Schutze  ihrer  Rech^  hatten  die  Kurfürsten 
schon  im  J.  1338  einen  besonderen  Verein  zu  Rense  am  Rhein 
errichtet  (sog.  Kurverein  (ünio  Electorum RhensenHs)^  welcher 
später  mehrmal  erneuert  wurde  ^^). 

*•)  W.-K.  art.  m.  §.  3.  —  VergL  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl. 
1858.  Thl.  n.  §.  59. 

*')  Siehe  oben  §.  85.  Note  7.  8. 

«)  Gold.  Bulle  c.  XII.  §.  1.  2.  —  W.-K.  art  ni.  §.  12.  13. 

*•)  Gold.  Bulle  c.  XI.  (de  immvmtcUe  principum  electorum).  Vergl. 
c.  Vni.  —  Das  Privilegium  de  non  evocando  bestand  darin  (G.  B.  c.  XI. 
§.  1  u.  2),  dass  keine  Unterthanen  der  Kurfürsten  „  ctd  cujuecunque  actoria 
ingtantiam  extra  territorhim  .  .  .  ad  guodcunque  triimnal  .  .  .  citari  po- 
tuerirWy  d.  h.  es  war  dadurch  die  concurrirende  Gerichtsbarkeit  der 
k.  Hof-  und  Landgerichte  (s.  unten  §.  102)  ausgeschlossen.  Das  privüegium 
de  non  appeüando  (G.  B.  c.  XI.  §.  3)  bestand  aber  darin,  dass  ein  Process 
auch  nicht  durch  das  Rechtsmittel  der  Berufung  (appellatio)  von  den  kur- 
fürstlichen Gerichten  an  die  Reichsgerichte  gebracht  werden  durfte.  Aus- 
genommen waren  nur  (G.  B.  art  XI.  §.  3  u.  4)  die  Beschwerden  wegen 
Justizrerweigerung  (justitia  denegata,  de/ectus  justitiae)  an  die  kaiserlichen 
Gerichte.  Üeber  die  Appellationsprivilegien  der  Kurfürsten  s.  Schmid, 
Staatsr.  §.  146.  Note  ttt). 

^)  Die  G.  B.  art.  IX.  bestätigt  den  Kurfürsten  das  Bergwerksregal  in 
Bezug  auf  alle  Arten  von  Metallen  und  Salz,  das  Judenschutzrecht  und 
Sure  hergebrachten  Zölle. 

«*)  V.  Berg,  Grundriss  d.  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax.  §.  63. 

M)  Gold.  Bulle  c.  X.  §.  2.  3. 

^)  üeber  den  ersten  Kurverein  und  dessen  Erneuerungen  s.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  58.  Note  1.  —  Der  rhein. 
Kurverein  wurde  auch  in  den  Wahlkapitulationen  von  den  Kaisern  jederzeit 
bestätigt.    W.-K.  art  DI.  §.  6. 
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§.  94. 
B.    Der  Fürstenrath  ^). 

L  Das  zweite  CoDeginm  bfldeten  mnf  dem  Reichstage  die 
reichsstandischen  FUrsten,  Grafen,  finden  Herren  und  PriUaten, 
welche  man  häufig  insgesammt  unter  der  Bezeichnung  reichs* 
ständischer  Fflrstenstand  im  weiteren  Sinne  begriff,  daher  ihr 
Colleginm  auch  Ffirstenrath  genannt  wurde.  Im  engeren 
Sinne  hiessen  Reichsfbrsten  diejenigen,  welche  den  Forsten- 
titel,  oder  einen  diesem  gleichgeachteten  Titel  fthrten,  ¥^e 
Erzherzoge,  Herzoge,  Pfalzgrafen,  Markgrafen  und  Landgrafen. 
Uebrigens  gab  der  Fitrstentitel  an  sich  noch  kein  Recht  auf  die 
Führung  einer  Virilstimme  auf  dem  Reichstage.  Reichsgrafen, 
welche  den  Fitrstentitel  erwarben,  führten  nach  wie  vor  nnr 
ihre  Curiatstimme  auf  den  Grafenbänken  fori 

U.  In  dem  Filrstenrathe  bestanden  bis  zum  Lttneviller 
Frieden  100  Stimmen.  Von  diesen  waren  94  f&rstliche  Viril- 
stimmen^);  die  Grafen  hatten  vier  Curiatstimmen,  die  schwäbi- 
sche, wetteranische,  fränkische  und  westphäliscbe  Grafenbank ') ; 
die  Piälaten,  die  nicht  als  Reichsflirsten  Virilstimmen  ftihrteo, 
hatten  zwei  Cnriatstimmen ,  die  rheinische  und  schwäbische 
Prälatenbank«). 

in.  Sämmtliche  100  Stimmen  wurden  nach  einer  Abtheilung 
in  zwei  Bänke  gef&hrt,  die  geistliche  und  die  weltliche 
Bank'^),  und  zwar  immer  von  der  geistlichen  Bank  zur  weit- 

*)  Moser,  v.  d.  deutschen  Reichsstanden,  S.  519  flg.  —  Pütter,  inst 
§.  00  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  75  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  149  flg.  — 
«chmid,  Staatsr.  §.  138.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  Iö5a 
Tbl.  II.  §.  69. 

*)  Das  Verzeichniss  siehe  in  den  Note  *)  angeführten  Schriften  der 
älteren  Publicisteu. 

>)  Den  fränkischen  Grafen  wurde  erst  1641,  den  westphäüschen  Grafen 
1G54  ihre  Curiatstimme  eingeräumt.  Siehe  das  Verzeichniss  der  Mitglieder 
der  vier  Grafeucollegien  bei  Pütter,  inst  §.  100. 

*)  Das  Verzeichniss  der  Mitglieder  beider  Prftlatenb&nke  s.  bei  Pütt  er, 
inst  §.  95. 

^)  Auf  der  geistlichen  Bank  sassen  nicht  blos  geistliche  Fürsten,  sondern 
aus  besonderen  Gründen  auch  Oesterreich  ondBurgund.  —  Pütter, 
inst  §.  91. 
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liehen  abwechselnd  ®)  und  überdies  mit  mannigfachen  Altemationen 
unter  mehreren  Stimmen  nach  feststehenden  Ordnungen^). 

IV.  Das  Direktorium  im  Fürstenrathe  fbbrten  von 
Materie  zu  Materie  abwechselnd  Oesterreich  und  Salz- 
burg*). 

y.  Die  Berechtigung,  eine  fürstliche  Virilstimme  zu  f&hren, 
wurde  hauptsächlich  nach  dem  Besitzstande  des  hierfHr  als 
Normaljahr  angenommenen  Jahres  1582  (Zeit  des  Beichstages 
zu  Augsburg)  beurtheilt.  Die  Fürstenhäuser,  welche  damals 
schon  eine  Virilstimme  hatten,  wurden  als  altfürstliche 
Häuser,  im  Gegensatz  der  später  in  den  Fürstenstand  erhobenen 
(sog.  neu  fürstlichen  Häuser)  bezeichnet^);  ein  rechtlicher 
Unterschied  war  aber  dadurch  auf  dem  Reichstag  nicht  be- 
gründet '^).  Hiemach  stellte  man  als  Grundsatz  auf,  dass  jedes 
fürstliche  Haus,  so  viele  Stimmen  von  seinen  Ländern  zu  führen 
berechtigt  sei,  als  es  davon  1582  geführt  habe ;  doch  war  dies, 
wenn  auch  im  Allgemeinen,  doch  nicht  durchaus  richtig. 

VI.  Von  den  100  Stimmen  des  Fürstenrathes  waren  55 
entschieden  katholisch  ^0'  die  Stimme  von  Osnabrück  aber  bald 
katholisch,  bald  protestantisch,  da  dieses  Fürstenthnm  abwechselnd 
einen  katholischen  und  einen  protestantischen  Bischof  zum 
Landesherm  hatte  ^^), 


«)  Siehe  das  Schema  bei  Gönner,  Staatsr.  §.  150.  --  Leist,  §.  76. 

')  Das  Verzeichniss  bei  Gönner,  §.  154.  —  Sechs  weltliche  Fürsten- 
häuser, welche  vorzugsweise  die  alternirenden  Häuser  Messen  (Pom- 
mern, Mecklenburg,  Würtemberg,  Hessen,  Baden  und  Holstein-Glückstadt) 
altemirten  sogar  nach  zehn  Ordnungen,  sog.  Strophen.  Gönner,  §.  154  a.E. 

«)  Pütter,  inst.  §.  103.  —  Leist,  Staatsr.  §.  78.  —  Jede  Grafenbank 
hatte  überdies  ihr  specielles  Direktorium.    Gönner,  Staatsr.  §.  157. 

")  Das  Jahr  1582  wurde  zuerst  von  Moser  (in  Moaericmis^  1739. 
Tbl.  I.  Nr.  1)  angenommen.  —  Vergl.  Pütt  er,  histor.  Entwickel.  Tbl.  H. 
S.  11.  —  Gönner,  §.  135.  Note  t. 

«)  Leist,  Staatsr.  §.  75. 

«0  Hinsichtlich  der  Religionseigenschaft  der  Grafenbänke  sah  man  auf 
die  Mehrzahl  der  Mitglieder:  die  schwäbische  Bank  galt  für  katholisch, 
die  wetterauische  und  fränkische  für  protestantisch,  die  westphälische  für 
gemischt,  daher  ihre  Stimme  von  Materie  zu  Materie  abwechselnd,  von 
einem  protestantischen  und  einem  katholischen  Gesandten  geflüirt  wurde. 
Gönner.  Staatsr.  §.  159. 

^*)  J.  P.  0.  art  Xin.  §.  1:  „.  .  .  Caesarea  Msgestas  .  .  .  permittit,  ut 
ejusmodi  alternativa  successio  in  dicto  Episcopatu  Osnabrucensi  deinceps 
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VII.  Durch  den  Frieden  von  Lttneville  (1801)  warde  in 
dem  Keichsfürstenrathe  eine  grosse  Veränderung  bewirkt ,  in- 
dem alle  geistlichen  Stimmen  bis  auf  Regensburg  säcularisirt 
wurden  und  18  Stimmen  des  linken  Rbeinnfers  ganz  hinweg- 
fielen. Hierdurch  sank  die  Zahl  der  entschieden  katholischen 
Stimmen  auf  28  herab.  Eine  neue  Eintheilung  und  Vermehrung 
der  Stimmen  im  Fürstenrathe,  welche  im  Plane  lag,  kam  bis 
zur  Auflösung  des  deutschen  Reichs  nicht  mehr  zur  Ausführung  ^'). 

§.  95. 
C.    Das  Collegium  der  Reichsstädte^). 

I.  Bis  zum  Jahre  1803  hatten  51  Städte  auf  dem  Reichs- 
tage Sitz  und  Stimme,  und  hiessen  eben  daher  Reich s- 
städte^). 

n.  Die  Reichsstandschaft  wurde  ebenso,  wie  die  Landes- 
hoheit der  städtischen  Korporation  (der  universitas  eivium} 
beigelegt,  und  nur  in  deren  Namen  von  dem  Magistrate  aus- 


inter  Catholicos  et  Angustanae  confessionis  episcopos,  ex  familia  tarnen 
Ducum  Brunsvicensium ,  quaradiu  ea  duraverit,  postulandos,  locum  habere 
debeat"  Ein  protestantischer  Bischof  {Princeps  postulatus  in  Episcoptijn) 
von  Osnabrück  hatte  einen  Sitz  auf  einer  Querbank  in  der  Mitte  rwischea 
den  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten.    J.  P.  0.  art  V.  §.  22. 

^')  lieber  die  betreffenden  Verhandlungen  auf  dem  Reichstage  siehe 
L.  K.  Aegidi,  der  Fürstenrath  nach  dem  Lüneviller  Frieden,  Berlin  1853. 

')  Ph.  Knipschild,  de  jur.  et  privileg.  civ.  imperial.  Arg.  1657. 
(2.  Ausg.  1687.  3.  Ausg.  1740.)  Fol.  —  J.  J.  Moser,  von  den  deutschen 
Reichsständen  S.  1041;  ders.  v.  d.  reichsst&dtischen  Regimentsveriassung, 
1772  (neues  Staatsr.  XVIII.);  ders.  reichsstädtisches  Handbuch,  worinneo 
ürkk.  etc.  2  Thle.  Tübingen  1732.  1733.  —  Pütter,  inst.  §.  104  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  161  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  79.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  139,  —  Siehe  besonders:  G.  W.  Hugo,  die  Mediatisirung  der 
deutschen  Reichsstädte,  Karlsruhe  1838  (enthält  viele  urkundliche  Nach- 
weisungen über  die  alten  Reichsstädte,  und  verfolgt  die  Mediatisirungen 
derselben  vom  XIII.  Jahrhundert  an).  —  G.  V.  Schmid,  die  mediatisirten 
freien  Reichsstädte  Deutschlands,  Frkf.  a.  M.  1861.  —  üeber  die  Entstehung 
der  Reichsstädte  siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  H. 
§.55;  —  und  insbesondere  über  die  Bedeutung  der  Bischöfe  bezüglich 
derselben,  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  HL 
(1861)  S.  67  flg.  83  flg. 

*)  Siehe  die  Aufzählung  bei  Pütt  er,  inst  §.  104. 
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geübt').  Die  Reichsstädte  waren  wahre  Beichsstände^  aber 
eben  desshalb  so  wenig  soayeraine  Republikeni  als  die  übrigen 
Beiehsstände  sonveraine  Fürsten^). 

HI.  In  den  älteren  Zeiten  war  es  streitig  gewesen,  ob  die 
Reichsstädte  eine  entscheidende  Stimme  auf  dem  Reichstage 
hätten:  sie  wurde  ihnen  aber  endlich  in  dem  westphälischen 
Frieden  ausdrücklich  zugestanden  ^).  Nur  bei  gewissen  Sachen 
hatten  sie  überhaupt  kein  Stimmrecht,  nämlich  a)  bei  Auf- 
nahme von  Reichsständen  in  den  Fttrstenrath^); 
b)  bei  Wiederverleihung  solcher  heimfallenden  Reichslehen, 
welche  die  Reichsstädte  nicht  berührten'),  und  c)  seit  1803, 
bei  Reichskriegen,  wogegen  ihnen  eine  längst  gewünschte 
Neutralität  beigelegt  wurde  ^). 

IV.  Die  Reichsstädte  verhandelten  in  zwei  Bänken,  der 
rheinischen  und  der  schwäbischen  Städtebank.  Die  Erstere 
bildeten  14,  die  Letztere  37  Städte^).  Davon  wurden  13  als  katho- 
lisch, 33  als  protestantisch  und  5  als  gemischt  betrachtet  Jede 
Stadt  führte  auf  der  betreffenden  Bank  eine  Yirilstimme. 


3)  Keichshofrathsconclusum  v.  1746  bei  Moser»  v.  d.  reichsstädtischen 
Regimentsverfassung  (N.  Staatsr.  XVIII.)  S.  64:  „Kais.  Migestät  befehlen 
dem  Stadtmagistrat  zu  F.  in  seinen  Gränzen  zu  bleiben,  und  sich  denen 
Ständen  des  Reichs  nicht  gleich  zu  achten,  sondern  wie  er  in  der  That 
nichts  anders  ist,  als  ein  CoUegiam  solcher  Männer,  die  atUorüate  caesarea 
von  der  BOrgerschaft  erwählet  worden,  nicht  jure  proprio  zu  regieren, 
sondern  als  bestellte  AdminUiratores  dem  gemeinen  Wesen  vorzustehen.*'  — 
Von  der  eigentlichen  Bürgerschaft  in  den  Reichsstädten  waren  aber  deren 
Schutzgenossen  oder  Schutzbürger,  so  wie  die  Landbewohner  auf  den  reichs- 
städtischen Gebieten  wohl  zu  unterscheiden,  welche  zu  der  Bürgerschaft  in 
dem  Verhältnisse  von  Unterthanen  standen,  und  an  dem  Stadtregiment  keinen 
Antheil  oder  doch  nur  beschränkte  politische  Rechte  hatten.  Ueberreste  dieses 
Verhältnisses  haben  sich  z.  B.  in  Frankfurt  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten. 

*)  Gönner,  Staatsr.  §.  161.  III.  —  Mit  Unrecht  tadelt  aber  derselbe 
die  Bezeichnung  der  Reichsstädte  als  kaiserliche,  freie  Städte.  Siehe 
meine  deutsche  Rechtsgesch.  u.  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs 
u.  Rechts  a.  a.  0.  (siehe  Note  *). 

')  J.  P.  0.  art.  VIII.  §.  4:  „Tarn  in  nniversalibus  vero,  quam  parti- 
cularibus  diaetis  liberis  Imperii  civitatibus,  non  minus  quam  caeteris  Statibus 
Imperii,  competat  votum  decisivum.'* 

•)  W.-K.  art  I.  §.  5  (s.  oben  §.  90.  Note  6  und  §.  92.  VI.). 

0  W.-K.  art  XI.  §.  10. 

«)  R.-D.-H.-S.  v.  25.  Febr.  1803.  §.  27. 

")  Siehe  die  Eiutheilung  in  diese  beiden  Bänke  bei  Pütter,  inst.  §.  104. 
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V.  Durch  den  ReichBdeputationshaQptschlnss  von  1803 
wurden  45  Städte  mediatisirty  so  dass  das  reichsstädtische 
Colleginm  nur  noch  von  sechs  Städten,  Augsburg,  Lübeck, 
Nürnberg,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  gebfldet  wurde  ^^). 

VI.  Das  Direktorium  in  dem  reichsstädtischen  GoUegiiim 
fahrte  früher  die  Stadt,  in  welcher  der  Reichstag  gehalten 
wurde,  also  seit  1663  Kegensburg.  Unter  dem  4.  Mai  1803 
hatten  die  übrig  gebliebenen  sechs  Städte  einen  Vertrag  er- 
richtet, wonach  das  Direktorium  unter  ihnen  von  zwei  zu  zwei 
Jahren  wechseln  sollte  ^^). 

§.  96. 

Verhandlungsweise  auf  dem  Reichstage.  Reichsgutacliten. 

Eeichsschlüsse.  Reichsabschiede*). 

I.  Die  Versammlung  der  Reichsstände  unter  den  Auspicien 
des  Kaisers ,  d.  h.  auf  Berufung  durch  denselben  und  unter 
dessen  hoheitlicher  Gewalt,  zur  Verhandlung  und  Erledigung 
von  Reichsangelegenheiten  hiess:  allgemeine  Reichsver- 
sammlung oder  Reichstag  {Comitia  impmi  universalUx, 
Dieta  imperii).  Nur  der  Kaiser  hatte  das  Recht,  den  Reichstag 
zu  berufen  und  seine  Beschlüsse  zu  saoktioniren  (sog.  Rati- 
fikationsrecht) ^).  Der  Kaiser  war  verpflichtet,  mindestens 
alle  zehn  Jahre,  oder  so  oft  es  des  Reichs  Nothdurft  erforderte, 
einen  Reichstag  zu  halten  und  hatte  sich  desshalb  jedesmal 
vorher  mit  den  Kurfürsten  zu  verständigen^).  Als  Versamm- 
lungsort wurde  eine  Reichsstadt  gewählt.  Seit  1663  war  aber 
der  Reichstag  permanent  geworden,  und  hatte  bis  zur  Auf- 
lösung des  Reichs  seinen  Sitz  zu  Regensburg. 

II.  Da  der  Reichstag  nur  unter  den  Auspicien  des  Kaisers 
handeln  konnte,  so  musste  dieser  fortwährend  auf  dem  Reichs- 
tage gegenwärtig  sein,  entweder  in  Person,  was  aber  schon 


«)  R.-D.-H..S.  art.  27. 

«0  Leist,  Staatsr.  §.  79. 

•)  Moser,  y.  d.  Reichstagsgeschäften  1768;  v.  d.  deutschen  Reichstagen, 
n  Thle.  1774.  —  Pütter,  inst  §.  139  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  168.  - 
Leist,  Staatsr.  §.  80  flg. 

«)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

»)  W.-K.  art.  XIII.  §.  1. 
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seit  dem  XVU.  Jabrhimdert  ausser  Gebrauch  gekommen  war, 
oder  durch  einen  Gommissarius  mit  Repräsentativ -Charakter. 
Dieser  hiess  ^^kaiserlicher  Principalcommissär^'  und 
wurde  nach  der  Praxis  nur  aus  dem  Ftirstenstande  des  Reichs 
genommen^).  Auch  dieser  trat  nur  bei  der  feierlichen  Er- 
öffnung und  am  Schlüsse  des  Reichstags  persönlich  auf:  im 
Uebrigen  handelte  er  mit  dem  Reichstage  schriftlich  durch  sog. 
Commissionsdekrete.  Dem  Kaiser  war  jedoch  unbenommen, 
schriftliche  Erlasse  auch  unmittelbar  dem  Reichstage  zugehen  zu 
lassen:  solche  Messen  Hofdekrete.  Dem  kaiserlichen  Prin- 
cipalcommissär  war  noch  ein  sog.  Concommissarius  bei- 
gegeben, d.  h.  ein  Staatsmann  ohne  Repräsentativcharakter, 
welcher  mit  der  eigentlichen  Geschäftsführung  betraut  war. 

III.  Auch  die  Reichsstände  erschienen  seit  dem  XYII.  Jahr- 
hundert auf  dem  Reichstage  regelmässig  nur  noch  durch  Ge- 
sandte (sog.  Reichstagsgesandte). 

IV.  Das  allgemeine  reichstägliche  oder  Reichsdirek- 
torium ftihrte  Mainz  als  Reichserzkanzler ^)  durch  den  von 
ihm  ernannten  Reichsdirektorialgesandten.  An  dasselbe 
gelangten  alle  kaiserlichen  Erlasse,  Zuschriften  und  anderen 
Eingaben  von  Reichsständen  oder  anderen  Personen  und 
wurden  von  ihm  zur  Kenntniss  des  Reichstags  gebracht.  Die 
Vervielfältigung  zum  Behufe  der  Yei-theilung  an  die  Reichs- 
tagsgesandten geschah  durch  Diktatur:  der  diktirende 
Sekretär  hiess  Reichsdiktator.  Das  Reichsdirektorium 
hatte  ausser  der  aUgemeinen  Leitung  der  Reichstagsverhand- 
lungen  auch  die  Reichsgutacbten  und  Reichsabschiede  zu 
entwerfen,  und  die  Protokolle,  sowie  überhaupt  das  Reichs- 
tagsarchiy  zu  bewahren. 

y.  Die  Veranlassung  zu  Berathungen  des  Reichstags 
gaben  zunächst  die  kaiserlichen  Propositionen,  welche  durch 
Hofdekrete  oder  Commissionsdekrete  eingebracht  wurden,  oder 
ein  vom  KurflirstenkoUeg  ausgehender  Gesetzesvorschlag  (§.  93), 
oder  ein  Antrag  einzelner  Reichsstände  oder  anderer  Personen. 
Das  Reichsdirektorium  bestimmte  die  Reihenfolge  derBerathungs- 

*)  Man  wollte  hierför  auch  eine  gesetzliche  Grundlage  in  dem  R.-A. 
▼.  1548.  §.  17  finden  (N.  S.  der  K.-A.  Thl.  U.  S.  486):  „kaiserl.  Majestät 
verordneten  Commissarien ,  so  Fürsten  des  Reichs  sein  sollen." 

5)  W.-K.  art.  XIII.  §.  6. 
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gegenstände  y  und  sollte  dieselben  längstens  innerhalb  zweier 
Monate  nach  dem  Einlaufe  zur  Berathang  bringen.  Die  Noti- 
fikation an  die  Reichstagsgesandten  geschah  durch  Ansage- 
zettely  welche  die  Einladung  zur  Sitzung  enthielten;  dann 
folgte  die  Aufforderung  zur  Instruktionseinholung  und 
die  Verlassnahme,  d.  h.  die  Uebereinkunft  der  Gesandten 
ttber  einen  Termin  zur  Eröffnung  des  Abstimmungsproto- 
kolls ^),  jyStando  in  circulo^^j  d.  h.  ohne  ordentliche  coUegien- 
weise  Sitzung  und  ohne  ft^rmlichen  Aufruf  zur  Abstimmung. 
Am  besthnmten  Tage  erfolgte  sodann  die  Direktorial- 
Pro  Position^  d.  h.  der  Vorschlag  zur  Beschlussfassung  von 
Seiten  des  Reichsdirektoriums  in  eireuloy  und  hierttber  wurde 
nunmehr  in  den  einzelnen  Gollegien  berathen  und  abgestimmt 
und  jede  einzelne  Abstimmung  zu  Protokoll  genommen. 

VI.  Hierauf  folgte  sodann  die  Re-  und  Gorrelation, 
d.  h.  dasjenige  der  beiden  ersten  Gollegien,  welches  mit  seinem 
Beschlüsse  zuerst  fertig  war,  theilte  diesen  dem  anderen  mit 
(sog.  Relation):  die  hierauf  folgende  Erklärung  des  anderen 
hiess  sodann  Gorrelation.  Das  KurtUrstencolleg  und  der 
Fttrstenrath  setzten  in  solcher  Weise  ihre  gegenseitige  Ver- 
handlung forty  bis  eine  Vereinbarung  erzielt,  oder  Gewissheit 
erlangt  war,  dass  sich  diese  beiden  Gollegien  tiber  den  be- 
treffenden Gegenstand  nicht  einigen  würden.  In  letzterem 
Falle  blieb  die  Sache  beruhen;  hatten  sich  aber  diese  beiden 
Gollegien  über  einen  Beschlnss  vereinigt,  so  ging  die  Sache 
nunmehr  zu  gleicher  Re-  und  Gorrelation  an  das  Golleginm 
der  Reichsstädte,  sofern  deren  Zustimmung  nöthig  war^). 

VII.  Stimmten  hierauf  die  Reichsstädte  ebenfalls  bei,  so 
hiess  der  Beschlnss  commune  trium  {sc.  colUgiorum)  und  der 
Aufsatz  darüber  Reichsgutachten  {conmltum  «.  suffragium 
imperii).    Stimmte  das  GoUegium  der  Reichsstädte  aber  nicht 


«)  W.-  K.  art  XIII.  §.  8:  „Darob  besonders  za  halten,  dass  die  beim 
Reichskonvent  einkommenden  gravamina  und  desideria  statuum  .  .  .  von 
dem  Reichsdirektorium,  nach  vorg&ngiger  herkömmlicher  und  gebührlicher 
Verlassnehmung,  l&ngstens  innerhalb  zwei  Monaten,  oder  ^o  periculum 
in  mora  ist,  noch  eher,  zur  Proposition  und  Berathschlagung  gebracht  wer- 
den.*^ —  Gewöhnlich  bestimmte  man  sechs  Wochen:  mindestens  aber  zehn 
Tage. 

7)  Siehe  oben  §.  95.  III. 
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bei,  80  war  die  Sache  ebenfaUs  abgetban  und  beseitigt,  da 
zwischen  den  drei  reichsständischen  Collegien  nnter  sich  keine 
Majorität  galt,  und  auch  der  Kaiser  bei  Meinungsverschieden- 
heit der  ReichscoUegien  kerne  entscheidende  Stimme  hatte. 

VIII.  Auf  dieses  Reichsgntachten  sollte  der  Kaiser  schleunig 
nach  Beirath  des  Beichsvicekanzlers  durch  eine  sog.  kaiser- 
licbeResolution  seine  Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung 
erklären^).  Wenn  der  Kaiser  das  Reichsgutachten  ratificirte, 
so  war  es  hiermit  in  einen  Reichsschluss  (eonclusum  im- 
perix)  verwandelt,  d.  h.  es  war  der  Beschluss  jetzt  publikations- 
fähig und  vollziehbar  ^). 

IX.  Bevor  der  Reichstag  zu  Regensburg  permanent  ge- 
worden war,  pflegte  man  die  auf  einem  Reichstage  zu  Stande 
gekommenen  ReichsschlOsse  nicht  sofort  einzeln  zu  publiciren, 
sondern  man  verschob  ihre  Publikation  regelmässig  bis  zu  dem 
Ende  des  Reichstags,  und  verkündete  sie  sodann  zusammen 
und  gleichzeitig  in  einer  Urkunde,  welche  Reichsabschied 
{recessus  imperii)  genannt  wurde.  Der  letzte,  sog.  jüngste 
Reichsabschied  (recessue  imperii  nomssimus)  ist  vom  Jahre  1654. 

§.  97. 

Von  der  Reichsregierung. 

A.  Reichsministerium^). 

Da  die  Reichsregierung  wegen  des  neben  dem  Principe 
der  Reicbseinheit  zur  vorwiegenden  Geltung  gekommenen 
Principes  der  Staatentrennung  (§.  77)  hauptsächlich  nur  das 
Yerhältniss  der  Stände  zum  Kaiser  und  Reiche,  die  Erhaltung 
der  äussern  und  innem  Sicherheit  Deutschlands,  den  sog. 
Landfrieden,  und  eine  beschränkte  Aufsicht  über  die  Landes- 
regierungen zum  Gegenstand  hatte,  so  bedurfte  man  auch  nur 
weniger  ständiger  Reichsbehörden. 

I.  Der  oberste  Reichsbeamte  und  gleichsam  geborene 
Reichsminister  war  derReichs-Erzkanzler  (Mainz),  welcher 

•)  Siehe  oben  §.  84.  Note  3. 

^)  Ob  ein  Reichsbeschluss  als  Reichsgesetz  publicirt  werden  konnte, 
hing  von  seinem  Gegenstande  ab. 

0  Ptttter,  inst  §.  68.  69.  132  sq.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  203  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  145. 

Züpfl,  Staatorecht.  6.  Aufl.   I.  14         ^^  j 
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sein  Amt  theils  aus  seinem  Kablnet,  theils  durch  Gesandte, 
theils  durch  einen  von  ihm  ohne  Rücksicht  auf  ein  Standes- 
verhältniss  ernannten  Stellvertreter  am  kaiserlichen  Hofe,  den 
Seichshofvicekanzler  oder  Reichsvicekanzler  aus- 
übte ^).  Dieser  wurde  als  der  eigentliche  constitntionelle 
Beichsminister  betrachtet,  indem  er  dem  Kaiser  über  alle 
Reichsangelegenheiten  Vortrag  zu  erstatten  hatte,  und  der 
Kaiser  ohne  dessen  Einvernehmung  nichts  beschliessen  konnte, 
wenn  er  gleich  an  dessen  Gutachten  nicht  gebunden  war^). 
Derselbe  hatte  auch  alle  kaiserlichen  Erlasse  zu  contrasig- 
niren^),  und  ftihrte  zugleich  (als  Reichssiegelbewahrer)  die 
Aufsicht  über  die  Reichssigille.  Es  wurde  (mit  Recht)  als  eine 
der  grössten  Eigenthümlichkeiten  der  deutschen  Reichsver- 
fassung betrachtet,  dass  der  Kaiser  seinen  ersten  Minister  aus 
der  Hand  eines  Reichsstandes  empfing,  welcher  bei  dessen 
Ernennung  völlig  unabhängig  von  aller  Zustimmung  des  Kaisers 
war.  Der  Reichsvicekanzler  hatte  auch  von  Amtswegen  im 
Reichshofrathe  Sitz  und  Stimme,  und  das  Recht,  bei  Verhin- 
derung des  Präsidenten,  das  Direktorium  darin  zu  fahren. 
Dem  Reichsvicekanzler  standen  bis  zum  J.  1803  zwei  Reichs- 
referendarien, einer  für  die  lateinische,  der  andere  für  die 
deutsche  Expedition  (seit  1803  nur  noch  einer),  als  vortragende 
Räthe  und  Sekretäre  im  Reichsministerium  zur  Seite,  welche 
ebenfalls  der  Reichserzkanzler  ernannte. 

U.   Der   zweite  Minister  war   der  Reichshofraths- 
Präsident  als  verfassungsmässiger  Justizminister  des  Reichs  ^) : 


*)  Der  Reichserzkanzler,  der  zugleich  das  allgemeine  Reichstagsdirektoriom 
(§.  95)  und  das  Direktorium  im  EurfOrstenkollcg  (§.  92)  hatte,  war  dem- 
nach der  ausgezeichnetste  Reichsstand.  Auch  war  er  der  Chef  aller  Reichs- 
kanzleien, und  hatte  das  Recht,  sie  zu  besetzen  und  die  Eanzleigefälle  za 
beziehen,  wovon  er  aber  den  Unterhalt  des  nöthigen  Personals  bestreiten 
musste.  Auch  war  ihm  provisorisch  die  Visitation  des  Reichshofraths  über- 
tragen. J.  P.  0.  art.  V.  §.  85.  —  W.-K.  art.  XXIV.  §.  6.  7;  art.  XXV.  §.  1. 

3)  W.-K.  art.  XXV.  §.  4. 

«)  Nach  der  W.-K.  art.  XXII.  §.  7  durften  alle  kaiserlichen  „Expedi- 
tionen** nur  bei  der  Reichskanzlei  geschehen:  es  mussten  daher  auch 
jene  Expeditionen  vom  Reichsvicekanzler  unterzeichnet  werden,  welche  der 
Kaiser  nicht  selbst  unterschrieb. 

B)  Ausser  dem  Reichsvicekanzler  und  dem  Reichshofrathspräsidenten 
gab  es  keine  anderen  Reichsministcr. 
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dieser  wurde,  sowie  der  gesammte  Reichshofratb,  von  dem  Kaiser 
ernannt  Bei  Berathschlagnngen  ttber  Jnstizsaehen  mnssten  von 
dem  Kaiser,  ausser  dem  Reichsvicekanzler  und  dem  Reichshof- 
rathspräsidenten,  auch  noch  einige  Keichshofräthe,  mindestens 
noch  der  Referent  und  der  Gorreferent,  zugezogen  werden^). 
in.  Das  eigentliche  RegierungscoUeginm  des  Reichs 
(Staatsrath)  war  der  kaiserliche  Reichshofrath,  und 
diese  Eigenschaft  verblieb  ihm,  auch  nachdem  er  nebenbei  zu 
einem  höchsten  Reichsgerichte  ausgebildet  worden  war.  Der 
Kaiser  musste  sich  bei  Behandlung  aller  Regierungssachen, 
wohin  man  auch  alle  Gnaden^  und  Reichslehensachen  rechnete, 
des  Reichshofrathes  reichsyerfassungsmässig  bedienen ;  es  stand 
ihm  aber  frei,  nebenbei  ßich  noch  ein  besonderes  Kabinet  und 
Rathgeber  (kaiserliches  geheimes  Rathskollegium,  kaiserlichen 
Hofkriegsrath  oder  andere  Minister)  zu  halten;  jedoch  durften 
diese  nicht  in  die  reichsgesetzlichen  Befugnisse  des  Reichshof- 
rathes eingreifen  ^).  Der  Reichshofrath  durfte  nur  mit  deutschen 
Räthen  besetzt  werden^). 


6)  W.-K.  art.  XVI.  §.  15:  „Wo  auch  im  Reichshofrath  in  wichtigen 
Jastizsachen  ein  Vottim  oder  Gutachten  abgefasst  und  Uns  referirt  werden 
sollte,  wollen  Wir  solches  anders  nicht,  als  in  Anwesen  des  Reichshofraths- 
Präsidenten  und  Reichsvicekanzlern  mit  Zuziehung  der  Re-  und  Correferenten 
und  anderer  Reichshofräthen  beider  Religion,  wann  die  Sache  beiderseits 
Religionsverwandten  betrifft,  vortragen  lassen,  mit  densell)en  darüber  berath- 
schlagen  und  in  keinem  anderen  Rath  resolviren."  —  Ueber  die 
Fälle,  wenn  es  zu  einem  solchen  votum  ad  iviperatorem  kam,  siehe  oben 
§.  84.  Note  9. 

')  W.-K.  (seit  1658)  art.  XVI.  §.  12.  13.  „Auch  wollen  Wir  nicht 
gestatten  .  .  .  dass  andere  unsere  Räthe  und  Minister  .  .  .  sich  in  des 
Reichs  Sachen,  welche  vor  den  Reichshofrath  gehören,  einmischen"  etc.  — 
W.-K.  (seit  1711)  art.  XVI.  §.  14:  „.  .  .  und  das  gesammte  Reichshofraths- 
koUeginm  bei  der  ihm  gebührenden  Autorität  gegen  andere  Unsere  Räthe 
und  Minister  ernst-  und  kräftiglich  handhaben.  **  —  W.-K.  art.  XVn.  §.  6. 
„Wie  dann  auch  kein  Stand  des  Reichs  in  Sachen,  so  praeviam  causae 
coffmtionem  erfordern,  und  obverstandener  massen  vor  den  Reichshofrath 
gehören,  mit  kaiserlichen  Dekreten  aus  Unserm  geheimen  Rath  beschwert, 
noch  dieselben  in  judicio  abgezogen  werden  sollen. " 

*)  Ausdrücklich  sicherte  dies  zu  der  Pas  sauer  Vertrag  1552.  §.  14. 


14* 
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§.  98. 

B.   Reichsgerichte. 
I.  Fürstenrecht.   Der  Reichstag  als  Gerichtshof. 

L  Nach  altem  Herkommen  hatten  die  Fttrsten  (d.  h.  die 
reichsständischen  Herren)  zufolge  des  allgemeinen  Grandsatzes, 
dass  jeder  Mann  von  seinen  Standesgenossen  gerichtet  werden 
mttsse,  das  Recht,  wenn  es  sich  nm  eine  Achtserkläning  oder 
Criminalstrafe  handelte,  nur  von  Fürsten  unter  dem  Vorsitze 
des  Kaisers  gerichtet  zu  werden').  Dies  nannte  man  das 
Flirstenrecht  (Fürstengericht ,  Judicium  parium) ^).  Dieses 
Recht  der  Fürsten  wurde  noch  ausdrücklich  als  fortbestehend  in 
dem  mainzer  Landfrieden  y.  1235  anerkannt,  worin  K.  Friedrich  II. 
fUr  die  übrigen  Reiehsangehörigen  bereits  ein  ständiges,  d.  h. 
mit  einem  Hofrichter  von  hohem  Adel  ununterbrochen  besetztes 
Reichshofgericht  angeordnet  hatte  ^). 


*)  Sachsensp.  lU.  56:  „Over  der  vonten  lif  unde  Ire  gesunt  ne  mat 
neman  richtere  sin,  wan  die  Koning/*  —  Schwabensp.  Ldr.  cap.  138: 
,,.  .  .  der  Kunc  sol  mit  der  Forsten  yrdeil  den  Forsten  ze  achte  ton.  der 
sol  ze  minsten  siben  sin.  vnd  als  sol  man  den  vrien  herren.  vnd  ieden  man 
mit  sinen  genozen  ze  achte  ton.  vmbe  die  scolde  hat  ein  iegelich  man  daz 
(selbe)  reht ''  —  lieber  das  Recht  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  an  des  Kaisers 
Statt  über  die  Fürsten  zo  richten,  s.  oben  §.  89.  Note  2. 

«)  Gönner,  Staatsr.  §.310.—  Schmid,  Staatsr.  §.147.—  Pütter, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsver£  Bd.  I.  S.  211.  —  v.  Berg,  Grondiissder 
reichsgerichtl.  Verf.  und  Praxis,  S.  9. 

3)  Landfrieden  v.  1235.  §.  15  (bei  Pertz,  Monum.  Grerm.  Legg.  T.  II. 
317):  „Statuimus  igitur,  ut  curia  nostra  iustitiarium  habeat,  virom  liberae 
conditionis  (alte  Uebersetzung,  ebendas.  p.  561:  „<2er  ein  Frymon  My'*)> 
qui  in  eodem  persistat  officio  ad  minus  per  annum,  si  bene  et  juste  se 
gesserit.  Hie  singulis  diebus  judicio  praesideat,  exceptis  diebus  dominids 
et  aiiis  festis  majoribus,  jus  reddens  omnibus  querulantibus,  praeterquam 
de  principibus  et  aliis  personis  sublimibos  (alte  Uebersetzung 
„hohe  luW)  in  causis  quae  tangunt  personasj  ins,  honorem,  feoda,  pro- 
prietatem  vel  hereditatem  eorundem  et  nisi  de  causis  mazimis;  praedictorum 
etenim  discussionem  et  Judicium  nostrae  Celsitudini  reservamus.'*  — 
Das0  diese  Constitution  K.  Friedrichs  IL  von  der  Einrichtung  eines 
ständigen  kaiserlichen  Hofgerichts  zu  verstehen  sei,  bestreitet  Otto 
Franklin,  de  iustitiaiüs  curiae  imperialis,  Yratislaw.  1860.  —  Pütter, 
Entwickel.  d.  deutsch.  Staatsverf.  I.  210  bestritt,  dass  sich  aus  dieser  curia 
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n.  Auch  durch  die  Errichtung  des  Reichskammergerichtes 
und  des  fieichshofrathes  war  das  altherkömmliche  Fttrsteurecht 
ursprünglich  keineswegs  vollständig  beseitigt;  doch  wurden 
seitdem  die  Sachen,  welche  bisher  vor  ein  Fürstenrecht  ge- 
bracht worden  waren ,  nicht  selten  vor  dem  Reichshofrathe 
verhandelt^),  dessen  Befugniss  sich  eben  hierdurch  allmählig 
auf  eine  unbeschränkte  Ausübung  der  kaiserlichen  Jurisdiktion 
erweiterte,  während  die  des  Reichskammergerichtes  fortwährend 
in  einigen  Beziehungen  beschränkt  blieb  ^).  Insbesondere  er- 
kannte man  in  der  Bestimmung  des  westphälischen  Friedens, 
wodurch  dem  Kaiser  freigestellt  wurde,  in  vorzüglich  wichtigen 


imperii  der  sp&tere  Reichshofrath  entwickelt  habe,  und  wollte  vielmehr  eine 
Aehnlichkeit  mit  dem  späteren  Reichskammergerichte  darin  erkennen  (S.  211), 
daas  dieselbe  die  kaiserliche  Gerichtsbarkeit  nicht  unbeschränkt  in  allen 
und  jeden  Sachen  auszuüben  gehabt  habe.  AUein  diese  Beschränkung  der 
curia  imperU,  welche  Friedrich  n.  einrichtete,  und  die  sich  nachweislich  bis 
zur  Mitte  des  XY.  Jahrhunderts  in  Thädgkeit  erhielt  (Pütter,  1.  c  S.  210), 
ist  durchaus  kein  Grund  gegen  die  spätere  Entwicklung  des  Reichshof- 
rathes  aus  derselben,  sondern  erklärt  sich  aus  dem  Fortbestande  des  uralten 
Fürstenrechts  neben  dieser  curia  imperü,  und  eben  als  dieses  Ftkrsten- 
recht  abkam,  trat  der  Reichshofrath  als  Organ  der  unbeschAnkten  kaiser- 
lichen Gerichtsbarkeit  ins  Leben.  Yergl.  besonders  meine  deutsche  Rechts- 
gesch.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  IL  §.  47.  VI.  Note  23.  —  Die  Entstehung  des 
Reichskammergerichts  ist  dagegen  notorisch  völlig  unabhängig  von  allen 
älteren  kaiserlichen  Hofgerichten.  —  Yergl.  auch  v.  Berg,  1.  c.  S.  17.  — 
üeber  die  Beisitzer  bei  diesem  kaiserlichen  Hofgericht  s.  unten  §.  100. 

*)  Y.  Berg,  1.  c.  8.  36.  —  Ein  Beispiel  eines  Fürstenrechts,  ge- 
halten unter  K  Maximilian  L,  1504,  s.  bei  Pütt  er,  Entwickel.  Bd.  I. 
S.  319. 

>)  In  die  Reichsregimentsordnung  (auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1521 
errichtet)  §.  7  wurde  der  Yorbehalt  eingerückt:  „Ob  auch  Sachen  fürfielen, 
Fürstenthum,  Herzogthum,  Grafschaft  etc.  belangend,  so  vom 
Reich  zu  Lehen  rühren,  so  einem  Theil  gänzlich  und  endlich  abge- 
sprochen werden  sollten,  derselben  Erkenntniss  wollen  Wir  Uns  hierin 
auch  vorbehalten  haben.**  —  Diese  Bestimmung  wurde  auch  in  die 
Kammergerichsordnung  v.  1555  als  Thl.  H.  Tit.  Yü.  aufgenommen  und 
blieb  daher  praktisches  Recht.  >~  üeber  die  Streitigkeiten  wegen  der  Aus- 
dehnung dieser  Bestimmung  s.  Lei  st,  Staatsr.  §.  150.  —  v.  Berg,  1.  c 
§.  117:  —  Yergl.  auch  Pütter,  Entwickel.  Bd.  ü.  S.  111.  —  Es  verstand 
sich  aber  von  selbst,  dass  in  dieser  Sache  der  Kaiser  nicht  ohne  Yemehmung 
des  Reichshofrathes  entscheiden  konnte.  —  Yergl.  oben  §.  84.  Note  9  n.  10; 
und  §.  97.  Note  6u.7.  —  Meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit (1853)  S.  96.  Note  »). 
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an  dem  Beichshofrath  verhandelten  Sachen  einige  Kurfttrsten 
und  Fürsten  beiderlei  Religion  zu  Rathe  zu  ziehen^),  eine  still- 
schweigende Abschaffung  des  alten  Fttrstenrechts ,  und  eine 
Uebertragung  seiner  Befugnisse  an  den  Beichshofrath  7. 

III.  Da  jedoch  der  Einfluss ,  welchen  der  Kaiser  auf  die 
Erkenntnisse  des  Beichshofrathes  ausüben  konnte,  fbr  die 
reichsständische  Freiheit  bedenklich  schien,  so  wurden  einige 
Fälle  ausgezeichnet,  in  welchen  ein  Erkenntniss  nur  durch 
einen  förmlichen  Beichsschluss  zu  Stande  kommen  sollte, 
nämlich  1)  wenn  bei  der  Abstimmung  in  Streitsachen  reichs- 
ständischer oder  doch  reichsunmittelbarer  Personen  eine  itio 
in  partes  der  katholischen  und  protestantischen  Beisitzer  bei 
einem  der  beiden  obersten  Beichsgerichte  (Beichskammer- 
gericht  und  Beichshofrath)  eintrat^);  2)  wenn  es  sich  um  die 
Achtserklärung  eines  Beichsstandes  handelte^),  oder  um 
Entsetzung  eines  solchen  von  der  Beichsstandschaft  oder 
Landeshoheit,  oder  um  Suspension  in  ihrer  Ausübung  ^^) ;  auch 
war  3)  durch  die  Praxis  ein  Bekurs  an  den  Beichstag 


^)  J.  P.  0.  art  V.  §.54.  „.  .  .  libemmque  sit  Suae  Majestati  in  causis 
majoribus  et  unde  tumultus  in  imperio  timeri  possint,  insuper 
etiam  quorundam  utriusque  religionis  Electorum  et  Principum  sententias  et 
YOta  requirere."  —  Beispiele  von  solchem  Einfordern  yon  Gutachten  der 
Kurfürsten  finden  sich  schon  in  früherer  Zeit,  z.  B.  unter  E.  Rudolph  IL, 
1580.  —  Pütt  er,  Entwickel.  Bd.  n.  S.  210. 

')  V.  Berg,  1.  c.  S.  37. 

^)  Ausdrücklich  war  dies  nur  für  den  Process  am  Beichshofrath 
vorgeschrieben:  J.  P.  0.  art.  Y.  §.  55;  Keichshofrathsordnung, 
Tit.  y.  §.  22  (s.  §.  100.  Note  40) :  wegen  Gleichheit  des  Grundes  wurde 
aber  auch  das  Gleiche  angenommen,  wenn  der  Fall  am  Reichskammergericht 
eintrat  Gönner,  Staatsr.  §.  311.  Nr.  XXVII.  —  Siehe  unten  §.  99.  Vm. 
Note  16.  18. 

»)  Schon  im  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  3  war  auf  Feststellung  des  Ver- 
fahrens bei  der  Achtserklärung  eines  Reichsstandes  gedrungen  worden;  sie 
erfolgte  aber  erst  in  der  W.-K.  Karls  VI.  (1711)  art  XX.  Danach  sollte 
die  Sache  bis  zumAktenschluss  von  einem  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
verhandelt,  sodann  aber  an  den  Reichstag  abgegeben,  von  einer  b^onders 
aus  den  drei  Reichstagscollegien  in  gleicher  Anzahl  der  Religionen  zu  er- 
nennenden Deputation  geprüft  und  auf  deren  Relation  ein  formlicher  Reichs- 
schluss  gefasst  werden.  J.  Carrach,  reichsgrundgesetzmässiger  Bericht 
von  der  Reichsacht,  Halle  1758.  —  Pütter,  Entwickel.  II.  114. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  3.  4.  —  Siehe  oben  §.  91.  IL 
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gegen  die  Erkenntnisse  der  beiden  obersten  Reichsgerichte 
eingeflihrt  nnd  flir  zulässig  erachtet  worden,  wenn  eine  lieber- 
schrei  tnng  ihrer  verfassangsmässigen  Befugnisse  be- 
hauptet wurde '0-  ^^  grosser  und  anerkannter  Missbrauch 
mit  diesem  Rekurse  an  den  Reichstag  getrieben  wurde,  so 
kam  doch  die  Reichsgesetzgebung  nicht  dazu,  hier  eine  ernst- 
liche Abhilfe  zu  schaffen  ^^). 

IV.  VoUziehbar  war  jedoch  ein  solcher  Reichsschluss  nur 
nach  erlangter  kaiserlicher  Bestätigung  (§.  92.  Vm.). 

§.  99. 

n.   Höchste  Reichsgerichte. 

1)  Das  kaiserliche  und'Reichskammergericht^). 

I.  Die  Aufrichtung  des  ewigen  Landfriedens  unter  Kaiser 
Maximilian  I.  auf  dem  Reichstage  zu  Worms  1495  Hess  die 


")  Der  Rekors  an  den  Reichstag  sollte  eigentiich  nur  da  statt  haben, 
wo  ein  ordentliches  Rechsmittel  (remedium  revisumis  s.  suppUcaÜoms) 
gegen  ein  Erkenntniss  der  obersten  Reichsgerichte  nicht  statthaft  war.  Er 
selbst  gah  nicht  als  ordentliches  Rechtsmittel:  er  war  daher  weder  an 
Formalien  noch  an  Fatalien  gebunden  und  hatte  auch  keinen  Suspensiv- 
effekt; doch  konnte  die  Reichsversammlung  Inhibitorien  erlassen,  wenn  sie 
die  Rekursbeschwerden  für  begründet  hielt.  Moser,  histor.  und  rechtl. 
Betrachtung  des  Rekurses  etc.  an  den  Reichskonvent,  Frkf.  1737.  — 
(F.  W.  Grimm)  der  Rekurs  an  die  allg.  Reichsversamml. ,  Regensb.  1784. 
—  Lutterloh,  de  recursns  etc.  ad  comitia  genuino  fundamento,  Lips. 
1789.  —  Fütter,  Abbildung  des  heut.« Zustandes  beider  höchster  Reichs- 
gerichte, Gott  1794.  —  V.  Berg,  1.  c.  S.  449.  —  Danz,  Grunds&tze  des 
Rdchsgerichtsproc.  S.  698. 

**)  Die  hauptsächlichste  Veranlassung,  warum  die  Rekurse  an  den 
Reichstag  immer  häufiger  geworden  waren,  lag  darin,  dass  wegen  des 
Unterbleibens  der  Reichskammergerichtsvisitationen  (§.  99.  XY.)  das  re- 
medium  revistonü  nicht  mehr  gebraucht  werden  konnte.  Da  diese  Visi- 
tationen nicht  mehr  in  Gang  gesetzt  werden  konnten,  so  blieb  auch  das 
kaiserliche  Versprechen  in  der  W.-K.  art.  XVn.  §.  3:  „Den  in  letzteren 
Zeiten  ad  comitia  genommenen  häufigen  recursibus  Ziel  und  Maass  zu 
setzen"  ohne  Wirkung. 

«)  V.  Fahnenberg,  Lit.  d.  R-K-Gerichts,  Wetzlar  1792.  —  Moser, 
von  der  Justizverfassung,  1774  (N.  St-R. 'VIII.).  —  v.  Senckenberg, 
von  der  kais.  höchsten  Gerichtsbarkeit,  Frkf.  17G0.  — -  Mal  blank,  An- 
leitong  zur  Kenntniss  d.  Verf.  des  kais.  u.  R.-K.-G.  u.  s.  w.  IV  Thle.  NOm- 
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Einsetzung  eines  ständigen  Collegialgerichtshofes  als 
obersten  Reichsgerichtsbofes,  bei  welchem  nicbt  nur  der  Vor- 
sitzende, sondern  anch  die  Übrigen  Mitg^eder  fortwährend 
angestellt  nnd  versammelt  wären,  als  eine  Noth wendigkeit 
erscheinen  ^).  Diese  Einrichtang  wnrde  sonach  anch  zp  Worms 
am  7.  Angnst  1495  unter  dem  Namen  „kaiserliches  nnd 
Reichskammergericht''  {Camerae  ImperialU  Judicium) 
beschlossen,  und  dieses  am  31.  Oktober  1495  zu  Frankfurt 
eröffnet  Nach  mehrfacher  Verlegung  seines  Sitzes  kam  es 
endlich  1689  nach  Wetzlar,  wo  es  bis  zur  Auflösung  des 
Reichs  verblieb. 

II.  Die  besondere  Eigentbtlmlichkeit  dieses  Gerichtes  war, 
dass  es  nicht,  wie  die  älteren  kaiserlichen  Hofgerichte,  von 
dem  Kaiser  allein,  sondern  von  dem  Kaiser  und  den 
Reichsständen  gemeinschaftlich  besetzt  und  unterhalten 
wurde.  Hierin  liegt  der  Orund,  wesshalb  K.  Maximilian  I. 
sich  nur  sehr  schwer  entschloss,  zur  Errichtung  des  Kammer- 
gerichtes seine  Zustimmung  zu  geben,  indem  er  durch  die 
Einräumung  des  Miibesetzungsrecbtes  an  die  Reichsstände  die 
hergebrachten  Rechte  des  Kaisers  zum  Nachtheile  der  Nach- 


berg  u.  Altdorf  1791— 95  (bcsondera  Bd.  I.  U.  u.  IV.).  —  t.  Harpprecht, 
Staatsarchiv  des  R-K.-G.,  Ulm  1757--69.  VI.;  dessen  Gesch.  d.  R.-E.-G. 
in  d.  J.  1545—58,  Ulm  1785.  —  Reuss,  Beitr.  z.  neaesten  Geschichte  der 
rdchsger.  Verf.  u.  Prax.,  Ulm  1785—92.  lU.  —  Bescher,  Jahrhttcher  des 
R.-K.-G.,  Lemgo  1789—91.  —  Braini,  Lehrs&tze  über  die  Praktik  der 
beiden  höchsten  Reichsgerichte,  Wien  1776.  —  Ptttter,  inst  §.  263flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  311.  —  Leist,  Staatsr.  §.  125  flg.  —  Schmid, 
Staatsr.  §.  146.  148..  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  1858.  ThL  U.  %.  61. 
§.  73.  in.  —  Ueber  das  Verfahren  am  Eammergerichte  und  Reichshof- 
rath  siehe  Pütter:  Nova  epitome  proeessns  imperii  amborum  tribunalium 
supremorum.  Edit.  IV.  Götting.  1786.  —  Banz,  Grands,  des  Reichsgerichts- 
processes,  Stuttgart  1795;  besonders:  y.  Berg,  Grundr.  der  reichsgerichtl. 
Verfassung  und  Praxis,  Göttingen  1797. 

<)  P  ü  1 1  e  r ,  EntWickel.  1. 308.  —  Durch  die  Anstellung  ständiger  Urtheiler 
ausser  dem  Vorsitzenden  (Richter)  unterschied  sich  die  Einrichtang  des 
Reichskammergerichts  wesentlich  Yon  der  Einrichtung  des  Reichshofgerichts 
unter  K.  Friedrich  II.  1235  (oben  §.  98.  Note  3).  —  Nur  in  diesem 
Sinne  war  übrigens  das  Reichskammergericht  das  erste  stehende  Reichs- 
gericht (s.  unten  §.  100).  —  Pütter,  Entwickel.  I.  310.  —  Vergl.  meine 
deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  11.  §.  61. 
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folger  auf  dem  kaiserlichen  Throne  nngebflhrlich  zu  schmälern 
befbrchtete»). 

m.  Das  Kammergericht  war  nrsprflnglich  hauptsächlich 
bestimmt,  als  Oerichtshof  in  Landfriedensbrachsachen 
zu  dienen^),  und  behielt  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  diesen 
Sachen  bis  zur  Auflösung  des  Beichs^);  es  gewann  aber 
aUmählig  den  entschiedensten  Einfluss  auf  die  Bildung  des 
gesammten  gemeinen  deutschen  Rechts  und  erschien 
fortan  als  der  Bewahrer  der  Rechtseinheit  in  Deutschland, 
und  seine  Praxis  wurde  das  massgebende  Vorbild  ftir  die 
Rechtspflege  in  den  einzelnen  Territorien. 

IV.  Ueberhaupt  stand  das  Eammergericht  wegen  seiner 
Unabhängigkeit  von  kaiserlichen  Weisungen  in  dem  höchsten 
Ansehen  als  reichsconstitutionsmässig  unantastbares  Bollwerk 
des  gesammten  deutschen  Rechtszustandes  ^) ;  daher  kann  nur 
sehr  bedauert  werden,  dass  es  in  der  dermaligen  deutschen 
Bunäesverfassung  durch  keine  andere  ähnliche  Einrichtung 
ersetzt  worden  ist. 

V.  Ursprünglich  bestand  das  Reichskammergericht  aus 
einem  Kammerrichter  als  Vorsitzenden,  der  ein  Fürst 
oder  ein  Graf,  mindestens  ein  Reichs -Freiherr  sein  musste, 
und  aus  sechszehn  Beisitzern  (Assessoren),  zur  Hälfte  Doctoren 
des  Rechts,  zur  Hälfte  von  AdeP).    Später  wurde  die  Zahl 


')  Hieraus  erklären  skh  auch  die  Vorbehalte  der  kaiserlichen  Gerichts- 
barkeit, wovon  oben  §.  84.  Note  9.  10  und  §.  98.  Note  5.  6  gehandelt 
worden  ist. 

4)  Landfrieden  y.  1495.  §.  1. 

*)  Die  Reichsgerichte  konnten  in  Landfiriedensbmchsachen  sowohl  auf 
Antrag  der  Beschädigten,  als  des  kaiserlichen  Fiskals,  als  auch  von  Amts- 
wegen yerfjAhren.  —  v.  Berg,  Grundriss  der  reichsgerichtl.  Verf.  u.  Prax. 
S.  330  flg. 

^)  Eine  Reihe  yon  ausdrücklichen  Garantien  der  Unabhängigkeit  des 
Reichskammergerichts,  sowohl  gegen  persönliche  Einmischung  des  Kaisers 
als  des  Reichshofraths,  enthält  die  W.-K.  art  XYI.  §.  4  6.  7.  8.  16  u.  17. 
(Siehe  oben  §.  84.  Note  8). 

7)  K-ß.-O.  1495.  §.  1:  „Zum  ersten  das  Gamergericht  zu  besetzen 
mit  eynem  Richter,  der  ein  Geistlich  oder  Weltlich  Fürst,  oder  ein  Graf 
oder  Freiherr  sei,  und  sechzehn  Yrtailern,  die  all  wir  mit  Rat  und 
Willen  der  Samblung  (Reichsversammlung)  jetzt  hie  kiesen  werden,  aus 
dem  Reych  teutscher  Nacion,  dye  redlichs,  erbars  Wesens,  Wissens, 


Digitized  by  LjOOQ IC 


218  §•  d9.  Das  kaiserliche  und  Beichskammergericht. 

der  Beisitzer  mehrmals  vermehrt^),  nach  dem  westphälischen 
Frieden  sollte  dieselbe  sogar  bis  auf  50  gebracht  werden  >). 
Allein  diese  Zahl  konnte  wegen  des  anregelmässigen  Eingehens 
der  ständischen  Beiträge  (sog.  Kammerziele)  niemals  an- 
gestellt werden^®);  sie  wnrde  desshalb.1729  auf  25  herab- 
gesetzt und  selbst  diese  Zahl  wurde  erst  vom  J.  1782  an 
wirklich  eingehalten.  Seit  1550  wurden  dem  Kammerrichter 
zwei  Präsidenten  beigegeben ^0:  diese  beiden,  sowie  der 
Kammerrichter  und  ein  Assessor  wurden  von  dem  Kaiser  er- 
nannt, die  tibrigen  Assessoren  aber  von  den  Reichsständen, 
und  zwar  von  jedem  KurfUrsten  einer,  von  den  drei  evan- 
gelischen Kurftirsten  abwechselnd  noch  ein  vierter,  die  anderen 
von  den  übrigen  Reichsständen  nach  Kreisen,  mit  Rücksicht 
auf  die  Religionseigenschaft  der  Kreise.  Im  Ganzen  waren 
der  Kammerrichter,  ein  Präsident  und  13  Assessoren*  katho- 
lisch, ein  Präsident  und  12  Assessoren  protestantisch. 
VI.  Die  präsentirten  Mitglieder  des  Kammergerichtes 
mussten  sich  vor  ihrer  wirklichen  Aufnahme  einer  strengen 
Prüfung  am  Kammergerichte  selbst  unterwerfen.  Sie  wurden 
durch  ihr  Amt  reichsunmittelbar  und  waren  unabsetz- 
bar, ausser  durch  rechtliches  Urtheil  des  Kammergerichts 
selbst  oder  einer  Kammergerichtsvisitation  ^^). 


Uebung  und  ye  der  halb  tail  der  Urtailer  der  Recht  gelert  and  ge- 
wirdigt,  und  der  ander  halb  tail  auf  das  geringest  aus  der  Ritter- 
schaft geboren  sein  sollen;  und  was  die  sechtzehn  Urtailer  oder  der 
merer  tail  in  Sachen  erkennen  und  ob  sie  spennig  und  auf  yeglichem 
Tail  gleich  wären,  welchem  dann  der  Richter  einen  Zufall  thut 
(d.  h.  beistimmt)  dabei  soll  es  bleiben." 

«)  Durch  die  Beichsschlüsse  v.  1521.  1&30.  1566.  1570  wurde  die  Zahl 
der  Beisitzer  auf  18.  24.  30  u.  41  gebracht 

»)  J.  P.  0.  art  V.  §.  53. 

fO)  Die  Bezeichnung  „Kammerziele"  erklärt  sich  daraus,  weil  die 
jährlichen  ständischen  Beiträge  zur  Sustentation  des  Kammergerichts  in 
zwei  Zielen,  d.  h.  Terminen,  einzuzahlen  waren. 

<|)  Nach  dem  J.  P.  0.  art.  V.  §.  53  sollten  sogar  vier  Präsidenten 
angestellt  werden.    Dies  kam  nicht  zur  Ausführung. 

«)  Ein  Absetzungsgrund  war  in  der  K-G.-O.  Concept  v.  1613.  Tbl.  I. 
Tit.  m.  §.  3  besonders  ausgezeichnet:  wenn  sie  nämlich  sich  nicht  „der 
alten  Religion  oder  der  Augsburgischen  Gonfession  gemäss 
halten,  sondern  sich  besonderen  Secten  anhängig  machen."  Yeigl.  eben- 
das.  Thl.  I.  Tit  VI. 
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VII.  Es  waren  am  Kammergericbte  12  Advokaten  und 
30  Proknratoren,  welche  das  Gericht  selbst  anstellte,  ausserdem 
Würden  der  Fiskal-Brokurator  und  der  Fiskal-Anwalt 
vom  Kaiser  präsentirt  ^').  Die  Kanzleibedienten  und  Boten 
bestellte  nnd  besoldete  der  KorfUrst  von  Mainz. 

Vin.  Die  Geschäfte  wurden  in  Senaten  erledigt**),  bei 
deren  Bildung  auf  gleiche  Zahl  der  katholischen  und  pro- 
testantischen Mitglieder  Rlicksicht  genommen*^),  oder  diese 
wenigstens  fingirt  wurde  ^^).  Ergab  sich  Stimmengleichheit 
in  einem  Senate,  so  wurde  noch  ein  anderer  Senat  zugezogen 
(sog.  AdjunctiofOf  und  wenn  hierdurch  keine  Majorität  erlangt 
werden  konnte,  kam  die  Sache  an  das  Plenum*^);  beruhte 
die  Stimmengleichheit  aber  auf  Meinungsverschiedenheit  der 
Religionstheile  (itio  in  partes  der  Kammergerichtsassessoren), 
so  wurde  die  Sache  an  den  Reichstag  abgegeben*^). 

IX.  Das  Reichskammergericht  war  angewiesen,  nach  den 
Reichsgesetzen  und  den  gemeinen  geschriebenen  Rechten  zu 
verfahren  und  zu  erkennen*^).  Besondere  Normen  für  sein 
Verfahren  hatte  es  in  der  mehrfach  revidirten  Reichskam- 
mergerichtsordnung  (von  1495,    1548  und  1555)^^)   und  in 

*»)  V.  Berg,  1.  c.  §.  70.  71. 

^)  Man  unterschied  JWicio^Senate  von  acht  und  neun,  Extrajudieial' 
Senate  von  vier  und  fünf  und  sechs  und  sieben  Mitgliedern.  Leist, 
Staatsr.  §.  133. 

«)  J.  P.  0.  art  V.  §.  53.  --  Dem  Wortlaut  nach  war  die  Bildung 
eines  Senats  mit  gleicher  StiiMuenzahl  beider  Gonfessionen  nur  für  den 
Fall  vorgeschrieben,  wenn  bei  der  Sache  Protestanten  Parthei  oder  In- 
tervenienten  waren. 

*®)  Dies  war  nothwendig,  wenn  in  einem  Senate  eine  ungleiche  Zahl 
von  Mitgliedern  sass,  und  itio  in  partes  statt  fand,  d.  h.  die  Stimmen  der 
Religion  nach  sich  theilten;  man  unterschied  demnach  paritas  vera  und 
paritasßeta.    R.-S.  v.  1788.  art  VI.  B.  —  Leist,  Staatsr.  §.  134. 

^^)  In  dem  Plenum  sollte,  wenn  etwa  wieder  Stimmengleichheit  eintrat, 
eigentlich  die  Stimme  des  Präsidenten  entscheiden  (siehe  Note  7).  Dies 
wollten  die  Protestanten  aber  nicht  anerkennen,  und  sonach  konnte  es 
kommen,  dass  eine  Sache  ganz  liegen  blieb,  wenn  sie  nicht  etwa  an  den 
Reichstag  abgegeben  wurde.  Leist,  Staatsr.  §.  134. 
.««)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55  (vergl.  oben  §.  98.  Note  8). 

«)  K.-G.-0.  V.  1495.  §.  3;  v.  1555.  Thl.  L  Tit  57.  —  Concept  der 
K-a-O.  Thl.  I.  Tit  71. 

»)  Siehe  oben  §.  78.  V.  —  Abgedruckt  ist  die  K.-G.-0.  v.  1495  in  der 
N.  Samml.  d.  R.-A.  H.  6;  die  K.-G.-0.  v.    1555,  ebendas.  m.  43.  — 
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einigen  Reichsschlttssen ,  VisitationsabBcbieden  and  Beschlüs- 
sen*')- 

X.  Ganz  eigenthtimlich  war  das  dem  Reicbskammer- 
gerichte  durch  die  Kammergerichtsordnnng  von  1555.  Thl.  n. 
§.  36  ansdrttcklich  beigelegte  Recht,  über  zweifelhafte  proces^ 
snalische  Fragen  selbst  Beschlüsse  {decreta  oder  senatusconwha 
cameralia)  zu  fassen  nnd  diese  als  interimistisch,  d.  h.  bis  znm 
Erlasse  eines  Reichsgesetzes  verbindliche  Normen  zu  pablidren, 
in  welchem  letzteren  Falle  sie  sodann  gemeineB^scheide 
(decreta  eommunia)  hiessen*'). 

XI.  Das  Reichskammergericht  war  competent:  A.  als 
ausschliessliche  Instanz  in  bürgerlichen  und  peinlichen 
Sachen  des  Reichskammergerichtspersonals  und  in  Fiskalsachen, 
welche  das  Kammergericht  selbst  unmittelbar  betrafen,  z.  B. 
die  Beitreibung  der  Kammerziele  *^).  B.  Klagsachen  gegen 
Reichsunmittelbare  konnten  bei  dem  Reichskammergericht 
sofort  (in  erster  Instanz)  angebracht  werden,  soweit  nicht 
das  denselben  zustehende  Recht  der  Austräge  (§.  101)  in 
Betracht  kam:  wo  dies  Platz  griff,  konnte  die  Sache  nur  in 
höherer  (zweiter)  Instanz  an  das  Kammergericht  kommen^). 


Unter  K.  Rudolph  U.  war  1613  ein  Conc^  einer  erneuerten  und  ver- 
besserten Kammergerichtsordnung  abgefasst  worden,  welches  aber  niemals 
formelle  gesetzliche  Giltigkeit  erlangte;  materiell  aber  allerdings  gel- 
tendes Recht  enthielt,  da  dieses  Projekt  nur  aus  wirklich  gütigen  Gesetzen 
zusammengesetzt  worden  war.  Abgedr.  iA  Schmauss,  S.  900  flg.  — 
V.  Zwierleiu,  Concept  der  K.-G.-0.  mit  Anmerk,  1744  (3.  Ausg.  1783).  — 
Vergl.  Gerstlacher,  Handbuch  der  deutsch.  Bechtsges.  I.  S.  24  flg.;  — 
dessen  Corp.  Jur.  I.  S.  240  flg. 

<0  Reichsschiasse  von  1720,  1775,  1788;  Visitationsabschiede  und  Be- 
schlasse  von  1713,  1767.  —  (v.  Balemann)  Yisitationsschltksse,  die  Ver- 
besserung des  reichskammergerichtl.  Justizwesens  betr.  Lemgo  1779,  1780. 

»)  Sammlungen  der  gemeinen  Bescheide  des  Kammergerichts,  s. 
in  (v.  Ludolf)  Corp.  jui.  cameral.  1724.  —  de  Gramer,  Observ.  jur. 
univ.  V.  Obs.  1387.  —  v.  Balemann,  a.  a.  0.  S.  197  flg.;  Nachtrag 
S.  1  flg.  S.  256  etc.  —  Siehe  Lei  st,  SUatsr.  §.  125. 

«)  V.  Berg,  1.  c.  §.  115.  359.  360. 

«)  K.-G.-0.  (Concept)  Thl.  ü.  Tit  30  (siehe  unten  §.  101.  Note  6).  — 
Reichsunmittelbare  konnten  daher  regelm&ssig  in  erster  Instanz  bei  dem 
Karamergerichte  nur  belangt  werden  in  Landfriedens-  und  Re  1  i g i o n s - 
friedensbruchsachen,  in  Fiskalsachen,  d.  h.  wegen  Verletzung 
der  allgemeinen  Reichsbürgerpflichten,  auf  Antrag  der  Reichsfiskale,  und  in 
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C.  In  Civilprocessen  gegen  Mittelbare  (landsächsige) 
Personen  konnte  das  Kammergericht  regelmässig  nur  als 
Grericht  höherer  Instanz,  und  zwar  im  Yerhältniss  zn  den 
Landesgerichtshöfen  regelmässig  nur  als  dritte  und  letzte 
Instanz  angegangen  werden ^^)y  und  auch  dieses  nicht  hin- 
sichtlich jener  Länder^  welche  das  prmlegium  de  non  appellando 
hatten,  wie  z.  B.  die  kurfürstlichen  Territorien  2«).  Die  Appel- 
lationssamme  war  regelmässig  400  Thaler:  durch  kaiserliches 
Priyilegium  war  sie  mitunter  sehi*  bedeutend  (bis  auf  1500 
Thaler)  erhöht  ^^;.  D.  Das  Reichskammergericht  nahm  Be- 
schwerden wegen  verzögerter  oder  verweigerter  Kechtspflege 
(guerela  protractae  vel  denegatae  justitiae)  aus  allen  deutschen 
Ländern  an ,  selbst  aus  jenen ,  welche  ein  privikgium  de  non 
evoeando  hatten  ^^).  E.  Es  war  das  Kammergericht  zugleich 
Cassationshof  bei  Beschwerden  über  unheilbare  Nichtig- 
keiten gegen  die  höheren  Landesgerichtsböfe  in  Civil-  und 
Criminalsachen  sowohl  der  Landsässigen  als  der  Reichsunmittel- 


solchen  Klagsachen  ihrer  Unterthanen  wegen  Missbrauchs  der  Landesstaats- 
gewalt, in  welchen  weder  die  Austräge,  noch  die  Territorialgerichte  als 
competent  anzusehen  waren;  desgleichen  konnten  auch  Beschwerden  über 
verweigerte  und  verzögerte  Kechtspflege  unmittelbar  bei  dem  Kammer- 
gerichte eingereicht  werden,  v.  Berg,  1.  c.  §.  105. 108. 109. 113.  —  Leist, 
Staater.  §.  147.  —  Ausserdem  konnten  Reichsunmittelbare  ausnahmsweise 
sofort  vor  dem  Kammergerichte  belangt  werden,  wegen  Zusanunenhanges 
(conänentiä)  und  Connexitat  der  Sachen;  femer  wenn  der  Kläger  auf  das 
Privilegium  miserabüum peraonarum  Anspruch  hatte;  in  Provokationssachen, 
und  wenn  aus  einem  besonderen  Ausuahmsgrunde  die  Austrägalinstanz 
ausiaUen  musste.    v.  Berg,  1.  c.  §.  106.  107.  110.  111.  112. 

^)  Mittelbare  konnten  nur  ausnahmsweise  sofort  (in  erster  Instanz) 
bei  dem  Kammergerichte  belangt  werden,  z.  B.  wegen  Landfriedensbruch, 
oder  wenn  der  Landesherr  selbst  seine  Unterthanen  vor  dem  Kammergericht 
beklagen  woUte,  oder  wenn  der  Beklagte  unter  einer  zwischen  verschiedeneu 
Landesherren  streitigen  Gerichtsbarkeit  stand.  Jedoch  wurde  im  ersteren 
Fall  (Landfriedensbruch)  gegen  Mittelbare  doch  gewöhnlich  vor  den  Landes- 
gerichten verfahren,    v.  Berg,  §.  108.  113.  —  Leist,  Staatsr.  §.  149. 

M)  Siehe  oben  §.  93.  Note  19. 

")  J.  R-A.  (1654)  §.  112.  —  Moser,  V.  d.  Justizverf.  L  208. 

«)  Gold  Bulle  XI.  §.  3.  4.  -  R-A.  Von  1512.  §.  58;  1519.  §.  13.  — 
K.-G.-0.  (Concept)  Thl.  II.  Tit.  28;  Dep.  Absch.  von  1600.  §.  27.  — 
Moser,  von  der  Justizverf.  I.  913.  —  J.  H.  Böhmer,  de  origine  etc. 
querelae  denegatae,  s.  protractae  justitiae  1738  (Exerc.  ad  Fand.  VI.  103). 
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baren  *^^).  F.  Das  Kammergericht  .hatte  aach  die  sog.  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  über  Reicbsunmittelbare :  es  konnte 
daher  Confirmationen  ertheilen,  z.  B.  Verträge  nnd  Testamente 
bestätigen,  Tutoren  bestellen  und  sicheres  Geleit  ertheilen^). 
XU.  Ganz  ausgeschlossen  war  die  Competenz  des  Kammer- 
gerichtes a)  in  Bezug  auf  gewisse  deutsche  Länder  in  Folge 
besonderer  Privilegien  ^0;  b)  in  allen  eigentlichen  Regierung»- 
Sachen  ^'^);  c)  in  Achtssachen  der  Reichsstände  ^^) ;  d)  in  geist- 
lichen Sachen^);  e)  in  den  grösseren  Reichslehensachen  und 
in  allen  Gnadensachen  ^^) ;  f)  in  peinlichen  Sachen  der  Mittel- 
baren ^^). 


w)  K.-G.-0. 1555.  Thl.  m.  Tit.  34.  §.  1.  2.  —  Vergl.  ebendas.  Thl.  H. 
Tit.  28.  §.  5.  —  J.  It-A.  §.  121.  122.  —  Concept  der  K.-G.-0. 1613.  ThL  IL 
Tit.  31.  §.  14.  —  L eist,  Staatsr.  §.  168. 

30)  V.  Berg,  1.  c.  §.  99.  362.  363. 

31)  Solche  völlige  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Kammergerichts 
beanspruchte  z.  B.  Oesterreich  wegen  seines  Privilegs  von  1156  und 
mehrerer  späteren  Privilegien;  Böhmen  nach  der  Gold.  Bulle,  c.  VIQ. 
§.  2.  —  V.  Berg,  1.  c  §.  100.  —  Leist,  Staatsr.  §.  143.  I.  --  Gönner, 
Staatsr.  §.  309.  I. 

3<)  Dahin  rechnete  man  insbesondere  die  Gesetzgebung,  also  auch  die 
authentische  Interpretation  der  Gesetze,  und  alle  Gegenstände,  welche  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmässigkeit  und  des  öffentlichen  Wohls  zu 
erledigen  waren;  dagegen  gehörten  die  Forderungen  an  einzelne  Reichs- 
stände auf  Erfüllung  ihrer  reichsverfassungsmässigen  Verbindlichkeiten  und 
die  Entscheidung  wegen  Verletzung  wohlerworbener  Aechte  unbestritten  zur 
Competenz  des  Kammergerichts.  v.  Berg,  §.  101.  —  Leist,  Staatsr, 
§.  143.  n.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  309.  U. 

3»)  Siehe  oben  §.  98.  Note.  9. 

^*)  Es  galt  dies  von  allen  Sachen,  welche  nach  den  Grundsätzen  sowohl 
des  katholischen  als  des  protestantischen  Kirchenrechts  zur  geisü. 
Gerichtsbarkeit  gehörten,  v.  Berg,  1.  c.  §.  104.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  309.  V.  —  Leist,  §.  143.  II.  6.  —  Daher  wurde  die  Frage,  ob  eine  Ehe 
oder  ein  Concubinat  vorhanden  sei,  von  dem  Kammergericht  in  der  Isen- 
burgi sehen  Sache  an  das  competente  geistliche  Gericht  verwiesen.  Siehe 
meine  Schrift  über  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853.  §.50.  •— Gerst- 
lacher, Handb.  d.  R.-G.  Bd.  X.  S.  1836  flg. 

35)  Diese  gehörten  ausschliessdich  vor  den  Reichshofrath;  s.  §.  100.  — 
Vergl.  über  die  Reichslehnsachen  oben  §.  98.  Note  5. 

3«)  R.-A.  von  1530.  §.  95;  K.-G.-0.  1555.  Thl.  H.  Tit  28.  §.  5;  Con- 
cept ders.  Tit.  3L  §.  14.  —  v.  Berg,  1.  c.  §.  103.  —  Die  Criminaljuris- 
diktiou  über  Mittelbare  wurde  stets  als  in  der  Landeshoheit  der  Reichs- 
stände  inbegriflfen  betrachtet;  W.-K.  art  L  J.  8;  den  Reichsrittern 
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Xni.  Hinsichtlich  der  CriminalsacbeD  der  Reichsanmittel- 
baren  (ansser  den  Landfriedensbruchsachen)  Hess  sich  zwar 
theoretisch  die  Competenz  des  Kammergerichts  nicht  bezweifeln; 
jedoch  wurden  dieselben  herkömmlich  am  Beichshofrath  ver- 
handelt 3'). 

XIV.  Desgleichen  war  die  Competenz  des  Eammergerichts, 
in  Missheiratbs-  und  Statas-Sachen  der  Reichsnnmittelbaren  zu 
sprechen,  immer  unbestritten  anerkannt,  wenn  gleich  die  Processe 
dieser  Art  in  der  letzten  Zeit  gewöhnlich  am  Beichshofrathe 
anhängig  gemacht  wurden  ^^). 

XV.  (regen  die  Urtheile  des  Reichskammergerichts  liess 
man  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Rechtsmittel  der 
Supplikation^^),  der  Restitution*®)  und  der  Revision 
zn'*^).  Durch  die  beiden  ersteren  Rechtsmittel  konnte  eine 
wiederholte  Prüfung  der  Sache  durch  das  Kammergericht  selbst 
veranlasst  werden.  Das  dritte  Rechtsmittel  hatte  dagegen  die 
Eigenthümlichkeit,  dass  dadurch  die  Sache  zur  Entscheidung 
der  sog.  Reichskammergerich  tsvisitation,  d.  h.  der 
vom  Reichstag  ernannten  Deputation  verstellt  wurde,  welche 
jährlich  die  Geschäftsführung  des  Reichskammergerichtes  prüfen 
und  dessen  Wünsche  in  Bezug  auf  die  Reichsgesetzgebung 
vernehmen  sollte ;  es  war  jedoch  dadurch  unpraktisch  geworden, 


aher  stand  sie  nicht  unbedingt  zu  (siehe  unten  §.  103.  Note  5).  —  Die 
(wenig  praktische)  Ausnahme  bei  Landfriedensbruchsachen  der  Mittelbaren, 
und  die  Ausnahme  hinsichtlich  der  Nullitätsquerelen  in  Griminalsachen  s. 
hier  oben  Note  25  und  29. 

")  Leist,  Staatsr.  §.  164.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  350.  IV. 

^)  Yergl.  die  ausfilhrlichen  Nachweisungen  in  meiner  .Schrift  über 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  41—58. 

^)  Die  Supplikation  (remedium  novae  suppUcationis  8.  uUerivs  de- 
ductiows)  hatte  am  Eammergerichte  statt,  wenn  gebetene  Processe,  wie 
z.  B.  Citations-,  Mandats-  oder  Appellationsprocesse,  abgeschlagen 
worden  waren,    v.  Berg,  1.  c.  §.  336. 

*<*)  Das  Rechtsmittel  der  Restitution  musste  auf  neue  Thatsachen  und 
Beweise  gogrttndet  werden,    v.  Berg,  1.  c.  §.  342  flg. 

^*)  Die  Revision  hatte  den  Zweck,  mittelst  wiederholter  Vergleichung 
der  schon  vorgebrachten  Thatsachen  mit  den  Gesetzen  die  Abänderung  oder 
Aufhebung  eines  beschwerenden  Urtheils  zu  erwirken.  Sie  hatte  am 
Kammergerichte  stets  Devolutivkraft,  weil  nun  die  Sache  an  die 
Kammergerichtsvisitation  kam;  aber  nicht  in  allen  Fällen  Suspensiv- 
kraft    V.  Berg,  §.  346  flg. 
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dass  die  jährlichen  (ordentlichen)  Visitationen  schon  1588  auf- 
gehört hatten,  und  ausserordentliche  Visitationen  nur  selten  zu 
Stande  kamen,  ja  sogar  die  letzte,  welche  von  1767—1776 
gedauert  hatte,  ohne  Beendigung  ihres  Geschäftes  auseinander 
gegangen  war*^). 

XVI.  In  einigen  Fällen  war  auch  der  Rekurs  an  den 
Reichstag  statthaft«'). 

§.  100. 
2)  Der  kaiserliche  Reichshofrath*). 

I.  Die  Entstehung  des  Reichshofrathes  (ConsiUum  imperiale 
aulicum)  hängt  mit  der  uralten  Gerichtsverfassung  des  deut- 
schen Reichs  zusammen,  wonach  jeder  deutsche  Kaiser  das 
ftir  seine  Erblande  bestehende  Hofgericht  als  Reichsgericht  und 
als  Staatsrath  benutzen  konnte  und  zu  benützen  pflegte,  so 
wie  er  auch  ein  Hofgericht  zur  Ausübung  der  kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit  in  einzelnen  Fällen  besonders  anordnen  und 
zusammensetzen  konnte^). 


«<)  Moser,  v.  d.  Justizy.  11.  728.  —  Malblank,  Anleitang  B<L  n.  -- 
▼.  Ompteda,  GescL  d.  vormal.  ordentlichen  K-G.-Y isitationen ,  Begensb. 
1792.—  V.  Berg,  Darstellung  d,  Visitation  des-K-K-G.  nachG  es.  u.  Herk. 
Göttingen  1794.  —  P Otter,  wahre  Bewandtniss  der  Trennung  der  E.-6.- 
Yisitationen  im  Mai  1776,  Götting.  1776.  Abgedruckt  m.  Gegenbemerkungen, 
Wien  1776.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  312. 

«)  Siehe  oben  §.  98.  Note  11  u.  12. 

*)  Ausser  den  §.  99  angeführten  Schriften,  welche  yon  den  beiden 
höchsten  Reichsgerichten  handeln,  siehe  besonders:  J.  Ch.  ab  Uffenbach, 
de  consilio  imp.  aulico,  Frkf.  1700.  —  Mal  blank,  Anleitung,  besonders 
Bd.  UL  u.  lY.  —  Herchenhahn,  Gesch.  d.  Entstehung,  Bildung  und 
gegenwärtigen  Verf.  des  k.  Keichshofraths  etc.  Mannheim  1791—1793.  — 
(y.  Rieffl),  der  Reichshofirath  in  Justiz-,  Gnaden-  und  anderen  Sachen. 
4  Thle.  Augsburg  1791— 1793.  —  Hanzely,  Anleitung  z.  neuesten  Reichs - 
hofrathspraxis ,  Frkf.  u.  Leipz.  2  Bde.  1784.  —  Dessen  Grundlinien  der 
heutigen  Reichshofrathspraxis ,  Frkf.  u.  Leipz.  1736.  —  J.  F.  W.  de  N.  de 
W.  Principia  processus  jud.  imp.  aul.  hodierni  cum  differentüs  proc  cam. 
nebst  einem  vollst.  Formularbuch  etc.  2.  Aufl.  Frkf.  u.  Leipz.  1754.  — 
B.  F.  Mohl,  histor.  polit.  Yergleichung  der  beiden  höchsten  Reichsgerichte 
in  ihren  wichtigsten  Yerh&ltnissen,  Ulm  1789.  —  tfoser,  deutsche  Justiz- 
verf.  Thl.  n.  S.  L  —  Pütter,  Entwickel.  L  316  flg.  —  Dessen  Instit. 
8.  275  flg.—  Gönner,  Staatsr.  §.  813  flg.—  Leist,  Staatsr.  J.  135flg.  — 
Schmid,  StaaUr.  §.  149. 

«)  Vergl.  oben  §.  98.  Note  3. 
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II.  Auf  dieses  kaiserliche  Recht  hatte  auehK.MaximilianL 
nicht  verzichtet,  als  er  in  die  Errichtung  des  Reichskammer- 
gerichts willigte.  Er  liess  daher  auch  durch  das  von  ihm 
(1501)  zunächst  für  seine  Erblande  eingerichtete  ständige  Hof- 
rathscollegium  Reichssachen  behandeln,  und  behauptete  sich 
nicht  nur  in  diesem  Rechte  ungeachtet  des  alsbald  (seit  1502) 
von  den  Reichsständen  erhobenen  Widerspruches,  sondern  es 
wurde  später  dieses  GoUegium  sogar  nur  ausschliesslich  für 
Reichssachen  alsReichshofrath  bestimmt,  und  erhielt  dem- 
gemäss  schon  am  24.  Mai  1518  von  K.  Maximilian  I.  eine 
entsprechende  Einrichtung^).  Jedoch  wurde  der  Reichshofirath 
erst  in  dem  westphälischen  Frieden  als  ein  oberstes,  dem 
Kammergerichte  gleichstehendes,  Reichsgericht  reichsgrund- 
gesetzlich  anerkannt^). 

III.  Der  Reichshofrath  durfte,  abgesehen  von  dem  Reichs- 
hofvicekanzler,  welcher  von  Amtswegen  darin  Sitz  und 
Stimme,  und  bei  Verhinderung  des  Präsidenten  mit  Vorzug  vor 
dem  Vicepräsidenten  das  Recht  zu  präsidiren  hatte  ^),  nur  aus 
18  Personen  (Reichshofräthen)  bestehen,  einschlttssig  des 
Präsidenten  und  Vicepräsidenten  <^). 

IV.  Sämmtliche  Mitglieder  des  Reichshofrathes  (ausser  dem 
Reichshof- Vicekanzler)  wurden  vom  Kaiser  allein  ernannt  und 
besoldet '):  sie  mussten  gebome  Deutsche  sein,  und  der  Reichs- 
hofrathspräsident  und  der  Vicepräsident  mussten  dem  Reichs- 
forsten-,  Grafen-  oder  Herrenstande  angehören^).  Die  Reichs- 
holräthe  wurden  nicht  blos  aus  österreichischen  Unterthanen, 
sondern  auch  aus  anderen  Reichsländern  genommen:  sechs 
sollten  der  evangelischen  Gonfession  zugethan  sein^). 


3)  Nach  dieser  Verordnung  Maximilians  I.  sollten  von  den  achtzehn 
Mitgliedern  fünf  aus  dem  Reich,  die  übrigen  aus  den  £rblanden  genommen 
werden.  —  Ptttter,  Entwickel.  §.  317. 

*)  J.  P.  0.  art  V.  §.  54.  56. 

s)  Siehe  oben  §.  97.  —  Der  Reichshofvicekanzler  machte  aber  von 
diesem  Rechte  niemals  Gebrauch. 

•)  R.-H.-0.  V.  1664.  Tit  I.  §.  2. 

T)  W.-K.  art.  XXIV.  §.  1;  art  XXV.  §.  5. 

»)  R-H.-0.  Tit  I.  §.  1.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  11. 

»)  J.  P.  0.  art  55.  —  Besonders  W.-K.  art.  XXIV.  §.  1. 

Zopfl,  BtMtcrecht.  5.  Aufl.   I.  15 
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V.  Es  wurde  eine  Herrenbank  nnd  eine  Gelehrtenbank 
unterschieden,  woranf  die  Seichshofräthe  nach  ihrem  Stande 
Sassen  ^^):  ein  akademischer  Grad  war  aber  nicht  erforderlich. 

VI.  Auch  bei  dem  Beichshofrathe  ging  der  Aufnahme  eine 
Proberelation  nnd  Prüfung  vorher  ^0- 

VU.  Die  fieichshofrathskanzlei  (Reichshofkanzlei) 
wurde  von  dem  Kurftlrsten-Erzkanzler  besetzt  ^2).  Die  Bechts- 
anwälte  am  Reichshofrath ,  sog.  Beichshofraths-  oder 
Beichsagenten,  deren  20 — 30  waren,  ernannte  derBeichs- 
hofrathspräsident  ^^):  der  B  e  i  c  h  s  h  o  f -  F  i  s  k  a  1  dagegen  wurde 
vom  Kaiser  unmittelbar  ernannt  ^^). 

yUI.  Der  Kaiser  wurde  als  das  oberste  Haupt  des  Beichs- 
hofirathes  und  oberster  Bichter  in  demselben  betrachtete^):  er 
konnte  aber  dieses  Bichteramt  persönlich  nur  in  jenen  Fällen 
ausüben,  in  welchen  der  Beichshofrath  verfassungsmässig  ein 
Votum  ad  imperatorem  zu  erstatten  hatte  e^). 

IX.  Wegen  dieser  engen  Verbindung  mit  der  Person  des 
Kaisers  wurde  der  Beichshofrath  durch  den  Tod  eines  jeden 
Kaisers  sofort  aufgelöst,  d.  h.  es  wurden  damit  sämmt- 
liche  Bichteramtsstellen  an  demselben  erledigt  ^'^):  ausser  diesem 
Falle  aber  konnte  kein  Mitglied  anders  als  durch  ein  Urtheil 
dieses  Gerichtshofs  selbst,  nach  vorgängiger  Untersnchnng, 
abgesetzt  werden  e^).  Die  Beichshofkanzlei  wurde  aber  bei 
dem  Tode  eines  Kaisers  bis  zur  Wiederbesetzung  des  kaisei^ 
liehen  Thrones  nur  geschlossen <^). 


*o)  R.-H.-0.  Tit  I.  §.  1  u.  9.  —  W.-K.  art  XXIV.  §.  9. 

«<)  W.-K.  art  XXIV.  §.  1.  2. 

«)  W.-K.  art  XXV.  §.  1.  2. 

«)  R.-H.-0.  Tit.  Vn.  §.  2. 

")  Leist,  Staatsr.  §.  138. 

«s)  R.-H.-0.  Tit  I.  §.  1:  „Unser  kaiserlicher  Reichsfaofrath ,  dessen 
oberstes  Haupt  und  Richter  allein  Wir,  und  ein  jeder  römi- 
scher Kaiser  selbst  ist"  —  Dem  entsprechend  wird  der  Reichshof- 
rathspräsident,  als  der  Stellvertreter  des  Kaisers,  in  der  R.-H.-0.  Tit  I.  §.  4 : 
„das  nachgesetzte  Haupt"  des  Reichshofrathes  genannt 

«6)  Siehe  oben  §.  84.  Note  9.  10,  und  hier  unten  Note  39. 

«7)  Leist,  Staatsr.  §136. 

«)  W.-K.  art  XXIV.  (1790)  §.  10:  „Auch  soll  kein  Reichshofrath  seiner 
Stelle  anders,  als  nach  Torhergegangener  rechtlicher  Cognition,  und  darauf 
erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden." 

49)  Leist,  Staatsr.  §.  137. 
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X.  Der  Reichshofrath  hatte  einen  zweifachen  Charakter: 
1)  als  kaiserliches  Regierungscollegium  oder  Staats- 
rat h,  wovon  im  §.  97.  IIL  gehandelt  worden  ist;  nnd  2)  als 
höchstes  Reichsgericht.  In  dieser  letzteren  Eigenschaft 
hatte  der  Reichshofrath  mit  dem  Reichskammergerichte  y oll- 
kommen concurrirende  Gerichtsbarkeit,  so  dass  theils 
durch  die  .Wahl  des  Klägers,  theils  darch  Prävention  bestimmt 
wurde,  an  welchem  dieser  beiden  höchsten  Reichsgerichte  eine 
Sache  zn  verhandeln  war^^). 

XI.  Im  Allgemeinen  galten  daher  hinsichtlich  der  Zustän- 
digkeit des  Reichshofrathes  als  erste,  zweite  oder  dritte  Instanz 
dieselben  Grundsätze  wie  bei  dem  Reichskammergerichte.  Der 
Reichshofrath  war  daher  in  allen  Sachen  competent,  in 
welchen  es  das  Reichskammergericht  war,  die  wenigen  Fälle 
abgerechnet,  in  welchen  das  Reichskammergericht  ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit  hatte  ^^). 

XII.  Es  gehörten  aber  ausserdem  noch  viele  Sachen  zur 
Gompetenz  des  Reichshofrathes,  worin  das  Kammergericht  nicht 
zuständig  war;  auch  wurden  in  der  letzten  Zeit  des  Reichs 
manche  Sachen,  in  welchen  unstreitig  das  Kammergerieht  auch 
competent  war,  regelmässig  an  dem  Reichshofrathe  verhandelt, 
weil  die  Partheien  ein  besonderes  Interesse  dabei  fanden,  sie 
hier  anzubringen.  Dies  war  besonders  der  Fall  bei  solchen 
Sachen,  bei  welchen  die  kaiserliche  Gnade  einen  Einfluss 
haben  konnte,  wie  z.  B.  in  denCriminalsachenderReichs- 
unmittelbaren^^). 

XIII.  Der  Reichshofrath  hatte  ausschliessliche  Gompetenz : 
A.  in  Sachen  der  zu  ihm  gehörenden  Personen,  mit  Ausschluss 
des  Personals  der  Reichshofkanzlei,  über  welches  der  Kurerz- 


**)  Hoffmann  (pr.  Pütt  er),  diss.  de  wimmor.  imp.  trib.  concurrente 
jurisdictione,  Göttingen  1760.  —  Das  Haus  Braunschweig-Lüneburg 
und  die  Krone  Schweden  hatten  für  ihre  deutschen  Besitzungen  besondere 
Privilegien  über  die  Wahl  des  Gerichtsstandes  Tor  einem  der  beiden  Reichs- 
gerichte.   Gönner,  Staatsr.  §.  315. 

«0  Siehe  §.  99.  XL  A.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  315.  X. 

tt)  Siehe  §.  99.  Note  36.  37.  —  Auch  die  Rechtsstreitigkeiten  über  das 
ReichspoBt-,  Münz-  und  Bücherwesen  wurden  regelmässig  am  Reichshofrathe 
verhandelt    v.  Berg,  1.  c.  §.  117. 

15* 
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kanzler  die  Gerichtsbarkeit  hatte  ^^) ;  B.  über  die  zum  deutschen 
Reiche  gehörigen  italienischen  Länder  mit  wenigen  Aus- 
nahmen^^); C.  in  Rechtsstreitigkeiten  ttber  die  unmittelbar 
vom  Reiche  zu  Lehen  rtthrenden  Fttrstenthttmer  n.  dei^l.^); 
D.  in  Streitigkeiten  ttber  die  Giltigkeit,  Auslegung  und  den 
Verlust  kaiserlicher  Privilegien,  sowie  Aber  Erwerb  und  Ver- 
lust des  Adels  (nicht  aber  über  Adelsprobe  und  Adelsrechte), 
den  Rang  einzelner  Reichsstände  unter  sich,  und  über  kaiser- 
liche Frece8^%  £.  Der  Reichshofirath  liess  es  zwar  nicht  an 
Versuchen  fehlen,  seine  ausschliessliche  Gompetenz  in  Recht  s- 
Streitigkeiten  noch  weiter  auszudehnen:  rief  aber  eben 
dadurch  jederzeit  lebhaften  Widerspruch  hervor  ^^). 

XIV.  Besonders  ausgedehnt  war  die  Gompetenz  des  Reichs- 
hofrathes  in  Gegenständen  der  sog.  willktthrlichen  Gerichts- 
barkeit; denn  in  dieser  Beziehung  hatte  er  nicht  nur  dieselben 
Befugnisse  wie  das  Reichskammergericht,  sondern  es  gehörte 
zu  seiner  Gompetenz  auch  Alles,  was  in  irgend  einer  Weise 
denGharakter  einer  Gnadensache  an  sich  trug,  also  nament- 
lich die  Ausübung  der  kaiserlichen  Reservatrechte,  insbesondere 
die  Verleihung  der  Reichslehen  als  oberster  Reichslehnhof, 
und  überhaupt  alle  Arten  von  Privilegienverleihungen,  Verleihung 
von  Grossjährigkeit,  Legitimation,  Moratorien,  Protektorien, 
Standeserhöhungen,  Bestätigungen  von  Primogeniturordnnngen 
und  Hausgesetzen  adeliger  Familien,  worin  Abweichungen  von 
dem  gemeinen  Reichsrechte  festgesetzt  werden  sollten  u.  dgL  ^^). 

XV.  Die  sehr  häufigen  sog.  Officialverfttgungen, 
d.  h.  Verfügungen  von  Amtswegen,  ohne  vorgängiges  förmliches 
processuaiisches  Verfahren,  erliess  der  Reichshofrath  nicht  in 
seiner  Eigenschaft  als  Gerichtshof,  sondern  als  Regierungs- 
coUegium  ^^). 


«)  Leist,  Staatsr.  §.  137.  V.;  §.  160.  —  v.  Berg,  1.  c  §.  116. 
")  V.  Berg,  1.  c.  §.  118. 
«5)  Siehe  oben  §.  98.  Note  5. 
w)  Leist,  Staatsr.  §.  150.  —  v.  Berg,  1.  c.  §.  117. 
«')  Gönner,  Staatsr.  §.  315.  VIII.  —  Leist,  Staatsr.  §.  150.  —  v.  Berg, 
L  c.  §.  117. 

«)  V.  Berg,  1.  c.  §.  364—375. 
W)  V.  Berg,  1.  c.  §.  366. 
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XVI.  In  Bezug  auf  die  besonders  privilegirten  Länder,  in 
Achtssachen  der  Reichsstände,  in  peinlichen  Sachen  der  Mittel- 
baren, und  in  geistlichen  Sachen,  war  die  Gompetenz  des 
Keichshofrathes  ganz  so  ausgeschlossen,  wie  die  des 
Reichskammergerichts  ^). 

XVn.  Der  Seichshofirath  hatte  im  Allgemeinen  bei  seinem 
gerichtlichen  Verfahren  die  Kammergerichtsordnung  zu  be- 
achtend^). Es  bestanden  aber  ausserdem  noch  besondere 
Keichshofrathsordnungen,  welche  von  den  Kaisem  ohne 
Zuziehung  der  Reichsstände  erlassen  wurden,  ohne  dass  deren 
Widerspruch  hiergegen  jemals  beachtet  worden  wäre  ^^). 
Doch  wurde  endlich  die  provisorische  Giltigkeit  der 
(neuesten)  Reichshofrathsordnung  K.  Ferdinands  III.  vom 
16.  März  1654  in  der  Wahlkapitulation  ausdrücklich  aner- 
kannt^^). Ausserdem  dienten  als  Normen  einige  kaiser- 
liche Dekrete^)  und  die  Concluaa  Fleni  des  Reichshofrathes 
selbst,  nach  Analogie  der  gemeinen  Bescheide  des  Reichs- 
kammergerichtes ^^). 

XVIII.  Das  processualische  Verfahren  hatte  am  Reichs- 
hofrathe  manche  Eigenthümlichkeit;  namentlich  wurden  die 
Rescripte  stets  in  einer  Form  erlassen,  als  wenn  sie  von  der 
Person  des  Kaisers  selbst  ausgingen,  sowie  überhaupt  die  Ein- 


»)  Siehe  §.  99.  Note  31.  33.  34.  36. 

31)  J.  P.O.  art  V.  §.  54:  „Ordinatio  Camerae  imperialis  etiam  in 
judicio  auKco  servabitur  per  omnia.'* 

»)  Die  erste  ReichBliofrathsordnung  ist  yon  K.  Ferdinand  I.,  3.  Apr. 
1559;  diese,  sowie  die  nachfolgende  Beichshofrathsiostruktion  K.  Ru- 
dolphs 11.,  die  Reichshofrathsordnung  K.  Mathias,  3.  Juli  1617  und  die 
neueste,  K.  Ferdinand  III.,  16.  März  1654,  s.  bei  Uffenbach,  1.  c. 
Anhang  I.  —  Die  neueste  R.-H.-0.  von  1654  s.  auch  bei  Schmauss, 
S.  898. 

»3)  W.-K.  art.  XXIV.  §.  8:  „Wie  dann  auch  von  Unserm  Reichshofrath 
...  bis  von  Uns  und  dem  gesamten  Reich  eine  den  heutigen  Umständen 
gemas  eingerichtete  vollständige  R.-H.-Ordnung  verfasst  werden  kann  .  .  . 
die  alte  R.-H.-0.  beobachtet  werden  soll.  '* 

^)  Die  wichtigsten  waren  das  Dekret  K.  Karls  VI.  von  1714,  und 
die  Dekrete  K  Josephs  U.  vom  5.  April  1766  und  19.  Oktober  1767; 
Schmanss,  S.  1255.  —  Faber,  N.  Staatskanzlei,  Thl.  XVII.  cap.  5; 
XVm.  cap.  2.  —  Häberlin,  Repert.  IV.  493. 

»)  Gerstlacher,  Corp.  jur.  publ.  IV.  205. 
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gaben  der  Partheien  immer  an  des  Kaisers  Majestät  gerichtet 
wurden  ^^).  Auch  gab  es  bei  dem  Beichshofrathe  keine  £in- 
theilong  in  Senate,  sondern  alle  Sachen  wurden  im  vollen 
Rathe  verhandelte^). 

XIX.  Der  Präsident  hatte  bei  Stimmengleichheit  eine  ent- 
scheidende Stimme  e^):  er  hatte  aber  auch  das  Recht  in  diesem 
Falle y  sowie  auch  dann,  wenn  die  Majorität  nur  gering  war, 
und  beide  Meinungen  auf  stattlichen  Gründen  beruhten,  die 
Sache  durch  ein  votum  ad  imperatorem  zur  persönlichen  Ent- 
scheidung des  Kaisers  zu  bringen  e^).  Trat  aber  in  Beligions- 
sachen  eine  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den  katholischen 
und  protestantischen  Reichshofräthen  ein,  so  wurde  den  letz- 
teren eine  fingirte  Parität  der  Stimmen  beigelegt,  und  mosste 
daher  die  Sache  an  den  Reichstag  abgegeben  werden  ^^). 

XX.  Gegen,  die  Erkenntnisse  des  Reichshofrathes  waren 
dieselben  Rechtsmittel,  wie  gegen  die  Urtheile  des  Kanuner- 


^)  Es  erklärt  sich  dieses  aus  der  Verbindung  des  Bdchshofrathea  mit 
der  Person  des  Kaisers  (siehe  oben  Note  15).  -^  Vergl.  Hanzely,  Grand- 
linien S.  10.  30;  dessen  Anleit.  §.  842.  ~  t.  Berg,  1.  c.  §.  251.  253.  ~ 
Danz,  Grds.  des  Reichsgerich tsproc.  §.  399.  —  Meine  Schrift:  üeber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  56. 

'^  Die  Bildung  Yon  Senaten  am  Reichshofrath  war  sogar  ausdrAcklich 
verboten.  W.-K.  art  XXIY.  §.  13:  „Sollen  alle  und  jede  vor  Unsem 
Reichshofrath  gehörige  Sachen  allezeit  in  Pleno  abgehandelt,  und  weder 
zuvor  noch  hernach  vor  einige  Deputationen,  Hofkommissionen  und  was 
dergleichen  ausserordentliche  Wege  sonst  für  Namen  haben  mögen,  nimmer- 
mehr gezogen,  noch  deren  gerader  Rechtslauf  unterbrochen  oder  gehemmt 
werden.  —  R.-H.-0.  1654.  Tit  I.  §.  14. 

»)  R.-H.-0.  1654.  Tit.  V.  §.  16:  „Da  auch  unterschiedliche  Vota  in 
der  Anzahl  gleich  wären,  so  soll  Unser  Präsident  einem  Theile  mit  seiner 
Stimme  Beifall  thun,  und  alsdann  auf  dasselbige  als  das  Mehrere 
schliessen.'* 

w)  W.-K  art  XVI.  §.  15;  R.-H.-0.  1654.  Tit  V.  §.  18.  20.  —  Vergl. 
die  ausfahrlichere  Nachweisung  über  das  Votum  ad  imperatoremy  oben 
§.  84.  Note  9  u.  10. 

40)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55:  „.  .  .  Postquam  in  pleno  etiam  Senatu, 
pari  tarnen  semper  utrinque  Judicantium  numero  examinata  fuerint,  con- 
trariae  oriantur  sententiae,  Catholicis  quidem  in  unam,  Augustanae  vero 
Confessionis  Assessoribus  in  aliam  abeuntibus ,  remittantur  ad  Comitia  im- 
perii  universalia. "  —  Diese  Bestimmung  ist  in  wörtlicher  Uebersetzung  in 
die  R.-H.-0.  von  1654.  Tit.  V.  §.  22  übergegangen.  —  Das  Verlangen  der 
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gerichts  zolässig^^).  Jedoch  wurde  hier  das  Bechtsmittel  der 
Revision  gewöhnlich  auch  als  ,, Supplikation'^  bezeichnet, 
and  hatte  hier  nur  die  Wirkung,  dass  die  Sache  vom  Reichs- 
hofrathe  neuerdings  mit  Aufstellung  eines  anderen  Referenten 
und  Gorreferenten  geprüft  werden  musste^^). 

XXI.  Der  Rekurs  an  den  Reichstag  fand  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  gegen  die  Urtheile  des  Eammergerichtes 
statt 

XXII.  Das  Visitationsrecht  des  Reichshofrathes  hatte  der 
Kurerzkanzler  (Mainz);  es  wurde  aber  niemals  ausgeübt ^^). 

§.  101. 

III.  Reichs-Untergerichte. 
1)   Die  Austrägal-Instanz  ^). 

I.  Schon  lange  vor  der  Errichtung  des  Reichskammer- 
gerichts hatten  vielfach  Reichsstände  und  andere  Reichsunmit- 


Protestanten,  auch  am  Reichshofrath  eine  sog.  Real-Parit&t  (Parüas  vera), 
wie  am  Reichskammergericlit,  einzurichten,  ist  ohne  Erfolg  geblieben. 

«*)  Veigl.  oben  §.  99.  Note  39.  40.  41. 

^)  J.  P.  0.  art.  y.  §.  54:  „. . .  ne  partes  ibidem  (sc.  in  Judicio  aulico) 
lidgantes  omni  remedio  suspensivo  destituantur,  loco  revisionis  in 
Camera  usitatae  licitum  esto  parti  grayatae,  a  sententia  in  indicio  aolico  lata, 
ad  caesaream  majestatem  sopplicare,  ut  acta  iudicialia  denuo  ad- 
hibitis  alüs  gravitati  negotii  paribus  .  .  .  consiliariis,  et  qui  concipiendae 
et  ferendae  priori  scntentiae  non  interfiierint,  aut  certe  referentium  et 
correferentium  partes  non  sustinuerint,  revideantur. *'  —  In 
wörtlicher  Uebersetzung  in  R-H.-O.  1654.  Tit  V.  §.  7.  —  W.-K.  art.  XVII. 
§.  14:  „Mit  der  im  Reichshofrath  anstatt  der  Bevision  gebräuchlichen 
Supplikation  wollen  Wir  nach  Inhalt  des  Ingtrumenti  Pacts  art.  V.  §.  (54) 
,JQ^oad  Frocesswn  judiciarium  und  nach  der  R-H.-0.  allerdings  ver- 
fieJiren'*  etc.  —  Die  Processualisten  behandelten  diese  Supplikation  regel- 
mässig unter  dem  Namen  der  Revision.  —  t.  Berg,  1.  c.  §.  346. 

«>)  J.  P.  0.  art  V.  §.  55:  „Yisitatio  Gonsilü  Aulici  fiat  ab  Electore 
Mogontino  toties,  quoties  opus  fuerit*'  etc.  —  Nach  der  W.-K.  art.  XXY. 
§.  6.  7  sollte  der  Kurerzkanzler  alle  drei  Jahre  eine  Visitation  vornehmen. 

*)  H.  Gh.  Senkenberg,  flores  sparsi  ad  jus  austraegarum ,  Giess. 
1739.  —  Prehn,  v.  d.  Austrägen,  1779.  —  Moser,  v.  d.  deutsch.  Justiz- 
ver£  L  46.  —  Malblank,  Anleitung  IV.  420  flg.  —  v.  Berg,  Grundr. 
d.  rdchsger.  Verf.  §.  39  flg.  —  G.  F.  Eichhorn,  de  differentia  inter 
AuBtraegas  et  arbitros  compromissarios,  Götting.  1801.  —  Pütt  er,  inst 
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telbare  unter  sich  Einrichtongen  zu  schiedsrichterlicher  Er- 
ledigung ihrer  Streitigkeiten  getroffen  ^  wofür  die  Bezeichnung 
Austrage  gebräuchlich  geworden  war^). 

U.  Diese  Einrichtungen,  welche  ursprünglich  nur  auf  Will- 
ktthr  und  gegenseitigem  Belieben  beruhten,  behielten  sich  die 
Beichsstände  nicht  nur  bei  der  Errichtung  des  Reichskammer- 
gerichtes bevor,  sondern  sie  wurden  sogar  von  der  Beichs- 
gesetzgebung  ausdrücklich  bestätigt^),  und  überdies  für  die 
Beichsstände  und  andere  reichsunmittelbare  Herren  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  gesetzlich  angeordnet,  ja  sogar  manchen 
Personen  (oder  auch  Beichsstädten)  das  Recht,  vor  Austrägen 
belangt  zu  werden,  durch  kaiserliche  Privilegien  verliehen^). 
Hiemach  unterschied  man  gewillktthrte,  gesetzliche  und 
privilegirte  Austrage^). 


§.  280  flg.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  317  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  144  flg. 
—  Schmid,  Staatsr.  §.  151.  —  Gohrem,  Ursprung  u.  Entwickelung  der 
Austr&galinstanz  in  Deutschland,  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Becht, 
1858. 

^)  „Austragen**  bezeichnet  überhaupt  soviel,  als  eine  Sache  freund- 
lich auseinandersetzen  und  gleichsam  die  Partheien  vergleichen.  Der  Aus- 
tragsrichter  hiess  im  barbarischen  Latein  f,Atutraega^^. 

')  Von  den  Austr&gen  handelte  insbesondere  die  K.-G.-0. 1555.  Thl.  11. 
Tit  2  flg.  —  K.-G..O.  1495.  §.28,  Co  nc  ept  d.  K.-G.-0.  ThL  U.  Tit  2  princ. 
„  .  . .  Welche  sonderliche  gewillkürte  rechtliche  Auatrihge  gegen  einander 
haben,  der  sollen  sie  sich  laut  derselben  gegen  einander  gebrauchen.**  — 
J.  P.  0.  art  y.  §.  56.  „Caeterum  in  aulico  non  minus,  quam  camerae 
imperialis  judicio  Privilegium  primae  instantiae,  Austiaegarum,  . . .  statibns 
imperii  illibata  sunto.**  —  W.-K.  art.  XVIII.  §.  4:  „Sondern  einen  jeden 
bei  seiner  ImmecUeUU  .  .  .  üem  jure  austraegarum  tarn  Ugalium  quam 
conventumaUum  vel /anUUarum  .  .  .  bleiben  lassen.** 

«)  Eine  spätere  Beschränkung  enthält:  W.-K.  art.  XYIII.  §.  7:  „Und 
nach  Inhalt  des  Reichsabschiedes  v.  J.  1664  (§.  116)  mit  Konzession  der 
Privilegien  erster  Instanz  oder  sonderbarer  Austrage,  auf  diejenigen,  welche 
dieselben  bisher  nicht  gehabt  oder  hergebracht,  förderst  an  Uns  halten.*' 

B)  Je  nachdem  die  gewillkührten  Austräge  durch  Vertrag  oder  Testa- 
ment begründet  wurden,  unterschied  man  auslraegae  conventionalea  und 
UmiafixenUxTÜ,  Zu  den  gewillkührten  Austragen  rechnete  man  die  in  einigen 
reichsritterschaftlichen  Kantonen  eingerichtete  Ortsausträgal-Instanz. 
Kerner,  reichsrittersch.  Staatsr.  Thl.  IL  S.  400.  ~  Malblank,  Anl. 
IV.  463  flg.  —  Die  gewillkührten  Austrikge  hatten  an  sich  nur  Verbind- 
lichkeit für  die  Theilnehmer;  sollten  sie  auch  Dritte  (als  Reichsanstalt) 
verpflichten,  so  war  kaiserliche  Bestätigung  nöthig. 
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m.  Gesetzliche  Austrage  (sog.  „Austrage  der  Ord- 
nnng'^^),  d.  h.  in  der  Kammergerichsordunng  angeordnete 
Austrage)  hatten  nur  A)  Kurfürsten,  Fürsten  und  Fürsten- 
massige^),  ohne  allen  Unterschied  des  Standes  des  Klägers^); 
B)  die  Prälaten,  Grafen  und  der  unmittelbare  Reichsadel,  wenn 
der  Kläger  gleichen  oder  höheren  Standes  war^).  G)  Ausser- 
dem war  anerkannt,  dass  auch  die  eigenen  Unterthanen 
eines  Landesherm,  welche  über  Missbrauch  der  Kegierungs- 
gewalt  sich  beklagen  wollten,  in  erster  Instanz  vor  den  Aus- 
trägen ihres  Landesherm  klagen  mussten,  wenn  die  Sache 
nicht  zu  denjenigen  gehörte,  welche  an  sich  unmittelbar  bei 
den  obersten  Reichsgerichten  angebracht  werden  durfte  ^^). 
Dasselbe  galt  im  Allgemeinen  auch  hinsichtlich  der  Klagen  der 
Unterthanen  gegen  ihren  Landesherm  in  Privatsachen,  da  man 
frtlher  diese  nicht  scharf  von  Staatssachen  unterschied  ^^). 
Durch  die  Wahlkapitulation  Leopolds  IL  1790  wurden  aber  die 
Klagen,  welche  die  landesherrliche  Kammer  betrafen,  vor  die 
Landesgerichte  verwiesen*^). 


«)  Dieser  Ausdruck  findet  sich  im  Goncept  der  K.-G.-0.  TU.  II.  Tit  30. 
,y Weiter  ordnen  .  .  .  Wir,  dass  alle  und  jede  Persoho^eA  und  Sachen,  die 
der  Kaiserlichen  Jurisdiction  ohne  Mittel  unterworfen,  und  durch  sondere 
AuBtr&ge  dieser  Ordnung,  oder  andere  Privilegien,  Freiheiten,  Gewill- 
kohre  und  rechtmässige  Gewohnheiten  nicht  ausgenommen  seynd,  an  Unserm 
Kaiserlichen  Gammergericht  Torgenommen  und  gerechtfertigt  werden  sollen.  *' 

^)  Unter  FUrstenmässigen  wurden  in  d  i  e  se  r  Beziehung  nur  wirklich 
geforstete  Pr&laten  und  Grafen  verstanden  —  Leist,  Staatsr.§.  145.  Note  1. 

*)  Also  auch,  wenn  Bürger  oder  Bauern  klagten,  die  nicht  Unter- 
thanen der  Fürsten  oder  Fürstenmässigen  waren.  K.-G.-O.  1500.  Tit  11.  — 
Vergl.  K..G.-0.  1555.  Thl.  ü.  Tit  4.  §.  18  (s.  unten  Note  10). 

•)  Concept  d.  K.-G.-0.  Thl.  n.  Tit  3  u.  5. 

««)  K.-G.-0.  Thl.  II.  Tit  4.  §.  18;  Concept,  ibid.  §.  21.  „Und  sollen 
solche  Austräge  der  Prälaten,  Grafen,  Ritterschaften  und  Städte,  in  aller 
Maasse  wie  abgesetzt,  auch  mit  den  Bürgern,  Bauern  und  anderen  Unter- 
thanen gegen  den  Fürsten  und  Fürstenmässigen  Statt  haben''.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  147.  —  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  konnten  in  diesem  Fall 
auch  bei  der  Ortsausträgalinstanz  (s.  Note  5)  belangt  werden.  —  Leist, 
Staatsr.  §.  145.  Note  6.  —  Kern  er,  1.  c.  IL  410. 

")  Leist,  Staatsr.  §.  147.  n. 

«)  W.-K.  art.  XIV.  §.  6:  „Wenn  Landstände  oder  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit  in  Privatsachen,  welche  die  landesfürstliche 
Ca  mm  er  antreffen,  Klage  führen,  so  sollen  und  wollen  Wir  diese  bei 
ihren  ordentlichen  Landesgerichten  entscheiden  lassen"  etc. 
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IV.  Die  Reichsgesetze  hatten  fttr  die  Bildang  der  gesetz- 
lichen Ansträge  eine  Reihe  verschiedener  Formen  festgesetzt, 
wobei  besonders  auf  den  Rang  nnd  Stand  des  Beklagten  Rück- 
sicht genommen  worden  war  ^3).  Da,  wo  die  Austrägalinstanz 
aus  Standesgenossen  gebildet  wurde,  galt  schon  der  Grundsatz, 
dass  der  Beklagte  die  Austrägalrichter  vorschlägt,  und  der 
Kläger  aus  den  Vorgeschlagenen  die  Auswahl  hat^^). 

V.  Die  Austräge  waren  fHr  diejenigen,  die  als  Beklagte 
ein  Recht  darauf  (Jus  austraegarum)  hatten,  als  eine  reichs- 
gesetzliche erste  Instanz  (als  ein  eigentliches  Reichs unter- 
gericht)  erklärt  i^),  welche  von  dem  Kläger  nicht  umgangen 
werden  durfte**^). 

VI.  Das  Urtheil  sollte  von  der  Austrägalinstanz  binnen 
Jahresfrist  gesprochen  werden,  widrigenfalls  die  Sache  an 
eines  der  höchsten  Reichsgerichte  gebracht  werden  konnte^''). 
An  diese  ging  auch  die  Appellation  von  den  austrägalgericht- 
lichen  Erkenntnissen  >^) :  eben  dahin  musste  man  sich  auch 
wegen  ihrer  Vollstreckung  wenden*^). 


«)  Concept  der  K.-G.-0.  Thl.  ü.  Tit  2  bis  5. 

««)  Z.  B.  Concept  der  K.-G.-O.  Thl.  H.  Tit  2:  „.  .  .  soll  der  be- 
schrieben und  erfordert  GhurfQrst,  Fürst  und  FOrstenmässige  .  .  .  dem 
Kläger  vier  regierende  KurftLrsten,  Fürsten  oder  Fürstenm&ssige,  halb 
geistlich  and  halb  weltlich,  die  nicht  aus  einem  Haus  gebohren  seyn,  un- 
gefehrlich  benennen,  daraus  der  Kläger  einen  zum  Richter  kiesen  soll.*'  — 
Ebendas.  Thl.  IT.  Tit.  4.  §.  7:  „dass  der  Churfürst,  Fürst  oder  Fürsten- 
massige  drey  unpartheyische  Fürsten  benennen,  aus  denen  der  Kläger 
einen  zu  erwählen  und  zu  erkiesen  Macht  haben  solL'* 

«8)  V.  Berg,  1.  c.  §.  49.  —  K.-G.-0.  1495.  §.28:  „Der  Austragsrichter 
soll  die  Sache  zu  Yollführen  schuldig  sein  als  unser  königlicher  oder 
kaiserlicher  Commüsariua,  in  Kraft  der  Commission,  die  wir  als  R  König 
hiermit  einem  jeden  ertheilt  haben  wollen,  und  soll  derselb  erkoren  Com- 
miasanua  förderlich  Rechttage  setzen,  in  einer  sein  stat,  ungevärlich,  und 
mit  sampt  seinen  unpartheyschen  Käthen  der  Sach  zu  recht  Verhönmg, 
und  wie  sich  in  Recht  gepüren  würdt,  Entscheid  thun.  —  üebereinstimmt 
K.-G.-O.  1555.  Thl.  2.  Tit.  2.  §.  2;  Concept  ibid.  §.  1. 

")  Siehe  hier  oben  Note  3. 

")  Concept  der  K.-G.-O.  Thl.  IL  Tit.  4.  §.  1. 

«)  K.-G.-0.  1495.  §.  28  (siehe  Note  15;  fährt  fort):  „Doch  sol  kein 
Parthey  die  Appellation  für  Unser  Königklich  oder  Kayserlich  Camergericht 
benommen  oder  abgestelt  seyn." 

1^)  Pütt  er,  de  ordine  judiciario  ab  austraegis  observando;  in  opusc 
rem  jud.  imp.  illustr.  p.  470. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  102.  Kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte.  235 

Vn.  AnsgeDommen  von  der  Competenz  der  Ansträgal- 
iostanz  waren  nur  diejenigen  Sachen,  welche  durch  die  Beichs- 
gesetze  anBdrflcklich  schon  in  erster  Instanz  vor  die  höchsten 
Beichsgerichte  gewiesen  waren  ^^^). 


§.  102. 
2)  Kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte^), 

I.  Nach  der  älteren  Gerichtsverfassung  bestanden  theils 
auf  aUen  Beichsdomänen ,  theils  in  anderen  unmittelbaren 
Beichsländem,  zahlreiche  kaiserliche  Hof-  und  Lan  dgerichte^), 
von  welchen  die  meisten,  deren  Gerichtssprengel  mit  dem  Um- 
fange der  später  entstandenen  landesherrlichen  Gebiete  zusam- 
menfiel, in  die  Hände  der  Landesherren  tibergegangen  und  in 
landesherrliche  Gerichte  umgewandelt  worden  waren. 

II.  Doch  erhielten  sich  einige  von  diesen  kaiserlichen 
Hof-  nnd  Landgerichten  bis  zur  Auflösung  des  deutschen  Beichs 


^)  So  z.  B.  die  LandMedensbruchsachen ,  Reichsfiskalsachen,  Streitig- 
keiten über  grössere  Reichslehen,  Besitzstreitigkeiten,  Gesuche  und  Mandate 
sine  clausula,  Sachen  der  mitleidenswürdigen  Personen,  Pfändungen,  Arreste 
nnd  Repressalien  u.  s.  w.    Siehe  oben  §.  99.  ^  Leist,  Staatsr.  §.  146. 

0  Moser,  y.d.  deutsch.  Justizver£  1. 1110.  II.  915.  —  v.  Senkenberg, 
V.  d.  k.  Gerichtsbarkeit,  1760.  —  Pütter,  inst  §.  295.  —  Häberlin, 
Handb.  U.  S.  445 flg.  —  Leist,  Staatsr. §.  141.  —  Gönner,  Staatsr.  §.318.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  153.  —  v.  Berg,  Grdrss.  der  reichsgerichtl.  VerfiEtss. 
§.  11.  35  flg. 

*)  K.  Hof-  oder  Pfalzge richte  bestanden  ursprünglich  da,  wo 
kaiserliehe  Pfalzen  (palatia)  waren:  Sachsensp.  Ldr.  III.  62.  §.  1. 
„Vif  stede,  die  palenze  heten,  liegen  inme  lande  to  sassen,  dar  die  Koning 
echte  hoye  (d.  h.  Gerichtshöfe)  hebben  sal."  —  Vergl.  meine  deutsche 
Aechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II.  §.  47.  —  Die  k.  Landgerichte  (judicia 
provinciaUa)  bildeten,  so  lange  die  Gauverfassung  bestand,  die  regelmässige 
Instanz  für  alle  eausas  majores,  insbesondere  für  die  Criminalsachen,  unter 
dem  Vorsitz  des  vom  Kaiser  ernannten  Richters  (Judex  provinctae,  ccmes, 
Graf,  greoe  des  Sachsenspiegels).  —  Hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit 
standen  die  Hof-  oder  Pfalzgerichte  und  die  Landgerichte  gleich,  Sachsen- 
spiegel Ldr.  UL  64.  §.  6:  „Palenzgreven  unde  landgreven  dingen  under 
koninges  banne,  als  die  groTe.''  —  Schon  frühzeitig  finden  sich  Spuren  der 
Verlegung  der  Ho^erichte:  Sachsensp.  Ldr.  IH.  62.  §.  1:  „Werle  (die 
zweite  Pfalz)  die  is  to  goslere  (Goslar)  geleget.'' 
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mit  dem  Charakter  von  Keichgnntergerichten,  obschon 
ihr  Fortbestand,  bei  den  seit  demXVL  Jahrhuadert  eingetretenen 
Veränderungen  y  den  Reichsständen  vielfachen  Anlass  zu  Be- 
schwerden gegeben  hatte,  und  nicht  nur  deren  Abscha£Eiing 
schon  im  westphälischen  Frieden  angeregt'),  sondern  auch  in 
den  neueren  Wahlkapitulationen  wiederholt  zugesichert  worden 
war*). 

lU.  Zuletzt  bestanden  nur  noch  A)  das  k.  Hof-  und  Land- 
gericht zu  Roth  weil,  dessen  (jerichtssprengel  sich  über  den 
Schwäbischen,  Fränkischen,  Kur-  und  oberrheinischen  Kreis 
erstreckte^);  B)  das  k.  freie  Landgericht  in  Schwaben,  oder 
k.  Landgericht  in  Ober- und  Niederschwaben,  auf  derLeut- 
kircher  Heide  und  in  der  GepUrs,  zu  Weingarten  mit 
den  ehemaligen  Reichsstädten  Ravensburg,  Wangen  und  Isny 
und  dem  Flecken  Altorf  als  Mahlstätten,  im  Pfandbesitze  des 
Hauses  Oesterreich®);   C)  das  k.  Landgericht  des  Bur^raf- 


^)  J.  P.  0.  art  y.  §.  56:  „Denique  cum  etiam  de  abolendis  curia  Im- 
periali Rottwilae,  judiciis  provincialibus  Sueviae  et  aliis  hinc  inde  per 
Imperium  hactenus  usitatis  mentio  ii^jecta  füerit,  resque  haec  gravioris  visa 
Sit  momenti,  de  his  quoque  ulterior  deliberatio  ad  proxima  Gomitia  comissa 
esto  .  .  .** 

«)  W.-K.  art  XVm.  §.  8. 

")  Mauritius,  de  jud.  BothwiLKü.  1666;  in  opusc  p.  588;  und  in 
Fritsch,  Yar.  exerc.  jur.  pubi.  11.  229.  —  Kreuter,  de  jud.  caes.  auL 
Rothwii.  Argent.  1780.  —  Blum,  de  jud.  cur.  imp.  Rothwil.  in  append. 
comment  de  jud.  cur.  imp.  genn.  p.  137.  —  K.  Konrad  m.  soU  1146 
eine  Ordnung  dieses  Gerichts  gemacht  haben:  s.  dieselbe  in  Lanig,  R  Arch. 
Cont  U.  Part  gen.  p.  94;  1496  wurde  dasselbe  von  K.  Maximilian  I. 
bestätigt:  Lünig,  R.  Arch.  Cont  IL  zweiter  Forts,  p.  714.  >-  Seine 
neueste  Ordnung  durch  E.  Maximilian  U.  a.  1572  s.  bei  Sch'maass, 
p.  281  flg.  —  Das  Hofrichteramt  hatten  erblich  die  Grafen  von  Sulz;  nach 
deren  Aussterben  (1687)  erhielten  es  die  Fürsten  yon  Schwarzenberg. 
Nach  der  H.-G.-0.  v.  1572  sollte  dieses  Gericht  ausser  dem  Hofrichter  mit 
dreizehn  Beisitzern  aus  dem  Stadtrath  zu  Bothweil  besetzt  sein;  es 
waren  jedoch  gewöhnlich  weniger.  £s  sprach  auch  in  peinlichen  Sachen 
und  nahm  auch  AppeUationen  an. 

<!)  J.  P.  de  Ludewig,  de  Sueviae  tribunali  etc.  Hai.  1725.  —  (J.  R. 
Wege  1  in),  Grundlicher  Bericht  y.  d.  k.  u.  Beichsvogtei  in  Schwaben  1756. 
—  Dessen  neueste  Gerichtsordnung  v.  1618  s.  bei  Ludolf,  CoUect  statntor. 
S.  307.  —  J.  A.  BUrkhle,  des  freien  k.  L.-Gerichts  in  0.-  u.  N.-Schwaben 
gerichtl.  Process.  Frkf.  1742.  II  Bde.  —Man  beschwerte  sich  besonders  wegen 
der  Einführung  von  Stempelpapier  an  diesem  Gerichte,  und  weil  Kaiser 
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thams  Nürnberg  züAnspach;  es  war  im  Lefaensbesitze  der 
Markgrafen  von  Brandenburg  und  wnrde  von  diesen  besetzt^); 
D)  das  k.  Landgericht  des  Herzogthums  Franken  zuWürz- 
bnrg^)  and  E)  das  k.  Landgericht  zu  Bamberg.  Diese 
beiden  k.  Landgerichte  wurden  von  den  Bischöfen  zu  Würz- 
burg and  Bamberg  besetzt  and  waren  zuletzt  auf  das  Gebiet 
dieser  geistlichen  Fttrstenthümer  beschränkt;  bei  der  Säku- 
larisation kamen  sie  an  Bayern. 

IV.  Die  k.  Hof-  und  Landgerichte  hatten  als  Reichsunter- 
gerichte Gerichtsbarkeit  über  Reichsunmittelbare  und  Mittelbare 
innerhalb  ihres  Sprengeis,  und  zwar  a)  concurrirende  Gerichts- 
barkeit mit  den  höchsten  Reichsgerichten,  wo  diese  in  erster 
Instanz  zuständig  waren;  b)  concurrirende  Gerichtsbarkeit  mit 
den  landesherrlichen  Gerichten,  sofern  nicht  das  Land  das  Pri- 
vilegium de  non  evocando  hatte.  In  diesen  Fällen  entschied  daher 
die  Prävention®),  c)  Sie  konnten  auch  Beschwerden  über  ver- 
zögerte und  verweigerte  Justiz  annehmen,  d)  Von  den  Erkennt- 
nissen dieser  k.  Hof-  und  Landgerichte  ging  die  Appellation 
an  die  höchsten  Reichsgerichte  ^^). 


Karl  y.  die  Appellationen  von  dessen  Erkenntnissen,  statt  an  die  Reichs- 
gerichte, nach  Insbruck  verwiesen  hatte.  Die  Beisitzer  wurden  aus  den 
Rathsgliedem  and  Bürgern  der  Mahlstädte  genommen. 

7)  J.  iL  Hagen,  de  judicio  caes.  prov.  Norico.  Baruth.  1677.  — - 
C.  F.  Junge,  unumstössl.  Grundveste  der  Hoheit  des  k.  Landgerichts,  Burg- 
grafthums  Nürnberg,  1759.  ->  Ordnung  des  Kampfgerichts  des  Burggrafth. 
Nürnberg;  dessen  Miscell.  I.  161.  -—  Ludolf,  coli,  stat  p.  1. 

^)  Eine  Kampfrechtsordnung  des  Herzogthums  Franken  aus  dem  XV. 
Jahrhundert  s.  bei  Goldast,  Reichssatzungen  (1712)  I.  S.  238.  —  Bischof 
Johann  Gottfridt  erliess  1618  eine  Landgerichtsordnung.  Gedruckt 
Würzburg  1618.  fol.;  —  auch  in  Ludolf,  obs.  var.  IH.  p.  1.  ~  Die 
Appellation  ging  (L.-G.-O.  ThL  H.  Tit  38)  an  das  bischöfliche  Hofgericht, 
und  von  diesem  erst  an  die  höchsten  Reichsgerichte. 

»)  W.-K  art  XVm.  §.  9.  11  verspricht  ausdrücklich  den  Schutz  der 
Exemtionsprivilegien  (siehe  oben  §.  93.  Note  19). 

«<►)  W.-K.  art  XVm.  §.  10.  —  Doch  wurde  dies  nicht  überall  beob- 
achtet (siehe  hier  oben  Note  5  und  8).  —  Auch  wurde  mitunter  das  k. 
Landgericht  selbst  als  Appellationsinstanz  benützt.  Ausdrücklich  erlaubt 
z.  B.  die  Würzburger  k.  L.-G.-0.  v.  1618.  ThL  H.  Tit  33  von  den  Unter- 
gerichten  des  Stifts  dahin  zu  appelliren. 
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§.  103. 
Die  Landeßhoheit.   Begriff  und  Wesen*), 

I.  Für  die  Kegiernngsgewalty  welche  dem  Landesherrseher 
(der  ,,LandeBobrigkeit'')  als  ein  in  eigenem  Namen, 
jedoch  mit  Unterordnung  unter  die  Seicbsstaatsgewalt 
auszuttbendes  Recht  in  den  einzelnen  Territorien  zustand,  war 
allmählig  die  Bezeichnung  Landesherrlichkeit  oder  Lan- 
deshoheit, hohe  Landesobrigkeity  ;W  terrUariaUj  oder 
auch  (in  grösseren  Territorien)  Landesfllrstliehkeit  ge- 
bräuchlich geworden^). 


*)  Moser,  Ton  der  Landeshoheit  der  deutschen  Reichsstftnde  über- 
haupt, 1773;  der 8.  von  der  deatbchen  Reichsstftnde  Landen,  deren  Land- 
ständen, Unterthanen  etc.  1769;  ders.  Zusätze  z.  neuen  Staatsr.  Bd.  IL 
S.  661  flg.;  und  im  Einzelnen  dessen  Schriften:  von  der  Landeshoheit  in 
Regierungssachen,  in  Justizsachen,  in  Militärsachen  1772;  in  Cameralsachen; 
in  Polizeisachen ;  in  Gnadensachen ;  in  Steuersachen ;  im  Geistlichen;  s&mmtlich 
1773.  ~  Pütter,  Beitr.  1777.  Thl.  L  Nr.  VI  flg.XVnflg.  —  Ch.  EL  Biener, 
de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae  eiusdemque  effectibos, 
1780.  —  Posse,  aber  das  Staatseigenthum  in  den  deutschen  Reichslanden, 
Rostock  u.  Leipzig  1794.  —  K.  S.  Zachariä,  Geist  der  deutschen  Tetii- 
torialver&ssung,  Leipzig  1800.  —  v.  Eppeln,  über  das  Princip  der  deut- 
schen Territorialverfiissung,  Regensburg  1803.  —  Gönner,  Programm  aber 
das  rechtliche  Princip  der  deutschen  Territoiialverfassung,  Landshut  1804.  — 
Siehe  auch  Pütt  er,  inst  §.  28.  116.  —  Lei  st,  Staatsr.  §.  20  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  226  flg.  —  Schmid,  Staatsr.  §.  158.  —  Meine 
deutsche  Rechtsgesch.  a  Aufl.  1858.  Thl.  n.  §.  53  u.  77 ;  und  insbeacndere 
meine  Alterthümer  des  deutsch.  Reichs  u.  Rechts  (1860)  Bd.  L  8.  70—106, 
Bd.  n.  S.  8—57. 

«)  Der  Ausdruck  „  Damini  terrae**  für  die  politischen  TerritorialherTen, 
welchem  zunächst  die  Bezeichnung  „Landherren  oder  Landesherren 
und  Landesherrlichkeit''  entspricht,  findet  sich  schon  in  der  (oben 
bei  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Reichs,  §.  78. 1.)  erwähnten  Conetüuüo 
Frtderici  IL  (Utin.)  a.  1232;  der  Ausdruck  ,,jus  territoriale**  findet 
sich  im  J.  P.  0.  art  YIII.  §.  1,  wofllr  in  der  deutschen  Ueberaetzong  „hohe 
Landesobrigkeit*'  steht,  woraus  die  Form  „Landeshoheit"  her- 
vorging. Gleichbedeutend  ist  „ju9  territorü  ei  tuperiorHaiie**  in  J.  P.  0. 
art  Y.  §.  30  (s.  unten  Note  4).  —  Offldell  gebraucht  den  Ausdruck  Lan- 
deshoheit die  W.-K.  1792.  art  L  §.  8;  XV.  §.8.  Der  Ausdruck  „Landes- 
obrigkeit, landesherrliche  Obrigkeit''  wurde  bald  in  subjek- 
tivem Sinne,  bald  in  objectivem,  gleichbedeutend  mit  Landeshoheit, 
gebraucht    W.-E.  art.  XY.  §.  1;  vergl.  mit  art  XIX.  §.  6. 
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U.  Die  Hechte  y  welche  man  unter  diesem  Namen  zosam*- 
menfasste,  waren  weder  zu  allen  Zeiten,  noch  in  allen  Terri- 
torien ganz  dieselben;  sie  konnten  auch  nicht  logisch  aas 
einem  Principe  abgeleitet  werden  und  wurzelten  häufig  in 
sehr  verschiedenen  yon  einander  unabhängigen  Rechtstiteln  ^). 
Abgesehen  davon,  dass  die  Landesherren  fortwährend  mit  Glück 
bestrebt  waren,  ihre  politischen  Befugnisse  zu  vermehren^), 
so  stand  naturgemSss  der  Umfang  der  landesherrlichen  Re- 
gienmgsrechte  mit  der  Grösse  der  Länder  im  Verhältnisse, 
da  kleine  Gebiete,  namentlich  in  Bezug  auf  Gesetzgebung, 
Gerichtsbarkeit,  Polizei-,  Finanz-  und  Militärwesen  keine  so 
umfassende  territoriale  Regierungsgewalt  erforderten  oder  ver- 
tragen konnten,  wie  diese  in  den  grösseren  Gebieten  unent- 
behrlich war^). 


*)  Aas  diesem  Grunde  enthalten  auch  die  Beichsgrundgesetze  keine 
Bi^iifbbestimmung  der  Landeshoheit,  sondern  sprechen  immer  nur  von 
den  wohlerworbenen  und  hergebrachten  Freiheiten,  Rechten  u.  s.  w.  der 
Forsten  und  Stände,  welche  gegen  kaiserliche  Entziehung  und  Eingriffe 
sicher  gestellt  werden  sollen.  Yergl.  die  Const  Friderici  II.  (ütin.) 
a.  1232.  „ünusquisque  prindpum  libertatibus ,  Juijsdictionibus,  Gomita- 
tibus,  Gentis,  sive  liberis  sive  infeodatis,  utatur  quiete,  secundum  terrae 
suae  consuetndinem  approbatam.  ^'  —  J.  P.  0.  art.  VUI.  §.  1  (s.  §.  77. 
Note  14).  —  W.-K.  art  I.  §.9:  „Sollen  und  wollen  auch  Kuiftoten, 
Fürsten  und  Ständen,  die  unmittelbare  freie  Reichsritterschaft  mit  ein- 
geschlossen, ihre  Regalien,  Obrigkeiten,  Freiheiten,  Privilegien  ...  in  be- 
ständiger Form  confirmiren ,  sie  auch  dabei  handhaben  und  schützen.  ^^  — 
Erst  in  der  W.-E.  Leopolds  IL  (1790)  und  Franz  TL  (1792)  wurden 
zum  erstenmale  in  den  Text  art.  L  §.  8  die  Worte  Landeshoheits-  und 
Regierungs-  Sachen  als  einen  Gattungsbegriff  bezeichnend  ein- 
geschoben.   Siehe  diese  Stelle  im  §.  77.  Note  U. 

*)  So  wurde  den  Landesherren  im  westphälischen  Frieden  J.  P.  0. 
art  ym.  §.  2  (s.  §.  77.  Note  18)  das  Recht  der  Bündnisse  unter  sich  und 
mit  auswärtigen  Staaten  (somit  also  auch  das  Gesandtschaftsrecht)  beigelegt, 
und  eben  daselbst,  art  Y.  §.  80,  war  ausdrücklich  erklärt  worden,  dass 
„ex  commvm  per  totum  Imperium  hactenu»  usüata  prcuoi^*,  auch  das  „jus 
rrformandi  exercümm  reUgwids^^  den  Landesherren  als  Ausfluss  ihrer 
Landeshoheit  (cum  jure  ierrüorü  et  mperioriUUia)  zustehe. 

s)  So  z.  B.  hatten  nicht  alle  Reichsritter  in  ihren  kleinen  reichsfreien 
Gebieten  die  Criminalljurisdiktion  und  den  Blutbann.  Kern  er,  reichs- 
ritterschafU.  Staatsr.  Thl.  L  S.  252  flg.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  166. 
Manche  wollten  desshalb  den  Reichsrittem  nur  eine  Landesherrlich- 
keit, aber  keine  Landeshoheit  beilegen  (s.  bes.  Leist,  Staatsr.  (1.  Aufl.) 
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ni.  Man  pflegte  in  der  Landeshoheit  mehrere  Klassen 
von  Rechten  za  unterscheiden:  1)  die  Regalien,  welche 
der  Landesherr  vom  Kaiser  nnd  Reich  zn  Lehen  trug,  wie 
die  Gerichtsbarkeit  in  ihren  verschiedenen  Arten ,  die  Graf- 
schaft, das  Herzogthom  oder  Fttrstenthom ,  ursprünglich  in 
der  Bedeutung  als  Amt,  sogenanntes  Fttrstenamt<^),  den  Heer- 
bann, das  damit  zusammenhängende  Besteuerungsrecht,  jus 
collectandi;  das  Zollrecht,  das  Mttnzrecht,  den  Wildbann,  die 
Bergwerke  und  andere  singulare  Privilegien,  wie  sie  z.  B.  in 
der  pfalzgräflichen  Comitive  lagen ^);  2)  lehenherrliche 
Rechte,  als  die  durch  den  Geburtsstand  oder  durch  die  er- 
langte Reichs-  oder  landesherrliche  Würde  (wie  z.  B.  bei  den 
Bischöfen  und  Prälaten)  bedingte  Befugniss,  ritterliche  Lehens- 
leute zu  haben  und  mit  ihnen  den  Reichskriegsdienst  zu  leisten ; 


§.  46).  Allein  es  war  dieses  ein  reiner  Wortstreit,  da  an  sich  Landes- 
herrlichkeit  und  Landeshoheit  gleichbedeutend  sind  (s.  oben  Note  2) 
und  dadurch,  ob  man  den  Reichsrittem  Landeshoheit  beilegte  oder  nicht, 
an  der  Sache  weder  in  Bezug  auf  ihre  Gebiete  noch  in  Bezug  auf  ihre 
Stellung  zu  anderen  Landesherren,  das  Mindeste  geändert  wurde.  Gönner, 
Staatsr.  §.  265,  bezeichnet  daher  die  Regierungsgewalt  der  Reichsritter  in 
ihren  Gebieten  als  einen  „Inbegriff  von  Rechten,  welche  der  Landeshoheit 
ganz  analog  ist"  —  Auch  hiesscn  die  ihrer  Regierung  unterworfenen 
Personen  ihre  Unterthanen,  stibdäi,  wie  die  Mittelbaren  in  den  Ländern 
der  Reichsstände  (J.  P.  0.  art  V.  §.  28;  s.  §.  105.  Note  23).  —  Ausdrück- 
lich gewährleistet  die  W.-K.  art.  L  §.  2  den  Reichsrittern  die  Erhaltung 
bei  ihren  „Hoheiten'*,  wie  den  Reichsständen  (siehe  §.  77.  Note  14). 
S.  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  (1853)  §.  7&  — 
Leibnitz,  in  der  Schrift  C<iesarintis  Färsteiieritts ,  de  jure  supremaiug 
ac  legaUonis  princtpum  Germamae,  1677,  unterschied  jus  suprematus 
(Landeshoheit  im  höheren  Sinne)  als  „jus  educendi  müUem  et  partieipimdi 
negotia  publica  Europas'^'  und  nahm  diesen  Suprematus  filr  die  grösseren 
Reichsfürsten  in  Anspruch,  im  Gegensatze  der  zunächst  auf  Gerichtsbarkeit 
und  innere  Administration  beschränkten  Landesherrlichkeit,  superioritas  terri- 
tartalis,  Landesobrigkeit  oder  Landeshoheit  im  niederen  Sinne  der  kleineren 
Landesherren,  welchen  er  das  Recht,  Truppen  zu  halten,  nur  in  dem  Um- 
fange zusprach,  als  nothwendig  sei,  um  die  Unterthanen  im  Gehorsam  gegen 
die  Gesetze  zu  erhalten.  Vergl.  Pütt  er,  Lit  L  24d.  Allein  dies  alles  hat 
auf  den  Begriff  und  das  rechtliche  Wesen  der  Landeshoheit  keinen  Ein- 
fluss. 

6)  F ü r 8 1 e n am t ,  so  bezeichnet  ausdrücklich  der  Schwabenspiegel 
(v.  Lassberg)  c.  139  das  Herzogthum  oder  anderes  Fürstenthum. 

7)  Siehe  oben  §.  86.  Vm.  IX. 
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3)  schutzherrliche  Rechte,  d.  h.  solche,  welche  eigent- 
lich in  der  Orand-  oder  Vogteiherrlichkeit  wurzelten,  aber  vom 
Landesherm  eben  darum  ausgeübt  wurden,  weil  er  zugleich 
der  Grundherr  oder  Vogteiherr  war;  und  4)  die  sog.  landes- 
herrlichen Regalien,  d.  h.  nutzbare  Rechte,  welche  sich 
der  Landesherr  nach  dem  Landesbrauch  oder  Landesgeset^n 
ausschliesslich  beilegte^). 

IV.  Da  der  Landesherr  mitunter  nicht  alle  gewöhnlich 
in  der  Landeshoheit  liegenden  Rechte  hatte,  wie  z.  B.  wenn 
die  Criminalgerichtsbarkeit,  die  sog.  Zentgerichtsbarkeit  oder 
der  Blutbann ^)  einem  anderen  Herrn  zustand,  so  unterschied 
man  vollständige  und  unvollständige  Landeshoheit ^<^). 
Es  fehlte  daher  nicht  an  Landeshoheitsstreitigkeiten,  die,  ab- 
gesehen von  den  zahlreichen  Versuchen  der  Selbsthilfe  und 
den  dadurch  veranlassten  Fehden  und  Kriegen,  zu  unzähligen 
und  weitläufigen  petitorischen  und  possessorischen  Processen 
Veranlassung  gaben  und  zu  deren  Beurtheilung  sich  die  Publi- 
cisten  in  der  Aufstellung  und  Bestreitung  von  Vermuthungs- 
gründen  Überboten  ^^). 

V.  Geschichtlich  hat  sich  die  Landeshoheit  hauptsächlich 
aus  der  höheren  Gerichtsbarkeit  und  zwar  auf  zweifache 


•)  Siehe  unten  §.  541. 

*)  Mitunter  wurde  sogar  die  Zentgerichtsbarkeit  und  der  Blut- 
bann von  einander  unterschieden  und  von  verschiedenen  Herren  in  An- 
spruch genommen.  Siehe  meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und 
Rechts  Bd.  ü.  (1860)  S.  54,  —  Siehe  über  die  Criminaiyurisdiktion  noch 
hier  unten  Note  19. 

*^)  So  z.  B.  war  in  Franken  die  Landeshoheit  nicht  ein  ^^camplexus 
ornnktm  regalium^*,  sondern  nur  „possessio  quorundum  regaUum  enunen- 
üssimorum^' ,  wohin  man  dort  nur  die  Fraisch  (Criminaljurisdiktion),  den 
Wildbann  u.  das  Landgericht  rechnete.  Schneidt,  Thesaurus  jur  Franc. 
Abschnitt  L  Heft  18.  S.  3291. 

**)  Ausser  dem  Besitze  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  welcher  immer 
als  der  stärkste  Beweis  der  Innehabung  der  Landeshoheit  galt,  rechnete 
man  hierher:  die  Grundherrlichkeit  oder  das  Eigenthum  an  einem  Orte, 
die  Lage  des  Ortes,  die  Erhebung  von  Steuern  oder  Ausübung  des  jus 
eoUectandi;  die  Ausübung  des  jtis  circa  sacra  oder  des  jtts  reformandi 
(siehe  unten  Note  19);  die  Leistung  eines  homagium  durch  die  Einwohner; 
das  Erscheinen  der  Ritter,  PriJaten  und  Städte  auf  den  fürstlichen  Land- 
tagen. D.  G.  S trüben,  vom  Beweis  der  Landeshoheit,  in  dessen 
Nebenstunden,  Bd.  lY.  Abhandl.  XXY.  S.  142. 

ZSpfl,  Staauracht.  5.  Aufl.  I.  16 
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Weise  entwiekelty  indem  1)  eines  Theils  anf  dieselbe,  wo  sie 
durch  Grafen,  Herzoge  und  Fürsten  ursprünglich  als  Reichs- 
beamte verwaltet  wurde,  allmählig,  und  zwar  vielfach  unter 
Einflüssen  des  Feudalismus,  der  patrimoniale  Charakter  der 
Erblichkeit  übertragen,  oder  auch  sie  bleibend  (wie  ein 
Patrimonium)  geistlichen  und  weltlichen  Corporationen  ver- 
liehen worden  war;  und  2)  anderen  Theils  die  Grundherren 
oder  Landesherren  im  älteren  Sinne  häufig  durch  kaiserliche 
Verleihung  eine  höhere  Gerichtsbarkeit  als  die  blos  vogteiliche 
oder  Niedergerichtsbarkeit  bleibend  erwarben^'). 

VI.  Hieraus  erklärt  sich,  wie  sich  seit  dem  XIH.  Jahr- 
hundert ein  neuer,  höherer,  rein  politischer  Begriff  von 
Landherrlichkeit  oder  Landesherrlichkeit,  nämlich 
im  Sinne  von  Landeshoheit  oder  Landesfürstlichkeit  bilden 
konnte  und  musste^^),  und  wie  seitdem  auch  die  Ausdrücke 
„Zwing  und  Bann,  hohe  und  niedere  Gerichte'^ 
oder  „alle  Gerichte 'S  die  alten  Synonyma  von  Gerichts- 
barkeit, fbr  völlig  gleichbedeutend  mit  dieser  Landesherrlich- 
keit oder  der  Landeshoheit  geachtet  werden  mussten^^),  und 
zwar  um  so  mehr,  als  nicht  nur  die  kaiserlichen  Lehenbriefe 
jene  älteren  Bezeichnungen  beibehielten  und  fortwährend  aus- 
schliesslich gebrauchten^^),  sondern  auch  das  politische  Terri- 


tt)  Yeigl.  oben  §.  89 ;  m  ein  e  deutsche  Rechtsgesch.  8.  Anfl.  1858.  ThL  n. 
§.  &3;  und  besonders  meine  AlterthOmer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts, 
1860.  Bd.  I.  S.  70  flg.;  Bd.  II.  S.  8  flg.  -~  Im  Wesentlichen  das  Richtige 
erkannte  schon  D.  G.  Struben,  vom  Ursprung  der  Landeshoheit,  in 
dessen  Nebenstunden  Bd.  lY.  Abhandl.  XXTT.,  indem  er  den  Ursprung 
der  Landeshoheit  in  die  Erbli  chkeit  der  hohen  Gerichtsbarkeit  im  Lande, 
und  in  den  allm&hligen  Ausschluss  der  concurrirenden  kaiserlichen  Joris- 
diktion  setzt 

")  Ueber  die  Entstehung  der  zwei£Eu;hen  Bedeutung  von  Landherr 
als  Grundherr  und  L  an  des  he  rr,Landherm  der  Forsten  und  Landherm 
des  Kaisers,  und  die  aUm&hlige  Feststellung  des  Ausdrucks  Landesherr 
für  den  politischen  Territorialherm,  siehe  meine  Alterthfimer  des  deutsch. 
Reichs  und  Rechts.  Bd.  L  (1860)  S.  71  flg.  86  flg.  91—96.  —  Ueber  den 
Unterschied  you  Landesherrlichkeit  (Landeshoheit)  und  Grundherrlichkeit: 
ebendaselbst,  Bd.  IL  (1860)  S.  35—37.  —  Siehe  auch  hier  oben 
§.  39.  lY.  und  die  daselbst  Note  10  angeführten  Schriften;  besonders  Posse, 
Tom  Staatseigenthum  in  den  deutschen  Reichslanden,  1791  S.  27.  33  flg. 

««)  M  e  i  n  e  Alterthttmer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  1860.  Bd.  I.  S.  38. 

»)  Ebendaselbst,  Bd.  IL  S.  d5->37. 
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toriimiy  eben  so  wie  eiii  gntsherrlicher  Bezirk ,  ein  y,Land'^ 
war  und  hiess^^),  nnd  überdies  die  Gnmdherrüchkeit  oder 
Landherrlichkeit  im  alten  Sinne  nnd  die  hohe  Obrigkeit  oder 
Landherrlicbkeit  im  neueren  Sinne,  wenn  anch  nicht  allgemein^ 
doch  sehr  häufig,  namentlich  in  den  zahlreichen  kleinen  Terri- 
torien in  einer  Hand  yereinigt  waren  ^^. 

Vn.  Diesem  geschichtlichen  Entwickelungsgange  ent- 
sprechend, blieb  auch  in  der  späteren  Zeit  bis  zur  Auflösung 
des  Reichs  die  Gerichtsbarkeit  das  wesentlichste  Recht  in 
dem  Begriffe  der  Landeshoheit,  ohne  welches  sie  nie  gedacht 
werden  konnte,  und  zwar  durfte  nicht  nur,  sondern  sollte 
sogar  jeder  Landesherr,  wo  nicht  die  Kleinheit  des  Gebietes 
es  unmöglich  machte,  Gerichte  zweier  Instanzen  für  bürger- 
liche Rechtsstreitigkeiten  (Untergericht  und  Obergericht)  habfu  ^^). 
Die  Zent-  oder  Criminalgerichtsbarkeit  oder  der  Blut- 
bann in  einem  Gebiete  durfte  aber  ftir  sich  allein  nach  aus- 
drücklicher Vorschrift  des  westphälischen  Friedens  nicht  als 
ein  Beweis  der  Landeshoheit  über  dasselbe  betrachtet  werden  ^^), 


^)  Ebendaselbst,  Bd.  ü.  S.  31.  ~  Land  und  Leute  kann  daher 
ebensowohl  ein  Gut  mit  den  dazu  gehörigen  Hintersassen  oder  Zinsleuten, 
als  wie  ein  politisches  Territorium  und  die  politischen  ünterthanen  be- 
seichnen;  übrigens  war  die  erstere  dieser  beiden  Bedeutungen  in  der  Beichs- 
zeit  weitaus  die  flberwiegende.  Ebendaselbst,  Bd.  I.  S.  106  flg.  194. 
213;  Bd.  IL  57  flg.  73.  82.  108.  112. 

«0  Ebendaselbst  Bd.  L  8.  123  flg.;  324. 

«)  Deput-Abschied  von  1600.  §.  15.  —  Leist,  Staatar.  §.  155.-- 
Gönner,  Staatsr.  §.  324,  und  besonders  dessen  Handbuch  des  gemeinen 
deutschen  Proc  Bd.  HL  Abhdl.  87.  ~  Schick,  über  das  reichsst&ndische 
Instanzenrecht,  Giessen  1802.  —  Wo  die  Länder  zu  klein  waren,  um  ein 
Obeigericht  (Ho%ericht)  einzurichten,  half  man  durch  Aktenversendung 
an  Juristenfkkult&ten  oder  SchöffenstOhle,  oder  liess  die  Berufung  an  ein 
kaiserliches  Hof-  oder  Landgericht  zu.  Die  dritte  Instanz  galt  als  k  a  i  s  e  r  - 
liches  Recht,  und  konnte  nur  kraft  besonderer  kaiserlicher  Erlaubniss 
(jprimlegium  dt  tum  c^peüando,  s.  oben  §.  93.  Note  19)  von^den  Landes- 
herren in  ihren  Staaten  eingerichtet  werden.  Diese  Grundsatze  bestätigte 
ausdrücklich  der  R-D.-H.-S.  vom  25.  Februar  1803.  §.  27.  „Sie  (d.  h.  die 
noch  übrigen  Beichsst&dte)  gemessen  in  dem  ganzen  Umfange  ihrer  respec- 
tiyen  Gebiete  die  volle  Landeshoheit  und  alle  Gerichtsbarkeit; 
jedoch  der  AppeUation  an  die  höchsten  Reichsgerichte  unbeschadet** 

^>)  J.  P.  0.  art.  Y.  §.  44:  „Sola  criminalis  jurisdictio,  Centgericht, 
solumqne  jus  gladii  et  retentionis,  patronatus,  fiüalitatis.  neque  coi\}unctim 
neque  ärnahajus  r^ormamii'-tribuunt.**  —  Yergl.  ibid.  art  Y.  §.  42:  „A 

16» 
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weil  Yon  alten  Zeiten  her  die  Zuständigkeit  der  Criminal- 
gerichtsbarkeit  sehr  häufig  auf  ganz  Bpedelier  Verleihaiig 
beruhte  20). 

VIII.  Da  die  (Gerichtsbarkeit  (jurisdicUo)  nach  dem  Greiste 
des  alten  deutschen  Rechts  an  sich  nicht  auf  den  Begriff  der 
blosen  Rechtsprechung  beschränkt  war,  sondern  auch  das  Recht 
der  Vollziehung;  und  somit  auch  das  Recht^  Verordnungen 
zu  erlassen,  enthielt ^0,  und  ohnehin  der  Unterschied  von 
Gesetzen  und  landesherrlichen  Verordnungen,  namentlich  in 
den  Ländern,  wo  keine  Landstände  bestanden,  wenig  Beach- 
tung fand,  so  trug  man  kein  Bedenken,  auch  das  Recht  der 
Landesgesetzgebung  als  in  der  Landeshoheit  begriffen 
anzuerkennen.  Daher  beanspruchten  die  Reichsgesetze  selbst 
häu^  nur  eine  ergänzende  und  aushilfsweise  Bedeutung,  so- 
fern dem  Geiste  ihrer  Bestimmungen  nicht  bereits  durch  die 
Gesetzgebung  oder  Praxis  der  einzelnen  Länder  entsprochen 
sei^^).  Doch  blieb  immer  der  Grundsatz  anerkannt,  dass  keine 
landesherrliche  Gesetzgebung  oder  Verordnung  absolut  gebie- 
tenden oder  verbietenden  Reichsgesetzen  widersprechen  dtlrfe^^). 

IX.  In  der  letzten  Zeit  des  Reichs  wurde  die  Landeshoheit 
allgemein  als  eine  eigentliche,  wenn  gleich  nicht  völlig  souve- 
raine,  und  theils  darch  die  Reichsverfassung,  theils  durch  die 
Rechte  der  Landstände  und  anderer  Unterthanenklassen  vielfach 


sola  qualitate  feudali  vel  subfendali  .  .  .  jus  refarmandi  non  dependef 
(Das  jtu  r^ormandi  (siehe  unten  §.  531)  worde  nAmlich  als  in  der  Lan- 
desherrlichkeit  begriffen  gedadit). 

^)  So  z.  B.  war  namentlich  in  den  Gebieten  der  Reichsritter  nicht 
selten  die  Criminalgerichtsbarkeit,  oder  .doch  der  sogenannte  Blut  bann, 
d.  h.  das  Recht,  Todesnrtheile  vollziehen  zu  lassen,  einem  benachbarten 
Reichsstande  verliehen.    Siehe  oben  Note  5. 

<0  Siehe  meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1868.  Thl.  II.  §.  47. 

M)  So  schliesst  z.  B.  selbst  die  Vorrede  der  peinlichen  Gerichts- 
ordnung K.  Karls  Y.  y.  1532  mit  den  Worten:  „Doch  wollen  Wir  durch 
diese  gnedige  erinnerung  Churfürsten,  Fürsten  und  Stenden  an  jren  alten 
wohlerbrachten  rechtmessigen  und  billichen  gebreuchen  nichts  benommen 
haben.  *'  —  S.  meine  Ausgabe  der  peinlichen  Gerichtsordnung  K.  Karls  Y. 
nebst  der  Bamberger  und  Brandenburger  Halsgerichtsordnung  und  den  beiden 
Projecten  der  Carolina  von  1521  und  1529.   Heidelberg  1842,  S.  214. 

^)  Ptttter,  inst.  §.  225.  —  Leist,  Staatsr.  §.  109.  U.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.290.  —  Silberrad  (resp.  Scheid)  de  potestate  statuum  Imp. 
leges  in  territorio  ferendi  recessibus  Imp.  contrarias,  1756. 
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beschränkte  Staatsgewalt  betrachtet,  daher  man  auch  den  Landes- 
herren alle  Kegierangsrechte  beilegte,  welche  nicht  nach  der 
Reichsyerfassung  dem  Kaiser  oder  dem  Reichstage  besonders 
vorbehalten  nnd  zugewiesen  waren  ^). 

X.  Die  Landeshoheit  wurde  ihrem  geschichtlichen  Ursprünge 
gemäss  wie  alle  Gerichtsbarkeit  als  eine  Bewilligung  der  Reichs- 
regierungsgewalt überhaupt  betrachtete^).  Bei  den  reichs- 
lehnbaren  Territorien  war  die  Verleihung  der  Landeshoheit 
(des  Zwinges  und  Bannes,  der  hohen  und  niederen  oder  aller 
(jerichte)  stets  mit  der  kaiserlichen  Belehnung  (Investitur)  mit 
dem  Lande  verbunden  und  darin  begriffen.  Aber  auch  bei 
den  allodialen  Territorien  war  eine  kaiserliche  Verleihung 
der  Regierungsrechte  {regalid)  oder  eine  Bestätigung  derselben 
in  der  Form  einer  Belehnung  (Investitur)  nothwendig^^).  Der 
allodiale  Charakter  des  Landes,  d.  h.  der  Grundherrschaftin 
demselben,  wo  sie  dem  Landesherm  an  seinem  ganzen  Herrschafts- 
gebiete oder  in  Theilen  desselben,  wie  z.  B.  an  seinen  Domänen, 
oder  den  Hochkirchen  an  ihren  Gütern  und  Herrschaften  regel- 
mässig zustand,  wurde  dadurch,  dass  die  Landeshoheit  darüber 
reichslehnbar  war,  in  keiner  Weise  verändert  e'').    Ueberdies 


**)  Siehe  oben  §.  77. 85.  —  Dies  sollte  auch  die  vielfach  missverstandene 
Parömie  ausdrücken:  „Jeder  Herr  ist  Kaiser  in  seinem  Lande'',  oder: 
„quilibet  Status  tantum  potest  in  suo  territorio,  quantum  imperator  in  im- 
perio".    Yergl.  Leist,  Staatsr.  §.  20.  Note  6.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  227. 

»)  Siehe  oben  §.  84.  II.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
Tbl.  n.  §.  51.  53.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  228. 

^)  So  wurde  z.  B.  in  dem  Concordatum  Ccdixtimim  v.  1122,  wodurch 
der  sog.  grosse  Investiturstreit  beendigt  wurde,  bestimmt,  dass  der  von  dem 
Kapitel  erw&hlte  Bischof  j^regalia  per  sceptrum^^  (anstatt  der  bei  der 
Belehnung  der  weltlichen  Fürsten  gebrauchlichen  Belehnung  mit  Fahnen) 
vom  Kaiser  verliehen  erhalten  solle:  daher  diese  Lehen  Scepterlehen  hiessen. 
—  üeber  den  wahren  Sinn  des  Concordatum  Calixtinum  und  die  Stellung, 
welche  die^ Bischöfe  seit  demselben  als  Landesherren  einnahmen,  siehe  be- 
sonders meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  II.  (1860) 
8.  17  flg. 

>7)  Dies  ist  der  Sinn  des  Sachsenspiegels  Ldr.  III.  64.  §.  5:  „Ban  liet 
man  ane  manscap''  (ohne  Mannschaft  >  d.  h.  ohne  vassaUagium).  —  Siehe 
meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  Tbl.  II.  §.  53. IE.;  und  beson- 
ders meine  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts,  Bd.  I.  (1860) 
S.  125;  Bd.  IL  (1860)  S.  17.  23.  24.  29.  36.  37.  38.  49.  51.  53.  —  VergL 
A.  F.  V.  Reinhard,  Beantwortung  der  Frage:    „Was  ist  eigentlich  das- 
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hatte  sich  die  Landeshoheit  schon  frtthzeitig  zu  einem  aof  dem 
Lande  selbst  in  der  Art  mhenden  Real-  oder  Immobilianrechte 
ausgebildet,  dass  ihre  Verleihung  oder  Bestätigung  in  der  Form 
einer  Investitur  vom  Kaiser  keinem  Herrn  verweigert  werden 
konnte,  der  das  Land  durch  einen  rechtlichen  Titel  erworben 
hattet). 

XL  Subjekt  der  Landeshoheit  war  in  den  weltlichen  Erb- 
schaften der  durch  die  Erbfolgeordnung  zur  Regierung  ge- 
kommene Herr,  in  den  geistlichen  Ländern  der  durch  die 
Wahl  des  Kapitels  ernannte  kirchliche  Würdenträger  (Bisehof 
oder  Prälat),  in  den  freien  Städten  die  Gtesammtheit  der 
Bürgerschaft  oder  Bath  und  Bürgerschaft. 

Xn.  In  Folge  der  damals  allgemein  verbreiteten  und 
gangbaren,  aber  nichts  desto  weniger  ganz  unrichtigen  Ansicht 
von  der  Natur  der  Stammgutsfolge»  betrachtete  man  aber  ins- 
gemein die  Landeshoheit  in  den  weltlichen  Erbstaaten  als 
im  Eigenthume  der  landesherrlichen  Familie  liegend  und 
den  jeweils  regierenden  Herrn  nur  als  einen  Nutzniesser^); 
ebenso  stritt  man  bezüglich  der  geistlichen  Länder  darüber, 
ob  nicht  vielmehr  das  Kapitel  als  das  Subjekt  der  Landeshoheit, 
der  Bischof  oder  Prälat  aber  nur  als  ein  prodaminus  zu  be- 
trachten sei'®). 


jenige,  was  regierende  Herren  etc.  vom  Kaiser  und  Reich  lu  Lehen  haben?'* 
in  Z  ep  er  nick,  Sanunlung  auserlesener  Abhandlangen  ana  dem  Lehnrechte, 
HaUe  1781—1788.  Bd.  m.  Nr.  m.  8.  57.  58. 

M)  Der  Anfang  dieser  Umbildung  zeigt  sich  schon  im  Sachsensp. 
Ldr.  in.  64.  §.  5,  wonach  der  K6mg  es  nicht  verweigem  konnte,  dem  den  Ban 
(die  Regierungsgewalt,  Gerichtsbarkeit)  zu  leihen,  „dem  das  Gericht  ge- 
legen ibL^  ~  Meine  deutsche  Bechtsgesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  IL  §.58.L, 
n.  mein  e  AlterthOmer  des  deutschen  Reichs  u.  Rechts,  1860.  Bd.  1. 8. 125; 
Bd.  n.  8.  16. 

»)  Leist,  Staatsr.  §.  24.  -  Schmid,  Staatsr.  §.  158.  m. 

M)  Die  geistlichen  Gebiete  wurden,  wie  eigentliche  Eirchengnter,  nach 
canonischen  Grundsätzen  als  unveräusserlich  behandelt:  in  diesem 
Sinne  gehörten  sie  zum  Stifte;  die  Regierungsrechte  standen  aber  dem 
Bischof  zu,  dem  sie  auch  nach  der  ausdrQcklichen  Bestimmung  des  Qm- 
eardatum  Caiixtinum  (s.  Note  26)  allein  vom  Kaiser  geliehen  wurden. 
Doch  gestattete  man  sede  vacanUe  (z.  B.  so  lange  nach  dem  Tode  eines 
Bischofs  kein  neuer  Bischof  erw&hlt  war)  dem  Kapitel  die  Zwiscfaoi' 
regierung.  —  Leist,  Staatsr.  $.  24,  verglichen  mit  §.  21.  IIL  —  Schmid, 
S.  158.  UL  Note  t). 
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Xin.  Erworben  vmrde  die  Landeshoheit  regelmSssig  in 
den  Erbherrschaften  durch  Erbfolge,  in  den  geistlichen  Staaten 
dnrch  die  Wahl  des  Kapitels;  aasserdem  auch  durch  neue 
Verleihung y  Investituren ,  Testamente,  Erbyerträge,  unvordenk- 
liche Verjährung  und  ähnliche  BechtstitePO-  Uebrigens  war 
weder  der  Besitz,  noch  die  Ausübung  einer  Landeshoheit  von 
einer  Adels-Eigenschaft  des  Erwerbers  abhängig,  und  konnte 
sowohl  durch  Erbfolge,  als  durch  Pfandschaft  oder  einen 
anderen  Rechtstitel  an  bürgerliche  Personen  kommen  ^^). 

XIV.  Musste  der  Landesherr,  wie  z.  B.  die  mediatisirten 
Reichsstände  oder  Standesherren  (§.  90),  die  Oberherrlichkeit 
eines  anderen  Herrn  anerkennen,  so  bezeichnete  man  sein 
Reg:ierungsrecht  als  eine  subordinirte  Landeshoheit. 

XV.  In  den  weltlichen  Territorien  wurde  die  Landeshoheit 
nicht  selten  von  mehreren  Herren  gemeinschaftlich  ausgeübt 
(sog.  Gondominate),  um  Theilungen  und  deren  Nachtheile 
zu  yenneiden;  dabei  unterschied  man  die  idealen  Theile,  welche 
einem  jeden  der  mehreren  Herren  zukamen,  wie  z.  B.  ein  Halb, 
ein  Drittel  u.  s.  w.,  und  theilte  nach  diesem  Verhältnisse  das 
Einkommen. 


»*)  Leist,  Staatsr.  §.  24.  80  flg.  46.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  232.  - 
Sogar  Ersitzung  durch  dreissigj&hrige  Yeij&hrung  wurde  als 
genügend  behauptet,  wenn  ein  deutscher  Staat  yom  andern  erwerben 
wollte.    Leist,  §.  45.  Note  8. 

**)  Moser,  von  den  deutschen  Beichsstftnden,  S.  1506.  —  So  waren 
z.  B.  die  reichsunmittelbaren  Besitzungen  Bettenreuthe ,  Zusdorf  und  Dan- 
kersweier  im  J.  1649  von  der  freien  Stadt  Ravensburg,  als  ein  bisheriger 
Theil  ihres  Gebietes,  an  einen  Bürgerlichen,  Hyrus  Hombergk,  damals 
Bürgermeister,  verkauft,  und  von  dessen  Descendenten  mit  allen  landes- 
herrlichen Gerechtsamen  besessen  worden,  bis  sie  durch  eine  Erbtochter 
an  die  Freiherm  v.  Rehlingen  kamen.  —  üeber  den  Fall,  wenn  es  sich 
um  Ausübung  einer  Reichsstandschaft  handelt,  s.  oben  §.  92.  —  Selbst 
bei  reichsfreien,  bei  der  Reichsritterschaft  immatrikulirten  Gebieten,  war  der 
Erwerber  in  Ausübung  der  landesherrlichen  Rechte  unbehindert,  wenn  er 
gleichwohl  die  persönliche  Reception  in  die  Reichsritterschaft  nicht  erlangen 
konnte.    Leist,  Staatsr.  §.  58.  Y. 
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§.  104. 

Reichggrandgesetzliclie  Bestinmmngen  über  die 
Landeshoheit. 

I.  Schon  in  frfllier  Zeit  ging  das  Streben  der  geistlichen 
and  weltlichen  Reichsstände  dahin,  sich  in  dem  Besitze  nnd 
der  Ausübung  ihrer  landesherrlichen  Bechte  zn  sichern,  nnd 
die  Einmischung  des  Kaisers  in  die  innere  Landesregiemng 
auszüschliessen.  Die  ersten  hierauf  bezüglichen  kaiserlichen 
Zusicherungen  finden  sich  in  den  Constitutionen  E.Friedrichsn. 
V.  J.  1220  de  jvribu8  principum  ecdesiasiicorum  und  v.  J.  1232 
de  juribus  principum  seeularium  (Constitutio  ütinenau)^  welche 
eben  desshalb  als  die  erste  grundgesetzliche  Anerkennung 
der  Landeshoheit  betrachtet  werden^). 

n.  Noch  in  weit  grösserem  Umfange  wurde  die  Landes- 
hoheit in  der  goldenen  Bulle  E.  Karls  IV.  anerkannt,  jedoch 
nach  der  Absicht  dieses  Gesetzes  nur'  in  Betreff  der  Kurfürsten, 
so  dass  die  denselben  darin  gemachten  Zugeständnisse  nur 
als  Privilegien  erscheinen'). 

UI.  In  dem  westphälischen  Frieden  wurde  die  Landes- 
hoheit der  Reichsstände  insgesammt  als  ein  ihnen  von  Alters 
her  zuständiges,  selbstständiges  Becht  anerkannt,  und  dieselbe 
als  eigentliches  Regierungsrecht  {jus  territoriale  j  euperioritae) 
in  ihren  Ländern  von  anderen  zufälligen  nutzbaren  Regalien 
oder  singulären  Privilegien,  die  sie  in  Folge  besonderer  kaiser- 
licher Verleihung  noch  inne  haben  möchten,  bereits  scharf 
unterschieden,  obschon  auch  hinsichtlich  der  letzteren  die 
gleiche  Zusicherung  ihres  ruhigen  Besitzes  gegeben  wurde  ^). 
Hiermit  war  auch  als  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  der  Kaiser 
in  den  Territorien  kein  concurrirendes  Regierungsrecht 
mehr  habe,  wovon  nur  noch  hinsichtlich  einiger  kaiserlichen 
Reservatrechte  und  der  Jurisdiktion  der  kaiserlichen  Hof-  und 
Landgerichte  einige  Ausnahmen  fortbestanden^). 


«)  Siehe  die  hauptsftchlichte  Stelle  oben  §.  77.  Note  U;  §.  7&  I. 
^  Siehe  oben  §.  98. 

^  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  1  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Note  14). 
«)  Siehe  oben  §.  85.  102. 
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IV.  Am  entschiedensten  wurde  aber  die  Anerkennung  der 
Landeshoheit  der  Reichsstände  und  der  unmittelbaren  Reichs- 
ritterschaft in  den  Wahlkapitulationen  ausgesprochen  und  ihnen 
wiederholt  der  kaiserliche  Schutz  in  ihrer  Ausübung  versprochen, 
und  namentlich  zugesichert,  dass  weder  der  Kaiser  selbst  in 
die  Landeshoheit  eingreifen,  noch  auch  Eingriffe  der  Reichs- 
gerichte oder  anderer  Personen  in  dieselbe  dulden  wolle  ^); 
insbesondere  wurde 

Y.  den  Reichsständen  zugesichert,  dass  sie  von  dem 
Kaiser  einseitig  weder  definitiv,  noch  provisorisch,  noch  in 
contumaciam  von  ihrer  Landesregierung  entsetzt  werden  sollten^). 

VL  Den  sämmtlichen  Landesherren  war  zuge- 
sichert, dass  ihre  Landesunterthanen  zum  schuldigen  Gehorsam 
gegen  sie  als  ihre  Landesobrigkeiten  angehalten^),  und 

VII.  dass  die  Landesunterthanen  von  der  landesherrlichen 
Botmässigkeit  und  Jurisdiktion  in  keiner  Weise  eximirt  werden 
sollten^). 

VIII.  Gegen  „unziemliche  hässige^'  Verbindungen, 
Verstrickungen,  Zusammenthuung  der  Unterthanen,  sowie  gegen 
Aufruhr  und  Empörung  derselben  sollte  von  dem  Kaiser  kräftig 
eingeschritten^),  sowie  auch 

IX.  den  Landständen  nicht  gestattet  werden,  ihre  Befug- 
nisse ungebührlich  auszudehnen^^). 

X.  Den  Landesherren  war  ausdrücklich  verstattet,  sich  in 
ihren  landesherrlichen  Rechten  wider  ihre  Unterthanen  durch 
Anwendung  von  Gewaltmassregeln  („Selbstmanutenenz") 
zu  schützen  und  sie  „zum  Gehorsame  zu  bringen^^^^). 

XL  Auf  der  anderen  Seite  war  anerkannt,  dass  Unter- 
thanen und  Landstände  sich  mit  Klagen  gegen  ihre  Landes- 
herrschaft wegen  Bedrückung  durch  schlechte  Regierung,  Ver- 


»)  W.-K.  art.  I.  §.  2  (siehe  oben  §.  77.  Note  14) ;  W.-K.  art.  I.  §.  8. 
(ebendas.).    Vergl.  W.-K.  art.  art.  XXI.  §.  1. 

•)  W.-K.  art  I.  §.  4  (vergl.  ohen  §.  91.  H.  und  §.  98.  IH.). 

7)  W.-K.  (1792)  art  XV.  §.  1. 

»)  W.-K.  art.  XV.  §.  2. 

•)  W.-K.  art.  XV.  §.  6. 

*•)  W.-K.  art  XV.  §.  3. 

")  W.-K.  art.  XV.  §.  8. 
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letzung  ihrer  Rechte  nnd  Freiheiten  n.  s.  w.  an  die  AnstriKgal- 
instanz  und  an  die  Reichsgerichte  wenden  konnten  ^^;  doch 
sollten  solche  Klagen  ^^nicht  leichtlich^^  angenonunen,  nnd 
wenn  sie  nicht  f)lr  begründet  erkannt  wflrden,  sofort  ohne 
weitere  Verhandlang  abgewiesen  werden  ^^.  Auch  sollten  auf 
Klagen  der  Unterthanen  and  Landstände  keine  anbedingte 
Mandate  oder  Rescripte  erkannt  werden,  welche  in  der  Sache 
selbst  (in  meritis  eausae)  eine  Entscheidung  enthielten  ^^)y  son- 
dern wo  sich  fand,  dass  die  Unterthanen  oder  Landstände 
y^billige  Ursache  zu  klagen'^  hätten,  sollte  mit  Beob- 
achtong  der  subatantialia  proee$sus  im  schleunigen  Verfahren 
Abhilfe  geschehen  ^^).  War  die  Sache  einmal  gerichtlich  an- 
hängig, so  hatte  sich  die  Regierung  des  eigenmächtigen  Vor- 
schreitens  zu  enthalten^®),  die  Unterthanen  aber  sollten  von 
den  Reichsgerichten  ,,inmittelst'%  d.h.  bis  zur  richterlichen 
Entscheidung  der  Sache,  zum  schuldigen  Gehorsam  gegen  ihre 
Obrigkeit  angewiesen  werden  ^^). 

Xn.  Klagsachen  der  Landstände  und  Unterthanen  wider 
ihre  Obrigkeit,  „in  Privatsachen,  welche  die  landes- 
fttrstliche  Kammer  betrafen^',  waren  zur  Entscheidung 
an  die  Landesgerichte  verwiesen ^^). 

Xni.  Beschränkt  war  die  landesherrliche  Regierungsgewalt 
durch  die  Reichsgrundgesetze  in  der  Richtung,  als  denselben 
alle  Selbsthilfe  gegen  ihre  Mitstände  und  Reichsangehörige  ^*), 


«)  W.-K  art.  XIX.  §.  6.  —  VergL  oben  §.  101.  HI.  C.  —  Die  Unter- 
thanen  konnten  sich  auch  aussergerichtlich  an  den  Kaiser  mit  Bitten  nm 
Abhilfe  wegen  Missbrauchs  der  Landeshoheit  wenden:  Moser,  y.  d.  kais. 
Beg.- Rechten  und  Pflichten  Thl.  I.  S.  219;  die  Anrufung  des  Schutzes 
fremder  Mächte,  deren  Yermittelung  oder  Garantie  war  aber  untersagt 
W.-K.  art  XXVn.  §.  l--d;  kaiserl.  Resolution  yom  12.  Februar  1671,  bei 
Schmauss,  S.  1079.  —  Leist,  Staatsr.  §.  23.  —  Doch  stand  darauf 
keine  Strafe,  sondern  es  war  nur  den  Schutzbriefen  der  auswärtigen  Staaten 
rechtliche  Bedeutung  abgesprochen. 

«)  W.-K.  art  XV.  §.  4. 

w)  W.-K.  art  XDL  §.  6. 

«)  W.-K.  art  XIX.  §.  7. 

w)  W,.K.  art  XV.  §.  9. 

«')  W.-K.  art  XIX.  §.  7  a.  E. 

«)  W.-K.  art  XIX.  §.  6.  —  Vergl.  oben  §.  101.  Note  12. 

**)  So  z.  B.  in  dem  ewigen  Landfrieden  Maximilians  L  1495.  — 
J.  P.  0.  art  XVn.  §.  7:    „Et  nulli  omnmo  Statuum  Imperii  lioeat  jus 
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und   der  Gebrauch  ihres   Bttndnissrechts   zum    Schaden   von 
Kaiser  und  Reich  nntersagt  war^). 

XIV.  Die  Verfaflsnngy  das  Kirchenvermögen,  and  das 
Vermögen  der  frommen  and  milden  Stiftangen  in  den  nach 
dem  Lflneviller  Frieden  s&kalarisirten  Ländern  waren  durch 
ausdrückliche  (noch  jetzt  unbestreitbar  praktisch  giltige)  Be- 
stimmungen im  Reichsdeputationshauptschlusse  y.  25.  Febr.  1803 
gegen  willktihrliche  Veränderungen  yon  Seiten  des  neaen  Landes- 
herm  sicher  gesteUt  worden  ^0- 

XV.  Auch  hatte  es  der  Reichsdeputationshauptschluss  vom 
25.  Febr.  1803  als  ^^selbstverständlich''  erklärt,  dass 
yyFamiliensuccessionsrechte  von  jenseits  rheinischen 
und  ausgetauschten  (d.  h.  an  Frankreich  abgetretenen)  Be- 
sitzungen auf  die  Entschädigungs-  und  eingetaaschten  Objekte 
als  Surrogate  übergehen '' ^^). 

§.  105. 

Reichsunmittelbarkeit  und  Mittelbarkeit,  insbesondere 
Reichsritterschaft. 

L  Das  Bestehen  der  Landeshoheit  als  einer  Begierungs- 
gewalt  unter   der   Beichshoheit   begründete    einen  wichtigen 


saom  Yi  yel  armis  penequi,  sed  si  quid  sit  controyerriae  .  .  .  annsqoisque 
e  jore  experiatur;  secus  fadens  reus  Bit  fractae  pacis/*  —  W.-K  art  XXL 
§.  6-8. 

«•)  J.  P.  0.  art  Vm.  §.  2  (siehe  diese  Stelle  oben  §.  77.  Note  13). 

«)  R.-D..a-S.  V.  25.  Febr.  1803.  §.  60:  „Die  dermalige  politische 
Verfassung  der  zn  sftcularisirenden  Lande,  insoweit  solche  auf  g i  1 1 i g e n 
Yertr&gen  zwischen  dem  Regenten  und  dem  Lande,  auch  anderen 
reichsgesetzlichen  Normen  ruht,  soll  ungestört  erhalten,  jedoch 
in  demjenigen,  was  zur  Civil-  und  Militär-Administration,  und  deren 
Verbesserung  und  Vereinfachung  gehört,  dem  neuen  Landesherm  freie 
Hand  gelassen  werden. *'  —  §.  63:  „Die  bisherige  ReligionsQbung  eines 
jeden  Landes  soll  gegen  Aufhebung  und  Kränkung  aller  Art  ge- 
schätzt sein;  insbesondere  jeder  Religion  der  Besitz  ihres  eigenthümlichen 
Kirchenguts  auch  Schulfonds,  nach  der  Vorschrift  des  westphäli- 
schenFriedens,  ungestört  verbleiben.  **  — §.65:  „Fromme  und  milde 
Stiftangen  sind  wie  jedes  Privateigenthum  zu  conserviren,  doch  so, 
dass  sie  der  landesherrlichen  Aufticht  und  Leitung  untergeben  bleiben.** 

«)  R..D.-H.-S.  §.  45. 
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Unterschied  sowohl  in  Bezug  auf  Personen  wie  auf  Liegen- 
schaften Je  nachdem  sie  nämlich  nur  allein  derReiehshoheit 
oder  Überdies  auch  einer  Landeshoheit  unterworfen  waren. 
Im  ersteren  Falle  wurden  sie  als  reichsunmittelbar,  im 
zweiten  Falle  als  mittelbar  oder  landsässig  bezeichnet^). 
Mit  den  sog.  bürgerlichen  Standesverhältnissen  oder  den  Ge- 
burtsstandsrechten stand  die  Reichsunmittelbarkeit  oder  Mittel- 
barkeit in  keiner  Beziehung.  Es  gab  sowohl  adelige  als 
u  n  a  d  e  11  g  e  Reichsunmittelbare  und  Mittelbare  ^) ;  eben  so  waren 
Reichsunmittelbarkeit  und  Reichsstandschaft  ganz  verschiedene 
Begriffe  ^).  In  gleicher  Weise  konnten  sowohl  einfache  bürger- 
liche oder  bäuerliche  Grundstücke,  als  auch  adelige  Güter 
(Rittergüter),  sogar  auch  ganze  Herrschaften,  reichsunmitfeelbar 
oder  reichsmittelbar  sein^).  Auch  konnte  weder  von  der 
Reichsunmittelbarkeit  der  Person  auf  gleiche  Eigenschaft  ihrer 
Güter,  noch  umgekehrt,  geschlossen  werden^). 

U.  Besondere  Bedeutung  hatte  durch  ihre  eigenthümliche 
Organisation  und  Stellung  zum  Reiche  die  sog.  freie  Reichs- 
ritterschaft in  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein*).    Es 


*)  Der  Ausdruck:  „dem  hl. Reiche  ohne  alles  Mittel  unterworfen'* 
findet  sich  zuerst  in  einer  Urk.  des  K.  Friedrich  m.  (TV.)  v.  1478  (siehe 
unten  Note  7).  —  J.  P.  0.  art.  Y.  §.  29:  „immediate  vel  mediate  imperio 
wbjectis."  —  Vergl.  J.  P.  0.  art  IIL  §.  2.  —  W.-K.  art  XV.  §.  1:  „Die 
mittelbaren  Reichs-  und  der  St&nde  Landesunterthanen.'' 

*)  So  z.  B.  waren  s&mmtliche  Angestellte  an  den  Reichsgerichten  und 
Reichskanzleien,  ohne  Unterschied,  ob  Adelige  oder  Unadelige,  reichsun- 
mittelbar.    Siehe  oben  §.  99.  VI.  ->  Leist,  Staatsr.  §.  18. 

3)  Dep.-Abschied  v.  1564.  §.  29  (siehe  oben  §.  90.  Note  2  a.  £.). 

«)  W.-K.  art.  IX.  §.  10:  „ .  .  .  bei  Mediatständen,  und  andern  so 
dem  Reich  immediate  nicht,  sondern  Ghurfürsten,  Fürsten  und  anderen 
Reichsstanden  unterworfen."  —  (Siehe  §.  90.  Note  9). 

■)  Vergl.  über  dingliche  und  persönliche  Reichsunmittelbarkeit: 
Allgay  er  (resp.  Gregel)  Bestimmung  d.  wesenü.  Merkmale  im  BegriSe  d. 
heutigen  Reichsmittel-  u.  Unmittelbarkeit,  WOrzb.  1795.  — (y.  Fahnen- 
berg) Reichsunmittelbarkeit,  Reichsstandschaft,  Landeshoheit  etc.  1798.  — 
Pütter,  Beitr.  I.  8. 43.  —  Dessen  inst  §.  33. 474.  —  Gönner,  Staatsr. 
§.  58  flg.  —  Leist,  Staatsr.  §.  18.  §.  21.  n. 

«)  Kern  er,  Staatsr.  d.  unmittelbaren  freien  Reichsritterschaft,  3Thle. 
Lemigo  1786—89.  — -Moser,  t.  d.  deutsch.  Reichsstanden,  S.  1241  flg.  — 
Dessen  yermischte  Nachrichten  ▼.  reichsritterschaftlichen  Sachen,  1772. 
6  Hefte.  —  Dessen  Beiträge  zu  einer  Geschichte  d.  Reichsrittersehaft,  1775. 
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hatten  sich  nämlich  die  ritterlichen  Geschlechter  in  diesen 
Gegenden  schon  seit  dem  Xni.  Jahrhunderte  in  Folge  der 
Auflösung  der  dortigen  Herzogthttmer  nach  dem  Sturze  der 
Hohenstaufen  von  der  Landeshoheit  der  Fürsten  und  Grafen 
unabhängig  erhalten  ^^  und  zur  Erhaltung  ihrer  Reichsunmittel« 
barkeit  oder  Beichsfreiheit  verschiedene  fiitterbünde  oder  ritter- 
liche Gesellschaften  geschlossen^).  Hieraus  waren  allmählig 
drei  grössere  Vereine  (Partheien),  hervorgegangen,  welche 
sich  endlich  (1577)  zu  einem  gemeinsamen  Ganzen  (corpus) 
aneinander  schlössen^),  und  sich  zur  Besorgung  ihrer  Angelegen- 
heiten eine  besondere  wohlgegliederte  Organisation  gaben,  wo- 
nach seitdem  drei  sog.  fiitterkreise,  und  zwar  seit  1650 
jeder  mit  einer  Unterabtheilung  in  sog.  Ritter-Cantone, 
Orte  oder  Viertel  bestanden*"). 


4  Hfte.  —  Dessen  neueste  Geschichte  der  Reichsritterschaft,  1775.  2  Bde.  -- 
Burgmeister,  reichsritterschafU.  Corp,  Jur,  oder  Codex  diptomaUcus  etc. 
Ulm  1707.  —  Burgermeister,  Cod,  dijpl.  equeatr.  oder  reichsritterschaftl. 
Archiv,  Ulm  IL  1721.  —  Dessen  Thesaur.  jtir.  equeatr.  Ulm  1718.  3  Thl. 
—  Dessen  SUOus  equeatris,  1709.  —  Dessen  BibUoiheca  equeatria,  U. 
1721.  —  Dessen  Grafen-  u.  Rittersaal,  1715  (1721).  —  Mader,  Samml. 
reichsritterschaftlicher  Erkenntnisse  in  Reichsritterschaftssachen,  1776—90. 
XXV  Hfte.  —  Dessen  reichsritterschaftl.  Magazin,  1780—90.  XHI  Hfte.  — 
Lünig,  Beichsarchiv,  Part.  spec.  contin.  HI  die  freie  Reichsritterschaft  etc.  — 
J.  L.  Klüher,  isagoge  in  elementa  jur.  publ.  quo  utuntur  Nobiles  imme- 
diati  in  imp.  Rom.  Germ.  Erlangen  1793.  —  Ptttter,  inst  §.  460  flg.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  263  flg.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  56  flg.  — 
Schmid,  Staatsr.  §.  144.  —  Meine  deutsche  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  1858. 
Thl.  n.  §.  72;  und  meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
1853.  §.  78.  —  K.  H.  Freih.  Roth  v.  Schreckenstein,  Geschichte  der 
ehemaligen  Reichsritterschaft  in  Schwaben,  Franken  und  am  Rheinstrom, 
Bd.  L  Tübingen  1859. 

^  Die  erste  urkundliche  Anerkennung  einer  reichsfreien  Ritterschaft 
findet  man  in  der  Aufiforderung  des  K.  Friedrich  HI.  (lY.)  an  die  Ritter- 
schaft in  Schwaben,  dem  schwäbischen  Bunde  zur  Erhaltung  des  Land- 
friedens beizutreten.  Urk.  v.  1478,  bei  Datt,  de  pace  publ.  p.  286.  Note  18. 
„So  dann  das  Land  zu  Schwaben  uns  und  dem  hl.  Reiche  ohne  alles 
mittel  vor  andern  zugehörig,  und  keinen  eigenen  Fürsten  hat.'^ 

*)  Die  schwäbische  Ritterordnung  ist  v.  1560;  die  erste  fränkische  y. 
1590;  DAch  der  Revision  v.  1718  gedruckt  1772;  die  erste  rheinische  v.  1652. 

0)  Die  im  J.  1577  gestiftete  Verbindung  der  drei  Ritterkreise  war  1650 
erneuert  worden. 

*^)  Es  bestand  ein  unter  den  drei  Ritterkreisen  auf  deren  Versamm- 
lungen (sog.  Correspondenztagen)  wechsehides  Generaldirektorium, 
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ni.  Es  wurde  ein  Verzeichniss  (Ritter-Matrikel)  ttber 
die  zur  Reichsritterschaft  gehörigen  Familien  und  Grttter  ge- 
führt ^0.  Man  unterschied  Realisten  und  Personalisten, 
je  nachdem  die  Familie  immatrikulirten  reichsfireien  Grund- 
besitz hatte  oder  nicht  ^^).  Der  Verlust  oder  die  Yeriluagenuig 
oder  Mediatisirung  der  reichsunmittelbaren  Güter  zog  daher 
auch,  so  lange  das  Reich  bestand,  den  Verlust  der  persön- 
lichen Reichsunmitteibarkeit  keineswegs  nach  sich  ^'). 

IV.  Uebrigens  war  die  Reichsritterschaft  darauf  bedacht, 
die  bei  ihr  immatrikulirten  Gttter  möglichst  innerhalb  ihrer 
Genossenschaft  zu  erhalten.    Zu  diesem  Zwecke  bestand  ein 


sodann  für  jeden  Ritterkreis  ein  Specialdirektorium,  im  schwäbischen 
Ritterkreis  stets  geführt  vom  Canton  Donau,  in  den  beiden  anderen 
Ritterkreisen  unter  den  Cantonen  wechselnd.  Das  Gantonsdirektorium 
bestand  aus  einem  Ritterhauptmann,  einigen  Ritterräthen,  einem  Ausschuss 
und  dem  erforderlichen  Kanzleipersonal.  —  Die  Gantone  hiessen  I.  in 
Schwaben:  1)  an  der  Donau;  2)  im  Hegau,  Algauund  am  Bodensee;  3)  am 
Neckar,  am  Schwarzwald  und  an  der  Ortenau;  4)  am  Kocher ;  5)  im  Graich- 
gau;  n.  in  Franken:  1)  Odenwald;  2)  Gebürg;  3)  Röhn-Werra,  mit  dem 
in  besonderer  Verfassung  bestehenden  Quartier  (Yiertel)  Buchen;  4)  am 
Steigerwald;  5)  an  der  Altmühl;  6)  an  der  Baunach;  m.  am  Rhein: 
1)  Oberrhein-,  2)  Mittelrhein-  und  Unterrheinstrom.  Die  beiden  Gantone 
Ober-  und  Niederrhein  waren  schon  durch  den  Lfln evi Her  Frieden  (1801) 
hinweggefallen. 

*^)  Zur  Reception  eines  neuen  Mitgliedes  gehörte  stets  Stimmenmehr- 
heit, sowohl  der  Mitglieder  in  den  einzelnen  Cantonen,  als  auch  s&mmtlicher 
Cantone  eines  Kreises,  und  sodann  Einstimmigkeit  der  drei  Ritterkreise. 
Ein  zu  immatrikulirendes  reichsfreies  Gut  musste  mindestens  6000  Thlr. 
Werth  haben.  Dass  ein  solches  Gut  vom  Kaiser  oder  einem  Landeaherm 
zu  Lehen  ging,  war  kein  Hindemiss  seiner  Anerkennung  als  reichsfrei. 
{Vasallagtum  non  tnvolvit  homagiwn.) 

**)  Ausserdem  konnten  noch  Grundbesitzer  vorkommen  (die  auch 
von  Einigen  Realisten  genannt  wurden) ,  welche  ohne  persönlich  redpirt 
oder  zur  Reception  in  die  Reichsritterschaft  qualifidrt  zu  sein,  rdchsfr^ie 
immatrikulirte  Güter  erworben  hatten  (siehe  oben  §.  103.  Xm.).  Die 
Reichsritterschaft  übte  über  sie  dieselben  Rechte  aus,  wie  aber  die  wirk- 
lichen Reichsritter.    Leist,  Staatsr.  §.  58. 

*')  Dies  ist  der  Sinn  der  Farömie:  „  Immedictius  wmper  «t  ttbique  tm- 
mediatiu.^*  —  Dass  eine  reichsunmittelbare  Familie  sich  in  dem  Gebiete 
eines  Landesherm  aufhielt,  oder  darin  ihren  Wohnsitz  nahm,  hob  ihre 
persönliche  Reichsfreiheit  keineswegs  auf.  Leist,  Staatsr.  §.  21.  n.  — 
Doch  konnte  sie  dadurch  in  ihrer  Religionsübung  beschränkt  werden. 
J.  P.  0  art.  y.  §.  28.    (Siehe  deise  Stelle  unten  Note  28). 
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durch  kaiserliche  Privilegien  bestätigtes  sog.  ritterschaftliches 
Betraktsrecht  {retr€u:ius  equestris)  in  der  Art;  dass  sowohl  alle 
Mitglieder  der  Reichsritterschaft,  und  nnter  diesen  vor  allen  die 
Verwandten  des  VeränssererS;  als  anch  das  Ritter-Corpus  selbst, 
das  Recht  hatten,  die  an  einen  Fremden  veränsserten  imma- 
triknlirten  Güter  einzulösen  ^^). 

y.  Desgleichen  suchte  die  Reichsritterschaft  den  Olanz 
der  Familien  durch  Einführung  eines  eigenthttmlichen  Erb- 
rechts aufrecht  zu  erhalten,  wonach  die  TOchter  nicht  nur 
von  der  Erbfolge  in  die  Stamm  gut  er,  sondern  überhaupt 
sogar  von  aller  väterlichen,  mütterlichen  und  brüder- 
lichen Hinterlassenschaft  gegen  eine  geringe  Aussteuer  im 
Falle  der  Verheirathung,  und  vorbehaltlich  des  ledigen  Anfalls, 
ausgeschlossen  werden  soUten.  Wenn  nun  gleich  das  von  der 
Reichsritterschaft  angeblich  im  J.  1653  (Febr.  12)  errichtete 
sog.  Geislinger  Statut i^)  nicht  nur  seiner  formellen  Giltig- 
keit  nach  sehr  zweifelhaft^®),  seinem  Inhalte  nach  sehr  unbe- 
stimmt ^^  und  jedenfalls  soviel  gewiss  ist,  dass  es  die  kaiser- 


**)  Nach  dem  Privilegium  Leopolds  I.  v.  1688  war  för  die  Ausflbaiig 
des  Retraktes  eine  Frist  yon  drei  Jahren  (a  die  tienunciatioms  dfrectorioB 
faeid)  bestimmt 

^)  Abgedruckt  in  Burgmeister,  reichsritterschafU.  Corp.  Jur. 
(1707)  p.  533;  auch  in  Burgermeister,  Cod.  dipl.  I.  515,  u.  in  £m- 
minghaus,  Corp.  Jur.  Germ.  (2.  Aufl.  18i4)  p.  464. 

^«)  Yergh  Reyscher,  in  der  Zeitschr.  für  deutsches  Recht,  Bd.  VI. 
1842.  8.  297  flg.  Das  angebliche  Statut  spricht  selbst  am  Schlüsse  nur 
Ton  den  „sieh  zu  diesem  Statut  verstehenden  Mitgliedern*',  so  dass 
es  selbst  die  dissentirenden  nicht  binden  will.  Es  soll  nur  von  45  Mit- 
gliedern des  Kantons  Neckar-Schwarzach  unterschrieben  worden  sein. 

")  Das  sog.  Geislinger  Statut  erkennt  übrigens  das  Erbrecht  der 
Töchter  an  sich  unbedingt  an,  und  behält  ihnen  (und  ihren  ehelichen 
Leibeserben)  ausdrücklich  ihren  vollen  Erbtheil  für  den  ledigen  Anfall 
vor.  Es  setzt  keine  Abfindungs- Quote  fest,  sondern  will  darüber  gütliche 
Yerstikndigung  unter  den  Interessenten,  und  wenn  diese  nicht  stattfindet, 
ein  arbitrium  des  Cantonsdirektoriums.  Der  Pflichttheil,  welcher  den 
adeligen  Töchtern  nach  dem  gemeinen  deutschen  Rechte  eben  so  gut  wie 
den  Bürgerstöchtem  aus  allem  Vermögen  ihrer  Aeltem,  welches  nicht 
Stamm  gut  ist,  insbesondere  der  Mutter,  und  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ihrer  Brüder,  gebührt,  ist  eben  so,  wie  überhaupt  der  bei  der 
Intestaterbfolge  wesentliche  Unterschied  zwischen  Stammgut  und  freiem  Ver- 
mögen, das  nicht  diese  Eigenschaft  hat,  bei  dem  sog.  Geislinger  Statut  ganz 
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liehe  Bestätigung  nicht  erhalten  hat,  so  haben  doch  mehrere 
reichsritterschaftliche  Familien  ähnliche  Grundsätze  wirklich 
seither  praktisch  beobachtet  ^^) ,  woraus  aber  noch  keineswegs 
geschlossen  werden  darf,  dass  sich  die  Töchter  solcher  Fami- 
lien die  Anwendung  derselben  gegen  ihren  Willen  und  somit 
die  Schmälerung  ihres  im  gemeinen  Beichsrechte  begründeten 
Pflichttheilsrechts  gefallen  lassen  mussten^^),  es  wäre  denn, 


unberücksichtigt  geblieben.  Dies  haben  auch  die  Praktiker  des  vorigen 
Jahrhunderts  wohl  gefühlt,  und  daher  die  Bedeutung  des  Geislinger  Stalats 
von  jeher  auf  das  wirkliche  Stammgut  eingeschränkt  YergL  Kern  er, 
Staatsr.  d.  fr.  Reichsrittersch.  I.  S.  92  flg. 

^)  Bei  der  Ritterschaft  in  Schwaben  bekam  ein  „  verziehenes  *S  d.  L 
verzichtetes  Fräulein  nach  allgemeinem  Gebrauch  2500  fl.  zum  Heiradignt 
(Eerner,  1.  c.  S.  94);  bei  einigen  fränkischen  Familien  sogar  nur  2000  fl. 

^^)  Mit  Unrecht  würde  man  in  dem  sog.  Geislinger  Statut  mindestens 
ein  Zeugniss  einer  allgemeinen  reichsritterschaftlichen  Observanz  in  dem 
Sinne  eines  rechtsverbindlichen  Herkommens  sehen.  Wenn  das 
sog.  Geislinger  Statut  auch  gleichwohl  auf  „unvordenkliches  Herkommen 
und  üblichen  Gebrauch"  Bezug  nimmt,  so  ist  nicht  zu  übersehen  1)  dass 
eine  solche  Uebung,  so  langjährig  sie  auch  sein  möchte,  die  so  sehr  gegen 
alle  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  verstösst,  und  die  Töchter  nicht  blos 
von  der  Folge  in  das  Stammgut,  sondern  überdies  von  der  Intestaterbfolge 
in  die  übrige  Hinterlassenschaft  der  Aeltem  und  Brüder  verdrängen 
will,  welche  doch  das  gemeine  Reichsrecht  jedem  Kinde  ohne  alle  Standes- 
rücksichten wenigstens  bis  zum  Betrage  des  Pflichttheils  verbürgt,  an 
sich  vielmehr  eine  ab^isio  oder  corrupteUiy  als  ein  usus  bonus  ist;  2)  dass 
sich  der  Kaiser  in  mehrfachen  Rescripten,  z.  B.  Ferdinand  UL  d.  d.  Wien 
25.  Mai  1652  (Burgmeister,  S.  663)  ausdrücklich  gegen  eine  solche 
Nichtbeachtung  des  Pflichttheilsrechts  der  adeligen  Töchter  bezüglich  der 
Hinterlassenschaft,  die  nicht  Lehen-  oder  Stammgut  ist,  erklärt  hat;  femer 
3)  dass  ohne  ausdrückliche  kaiserliche  Confirmation  (s.  unten  Nr.  XI)  keine 
solche  Bestimmung  in  ein  Ritterstatut  noch  in  ein  Hausstatut  einer  reichs* 
freien  Familie  hätte  aufgenommen  werden  dürfen,  und  dass  daher  4)  den 
neuerdings  sich  verheirathenden  Töchtern  rechtlich  nicht  angesonnen  werden 
kann,  sich  eine  Ausschliessung  und  Beschränkung,  die  so  sehr  gegen  alle 
Grundsätze  des  Reichsrechts  anstosst,  blos  darum  auch  gefistllen  zu  lassen, 
weil  andere  vor  ihnen  aus  Gutmüthigkeit  oder  Unkenntniss  der  Rechte  sich 
dieselbe  gutwillig  haben  gefallen  lassen.  Uebrigens  soll  hiermit  nicht  ge- 
läugnet  werden,  dass  der  Adel  auch  in  anderen  Theilen  von  Deutschland 
bemüht  war,  ähnliche  Beschränkungen  der  Töchter  zu  Gunsten  seines 
Mannsstammes  durchzusetzen.  Yergl.  die  Vereinigung  der  Ritterschaft 
des  Hochstifts  Osnabrück  über  Absteuer  und  Verzicht  adeliger  Töchter, 
bestätigt  V.  König  v.  Grossbritannien  als  Vaters  des  Bischofs  v.  15.  Mai  1778, 
in  Moser,  patr.  Phant.  IV.  242.  —   Vergl.  das  Mandat  des  Kurfürsten 
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dass  ein  jetzt  noch  giltiges   Haasstatut   sie   dazu   verpflich- 
tete ^o). 

VI.  Weder  die  Reichsritterschaft  in  ihrer  Qesammiheit,  noch 
die  einzelnen  Reichsritter  hatten  Reicbsstandschaft.  Manche 
Hitglieder  derselben  hatten  im  Laufe  der  Zeit  Grafentitel  er- 
worben, wodurch  aber  in  ihrer  staatsrechtlichen  Stellung  keine 
VeränderuDg  bewirkt  wurde. 

VII.  Die  Beschlttsse  des  Reichstags  ttber  Reichssteuern 
erstreckten  sich  nicht  auf  die  Reichsritterschaft.  Mitunter  be- 
willigte sie  aber  dem  Kaiser  in  Folge  besonderer  Verhandlung 
und  Verständigung  sogen.  Caritativ-Subsidien  {sulddia 
earitatis)y  fOr  welches  Ansinnen  des  kaiserlichen  Hofes  die 
Rücksicht  auf  den  kaiserlichen  Schutz,  so  wie  der  Umstand 
die  Grundlage  bUdete,  dass  von  den  Reichsrittem  der  Reichs- 
kriegsdienst nicht  mehr  wie  in  früheren  Zeiten  in  Person  und 
auf  eigene  Kosten  geleistet  zu  werden  brauchte ^0* 

Vin.  Die  reichsfreien  Besitzungen  der  Reichsritter  wurden 
als  wirkliche  Gebiete  (territoria)  betrachtet,  in  welchen  ihnen 
als  Gutsherren  landesherrliche  Rechte ^^),  namentlich  sogar 
das  ftir  wesentlich  im  Begriffe  der  Landeshoheit  liegend 
geachtete  jus  reformandi  zustand  ^^).    Doch  waren  sie  wegen 


Ferdinand  Maria  von  Bayern,  v.  20.  April  1672,  in  Lflnig,  Corp. 
Jur.  Feud.  11.  pag.  286.  —  B eseler,  ▼.  d.  Erbverträgen,  Th.  IL  Bd.  n. 
S.  286.  --  Dass  der  Verzicht  der  Töchter  auf  die  mütterliche  Erbschaft 
kein  nach  gemeinem  Adelsrecht  nothwendiger  war,  erkennt  auch 
Beseler,  a.  a.  0.  S.  283  an. 

^)  Hierzu  würde,  abgesehen  von  dem  Einflüsse,  welchen  die  Auflösung 
des  deutschen  Reiches  zum  Theile  hinsichtlich  der  Hausgesetze  adeliger 
Familien  hervorgebracht  hat,  jedenfalls  gehören,  dass  ein  solches  Haus- 
gesetz die  kaiserliche  Confirmation  erlangt  hätte  (siehe  unten  Nr.  XL). 

^0  Lei  st,  de  subsidio  caritativo  nobiL  imp.  immed.  Götting.  1793.  ~ 
Zuletzt  soll  sich  der  Kaiser  mit  der  Reichsritterschaft  über  eine  jähr- 
liche Zahlung  von  10,000  fl.  verglichen  haben.  Häberlin,  Hdbch.  UL 
S.  548;  eine  geringe  Summe,  im  Verhältniss  zu  den  1475  reichsfreien 
Rittergütern,  die  man  noch  im  J.  1793  zählte. 

^)  Ueber  den  praktisch  bedeutungslosen  Streit,  ob  die  Regierungs- 
gewalt der  Reichsritter  in  ihren  Territorien  Landeshoheit  genannt  wer- 
den dürfe,  siehe  §.  103.  Note  5. 

^)  J.  P.  0.  art.  Y.  §.  28.  „Libera  et  immediata  Imperii  NobUitas,  omnia- 
que  et  singula  ejus  membra,  una  cum  subditis  et  bonis  suis  feudalibus 
et  aUodialibos»  nisi  forte  in  quibusdam  locis  raüone  bonorum  et  respectu 

Z  8  p  f  1 ,  StaaUreoht.  6.  Anfl.  1.  17         _  . 
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der  Elemfaeit  ihrer  Tenritorien;  und  der  Unmöglichkeit^  daranf 
vollständig  genügende  Staatseinrichtangen  herzustellen,  in  der 
Ansttbnng  mancher  landesherrlichen  Rechte  grossen  Be- 
schränkungen unterworfen,  theils  durch  die  Reichsgewalt,  theils 
durch  das  Cantonsdirektorium,  wie  namentlich  in  Bezug  auf 
Criminalsachen  ^^),  die  Militärgewalt  und  die  Besteuerung  ihrer 
ünterthanen  ^*). 

IX.  Seit  dem  J.  1653  wurde  die  Reichsritterschaft  in  den 
Wahlkapitulationen  überall  neben  den  Reichsständen  genannt, 
wo  es  sich  um  die  Zusicherung  des  Schutzes  landesherrlicher 
und  anderer  hergebrachten  Rechte  und  Freiheiten  handelte  ^^). 

X.  Die  Reichsritter  hatten  auch  wie  die  Reichsstände,  das 
Recht  der  Austräge:  die  Austrägalinstanz  bildete  aber  ftir  sie 
das  Cantonsdirektorium  2'),  welchem  auch  die  Voruntersuchung 
in  Strafsachen  der  Reichsritter  oblag;  auch  war  dieses  ftbr  sie 
in  Folge  besonderen  kaiserlichen  Auftrags  obenrormundschaft- 
liche  Behörde.  Streitig  war,  ob  ein  Reichsritter,  der  bei  einem 
Fürsten  in  Dienste  stand,  hinsichtlich  seines  Dienstes  der  Ge- 
richtsbarkeit dieses  Fürsten  unterworfen  sei^^). 


territorii  vel  domicilii  aliis  Statibus  reperiantor  subjecti,  vigore  iPads  reli- 
giosae  et  praesentis  conventionis  in  juribus  religionem  concernen- 
tibus  et  beneficiis  inde  promanantibus,  idem  las  habeant,  quod  supra  dicCis 
Electoribus,  Principibus  et  Statibus  competit**—  Auch  das  Begnadigungs- 
recht verortheilter  Verbrecher  wurde  von  den  Reichsrittem,  die  Crimiiial- 
Jurisdiction  hatten,  in  Anspruch  genommen,  und  ohne  Widerspruch  des 
Kaisers  ausgeübt.    Kerner,  a.  a.  0.  I.  §.  79. 

M)  Siehe  §.  103.  Note  20. 

tt)  Man  unterschied  Steuern,  welche  das  Rittercorpus  ausschrieb,  und 
Privatsteuern,  d.  h.  solche,  weiche  der  einzelne  Reichsritter  in  semem 
Gebiet  erhob.  In  Bezug  auf  erstere  hatte  der  Reichsritter  ein  sog.  Sub- 
collectatiöns-Recht  (untergeordnetes  Erhebungsrecht).  Letztere  hielt 
man  nur  für  zulässig  auf  Grund  von  Verträgen  mit  den  ünterthanen,  oder 
Herkommen,  oder  reichsgerichtlicher  Urtheile.    Kerner,  a.  a.  0.  I.  §.  64. 

«)  W.-K.  art  I.  §.  2  (s.  §.  77.  Note  14).  —  W.-K.  art  I.  §.  9;  m. 
§.  6;  XV.  §.  6.  8.  —  Siehe  auch  oben  §.  90.  Note  11. 

»)  Siehe  §.  101.  Note  5.  u.  10.  —  Leist,  Staatsr.  §.  144.  Note  6;  §.  145. 
Note  6. 

»)  (Anonym):  Rechtsbeantwortung  der  Frage,  ob  ein  unmittelbarer 
Reichsritter,  welcher  bei  einem  Fürsten  in  Diensten  steht,  dessen  Forum 
in  Ansehung  seines  Dienstes  agnosdren  mflsse?  NOmb.  u.  Leipz.  1757.  — 
Vergl.  Gönner»  Staatsrecht  §.  265.  —  Diese  Frage  könnte  ein  praktisches 
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XI.  In  Bezug  auf  die  Reichsritterschaft  war  nnhestritten 
anerkannt,  dass  ihre  Statuten  und  Bitterordnungen  ohne  kaiser- 
liche Coi^Srmation  keine  Qiltigkeit  hatten  2^).  Eben  so  be- 
durften auch  die  Hausstatuten  der  reichsritterlichen  Familien, 
wenn  sie  vom  gemeinen  Beichsrechte  abweichende  Bestimmungen 
au&tellen  wollten,  der  kaiserlichen  Bestätigung '<^). 

Xn.  In  einer  ähnlichen  politischen  Stellung  zum  Beiche, 
wie  die  Beichsritterschaft,  befanden  sich  auch  einige  sogen, 
adelige  Ganerbschaften^'). 


Interesse  in  dem  analogen  Falle  gewinnen,  wenn  ein  BOUTerainer  deutscher 
FtOBt  bei  einem  anderen  eine  hohe  Militär-  oder  Ciiilbedienung  übernehmen 
sollte.    Siehe  unten  §.  249. 

»)  Gönner,  Staatsr.  §.  266.  IV. 

*)  Da  sich  schon  ein  unbeschränktes  Autonomierecht  der  Reichs- 
at ände  in  ihren  Familienverhältnissen  nicht  vertheidigen  lässt,  (s.  oben 
§•  91  YI;  §.  214  m.)  so  kann  ein  solches  noch  viel  weniger  hinsichtlich  der 
reichsritterschaftlichen  Familien  angenommen  werden,  hinsichtlich  deren 
man  darüber  einverstanden  war,  dass  sie  in  jeder  Rücksicht  Reichsunter- 
thanen  und  den  Reichsgerichten  unterworfen  waren. 

'0  Moser,  y.  d.  deut.  Reichsständen  S.  1493 fl.  —  Dessen:  Zusätze 
z.  neuen  Staatsr.  S.  1010.  —  Mader,  sichere  Nachricht  von  der  kais.  etc. 
Barg  Friedberg,  1766—1774.  3Thle.  —  Ganerben,  so  wie  Anerben, 
sind  überhaupt  gesetzlich  berufene  Erben  in  absteigender  Linie 
(Sachsensp.  Ldr.  I,  17.  §.  1.).  —  Unter  einer  adeligen  Ganerb- 
Bcbaft  verstand  man  ritterliche  Familien,  welche  eine  Burg  oder  ein  Haus 
gemeinschaftlich  hatten,  und  unter  sich,  regelmässig  sowohl  auf 
Weiber  und  Männer,  vererbten.  Siehe  besonders  W ebner,  obs,  pract. 
voce  „Ganerben**.—  Meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  IL  §.  118.  Note  14. 


17* 
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Achter  Abschnitt 

Staatsreditliclie  YeräidenuigM  nr  Zeit  lies  Uieuiliwides. 

§.  106. 

Die  Auflösung  des  Reiches.     Stiftung  des  Rheinbundes. 
Oesterreich  als  Kaiserreich  erklärt     Projekt  eines 
preussischen  Kaiserthumes  von  Norddeutschland  ^). 

I.  Die  Unhaltbarkeit  der  deutschen  Reichsverfassung  war 
eigentlich  schon  seit  dem  westphälischen  Frieden  entschieden: 
ihr  Sturz  war  unausbleiblich  and  nnanfhaltsam  näher  gertickt, 
seitdem  Deutschland  in  dem  Lttneviller  Frieden  (1801)  das 
ganze  linke  Bheinnfer  verloren  hattet  und  von  dem  Ueber- 
muthe  Frankreichs  höhnend  darauf  angewiesen  worden  war, 
sich  Air  diesen  Verlust  aus  sich  selbst  zu  entschädigen').  Die 
Säkularisation  der  geistlichen  Territorien  und  die  Mediatisirung 
der  Mehrzahl  der  Reichsstände^  wozu  man  der  Durchführung 
des  Entschädigungswerkes  halben  greifen  musste^),  war  ein 
offenbarer^  wenn  auch  nothgedrungener,  Rechtsbrnch  an 


*)  Die  Literatur  über  das  Staatsrecht  des  Rheinbondes  siehe  oben 

5.  150.    Die  politische  Literatur  für  diesen  Zeitabschnitt  s.  in  meiner 
deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  U.  §.  79.  Note  2. 

*)  Siehe  den  Abdruck  des  Lüneviller  Friedens  t.  9.  Febr.  1801  in 

6.  V.  Meyer,  Corpus  Jur.  Confoederationis  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  L  S.  1. 

')  Lüneviller  Frieden  art.  VIL  —  Nachdem  gesagt  ist,  dass  das 
deutsche  Reich  die  Verluste  auf  dem  linken  Rheinufer  als  Gesammtheit 
(fyCOÜectivemeTU")  zu  tragen  habe,  heisst  es  wörtlich:  „.  .  .  TEmpire  sera 
tenu  de  donner  aux  Princes  h^r^ditaires,  qui  s6  trouvent  k  la  rive  gauche 
du  Rhin,  un  d^dommagement,  qui  sera  pris  dans  le  sein  de  TEmpire.*^ 

*)  Den  Abschluss  des  Entschädigungswerkes  enthftlt  der  Reichsdepn- 
tationshauptschluss  v.  25.  Febr.  1803.  Siehe  oben  §.  78.  X.  —  Vergl.  die 
Uebersicht  des  Inhalts,  in  meiner  deut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  Thl.  II. 
§.  79  n. 
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diesen  biBherigen  Reichsständen  ^  und  der  Todesstreich ,  an 
welchem  das  Beich  selbst  zn  Grande  giag  ^),  da  nnnmehr  klar 
vorlag,  dass  der  m  den  Reichsgesetzen  und  Wahlkapitnlationen 
sämmtiichen  ReichsaDgehörigen  zugesicherte  Reichsschatz  nar 
noch  ein  leerer  Name  war. 

II.  Da  überdies  die  beiden  mächtigsten  Staaten  in  Dentsch- 
land,  Oesterreich  and  Preassen,  keine  einheitliche  Politik 
verfolgten <^),  and  daher  alsbald,  einer  nach  dem  anderen,  die 
tiefsten  Demtlthigangen  von  Frankreich  erdnlden  mussten^), 
das  deatsche  Reich  aber  so  weit  heranterkam,  dass  ihm  Frank- 
reich (im  Pressbarger  Frieden)  sogar  nicht  einmal  mehr 
seinen  althergebrachten  officiellen  Titel  gab,  sondern  nar  noch 
von  einer  Confideration  Germanique  Sprach®),  so  war  klar  ge- 
worden, dass  die  mittleren  and  kleinen  deatschen  Staaten 
nirgends  mehr  einen  Stützpunkt  in  Deutschland  finden  konnten. 
Somit  waren  namentlich  die  süd-  und  westdeutschen  Staaten, 
Bayern  an  der  Spitze,  ihrer  Selbsterhaltung  wegen,  und  durch 
das  Drängen  Frankreichs  genöthigt,  sich  zu  einem  besonderen 
politischen  Körper,  dem  sogen.  Rheinbund,  zu  vereinigen, 
über  welchen  der  Kaiser  der  Franzosen  Napoleon  I.  das  Pro- 
tektorat übernahm,  und  dadurch  der  Verwirklichung  seiner 
ausgesprochenen  Idee,  das  Reich  KarPs  d.  Gr.  als  Franken- 
reich  wieder  herzustellen,  um  keinen  geringen  Schritt  näher 
rückte.  Am  12.  Juli  1806  wurde  die  Rheinbundsakte  zu 
München  unterzeichnet^).  Am  1.  August  1806  zeigten  die 
Rheinbundsglieder  ihre  Lossagung  vom  deutschen  Reichsver- 


»)  Sehr  treffend  nannte  Klub  er,  öffentl.  R.  §.  26.  den  R-D.-H.-S.  v. 
25.  Febr.  1803  die  „Vorakte  des  Rheinbundes." 

*)  Diese  unselige  Trennnngspolitik  begann  schon  mit  dem  preus- 
sischen  Separatfrieden  zu  Basel,  5.  April  1795. 

0  So  Oesterreich  im  Pressburger  Frieden  vom  26.  December 
1805.  —  Preussen  erreichte  sein  Schicksal  im  Tilsit  er  Frieden  vom 
9.  Juli  1807. 

•)  Pressbnrger  Frieden,  1805,  26.  Dec.  art.  VII:  »JiCs  Electeurs  de 
Bavi^re  et  de  Würtemberg,  ayant  pris  le  titre  de  Roy,  sans  näan- 
moins  cesser  d'appartenir  & la  confideration  germanique,  Sa  Miyest^ 
r£mpereur  d*AIlemagne  et  d'Autriche  les  reconnait  en  cette  qualit^.*' 

')  Abgedruckt  in  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföderat  Germ.  3.  Aufl, 
ThL  I.  S.  79. 
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bände  bh^^):  und  am  6.  Augnst  1806  legte  Franz  ü.  die 
deutsche  Kaiserkrone  nieder,  indem  er  es  itlr  eine  Unmöglich- 
keit erklärte,  nach  der  g&nzlichen  Lossagung  mehrerer  vor* 
züglichen  Stände  vom  Reiche  und  ihrer  Vereinigung  zn  einer 
besonderen  ConfÖderation,  die  Pflichten  des  kaiserlichen  Amtes 
länger  zu  erftlUen.  Zugleich  entband  derselbe  die  sämmtlichen 
Beichsstände  nnd  Reichsangehörigen  der  Pflichten,  mit  welchen 
sie  an  ihn  als  das  bisherige  reichsconstitutionsmässige  Ober- 
haupt gebunden  waren,  and  vereinigte  seine  deutschen  Reichs- 
länder  mit  den  übrigen  Besitzungen  des  österreichischen  Hauses 
zu  einem  Staatskörper,  unter  Annahme  des  Titels  als  Kaiser 
von  Oesterreich^i).  Hiermit  war  das  deutsche  Reich  voll- 
ständig aufgelöst.  Preussen,  von  dieser  Wendung  der  Dinge 
eben  so  überrascht  wie  die  kleineren  norddeutschen  Staaten, 
machte  den  Versuch,  einen  norddeutschen  Reichsbund 
zu  gründen.  Bei  dieser  Gelegenheit  tauchte  zum  erstenmale 
die  Idee  eines  preussischen  Kaiserthumes  als  Kaiser- 


in) VergL  die  Lossagungsurkunde  v.l.  Aug.  1806  bei  t.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  L  S.  70  fl.  —  Hierin  findet  sich 
folgende  Hauptstelle:  „Indem  sie  sich  durch  gegenwärtige  Erklftrong  von 
ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem  deutschen  Reichskörper  lossagen,  be- 
folgen sie  blos  das  durch  frühere  Vorgänge  und  selbst  durch  Er- 
klärungen der  mächtigeren  Reichsstände  aufgestellte  System." 
(Das  Beispiel  Preussens  im  Baseler  Frieden  1)  „Sie  hätten  swar  den 
leeren  Schein  einer  erloschenen  Verfassung  beibehalten  können, 
allein  sie  haben  im  Gegentheil  ihrer  Würde  und  der  Reinheit  ihrer  Zwecke 
angemessener  geglaubt,  eine  offene  freie  Erklärung  ihres  Entschlusses 
und  der  Beweggründe,  durch  welche  sie  geleitet  worden  sind,  abzugeben. 
Vergeblich  aber  würden  sie  sich  geschmeichelt  haben,  den  gewünschten 
Endzweck  zu  erreichen,  wenn  sie  sich  nicht  zugleich  eines  mäch- 
tigen Schutzes  versichert  hätten,  wozu  sich  nunmehr  der  nämliche 
Monarch  (Napoleon  L),  dessen  Absichten  sich  stets  mit  dem 
wahren  Interesse  Deutschlands  übereinstimmend  gezeigt 
haben,  (sicl)  yerbindet.^'  —  Mit  ungemeiner  Naivetät  erklärte  der  fran- 
zösische Geschäftsträger  am  Reichstag,  Bacher,  in  einer  gleichzeitigen 
Note  V.  1.  August  1806  (in  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  GonfÖd.  Germ.  3.  Aofl. 
Tbl.  I.  S.  68.),  dass  der  (von  Frankreich  10  Monate  zuvor  diktirte)  Press- 
burger Frieden  der  Grund  sei,  warum  Deutschland  als  ein  Reichsstaat 
nicht  mehr  bestehen  könnet 

«0  Die  Abdankungsurknnde  K.  Franz  IL  v.  6.  Aug.  1806,  sidie  bei 
V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conföd.  Germ.  8.  Aufl.  Tbl  I.  S.  71. 
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thumeB  Yon  Norddeutschland  aaf^^).  Dieser  Plan  kam 
jedoch  nicht  zur  Ausfbhrung;  die  kleineren  norddeutschen 
Staaten  durften  daher  sich  noch  glttcklich  schätzen,  wenn  es 
ihnen  gelang,  nachträglich  in  den  Rheinbund  aufgenonunen  zu 
werden,  und  sie  nicht  Tollkommen  in  französische  Provinzen 
umgewandelt,  oder  dem  von  Napoleon  I.  geschaffenen 
(ephemeren)  Königreiche  Westphalen  einverleibt  wurden  ^'). 

§.  107. 

Uebersiclit  der  Veränderungen,  welche  durch  die  Auf- 
lösung des  deutschen  Reiches   und  die   Stiftung  des 
Rheinbundes  in  dem  öffentlichen  Rechtszustande 
Deutschlands  herbeigefiihrt  worden  sind*). 

Die  praktischen  Folgen  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
und  der  Stiftung  des  Bheinbundes  waren : 

I.  Sämmtliche  bisherige  Reichsstände,  welche  als  Mitglieder 
dem  Rheinbunde  beigetreten  waren,  so  wie  auch  alle  diejenigen, 
deren  Gebiete  ausserhalb  der  Länder  der  Rheinbundsftirsten 


^)  Unter  dem  21.  August  1806  wurden  dem  kuraftchs.  Minister  Grafen 
▼.  Goltz  von  dem  preass.  Minister  v.  Haugwitz  die  vorläufigen 
Grundlinien  zu  einer  neuen  Constitution  für  das  nördliche  Deutschland 
unter  dem  Namen  eines  norddeutschen  Reichsbundes  mitgetheilt 
Als  Zweck  des  Bundes  wurde  erklärt  (ähnlich  wie  in  der  jetzigen  deutschen 
Bundesakte):  Sicherheit  von  Aussen  und  im  Innern.  Als  die  drei  vorzüg- 
lichsten Mitglieder  dieses  neuen  Staatensystems  sollten  Preussen,  Kursachsen 
und  Hessen  zusammen  das  Direktorium  haben.  Preussen  sollte  die 
Würde  eines  Kaisers  von  Norddeutschland  annehmen,  Sachsen  und  Hessen 
die  KönigswOrde.  Yergl.  den  Text  bei  Mirus,  diplom.  Arch.  f.  d.  deut 
Bundesstaaten  Bd.  I.  AbthL  I.  S.  843. 

**)  Sidie  das  Yerzeichniss  der  dem  Rheinbund  beigetretenen  Staaten 
in  meiner  deutschen  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858.  ThL  U.  §.  79.  Note  4  u.  5.  — 
Einen  Auszug  aus  dem  Dekret  v.  Fontainebleau,  d.  d.  15.  Nov.  1807,  wodurch 
Napoleon  I.  das  Königreich  Westphalen  erschuf,  s.  bei  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conf5d.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  L  S.  106;  die  Documente  über  die 
Vereinigung  von  Holland,  Ostfriesland,  Jever,  Lauenburg,  den  Hanse- 
städten u.  8.  w.  mit  Frankreich,  siehe  ebendaselbst,  ThL  I.  S.  103  flg. 

«)  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  48—53.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
§.  d2  fl.  —  H  A.  Zachariae,  Staatsr.  S.  37  fl.  —  J.  Held,  System  des 
yerf.-Rechte8,  Bd.  I.  (1856)  S.  460  flg. 
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lagen,  traten  in  den  Besitz  der  vollen  Soayerainetät  nnd 
nahmen  dieser  nenen  Stellang  entsprechende  Titel  an^. 

II.  Die  gesammte  Beichsritterschaft,  so  wie  auch 
viele  Reichsstände  vmrden  den  Rheinbundsftlrsten  als  Unter- 
thanen  nnterwoifen  ^),  welche  Snbjektion  man  jedoch,  dem 
Sprachgebranche  in  der  Reiehszeit  (§.  90.)  anscUiessend ,  als 
Mediatisirnng  zn  bezeichnen  pflegt^).  Auch  diese  sogen. 
Mediatisirnng  war  eben  so,  wie  die  im  J.  1803  dorchgefiihrte 
Säkularisation,  ein  Gewaltstreich. 

III.  Fttr  die  Rheinbnndsstaaten  wnrde  die  verbindliche 
Kraft  der  Reichsgesetze  ausdrücklich  durch  die  Rheinbunds- 
akte  als  erloschen  erklärt,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Rechte 
der  Gläubiger  und  Pensionäre  aus  dem  Reichsdeputationshaupt- 
Schlüsse  V.  25.  Febr.  1803,  und  der  ebendaselbst  getroffenen 
Bestimmungen  tiber  den  Rheinschifffahrts-Oktroi^). 

IV.  Alle  Rechte  und  Pflichten,  welche  sich  auf  den  durch 
die  bisherige  Reichsverfassung  begrttndeten  öffentlichen 
Rechtszustand  bezogen,  erloschen  von  selbst  mit  der  Auflösung 
des  Reiches,  da  hiermit  ihr  Objekt  hin  weggefallen  war<^). 


*)  YergL  z.  B.  Rheinbundsakte,  &rt  4.  5. 

')  Rheinbandsakte,  art  25.  „Ghacon  des  Rois  et  des  Prinoes 
confi§d^r^s  poss^dera  en  toute  sonverainet^  les  terres  äquestres  enclaTto 
dans  ses  possessions;  quant  aux  terres  ^questres  enclav^s  entre  deoz  des 
Etats  conföd^r^s,  elles  seront  partag^es  quand  k  la  soaverainet^  entre  les 
deux  Etats,  aussi  ^galement,  que  faire  se  pourra,  mais  de  mani^re  ii  ce 
qu*il  n*en  resulte  ni  morcellement  ni  m^lange  des  territoires/'  —  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  hatten  die  von  ihren  Ländern  umschlossenen 
reichsritterschaftlichen  Gebiete  sogar  schon  durch  ein  Dekret  Napoleons 
vom  19.  December  1805  (vor  dem  Pressburger  Frieden)  zugewiesen  erhalten. 
Die  Reichsstadt  Augsburg  hatte  Bayern  schon  durch  den  Pressburger 
Frieden,  art.  13,  erhaJten ;  durch  die  Rheinbundsakte  art  17,  erhielt  es  jetzt 
auch  die  Reichsstadt  Nürnberg.  Auch  die  Besitzungen  des  deutschen 
Ordens  und  des  Johanniter-Ordens,  welche  bei  der  Säkularisation 
im  J.  1803  noch  verschont  worden  waren,  kamen  jetzt  zur  Yerdieüung. 
Rheinbundsakte  art.  17  fl. 

*)  Officiell  spricht  z.  B.  die  deutsche  Bundesakte  art  14  von  den  „im 
J.  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichsständen  und 
Reichsangehörigen." 

^)  Ueber  den  art  2  der  Rheinbundsakte  siehe  oben  §.  72,  n. 

°)  So  z.  B.  die  Reichshoheit  mit  allen  ihren  Wirkungen,  Beschränkungen 
der  Landesherren  und  dergl.,  die  Reichswürden  und  Aemter,  die  Reichs- 
gerichte, der  Reichslehnverband  u.  s.  w. 
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V.  Den  mediatisirten  ReichsBtänden  wurde,  im  Ge- 
fühle des  an  ihnen  begangenen  Unrechts,  eine  bevorzugte  persön- 
liche und  privatrechtliche  Stellung  zugesichert).  Namentlich 
sollten  ihnen  a)  ihre  Domänen  als  freies,  allodiales 
Privat-Eigenthum  verbleiben,  so  wie  auch  alle  anderen 
Herren-  und  Feudalrechte  und  andere  nach  den  Grundsätzen  des 
deutschen  Hechtes  ftir  patrimonial  zu  achtenden  Rechte  und 
Renten,  sogar  die  niedere  und  mittlere  Gerichtsbarkeit,  und 
überhaupt  alle  Rechte,  welche  nicht  wesentlich  mit  der 
Souverainetät  zusammenhängen^),  so  dass  die  Mediatisirten  in 
eine  den  mediatisirten  Landesherren  {status  exenäi)  der  Reii^hs- 
zeit  (§.  90.)  ähnliche  Stellung  gebracht  wurden,  b)  Den 
mediatisirten  Fürsten  und  Grafen  und  deren  Familiengliedem 
wurde  das  Recht  bewilligt,  in  Criminalsachen  durch 
Standesgleiche  (ein  Judicium  parium)  gerichtet  zu  werden, 
welches  aber  irrig  als  droit  d^austrk^ues  bezeichnet  wurde  ^): 
c)  auch  wurde  ihnen  das  Recht  bewilligt,  ihren  Wohnsitz 
beliebig  in  allen  Rheinbundsstaaten,  oder  anderen  in  fried- 
lichen Verhältnissen  mit  dem  Rheinbunde  stehendeii  Staaten, 
oder  ihren  etwa  ausserhalb  des  Rheinbundsgebietes  liegenden 
souverainen  Besitzungen  zu  nehmen  <^).  d)  Sie  sollten  ihre  Kapi- 
talien und  Revenuen  erheben  und  beziehen  können,  ohne  dess- 


^  üeber  die  praktische  Bedeutung  der  Rechte  der  Mediatisirten 
und  deren  vielfache  Misshandlung  durch  die  Landesgesetz- 
gebung  siehe  unten  §.  319  flg. 

*)  Rheinbundsakte,  art.  27.  „Les  Princes  ou  Comtes  actueUoment 
r^gnants  conserveront  chacun,  comme  propri^U  patrimoTucUe  et  priv^e,  tous 
les  damaines  sans  excepüon,  qu'ils  poss^dent  maintenant,  ainsi  que  tous 
les  droits  seigneuriaux  ei/Sodatix  non  essentieüement  inherens  k  la  sou- 
verainet^,  et  notamment  les  droits  de  la  basse  et  moyenne  Jurisdiction  en 
mati^re  civUe  et  criminelle,  de  Jurisdiction  et  de  police  forestikre,  de  chctsse, 
de  pkchcy  de  minesy  ä*usines,  de  dimes  et  prestations  feodales,  de  patronage 
et  autres  semblables,  et  les  revemis  provenans  des  dits  domaines  et 
droits."  —  Ob  und  inwiefeme  den  Mediatisirten  ihre  Zollrechte  hier- 
nach verbleiben  sollten,  siehe  unten  §.  320. 

*)  Rheinbundsakte,  art.  28.  „En  mati^re  criminelle  les  princes 
et  comtes  actuellement  r^gnans  et  leurs  hMUers  jouiront  des  droits 
d'austr^ffuesy  c.  a.  d.  d*toe  juges  par  leurs  patrs/*  —  Die  richtige  Bedeu- 
tung Yon  jus  €Bustraegarumy%,  oben  §.  101. 

«•)  Rheinbundsakte,  art.  31. 
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halb  irgend  einer  Steaer  oder  Abgabe  unterworfen  zn  sein^Oi 
auch  sollte  e)  gegen  sie  keine  Vermögenaconfiskation  als  Strafe 
ausgesprochen  werden  dürfen^'). 

VL  In  Rttcksicht  anf  die  vorgenommenen  Mediatisinmgen 
wurde  eine  ausdrückliche  Aufzählung  der  Bechte  gegebeui 
welche  fortan  principiell  als  die  eigentlichen  Souverainetäts- 
rechte  gelten  sollten,  nämlich  Gesetzgebung,  Gerichts- 
barkeit der  dritten  Instanz,  hohe  Polizei,  Militär- 
conscription  und  Besteuerung^'). 

Vn.  In  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Rheinbunds- 
akte art.  34  (sogen.  Verzichts-Artikel)  verziditeten  alle 
RheinbundsfOrsten  gegenseitig  auf  alle  Bechte,  welche  dem 
Einen  in  dem  Gebiete  des  andern  gegenwärtig  wirklich 
zustanden  und  ausgeübt  wurden,  oder  etwa  als  gegen- 
wärtig zustehend  behauptet  werden  mochten.  Gegenseitig 
vorbehalten  sind  jedoch  die  künftigen  Successionsrechte  ^^), 
ohne  Unterscheidung,  ob  sie  auf  Geblütsrecht,  oder  auf  einem 
anderen,  z.B.  lehenrechtlichen  Titel,  wie  Eventualbelehnung 
und  dgl.  beruhen  ^^). 


««)  Ebendas.  art  81  a.  £. 

*<)  Ebendas.  art  28  a.  £.  „ . . .  dans  aacun  cas  la  confiscation  de  leon 
biens  ne  pourra  dtre  prononc^e  ni  aToir  lien,  mais  les  revenns  ponrront 
6tre  s^questr^s  pendant  la  vie  des  condamn^s." 

^  Rbeinbundsakte,  art.  26.  „Les  droits  de  souyerainet^  sont 
ceuz  de  legislation,  de  Jurisdiction  suprdme,  de  haute  police,  de  conscrip- 
tion militaire  ou  recrutement  et  d*impöt" 

**)  Rheinbundsakte,  art  34.  ,,Les  Rois,  Grand-Ducs  et  Princes 
conf^d^res  renoncent,  chacun  d*eux  pour  soi,  ses  h^ritiers  et  successeurs, 
k  tout  droit  actuel,  qu*il  pourrait  avoir  ou  pritendre  sur  les  poasessions 
des  autres  membres  de  la  confed^ration,  telles  qu*elles  sont  et  telles  qu*elles 
doivent  Stre,  en  consequence  du  present  trait^;  les  droita  Sveniuels  de  tuc- 
cession  demeurant  seuls  r^serv^s,  et  pour  le  cas  seulement  oü  viendrait  ä 
s'^teindre  la  maison  ou  la  brauche,  qui  poss^de  maintenant,  ou  doit,  en 
vertue  du  präsent  trait^,  possäder  en  souverainet^  les  territoires,  domaines 
et  biens,  sur  lesquels  les  susdits  droits  peuvent  s^^tendre.'*  Ueber  den 
Sinn  dieses  Artikels  und  seine  fortdauernde  Giltigkeit  siehe  besonders 
Kl  über,  Abhdl.  1830.  Bd.  I,  S.  1  fl.  —  Prot  d.  B.  V.  1846,  §.  62,  S.  113. 

^B)  Durch  die  allgemeine  Wortfassung  des  im  art  34  der  Rheinbunds- 
akte  au^nommenen  Vorbehalts  der  künfügen  SuccesBionsrechte  ist  für  die 
Familien  der  Rheinbundsfürsten  untereinander  der  Streitfrage  ttber  die  fort- 
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Yin.  Unbestreitbar  begreift  der  im  art.  34  der  Rhein- 
bnndsakte  erklärte  Verzicht  alle  bisherigen  landesherrlichen 
nnd  lehensherrlichen  Rechte^  welche  ein  Rheinbundsfttrst 
ttber  das  Land  oder  Oebietstheile  eines  anderen  Rhein- 
bnndsfllrsten  bisher  in  der  Art  hatte,  dass  Letzterer  selbst 
nnr  ein  snbordinirter  Landesherr  (§.  103.  XIV.)  oder 
sein  Vasall  war^^);  nnd  eben  so  unbestreitbar  begriff  dieser 
Verzieht  auch  alle  anderen  einzehien  Hoheits-  oder  politischen 
Rechte,  welche  ein  Bheinbnndsfiirst  bisher  in  dem  Lande  eines 
anderen  BnndesfBrsten  gehabt  hatte,  also  auch  alle  Staats- 
servituten^^. 

IX.  Dagegen  ist  eben  so  gewiss,  dass  sich  dieser  Verzicht 
nicht  auf  Privatrechte,  wie  z.  B.  das  Eigenlhnm  an  Otttem 
bezog,  die  ein  Rheinbnndsftlrst  im  Lande  eines  anderen  nach 
blossen  privatrechtlichen  Titeb  besass^^). 

X.  Folgerichtig  mttsste  das  Gleiche  auch  hinsichtlich  der 
Lehensherrlichkeit  eines  Bheinbnndsfttrsten  ttber  Privat- 
Guter  gelten,  welche  in  dem  Gebiete  eines  Anderen  lagen 
nnd  von  Edellenten  als  seme  Vasallen  besessen  wurden,  da 
eine  solche  Lehensheirlichkeit  heut  zu  Tage  nnr  noch  einen 
rein  privatrechtlichen  Charakter  hat;  jedoch  nahmen  die  meisten 
Rheinbnndsfilrsten  in  dieser  Hinsicht  das  Gegentheil  an,  und 
gestatteten  ihren  Unterthanen  nicht,  den  bisherigen  Lehenver- 
band mit  einem  auswärtigen  Ffirsten  fortzusetzen,  sondern 
erklärten  dessen  LehensherrUchkeit  als  auf  sich  ttberge- 
gangen  i»). 


dauernde  Wirkung  der  Eventualbelehnungen  voi^beugt  worden, 
welche  in  Bezug  auf  die  übrigen  deutschen  Fürstenhäuser  angeregt  werden 
kann.    Hiervon  wird  unten  im  §.  257  gehandelt 

**)  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  von  jeder  Oberherrlichkeit 
war  der  Grundgedanke  des  Rheinbunds.  Yergl.  Rheinbundsakte  art.  7. 
Schreiben  Napoleon*s  I.  an  den  Fürst-Primas  vom  11.  September  1806: 
„Les  princes  de  la  conf(M^ration  du  Rhin  sont  sauvercdna,  qui  n*ont  paint 
de  mizercdn!^  —  Vergl.  unten  §.  258. 

«0  Klüber,  Abhandl.  I,  S.  15  fl.  —  Ob  die  Staatsberechtigung  den 
Rheinbundsfürsten  etwa  bisher  nach  der  Reichsverfassung  grundgesetzlich 
oder  herkömmlich  gegenseitig  zugestanden  hatte,  wie  z.  B.  das  Recht 
der  Nacheile,  ist  gleichgiltig.    Ebendas.  S.  U. 

»)  Klüber,  Abhdl.  I,  S.  30  fl. 

«^  Vergl.  unten  §.  523. 
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XI.  Streitig  war  unter  den  Pnblicisten,  ob  anch  da»  Ein- 
lösungsrecht  bei  einer  Pfandschaft  (sogen.  Territorial- 
pfandschaft); welche  ein  BheinbundsftLrst  von  einem  Anderen 
inne  hatte,  unter  jenem  Verzichte  begriffen  sei;  es  hat  jedoch 
diese  Frage  aus  Mangel  an  Fällen  niemals  praktische  Bedea- 
tung  erhalten  ^^). 

Xn.  Die  zur  Zeit  der  Reichsverbindung  den  bisherigen 
Landesherren  gegenüber  wohlbegrttndeten  Bechte  der  Landstände 
und  einzelner  Unterthanen  oder  Klassen  derselben  wurden,  an 
sich  betrachtet,  durch  die  Auflösung  des  Reiches  in  keiner 
Weise  berührt.  In  der  Ei-weiterung,  welche  die  Landesherrlich- 
keit durch  die  Umbildung  in  eine  volle  Souverainetät  erhielt, 
kann  daher  auch  kein  Rechtsgrund  gefunden  werden,  aus 
welchem  sich  der  bisherige  Landesherr  oder  dessen  nun- 
mehriger Nachfolger  von  der  Verpflichtung  zur  Anerkennnng 
und  Achtung  der  landständischen  und  anderen  wohlerworbenen 
Rechte  der  Unterthanen  hätte  loszählen  können.  Jedoch  wnrde 
in  manchen  Staaten  auch  in  dieser  Beziehung  sehr  willkührlich 
verfahren  2^).  Das  Beispiel  der  Missachtung  historisch  begrün- 
deter Rechte  und  deren  eigenmächtiger  Beseitigung  unter  dem 
Verwände  des  öffentlichen  Wohles,  welches  damals  nicht  selten 


M)  Man  war  darüber  einig,  dass  die  durch  Pfandschaft  (als  eine  Art 
von  StaatSTertrag)  begründeten  Rechte  Staatsberechtigungen  seien. 
Sodann  unterschied  man  mehrere  Fälle:  1)  war  die  Pfiandschaft  ein  selbst- 
st&ndiges  Gebiet,  so  sollte  man  den  art.  34  gar  nicht  darauf  beziehen,  weil 
sie  hier  der  Pfandinhaber  nicht  als  sein  Gebiet  inne  habe,  daher  er  also 
dem  Yerpfänder  die  Einlösung  nicht  weigern  könne;  2)  war  das  Pfiand- 
Objekt  ein  Hoheitsrecht,  welches  im  Lande  des  Pfandschuldners  selbst 
auszuüben  war,  so  erlosch  das  Ausübungsrecht  des  Gl&ubigers,  als 
droit  actuel  in  fremdem  Gebiete  kraft  des  art  34  der  Rheinbundsakte;  er 
behielt  aber  sein  Forderungsrecht  auf  Rückzahlung  der  Schuld;  3)  war  das 
Pfandobjekt  eine  Staatsberechtigung,  die  der  Schuldner  in  dem  Lande 
des  Gläubigers  (des  Pfandbesitzers)  selbst  auszuüben  hatte,  so  erlosch  aus 
gleichem  Grunde,  wie  im  vorigen  Falle,  das  Einlösungsrecht  des 
Schuldners,  weil  seine  bisherige  (von  ihm  verpfändete)  Staatsberechtigung 
an  sich  nicht  mehr  im  Gebiete  eines  bundesverwandten  Fürsten  bestehen 
konnte :  folgerichtig  hatte  er  aber  auch  weiter  keine  Einlösungspflicht, 
da  der  Gläubiger  das  verpfändete  Objekt  sich  aneignen  durfte.  —  Yergl. 
üoer  diese  Streitfrage  Kl  über,  Abhdl.  I,  S.  31  fl.  (der  jedoch  den  letztem 
Fall  ganz  übergangen  hat). 

«»)  Siehe  oben  §.  72.  Note  3. 
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von  oben  benmter  gegeben  wurde,  bat  nicbt  verfeblt,  in  der 
neueren  Zeit  vielfacbe  Nacbabmung  von  Unten,  zum  merklieben 
Scbaden  des  monarcbiscben  Principes  selbst,  bervorzurufen  ^^). 

XIII.  Weder  bei  der  Gründung  des  Rbeinbundes,  nocb 
bei  der  Auflösung  des  Reicbes  war  eine  Vorsorge  für  die  Be- 
zablung  der  allgemeinen  Reicbsscbulden,  (Scbulden  der  Reicbs- 
operationskasse),  nocb  aucb  fbr  die  Versorgung  der 
Angestellten  des  Reiches,  wie  z.  B.  des  Reichskammergericbts- 
Personals,  getroffen  worden ^^).  Nur  binsicbtlicb  der  Kreis- 
schulden  erkannten  die  Rheinbundsfürsten  die  Verpflichtung 
an,  dieselben  nacb  dem  Verbältniss  ihrer  nunmebrigen  Terri- 
torien zu  bezablen^^). 

XIV.  Die  Bestimmungen  der  Rbeinbundsakte  über  die 
Organisation  des  Rheinbundes  sind  niemals  ins  Leben  ge- 
treten. Die  projektirte  Bundesversammlung  sollte  ihren  Sitz 
zu  Frankfurt  haben  und  in  zwei  getrennten  Collegien, 
einem  GoUeg  der  Könige  und  Orossberzoge,  und  einem  CoUeg 
der  Fürsten  verbandeln,  was  an  die  EinrichtuDg  der  früheren 
ordentlichen  Reicbsdeputation  erinnert  ^^),  und  in  so  ferne  nicbt 
nnzweckmässig  ausgedacht  war,  als  voraussichtlicb  nach  er- 
folgter Verständigung  unter  den  grösseren  Bundesgliedem  die 
Zustimmung  der  kleineren  mit  Sicherheit  zu  erwarten  war. 


«)  Mit  Recht  nennt  auch  H.  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  §.  37,  V.  den 
in  der  Rheinbandszeit  häufig  aufgestellten  Satz,  dass  alle  Rechte  der 
Unterthanen,  insbesondere  auch  der  Mediatisirten,  einer  will- 
kührlichen  Bestimmung  durch  die  Souveraine  unterlägen,  sofeme  sie 
nicht  durch  die  Rheinbundsakte  neu  bestimmt,  oder  durch  das  natürliche 
Staatsrecht  als  nothwendig  gesetzt  seien,  eine  despotisch-revolutio- 
näre Lehre. 

^)  lieber  die  Frage,  ob  mit  dem  Untergang  des  deutschen  Reiches 
auch  die  von  der  Reichsgewalt  contrahirten  Schulden  erloschen  sind,  siehe 
unten  in  der  Lehre  von  der  Finanzhoheit. 

**)  Rheinbundsakte,  art  29,  „Les  Etats  confedär^s  contribueront 
an  payement  des  dettes  actudles  des  cercles,  non  seulement  pour  leurs 
possessions  andennes,  mais  aussi  pour  les  territoires,  qui  doivent  etre 
respectivcment  soumis  k  leur  souverainet^." 

»)  Siehe  oben  §.  81.  Note  5. 
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deutschen  Bundesstaaten.    München  1830. 
W.  J.  Behr,  von  den  rechtlichen  Gränzen  der  Einwirkung  des  deutschen 

Bundes  auf  die  Yer£Gissung,   Gesetzgebung  und  Rechtspflege  seiner 

Gliederstaaten.    Stuttgart  1820. 
Rudhardt,  das  Recht  des  deutschen  Bundes.    Stuttgart  1822. 
A.  Brunquell,  Staatsrecht  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten. 

Erfurt  1824. 
Jordan,  Lehrbuch  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechtes.  1.  Abthl. 

Cassel  1831. 
L.  A.  Roys  eher,  publicistische  Versuche.    Stuttgart  1832. 
P.  A.  Pfizer,  über  die  Entwicklung  des  öffentlichen  Rechtes  in  Deutsch- 
land durch  die  Verfassung  des  Bundes.    Stuttgart  1835. 
Freiherr  F.  y.  Gruben,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öffentlichen 

Rechts  des  deutschen  Bundes  und  des  Staatsrechts  der  Bundesstaaten. 

n  Hefte.    Stuttgart  1835-56. 
Maurenbrecher,  Grundsätze  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts.  Frank- 
furt 1837.  §.  99—125. 
K.  E.  Weiss,   System  des  deutschen  Staatsrechts.     Regensborg  1843. 

§.  26—220. 
H.  A.  Zachariä,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht    Göttingen  1845; 

2.  Aufl.  Bd.  I.  1853,  §.  39-42;  Bd.  ü.  1854,  §.  243-296. 
G.  A.  Grotefend,  System  des  öffentlichen  Rechts  der  deutschen  Staaten. 

I.  Abth.  Cassel  1860. 
Otto  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht    Rostock  1861. 
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C.  Welcker,  wichtige  Urkunden  für  den  Rechtszustand  der  deutschen 
Nation,  mit  eigenhändigen  Anmerkungen  von  J.L.  Klüber,  aus  dessen 
Papieren  mitgetheilt  und  erläutert.    Mannheim  1844. 

G.  V.  Meyer,  Repertorium  der  Verhandl.  der  deut.  B.  V.  in  einer  System, 
üebersicht.  4  Hefte.  Frkf.  1820-22. 

G.  N  au  werk,  die  Thätigkeit  der  deutschen  Bundesversammlung  (bis  1824) 
m  Hefte.  Berlin  1846. 

G.  V.  Struve,  das  öfifentl.  Recht  des  deut.  Bundes.  2  Thle.  Mannh.  1846. 

F,  D,  de  Schütz,  la  confdderation  germanique.  Apercu  des  lois  et  des 
autres  institutions  f^dörales.    "Wiesbade  1847. 

Die  Verhandlungen  der  Bundesversamml.  von  den  revolutionären  Be- 
wegungen des  J.  1830  bis  zu  den  geh.  Wiener  Ministerialconferenzen, 
ihrem  wesentl.  Inhalt  nach  mitgetheilt  aus  den  Protokollen  des  Bundes. 
Heidelberg  1846;  (Fortsetzung  bis  1845)  1848. 

Bundesrechtliche  Fragen;  aktenmässig  dargestellt.  Halle  1851. 

J.  F.  Ilse,  Geschichte  der  deutschen  Bundesversammlung.  Marburg  1860. 
Heft  1. 

C»  V.  Ealtenborn,  Geschichte  der  deutschen  Bundesverhältnisse  und  Ein- 
heitsbestrebungen von  1806-1856.  2  Bde.  Berlin  1857. 

J.  B.  Th.  V.  Linde,  Archiv  ftir  das  öffentl.  Recht  der  deutschen  Bundes- 
staaten. Giessen  1850—1861.  IV  Bde. 

Quellensammlungen:  Klüber,  Quellensamml.  zu  dem  öffentl.  R.  des 
deutschen  Bundes.  3.  Aufl.  Erlangen  1830.  33. 

Insbesondere  siehe  das  oben  S.  148  angeführte  Corp.  Jur.  Gonfoeder. 
Germ,  von  G.  v.  Meyer,  dritte,  von  mir  ergänzte  und  fortgeftlhrte 
Auflage.  Frankfurt.  2  Thle.  u.  1  Heft  Fortsetzung.  1858,  1859,  1862; 
(wird  fortgesetzt). 


§.  108. 
Entstehungsgeschichte  des  deutschen  Bundes. 

Der  Zustand  staatsrechtlicher  Vereinzelung,  welcher  fttr  die 
deutschen  Länder  durch  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
herbeigeführt  worden  war,  so  wie  auch  der  Rheinbund,  welcher 
fttr  seine  Mitglieder  gewissermassen  die  Stelle  des  Reichsver- 
bandes  vertreten  sollte,  waren  glücklicher  Weise  von  keiner 
langen  Dauer.  Nachdem  zwischen  Russland  und  Preussen  im 
J.  1813  (28.  Febr.)  ein  Btindniss  zu  Kaiisch  gegen  Napoleon  I. 
geschlossen  worden  war^),  hatte  sich  der  rheinische  Bund 
durch  den  allmähligen  Beitritt   seiner  Mitglieder  zu    diesem 


*)  Martens,  suppl.  V.,  p.  234. 
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Vertrage  stUlschweigend  aufgelöst.  Hierauf  wurde  zuerst  durch 
den  Art.  6  des  ersten  Pariser  Friedens  vom  30.  Mai  18U 
festgesetzt,  dass  die  deutschen  Staaten  unabhängig  und 
durch  einen  Föderativ-Verband  vereinigt  sein  sollten*). 
Die  weitere  Organisation  des  Bundes  wurde  nach  dem  ersten 
geheimen  Artikel  dieses  Friedens  dem  2  Monate  später  zu  er- 
öffnenden Wiener  Gongresse  vorbehalten  ^).  Die  Eröffnung 
des  Wiener  Congresses  verzögerte  sich  jedoch  noch  bis  zum 
1.  November  1814.  Hier  erklärten  sich  ftinf  deutsche  Höfe: 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Hannover  und  Wttrtemberg,  als 
ein  Comitö  zur  Begulirung  der  deutschen  Verfassungsangelegeu- 
heiten.  Dieses  Comitö  löste  sich  aber  schon  am  16.  Nov.  18M 
nach  13  Sitzungen  wieder  auf,  ohne  ein  Resultat  geliefert  zu 
haben^).  Da  Bayern  und  Würtemberg  gegen  die  von 
Preussen  und  Hannover  vorgelegten  Verfassungsentwürfe  Wider- 
spruch erhoben,  und  die  übrigen  deutschen  Staaten  durch  eine 
Note  vom  16.  Novbr.  1814  Theilnahme  an  den  Berathungen 
verlangt  hatten,  so  gerieth  das  deutsche  Verfassungswerk  in's 
Stocken,  und  überhaupt  stand  der  ganze  Gongress  auf  dem 
Punkte,  sich  ohne  Beschlussfassung  aufzulösen,  weil  sich  unter 
den  Grossmächten  eine  Meinungsverschiedenheit  über  das 
künftige  Schicksal  von  Sachsen  und  Polen  ergeben  hatte. 
Als  aber  endlich  am  11.  März  1815  die  Nachricht  von  Napolion's 
Flucht  aus  Elba  und  von  seinem  Wiedererscheinen  in  Frank- 
reich eintraf,  fühlten  sich  die  Monarchen  neuerdings  zur  Einig- 
keit und  Eile  gedrungen,  und  nun  wurden  die  deutschen  An- 
gelegenheiten in  11  Sitzungen,  vom  23.  Mai  bis  10.  Juni  1815, 
verhandelt,  wozu  diesmal  die  Bevollmächtigten  von  36  ehe- 
maligen deutschen  Reichsständen  zugezogen  wurden.  Baden 
und  Würtemberg  hielten  sich  jedoch  jetzt  aus  Besorgniss 
vor  Napoleon  von  der  Berathung  entfernt.  Auch  hatte  Hessen- 
Homburg  keinen  Antheil  daran.  In  jenen  11  Sitzungen  kamen 
20  Artikel  zu  Stande»  die  von  36  deutschen  Staaten,  zuerst 
einzeln  am  8.  Juni  1815  angenommen,  und  dann  zusammen 

<)  I.  Pariser  Frieden,  v.  30.  Mai  1814,  Art.  6.  „Les  itats  de  VAUemagne 
HTont  indSpendarUs  et  ums  par  un  lien  fidSratif."  —  (Bei  y.  Meyer, 
Corp.  Jnr.  Gonföd.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  242. 

»)  Kl  üb  er,  üebersicht,  S.  122  fl. 

*)  Klttber,  üebersicht,  S.  59  fl. 
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als  Bundesakte  am  10.  Jani  1815  zu  Wien  nnterzeichnet 
wurden^).  Fflr  Baden  nnd  Wttrtemberg  wurde  der  Beitritt 
ausdrücklich  vorbehalten^).  Baden  trat  sodann  am  26.  Juli 
1815,  Wttrtemberg  am  1.  Sept  1815  dem  deutschen  Bunde 
bei'').  Hessen-Homburg;  das  zur  Zeit  der  Abschliessung 
der  Bundesakte  unter  der  Hoheit  von  Hessen-Darmstadt 
stand;  wurde  erst  am  7.  Juli  1817  in  den  deutschen  Bund 
aufgenommen  s).  Von  den  früheren  RheinbundsfUrsten,  die  zur 
Zeit  des  Wiener  Congresses  noch  souverain  waren,  wurde  nur 
zweien,  nämlich  dem  Fürsten  von  Isenburg  und  dem  Fürsten 
YonderLeyen,  die  Bundesgenossenschaft  verweigert*).  Beide 
wurden  durch  die  Wiener  Gongressakte  vom  9.  Juni  1815, 
wegen  ihrer  früheren  Anhänglichkeit  an  Napoleon,  der  Hoheit 
von  Oesterreich  unterworfen^^).  Eben  so  bemühte  sich  der 
Graf  V.  Bentinck  vergeblich,  den  souverainen  Besitz  seiner 
früher  reichsunmittelbaren  Herrschaft  Kniphausen  wieder  zu 
erlangen  und  in  die  Bundesgenossenschaft  aufgenommen  zu 
werden ^^).     Dagegen  wurde   Frankfurt  wieder    als  freie 


B)  Die  Grandlage  der  Berathungen  bildete  ein  in  der  Sitzung  v.  28.  Mai 
von  dem  Oesterr eichischen  ersten  Bevollmächtigten  im  Einverständ- 
nisse mit  Preussen  vorgelegter  Entwurf;  hierauf  wurde  noch  von  einer  dazu 
ernannten  Redaktions-Commission  ein  Entwurf  ausgearbeitet  (vorgelegt  am 
2.  Juni  1815).  —  üeber  die  verschiedenen  amtlichen  Entwürfe  des  Grund- 
vertrags  des  deatschen  Bundes  vergl.  Elaber,  Uebersicht,  S.  61  o.  flg.  567; 
und  dessen  Akten  des  Wiener  Congr.,  Bd.  n.,  S.  293. 

«)  Kl  aber,  Akten  des  Wiener  Congresses,  n.  Bd.  S.  457  u.  564. 

^  S.  die  Urk.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
ThL  n.  8.  15. 

«)  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  8.  51.  — 
Das  Stimmverhältniss  Hessen-Homburgs  blieb  hier  noch  ausgesetzt  YeigL 
unten  §.  114 

•)  Klüber,  Akten  des  Wiener  Congr.  ü.  Bd.  S.  579.  581. 

«•)  W.  C.-A.  art  51  u.  52.  —  Klüber,  Uebersicht,  S.  90. 

*^)  Erst  durch  ein  unter  Yermittelung  von  Oesterreich,  Preussen  und 
Rassland  zu  Stande  gekommenes  Abkommen  mit  Oldenburg,  d.  d.  Berlin, 
den  8.  Juni  1825,  welches  sodann  der  deutsche  Bund  garantirte,  erhielt  der 
Graf  V.  Bentinck  die  Landesregierung  der  Herrschaft  Kniphausen  in 
dem  Masse  wieder,  wie  sie  ihm  vor  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
zugestanden,  und  Oldenburg  trat  in  Bezug  auf  ihn  und  die  Herrschaft 
Kniphausen  ganz  in  das  ehemalige  Yerhältniss  von  Kaiser  und  Reich,  so 
dass  also  die  Herrschaft  Kniphausen  als  ein  halbsouverainer  Staat  erschien, 
der  in  Bezug  auf  den  deutschen  Bund  durch  Oldenburg  vertreten  wurde, 

ZOpfl,  Stutarecht.  ft.  Aufl.  I.  18     ^  . 
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Stadt  anerkannt  nnd  als  Bnndesglied  aufgenommen^^.  Die 
Eröfihnng  der  deutschen  Bundesversammlung  verzögerte  sich 
aber  bis  zum  5.  September  1816  ^^). 

§.  109. 

Quellen  des  deutschen  Bundesrachts. 

A)    Grundverträge   oder   Grundgesetze   des  deutschen 

Bundes. 

Die  Grundverträge  oder  sogen.  Grundgesetze  des 
deutschen  Bundes*),  d.  h.  diejenigen  Staatsverträge,  welche 
die  Bestimmungen  über  die  Eingehung  des  deutschen  Bundes, 
seine  Zwecke,  die  Form  desselben,  das  Subjekt  der  Bundes- 
gewalt und  die  Verbttrgung  der  Rechte  der  einzehien  Mitglieder 
des  Bundes  enthalten,  sind:  1.  Die  Bundesakte  vom  8.  Juni 
1815;  2.  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen 
vom  15.  Mai  1820. 

I.  Von  den  20  Artikeln  der  deutschen  Bundesakte  betreffen 
nur  die  11  ersten  Artikel  unter  der  Bubrik:  „Allgemeine  Ber 
Stimmungen'^  das  eigentliche  Bundesrecht.  Die  Artikel  12—19 
umfassen  dagegen  unter  der  Rubrik:  „Besondere  Bestim- 
mungen'^  vertragsmässige  Bestimmungen  zur  gleichmässigen 
Regulirung  einzelner  staatsrechtlicher  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten,  über  deren  Vollzug  die  Bundesversamm- 


und  das  Oberappellationsgericht  von  Oldenburg  als  oberstes  Gericht  an  der 
Stelle  der  ehemaligen  höchsten  Reichsgerichte  anzuerkennen  hatte.  Siehe 
die  hierher  gehörigen  Aktenstücke,  bei  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Germ.  3.  Aufl.  ThT.  11.  S.  178  ff.  —  Nunmehr  ist  die  Herrschaft  Knip- 
hausen  vertragsmässig  von  Oldenburg  erworben  und  in  Besitz  genommen 
worden  (1.  Aug.  1854),  und  somit  diese  staatsrechtliche  Singularität  voll- 
ständig beseitigt.  Protok.  der  B.-V.  1854,  Sitz.  25,  §.  248,  S.  773,  in 
G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  606  flg. 

")  W.  C.-A.  art.  46. 

«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  (1859) 
S.  20. 

*)  Dass  Grundverträge  und  Grundgesetze  des  deutschen  Bandes 
ganz  gleichbedeutend  sind  (in  demselben  Sinne,  wie  von  Lex  conlrac^is 
gesprochen  werden  kann),  sagt  ausdrücklich  die  W.  S.  A.,  art  3.  —  Ueber 
den  Begriff  der  Grundgesetze  vergl.  v.  Dresch,  Abhandl.  1832.  Nr.  II. 
S.  23.  —  Reyscher,  publ.  Vers.,  S.  114. 
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long  za  wachen  hat.  Der  Art.  20  enthält  nur  die  Ratifikationa- 
formel.  Die  deutsche  Bandesakte  ist  im  Art.  118,  Nr.  9 
der  Wiener  Congressakte  vom  9.  Jnni  1815  im  Ganzen  als 
ein  integrirender  Theil  derselben  erklärt^.  In  der  Wiener 
Congressakte  sind  übrigens  (als  deren  Artikel  53—63)  nur  die 
11  ersten  Artikel  der  Bandesakte  wörtlich  aufgenommen;  jedoch 
mit  dem  ansdrttcklichen  Beiftagen  (im  Art  64  der  W.  C.-A.), 
dass  die  übrigen  Artikel,  welche  anter  der  Bezeichnang  ^^be* 
sondere  Bestimmangen^'  zasammengestellt  sind,  dieselbe  Eralft 
and  Geltang  haben  sollen,  als  wenn  sie  ebenfalls  wörtlich  in 
die  Congressakte  aufgenommen  worden  wären.  Aus  dieser 
Einyerleibung  der  deutschen  Bandesakte  in  die 
Wiener  Congressakte  darf  aber  kein  Becht  der 
Mächte,  welche  diese  letztere  unterzeichnet  haben,  abgeleitet 
werden,  sich  in  die  rein  deutschen  Angelegenheiten  einzu- 
mischen. Dies  ist  auch  bereits  positiv  durch  einen  Bundes- 
beschluss  vom  18.  Sept.  1834,  Protok.  §.  455 »),  und  wieder- 
holt durch  die  Bundesbeschlttsse  vom  17.  Juli  1851^),  Protok. 


<)  Ueber  den  rechtlichen  Werth  der  ^anz.  üebersetzung  der  deutschen 
Bondesakte,  als  Beil.  9  der  Wiener  Congressakte,  vergl.  Klüber,  Abhand- 
inngen (1830),  Bd.  I.,  Nr.  2. 

»)  Der  B.-B.  v.  18.  Sept  1834,  welcher  die  versuchte  Einmischung  der 
fr anzösi sehen  und  englischen  Gesandtschaft  in  Betreff  der  Yerhftlt- 
nisse  der  freien  Stadt  Frankfurt  zurückwies,  ist  abgedruckt  in  6.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  310. 

«)  Der  B.-B.  v.  17.  Juli  1851,  Prot  §.  75,  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0. 
Thl.  n.  S.  552,  erklärt  die  mit  Noten  der  französischen  und  eng- 
lischen Gesandtschaft  v.  9.  Juli  1851  übergebenen  Protestationen  Frank- 
reichs und  Englands  gegen  den  (übrigens  bei  der  B.-Y.  gar  nie  in  Antrag 
gewesenen)  Gesammteintritt  von  Gestenreich  und  Preussen  in  den 
deutschen  Bund  „als  eine  fremde  Einmischung  in  die  inneren  Angelegen- 
heiten des  deutschen  Bundes,  und  eine  Anforderung  von  Rechten  und  Be- 
fugnissen, welche,  als  mit  der  deutschen  Bundesakte  in  Widerspruch 
stehend,  niemals  zugestanden  werden  können."  Der  eben  das.  erstattete 
Pr&sidialvortrag  erklärt  die  B.-V.  für  „rechtlich  gebunden"  an  ihre 
frohere  (im  B.-B.  vom  18.  Sept.  1834)  ausgesprochene  AufEassung,  „von 
welcher  sie  nicht  abweichen  kann,  ohne  den  Rechtsboden  ihrer  Selbstständig- 
keit zu  untergraben,  und  ihre  darauf  ruhende  Autorität  der  WülkOhr  des 
Auslandes  preiszugeben."  ^  Yergl.  auch  das  auf  dieselbe  Angelegenheit 
bezügliche  Protok.  d.  B.-Y.  vom  6.  Sept  1851,  §.  132;  und  Protok.  vom 
30.  Sept.  1851,  §.  161  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  ü.  S.  563,  564. 

18* 
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§.  79,  und  vom  6.  Mai  1858,  Ftotok.  §.  223^),  aoBgespiochen 
worden^. 

IL  Die  Schiassakte  der  Wiener  Mimsterialconferenzen 
vom  15.  Mai  1820  (sog.  Wiener  ScUossakte)  nmfasst  in  65 
Artikeln,  eben  so  wie  die  Bandesakte,  sowohl  die  eigentlich 
bandesrechtlichen,  als  aach  die  nach  gemeinsamen  Prineipien 
zn  regnlirenden  inneren  Verfassangsangelegenheiten  der  deut- 
schen Staaten.  Sie  warde  zar  VervoUständigang  and  Erlänte- 
rang  der  Bandesakte,  and  zwar,  so  viel  die  Verfassong  der 
einzelnen  Länder  anbelangt,  zam  Behofe  der  Eräftigniig  des 
monarchischen  Princips,  durch  Minister  and  andere  Bevoll- 
mächtigte sämmtlicher  deutschen  Staatsregierangen  auf  den 
sogenannten  Wiener  Ministerialconferenzen  in  den  Jahren  1819 
und  1820  berathen  und  beschlossen^)  und  sodann  von  der 
Bandesversammlung  durch  Bundesbeschluss  vom  8.  Juni  1820 
ausdrücklich  als  ein  Grundgesetz  des  deutschen  Bundes  an- 
erkannt ^). 


B)  Durch  B.-B.  vom  6.  Mai  1858,  Protok.  §.  223,  bei  G.  y.  Meyer, 
a.  a.  0.  TbL  n.  S.  682,  Hess  die  B.-Y.  durch  ihr  Präsidium  dem  grossbritan- 
nischen  Gesandten  auf  seine  Bevorwortung  einer  Redamation  des  General- 
majors H.  J.  W.  Bentinck  eröffnen :  „dass  die  BondesTersammlung  stets  an 
dem  Grundsatze  festgehalten  hat,  nur  insofern  auf  eine  BoYorwortong  einer 
auswärtigen  Macht  in  Betreff  einer  deutschen  innem  Angelegenheit  einzu- 
gehen, als  solche  auf  den  Inhalt  der  zu  fassenden  Entschliessung  sich  nidit 
ausdehnt." 

*)  üeber  die  Berechtigung  des  deutschen  Bundes,  sich  selbststftndig  zu 
entwickeln  und  seine  Verhältnisse  in  üebereinstimmung  mit  dem  Bundes- 
zwecke zu  ordnen,  siehe  v.  Linde,  Archiv  f.  d.  öffentL  Becht  des  dent 
Bundes,  Bd.  I.  Heft  3.  (Giessen  1855)  S.  75  flg, 

^  Die  Protokolle  dieser  Wiener  Ministerialconferenzen  sind  nicht  officiell 
gedruckt,  doch  findet  man  viele  Auszüge  in  El  über *s  öffentlichem  Rechte, 
80  wie  auch  viele  hieher  gehörige  Notizen  in  C.  Welcker*8  wichtigen 
Urkunden  etc.,  1844.  Nunmehr  sind  dieselben  herausgegeben  worden  von 
L.  K.  Aegidi,  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial-Conferenzen  zur 
Ausbildung  und  Befestigung  des  deut  Bundes.  Urkunden,  Geschichte  und 
Commentar,  Berlin  1860;  und  von  L.  Fr.  Ilse,  Protokolle  der  deutschen 
Ministerial-Conferenzen,  gehalten  zu  Wien  in  den  Jahren  1819  und  1820. 
Frankfurt  a.  M.  1860. 

s)  Ueber  die  Entstehung  und  den  rechtlichen  Werth  der  franz.  Ueber- 
setzung  der  W.  8.-A.  vergL  Kl  Aber,  Abhandl.  Bd.  L  (1830),  I,  Nr.  a 
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§.  110. 
B)  Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  nächste  hauptsächlichste  Quelle  ftir  das  Bondesrecht 
und  zugleich  die  regelmässige  Art,  wie  das  Bundesrecht  sich 
fortbildet,  ist  die  Abfassung  von  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung, welche  als  Ausdruck  des  Gesammtwillens 
des  Bundes  Bundesbeschlüsse  genannt  werden,  und  den 
Charakter  statutarischer  Normen  an  sich  tragen,  welche 
sich  die  Bundesglieder  in  der  grundvertragsmässig  bestimmten 
Weise  autonomisch  geben ^). 

n.  In  der  Regel  geschieht  daher  sowohl  die  Vorbereitung 
und  Berathung,  als  auch  die  endliche  Abstimmung  in  der  Bundes- 
versammlung; jedoch  ist  es  schon  mehrfach  vorgekommen, 
dass  einzelne  Angelegenheiten  in  besonderen  Ministerial- 
conferenzen  ausserhalb  der  Bundesversammlung  berathen 
und  darin  Beschlüsse  vorbereitet  wurden,  welche  die  Bundes- 
versammlung nachher  als  die  ihrigen  anerkannte  und  verkündete, 
wie  z.  B.  die  eben  (§.  109)  erwähnte  Wiener  Schlussakte 
vom  15.  Mai  1820;  eben  so  die  Beschlüsse  des  Ministercon- 
gresses  zu  Karlsbad  (August  1819)  über  Missbrauch  der 
Presse,  Universitäten  und  demagogische  Umtriebe,  welche  die 
Bundesversammlung  einstimmig  am  20.  Sept.  1819  zum  Bundes- 
gesetz erhoben  hat^).  Das  Schlussprotokoll  der  Wiener  Gabinets- 
conferenzen  v.  12.  Juni  1834,  welches  die  Grundsätze  enthält, 

*)  W.  S.-A.  art.  10. 

*)  Yergl.  aber  die  Karlsbader  Beschlüsse:  Schaumann,  derCon- 
gress  zu  Karlsbad,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Entwicklung  der  deut 
Gesammtyerfassung,  in  Raumer *s  historischem  Taschenbuch.  IQ.  Folge, 
2.  Jahrg.  1850,  S.  193  flg.  —  L.  K.  Aegidi,  Aus  dem  Jahre  1819.  Beitrag 
zur  deutschen  Geschichte,  nebst  urkundlicher  Beilage,  die  Registratur  über 
die  in  der  XXXV.  Sitz,  der  Bundesversammlung  v.  20.  Sept.  1819  §.  220  ab- 
gegebenen Abstimmungen  enthaltend,  als  Programm  dem  Verzeichniss  der  Vor- 
lesungen am  Hamburgischen  akademischen  und  Real-Gymnasium  beigegeben. 
Hamburg  1861.  —  Siehe  auch  den  Präsidial-Yortrag  in  derselben  Sitzung 
der  B.-V.  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  U. 
S.  89  flg.  —  Die  Tollst&ndigen  Protokolle  der  Karlsbader  Conferenzen  gibt 
Welcker,  wichtige  Urkunden  für  den  Rechtszustand  der  deutschen  Nation. 
Mannheim  1844  (2.  Aufl.  1845);  Berichtigungen  hierzu  siehe  bei  Aegidi, 
a.  a.  0.  S.  12  flg. 
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ttber  welche  sich  die  Be?ollmäehtigten  der  sämmtliehen  deat- 
sehen  Staatsregieningen  zum  Zwecke  „der  Erhaltung  der 
Bnndesverfassang  und  Sicherung  der  landesherrlichen  Autorität 
nnd  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  und  zur  Bewahrung  des  in  Deutschland  be- 
stehenden Bechtszustandes  gegen  jeden  Yersuch  zn  dessen 
Verletzung^'  vereinigt  hatten ^)y  ist  nicht  als  Ganzes  von  der 
Bundesversammlung  zum  Bandesbeschlusse  förmlich  erhoben 
worden;  es  sind  aber  hieraus  die  Anordnungen  entnommen 
worden,  welche  das  Bundesschiedsgericht  (B.-B.  v.  30.  Oct.  1834), 
die  gemeinsamen  Massregeln  in  Betreff  der  Universitäten  (B.-B. 
vom  13.  Nov.  1834  Prot  §.  546),  und  das  Verbot  der  Akten- 
versendung in  Polizei-  und  Criminalsachen  (B.-B.  v.  13.  Nov. 
1834,  Prot  §.  547)  betreffen. 

III.  Als  Grundsatz  ist  ausgesprochen,  dass  dieBundes- 
beschlttsse  weder  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  in  Wider- 
spruch stehen,  noch  von  dem  Grundcharakter  des 
Bandes  abweichen  dtlrfen^).  Die  endgiltige  Entscheidung 
darüber,  ob  ein  Bundesbeschluss  diesem  Erfordemiss  entspricht 
oder  nicht,  steht  selbstverständlich  der  Bundesversammlung  za. 
Uebrigens  liegt  in  der  Fassung  eines  Bundesbeschlusses  selbst 
schon  (impicite)  die  Erklämog  der  Bundesversammlung,  dass 
sie  denselben  als  dem  Geiste  der  Bandesakte  und  dem  Grund- 
Charakter  des  Bundes  entsprechend  betrachtet  Die  Frage,  ob 
der  Charakter  des  Bundes  selbst  durch  einen  Bundesbeschluss 
geändert  werden  könne,  fällt  mit  der  in  der  Bundesakte  selbst 
vorgesehenen  Möglichkeit  einer  Abänderung  der  Bandes- 
gesetze in  Eins  zusammen^). 

§.  111. 
C)   Die  übrigen  Quellen  des  Bundesrechts. 

I.  Ausser  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bandes  und  den 
Beschlüssen  der  Bundesversammlung  sind  noch  den  Quellen  des 
deutschen   Bandesrechts   beizuzählen:    1)  Staatsverträge 

')  Abgedruckt  ist  das  Schlussprotokoll  der  "Wiener  Conferenz  vom 
12.  Juni  1834  in  Welcker,  wichtige  Urkunden.  1844,  S.  373  fl.  (2.  Aufl. 
1845). 

*)  W.  S.-A.  art.  4. 

^)  Siehe  unten  §.  139.  140. 
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mit  aaswärtigen  Staaten;  2)  das  Herkommen,  das  sich  so- 
wohl in  der  Bnndesversammlang  anter  den  Bondesgliedem  als 
Gesammtheity  als  auch  im  Verhältniss  einzelner  Bandesglieder 
zu  dem  Bande  bilden  kann.  Es  wird  jedoch  voraassichtlich 
nur  selten  hierzu  kommen,  weil  die  Bundesversammlung  durch 
die  Abfassung  von  Bundesbeschlttssen,  je  nach  Bedürfniss, 
ihren  Rechtsansichten  leicht  den  entsprechenden  Ausdruck  geben 
kann^). 

II.  Gerichtsgebrauch  kann  dagegen,  insoferne  daraus 
ein  den  Bund  selbst  verpflichtendes  Recht  fliessen  soll,  unter 
den  Quellen  des  Bundesrechts  nicht  aufgefUhrt  werden,  da  eine 
Bildung  desselben  sowohl  durch  die  Organisation  der  Bundes- 
versammlung, als  durch  den  Organismus  der  beiden  jetzt  be- 
stehenden entscheidenden  Instanzen  des  Bundes,  des  Austrägal- 
gerichtes  und  des  Bundesschiedsgerichtes,  ausgeschlossen  ist 

III.  Auch  hat  die  Bundesversammlung  bereits  ausdrücklich 
erklärt,  dass  sie  alle  doktrinelle  Interpretation  der 
ßundesgesetze  für  sich  als  unverbindlich  betrachtet^), 
was  sich  von  selbst  versteht,  da  ihr  die  Befugniss  zukommt, 
die  Bundesgesetze  authentisch  zu  interpretiren. 

§.  112. 

Begriff,  Zweck  und  publicistischer  Charakter  des 

deutschen  Bundes. 

I.  Der  deutsche  Bund  ist  nach  ausdrücklicher  Erklärung 
in  der  deutschen  Bundesakte  art.  1.,  und  der  Wiener  Schluss- 
akte V.  1820  art  1.,  „ein  völkerrechtlicher  Verein  der 
souverainen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutsch- 
lands, und  zwar  ein  „beständiger^^  Bund,  d.  h.  nach  der 
Erläuterung,  welche  die  Schlussakte  der  Wiener  Ministerial- 
conferenzen  v.  1820  art.  5.  hierzu  giebt,  ein  unauflöslicher 


0  £in  (und  zwar  bis  jetzt  das  einzige)  Beispiel  eines  Bundesher- 
kommens  findet  sich  unten,  §.  136,  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Mitglieder 
zu  Bundestagscommissionen,  und  auch  dieses  Herkommen  ist  durch  die 
revidirte  Geschäftsordnung  §.  27  (B.-B.  v.  16.  Juni  1854,  Prot.  §.  181)  in 
einen  Bundesbeschluss  umgewandelt  worden. 

«)  Beschl.  V.  11.  Dec.  1823.  XXIV.  Sitzung,  §.  167;  bei  v.  Meyer, 
Corp.  jur.  Conf.  Germ.  IL  Thl.,  Nr.  LV.,  S.  151. 
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Verein^  so  dass  ,yder  Aastritt  ans  diesem  Vereine  keinem 
Mitgliede  desselben  frei  stehen  kann/'  Hierans  folgt 
zngleichy  dass  anch  keinem  Bnndesgliede  die  Bnndesmitglied- 
Bchaft  aufgekündigt  werden  kann. 

n.  Als  Zwek  des  deutschen  Bundes  wird  in  der  Bondes- 
akte  art  2.,  und  in  der  Wiener  Schlnssakte  art  1.  flberein- 
stimmend  ^^die  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und 
Unverletzbarkeit  der  im  Bunde  begriffenen  einzelnen 
deutschen  Staaten^),  und  die  Erhaltung  der  inneren 
und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands''  (d.  h.  nach  der 
älteren  Rechtssprache:  ,ydes  Landfriedens'O  ausgesprochen. 

IQ.  Darttber,  dass  der  deutsche  Bund  nicht  ein  blos  per- 
sönliches Bfindniss  der  deutschen  souverainen  Ftfrsten,  oder 
ein  Ton  diesen  unter  sich  und  mit  den  freien  Städten  einge- 
gangenes Schutz-  und  Trutzbttndniss,  sondern  dass  er  ein 
wirklicher  Staatenbund  ist  und  sein  soll,  dass  er  daher 
auch  Yon  den  souTcrainen  deutschen  Fürsten  als  Inhabern  der 
gesammten  Begierungsgewalt  und  namentlich  der  Repräsen- 
tativgewalt  in  ihren  Staaten ,  für  diese  ihre  Staaten  abge- 
schlossen worden  ist,  und  dass  also  diese  Staaten  selbst 
sich  vermittelst  ihrer  Staatsregierungen  in  der  be- 
ständigen unauflöslichen  Gemeinschaft  befinden,  welche 
der  deutsche  Bund  heisst,  ist  unter  den  Stiftern  und  Mitgliedern 
des  Bundes  und  in  der  Bundesversammlung  niemals  zweifel- 
haft gewesen.  Daher  bezeichnet  auch  die  Wiener  Schlussakte 
ausdrücklich  den  deutschen  Bund  in  seinem  Inneren  als  eine 
Oemeinschaft  selbstständiger  unter  sich  unabhängiger 
yy  Staaten  mit  wechselseitigen  gleichen  Vertragsrechten  und 
Vertragsobliegenheiten,  in  seinen  äusseren  Verhältnissen  aber 
als  eine  in  politischer  Einheit  verbundene  Oesammt- 


*)  Ueber  den  Sinn  der  Worte:  ,,ünabh&ngigkeit  und  Unverletz- 
barkeit*', insbesondere  darüber,  dass  darunter  nicht  nur  die  Souvendnetät 
der  Bundesglieder,  sondern  auch  die  Unabhängigkeit  derselben  und  ihrer 
Staaten  von  jeder  Art  einer  auswärtigen  Oberherrlichkeit,  wie  Lehens- 
herrlichkeit  (Suzerainet^),  und  ungeschmälerte  Erhaltung  in 
ihrem  Besitztande,  wie  er  zur  Zeit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes 
war,  zu  verstehen  ist,  siehe  unten  §.  444  (Besondere  Eigenschaften  der 
deutschen  Staatsgebiete)  und  §.  523  (Staatsrechtliche  Veränderungen  in 
Bezug  auf  das  Lehenswesen  in  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Bdchs). 
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macht'^  Ueberdies  sind  auch  bereits  in  der  Bundesversamm- 
lung  selbst  die  bestimmtesten  Erklärungen  darüber  abgegeben 
worden,  dass  die  Bnndesglieder  den  deutschen  Bund  als  einen 
Staatenband  betrachten^),  und  werden  daher  auch  die  ein- 
zelnen im  Bunde  vereinigten  (verb findeten)  Staaten  durch- 
weg als  y^Bundesstaaten'^  bezeichnet^). 

lY.  Diese  Auffassung  des  deutschen  Bundes  als  Staaten- 
bund ist  auch  ganz  seinem  Wesen  entsprechend,  indem  man 
hierunter  nach  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  eine 
bleibende  Vereinigung  mehrerer  vollkommen  sou  verainer 
Staaten  zu  bestimmten  politischen  Zwecken  mit  orga- 
nischen Einrichtungen  für  die  Wirksamkeit  der  Bundesgewalt 
versteht*). 

V.  Es  nähert  sich  sogar  der  deutsche  Bund  in  einiger  Be- 
ziehung einem  Bundesstaate,  nämlich  insofeme,  als  er  der 
Bnndesgewalt  einige  Einwirkung  auf  gewisse  einzelne,  innere 
politische  Verhältnisse  in  den  deutschen  Staaten  erlaubt^).  Doch 
ist  der  deutsche  Bund  von  einem  Bundesstaate  noch  immer 
deutlich  genug  dadurch  unterschieden,  dass  1)  die  volle 
Souverainetät  der  Bundesglieder  tiberall  und  wiederholt  in  den 
Gmndverträgen  des  Bundes  anerkannt  ist  und  als  die  Quelle 


*)  Vergl.  z.  B.  den  Bundes-Präsidialvortrag  v.  5.  Nov.  1816,  Protok. 
B.-V.,  §.  4.  ,,Dentschland  war  im  Laufe  der  Zeit  weder  berufen,  die  Form 
einer  Einherrschaft  oder  auch  nur  eines  wahren  Bundesstaates  zu 
gewähren,  ebensowenig  aber  entsprach  es  dem  Bedürfnisse  der  allwaltenden 
Stimme  der  Zeit,  ein  blosses  politisches  Schutz-  und  Trutz bündniss 
zu  schliessen,  sondern  in  der  Zeitgeschichte  ist  Deutschland  dazu  berufen, 
einen  zugleich  die  Nationalitat  sichernden  Staatenbund  zu  bilden.  Dieses 
ist  Deutschlands  Bestimmung,  dieses  der  Standpunkt  der  deutschen  Nation 
in  der  Reihe  der  übrigen  Völker  Europens/* 

3)  So  z.  B.  definirt  die  W.  S.-A.  art.  2.  den  Bund  als  eme  Gemeinschaft 
unabhängiger  „Staaten'';  und  der  B.-B.  v.  30.  Oktober  1834,  die  Bildung 
des  Bundesschiedsgerichts  betreffend,  spricht  von  den  durch  die  siebzehn 
Stimmen  des  engeren  Rathes  repräsentirten  „Staaten.*'  Der  Ausdruck 
„die  Bundesstaaten,"  findet  sich  sogar  schon  in  der  Bundesakte  selbst 
art.  13, 14, 16, 17, 18  u.  19.  Desgleichen  spricht  die  Executionsordnung 
vom  3.  August  1820,  art  VI,  von  „Bundesregierungen"  im  Sinne  von 
yerbflndeten  Regierungen. 

4)  Die  Unterschiede  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat,  s.  oben 
§.  63.  64. 

»)  Vcrgl.  die  B.-A.  art  12—19. 
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erscheint^  woraus  die  Bundesgewalt  selbst  entspringt^), 
und  dass  2)  der  deutsche  Bund  nicht  den  vollständigen  Staats- 
zweck sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hat,  sondern  nur  bestimmte 
einzelne  politische  Zwecke  verfolgt,  wesshalb  auch  jene  inneren 
Staatsverhältnisse,  auf  die  dem  Bunde  einige  Einwirkung  ge- 
stattet ist,  nach  der  Einleitung  zum  Art.  12  der  Bundesakte 
und  nach  Art.  53  der  Wiener  Scblussakte  nur  als  besondere, 
d.  h.  ausnahmsweise  oder  singulare  Verhältnisse  dargestellt 
werden. 

VI.  Der  sprechendste  Beweis  dafür  aber,  dass  der  deutsche 
Bund  auf  der  Grundlage,  welche  er  durch  die  Bundesakte  und 
die  Wiener  Schlussakte  von  1820  erhalten  hat,  kein  Bundes- 
staat ist,  liegt  darin,  dass  die  Bewegung  im  Jahre  1848 
hauptsächlich  dahin  gerichtet  war,  den  deutschen  Staatenbund 
in  einen  Bundesstaat  umzuwandeln. 

§.  113. 

Verhältniss  des  deutschen  Bundes  zum  deutschen 

Reiche  und  zum  Rheinbunde. 

I.  Der  deutsche  Bund  sollte  als  ein  Staatenbund  nach 
der  Absicht  seiner  Stifter  eine  neue,  den  Zeitverhältnissen 
angemessene  politische  Gestaltung  Deutschlands  hinsichtlich 
der  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  aus  der  Katastrophe 
von  1806  — 1814  hervorgegangenen  souverainen  deutschen 
Staaten  zu  einander  und  zu  auswärtigen  Staaten  begründen. 
Es  wurde  daher  von  der  Wiederherstellung  des  deutschen 
Reiches  und  von  der  Wiedererrichtung  einer  eigentlichen 
Reichsstaatsgewalt  Umgang  genommen,  sowie  auch  von  der 
Wiederherstellung  der  mediatisirten  Standesherren  und  der 
Reichsritterschaft  *). 

n.  Der  deutsche  Bund  betrachtet  sich  eben  so  wenig 
als  Rechtsnachfolger  des  im  Jahre  1806  förmlich  aufgelösten 


6)  Zur  Zeit  des  Reichsstaates  erschien  gerade  umgekehrt  die  Regiemngs- 
gewalt  der  Landesherren  als  eine  Concession  der  Reichsstaatsgewalt. 

<)  Die  Standesherren  übergaben  desshaib  auf  dem  Wiener  Congresse 
eine  förmliche  Rechtsvenvahning  d.  d.  13.  Juni  1815;  in  Kl  aber 's  Akten 
d.  Wien.  Congr.  Bd.  IL  S.  384 flg.;  vergl.  dessen  üebersicht,  S.  119.327. 
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deutschen  Reichs^),  als  er  Rechtsnachfolger  des  Rheinbundes 
ist,  welcher  ohnehin  nur  einen  Theil  der  deutschen  Länder 
umfassty  und  sich  schon  vor  dem  ersten  Pariser  Frieden  faktisch 
aufgelöst  hatte. 

ni.  Bei  der  gänzlichen  Verschiedenheit  der  Grundlagen 
der  politischen  Vereinigung  der  deutschen  Staaten  kann  gar 
nicht  daran  gedacht  werden ,  dass  an  die  deutsche  Bundes- 
versammlung die  in  der  Eigenthtlmlichkeit  der  deutschen  Reichs- 
Verfassung  begründeten  Befugnisse  der  Reichsgewalt  überhaupt 
and  des  Reichstages  insbesondere  übergegangen  wären;  viel- 
mehr sind  nach  ausdrücklicher  Erklärung  der  Wiener  Schluss- 
akte vom  15.  Mai  1820  art.  3  und  9  fbr  die  Befugnisse  der 
Bundesversammlung  ausschliesslich  die  Bestimmungen  der 
Grandverträge  des  Bundes  und  die  darin  bezeichneten  Bundes- 
zwecke massgebend. 

IV.  Die  fortwährende  Giltigkeit  der  Reichsgesetze;  sowie 
der,  innere  Staatsverhältnisse  betreffenden  Bestimmungen  der 
Bheinbundsakte  muss  auch  von  dem  deutschen  Bunde  in  seiner 
Gesammtheit  nach  denselben  allgemeinen  Grundsätzen  (und 
mit  denselben  Einschränkungen)  anerkannt  werden,  wie  von 
den  einzelnen  deutschen  Staaten ,  also  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilung  geschichtlich  begründeter,  wohlerworbener 
Rechte  der  einzelnen  Souveraine,  Staaten,  Corporationen  oder 
Privatpersonen  ^). 

V.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  deutsche  Bund 
aber  auch  ausdrücklich  die  fortdauernde  Anwendung  von  Rechts- 
normen aus  der  Reichszeit  anordnen  kann,  und  dies  ist  auch 
bereits  fttr  einige  Fälle  bereits  ausdrücklich  geschehen^). 


«)  Ausdrücklich  ist  dies  von  der  B.-V.  in  dem  B.-B.  v.  28.  Jan.  1858 
Protok.  §.  39,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11. 
S.  676,  die  Redamation  des  Grafen  Carl  zu  £ltz-Eempenich  betreffend,  er- 
klärt worden. 

»)  Siehe  oben  §.  72. 

*)  So  z.  B.  ist  in  der  B.-A.  art  15  ausdrücklich  die  Fortdauer  der  auf 
den  Rheinschif^ihrtsoctroi  durch  den  R.-D.-H.-S.  v.  25.  Februar  1803  ange- 
wiesenen Bauten  und  anderer  in  demselben  getroffenen  Verfügungen  über 
Pensionen  und  Schuldenwesen  anerkannt;  die  W.  S.-A.  art.  28  verfügt  die 
Anwendung  der  von  den  Reichsgerichten  subsidiär  befolgten  Hechtsquellen 
bei  austrägalgerichtlichen  Entscheidungen  unter  Bundesgliedern  u.  s.  w. 
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VI.  Insoweit  der  deutsche  Bund  die  älteren  Beichsgesetze 
als  subsidiäre  praktische  Sechtsquellen  anerkennt,  muss  man 
ihm  auch  das  Recht  beilegen,  dieselben  authentisch  zu  inter- 
pretiren,  da  die  authentische  Interpretation  nichts  Anderes  ist, 
als  die  Aufstellung  eines  neuen  Gesetzes^). 

Vn.  Eben  so  kann  auch  der  deutsche  Bund  aus  der 
Beichszeit  herstammende,  sowohl  begründete,  als  bestrittene 
und  zweifelhafte  Bechtsyerhältnisse,  Bechtsansprttche  n.  dergL 
(unbeschadet  der  Bechte  Dritter)  als  begründet  oder  fortbe^ 
stehend  anerkennen,  z.  B.  Standesrechte,  wie  den  sog.  hohen 
Adel  einer  Familie,  Pensionsansprttche ,  Forderungen  von 
Gläubigem  an  die  Oesammtheit<^).  Ob  aber  Stimmenmehrheit 
genügt,  oder  Stimmeneinhelligkeit  erfordert  wird,  damit  durch 
einen  solchen  anerkennenden  Bundesbeschluss  sämmtliche  Mit- 
glieder verpflichtet  werden,  hängt  von  der  Beschaffenheit  des 
Gegenstandes  ab^). 

VIII.  In  keinem  Falle  kann  aber  einer  authentischen  Inte^ 
pretation  eines  Beichsgesetzes   oder  der  Anerkennung  eines 


B)  So  hat  z.  B.  die  B.-Y.  auf  Reklamation  des  Grafen  Hallberg  den 
R.-D.-H.-S.  Y.  25.  Febr.  1803,  §.  24,  „mit  Racksicht  auf  die  von  den  Mit- 
gliedern der  ehemaligen  Reichsdeputation  abgegebenen  Erklärungen"  dahin 
(und  zwar  vollkommen  richtig)  interpretirt:  „dass  den  im  §.  24  des 
R.-D.-H.-S.  mit  Gütern  und  mit  Renten  entschädigten  Reichsgrafen  auf 
die  bestimmt  zugewiesenen  Entschftdigungsobjekte  eine  gleiche  Berechti- 
gung zustehe,  und  die  zur  Vorbereitung  des  Entsch&digungsgeschftftes  vorge- 
schriebene Klassifikation  nur  bezweckt  habe,  bei  Vertheilung  des  Ersatzes 
die  möglichste  Erhaltung  des  Reichs-  und  Ereisverbandes  zu  sichern,  nicht 
aber  auch  noch  nach  erfolgter  Zuweisung  der  Ersatzobjekte  eine  bloss 
subsidiarische  Berechtigung  für  die  letzte  Klasse  zu  begründen«.*^  — 
Prot  der  B.-V.  v.  24.  M&rz  1824,  §.  72.  —  Vergl.  meine  deut  R.-Gesch. 
3.  Aufl.  (1858)  Tbl.  H.  §.  66. 

«)  So  hat  z.  B.  der  deut.  Bund  1831,  Sitzg.  v.  9.  Sept,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  Pappenheim;  1845,  Sitzg.  v.  12.  Juni,  den  hohen  Adel 
der  Grafen  von  Bentinck  anerkannt;  desgleichen  Pensionsrechte  der  Mit- 
glieder und  Diener  desJohanniterordens  (B.-B.  v.  17.  Juli  1817,  §.  351), 
Pensionsrechte  der  Mitglieder  und  Angehörigen  des  Reichskammer- 
gerichts (B.-B.  V.  14  Juli  1817,  §.  330)  u.  s.  w. 

^)  Vergl.  meine  Abhandlung,  über  das  Verh&ltniss  der  Beschlösse  des 
deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  Archiv  f.  civil.  Prax.  Bd.  XXVIL  Heft  3,  S.  417  flg. 
(Auch  in  besonderem  Abdruck,  Heidelberg  1844).  —  Siehe  unten  §.  307. 
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angeblich  zur  Heichszeit  bestandenen  fiechtsverhältnisses  durch 
den  Bund  rückwirkende  Kraft  in  der  Art  beigelegt  werden, 
dass  desshalb  bereite  früher  in  anderem  Sinne  ergangene  rechts- 
kräftige Urtheile  der  Landesgerichtshöfe  nmgestossen  werden 
durften^);  desgleichen  bleibt  es  auch  in  schwebenden  Processen 
immer  Sache  des  Richters,  zu  beortheilen,  welche  Bedeutung 
ein  Bundesbeschluss,  weichet*  Bechtsyerhältnisse  als  zur  Reichs- 
zeit begründete  anerkennt,  für  die  Entscheidung  des  einzelnen 
FaUes  sowohl  in  materieller  Beziehung,  als  nach  dem  proces- 
saalischen  Stadium,  in  welchem  sich  die  Sache  bereits  befindet, 
haben  könne  ^). 

IX.  Als  Rechtsnachfolger  des  deutschen  Reiches  können 
nur  die  einzelnen,  durch  seine  Auflösung  souverain  ge- 
wordenen Landesherren  und  Staaten  betrachtet  werden, 
und  auch  diese  nur  so  weit,  als  durch  die  Erwerbung  (Appro- 
priation) der  Souyerainetät  die  früher  dem  Kaiser  und  Reiche 
zugestandenen  obersten  Regierungsrechte  mit  der  Landeshoheit 


*)  Diess  hat  die  B.-Y.  in  der  Reklamationssache  des  Grafen  Hallberg 
in  dem  Note  5  angefahrten  Bundesbeschluss  anerkannt  und  darum  sich  da- 
selbst nur  für  befugt  erachtet,  ihre  Interpretation  auszusprechen;  sie  hat 
aber  hiermit  keineswegs  das  auf  entgegengesetzte  Grundsätze  gebaute  rechts- 
kräftige Erkeuntmss  des  Oberappellationsgerichtes  des  Königreichs  Würtem- 
berg  aufgehoben  oder  umgestossen,  noch  sich  zu  einem  solchen  Vorgehen 
für  befugt  erkannt.  Protok.  der  B.-V.  vom  24.  März  1824,  §.  72;  vergl. 
mit  Protok.  von  1817,  §.  365;  1818,  §.  238;  1822,  §.  105.  145.  —  Claus, 
der  unerledigte  Rechtsfall  des  Grafen  Hallberg,  Frankfurt  a.  M.  1834. 

^)  Die  Frage  ist  hier,  ob  der  Bundesbeschluss  als  Norm,  oder  als  Zeug- 
niss,  oder  Beurkundung  oder  Entscheidung,  oder  als  Machtspruch  zu 
betrachten  sei?  Vergl.  meine  in  Note  7  angeführte  Abhandlung,  S.  428  fl., 
und  hierzu  meine  Antikritik  der  vom  H.  Prof.  V oll g raff  herausgegebenen 
sog.  kritischen  Beleuchtung  meiner  Abhandlung.  Heidelberg  1845;  s.  auch 
F.  G.  Eckenberg,  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Prof.  Vollgraff 
s.  b.  kritische  Beleuchtung.  Leipz.  1845.  S.  Benfei,  Einiges  über  die  Be- 
deutung des  die  gräfl.  Familie  Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom 
12.  Juni  1845.  Göttingen  1846.  —  Dass  es  dem  freien  richterlichen  Er- 
messen überlassen  bleiben  muss,  welchen  Einfluss  der  Inhalt  eines  Bundes- 
beschlusses  auf  die  Entscheidung  eines  anhängigen  Rechtsstreites 
haben  müsse,  ist  ausdrücklich  anerkannt  in  dem  in  der  Bentinck 'sehen 
Sache  in  der  B.-V.  erstatteten  Commissionsberichte  vom  12.  Decbr.  1852, 
Protok.  §.  306. 307.  Siehe  die  betreffende  Stelle  in  meiner  Schrift:  Ueber 
hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  1853  S.  319.  —  Herrn.  Wasser  schieben, 
juristische  Abhandlungen,  Giessen  1856,  Nr.  I. 
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vereiniget  worden  sind^^).  Hieraus  ergibt  sich,  dass  es  aller- 
dings eine,  zwar  nicht  dem  deutschen  Bunde  als  solchem, 
wohl  aber  den  sämmtlichen  einzelnen  deutschen  Souverainea 
obliegende  fi  e  c  h  t  s  p  f  1  i  c  h  t  ist,  die  Reichs-  und  Kreisschulden, 
wie  z.B.  die  Schulden  der  Reichsoperationskasse  nach 
dem  Verhältnisse  ihrer  Gebiete,  sowie  sie  jetzt  besteh^i, 
abzutragen  ^^),  und  dass  die  Weigerung,  eine  solche  rechtliche 
Verbindlichkeit  anzuerkennen,  nur  auf  einer  ganz  unrichtigen 
Vorstellung  von  der  pubUcistischen  Bedeutung  der  Auflösung 
des  Reichsyerbandes  beruhen  kann^^). 

*^)  AUe  Rechtsnachfolge  im  Verhältniss  zum  deutschen  Reiche  l&ugnet 
Kohler,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen,  vor- 
mals reichsstand.  Adels,  S.  293;  eben  so:  J.  Held,  Syst  des yerf.-Rechts, 
Bd.  I.  (1856)  S.  35.  Diese  Ansicht  hat  aber  die  constante  Staatspraxis 
gegen  sich.  Gerade  ans  dieser  Appropriation  leiten  die  Sonveraine  sogar  viel- 
f&ch  lehensherrliche  Rechte  über  die  Mediatisirten  ab.    Siehe  nnten  §.  523. 

*^)  Hinsichtlich  der  Ereisschulden  ist  diese  Verpflichtung  unter  den 
Rheinbundsgliedern  durch  die  Rheinbundsakte  art  29  positiv  anerkannt 
worden.  Siehe  oben  §.  107  Note  24.  —  Im  B.-B.  v.  5.  Okt.  1820,  §.  160 
erkennt  die  B.-V.  zwar  „keine  rechtliche  Verbindlichkeit''  des  Bnndes  zur 
Zahlung  der  Reichsoperationskasse-Schulden,  aber  doch  die  „Billigkeit" 
an,  dass  den  Privatgläubigem  „einige  Befriedigung  ex  aequo  et  bono 
werde."  —  Durch  B.-B.  vom  5.  Nov.  1835,  §.  444,  wurde  nach  einer  fast 
zwanzigjährigen  Verhandlung  die  Sache  in  der  Art  beendigt,  dass  ein  Theil 
der  angemeldeten  Forderungen  vom  Bunde  „aus  sprechenden  Billig- 
keitsgründen" anerkannt,  andere  Forderungen  aber  theils  definitiv, 
theils  als  nicht  zu  dieser  Liquidation  gehörig,  zurückgewiesen  wurden.  — 
Vergl.  die  Finalbeschlüsse  über  die  Befriedigung  von  Forderungen  an  die 
Reichsoperationskasse  v.  5.  Novbr.  1835,  15.  Nov.  1838  und  18.  Febr.  1839 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  H.  S.  356. 

*^)  Gänzlich  läugnet  die  rechtliche  Verbindlichkeit  der  deutschen 
Sonveraine  und  Staaten  zur  Zahlung  der  Reichsschulden  Maurenbrecher, 
Staatsr.  §.  85,  Note  c;  §.  92,  Nr.  5,  weil  mit  dem  Untergange  der  Reichs- 
gewalt die  persona  debürix  untergegangen  sei ,  mit  Hinweisung  auf 
L.  ly  §.  1.  Dig,  quod  cujusque  umverHitcUü  nomine  (3,  4.)  „Quod  um- 
versitas  debety  stnguli  non  debent,^^  Allein  hierbei  ist  übersehen,  dass  durdi 
die  Auflösung  des  Reiches  nicht  Deutschland  (weder  das  Land  noch  das 
Volk)  aufgehört  hat,  sondern  dass  nur  eine  Staatsform  verändert  worden, 
also  der  eigentliche  Schuldner  allerdings  noch  vorhanden  ist  (s.  oben  §.  72), 
und  dass  das  Hereinziehen  civilistischer  Grundsätze,  welche  nur  das  Ver- 
hältniss  von  Privatpersonen  zu  Gemeinheiten,  die  im  Staate  bestehen, 
zum  Gegenstande  haben,  völlig  ungeeignet  ist  Neben  einer  solchen  Theorie, 
wie  sie  Maurenbrecher  aufstellt,  ist  für  jeden  Staatenbund  oder  Bundes- 
staat aller  Kredit  unmöglich.  —  Die  Regulirung  des  ans  der  Reichszeit 
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§.  114. 
Mitglieder  des  deutschen  Bundes, 

I.  Die  Mitglieder  des  deutschen  Bandes  sind  in  der  Bandes- 
akte vom  8.  Juni  1815,  art.  6,  namentlich  aufgeführt,  und  zwar 
waren  es  deren  ursprünglich  38,  Würtemberg  und  Baden, 
welchen  der  Beitritt  vorbehalten  war,  mitgerechnet^). 

II.  Im  Jahre  1817  wurde  Hessen-Homburg  neu  auf- 
genommen ^),  dagegen  kam  durch  das  Aussterben  von  Sachsen- 
Gotha  am  11.  Febr.  1825,  und  die  Erbtheilung  der  herzoglich 
sächsischen  Häuser  vom  12.  Nov.  1826^),  ein  Bundesglied 
in  Abgang. 

in.  Am  23.  November  1847  ist  auch  das  fürstliche  Haus 
Anhalt-Cöthen  im  Mannstamme  erloschen.  Das  Land  fiel 
durch  Erbschaft  an  Anhalt-Dessau  und  Bernburg  als 
Mitregenten,  und  ging  sodann  durch  Familien -Vertrag  vom 
4.  Febr.  1853,  ratificirt  am  2.  und  7.  Mai  1853,  an  Anhalt- 
Dessau  allein  über,  wonach  die  vereinigten  Herzogthümer  die 


herrührenden  Schuldenwesens  hat  zwischen  den  Bundesgliedern  yielfache 
aasträgalgerichtliche  Verhandlungen  veranlasst.  Eine  Uebersicht  des  Inhalts 
der  in  diesem  Betreff  ergangenen  austrägalgerichtlichen  Urtheile  siehe  bei 
G.  Y.  Struve,  öffentl.  Becht  des  deutschen  Bundes  Bd.  I.  S.  429  fl.  — 
Siehe  auch  v.  Leonhardi,  das  Austrägalverfahren  des  deutschen  Bundes, 
n  Bde.  Frkf.  1838.  45. 

*)  Vergl.  §.  108,  Note  6.  —  Bei  dieser  Zählung  ist,  wie  auch  die  B.-A. 
thut,  Reuss  jüngere  Linie  nur  für  ein  Bundesghed  gerechnet.  Zur 
Zeit  der  Abfassung  der  B.-A.  bestand  aber  Reuss  jüngere  Linie  aus 
drei  souverainen  Häusern:  Reuss  -  Schleiz,  Reuss- Lobenstein- 
Lobenstein  undReuss-Lobenstein-Ebersdorf.  Im  J.  1824(7.Mai) 
erlosch  Reuss-Lobenstein-Lobenstein;  seine  Besitzungen  gingen  an 
Reu88-Lobenstein-£bersdorf  über.  (S.  noch  B.-B.  v.  29.  Jan.  1829, 
Sitz.  I,  §.  7.)  Durch  Cession  des  letzten  Fürsten  von  Rcuss-Loben- 
stein-Ebersdorf  (Heinrich  LXXH.  t  17.  Febr.  1853)  v.  1.  Okt.  1848 
sind  sämmtliche  souveraine  Besitzungen  von  Reuss  jüngerer  Linie  in 
dem  Hause  Schleiz  vereinigt  worden. 

«)  Siehe  §.  108,  Note  8. 

3)  Seitdem  bestehen  anstatt  der  in  der  B.-A.,  Art.  6,  aufgeführten  Herzogl. 
Sächsischen  Häuser:  die  Herzogthümer  1)  Sachsen-Meiningen-Hild- 
hurghausen;  2)  Sachsen -Alten  bürg;  3)  Sachsen -Coburg -Gotha. — 
Protok.  d.  B.-V.  v.  25.  Jan.  1827.    Sitz.  I,  §.  4. 
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Bezeichniing  „Herzc^gthum  Anhalt  -  Dessau -Cöthen" 
erhielten  *). 

IV.  Durch  Uebereinkonft  vom  7.  Decbr.  1849  entsagten 
die  Fürsten  von  Hohenzollern-Hechingen  und  Hohen- 
zollern-Sigmaringen  der  Regierung  zn  Gnnsten  des  Königs 
von  Preussen,  als  des  Hauptes  des  Gesammthauses  Hohen- 
z ollern:  die  Fttrstenthttmer  wurden  hierauf  dem  Königreiche 
Preussen  emyerleibt.  Somit  sind  gegenwärtig  35  Bundes- 
glieder vorhanden. 

§.  115. 
Aufhahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 

I.  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  deutschen  Bund 
kann  nur  durch  einstimmigen  Beschluss  der  Bundesversanunlung 
und  darf  nur  unter  der  Voraussetzung  geschehen;  dass  die 
Gesammtheit  der  Bundesglieder  solche  mit  den  bestehenden 
Verhältnissen  vereinbar  und  dem  Vortheil  des  Ganzen  ange- 
messen findet^).  Ausser  dem  Landgrafen  von  Hessen-Hom- 
burg (1817)  ist  seit  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  kein 
neues  Bundesglied  aufgenommen  worden^). 

U.  Den  deutschen  Standesherren  ist  die  Einräumung 
einiger  Curiatstimmen  im  Plenum  der  Bundesversammlung  durch 
Art  6  der  Bundesakte  als  eine  Möglichkeit  in  Aussicht  gestellt 
worden.  Bis  jetzt  ist  aber  die  Bundesversammlung  noch  in 
keine  hierauf  bezügliche  Berathung  eingetreten^). 


<)  Vergl.  Protok.  der  B.-V.  Yom  9.  Juni  und  7.  Juli  1853  §.  151  und 
188;  bei  0.  y.  Meyer,  Coip.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  592. 

*)  W.  S.-A.,  art  6. 

*)  Siehe  §.  114,  Note  2.  —  Das  SdmmTerhftltniBS  des  Landgrafen  von 
Hessen-Homburg  wurde  erst  dedarirt  im  Protok.  der  B.-Y.  t.  17.  Mai 
1838,  Sitz.  Vm.  §.  113;  bei  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl. 
Tbl.  n.  8.  352. 

>)  Auf  dem  Congresse  zu  Aachen  (Sitz.  y.  7.  Noy.  1818)  wurde  auf 
Reklamation  der  Standesherren  die  Gerechtigkeit  ihrer  Forderung  anerkannt, 
durch  die  endliche  Einräumung  yon  Curiatstimmen  eine  ihrer  firOheren 
Stellung  im  deutschen  Reiche  entsprechende  Stellung  im  deutschen  Bunde 
zu  erhalten,  ohne  deren  Gewfthrung  selbst  die  ihnen  in  der  B.-A.,  art  14, 
zugesicherte  Ebenburt  mit  den  souverainen  H&usem  aUmfthlig  bedeutungslos 
werden  {^jUmJbw  en  dimHude^^  könnte.  Die  Einleitung  der  Verhand- 
lungen auf  dem  Bundestage  soll  aber  so  lange  yerschoben  werden  (ad 
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§.  116. 

Bundesgebiet 

L  Dm  Bandesgebiet  ist  der  Inbegriff  der  im  deatschen 
Bunde  vereinigten  Staatsgebiete  0*  Nach  der  Bandesakte  art.  1 
sind  von  den  Fttrsten,  die  zugleich  europäische  Mächte  sind, 
Oesterreich')  und  Preussen')  nur  flir  ihre  früher  zum 
deutschen  Reiche  gehörigen  Besitzungen,  Dänemark  nur 
fbr  Holstein^)  (später  auch  für  den  von  ihm  erworbenen 
Theil  des  Herzogthums  Sachsen-Lauenburg)^),  ^u^d  die 
Niederlande  nur  ftlr  Luxemburg  dem  Bunde  beigetreten. 


calendas  graeeaaf),  bis  Oesterreich  and  PreuBsen,  die  nch  «of  dem 
Aachener  Congresse  sehr  entschieden  lür  die  Gew&hrung  der  Bitte  der 
Standeshenren  aussprachen,  es  an  der  Zeit  finden  wflrden,  den  Impuls  zu 
geben.  —  Das  Protokoll  findet  sich  in  Martens,  recueil,  Supplem.  T.  DL, 
p.  287;  auch  in  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  S.  Aufl.  Thl.  IL 
&  75. 

0  In  art  6  der  W.  S.-A  wird  der  Ausdruck:  „ein  Bundesgebiet*' 
(sehr  sprachwidrig)  für  ein  in  dem  Bundesverbände  begriffenes  Staats- 
gebiet  gebraucht 

*)  Die  Erklftrung  Oesterreichs  über  jene  seiner  Lftnder,  welche  es 
als  sum  deutschen  Bunde  gehörig  betrachtet,  findet  sich  in  dem  Prot  der 
B.-Y.  ▼.  6.  April  1818,  §.  77;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
8.  Aufl.  ThL  n.  S.  62.  —  Als  Grund,  warum  die  Lombardei,  obschon 
ein  vormaliges  Beichsland,  nicht  ebenialls  als  Bundeshind  angeführt 
wurde,  wird  hierin  angegeben,  dass  der  Kaiser  wünsche,  hierdurch  „dem 
Bunde  zu  bewähren,  wie  wenig  es  in  seiner  Absicht  liege,  dessen  Yer» 
theidigungslinie  über  die  Alpen  auszudehnen.'*  —  Ueber  die  politische 
Tragweite  dieser  Ausscheidung  der  Lombardei  und  die  namentlich  für 
Oesterreich  hieraus  erwachsenen,  bei  Gelegenheit  des  italienischen 
Krieges  (1859)  zu  Tage  gekommenen  Nachtheile,  vergl.  (meinen)  Auf- 
satz: ,J)eutschland  als  Grossmacht**  in  Kolatscheck,  Stimmen  der  Zeit, 
1861,  Nr.  43. 

0  Preussen  erkl&rte  als  Bundeslande:  Pommern,  Brandenburg, 
Schlesien,  Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg  und  Niederrhein.    Prot  vom 

4.  Mai  1818,  §.  105;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
ThL  n.  S.  68.  —  Ueber  das  staatsrechtliche  Yerhftltniss  des  Fürstenthums 
Ne uenburg  (A(0if/cAateZ)  zu  dem  k.  preussiBchen  Hause  s.  H.  J.  F.  Schulze, 
die  staatsrechtl.  Stdlung  des  Fürstentiiums  Neuenburg.  Jena  1854.  —  VergL 
Heidelberg.  Jshrb.  1854,  Nr.  48. 

«)  B.-A.  art  1. 

0  ErUtamg  des  Königs  von  D&nemark,  im  Prot  der  B.-Y.  vom 

5.  Novbr.  1816,  §.  3.  —  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Aufl.  ThL  n.  S.  16. 

ZOpfl,  StMiBWht.  S.  Aafl.  I.  19      ^  i 
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n.  Durch  BnndesbeBcbliiBs  vom  11.  April  1848  (Protok. 
§.  258)  war  auch  die  Provinz  Preussen  (Ost-  und  West- 
Preussen)  dem  Bundesgebiete  einverleibt  worden ;  dessgleichen 
durch  Bundesbeschluss  vom  22.  April  1848  (Protok.  §.  319) 
ein  Theil  des  Grossherzogthums  Posen  und  durch 
Bundesbeschluss  vom  1.  und  2.  Mai  1848  (Protok.  §.378  und 
§.389)  die  Festung  Posen  und  ihr  Rayon <^).  Durch  Bundes- 
beschluss vom  3.  Oktober  1851  (Protok.  §.  178)  erklärte  aber 
die  Bundesversammlung,  dass  diese  Theile  der  preussischen 
Monarchie  nicht  als  zum  Oebiete  des  deutschen  Bundes  ge- 
hörig zu  betrachten  sind ''). 

lU.  Hannover  war  bei  dem  Abschlüsse  des  Bundes  nur 
zufällig  (persönlich)  mit  England  vereinigt,  und  galt  daher 
von  jeher  als  selbstständiges  Königreich,  so  dass  also  England 
als  solches  nie  Bundesmitglied  war^). 

IV.  Nachdem  Oldenburg  von  der  ihm  schon  im  Jahre 
1818  von  Bnssland  abgetretenen  Erbherrschaft  Jever  im  Jahre 
1823  Besitz  ergriffen  hatte,  wurde  dieselbe  ebenfalls  als  Bundes- 
land erklärt^).  In  Folge  der  Anerkennung  der  Oldenbur- 
gischen Hoheit  im  Berliner  Abkommen  vom  8.  Juni  1825  ist 
auch  die  dem  Grafen  Bentinck  gehörige,  nunmehr  (1854) 
vollständig  an  Oldenburg  übergegangene  freie  Herrschaft  Enip- 
hausen  ein  Theil  des  deutschen  Bundesgebietes  geworden  ^^). 

y.  Das  Bundesgebiet  umfasst  sonach  alle  Länder,  die 
heutzutage  den  politischen  Begriff  von  Deutschland  aus- 
machen ^1). 


^  Siehe  unten  §.  183,  Note  7. 

^  6.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  TU.  ü.  S.  564. 

*)  Die  völlige  Trennung  Hannovers  von  England  besteht  wieder 
seit  dem  Tode  Wilhehn's  IV.,  20.  Juli  1837. 

0)  Oldenburg'sche  Erkl&rung,  im  Protok.  v.  27.  Nov.  1823,  §.  148; 
in  G.  V.  Meyer»  Corp.  Jur.  Confoed.  Gem.  3.  Aufl.  ThL  n.  S.  151. 

4<>)  Berliner  Abkommen,  art  2;  abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  a.  a.  O., 
3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  180  flg.  —  Ueber  die  voUst&ndige  Erwerbung  der  Herr- 
schaft Kniphausen  durch  Oldenburg  siehe  oben  §.  108,  Note  11. 

^0  üeber  den  Begriff  von  Deutschland,  vergl.  Elüber,  AbhandL  L, 
Nr.  VU.,  S.  213.  —  Eine  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  Wiener 
Gongressakte,  des  Frankfurter  Territorialrecesses  und  anderer 
Uebereinkünfte  aus  den  Jahren  1815  bis  1821,  die  überrheinischen  Gebiete 
betreffend,  findet  sich  in  v.  Meyer,  Corp.  Const  Germ.  I.,  S.  34  flg.;  der 
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§.  117. 
Abtretung  von  Bundesländern. 

L  Abtretungen  von  Ländern,  welche  dem  Bundesgebiete  ein- 
Terleibt  sind,  an  auswärtige  Staaten,  widersprechendem 
Zwecke  des  Bundes,  da  dieser  zur  Erhaltung  der  Integrität 
der  gegenwärtig  daran  theilnehmenden  Staaten  geschlossen  ist. 
Es  darf  daher  auch  kein  Theil  eines  Bundeslandes  an  Aus- 
wärtige ohne  Zustimmung  der  Gresammtheit  abgetreten  wer- 
den; dagegen  ist  die  freiwillige  Abtretung  eines  Bundeslandes 
im  Ganzen  oder  theilweise  an  ein  anderes  Bundesmitglied  an 
diese  Voraussetzung  nicht  gebunden^). 

II.  Eine  solche  Abtretung  hat  erst  einmal  stattgeftinden, 
nämlich  von  Seiten  des  Königs  der  Niederlande,  als  Gross- 
herzog's  von  Luxemburg,  an  Belgien,  in  Gemässheit  des  Art.  2 
des  Londoner  Vertrags  vom  19.  April  1839.  Der  König  der 
Niederlande  hat  aber  an  die  Stelle  des  abgetretenen  Theiles 
von  Luxemburg  mit  Genehmigung  der  Bundesversammlung 
neben  den  Besten  dieses  Grossherzogthumes  das  Herzogthum 
Limburg  als  deutsches  Bundesland  erklärt.  Der  deutsche 
Bund  hat  zu  dieser  Veränderung  in  der  19.  Sitzung  y.  5.  Sep- 
tember 1839,  Protok.  §.  251,  seine  Zustimmung  ertheilt^). 

§.  118. 
Rechtsgleichheit  der  Bundesglieder. 

Die  Gleichheit  der  Rechte  aller  Bundesglieder  ist  in  der 
Bundesakte  (ait.  3)  positiv  ausgesprochen,  jedoch  ist  dieser 

Frankfurter  Territorialrecess  v.  20.  Juli  1819  findet  sich  auch  in 
dessen  Corp.  Jur.  Confoeder.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  I.  S.  343.  —  Vergleiche 
G.  W.  ▼.  Lancizolle,  Uebersicht  derdeut.  Reiehsstandschafts-  und  Terri- 
torialverh&ltnisse  vor  dem  franz.  Revolutionskrieg,  die  seitdem  eingetretenen 
Yer&ndenmgen  und  die  gegenwärtigen  Bestandtheile  des  deutschen  Bundes 
und  der  Bundesstaaten.    Berlin  1830. 

*)  W.  S.-A.  art  6.  —  Siehe  unten  §.  140. 

*)  Die  hierauf  beztkglichen  Aktenstücke  siehe  in  G.  y.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  8.  Aufl.  Thl.  n.  S.  SeS  fl.  —  £ine  übersichtliche  Dar- 
stellung der  über  diese  Angelegenheit  in  der  Bundesversammlung  gepflogenen 
Verhandlungen  findet  sich  bei  G.  y.  Struve,  dffentl.  R.  des  dent  Bandes, 
I,  S.  307  flg. 
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Grundsatz  ebendaselbst  (art.  4  und  6)  in  Bezug  auf  die  Ab- 
stimmangsyerbältnisse  in  der  Bandesyersammliing  mit  Rttcksicfat 
auf  die  Grösse  der  Länder  und  die  Stärke  der  Bevölkerung 
in  der  Art  modificirt,  dass  den  Bundesgliedem  ein  nach  dem 
Umfange  ihrer  Pflichten  und  Lasten  yerhältnissmässiges 
Stimmgewicht  beigelegt  ist. 

§.  119. 
Rangverschiedenheit  der  Bundesglieder. 

L  Daraus,  dass  den  Bundesgliedem  gleiche  £  echte  bei- 
gelegt sind,  folgt  aber  nicht,  dass  auch  alle  Bundesglieder 
gleichen  Rang  hätten.  Dies  ist  weder  in  einem  Bundesgesetze 
ausgesprochen,  noch  nach  dem  europäischen  völkerrechtlichen 
Ceremoniel  bei  der  Verschiedenheit  der  politischen  Macht  und 
Titel  der  einzelnen  Bundesglieder  überhaupt  möglich. 

II.  Nur  so  viel  ist  bundesgesetzlich  anerkannt  (B.-A.  art  4 
und  8),  dass  weder  die  Ordnung,  in  welcher  die  Bundesglieder 
in  der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  noch  die  Ordnung,  wie  sie 
in  der  Bundesversammlung  sitzen  und  stimmen,  ihren  gegen- 
seitigen Rang -Ansprachen  einigen  Abbruch  thun  solle,  daher 
auch  bis  jetzt  noch  keine  Rangstreitigkeiten  am  Bundestage 
vorgekommen  smdO* 

ni.  Unter  den  herzoglich  sächsischen  Häusern  ist  durch 
Verträge  (1851,  1853  und  1854)  festgesetzt  worden,  dass  in 
allen  Ausfertigungen,  in  welchen  die  Staaten  genannt  werden, 
solches  nach  dem  Alter  der  Linien  geschieht,  und  bei  Con- 
ferenzen,  wobei  auch  Bevollmächtigte  anderer  Staaten  conkur- 
riren,  das  Gleiche  hinsichtlich  der  herzoglich  sächsischen 
Bevollmächtigten  zu  beobachten  ist^. 


0  Bayern  stimmt  zufolge  der  in  der  B.-A  art  4  und  6  enichUichea 
Ordnung  im  engeren  Rathe  vor  Sachsen;  im  Plenum  aber  stimmt 
Sachsen  yor  Bayern.  In  der  ersten  Plenar- Sitzung  nach  Wiederher- 
stellung der  B.-y.  (Protok.  10.  Mai  1850,  §.  2.)  erklärte  Bayern,  „dass 
ihm  unter  allen  Umständen  nach  den  bestehenden  Yerhältnissen*'  auch  im 
Plenum  die  Stimme  yor  Sachsen  zukomme;  es  stellte  aber  keinen  An- 
trag, um  keine  „Formschwierigkeiten**  zu  erheben. 

«)  VeigL  Protok.  der  B.-V.  yom  17.  Juli  1861,  §.  88.  —  Protok.  vom 
9. Febr.  1854,  §.  32,  S.  55.  —  Hiemach  ist  die  Rangordnung:  1)  Meiningen, 
2)  Altenburg,  3)  Coburg-Gotha. 
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§.  120. 
Titelveränderungen  einzelner  Bundesglieder. 

Seit  der  Stiftang  des  deatschen  Bundes  haben  bisher  fol- 
gende Verändenmgen  in  der  Bezeichnung  and  den  Prädikaten 
der  einzelnen  Bnndesglieder  stattgeAinden:  A)  Die  Stimme 
▼on  Dänemark  als  Herzog  von  Holstein  wird  in  Folge 
der  Erwerbung  des  Herzogthumes  Sachsen- Lauenburg  als 
Holsteinische  und  Sachsen- Lauen  burgische  Stimme 
geführt^).  —  B)  Seit  dem  Jahre  1824  wird  von  Holstein- 
Oldenburg  die  Stimme  am  Bundestage  in  Folge  der  seit  der 
Erwerbung  der  Erbherrschaft  Jever  von  dem  Herzoge  vorge- 
nommenen Titel -Veränderung  nur  als  Oldenburg  geführt^), 
nnd  seit  dem  28.  Mai  1829  von  Oldenburg  der  grossherzog- 
liche Titel  gebraucht,  welcher  diesem  Hause  schon  durch  die 
Wiener  Congressakte,  art.  34,  zugestanden  worden  war  3).  — 
C)  In  Folge  der  Succession  in  die  Herzoglich  Sachsen -Ootha- 
nnd  Altenburgischen  Lande  nach  dem  Erlöschen  dieses  Hauses 
im  Mannstamme  am  11.  Febr.  1825,  bestehen  anstatt  der  her- 
zoglich sächsischen  Häuser  Sachsen-Gotha,  Sachsen-Coburg, 
Sachsen-Meiningen  und  Sachsen-Hildburghausen  nun- 
mehr die  Herzogthfimer  Sachsen- M einingen-Hildburg- 
hausen,  Sachsen-Alten  bürg  nnd  Sachsen-Coburg- 
Gotha^).  —  D)  Am  16.  Aug.  1844  hat  die  Bundesversammlung 
beschlossen,  dass  von  Seiten  des  deutschen  Bundes  den  die 
Regierung  fahrenden  Herzogen  von  Braunschweig,  Nassau, 
Sachsen  -  Coburg  -Gotha,  Sachsen  -  M  e  i  n  i  n  g  e  n ,  Sachsen- 
Altenburg,  Anhalt-Dessau,  Anhalt-Bernburg  nnd  Achalt- 
Köthen  fbr  ihre  Person  statt  des  bisher  geftlhrten  Prädikats 
„Durchlaucht"  das  Prädikat  „Hoheit"  werde  beigelegt 
werden,  sobald  die  erforderliche  Notifikation  über  die  dessfalls 


0  Vergl.  §.  116,  Note  5. 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  15.  Januar  1824,  §.  2.  (v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL,  S.  152.) 

»)  Protok.  der  B.-V.  vom  4.  Juni  1829,  §.88.  (v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  212.) 

«)  Vergl.  die  B.-A.,  art  6,  und  Prot  der  B.-V.  v.  25.  Jan.  1827,  §.  4. 
(Dieses,  nebst  dem  gemeinschaftlichen  Patente  der  Herzoge  von  Sachsen, 
V.  12.  u.  15.  Not.  1826,  s.  bei  y.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  IL  S.  185  u.  flg.) 
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beliebte  Veränderang  des  Prädikats  von  Seite  der  regierenden 
Herzoge  bei  der  Bundesversammlimg  eingegangen  sein  wird. 
In  der  vertrauensvollen  Erwartung,  dass  die  gedachten  Herzoge 
weder  in  deutscher  noch  in  einer  fremden  Sprache  sich  einer 
Bezeichnung  bedienen ,  oder  eine  solche  in  Anspruch  nehmen 
werden,  wodurch  Zweifel  darüber  entstehen  könhten,  dass  durch 
das  Prädikat  ,,Hoheit''  ein  anderes  als  das  der  ,,herzog- 
lichen^'  Hoheit  gemeint  sei,  wird  von  der  näheren  Bezeichnung 
desselben  Umgang  genommen.  Ausdrücklich  wurde  noch  bei- 
gefügt, dass  dieser,  nur  die  Courtoisie-Frage  der  regierenden 
Herzoge  erledigende  Beschluss  die  wechselseitigen  Rangver- 
hältnisse unter  den  souverainen  Häusern  durchaus  nicht  be- 
rühren und  vielmehr  hinsichtlich  des  Banges  und  Vortrittes 
alles  und  jedes  in  der  bisherigen  Lage  verbleiben  solle  ^).  — 
E)  Noch  im  Jahre  1848  führte  das  Königreich  der  Nieder- 
lande die  Stimme  nur  für  „Luxemburg^';  seit  der  Wieder- 
herstellung der  Bundesversammlung  (1850)  aber,  für  Luxem- 
burg und  Limburg^^). 

§.  121. 

Subjekt  der  Bundesgewalt.     Bundesversainmlung. 
Bundespräsidium. 

L  Subjekt  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammtheit  aller 
Bundesglieder,  welche  aber  nicht  selbst  zusammentreten, 


«)  Separat  Protok.  der  B.-V.  vom  16.  August  1844,  Sitzung  XXYII. 
(v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  431.)  —  Vergl. 
Die  Praedikats frage,  eine  Abhandlung  aus  dem  Gebiete  des  deutschen 
Staatsrechts.    Giessen  1845. 

*)  Die  Veranlassung  zu  dieser  Veränderung  liegt  in  den  Voig&ngen 
des  Jahres  1849  (s.  unten  §.  186,  Note  6).  Es  soll  dadurch  ausgedrückt 
werden,  dass  Limburg  nicht  ein  mit  Luxemburg,  sondern  mit  dem 
Königreich  der  Niederlande  vereinigtes  Herzogthum  ist,  und  in  dem- 
selben auch  nur  die  niederländische  Verfassung  gilt  Auch  hat 
sowohl  Luxemburg  als  Limburg  eine  besondere  Regierung,  deren  jede 
unabhängig  von  der  anderen,  Instruktionen  an  den  gemeinschaftlichen 
Bundestagsgesandten  erlässt.  üebrigens  bilden  Luxemburg  und  Lim- 
burg keine  Curie,  auch  erkennt  die  B.-V.  nicht  deren  lokale  Regie- 
rungen, sondern  nur  deren  gemein  schaftliches  Staatsoberhaupt, 
den  König  der  Niederlande,  als  alleinigen  Inhaber  der  elften  Stimme 
im  engeren  Bathe  an. 
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sondern  durch  einen  permanenten  Congress  ihrer  BevoUmächtigten 
zu  Frankfurt  a.  M.  die  Bundesversammlung,  oder  den 
Bundestag  (eröffnet  am  5.  Nov.  1816)  repräsentirt werden 0- 

II.  Die  einzeben  Bundestagsgesandten  bilden  flbrigens 
kein  selbstständiges  und  unabhängiges  GoUegium,  sondern  sie 
sind  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  in  der  W.  S.-A.  art.  8 
durchgängig  und  unbedingt  in  allen  Verhältnissen  an  die  von 
ihren  Gommittenten  ertheilten ,  oder  von  denselben  einzuholenden 
Instruktionen  gebunden ,  und  diesen  allein  wegen  deren 
getreuer  Befolgung,  sowie  wegen  ihrer  Geschäftsführung  über- 
haupt, verantwortlich. 

III.  Den  Vorsitz  bei  der  Bundesversammlung  hat  Oester- 
reicht). 

§.  122. 

Innere  Organisation  der  Bundesversammlung. 

Engerer  Rath  und  Plenum. 

Die  Bundesversammlung  hat  gmndgesetzlich  zwei  ver- 
schiedene Verhandlungsarten  bei  ihren  Geschäften  und  Schluss- 
fassnngen.    Sie  verhandelt  nämlich  entweder 

1)  im  engeren  Rath,  der  die  regehnässige  Form  der  Ver- 
handlung bildet  (Bundesakte,  Art.  4);  oder 

2)  im  Plenum,  als  ausnahmsweiser  Verhandlungsform  in 
gewissen  bundesgesetzlich  bestimmten  Fällen  (Bundesakte, 
Art.  6). 

§.  123. 

Unterschiede   zwischen    dem  engeren  Rathe   und  dem 

Plenum,  insbesondere  Zahl  und  VerhäJtniss  der 

Stimmen  im  engeren  Rathe  und  im  Plenum. 

Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Formen  der  Verhand- 
lung liegen: 
1)  In  der  Zahl  der  Stimmen  und  in  der  Verschiedenheit  des 
Stimmgewichtes,  welches  den  einzelnen  Bundesgliedem 

*)  Die  Grundgesetze  des  Bundes  gebrauchen  gewöhnlich  die  Bezeich- 
nung „Bundesversammlung";  doch  findet  sich  auch  die  Bezeichnung 
„Bundestag"  z.B.  in  W.  S.-A.  art  8.  —  Als  französische  Uebersetzung 
wird  y^  DiHe^*  gebraucht 

«)  B.-A.  art  5. 
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in  demPlenmn  oder  in  dem  engeren  B«die  znkommt  Im 
Plenum  sind  nämlich  nach  art  6  der  B.-A.  69  Stimmen 
nnter  die  nnprttnglichen  88  Bondesg^eder  veriheilt,  so 
dass  jedes  Bandesmitglied  wenigstens  eine  Stimme Ährti 
vierzehn  Staaten  aber  mehrere  Stimmen  (4,  3  oder  2) 
und  zusammen  45  Stinunen  haben.  In  Folge  der  oben 
(§.  114)  erwähnten  Verilndeningen  in  der  Bnndesmitglied- 
schaft  bestehen  gegenwärtig  im  Plenum  nur  noch  66 
Stimmen.  Im  engeren  Rathe  sind  dagegen  die  ursprüng- 
lichen 38  Oetzt  35)  Bundesglieder  durch  die  B.-A.  arl  4 
in  17  Stimmen  eingetheilt,  so  dass  nur  elf  Staaten  ein- 
zelne Stimmen  führen ,  von  den  sieben  und  zwanzig 
übrigen  aber  immer  mehrere  in  eine  Gesammtstimme 
oder  Curie  vereinigt  sind,  und  sonach  sechs  Curiat- 
stimmen  bestehen^). 

2)  Ein  anderer  Unterschied  besteht  zwischen  der  Verhandlung 
in  dem  Plenum  und  im  engeren  Rathe  in  der  Verschieden* 
heit  der  Berechnung  der  Majorität.  Im  engeren 
Rathe  entscheidet  nämlich  nach  der  B.-A.  art.  7  Abs.  2 
absolute  Majorität,  d.  h.  es  genttgt,  wenn  sich  für  eine 
Meinung  flberhaupt  mehr  als  die  Hälfte  aller  Votanten 
ausgesprochen  hat.  In  dem  Plenum  entscheidet  aber  nur 
eine  Majorität  von  zwei  Drittheilen  der  Votanten, 
d.  h.  der  Bundesglieder,  welche  ihre  Stimme  wirklich 
abgegeben  haben').     Eine  eigenthttmliche  Ausnahme 


0  HesBen-Homburg  ist  erst  durch  B.-B.  ▼.  17.  Mai  1838,  f.  138, 
in  eine  Curie  eingetheflt,  and  stimmt  hiernach  im  engeren  Rathe  in  der 
XVI.  Stimme,  im  Plenam  vor  den  freien  Stftdten. 

*)  Dies  will  die  B.-A.  art  7,  Abs.  2,  dorch  die  Wortfassung  aosdrflcken, 
dass  im  engeren  Rathe  die  absolate,  im  Plenam  aber  nnr  eine  aof  swd 
Drittheilen  „der  Abstimmung'*  beruhende  Mehrheit  entscheidet  A.  M. 
war  Brannquell,  a.a.  0.,  I.,  S.  d8.  —  VergL  aber  A.  Doerr,  Beitr.  sn 
der  Lehre  Ton  der  Organisation  der  Bundesr^erung,  in  der  Zeitschr.  t 
deut  R.  T.  Reyscher  und  Wilda,  1843.  Bd.  VU.  Heft  2,  S.  243  fl.  — 
Die  Bestimmung  in  der  vorl&ufigen  Geschäftsordnung  der  B.-Y. 
vom  14.  Not.  1816,  I.,  dass  lu  einer  giltigen  Beschlussnahme  im  engerai 
Rathe  die  Abgabe  von  wenigstens  9,  im  Plenam  von  wenigstens  46  einver- 
standenen Stimmen  gehöre,  gab  aber  Anlass  su  Zweifeln,  obachon  dieselbe, 
richtig  verstanden,  nur  von  dem  Falle  sprach,  wenn  alle  Stimmen  wirklich 
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von  diesen  OnindsiUzeii  findet  bei  der  Wahl  von  Mit- 
^iedem  zn  Bnndestagsoommissionen  statt'). 
3)  Nor  im  engeren  Bathekann  die  Berathang  oder  Er- 
örterung emes  Gegenstandes  stattfinden,  selbst  wenn  die 
Besohlnssfusnng  im  Plenum  zn  gesehehen  hat^). 

§.  124. 
Von  den  Curiatstinunen  im  engeren  Rathe  insbesondere. 

I.  Die  im  engeren  Bathe  bestehenden  Gesammtstinmien 
dürfen  immer  nur  von  dem  Bandestagsgesandten  eines  der 
in  der  Curie  verbundenen  Staaten  geführt,  d.  h.  abgegeben 
werden:  doeh  dürfen  auch  die nieht-stinmifllhrenden  Gesandten 
der  übrigen  Mitglieder  der  Curie  in  den  Sitzungen  der  Bundes- 
versammlung gegenwartig  sein  Oy  ^^'^  zum  Zwecke  der  Erläute- 
rung und  zur  Beförderung  eines  allgemeinen  Einverständnisses 
ihre  besonderen  Ansichten  und  Gründe,  beziehungsweise  die 
ihrer  Begierungen,  gleichsam  als  ein  votum  consuUatwum,  dar- 
legen»). 

U.  Es  ist  den  Mitgliedern  der  Curiatstinunen  überlassen, 
in  welcher  Weise  sie  sich  über  die  Führung  der  Curiatstinune 
unter  einander  verständigen  wollen.  Halbe  u.  dergl.  Bruch- 
theiie  von  Stimmen  können  in  der  Bundesversamndung  nicht 
abgegeben  werden.  Jedoch  ist  in  der  neuesten  Zeit  der  Fall 
vorgekommen,  dass  Bundesregierungen,  welche  in  eine  Curie 


abgegeben  worden  waren.  Nunmehr  ist  die  Sache  durch  die  reridirte  Ge- 
BchAftsordnung  der  B.-V.  Tom  16.  Juni  1864,  $.  11,  geordnet  Siehe  unten 
f.  128,  in,  C. 

<)  VergL  unten  §.  186.  --  Mit  Unrecht  behauptet  eine  gleiche  Ausnahme 
auch  fbr  die  Wahl  eines  Oberfeldherrn  des  Bundes,  Doerr,  a.  a.  0. 
S.  258.  —  Jeden&Us  ist  der  Streit  hierüber  durch  die  revidirte  Oe- 
Bchftftsordnung  der  B.-Y.  yom  16.  Juni  1864,  §.  10  u.  25,  unpraktisch  ge- 
worden.   (Siehe  unten  §.  128.) 

«)  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art  12. 

0  Dies  war  schon  in  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  der  B.-V. 
T.  14  Not.  1816,  I,  a.  £.  bestimmt  Damit  stimmt  überein  die  revidirte 
Geschiflsordnung  v.  16.  Juni  1864,  |.  17. 

s)  B.-B.  V.  26.  M&n  1821,  Protok.  §.  78,  in  G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Genn.  8.  Aufl.  ThL  U.  S.  181.  --  Ausdrücklich  sagt  dies  auch  die 
revidirte  Gescbiftsordnnng  v.  16.  Juni  1864,  §.  17. 
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eingeiheilt  sind,  ihre  speciellen  Ansichten  über  eine  zur  Ver- 
handlung stehende,  und  an  einen  Ansschnss  zur  Begntachtong 
verwiesene  Angelegenheit  dnreh  den  stimmführenden  Gesandten 
haben  zu  Protokoll  geben  lassen,  ohne  dass  desshalb  von  der 
Bundesversammlung  eine  Bemerkung  gemacht  worden  w&re'). 
III.  In  der  13.,  16.  und  17.  Stinmie  ist  durch  solche 
Privatconventionen  ein  Wechsel  (Turnus,  Alternation) 
in  der  Stimmführung  eingerichtet  worden.  Der  Bundestags- 
gesandte, welcher  nach  dem  Turnus  die  Curiatstimme  führt, 
ist  in  diesen  drei  Curien  berechtigt,  dieselbe  in  allen  minder 
wichtigen  Sachen,  d.  h.  wo  überhaupt  Bundestagsgesandte 
selbstständig  zu  handeln  befiigt  sind  und  eine  Meinungsver- 
schiedenheit nicht  denkbar  ist,  auch  ohne  vorherige  Ver* 
ständigung  mit  den  Bundestagsgesandten  der  übrigen  Mit- 
glieder der  Curie,  wenn  solche  überhaupt  aufgesteUt  sind,  und 
er  nicht  etwa  ohnehin  für  sämmtliche  Mitglieder  bevollmächtigt 
ist,  abzugeben.  In  desjenigen  Fällen  aber,  wo  eine  Meinungs- 
verschiedenheit möglich  und  überhaupt  die  Sache  von  einiger 
Wichtigkeit  ist,  hat  sich  der  stimmführende  Gesandte  mit  den 
übrigen  Gesandten  der  Curie,  wenn  solche  aufgestellt  sind, 
vorerst  zu  benehmen  und  zu  verständigen.  Wenn  die  Ver- 
ständigung nicht  erfolgt  oder  überhaupt  Instruktionseinholung 
nothwendig  wird  und  die  von  den  Regierungen  eingehenden 
Instruktionen  nicht  gleichlautend  sind,  so  gelten  in  jeder  der 
drei  Curien,  welche  einen  Turnus  eingeführt  haben,  andere 
Grundsätze  über  das  Zustandebringen  der  Gesammtstimme  ^). 


3)  Yergl.  die  Erklärung  des  Bandestagsgesandten  der  12.  Stimme  für 
die  grossherzogliche  Begierung  von  Sachsen- Weimar-Eisenach  und 
des  Bandestagsgesandten  der  16.  Stimme  för  die  Staatsregierang  von  Reuss 
jüngere  Linie,  die  Karhessische  Yerfassangs-Angdegenheit  hetreffend,  im 
ProtokoUe  der  B.-V.  v.  5.  Dec.  1861,  §.  300,  8.  747  flg.  749. 

*)  In  der  13.  Stimme  (Braunschweig  and  Nassau)  besteht  seit 
1816  ein  Wechsel  in  der  Stimmführung  von  drei  zu  drei  Monaten.  Gegen- 
wärtig ist  der  nassauische  Gesandte  auch  für  Braunschweig  bevoU- 
mächtigt  Für  den  Fall  abweichender  Instruktionen  findet  ein  Tomas  in 
der  Weise  statt,  dass  bald  Braunschweig,  bald  N  a  s  sa  u  die  entscheidende 
Stimme  hat  Das  Entscheidungsrecht  wechselt  von  (Gegenstand  zu  Gegen- 
stand, jedoch  so,  dass  der  Staat,  der  in  einer  Sache  einmal  gestimmt  hat, 
auch  bei  den  etwaigen  späteren  Abstimmungen  in  derselben  Sache  bis  zu 
deren  Erledigung  die  entscheidende  Stimme  führt  —  Das  Bestehen  einer 
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IV.  Für  die  12.  Stimme,  die  Curie  der  grossherzoglich 
und  herzoglich  sächsischen  Häuser,  fahrt  ein  von  den  Mit- 
gliedern gemeinschaftlich  bestellter  Gesandter  die  Stimme.  Die 
Vereinbarung  wird  unter  den  Mitgliedern  in  der  Art  bewirkt, 
dasB  Weimar  zu  diesem  Behufe  2  Stimmen,  Meiningen  1, 
Altenburg  1  und  Coburg  1  Stimme  ftlhrt,  und  Majorität 
entscheidet,  daher  auch,  wenn  zu  Weimar  noch  eine  Stimme 
hinzukommt,  der  weimarische  Gesandte  die  Curiatstimme  ab- 
geben kann,  ohne  vorher  mit  den  anderen  Gesandten  in  Con- 
ferenz  treten  zu  müssen.  Falls  auf  der  einen  Seite  Sachsen- 
Weimar,  auf  der  anderen  die  drei  herzoglichen  Regierungen 
stehen,  entscheidet  aber  abwechselnd  (altemirend)  bald  die 
Stimme  von  Weimar,  bald  die  übereinstimmende  Instruktion 
der  herzoglichen  Häuser.  In  der  14.  Curie  der  beiden  Mecklen- 
b u r g    ftihrt    Schwerin   die   Stimme   allein^).     Für   die 


üebereinknnft  über  die  Fohrung  der  16.  Stimme  (Liechtenstein,  beide 
Reuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeck  und  Hessen-Hom- 
burg), aber  nicht  die  Art  der  üebereinkunft,  ist  bei  der  Bundesversamm- 
lung zur  Anzeige  gekommen,  Prot  1851,  §.  20.  49.  63.  Es  besteht  gegen- 
wärtig eine  monatliche  Altemation  in  der  Stimmführung  unter  den  oben 
genannten  sieben  Mitgliedern  der  sechszehnten  Stimme.  Gewöhnlich  lassen 
sich  mehrere  dieser  Staaten  von  einem  unn  demselben  Gesandten  vertreten 
(8.§.  124«*)*  Lippe-Schaumburg  und  Liechtenstein  haben  jedes  seinen 
besonderen  Gesandten.  Die  Stimme  der  beiden  Hohenzollern  wird  seit 
der  Erwerbung  dieser  Fürstenthümer  durch  Preussen  nicht  mehr  geführt 
(s.  oben  §.  114);  doch  zahlt  Preussen  fortwährend  die  betreffenden  Bei- 
tragsquoten zur  Bundeskanzleikasse.  Bei  Verschiedenheit  der  Ansichten 
in  dieser  Curie  entscheidet  die  Majorit&t.  —  In  der  17.  Stimme,  der  Curie 
der  vier  freien  Städte,  besteht  seit  1816  ein  Turnus  von  Jahr  zu  Jahr, 
nach  der  Reihenfolge:  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen,  Hamburg, 
jedoch  mit  nicht  seltenen  Ausnahmen  von  dieser  Zeitirist  nach  vorgängiger 
Verständigung.  Jeder  der  freien  Städte  kommt  ein  Viertel  der  Gesammt- 
stimme  zu.  Bleibt  bei  Differenz  der  Instruktion  der  Versuch  der  Ver- 
ständigung erfolglos,  so  entscheidet  auch  in  dieser  Curie  die  Majorität.  Bei 
Stimmengleichheit  gibt  die  eben  stinunführende  Stadt  den  Ausschlag. 

^)  Aus  den  Bundesprotokollen  ist  hierüber  nichts  bekannt,  als  dass 
Mecklenburg-Strelitz,  unter  Bezugnahme  auf  seine  mit  Schwerin 
bestehende  Privatübereinkunft,  in  der  ersten  Sitzung  des  engeren  Rathes 
der  B.-V.,  nach  Wiederherstellung  des  Bundestags,  am  2.  September  1850, 
Protok.  §.  3,  S.  4,  sich  dagegen  verwahrte,  als  ob  es  „durch  die  Acusse- 
r  u  n  g  e  n ,  zu  welchen  sein  Bevollmächtigter  bei  vorkommenden  Abstimmungen 
im  engeren  Bathe  der  B.-V.  veranlasst  sein  werde,  sich  die  Ausübung 
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15.  (Curiat-)  Stimme  flihrt  Oldenburg  die  Stimme.  Inder 
Curie  selbst  hat  Oldenburg  4  Stimmen,  von  den  übrigen 
Mitgliedern,  Anhalt-Dessau  (-Cöthen),  Anhalt-Bern* 
bürg  und  die  beiden  Schwarzburgy  hat  jedes  eine  Stimme. 
Die  Majorität  bildet  sich  wie  bei  der  12.  Curie,  so  dass  also 
Oldenburg  die  Gesammtstimme  abgeben  kann,  so  wie  ihm 
eines  der  anderen  Mitglieder  beitritt 

y.  Wenn  die  nach  der  Privatconvention  der  Mitg^eder 
einer  Gesammtstimme  zur  Stimmftihrung  berechtigte  Regierung 
die  Abgabe  der  Stinmie  mit  oder  ohne  genügenden  Grund  ver- 
weigert oder  unterlässt,  so  sind  die  übrigen  Mitglieder  der 
Curie,  wenn  nicht  auch  ftlr  sie  ein  von  der  Bundesversammlung 
fbr  genügend  erkannter  Grund  zur  Unterlassung  der  Abstim- 
mung vorliegt,  sowohl  berechtigt,  als  verpflichtet,  die 
Gesammtstimme  abzugeben^). 

VI.  Können  sich  die  Mitglieder  einer  Curie  nicht  über  ihre 
Abstimmung  vereinigen,  und  erweisen  sich  dabei  auch  die  vor- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Bildung  einer  Majorität  in 
der  Curie  als  unzulänglich,  so  kann  die  betreffende  Curiat- 
stimme  gar  nicht  abgegeben  werden^. 


der  beiden  Mecklenburg  nur  gemeinschaftlich  zustehenden  Stimme  ansQ- 
massen  beabsichtige.''  —  Gegenwärtig  haben  beide  Mecklenburg  nur 
einen  und  denselben  Gesandten.  FOr  den  FaU  einer  sich  nicht  ausgleichenden 
Differenz  in  den  Ansichten  der  beiden  Begierungen  gibt  Mecklenburg- 
Schwerin  zweimal  nacheinander,  hierauf  Mecklenburg-Strelitz 
einmal  u.  s.  w.  den  Ausschlag  für  die  Abstimmung. 

^)  In  diesem  Sinne  erklärte  sich  das  Bundesprftsidium  unter  Zustim- 
mung der  B.-Y.  auf  die  (Note  5)  angefahrte  Verwahrung  tou  Mecklen- 
burg-Strelitz,  ebendas.  (Protok.  v.  2.  Sept  1850,  §.  3,  S.  4):  „die  in- 
neren Angelegenheiten  der  Curien  seien  zwar  dem  Uebereinkommen  der 
einzelnen  Mitglieder  derselben  Überlassen;  so  die  Stimmföhrung:  indessen 
könne  nicht  anerkannt  werden,  dass  die  Abwesenheit  einzelner  Mitglieder 
der  Curie  die  übrigen  hier  vertretenen  Mitglieder  der  Curie  ihrer  Ver- 
pflichtung entbinde,  sich  an  den  Berathungen  und  Abstimmungen  der 
hohen  Versammlung  zu  betheiligen.*'  —  VergL  noch  unten  §.  127,  I. 

'')  Dieser  Fall  ereignete  sich  bei  der  15.  (Curiat-)  Stimme  in  der 
Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  12.  August  1858,  in  der  Schleswig- 
Holsteinischen  Sache. 
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§.  124*. 

Von  der  Bevollmächtigung  eines  Bimdestagsgesandten 

ftlr  mehrere  Viril-  oder  Curiatstimmen. 

L  Die  Bnndesgrondgesetze  enihalteii  kein  aosdrUckliches 
Verbot  der  Bevollmächtigaiig  eines  nnd  desselben  Bandestags- 
gesandten fhr  mehrere  Staatsregiemngen.  Jedoch  ergibt  sich 
ans  dem  Präsidialvortrage  des  Fürsten  Metternich  in  der 
30.  Sitzung  der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820 
nnd  dem  hieran  anschliessenden  Beschlüsse  der  Conferenzy 
dass  man  es  allgemein  als  selbstverständlich  betrachtete, 
dass  mindestens  für  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  Rathe 
ein  besonderer  Bnndestagsgesandter  aufgestellt  sei^).  Es 
ist  dies  auch  unumgänglich  erforderlich  zur  gehörigen  Besetzung 
des  engeren  Rathes,  zur  erschöpfenden  Berathung  und  zur 
Gewinnung  genügender  Arbeitskräfte  ftlr  die  Berichterstattungen 
und  zur  gehörigen  Vertretung  der  oft  sehr  entgegenge- 
setzten Interessen  der  Bundesglieder.  Es  beruhet  somit 
die  Organisation  des  engeren  Rathes  wesentlich  auf  der  Vor- 
aussetzung der  Vertretung  der  17  Stimmen  durch  mindestens 
eben  so  viele  Bundestagsgesandte,  und  muss  sonach  die  stän- 
dige Beauftragung  des  Bevollmächtigten  einer  der  17  Stimmen 
mit  der  Führung  noch  einer  anderen  Stimme  im  engeren  Rathe 


*)  Präsidialvortrag  des  Fürsteu  Metternich  in  der  30.  Sitzung 
der  Wiener  Ministerialconferenzen  am  15.  Mai  1820  über  die  Form  der 
Verhandlungen  am  Bundestage:  „Während  dieser  Periode  (der  Sitzungs- 
periode im  Gegensatze  der  Ferienzeit)  müssen  alle  17  Stimmen  des  engem 
Raths  durch  eigne  BeTollmächtigte  vertreten  werden.  Ausserordent- 
liche Verhinderungen  des  einen  oder  des  andern  BevoUmächtigten 
können  allein  nur  ausnahmsweise  die  Uebertragung  seiner  Stimme 
begründen.  Solche  Verhinderungen  müssen  jedoch  stets,  nebst  den  sie 
motivirenden  ümst&nden,  demPrftsidio  und  durch  dasselbe  der  Bundes- 
versammlung angezeigt  werden/'  —  Die  Conferenz  beschloss  hierauf: 
„Diesen  Vortrag,  dessen  Inhalt  der  Kaiserliche  Hof  durch  Präsidialpropo- 
sition an  den  Bundestag  zu  bringen  gedenke,  an  die  resp.  Höfe  und  Re- 
gierungen einzuschicken,  damit  sie  desshalb  ihren  Gesandten  zu  Frankfurt 
vorläufige  Instruktion  zu  ertheilen  gut  finden  möchten.*'  —  Dass  dies  ge- 
schehen ist,  beweist  die  hiermit  übereinstimmende  ununterbrochene  Praxis 
am  Bundestage. 
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fils  eine  Incompatibilität  betrachtet  werden,  und  zwar 
hauptsächlich  im  wohlverstandenen  Interesse  jener  Staats- 
regiemng  selbst,  welche  den  BevoUrntchtigten  als  ihren 
Staatsdiener  zuerst  anfgestellt  hat. 

U.  In  dem  vorgedachten  Präsidialvortrage  des  Fürsten 
Metternich  und  dem  znstinmienden  Conferenzbesehlnsae  vom 
15.  Mai  1820  liegt  zugleich  die  Anerkennung ,  dass  es  den 
Mitgliedern  einer  jeden  Curie  frei  steht,  einen  gemein- 
schaftlichen Bevolhnächtigten  st&ndig  für  die  Ftlhrung 
der  Curiatstimme  aufzusteUen.  Dies  ist  auch  in  der  Bandes- 
versammlung nie  beanstandet  worden,  und  erklSrt  sich  voll- 
ständig daraus,  dass  eine  jede  Curie  ihre  Stimme  im  engeren 
Rathe  nur  als  Gtesammtstimme  nach  vorgängiger  Vereinbarong 
abgeben  kann^).  Durch  diese  Gestattung  der  Ernennung  eines 
und  desselben  Bundestagsgesandten  für  die  Mitglieder  der 
nämlichen  Curie  ist  auch  den  ökonomischen  Rttcksichten,  welche 
dieselben  von  der  Aufstellung  eigener  Bundestagsgesandten 
innerhalb  der  Curie  abhalten  können,  genügende  Rechnung 
getragen.  Grössere  Staaten  können  es  ohnehin  weder  ihren 
Interessen  noch  ihrer  Würde  angemessen  finden,  den  Bundes- 
tagsgesandten einer  anderen  Regierung  ständig  mit  der 
Führung  ihrer  Stimme  zu  beauikragen. 

lU.  Mit  der  Gestattung  der  ständigen  Bevollmächtigang 
eines  gemeinschaftlichen  Bundestagsgesandten  für  die  Mitglieder 
einer  Curie  hängt  die  Bestimmung  im  §.  16  der  revidirten 
Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854  zusammen,  wonach  jeder 
Gesandte,  welcher  die  Plenarstimmen  mehrerer  Bundes- 
staaten ftihii;,  solche  einzeln  in  der  für  das  Plenum  festgesetzten 
Ordnung  abzugeben  hat^).  Auch  hieraus,  dass  die  revidirte 
Geschäftsordnung  hier  nur  von  den  Plenarstimmen  spricht, 
ergibt  sich,  dass  die  ständige  Beauftragung  des  Bevollmäch- 
tigten einer  der  17  Stimmen  des  engeren  Rathes  durch  noch 
eine  andere  Staatsregierung  zur  Führung  ihrer  Stimme  im 
engeren  Rathe  als  unverträglich  mit  dem  Organismus  desselben 
vorausgesetzt  wurde.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Thätigkeit  des  Plenum 's  eine  ganz  andere  ist,  als  die  des 
engeren  Rathes,  indem  in  Ersterem  nur  Stimmen  einfach  abge- 

s)  Siehe  oben  §.  124,  n. 

>)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  U.  S.  597. 
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geben  werden,  aber  kein  Gegenstand  berathen  oder  erörtert 
werden  kann^). 

lY.  Was  die  vorübergehende  zeitweilige  Uebertragnng 
einer  Viril-Stimme  durch  eine  Staatsregiernng  an  den  Ge- 
sandten ebes  anderen  Bnndesgliedes  anbelangt,  so  findet  sich 
eine  ansdrttckliche  Bestimmung  hierüber  in  der  revidirten  Ge- 
schäftsordnung y.  16.  Jud  1851,  §.  14,  nur  für  den  Fall  des 
Ablebens  eines  Gesandten.  Die  Uebertragnng  der  Stimme 
ist  hier  ftlr  die  Zwischenzeit  bis  zur  definitiven  Wiederbesetzung 
der  Gesandtschaftsstelle  für  zulässig  und  nothwendig  erklärt, 
insofeme  der  verstorbene  Gesandte  nicht  selbst  schon  eine 
Substitution  erhalten  hatte  ^). 

V.  Ausserdem  sind  in  der  Bundesversammlung  noch 
einige  (wenige)  Fälle  vorgekommen,  in  welchen  eine  Staats- 
regierung den  Bundestagsgesandten  einer  anderen  Stimme 
im  engeren  Bathe  einstweilig  mit  der  Führung  ihrer 
Stimme  beauftragt  hat.  Der  erste  Fall  dieser  Art  ereignete 
sich  in  der  22.  Sitzung  der  Bundesversammlung  am  27.  Nov. 
1823,  worin  die  Abberufung  des  k.  wttrtembergischen 
und  zugleich  die  Bevolhnächtigung  des  k.  bayerischen 
Bnndestagsgesandten  durch  S.  Majestät  den  König  von  Würtem- 
berg  zur  einstweiligen  Führung  der  wttrtembergischen 
Stinmie  angezeigt,  und  diese  Bevolhnächtigung  von  der  Bundes- 
versammlung angenommen  wurde  ^).  Schon  am  13.  Mai  1824 
trat  aber  ein  neuer  würtembergischer  Bundestagsgesandter 
in  die  Bundesversammlung  ein'').  Bei  Gelegenheit  dieses 
Falles  äusserte  sofort  das  Präsidium,  dass  es  sich  aus  dem 
höheren  allgemeinen  Gesichtspunkte  der  Bundestags-Disciplin, 
zum  Theil  auch  in  Folge  der  vertraulichen  Bemerkungen 
mehrerer  Gesandten,  vorbehalte,  seiner  Zeit  im  Interesse  der 
Gesammtheit  die  Frage  zur  Sprache  zu  bringen,  inwiefern  es 
mit  dem  Geiste  und  dem  Zwecke  der  Bundesverfassung 
undmit  der  Bestimmung  der  Bundesversammlung  ver- 
einbar sei,  dass  —  ausserordentliche  und  auf  kurze 
Dauer    beschränkte,   genau  zu  bezeichnende  Fälle   ausge- 

«)  Siehe  oben  §.  123,  3. 

s)  Siehe  unten  §.  125,  XU. 

•)  Protokoll  der  B.-V.  y.  1823  §.  140.  S.  610. 

^)  Protokoll  der  B.-V.  ▼.  1824  §.  83.  S.  174. 

Digitized  by  LjOOQ IC 


304  i  13iü^  Mehi&che  Stänmftliraiig. 

nommen  —  eine  Virilstimme  im  engeren  Rathe,  ohne 
direkte  Bestellung  eines  eigenen  Bevollmächtigten,  blos  dnteh 
eine  direkt  von  einem  Bundesfürsten  ansgegangene  Sub- 
stitution eiues  anderen  Gesandten  yertreten  werden  könnte^ 
oder  ob  nicht  vielmehr  die  Bundesstaaten,  welchen  die  Bandes- 
akte eine  Virilstimme  beflegti  mit  dem  Rechte  aach  die 
Verpflichtung  haben,  einen  eigenen  Gresandten  in  der 
Bundesversammlung  zu  unterhalten?^)  Die  Sache  wurde  aber 
damals  nicht  weiter  verfolgt. 

VI.  Ein  ähnlicher  Fall  trat  erst  wieder  in  der  24.  Sitzung 
der  Bundesversammlung  vom  11.  Juli  1861,  Protok.  §.  198, 
ein.  Hier  kam  die  EmennuDg  des  grossherzoglich  und  herzog- 
lich sächsischen  Bundestagsgesandten  zum  BevoUmächtigten 
fllr  Reuss  j.  L.  fbr  so  lange,  als  nicht  Aber  die  Wieder- 
anstellung eines  einzigen  Gesandten  ftir  die  16.  Stimme  (Curie) 
eine  Vereinigung  stattgefunden  habe,  zur  Anzeige,  wobei  sofort 
von  mehreren  Seiten  Bedenken  ausgesprochen  wurden. 

VII.  In  gleicher  Weise  wurde  in  der  4.  Sitzung  der  Bundes- 
versammlung vom  23.  Jan.  1862  der  grossherzoglich  badrsche 
Bundestagsgesandte  von  dem  Fürsten  von  Waldeck  und 
Pyrmont  mit  der  Stimmftihrung  bis  zur  erfolgten  Neu- 
wahl eines  gemeinschaftlichen  Gesandten  der  16.  Stimme  be- 
vollmächtigt. Auch  in  diesem  Falle  wurde  die  prindpielle 
Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Vertretung  eines  Mitgliedes 
einer  Curie  durch  den  Gesandten  einer  anderen  selbstständigen 
Stimme  angeregt,  und  nunmehi*  die  Niedersetzung  eines  Aus- 
schusses zur  Berichterstattung  beschlossen.  Die  Wahl  dieses 
Ausschusses  wurde  auch  in  der  folgenden  (5.)  Sitzung  der 
Bundesversammlung  vom  30.  Jan.  1862,  Protok.  §.  49,  vorge- 
nommen^). Eine  Entscheidung  der  Prmcipienfrage  durch  die 
Bundesversammlung  steht  somit  in  Aussicht. 


s)  Protokoll  der  B.-V.  v.  1824,  SitKung  vom  24.  M&rz,  Sepuratproto- 
koU  §.  1  a.  E.  8.  171. 

^)  Im  Gegensatze  zu  den  hier  oben  unter  I~in.  als  bundesrecfatlicli 
vertheidigten  Ansicht  erklärte  Preussen  in  dieser  Sitzung  vom  90.  Jan. 
1862,  Protok.  §.  49,  dass  es  die  Beschränkung  in  der  Ernennung  eines 
Bundestagsgesandten  als  die  Beschränkung  eines  Souverainetätsrechtes  be- 
trachte, die  nur  durch  freiwilligen  Verzicht  der  Bundesglieder  geschehen 
könne,  und  wozu  es  die  Hand  nicht  bieten  wolle. 
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Vin.  Nicht  zn  verwechseln  mit  der  BevollmächtigaDg  des 
Gesandten  einer  Viril-  oder  Curiatstimme  durch  ein  anderes, 
ebenfalls  zn  einer  Virilstimme  berechtigtes  oder  in  eine  andei*e 
Curie  eingetheiltes  Bundesglied,  ist  die  Substitution 
eines  anderen  Bundestagsgesandten,  welche  im  Falle  der  vor- 
ttbergehenden  Verhinderung  oder  Abwesenheit  eines  Bundeeh 
tagsgesandten  durch  diesen  selbst  geschieht,  welchen  Fall 
schon  der  Präsidialvortrag  des  Fürsten  Metternich  in  der 
30.  Wiener  Gonferenzsitzung  vom  15.  Mai  davon  unterschieden 
hatte.  Eine  solche  Substitution  ist  durch  die  revidirte  Geschäfts- 
ordnung vom  16.  Juni  1854  §.  10  nicht  nur  für  zulässig  erklärt, 
sondern  sogar  den  Bundestagsgesandten  zur  Pflicht  gemacht 
worden,  mit  der  Auflage,  dem  Präsidium  wo  möglich  am  Tage 
vor  der  nächsten  Sitzung  hiervon  Anzeige  zu  machen  ^^). 

§.  125. 

Die  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung. 

L  Ordnung  der  Sitzungen  überhaupt. 

Da  im  Plenum  keine  Berathung  oder  Erörterung,  sondern 
nur  eine  Abstimmung  ttber  die  vor  dasselbe  gewiesenen 
Gegenstände  stattfinden  kann,  und  daher  selbst  diese  vorher 
im  engeren  Rathe  vorbereitet  sein  müssen  (§.  123,  Nr.  3), 
so  war  nur  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  ftlr  die  Verhand- 
lungen im  engeren  Rathe  nothwendig.  Zu  diesem  Zwecke  wurde 
schon  am  14.  November  1816  von  der  Bundesversammlung  eine 
vorläufige  Geschäftsordnung  entworfen ^),  an  deren 
Stelle  nunmehr  die  revidirte  Geschäftsordnung  vom 
16.  Juni  1854  (Protok.  §.  181)  getreten  ist,  nachdem  bereits 
ein  Bundesbeschluss  v.  16,  August  1851,  Protok.  §.  115,  auf 
Grundlage  der  Vereinbarungen  der  ersten  Commission  auf  den 
Dresdener  Conferenzen  einige  Punkte  in  vier  Sätzen 
zur  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  verbessert  hatte, 
welche  im  Wesentlichen  und  zum  Theil  wörtlich  in  die  revidirte 
Geschäftsordnung  übergegangen  sind.  Durch  die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung V.  16.  Juni  1854  ist  hinsichtlich  der  Ordnung 
der  Sitzungen  überhaupt  Folgendes  bestimmt  worden: 

»)  Siehe  unten  §.  125,  X. 

*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3  Aufl. 
ThL  1I..S.  36% 

ZSpfl,  Btaatoreoht.  5.  Anfl.  I.  20       ^^  I 
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L  Die  Sitzangen  der  Bundesversaminlaiig  werden  bis  auf 
Weiteres  im  Taxis'scben  Palaste  mindestens  wOehentlieh  ein- 
mal, und  zwar  regelmässig  Donnerstags  gehalten 2). 

n.  Bei  gehäuften  Geschäften  oder  in  besonderen  Fällen, 
oder  auf  den  Antrag  einzelner  Gesandten  finden  ausser- 
ordentliche Sitzungen  in  Gemässheit  diesfallsiger  Verab- 
redungen oder  einer  Anzeige  des  Präsidiums  statt.  In  der  Ein- 
ladung wird  der  Grund  der  ausserordentlichen  Sitzung  angegeben'). 

lU.  Aus  der  Beschaffenheit  der  jedesmaligen  Gegenstände 
der  Verhandlung  geht  hervor ,  ob  sich,  nach  Massgabe  der 
Bundesakte,  blos  die  engere  Bundesversammlung,  oder  auch 
das  Plenum  mit  denselben  zu  beschäftigen  hat^). 

IV.  Die  Sitzungen  sind  theils  förmlich,  theils  ver- 
traulich*^). 

V.  Die  vertraulichen  Sitzungen  dienen  zum  Zweck 
vorläufiger  Erörterung  und  Austauschung  der  Ansichten.  Sie 
sind  ohne  amtliche  Form  und  Wirkung.  Es  wird  desshalb 
während  derselben  kein  Protokoll  aufgenommen,  und  kein  Ge- 
sandter ist  an  die  hierin  abgegebenen  Aeusserungen  gebunden^. 

VI.  Mit  förmlichen  und  vertraulichen  Berathungen  wird 
den  Umständen  nach,  auch  in  der  nämlichen  Sitzung  abge- 
wechselt. Insbesondere  soll  eine  vertrauliche  Erörterung  und 
Besprechung  jeweils  stattfinden,  bevor  Termin  zur  Abstimmung 
über  einen  Gegenstand  angesetzt  wird,  oder  wo  nach  erfolgter  | 
Abstimmung  noch  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  auszu- 
gleichen isV). 

VII.  Die  Ansage,  und  bei  eintretender  Verhinderung,  die 
AJbsage  der  Sitzung  steht  dem  Präsidium  zu.    Der  Grund  der 


»)  Revid.  G.-O.  §.  1.;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn. 
3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  597.  —  Nach  der  vorläufigen  G.-O.  v.  14.  Nov.  1816 
sollten  wöchentlich  zwei  Sitzungen  am  Montag  und  Donnergtag  ge- 
halten werden.  Seit  1819  hielt  aber  die  B.-V.  nur  wöchentlich  eine  Sitzung 
am  Bonnerstag  Vormittags  um  10  Uhr. 

»)  Revid.  G.-O.  §.  2. 

4)  Ebendas.  §.  3. 

B)  Ebendas.  §.  4. 

0)  Ebendas.  §.5.  ~  Aufzeichnungen,  welche  fiber  Tertrauliche 
Sitzungen  gemacht  werden,  hdssen  Registraturen. 

7)  Ebendas.  §'.  6.  ^  Im  B.-B.  Tom  16.  Aug.  1851,  Satz  I,  a  Unsa  2, 
Protokoll  §.  115,  lautete  die  entsprechende  Bestimmung:  „Der  Berathung 
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AbsagOBg  wird  in  dem  betreffenden  Notifikatoriam  angegeben, 
welchem  am  Tage  vor  der  Sitzung  erfolgt^). 

Vni.  Die  Ansagezettel  enthalten  die  Adresse  der  Ge- 
sandten, so  wie  Zeit  und  Form  der  Versammlang  nnd  sollen, 
mit  Ausnahme  ganz  dringender  Fälle,  am  Tage  vor  derselben, 
spätestens  bis  drei  Uhr  Nachmittags,  jedem  Gesandten  zuge- 
stellt werden'). 

IX.  Die  Gegenstände  der  Beraihnng  werden  in  dem  An- 
sagezettel soweit  möglich  angegeben,  und  mnss  dies  geschehen, 
insofern  eine  Abstimmung  behufs  einer  in  die  Sache  selbst 
eingehenden  Schlussfassung  oder  die  Wahl  eines  Ausschusses 
stattfinden  soll^o). 

X.  Jeder  Gesandte  hat  im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder 
sonstigen  Verhinderung  einen  anderen  Gesandten  zu  sub- 
stituiren  und  solches  dem  Vorsitzenden  wo  möglich  am 
Tage  vor  der  nächsten  Sitzung  anzuzeigen.  Unterlässt  er  dies, 
so  wird  seine  Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  beigezählt^'). 

XI.  Bei  Beschlussnahmen  gewöhnlicher  Art,  zu  wel- 
chen im  engeren  Bathe  die  absolute  Stimmenmehrheit,  im 
Plenum  die  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Stimmen  er- 
fordert wird,  konunen  sämmtliche  zur  Abstimmung  berechtigte 
Stimmfbhrer,  jedoch  ohne  Bttcksicht  auf  diejenigen, 
welche  sich  etwa  im  einzelnenFalle  aus  genügend 
befundenen  Gründen  der  Abstimmung  enthalten, 
in  Betracht'^). 

Xn.  Bei  etwaigem  Todesfalle  eines  Gesandten  bleibt, 
wenn  der  Verstorbene  eine  Substitution  ertheilt  hatte,  diese  so 
lange,  bis  dessen  Committent  wegen  Führung  seiner  Stimme 
eine  andere  Verfügung  getroffen  hat,  bei  Giltigkeit.  Ist  dies 
nicht  der  Fall  gewesen,  so  hat  die  Bundesversammlung  zu  der 
Wiederbesetzung  der  Gesandtschaftsstelle  oder  einstweiligen 
Uebertragnng  der  Stimme  an  einen  anderen  Gesandten,  nach 

und  Beschluss&ssnng  in  förmlicher  Sitzung  soll  stets  eine  Tertraaliche 
Erörterung  und  Besprechung  Torausgehen.'' 

•)  Revid.  G.-O.  §.  7. 

•)  Revid.  G.-O.  §.  8. 

«•)  Eben  das.  §.  10. 

")  Ebendas.  §.  10.  —  VergL  noch  unten  §.  128. 

«)  Ebendas.  §.  11.  —  Siehe  auch  unten  §.  127. 

20* 
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Verhältniss  der  Entfernungen ,  eine  möglichst  kurze  Frist  zu 
bestimmen,  widrigenfalls  die  betreffende  Bundesregierung  bei 
allen  Beschlüssen,  welche  späterhin  zu  fassen  sind,  der  Mehr- 
heit oder  Einstimmigkeit  beitretend  geachtet  wird  ^'). 

XIII.  Der  Präsidirende  ist  befugt  die  Sitzung  zu  eröffnen, 
sobald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat^^). 

XIV.  Die  vorläufige  Ordnung  der  Sitze  und  der  Abstim- 
mungen richtet  sich  in  der  engeren  Bundesversammlung  nach 
der  Reihenfolge,  in  welcher  die  Bundesstaaten  im  vierten  Artikel 
der  Bundesakte  aufgeführt  sind,  so  wie  bei  den  Plenar-Sitzungen 
nach  derjenigen,  welche  der  sechste  Artikel  derselben  angibt, 
mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Aenderungen,  welche  sich  hierin 
im  Laufe  der  Zeit  ergeben  haben  und  zur  Kenntniss  der  Bundes- 
versammlung gebracht  worden  sind  ^^). 

XV.  Jeder  Gesandte,  welcher  die  Plenar-Stimmen  mehrerer 
Bundesstaaten  fuhrt,  hat  solche  einzehi  und  in  der  gedachten 
Ordnung  abzugeben  ^^). 

§.  126. 

II.    Ordnung  der  Gegenstände   der  Verhandlung  und 

Berathung  derselben. 

I.  Die  Gegenstände  der  Verhandlungen  der  Bundesver- 
sammlung sind  entweder  A)  bereits  durch  die  Buudesakte  vor- 
geschrieben, oder  B)  der  Antrag  und  Vorschlag  derselben  ge- 
schiebt durch  einzelne  Bundesstaaten,  oder  G)  sie  werden  durch 
sonstige  Anträge  an  die  Versammlung  veranlasst^). 

IL  Die  Anträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  werden 
durch  deren  Stimmführer  selbst  an  die  Versammlung 
gebracht  und  derselben  schriftlich  übergeben,  nachdem  solche 
dem  Präsidium  so  zeitig  schriftlich  mitgetheilt  worden  sind, 
das3  der  betreffende  Gegenstand  noch  auf  die  nächste  Tages- 

«)  Revid.  G.-O.  §.  13.  —  Siehe  auch  unten  §.  128,  HI,  A.  —  (üeber 
den  hier  übergangenen  §.  12  der  revidirten  Geschäftsordnung  siehe  unten 
§.  128,  I.  und  m,  C. 

")  Revid.  G.-O.  §.  14. 

«)  Ebendas.  §.  15.    Siehe  oben  §.  119. 

»6)  Ebendas.  §.  16.  —  Der  hierauf  folgende  §.  17  der  revid.  G.-O. 
ist,  so  weit  er  die  Stimmführung  in  den  Gurien  behandelt,  schon  oben 
§.  124,  I,  mitgetheilt;  vergL  auch  noch  unten  §.  135. 

*)  Revid.  Gesch..Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  18. 
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Ordnung  gesetzt  werden  kann.  Auf  Anträge,  die  sich  im  Ver- 
laufe der  Diskussion  eines  auf  die  Tagesordnung  gesetzten 
Gegenstandes  entwickelten,  hat  Letzteres  jedoch  keinen  Bezug  ^). 

lU.  Sonstige  Anträge,  so  wie  überhaupt  alle  an  die  Bundes- 
versammlung eingehenden  Sehreiben  gelangen  zunächst  in  die 
Hände  des  Präsidirenden.  Dieser  wird  dieselben  mit  der  Be- 
merkung der  Empfangszeit  versehen,  sie  nach  Nummern  nut 
kurzer  Anführung  der  Personen  und  des  Gegenstandes  in  ein 
Register  eintragen  lassen  und  davon  in  der  nächsten  ordent- 
lichen Sitzung  die  Anzeige  und  Verzeichnung  in's  Protokoll 
verfügen.  Während  drei  Tagen  nach  derselben  werden  solche 
Schriftstflcke  zur  Einsicht  der  Gesandten  in  dem  Bureau  der 
Eanzleidirektion  aufgelegt.  Hinsichtlich  derjenigen  Eingaben, 
welche  vom  Präsidium  nach  Form  oder  Gegenstand  gänzlich  un- 
statthaft gefunden  werden,  geschieht  die  Vorlage  behufs  deren 
definitiver  Beseitigung  nur  vertraulich  in  der  nächsten  Sitzung'). 

IV.  Alle  bei  der  Bundesversammlung  einkommenden  An- 
träge und  Vorschläge,  so  wie  überhaupt  alle  an  dieselbe 
gelangenden,  nach  Form  oder  Gegenstand  nicht  gänzlich  un- 

«)  ReTid.  G.-O.  §.19. 

')  Ebendas.  §.  20.  —  Hinsichtlich  der  Eingaben  von  Privat- 
personen bestehen  folgende  Bestimmungen:  Alle  Eingaben  an  die  B.-V. 
müssen  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein,  B.-B.  vom  5.  Dec.  1816: 
bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  ß.  37.  — 
Beobachtung  der  Schicklichkeit  bei  AbfieuBung  der  Eingaben  Ton  Privat- 
personen,  und  insbesondere  Aufstellung  einer  bekannten,  geschäftstüchtigen 
Person,  als  Bevollmächtigten  zur  Empfangnahme  der  zu  erwartenden  Reso- 
lutionen, unter  Bedrohung,  dass  sonst  die  Gesuche  nicht  zugelassen  oder 
anberücksichtigt  gelassen  werden,  fordert  der  B.-B.  vom  11.  Decbr.  1817, 
Prot  §.  412;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H. 
S.  61.  —  Man  beauftragt  am  zweckmässigsten  einen  angesehenen  Frank- 
furter Advokaten  mit  der  Einreichung  der  Eingaben  an  die  B.-V.  und  mit 
den  sonstigen  Geschäften  eines  Insinuations- Mandatars.  —  Anonyme  Ein- 
gaben werden  nicht  berücksichtigt  B.-B.  v.  30.  Jan.  1817.  —  Schriftsteller, 
welche  ihre  Werke  der  B.-V.  überreichen  wollen,  haben  dies  durch  den 
Gesandten  ihres  Staates  zu  thun.  Auch  werden  von  der  B.-Y.  keine  Zu- 
eignungen angenommen,  wozu  die  Erlaubniss  nicht  vorher  nachgesucht 
worden  ist  B.-B.  v.  3.  Juli  1823.  —  So  lange  Censur  bestand,  mussten 
die  bei  der  B.-Y.  einzureichenden  Druckschriften  der  Censur  des  Staates 
unterstellt  werden,  in  welchem  sie  gedruckt  wurden.  Wurden  sie  in  Frank- 
furt gedruckt,  so  übte  die  Bundes- Kanzlei -Direktion  selbst  die  Censur. 
B.-B.  V.  15.  Januar  1824. 
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rtattbtften  Emgaben  sollen  sofort  und  längsteos  inneriudb 
yierzehn  Tagen  nach  ihrem  Eingange  znr  geacbftftlieken  Be- 
handlung in  der  Bnndesyersammlnng  gebracht  werden^). 

V.  Die  AnsBchoesberichte  eollen,  wo  es  sich  nicht  am  ganz 
einfache  oder  besonders  dringende  Gegenstande  handdt,  nnd 
desshalb  der  Ansschnss  das  Gegentheil  beschliesst,  schon  vor 
der  Sitzung,  in  welcher  der  Gegenstand  snr  Veiiiandlnng 
kommt,  gedmckt  und  spätestens  mit  den  Ansagezettehi  nnter 
die  Gesandten  vertheilt  werden^). 

VI.  Um  in  allen  Fällen  die  Schlossfaasnng  thnnlichst  n 
beschlennigen,  werden  die  Begieningen  ihre  Beyollmftchtigteiif 
soweit  möglich,  schon  im  Voraus  mit  ausreichender 
Instruktion  versehen*). 

Vn.  Wo  es  der  Einholung  einer  besonderen  In- 
struktion bedarf,  oder  wo  überhaupt  ein  auf  Aussetzong 
der  Abstimmung  gerichteter  Antrag  Unterstfitzung  findet,  ist 
in  allen  nicht  sehr  dringenden  Sachen  die  Abstimmung  und 
Schlussfassung  auszusetzen,  und  zu  diesem  Zwecke  eine  Frist 
zu  bewilligen,  welche  in  der  Regel  nicht  weniger  als  yieizehn 
Tage  und  nicht  mehr  als  vier  Wochen  betragen  soll.  Hier- 
durch sind  jedoch  diejenigen  Gesandten,  welche  ihre  Abstim- 
mung sofort  oder  doch  vor  dem  festgesetzten  Termin  zu  Proto- 
koll geben  wollen,  daran  nicht  gehindert  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  erfolgt  im  Uebrigen  die  Abstimmung  in  der  vom  Präsidium 
hierzu  anberaumten  Sitzung;  ein  weiterer  Aufechub  derselben 
ist  nur  statthaft,  wenn  die  Versammlung  dies  aus  besonderen 
Gründen  beschliesst^. 

§.  127. 

III.     Von   dem  Rechte   und   der  Verbindlichkeit  der 

Bundesglieder,  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten. 

I.  Die  Bundesgesetzgebung  enthält  kein  ausdrttckliches 
Gebot,  dass  sämmtUche  Bundesglieder  in  allen  einzelnen  Fragen 

«)  Revid.  Ge8ch.-Ord  §.  21.  Diese  Bestimmung  ist  ans  dem  B.-B.  t. 
16.  Aug.  1861,  Sats  I,  Protok.  §.  115  herabergenommen. 

«)  Revid.  Ge8ch.-0.  §.  22. 

«)  Revid.  6.-0.  §.  28.  —  Wörtlich  aas  dem  B.-B.  ▼.  16.  Aug.  1851, 
Protok.  115,  Sats  IL 

7>  Revid.  QesdL-Ord.  f.  24.  —  Ans  dem  B.-B.  vom  16.  Aogust  1861, 
Prot  §.  115,  Satz  m. 
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ihre  Stimmen  abgeben  mllssen.  Es  liegt  jedoeh  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  jedes  Mitglied  im  Allgemeinen  ebensowohl 
yerpflichtet  als  berechtigt  ist,  sich  an  den  Verhand- 
lungen nnd  Abstimmungen  in  der  Bnndesversammlnng  zn  be- 
theiligen 0?  wenn  gleich  ein  Zwang  zur  ErfttUnng  dieser 
Verpflichtung  gegen  den  Bund  nicht  weiter  denkbar  ist,  als 
er  in  dem  Eintritt  der  bundesgesetzlichen  Bechtsfolgen  einer 
Vers&umniss  an  der  Abstimmung  (§.  128)  liegt. 

IL  Es  besteht  auch  keine  ausdrückliche  Vorschrift  darttber, 
ob  und  wann  sich  ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten 
dürfe  oder  etwa  sogar  enthalten  müsse.  Es  finden  sich  jedoch 
mehrere  Fälle,  in  welchen  sich  einzelne  Bundesglieder  der 
Abstimmung  enthalten  haben,  und  zwar  theils  bei  direkter 
Betheiligung,  wie  z.  B.  bei  Beklamationen  von  Privat- 
personen, oder  bei  Streitigkeiten  mit  anderen  Bundesgliedem, 
oder  bei  Beschlassnahmen  tiber  die  eigenen  LandesTcrfassungs- 
angelegenheiten,  wie  Uebemahme  der  Garantie  der  Verfassung 
durch  den  Bund  u.  dergl,  theils  bei  mittelbarer  Betheili- 
gung, z.  B.  wegen  naher  verwandtschaftlicher  Verhältnisse 
mit  dem  Bundesgliede,  dessen  Handlungsweise  der  Beurthei- 
lung  unterliegt^). 

lU.  Insbesondere  findet  man,  dass  auch  von  den  übrigen 
Mitgliedern  einer  Curie  auf  die  Abgabe  der  Curiatstimme  ver- 
zichtet wurde,  wenn  ein  oder  mehrere  Mitglieder  derselben 
als  direkt  Betheiligte  sich  der  Abstimmung  enüialten  zu  müssen 
glaubten^). 

IV.  Auch  haben  mitunter  sich  Bundesglieder  dann  der  Ab- 
stimmung enthalten,  wenn  sie  die  Gompetenz  der  Bundes- 
versammlung zur  Fassung  des  in  Frage  stehenden  Beschlusses 
in  Abrede  gestellt  hatten^). 


^)  Siehe  die  Erklärung  des  Bunde8prae8idium*B  in  der  Sitzung  der  B.-V. 
2.  September  1850,  oben  §.  124,  Note  6. 

<)  Eine  Zusammenstellung  der  einzelnen  Fälle  findet  sich  in  Dörr, 
a-  a.  0.  (Zeitschr.  f.  deut  R.,  B.  VII,  S.  277  flg.) 

')  Beispiele  beiDörr,a.a.O.  S.  278. 279.   Siehe  aber  oben  §.  124,  V. 

*)  Beispiele  bei  Dörr,  a.  a.  0.  S.  279.  ^  Zum  Theile  aus  diesem 
Grande,  zum  Theile  ohne  besondere  Motivirung  enthielten  sich  mehrere 
Bundesglieder  der  Abstimmung  in  den  Sitzungen  der  B.-V.  t.  24.  März  1860, 
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y.  Uebrigens  lasst  sich  ans  dieBen  Vorgängen  noch  nicht 
schliessen,  dass  sich  bei  der  Bondesyersammlnng  bereits  em 
Herkommen  gebildet  habe,  wonach  nunmehr  eine  Veipflich- 
tnng  ider  einzelnen  Mitglieder  festgestellt  wäre,  im  Falle  der 
Betheilignng  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten ,  indem  das, 
was  einzelne  Bundesglieder  in  einzelnen  Fällen  freiwillig  ge- 
than  haben,  den  übrigen  nicht  präjudidren  kann.  Auch  ist 
die  BundesYcrsanmilung  an  sich  nicht  als  ein  richterliches 
CoUegium  eonstitnirt,  sondern  fasst  regelmttssig  nur  als  eine 
politische  Versanmdung Beschlüsse,  in  welcher,  ihrem  Gmnd- 
charakter  gemäss,  jedes  Mitglied  vollkommen  berechtigt  ist, 
seine  eigenen  Interessen  (geltend  zu  machen^).  Ueber- 
dies  besteht,  namentlich  so  viel  die  Beschlussfassungen  über 
politische  Verhältnisse  der  einzelnen  Bundesglieder  zu  ihren 
Landständen  oder  einzelnen  Unterthanen  anbelangt,  noch  gar 
keine  Qleichheit  der  Fälle,  wie  sie  die  Bildung  eines  He^ 
kommens  erfordern  würde. 

VI.  Nur  da,  wo  die  Bundesversammlung  ausnahms- 
weise selbst  als  wahre  richterliche  Behörde  entscheidet, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  B.~B.  vom  15.  Novbr.  1842,  §.  283, 
über  die  Errichtung  einer  richterlichen  Instanz  für  die  Media- 
tisirten  und  auch  nach  der  Wiener  Congress-Akte,  art.  46, 
hinsichtlich  der  tlber  die  Constitution  der  freien  Stadt  Frank- 
furt sich  ergebenden  Streitigkeiten  der  Fall  ist,  darf  das  be- 
theiligte Bundesglied  nicht  mitstimmen*). 

VU.  Nach  der  revidirten  (Geschäftsordnung  v.  16.  Juni 
1854,  §.  11  und  §.  25,  hat  die  Bundesversammlung  die  Ent- 
scheidung über  die  Frage,  ob  die  Ortinde,  aus  welchen  sich 
ein  Bundesglied  der  Abstimmung  enthalten  wiU,  fbr  genügend 


Prot  §.  107,  und  vom  20.  Mftrz  1860,  Prot  §.  113,  die  Kurhessische  Yer* 
fassongsaiigelegenheit  betr.;  bei  6.  t.  Meyer,  Corp.  Jor.  Gonfoed.  Genn. 
Bd.  m.  (1862)  S.  17.  18. 

B)  Ausdrücklich  hat  die  Mecklenburg-Schwerin*8che  Regierang 
in  der  v.  Eettenburg'schen  Sache  (Protok.  1853,  §.  152,  S.  451)  erklärt 
„dass  ein  Verzicht  auf  ihr  Stimmrecht  wegen  des  hier  zur  Frage  stehenden, 
auch  für  künftige  Fälle  massgebenden  Princips  nicht  gerechtfertigt 
erscheinen  würde.*'  Sie  stimmte  demnach  ftr  den  Antrag  der  Minorität 
der  Reklamationscommission. 

*)  Vergl.  das  Bayerische  Votmn  in  dem  Protok.  d.  B.-Y.  v.  2.  Dec. 
1816,  §.  36.  —  Vergl.  unten  §.  15a 
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ZU  achten  seien,  ihrem  Ermessen  im  einzelnen  Falle  vorbe- 
halten. Wird  diese  Frage  bejaht,  so  bleibt  die  Stimme  des 
sieh  der  Abstimmung  enthaltenden  Bnndesgliedes  bei  Berech- 
nung 4l^r  Majoritäten  ohne  Berflcksichtigong''):  wird  jene 
Frage  aber  verneint,  so  wird  das  Bnndesglied,  welches  dem- 
ungeachtet  sich  der  Abstimmung  enthält,  so  behandelt,  als 
wenn  es  sich  an  derselben  versäumt  hätte  ^). 

§.  128. 
IV.    Von  der  Versäumniss  der  Abstimmung. 

I.  Schon  die  vorläufige  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung vom  14.  Nov.  1816,  I,  a  Unea  14,  hatte  den  Ver- 
säumnissen an  der  Abstimmung  durch  die  Bedrohung  mit  dem 
Rechtsnacbtheile  entgegen  zu  wirken  gesucht,  dass  die  Stimmen 
der  Säumigen  nach  Ablauf  der  ihnen  zur  Nacbbriogung  ver- 
atatteten  Fristen  ohne  Weiteres  zur  Vervollständigung  der 
Mehrheit  oder  Einstimmigkeit  beigezählt  werden  sollten^). 
Diese  Bestimmung  stand  aber  allerdings,  dem  Wortlaute  nach, 
mit  den  unmittelbar  vorhergehenden  Bestimmungen  (a  Knea  12 
und  13)  im  Widerspruche,  indem  daselbst  zu  einer  Beschluss- 
nahme  gewöhnlicher  Art  in  der  engeren  Bundesversamm- 
lung die  „Abgabe"  von  wenigstens  neun,  sowie  im  Plenum 
von  wenigstens  sechs  und  vierzig  „einverstandenen" 
Stimmen  erfordert  wurde  ^),  und  überdies  da,  wo  es  auf  An- 
nahme oder  Abänderung  der  Grundgesetze,  auf  organische 
Bundeseinrichtungen,  auf  ^tira  singulorum  oder  Religionsange- 
legenheiten ankommt,  sowohl  im  engeren  Käthe  als  im  Plenum, 
die  „Abgabe  sämmtlicher  Stimmen  einverstanden" 
erfolgt  sein  musste,  um  eine  giltige  Beschlussnahme  zu  be- 
wirken. 


7)  Revid.  Ge8ch.-Ord.  §.  11.  (s.  oben  §.  125,  XL) 

s)  Key  id.  Gesch.-Ord.  §.  25  (s.  §.  128).  —  Diese  Bestimmung  ist  aus 
dem  B.-B.  v.  16.  August  1851,  Protok.  §.  115,  Satz  IV,  o  Unea  2  herüber- 
genommen. 

*)  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL 
S.  33.  —  S.  noch  hier  unten  Note  7. 

')  Genau  betrachtet  war  der  Widerspruch  nur  scheinbar.  (Siehe  §.  123, 
Note  2.) 
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II.  Um  den  Missständeny  welche  aiu  der  Yenögenuig  und 
Vereänmmss  der  Abstimmungeii  entetendeDy  zu  begegnen,  wurde 
dnrch  den  auf  Gnindlage  der  Dresdener  Gonferenz- 
beschlttsse  gefassten  BnndeBbeschlius  v.  16.  Angogt  1851, 
Satz  IV,  Protok.  §•  115  sofort  in  der  Bnndesversaminlnng  die 
Bestimmnng  in  Wirksamkeit  gesetzt:  y,Die Stimmen  degenigen 
Bevollmächtigten  y  welche  den  zur  Abstimmung  festgesetztes 
Termin  versäumen,  werden,  wenn  ihnen  nicht  ein  weiterer 
Aufschub  aus  erheblichen  Orflnden  von  der  BundesyerBammr 
lung  bewilligt  wird,  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit 
oder  Einstimmigkeit  ohne  Weiteres  zugezählt.^' 

in.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesversjunm- 
lung  V.  16.  Juni  1854  enthält  hierüber  folgende  Bestimmungen: 
A)  Eine  Versäumniss  an  der  Abstimmung  kann  eintreten: 
1)  wenn  ein  Gesandter  im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Ver- 
hinderung unterlassen  hat,  sich  einen  anderen  Bundestags- 
gesandten zu  substituiren ') ;  2)  wenn  eine  Staatsregierung 
unterlassen  hat,  bei  dem  Tode  ihres  Gesandten  dessen  Stelle 
innerhalb  der  von  der  Bundesversamndung  zu  bestimmenden 
möglichst  kurzen  Frist  wieder  zu  besetzen,  oder  die  Stimme 
durch  Substitution  an  einen  anderen  Gesandten  einstweilen  zu 
übertragen  ^);  und  3)  wenn  sich  ein  Gesandter  an  dem  zur 
Abstimmung  bestimmten  Termine  ohne  Instruktion  befindet, 
und  die  Versammlung  nicht  aus  besonderen  Grttnden  einen 
weiteren  Aufschub  bewilligt^).  4)  Diesen  Fällen  steht  gleich, 
wenn  ein  Gesandter,  obschon  anwesend,  ohne  erhebliche,  von 
der  Bundesversammlung  für  gentlgend  erkannte  Gründe  sidi 
der  Abstimmung  enthält®).  B)  Die  Rechtsfolge  der  Ver- 
säumniss besteht  eben  so,  wie  dies  der  Bundesbeschluss  vom 
16.  August  1851  bestimmt  hatte,  nach  der  revidirten  Ge- 
schäftsordnung v.  16.  Juni  1854  darin,  dass  die  versäumte 
Stimme  zur  Vervollständigung  der  Mehrheit  oder 
Einstimmigkeit  ohne   Weiteres   zugezählt    wird*). 

a)  Revid.  G.-O.,  §.  10.  (s.  oben  §.  125,  X.) 
4)  Ebenda 8.  §.  13.  (s.  oben  §.  125.  XU.) 
B)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  1. 
•)  Ebendas.  §.  25.  Abs.  2. 

7)  Ebendas.  §.  10.  13.  25.  ^  Nach  der  vorl&afigen  6e8cb.-0rd.  vom 
14.  Nov.  1816,  I,  Abs.  14  (bei  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
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C)  Hmsichtlieh  der  in  der  provisorischen  Gescbäftsordnimg  vom 
14.  Nov.  1816  ansgezeichneten  Fälle  (Annahme  neuer  Grund- 
gesetze oder  Abänderung  der  bestehenden  organischen 
Bnndeseinrichtungen;  jura  singulorum  und  Seligionsange- 
legenheiten), über  welche  sowohl  in  der  engeren  Bundes- 
yersammlung  als  im  Plenum  ,,di6  Abgabe  sämmtlicher 
Stimmen  einverstanden'^  erfordert  wurde,  um  eine  giltige 
Beschlussfassung  zu  erwirken,  ist  nunmehr  durch  die  revi- 
dirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854,  §.  12,  die  Ab- 
änderung gemacht  worden,  dass  den  genannten  Gegenständen 
auch  noch  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund 
beigesetzt,  dagegen  nicht  mehr  die  „Abgabe''  sämmtlicher 
Stimmen  einverstanden  gefordert  wurde.  Die  revidirte  Ge- 
schäftsordnung hat  sich  vielmehr  darauf  beschränkt,  hier  nur 
die  schon  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  13—15  hinsichtlich  dieser  Gegenstände  getroffene 
Bestinmiung  zu  wiederholen,  dass  über  dieselben  kein  Beschluss 
dnrch  Stimmenmehrheit  stattfinden  könne.  Demnach  kann 
also  nunmehr,  weil  von  dem  früheren  Erfordernisse  der  „Ab- 
gabe" der  sämmtlichen  Stimmen  Umgang  genommen  worden 
ist,  auch  hinsichtlich  dieser  besonders  ausgezeichneten  Gegen- 
stände die  erforderliche  Einstimmigkeit  durch  Einrech- 
nnng  versäumter  Stimmen  erreicht  werden^). 

IV.  Obschon  aus  der  Fassung  des  §•  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854  das  Bestreben  hervor- 
leuchtet, die  Fälle,  in  welchen  Einstimmigkeit  zur  Beschluss- 


3.  Anfl.  Tbl.  n.  S.  33)  wurde  dem  Bundestagsgesandten,  der  sich  versäumt 
hatte,  das  Protokoll  bis  zur  nächsten  Sitzung  behufs  der  Nachbringung 
seiner  Abstimmung  offen  gehalten,  bevor  die  Zuzählung  der  versäumten 
Stimme  zur  Mehrheit  oder  Einstimmigkeit  geschah.  Dies  fUlt  jetzt  hin- 
weg. —  Der  Fall,  dass  in  Folge  der  Yersäumniss  eines  Bundesgliedes  oder 
seines  Gesandten  an  der  Abstimmung  eine  Stimmengleichheit  der 
Votanten  sich  ergibt,  ist  sowohl  in  der  vorläufigen  als  in  der  revidirten 
Geschäftsordnung  nicht  erwähnt  Uebrigens  ist  dieser  Fall  schon  in  der 
Bundesakte  art  7,  Abs.  3,  vorgesehen.    (Siehe  unten  §.  134,  n.) 

*)  Dass  dies  der  richtige  Sinn  des  §.  12  der  revid.  Gesch.-Ord.  ist, 
ergibt  sich  aus  den  Berathungen,  besonders  aus  Protok.  1854,  §.  181.  Die 
von  einigen  Stimmen  beantragte  Wiederherstellung  der  Fassung  der  pro- 
visorischen Geschäftsordnung  von  1816,  wurde  durch  Stimmenmehrheit 
abgelehnt 
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fassung  erforderlich  ist,  voUstäDdiger  aufzuzählen,  ab  dies  in 
der  proyisorischen  GeschäftsordnoDg  von  1816  geschdien  war, 
80  sind  doch  auch  hier  nicht  alle  derartigen  Fälle  erschöpft^). 
Da  aber  hinsichtlich  dieser  übrigen  Fälle ,  als  der  minder 
vdchtigen,  schon  nach  der  provisorischen  Geschäfisordnong 
von  1816  die  versäumten  Stimmen  den  abgegebenen  zugerechnet 
werden  durften,  um  die  erforderliche  Einhelligkeit  zu  erzielen, 
so  kann  es  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dies 
auch  jetzt  nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  ebenfalls 
statthaft  ist,  indem  nunmehr  der  Grundsatz  der  Zureehnnng 
der  versäumten  Stimmen  bei  den  wichtigen,  früher  ausgenom- 
menen Fällen  durchgeführt  worden  ist.  Ein  Zweifel  könnte 
etwa  nur  hinsichtlich  derjenigen  Gegenstände  bleiben,  welche 
an  sich  nicht  in  den  Kreis  der  Bundesgesetzgebung  gehören, 
und  worüber  nur  der  Zweckmässigkeit  wegen  mitunter  in  der 
Bundesversammlung  verhandelt  und  die  erzielte  Verständigung 
unter  den  Bundesgliedem  in  der  Form  eines  Bundesbeschlusses 
kund  gegeben  wird,  wie  z.  B.  die  Gewährung  von  Unter- 
stützung literarischer  Unternehmungen,  gelehrter  Gesellschaften, 
Privilegien  gegen  Nachdruck  gewisser  Werke  u.  dergl.  Da 
aber  in  allen  diesen  Beziehungen  unläugbar  stets  jura  gingu- 
lorum  in  Frage  stehen  (§.  143  u.  145),  der  §.  12  der  revidirten 
Geschäftsordnung  aber  diese  ausdrücklich  mitbegreift^  so  ist 
anzunehmen,  dass  auch  bei  dergleichen  Gegenständen  und  bei 
Einrichtung  anderer  gemeinnützigen  Anordnungen  nunmehr  die 
versäumten  Stimmen  der  Einhelligkeit  beigezählt  werden  dürfen. 
Eine  Härte  kann  hierin  um  so  weniger  gefunden  werden,  als 
es  in  solchen  Sachen  wie  überall,  wo  jura  singulorum  in  Frage 
kommen,  in  der  Macht  jedes  interessirten  Bundesgliedes  steht, 
durch  zeitige  Abgabe  einer  verneinenden  Stimme  die  ganze 
Beschlussfassung  zu  hindern. 

§.  129. 
V.  Ordnung  des  Geschäftsgangs  in  den  Sitzungen. 

Ueber  den  Geschäftsgang  in  den  Sitzungen  bestimmt  die 
revidirte  Geschäftsordnung  v.  16.  Juni  1854: 


»)  Siehe  unten  §.  140. 
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I.  Den  Anfang  der  Sitzung  macht  die  Verlesung,  beziehungs- 
weise Berichtigung  des  Protokolls  der  letzten  Sitzung»  falls 
dasselbe  bis  dahin  nicht  bereite  allseitig  anerkannt  und  unter- 
zeichnet ist'). 

n.  Hierauf  folgen  die  von  dem  Präsidium  und  den  ein- 
zelnen Gesandten  Namens  ihrer  Regierungen  zu  machenden 
Mittheilungen  und  einzubringenden  Anträge,  nebst  vorläufiger 
Berathung  und  Schlussfassung  über  jede  einzelne  derselben, 
wodurch  bestimmt  wird,  ob  a)  der  Gegenstand  sich  ausnahms- 
weise sofort  oder  nach  Ablauf  einer  zu  bestimmenden  Frist 
zur  Berathung  oder  Schlussfassung  eigne,  oder  ob  b)  die  vor- 
gängige  Verweisung  an  einen  Ausschuss  erforderlich  geachtet 
werde,  und  letzteren  Falls  c)  ob  ein  bereits  vorhandener  Aus- 
schuss damit  zu  beauftragen  oder  ein  neuer  zu  wählen  sei, 
und  aus  wieviel  Mitgliedern  dieser  zu  bestehen  habe^). 

in.  Sodann  folgt  die  Vornahme  der  weiter  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzten  oder  sonst  dem  Antrage  des  Präsidiums 
gemäss  zu  verhandelnden  Gegenstände,  sei  es  zur  Bericht 
erstattung,  vorläufigen  Abstimmung,  Erörterung,  Vorbereitung 
derselben  fttr  etwaige  Behandlung  im  Plenum,  Ansetzung  eines 
Termins  zur  Abstimmung;  endlich  die  Abstimmung  oder  die 
Schlussziehung  und  deren  Genehmigung;  auch  Bestimmung 
über  etwaige  Bekanntmachung  des  gefassten  Beschlusses^). 

IV.  Schliesslich  findet  Verabredung  bezüglich  der  nächsten 
Zusammenkunft  und  vorläufige  Anzeige  der  Gegenstände  statt, 
welche  darin  vorkommen  dürften^). 

V.  Als  allgemeine  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang 
gelten  nachfolgende  Regeln:  a)  die  drei  Haupt  stufen, 
welche  für  die  Behandlung  eines  jeden  Gegenstandes  anzu- 
nehmen sind,  nämlich:  der  erste  Antrag,  die  Erörterung 
nnd  die  endliche  Abstimmung  darüber,  werden  in  der 
Regel  in  drei  Sitzungen  vertheilt,  wozu  unter  Umständen  eine 
vierte  zur  Schlussziehung  kommt  Die  Berathung  eines 
Gegenstandes  kann  in  derselben  Sitzung,  in  welcher  er  ein- 
gebracht worden  ist,  nicht  stattfinden,  wenn  nicht  alle  Stimmen 

0  Revid.  Ge8Ch.-OnL  §.  26. 
«)  Ebendas.  §.  27. 
3)  Ebendas.  §.  28. 
*)  Ebeudas.  §.  29. 
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hiermit  einverstanden  sind,  b)  Das  Präsidium  kann,  um  Zweifd 
ttber  die  einzelnen  Abstimmungen  zu  heben,  wie  auch  um  die 
Zahl  der  Abstinmienden  fttr  die  eine  oder  andere  Meinung  zu 
berichtigen,  eine  wiederholte  Umfrage  anstellen,  c)  Dessgldchen 
kann  ein  Mitglied,  welches  bereits  gestimmt  hat,  sei  es,  dass 
etwa  in  späteren  Abstimmungen  neue  Gründe  vorgebracht 
worden,  die  bei  der  Erörterung  nicht  vorgekommen,  und  von 
denen  es  sich  überzeugt  fllhlt,  oder  wenn  es  solches  sonst  zur 
Aufklärung  von  Missverständnissen  rathsam  glaubt,  nach  be- 
endigter Umfrage  um  Aufschub  der  Scl)lussziehung  ersuchen, 
nach  dessen  Bewilligung  sodann  die  weitere  Erörterung  vor- 
genommen wird,  d)  Die  endlichen  Abstimmungen  über  einen 
Gegenstand  werden,  sobald  zu  solchen  eine  Frist  festgesetzt 
worden,  schriftlich  eingegeben  oder  zum  Protokoll  diktirt  Wird 
hierbei  die  definitive  Redaktion  der  Abstimmung  vorbehalten, 
so  muss  diese  spätestens  am  Tage  nach  der  Sitzung  dem 
Protokollführer  zugestellt  werden*). 

VI.  Auf  Eingaben  oder  Schreiben,  welche  der  Bundesver- 
sammlung zukommen,  wird  durch  Zusendung  von  Auszügen 
aus  dem  Protokolle  geantwortet,  welche  den  dessfallsigen  Be- 
schluss,  den  Umständen  nach,  mit  oder  ohne  Hinzufilgung  der 
Gründe,  enthalten^).  Handelt  es  sich  nur  um  eine  Auskunft 
über  die  Lage  einer  Sache,  so  ist  die  Kanzleidirektion  eine 
solche  zu  ertheilen  ermächtigt^). 

VII.  In  den  Sachen,  wo  an  eine  Bundesregierung  ein  be- 
sonderes Ersuchen  gerichtet  oder  ein  Beschluss  in  ihrer  Ange- 
legenheit gezogen  wird,  ist  ein  Auszug  aus  dem  Protokoll,  von 
dem  Präsidium  ausgefertigt,  unterschrieben  und  untersiegelt, 
der  betreffenden  Gesandtschaft  zuzustellen®). 


5)  Eben  das.  §.  30,  lit.  a— d.  —  Die  Festsetzung  des  Tages,  an  wel- 
chem die  Erörterung  stattfinden  soll,  wird  von  Manchen,  mit  RtLcksicht 
auf  ein  ähnliches  Verfahren  auf  dem  Reichstage  (s.  oben  §.  96,  Y.),  aadi 
y er lass nähme  genannt 

«)  Die  Form  solcher  Beschlüsse  ist:  „Auszug  des  Protokolls  der  ,  .  . 
Sitzung  der  deutschen  Bundesversammlung  vom  etc.  Die  deutsche  Bnndea- 
versammlung  hat  beschlossen:  etc.  Frankfurt  den  etc.  (L.  S.)  Die  Bandes- 
Kanzlei." 

7)  Revid.  Gesch.-Ord.  §.  30,  Lit.  f. 

«)  Ebendas.  §.  30,  Lit.  g. 
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§.  180. 

VI.    Ordnung   der  Protokollftllirung  und  des  Archivs 
der  Bundesversammlung. 

I.  Mit  der  ProtokoUftihnmg  in  den  Sitzungen  ist  der  Kanzlei- 
direktor beanftragt.  Im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung 
des  Kanzleidirektors  trifft  die  BnndesTersammlung  wegen  Ver- 
tretang  desselben,  auf  Vorschlag  des  Präsidiums;  die  erforder- 
lichen Vorkehrungen  0- 

II.  Das  Protokoll  enthält  die  Anzeige  der  bei  einer  Sitzung 
anwesenden  stimmfllhrenden  Gesandten  und  des  ProtokoU- 
führera,  die  Erklärungen  und  Anträge,  die  Ausschussvorträge 
und  die  sonst  in  den  Verhandlungen  vorgetragenen  Hauptgründe, 
ohne  namentliche  Anfahrung  desjenigen,  welcher  dieselben  vor- 
gebracht, die  Abstimmung  jedes  Einzelnen,  die  Beschlüsse,  zu- 
letzt das  Verzeichniss  der  Eingaben^). 

in.  Schriftlich  ttbergebene  oder  diktirte  Abstimmungen 
werden  wörtlich  zum  Protokoll  genommen^). 

IV.  Sobald  das  Protokoll  gehörig  geordnet  ist,  und  zwar 
regelmässig  vor  der  nächsten  Sitzung,  cirkulirt  dasselbe  zur 
Einsicht  und  Unterschrift  der  einzelnen  Gesandtschaften.  Wird 
dasselbe  nicht  sofort  allseitig  anerkannt  und  unterzeichnet,  so 
wird  es  nach  Hebung  der  dessfallsigen  Anstände  in  der  nächsten 
Sitzung  vollzogen^). 

V.  Die  gedruckten  Protokolle,  die  Erklärungen,  Anträge 
und  Vorträge,  deren  Vorausdruck  beschlossen  worden  ist,  so 
wie  die  der  Versammlung  etwa  in  hinreichender  Zahl  zuge- 
sandten Eingaben  werden  unverzüglich  zur  Vertheilung  gebracht. 
Auf  diesen  Aktenstttcken  wird  von  der  Bundeskanzlei  das 
Datum  der  Vertheilung  bemerkt  <^). 

VI.  Die  Aufsicht  über  die  Urkunden  und  Akten  steht 
jederzeit  dem  Vorsitzenden   zu:   jedem  Bundestagsgesandten 


*)  Revid.  Ge8ch.-Ord.  v.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  1  u.  2. 
<)  Ebendas.  §.  32,  Abs.  1. 
9)  Ebendas.  §.  32,  Abs.  2. 
«)  Ebendas.  §.  33. 
»)  Ebendas.  §.  34. 
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aber  der  Zutritt  za  dem  Archive,  die  EinsichtDahme  der  ein- 
zelnen Aktenstücke  und  die  Verabfolgung  begehrter  Abschriften. 
Wo  die  Aasfolgong  einzelner  Originaldokumente  Anstand  finden 
sollte,  entscheidet  hierüber  die  Versammlung^). 

§.  131. 
VlI.  Druck  der  Protokolle.    Oeffentliche  und  Separat- 
protokolle. 

I.  Die  förmlichen  Protokolle  der  Bundesyersammlnng  werden 
zum  Gebrauche  der  Bundestagsgesandten  und  der  verbündeten 
Staatsregierungen  in  einer  amtlichen  (sog.  Original-  oder  FoUo-) 
Ausgabe  durch  den  Druck  vervielfältigt. 

II.  Nach  der  vorläufigen  Greschäftsordnung  der  Bundes- 
versammlung vom  14.  Nov.  1816  in.  7,  e^  sollte  die  Bandea- 
versammlung in  jedem  besonderen  Fälle  bestimmen,  wie 
die  Protokolle  bekannt  zu  machen,  und  besonders  ob  sie  dem 
Druck  fOr  das  Publikum  zu  übergeben  seien.  In  dem  Plenar- 
beschluss V.  14.  Nov.  1816  (Prot.  §.  12),  wodurch  die  Giltig- 
keit  der  vorläufigen  Geschäftsordnung  anerkannt  wurde, 
war  die  Bekanntmachung  der  Bundestagsverhandlungen  durch 
den  Druck  ausdrücklich  als  Regel  festgesetzt  worden. 

lU.  Die  Bundesversammlung  liess  bis  zum  Jahre  1828 
für  das  Publikum  eine  Ausgabe  in  Quart  erscheinen^),  worin 
jedoch  die  nur  zur  Kenntnissnahme  der  Bundestagsgesandten 
und  deren  Committenten  bestimmten  Separatprotokolle  nicht  ent- 
halten waren.  Diese  Ausgabe  fand  auch  bei  dem  Publikum 
nur  sehr  geringe  Theilnahme. 

IV.  Der  Bundesbeschluss  vom  5.  Febr.  1824  (Sitzg.  IV, 
Protokoll  §.  39)  sicherte  den  Redaktionen  der  Frankfurter 
Zeitungen  die  Mittheilung  der  Protokolle  der  förmlichen 
Sitzungen  zu,  und  gestattete  ihnen,  dieselben  jedesmal  am 
dritten  Tage  nach  der  in  der  Kanzlei  erfolgten  Vertheilnng 
derselben  unter  die  Bundestagsgesandtschaften,  in  ihre  Blätter 


6)  Revid.  GesclL-Ord.  §.  35. 

*)  Die  Quartaasgabe  besteht  im  Ganzen  ans  19  B&nden  Protokolle  and 
5  B&nden  Nachträge.  Die  amtliche  (FoUo-)  Ausgabe  liefert  j&hrlich  einen, 
wohl  auch  zwei  starke  Folio -Bände. 
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anfzunehmen.  Zugleich  wurde  es  den  Regierungen  der  Bundes- 
staaten anheimgestellt,  diese  Protokolle  auch  den  Redaktionen 
der  in  ihren  Staaten  erscheinenden  Tagesblätter,  nach  eigener 
Auswahl,  zukommen  zu  lassen:  dagegen  sollte  in  die  Zeitungen 
nichts  anderes  in  Bundessachen  aufgenommen  werden  dürfen, 
als  wörtlich,  was  die  denselben  mitgetheilten  Bundesprotokolle 
enthielten,  damit  nur  genuine  Nachrichten  ttber  Bundestags- 
Verhandlungen  in's  Publikum  kämen  ^). 

y.  Bald  nachher  nahm  die  Bundesversammlung  aus  Anlass 
eines  speciell  zur  Sprache  gebrachten,  das  deutsche  Ver- 
theidigungswesen  betreflfenden  Falles  wahr,  dass  wohl  mehrere 
ihrer  Verhandlungen  nicht  zur  Aufnahme  in  die  zur  Publicität 
gelangenden  Protokolle  der  förmlichen  Sitzungen  geeignet 
wären,  und  dass  die  bisherige  Uebung,  die  gesammten  Ver- 
handlungen des  Bundestags,  wenige  Ausnahmen  abgerechnet, 
der  Oeffentlichkeit  zu  tibergeben,  zu  Missbräuchen  Veranlassung 
gegeben  habe.  In  dieser  Erwägung  wurde  der  Bundesbeschluss 
V.  1.  Juli  1824  (XIX.  Sitz.  Prot.  §.  116)  gefasst,  wonach  der 
Bnndes-Eanzlei-Direktion  aufgegeben  wurde,  „ktinftighin  nach 
Massgabe  der  verhandelten  Gegenstände  zweierlei  Protokolle 
jede  Sitzung  aufzunehmen  und  zwar  öffentliche  und  Separat- 
protokolle "^).  Diese  letzteren,  welche  das  enthalten,  was 
die  Bundesversammlung  zur  Veröffentlichung  nicht  ftir  geeignet 
hält,  werden  ftir  die  Bundestagsgesandten  und  die  Regierungen 
nur  durch  Diktatur,  oder  durch  den  Druck  loco  dictaiurae 
vervielfältigt*). 

VI.  In  der  Sitzung  v.  7.  April  1848  wurde  dagegen  be- 
schlossen, die  Bundesprotokolle  wieder  so  zu  veröffentlichen, 
wie  dies  vor  dem  Bundesbeschlusse  v.  1.  Juli  1824  geschehen 


<)  Die  Handhabung  dieser  Bestimmung  wurde  den  Regierungen  auch 
noch  einmal  später,  durch  B.-B.  v.  21.  Juni  1838  (Prot.  §.  155)  in  Erinne- 
rung gebracht.  —  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
TU.  IL  S.  353. 

')  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  IL   S.  156. 

*)  Die  zur  Fertigung  der  Abschriften  bei  der  Diktatur  zu  verwen- 
denden gesandtschaftlichen  Individuen  haben  sich  in  der  Kanzlei  durch 
Zeugnisse  der  Gesandten  zu  legitimiren  (2.  Prälim.-Conferenz  vom  9.  Okt. 
1816).  —  Bei  der  Diktatur  soll  Niemand,  als  der  im  wirklichen  Staatsdienst 
steht,  zugekssen  werden  (3.  Prälim.-Conferenz  v.  15.  Okt  1816). 

Zöpfl,  SUatarecht.  6.  Aufl.   I.  21 
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war^).  Alsbald  wurde  auch  der  Inhalt  der  BnndesprotokoUe 
von  den  Frankfurter  politischen  Blättern  wieder  veröffenüieht, 
und  damit  bis  zur  Auflösung  der  Bandesversanunlnng  fort- 
gefahren. 

YU.  Nach  der  Wiederherstellung  der  Bundesversammlung 
ist  durch  Bundesbeschluss  Tom  7.  Nov.  1851  (Protok.  §.  208) 
beschlossen  worden  ^):  1)  die  Verhandlungen  einer  jeden  Sitzung 
der  Bundesversammlung  werden;  in  soweit  deren  alsbaldigen 
Bekanntmachung  nichts  entgegensteht,  ihrem  wesentlichen  In- 
halte nach  mit  möglichster  Beschleunigung  durch  die  hierzu 
ausersehenen  Tagesblätter  veröffentlicht  2)  Die  Bekanntmachung 
der  Sitzungsprotokolle  ist  unter  vorgängiger  Ausscheidung  des- 
jenigen, was  schlechthin  geheim  zu  halten  ist,  nach  Ablauf 
einer  jeweils  näher  zu  bestimmenden  Periode  und  längstens 
nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Datum  des  betreffenden 
Protokolls  an  gerechnet,  gestattet.  Hierbei  behält  sich  die 
Bundesversammlung  diejenigen  Massnahmen  vor,  welche  zur 
Sicherung  eines  wortgetreuen  Abdrucks  der  FtotokoUe  als 
erforderlich  erscheinen.  3)  Es  wird  ein  aus  ftinf,  je  für  ein 
Jahr  gewählten  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  bestehen- 
der Ausschuss  niedergesetzt,  welcher  a)  den  Vollzug  des 
Beschlusses  wb  Nr.  1  unverzflglich  einzuleiten  und  der  Bundes- 
versammlung hierwegen,  so  weit  nOthig,  die  geeigneten  Vo^ 
schlage  zu  machen,  b)  die  treue,  dem  Zweck  entsprechende 
Abfassung  der  Air  die  Öffentlichen  Blätter  bestimmten  lUsumis 
der  Sitzungen,  unter  Ausscheidung  des  nicht  zur  gleichbaldigen 
Veröffentlichung  Grceigneten,  zu  leiten  und  zu  überwachen  und 
ftlr  deren  möglichst  rasches  Erscheinen  Sorge  zu  tragen, 
c)  die  successive  Bekanntmachung  der  Sitzungsprotokolle  durch 
Festsetzung  des  Termines,  wann  solche  gestattet,  und  durch 
Ausscheidung  desjenigen,  was  unbedingt  geheim  zu  halten  ist, 
vorzubereiten  hat  Jedem  Bundestagsgesandten  steht  frei,  be- 
züglich auf  die  Veröffentlichung  der  seine  Begierung  speciell 
betreffenden  Angelegenheiten  an  den  Ausschuss  Bemerkungen 
gelangen  zu  lassen  oder  desfalls  Anträge  an  die  Bundesver- 


s)  Die  Abstimmungen  am  Bundestage  sind  mitgetheüt  in :  Bundesrecht* 
Uche  Fragen,  1841,  S.  235  fl. 

«)  G.  Y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  565. 
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sammlimg  zu  steUen.  Bei  yorkommenden  Memnngsverschiedeii- 
heiten  im  Ausschüsse  ist  die  streitige  Frage  auf  Verlangen  des 
dissentirenden  Theils  der  Bandesyersanunlnng  znr  Entscheidung 
vorzulegen.  Endlich  wird  dieser  Ausschuss  beauftragt  d)  zu 
geeigneter  Zeit  der  Bundesversammlung  darttber  Vortrag  zu 
erstatten,  wie  sich  dieser  Beschluss  in  der  Erfahrung  erprobt 
habe,  und  weichen  Modifikationen  derselbe  hiemach  etwa  zu 
unterwerfen  sein  dürfte. 

Vm.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung vom  16.  Juni  1854,  §.  30  Lit.  e,  beschränkt  sich 
auf  die  Erklärung,  dass  die  Veröffentlichung  der  Bundestags- 
Verhandlungen  nach  Massgabe  des  Bundesbeschlusses  vom 
7.  Nov.  1851  und  der  Bestimmungen  stattfinde,  welche  in  Folge 
der  eingeleiteten  Revision  desselben  festgesetzt  werden. 

IX.  In  der  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  10.  Jan. 
1856  (Protok.  §.  14)  wurde  beschlossen,  den  Bundesbeschluss 
vom  7.  November  1851  vom  Beginne  des  laufenden  Jahres  an 
wieder  in  Vollzug  zu  setzen^). 

X.  Unter  dem  8.  März  1860  (Protok.  §.  92)«)  beschloss 
die  Bundesversammlung,  ihre  Protokolle  wieder  (ähnlich  wie 
in  den  Jahren  von  1816 — 1828)  in  einer  besonderen  Samm- 
lung „in  der  Regel,  und  zwar  alsbald  nach  dem 
Drucke  der  für  die  hohen  Regierungen  bestimmten 
Exemplare^'  zu  veröffentlichen.  Ueber  diejenigen  Fälle,  in 
welchen  ausnahmsweise  ein  (Gegenstand  unbedingt  oder  zeit- 
weise geheim  zu  halten  ist,  beschliesst  die  Bundesversammlung 
sofort  in  der  Sitzung,  in  welcher  das  Protokoll  aufgenommen 
wird.  Hiemeben  verbleibt  es  bei  dem  Beschlüsse  v.  7.  Nov. 
1851,  wonach  unter  Leitung  eines  Ausschusses  die  Verhand- 
lungen einer  jeden  Sitzung  der  Bundesversammlung,  insoweit 
als  deren  Bekanntmachung  nichts  entgegensteht,  ihrem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  sofort  durch  die  Tagesblätter  veröffentlicht 
werden. 

XI.  Diese  Sammlung  erschien  das  J.  1860  hindurch  wie  frtther 
in  Quartformat  Der  buchhändlerische  Absatz  derselben  war  aber 


7)  G,  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  641. 
•)  Ebendaselbst  Thl.  III.  (1862)  8.  13.  —  Vergl.  auch  das  Proto- 
koU  der  B^-Y.  Tom  17.  M&rz  1860,  §.  101,  ebendaselbst  S.  15  flg. 

21* 

Digitized  by  LjOOQ IC 


324      §•  132.  Wappen,  Siegel  und  Titel  der  BnndegverBammhitig. 

sofort  und  blieb  seither  ein  so  geringer  gegen  die  Erwartung, 
za  welcher  das  vielseitige  und  theilweise  heftige,  bis  dahin  in 
der  Tagespresse  laat  gewordene  Verlangen  nach  der  Pnbli- 
cation  der  Bundesprotokolle  zu  berechtigen  schien,  dass  sich 
die  Bundesversammlung  schon  unter  dem  31.  Januar  1861 
Protokoll  §.  36  veranlasst  fand,  dem  Verleger  (Inhaber  der 
Bundesdruckerei,  G.  Krebs-Schmitt)  auf  sein  Ansuchen  der  Er- 
sparung  von  Kosten  halber  zu  gestatten,  vom  Anfange  dieses 
Jahres  (1861)  an  das  officielle  Folioformat  auch  für  die  an  das 
Publikum  abzusetzenden  Exemplare  beizubehalten*). 

§.  132. 
VIII.  Wappen,  Siegel  und  Titel  der  Bundesversammlung. 

I.  Bei  Ausfertigungen  bediente  sich  der  deutsche  Bond 
bis  zum  Jahre  1848  des  Wappens  und  Siegels  des  Präsidiom's 
mit  der  Umschrift:  „Kaiserlich  Oesterreichische  Bundespräsidial- 
kanzlei.'' Schreiben  der  Bundesversammlung  an  auswärtige 
Staaten  fUhrten  die  Unterschrift:  „Der  deutsche  Bund  und  in 
dessen  Namen  der  Kaiserlich  Oesterreichische  präsidirende  Ge- 
sandte der  Bundesversammlung.'' 

IL  Durch  Bundesbeschluss  v.  9.  März  1848  <)  (XVI.  Sitzg. 
Protok.  §.  137)  wurde  „der  alte  deutsche  Reichsadler'' 
mit  der  Umschrift:  „Deutscher  Bund"  als  Bundeswappen 
angenommen;  desgleichen  wurden  „die  Farben  des  ehe- 
maligen deutschen  Reichspaniers  —  schwarz,  roth, 
gold  —  als  Farben  des  deutschen  Bundes  erklärt  In  der 
XXL  Sitzung  vom  20.  März  1848  Protok,  §.  161  ^)  wurde  be- 
schlossen: „das  Bundeswappen  und  die  Bundesfarben  sind  so- 
fort in  den  Bundesfestungen  anzubringen,  und  das  durch 
die  Bundeskriegsverfassung  §.  36  ftlr  den  Fall  eines  Bundes- 
krieges vorgeschriebene  gemeinschaftliche  Erkennungs- 
zeichen aller  Bundestruppen  diesen  Emblemen  zu  entnehmen. 
Die  Siegel  der  Bundesbehörden  haben  das  Bundeswappen  zu 
flihren." 


«)  6.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IH.  (1862) 
S.  27. 

0  Ebendas.  Thl.  IL  S.  465. 
<)  Ebendas.  Tbl.  IL  S.  467. 
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ni.  Hieran  anflchliessend  erklärt  die  revidirte  Geschäfts- 
Ordnung  der  Bnndesyersammlang  v.  16.  Juni  1854  §.  30,  Lit.  h., 
Abs.  1:  „Das  Siegel,  dessen  sieb  die  Bundesversammlung 
und  die  Bundeskanzlei  bedient,  ist  der  deutsche  Beichsadler 
mit  der  Umschrift  „Deutscher  Bund^'  reapective  „deutsche 
Bundeskanzlei.'^  Die  Adresse  der  Bundesversammlung  ist  nach 
der  revidirten  Geschäftsordnung  §.  30  Lit.  h.  Abs.  2:  „An 
die  hohe  deutsche  Bundesversammlung'^ 

IV.  Durch  Bundesbeschluss  vom  30.  Juli  1846  3),  welcher 
durch  Bundesbeschluss  vom  6.  September  1851,  Prot  §.  140 
erneuert  wurde  ^),  ist  bestimmt  worden,  dass  die  Bezeichnung 
der  Geschützrohre  der  Artilleriedotation  der  beiden  neuen  Bundes- 
festnngen  Ulm  und  Rastatt  in  dem  alten  deutschen  Reichsadler 
ohne  Krone,  Scepter  und  Schwert,  mit  der  Unterschrift: 
„Deutscher  Bund''  zu  bestehen  habe.  Der  Erlass  des 
Reichsministeriums  vom  13.  November  1848,  wonach  diese 
Unterschrift  wegbleiben  sollte,  ist  hiermit  wieder  aufgehoben 
worden. 

§.  133. 
IX.   Vertagung  der  Bundesversammlung. 

L  Die  Bundesversammlung  ist  nach  art.  7  der  Bundesakte 
„beständig",  hat  aber  die  Befugniss,  wenn  die  ihrer  Be- 
rathung  unterzogenen  Gegenstände  erledigt  sind,  sich  auf  eine 
bestimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  auf  vier  Monate,  zu 
vertagen. 

n.  Die  Abfassung  der  näheren,  die  Vertagung  und  die 
Besorgung  der  etwa  während  derselben  vorkommenden  dringen- 
den (Geschäfte  betreffenden  Bestimmungen  blieben  der  Bundes- 
versammlung selbst  vorbehalten.  Die  Bundesversammlung 
fasste  demzufolge  über  die  Vertagung  einen  Beschluss  vom 
26.  Juni  1817  (Protok.  §.  267)  i),  welcher  später  durch  den 
Beschluss  vom  20.  Septbr,  1819  (Protok.  §.  221)  2)  in  einigen 
Punkten  abgeändert  wurde. 


»)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11.  S.  440. 
4)  Ebendas.  S.  563. 

*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  11.  S.  50. 
«)  Ebendas.  8.  100. 
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in.  Nunmehr  hat  die  revidirte  GoBchlftsordniuig  der 
Bondesversammlang  vom  16.  Juni  1854  §.  36 — 42  hierüber 
folgende  Bestimmung  getroffen:  A.  (§.  36)  Die  Vertagung  findet 
in  der  Regel  innerhalb  der  Monate  Juli  bis  Oktober  stalL 
Der  Anfangs-  und  Endtermin,  so  wie  die  Verlegung  d^  V^- 
tagung  auf  ebne  andere  Jahreszeit^  oder  deren  gftnzlidie  Ans- 
Setzung  in  einem  einzelnen  Jahre  hängt  von  dem  Stande  der 
Geschäfte  ab.  Nach  voigängiger  vertraulicher  Erörterung  be- 
schliesst  hierfiber  die  Versammlung.  B.  (§.  37)  Das  Bondes- 
präsidium  und  die  Bundeskanziei  werden  als  fortwährend 
im  Amte,  daher  auch  das  Einreichungsprotokoll  immer 
als  eröffnet  betrachtet  C.  (§.  38)  Der  präsidirende  Ge- 
sandte muss  jederzeit,  wenn  er  abgeht,  also  auch  bei  ein- 
tretender Vertagung  der  Bundesversammlung,  einen  anderen 
Bundestagsgesandten  zu  den  Präsidialgeschäften  substitoiren. 
D.  (§.  39)  Ausser  dem  Präsidialgesandten  oder  dessen  Stdl- 
Vertreter  mtlssen  zum  wenigsten  vier  Bundestagsgesandte 
sich  am  Sitze  des  Bundestags  befinden,  welche  jedoch  nur 
einzig  dazu  im  Vereine  mit  dem  Präsidialgesandten  sich  zu 
versammeln  haben,  a)  um  in  Eenntniss  der  Eingaben  und  Ge- 
schäftslage erhalten  zu  werden;  b)  um  mit  dem  Präsidium  zu 
ermessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden  sei,  welcher  die 
frühere  Einberufung  der  Bundestagsgesandten  erheische.  Tritt 
dieser  Fall  der  Eile  ein,  so  wird  die  Einberufung  durch  den 
präsidirenden  Gesandten  geschehen ;  und  wäre  der  Präsidirende 
selbst  abwesend,  so  hat  dessen  Stellvertreter  ihn,  er  selbst 
aber  die  Bundestagsgesandten  von  dem  Orte  aus,  wo  er  sich 
aufhält,  alsbald  zur  Rückkehr  einzuladen;  c)  um,  wenn  im 
Laufe  der  Ferien  Fälle  vorkommen,  welche  auf  der  einen  Seite 
nicht  gestatten,  die  dabei  zu  ergreifenden  Massregeln  bis  zur 
Wiedereröffnung  der  Sitzungen  zu  verschieben,  auf  der  anderen 
aber  nicht  wichtig  genug  sind,  um  eine  frühere  Einberufung 
der  Bundestagsgesandten  zu  veranlassen,  zusammenzutreten, 
darauf  dasjenige  zu  verftlgen,  was  keinen  Aufschub  leidet, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  Wiedereröfhung  der  Sitzungen 
davon  der  Bundesversammlung  Bericht  abzustatten,  und  deren 
Bestätigung  zu  bewurken.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst, 
dass  alle  in  Frankfurt  anwesenden  Bundestagsgesandten  an 
diesen  Geschäften  des  sonach  aus  dem  Präsidium  oder  dessen 
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^  Stellyertreter  nnd  B&mmtlicheii  Anwesenden,  wenigstens  aber 
'  ans  vier  zu  wählenden  Bandestagsgesandten  bestehenden  Ans- 
f  Schosses  Theil  zu  nehmen  berechtigt  sind,  somit  von  selbst  zu 
demselben  gehören.  £.  (§.  40)  Die  Auswahl  deijenigen  vier 
Bnndestagsgesandten,  welche  bei  diesem  Ausschusse  zu  yer- 
bleiben  sich  verbindlich  zu  machen  hätten,  geschieht  durch 
vertrauliche  Einigung  derselben  unter  sich,  wobei  jedoch  er- 
forderlichenfalls die  Stimmenmehrheit  entscheidet  Keiner  der 
Bandestagsgesandten  kann  gegen  seinen  Willen  zweimal  un- 
mittelbar nach  einander  dazu  verbunden  sein.  F.  (§.  41)  Wenn 
vor  der  Vertagung  vorbereitende  Gommissionen  er- 
nannt sind,  so  kann  jene  die  ungehinderte  Fortsetzung  ihrer 
Arbeiten  nicht  hindern.  6.  (§.  42)  Nach  wieder  eröffnetem 
Bnndestage  hat  der  Ausschuss  eine  Anzeige  seiner  seitherigen 
etwaigen  Qeschäftsthätigkeit  zu  übergeben. 

§.  134. 
X.  Geschäftskreis  des  Bundespräsidiums. 

I.  Der  Vorsitz  in  der  Bundesversammlung,  welcher  nach 
der  Bundesakte  art.  5  von  Oesterreich  geführt  wird  (§.  121,  III), 
ist  kein  solches  politisches  Vorrecht,  wodurch  etwa 
Oesterreich  als  ein  besonderer  politischer  Faktor  in 
eine  herrschende  Stellung  gegenüber  von  den  übrigen 
Bnndesgliedem  gebracht  worden  wäre.  Das  Präsidium  in  der 
deutschen  Bundesversammlung  ist  daher  auch  nicht,  wie  das 
Präsidium  der  nordamerikanischen  Union,  mit  besonderen 
wesentlichen  politischen  Befugnissen  ausgerüstet :  es  hat  weder 
ein  Recht  der  Sanktion  der  Bundesbeschlüsse,  noch  ein  Veto, 
noch  auch  die  exekutive  Gewalt  als  ein  ausschliessliches  Becht 
gegenüber  von  den  anderen  Bundesgliedem.  Es  ist  daher  das 
Präsidium  der  deutschen  Bundesverfassung  seinem  Wesen  nach 
nur  ein  Ehrenrecht,  und  seine  Bestimmung,  die  Führung 
der  ihm  anvertrauten  Geschäftsordnung  nach  Massgabe 
der  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  ^).  Es  hat  mithin 


^)  In  dieser  Weise  wird  von  Oesterreich  selbst  seine  Stellung  in 
der  Bundesversammlung  aufgefasst.    Yergl.  die  Eröffnungsrede  des  Grafen 
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das  Präsidiam  die  Vollmachten  und  Greditive  der  Gesandten, 
die  Eingaben  und  Anträge  an  die  Bundesversammlung  anzu- 
nehmen und  vorzubereiten,  die  Sitzungen  und  deren  Tages- 
ordnung zu  bestimmen,  den  Bundestag  zu  vertagen  und  wieder 
zu  eröffnen,  den  Vorsitz  in  den  Sitzungen  zu  führen,  die  Um- 
frage und  Stimmenzählung  vorzunehmen  und  das  Archiv  zu 
beaufsichtigen  ^). 

n.  Da  die  Einräumung  eines  Ehrenrechtes  stets  eine  Aus- 
zeichnung für  den  damit  Beehrten  ttberhaupt,  und  zwar  eine 
um  so  anerkennungswtlrdigere  ist,  je  höher  die  Stellung  des 
Verleihenden  und  je  mehr  sie  ein  Ausdruck  besonderen  Ver- 
trauens ist,  so  erklärt  sich,  dass  das  von  der  Gesammtheit  der 
deutschen  Fürsten  dem  Kaiser  von  Oesterreich  übertragene 
Bundes -Präsidium  von  diesem  nicht  anders,  als  eine  höchst 
werthvolle  und  keineswegs  als  .eine  gleichgiltige  Stellung  im 
Organismus  des  Bundes  betrachtet  werden  kann,  so  wie  auch 
nicht  zu  verkennen  ist,  dass  die  Führung  des  Bundespräsidinms 
durch  ein  Bundesglied  ftir  den  diplomatischen  Verkehr  nicht 
ohne  Bedeutung  ist,  indem  hierdurch  die  Einheit  Deutschlands 
nach  Aussen  eine  angemessene  Repräsentation  erhält^).  Durch 
die  Anerkennung  dieser  selbstverständlichen  und  thatsächliehen 
Folgen  des  an  ein  Bundesglied  (Oesterreich)  übertragenen 
Bundespräsidiums  wird  jedoch  der  Charakter  desselben  als 
eines  Ehrenrechtes    nicht    im  Mindesten   verändert  und  sind 


Buol-Schauenstein  in  der  ersten  Sitzung  der  B.-V.  am  5.  Nov.  1816 
(Protok.  §.  4):  „Die  Bandesakte  beruft  Se.  Migestät  den  Kaiser  v.  Oester- 
reich zum  Vorsitze  des  deutschen  Bundestags.  Allerhöchst  dieselben  er- 
kennen hierin  das  erneuerte  Vertrauen  der  deutschen  Bundesstaaten,  wohin 
Oesterreichs  Regenten  von  jeher  strebten  .  .  .  Feierlich  soll  ich  hier,  nach 
ausdrücklichem  Auftrag  Sr.  Migestät  des  Kaisers,  die  Versicherung  nieder- 
legen: Se.  Majestät  betrachten  sich  als  vollkommen  gleiches  Bundes- 
glied, Sie  erkennen  in  dem  eingeräumten  Vorsitze  beim  Bundestag  kein 
wahres  politisches  Vorrecht,  sondern  ehren  darin  nur  die  schöne 
Bestimmung  einer  Ihnen  vertrauten  Geschäftsleitung." 

«)  Vergl.  oben  §.  125  u.  flg. 

3)  Vergl.  die  Depesche  des  Grafen  von  Rechberg  an  den  k.  k.  öster- 
reichischen Gesandten  Freiherm  v.  Werner  v.  5.  Nov.  1861,  abgedruckt 
in  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  v.  24.  Januar  1862  Nr.  24  in  der 
ausserordentlichen  Beilage. 
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daher  die  Bedenken,  welche  desshalb  in  neuester  Zeit  erhoben 
werden  wollten*),  völlig  onbegrfindet. 

in.  Das  wichtigste  Recht  des  Bandes-Präsidinms  ist  das- 
jenige, welches  ihm  die  Bundesakte  art.  7  Abs.  3  beilegt,  bei 
Stimmengleichheit  im  engeren  Rathe  die  entschei- 
dende Stimme  abzugeben.  Dieser  Fall  kann  aber,  da  im 
engeren  Rathe  17  Stimmen  sind,  und  zu  seinen  Beschlnss- 
fassnngen  regelmässig  absolute  Stimmenmehrheit  gehört 
(§.  123,  Nr.  2),  nur  eintreten,  wenn  sich  ein  Mitglied  der  Ab- 
stimmung enthält  oder  an  derselben  versäumt^),  oder  eine 
Curiatstimme  nicht  abgegeben  wird,  weil  sich  die  Theilhaber 
nicht  vereinigen  konnten^). 

lY .  Bei  Wahlen  der  Mitglieder  von  Bundestagscommissionen, 
bei  welchen  relative  Stimmenmehrheit  im  engeren  Rathe  genügt, 
hat  nach  der  revidirten  Geschälftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
§.  27  Lit.  c,  Abs.  2,  nunmehr  das  Präsidium  die  Entscheidung, 
wenn  sich  die  mit  gleicher  Stimmenzahl  Gewählten  nicht  tlber 
den  Eintritt  in  den  Ausschuss  einigen  können''). 

V.  In  Bezug  auf  die  Bundesbeamten  hat  das  Präsidium 
nach  der  revidirten  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni  1854, 
§.  31,  das  Recht  des  Vorschlags:  auch  hat  hiemach  der 
Vorsitzende  die  Gewählten  in  Eid  und  Pflicht  fllr  den  Bund 
zn  nehmen^);  desgleichen  hat  er  die  Gerichtsbarkeit  tlber  die 
Bundesbeamten,  und  übt  auch  über  dieselben  die  Disciplinar- 
gewalt,  so  weit  nicht  in  dieser  Beziehung  die  Mitwirkung  der 
Bundesversammlung  vorbehalten  ist®),  aus. 


*)  Vergl.  die  Depesche  des  k.  preussischen  Staatsministers  v.  B ern- 
ste rff,  an  den  k.  preuss.  Gesandten  Freiherm  von  Werther  in  Wien, 
vom  2.  Febr.  1862;  in  der  Neuen  Preussischen  (Kreuz-)  Zeitung  Nr.  46. 

5)  Vergl.  oben  §.  127.  128. 

6)  Siehe  oben  §.  124,  VI. 

7)  Siehe  unten  §.  135. 

•)  Siehe  noch  unten  §.  137.  —  In  dieser  Weise  ist  von  jeher  verfahren 
worden.  Vergl.  die  Registratur  über  die  VI.  Präliminarconferenz  der  Ge- 
sandten vom  30.  Okt.  1816;  in  der  Quartausgabe  der  B.-Protok.  I,  S.  236. 
Prot.  d.  B.-V.  V.  23.  Dec.  1816,  §.  70;  vorläufige  Gesch.-Ord.  vom  14.  Nov. 
1816,  Nr.  IV.  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  II. 
S.  35  flg.) 

»)  Siehe  hierüber  unten  §.  137,  III. 
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VI.  Bei  dem  Ableben  eines  Bandestagsgesandten  hat  das 
Präsidinm  nach  der  revidirten  (Jeschäftsordnnng  v.  16.  Jani 
1854,  §.  13y  in  Ermangelung  einer  sonstigen  gesandtschaftUchen 
Person  oder  ihr  geschehenen  Substitution,  die  Obsignation 
des  Nachlasses  vorzunehmen^^). 

§.  135. 
XL  Die  Bundestags- Commissioiien. 

I.  Zur  Berichterstattung  behufs  der  Vorbereitung  der  zu 
fassenden  Beschlüsse  bedient  sich  die  Bundesversammlung 
verschiedener  Ausschüsse,  welche  sie  aus  ihrer  Mitte  wählt 
Diese  heissen  Bundestags-Commissionen. 

n.  Die  Bundesversanmüung  hat  für  diese  Commissionen 
in  der  Sitzung  v.  29.  April  1819  (Prot.  §.  65)  eine  besondere 
Geschäftsordnung  beschlossen^).  Hierdurch  war  bestimmt 
worden,  dass  die  Wahl  aller  Commissionen  auf  die  bisher 
schon  übliche  Weise,  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  im 
engeren  Rathe  zu  geschehen  hat,  nachdem  die  Zahl  der 
Mitglieder,  welche  dieselben  ausmachen  sollten,  bestimmt 
worden  ist. 

in.  Nach  einem  bei  der  Bundesversammlung  ausgebildeten 
Herkommen  genügte  bei  dieser  Wahl  schon  relative  Stimmen- 
mehrheit 2). 

IV.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung V.  16.  Juni  1854,  §.  27  Lit  c,  Abs.  2  hat  nunmehr 
in  Bezug  auf  die  Wahl  folgende  Bestimmung  getroffen:  „Die 
Wahl  geschieht  in  der  Art,  dass  mittelst  geheimer  Abstimmung 
so  viel  Namen  bezeichnet  werden,  als  der  Ausschuss  Mitglieder 
enthalten  soll.  Diejenigen  Gesandten,  auf  welche  die  meisten 
Stimmen  gefallen,  sind  Mitglieder,  und  diejenigen,  welche 


*^)  So  ist  es  auch  schon  früher  bei  vorgekommenen  Fällen  stets  ge- 
halten worden.  Vergl.  Prot.  d.  B.-V.  v.  22.  Febr.  1821,  §.  37;  und  Prot, 
vom  1.  M&rz  1821,  §.  42,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn. 
3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  129. 

*)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  n,  S.  80. 

«)  Die  Gesch. -Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819  setzt  dieses  Her- 
kommen als  rechtlich  bestehend  bereits  voraus.  V^gl.  Dörr,  in  der  Zeit- 
schrift V.  Bey scher  u.  Wilda  f.  deut  K  Bd.  YII.  S.  251. 
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nach  ihnen  die  meisten  haben,  Stellvertreter  des  Aub- 
schnsses.  Tritt  Stimmengleichheit  ein,  so  werden  sich 
die  Betreffenden  darttber  einigen,  wer  in  den  Ansschnss  eintritt; 
in  Ermangelung  einer  dessfallsigen  Verständigung  entscheidet 
hierüber  das  Präsidium.  Die  Wahl  des  Referenten  erfolgt, 
auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  des  Ausschusses,  mit- 
telst Vereinbarung,  oder  in  Ermangelung  einer  solchen  durch 
Abstimmung  des  Ausschusses  ^'^ 

V.  Durch  diese  Bestimmung  ist  das  bisherige  Herkommen 
bezüglich  der  Wahl  der  Commissionsmitglieder  nach  relativer 
Stimmenmehrheit  zum  Bundesbeschlusse  erhoben;  auch  ist  da- 
durch die  frühere  Bestimmung  der  Geschäftsordnung  ftir  die 
Bundestagscommissionen  vom  29.  April  1819  §.  2,  Nr.  3,  hin- 
sichtlich des  Verfahrens  bei  eintretender  Stimmengleichheit  ver- 
ändert, beziehungsweise  geradezu  umgekehrt  worden^). 

VI.  Schon  durch  den  Bundesbeschluss  v.  26.  März  1821 
(Protok.  §.  73)  war  bestimmt  worden,  dass  auch  die  nicht 
stimmfldirenden  Gesandten  der  Guriatstimmen  in  die  Bundes- 
tagscommissionen als  Mitglieder  gewählt  werden  können^). 
Dies  bestätigt  die  revidirte  Geschäftsordnung  der  Bundes- 
versammlung vom  16.  Juni  1854  §.  17  a.  E.  durch  folgende 
Bestimmung:  „Ebenso  können  zu  allen  Commissionen  auch 
diejenigen  Gesandten  der  Guriatstimmen  gewählt  werden  und 
ihre  Arbeiten  bei  der  Commission  fortsetzen,  welche  zur  Zeit 
der  Wahl  oder  der  Fortsetzung  der  Gommissionsarbeiten  den 
Sitzungen  der  Bundesversammlung  ohne  Stimmführung  bei- 
wohnen.'^ 

VU.  Gewöhnlich  besteht  eine  Bundestags-Gommission  aus 
drei  Mitgliedern.    Es  steht  jedoch  lediglich  in  dem  Ermessen 


')  Wer  Vorsitzender  des  Aasschosses  sei,  ist  nicht  gesagt  Es  scheint 
das  Mitglied  gemeint  zu  sein,  welches  die  meisten  Stimmen  erhalten  hat 

*)  Nach  der  Gesch. -Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2  Nr.  3,  hatten 
sich  die  zur  Besetzung  der  letzten  Stelle  in  der  Reklamationscommission 
mit  gleicher  Stinimenzahl  Gewählten  nur  in  dem  Falle  unter  einander  über 
einen  Wechsel  in  bestimmten  Fristen  zu  vereinigen,  wenn  das  Präsidium 
Yon  seinem,  ihm  in  Fällen  der  Stimmengleichheit  zustehenden  votum  deci- 
Bkfum  keinen  Gebrauch  machen  wollte. 

•)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  n.  S.  131. 
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der  Bundesversaminlungy  fttr  einzelne  Fälle  eine  zahlreichere 
Commission  za  ernennen.  Nur  in  Bezug  auf  die  sog.  Bekla- 
mations-Commission,  d.  h.  die  Commission  znr  Begntachtung 
der  Privateingaben,  ist  in  der  GeschäfkBordnnng  Air  die  Bunde»- 
tagscommissionen  v.  29.  April  1819  §.  2  vorgeschrieben,  dass 
sie  aus  fünf  Mitgliedern  bestehen  soll,  welche  dreimal  im  Jahre 
gewählt  werden:  1)  zu  Ostern  ftir  die  Eingaben  von  Ostern 
bis  zu  den  Sommerferien ;  2)  bei  Wiedereröffnung  des  Bundes- 
tags, ftlr  die  Eingaben  von  Anfang  der  Ferien  bis  zu  Ende 
des  Jahres  und  3)  zu  Neujahr,  fbr  die  Eingaben  von  Neujahr 
bis  Ostern.  Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  der 
Bundesversammlung  unbenommen  ist,  für  die  Beurtheilung  einer 
Privateingabe  wegen  ihrer  besonderen  Wichtigkeit  oder  Weit- 
läufigkeit eine  besondere  Commission  zu  ernennen. 

VIII.  Der  Beförderung  der  Geschäfte  wegen  ist  die  Re- 
klamations-Commission  angewiesen,  in  ihren  Arbeiten 
und  zu  verabredenden  regelmässigen  Sitzungen  fortzufikhren, 
sofern  nur  drei  der  Mitglieder  gegenwärtig  sind®).  Die  bei 
den  anderen  Commissionen,  welche  die  Geschäftsordnung  für 
die  Bundestagscommissionen  vom  29.  April  1819  §.  3  aufiftilirty 
den  Mitgliedern  eingeräumte  Befugniss,  sich  in  Verhinderungs- 
fällen selbst  ein  anderes  Mitglied  der  Commission  zu  snb- 
stituiren,  sofern  bei  Commissionen  von  drei  Mitgliedern 
zwei  verbleiben,  bei  Commissionen  von  einer  grösseren  Zahl 
aber  mindestens  die  Mehrzahl  der  Mitglieder  gegenwärtig  ist, 
muss  als  durch  die  oben  (IV.)  angeftihrte  Bestimmung  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  vom 
16.  Juni  1854  §.  27  aufgehoben  betrachtet  werden,  und  ist 
nunmehr  der  Eintritt  derjenigen  Gesandten,  welche  nächst 
den  Gewählten  die  meisten  Stimmen  erhalten  hatten,  als 
Stellvertreter  (was  nach  der  Geschäftsordnung  ftir  die 
Bundestagscommissionen  v.  29.  April  1819  nur  bei  den  daselbst 
unter  Nr.  4  verzeichneten  Commissionen  stattfand)  zur  allge- 
meinen Regel  erhoben  worden'');  es  haben  daher  auch  die 


«)  Gesch.-Ord.  f.  d.  B.-C.  v.  29.  April  1819,  §.  2, 
^)  Der  Fall,  wenn  keine  anderen  Gesandten  ausser  den  zu  GommiB- 
sionsmitgliedem  Gewählten  Stimmen  erhalten  haben,  ist  in  der  revidirten 
Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  nicht  voigesehen.     Der  Natnr 
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finheren  Unterscheidungen  der  Commissionen  nach  der  Yer* 
schiedenheit  der  Gegenstände,  mit  Aasnahme  der  Rekla- 
mations-Gommissionen;  gegenwärtig  keine  praktische 
Bedeutung  mehr. 

IX.  Die  Reklamations- Commissionen  endigen  mit  voll- 
endetem Vortrag  über  sämmtliche  zu  ihrer  Erörterung  ver- 
stellte Eingaben,  alle  anderen  Commissionen  endigen  mit  dem 
von  ihnen  an  die  Bundesversammlung  abgestatteten  Schluss- 
bericht s). 

X.  Selbstverständlich  ist  die  Bundesversammlung  nicht 
an  die  Motive  gebunden,  welche  ihre  Commissionen  in  den 
erstatteten  Gutachten  aussprechen^. 

§.  136. 
XII.   Die  Bundescommissionen. 

Verschieden  von  den  Bundestags- Commissionen 
(§.  135)  sind  die  Bundes-Commissionen,  d.  h.  Commis- 
sionen, welche  zwar  durch  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
zur  Behandlung  gewisser  Angelegenheiten  angeordnet  werden, 
aber  nicht  aus  Bundestagsgesandten  bestehen.  Dahin  gehören 
z.  B.  die  technische  Militärcommission  des  Bundes  ^),  die  (frühere) 
Centraluntersuchungscommission  zur  Untersuchung  der  dema- 
gogischen Umtriebe^)  und  die  (1853  aufgelöste)  Archiv -Com- 
mission  zu  Wetzlar  zur  Bewahrung  und  Auseinandersetzung 
des    ehemaligen    reichskammergerichtlichen    Archivs  ^).     Der 


der  Sache  nach  muss  nunmehr  die  Bundesversammlung  in  solchem  Falle 
durch  neue  Wahl  eine  unvollständig  gewordene  Commission  ergänzen. 

«)  Ge8ch..0rd.  f.  d.  B..C.  v.  29.  April  1819,  §.  5. 

^)  Ausdracklich  erklärt  dies  der  in  der  Sitzung  vom  13.  März  1845, 
Protok.  §.  107,  erstattete  Gommissionsbericht  S.  241. 

*)  Die  Geschäftsordnung  der  technischen  Militaircommission  der 
deut  B.-y.  V.  15.  März  1819  siehe  bei  v.  Meyer,  a.  a.  0.  3.  Aufl.  Thl.  II. 
S.  78  flg.  ~  Vergl.  auch  B.-B.  vom  29.  Juli  und  5.  Aug.  1819,  eben  das. 
S.  87. 

«)  B..B.  V.  20.  Sept  1819,  ebendas.  S.  99.  —  B.-B.  vom  20.  Juni, 
8.  Aug.  und  10.  Okt.  1833,  ebendas.  S.  285  flg. 

')  Angeordnet  wurde  die  Archiv  -  Commission  durch  B.-B.  vom 
25.  Jan.  1821,  Prot  §.  15.  —  Die  Auseinandersetzung  des  reichskammer- 
gerichtlichen Archivs  dauerte  bis  in  das  Jahr  1852,  in  welchem  nach  Be- 
endigung ihres  Geschäftes  die  Archiv -Commission  aufgelöst  wurde.    Die 


Digitized  by  LjOOQ IC 


334  §•  187.  Die  Bundes-EanzleL 

Umfang  der  BeflignisBe  solcher  CommiBBionen  richtet  sich 
lediglich  nnr  nach  den  von  der  BnndeBverBammlnng  ihnen  er- 
theilten  Instraktionen. 

§.  137. 
Xm.   Die  Bundes -Kanzlei. 

I.  Das  Kanzlei -Personal  der  Bondesversammlang  besteht 
aus  einem  Eanzleidirektor  (der  zugleich  die  Protokolle  in  den 
Sitzungen  zu  ftihren  hat)^  einem  Registrator,  einem  Kassier, 
einem  Kassencontroleur,  zwei  Kanzellisten,  dem  Druckcorrektor, 
welcher  zugleich  die  Stelle  eines  dritten  Elanzellisten  versieht, 
und  zwei  Kanzleidienem  0.  Ftir  das  Kassenwesen  ist  ein 
Kassier^  ein  Controleur  und  ein  Kassendiener  angestellt'). 

n.  Die  Ernennung  der  Bundesbeamten  geschieht  nadi  der 
revidirten  Geschäftsordnung  der  Bundesversammlung  vom 
16.  Juni  1854  §.  31  ,,von  der  Bundesversammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Präsidiums^'  in  geheimer  Abstimmung.  Nimmt 
die  Bundesversammlung  ein  vorgeschlagenes  Individuum  nicht 
an,  so  hat  dies  einen  neuen  Vorschlag  zur  Folge.   Der  Gewählte 


untrennbaren  Theile  des  Archivs  sind  zu  Wetzlar  yerblieben  und 
unter  die  Obhut  von  Preussen  gesl^t  worden.  VergL  B.-B.  v.  25.  Novbr. 
1851  (Protok.  §.  233);  B.-B.  v.  24.  Juni  1852  (Protok.  §.  167  und  §.  168); 
B.-B.  V.  28.  Okt.  1852  (Prot.  §.  256);  B.-B.  v.  28.  April  1853  (Prot  §.  119); 
B.-B.  V.  29.  Mai  1856  (Protok.  §.  170).  —  Vergl.  Dietz,  Nachrichten  vom 
Archiv  des  ehemal.  R.-K.-G.  zu  Wetzlar,  in  P.  Wigand,  Wetzlarische 
Beiträge,  1837.  Heft  2.  S.  114;  besonders  aber  P.  Wigand,  Denkschrift, 
das  ehemal.  R.-E.-6.-Archiv  zu  Wetzlar  btr.  in  dessen:  Denkwürdigkeiten, 
gesammelt  aus  dem  Archive  des  R.-K.-Gerichts  zu  Wetzlar.  Leipz.  1864.  — 
Das  Archiv  des  vormaligen  oberreinischen  Kreises  hat  die  Krone 
Bayern  nach  B.-B.  vom  11.  Sept  1828  in  Yenrahrnng  genommen  und  ra 
Aschaffenburg  untergebracht  Durch  B.-B.  vom  5.  Jan.  1860,  Protok. 
§.  2,  wurde  der  k.  bayerischen  Regierung  dessen  Yerbringung  nach  Würz- 
bürg  gestattet 

«)  Vorlauf.  Ge8ch.-Ord.  der  B.-Y.  v.  14.  Kov.  1816,  lY.  —  Die  Stelle 
eines  Druckcorrektors  wurde  durch  B.-B.  v.  23.  Dec.  1816  (Prot  §.  70) 
geschaffen;  (bei  6.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II. 
S.  38).  —  Ueber  die  Besoldungsverhältnisse  siehe  B.-B.  vom  30.  Juli  1821 
(Prot  §.  228);  B.-B.  vom  2a  Juni  1827,  §.  13  (Separat  Protok.  §.  4);  bei 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  ü,  S.  146,  189. 

»)  B.-B.  V.  14.  Okt  1830  (Prot  §.  246);  B.-B.  v.  27.  Jan.  1831  (Prot 
§.  15);  bei  G.  v.  Meyer,  a.  a.  0.  n,  S.  219. 
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wird  von  dem  Vorsitzenden,  und  zwar  der  Kanzleidirektor  in 
der  Bundesversammlung,  in  Eid  und  Pflicht  für  den  Bund 
genommen. 

ni.  Die  vorläufige  Geschäftsordnung  der  Bundesver- 
sammlung vom  14.  Nov.  1816,  IV,  Abs.  5,  übertrug  dem  Prä- 
sidium die  Befugniss,  „die  Angestellten  des  Bundes,  im  Falle 
nicht  gehörig  erfüllter  Amtspflicht  wieder  zu  entlassen,  nicht 
minder  die  der  Bundesversammlung  zustehende  Jurisdiktion 
Aber  die  gemeinschaftlichen  Beamten  auszuflben'^  Durch  den 
Bundesbeschluss  v.  6.  Mai  1841,  n.  Nr.  6  (Prot.  §.  142)  über 
die  Gerichts-,  Heimaths-  und  Pensionsverhältnisse 
der  im  Dienste  des  Bundes  befindlichen  Personen  wurde  die 
Gerichtsbarkeit  des  Präsidiums  über  dieselben  wiederholt  an- 
erkannt, und  deren  Umfang  dahin  erläutert,  „dass  dieselbe  die 
aus  dem  Dienstverhältnisse  hervorgehende  Disciplinarge- 
walt  und  alle  diejenigen  Befugnisse  in  sich  begreife,  welche 
nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  den  Ge- 
sandten hinsichtlich  ihres  Personals  zugestanden,  und  mit  den 
Civil-  und  Criminalgesetzen  jener  Staaten,  welchen  die  be- 
treffenden Individuen  als  Unterthanen  angehören  und  wo 
deren  Heimath  begründet  ist,  vereinbar  sind. 

IV.  Die  Aufnahme  in  den  Dienst  des  Bundes  geschieht  — 
wo  nicht  eine  bestimmte  Dienstzeit  im  Anstellungsdekrete 
ausgesprochen  ist  —  bleibend  auf  Wohlverhalten^). 
Die  Entlassung  der  Kassen-,  Registratur-  und  Kanzlei-Beamten 
nnd  Diener  aus  den  Bundesdiensten,  sowie  die  Versetzung  in 
eine  andere  Stelle  kann  nur  auf  Grund  eines  Beschlusses  der 
Bundesversammlung  geschehen^).  Ein  Klagerecht  gegen  den 
Bund  auf  eine  gerichtliche  Untersuchung,  oder  wegen  vermeint- 
licher, aus  der  Dienstentlassung  oder  Dienstentsetzung  abge- 
leiteter Entschädigungsansprüche  ist  den  Beamten  und  Dienern 
des  Bundes  ausdrücklich  abgesprochen^). 


3)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  II,  7.  -  üeber  die  Besoldungs- 
Erhöhungen  der  Bundeskanzleidiener  siehe  B.-B.  vom  3.  Mai  1860,  Prot 
§.  133,  in  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  Tbl.  m.  (1862)  S.  18. 

«)  Revidirte  Gesch.-Ord.  der  B.-V.  v.  16.  Juni  1854,  §.  31,  Abs.  3. 
Dasselbe  verfügte  schon  der  B.-B.  v.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142)  H,  7. 

«)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot.  §.  142),  D,  7  a.  E. 
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V.  Den  im  Dienste  des  Bundes  angestellten  Personen  sind 
während  dieser  Dienstes-Eigenschaft  im  allgemeinen  alle  jene 
Vorrechte  beigelegt  ^  deren  sich  das  Personal  der  einzelnen 
Bondestagsgesandtschaften  in  Beziehung  anf  Jnrisdiktions-  nnd 
Exterritorialitäts- Verhältnisse  zn  erfreuen  hat<^). 

VI.  Der  Eintritt  in  die  Dienste  des  Bundes  ändert  niehts 
an  den  bis  dahin  erworbenen  Heimathsrechten  und  Unter- 
thansverhältnissen  des  Eintretenden.  Die Heimathsrechte 
müssen  vor  der  Aufnahme  in  den  Dienst  des  Bundes  vollständig 
nachgewiesen  und  von  der  betreffenden  Regierung  anerkannt 
sein.  Die  Erlaubniss  zur  Verehelichung  eines  Bedienstetem  des 
Bundes  hat  von  der  Regierung  auszugehen,  in  deren  Unter- 
thanenverbande  derselbe  steht;  sie  setzt  jedoch  den  Nachweis 
voraus,  dass  der  Verehelichung  keuoi  Anstand  in  dienstlicher 
Beziehung  von  Bundeswegen  entgegenstehe.  Die  Ehefrauen 
und  Kinder  der  Bediensteten  des  Bundes  theilen  die  Heimaths- 
rechte der  Letzteren''). 

VII.  Die  Bediensteten  des  Bundes  erwerben  durch  treue 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  Anspruch  auf  Pensionen  aus  Bundes- 
mitteln ftlr  sich  und  ihre  Wittwen  und  Waisen,  ftir  Letztere 
bis  zu  deren  vollbrachtem  zwanzigsten  Jahre.  Die  OrOsse  der 
Pensionen  richtet  sich  nach  der  Dauer  der  Dienstzeit  und  der 
Höhe  der  Besoldung.  Ein  Anspruch  auf  einen  Normalmhe- 
gehalt  wird  aber  von  dem  Bediensteten  jedenfalls  erst  nach 
zehnjähriger  befriedigender  Dienstleistung,  und  nur  dann  er- 
worben, wenn  die  Dienste  dem  Bunde  mit  Ausschluss  eines 
jeden  anderen  Dienstverhältnisses  geleistet  worden  sind.  Nach 
vierzig  Dienstjahren  wird  der  unverkttrzte  Fortgenuss  der 
ganzen  fixen  Besoldung  gewährt^). 


«)  B.-B.  V.  6.  Mai  1841  (Prot  §.  142),  II,  5. 

7)  Ebendas.  I,  1—4. 

>)  Die  speriellen  Bestimmungen  aber  die  Berechnung  dieser  Pensionen 
8.  ebendas.  III,  8—17.  Die  Bestimmungen  des  B.-B.  y.  6.  Mai  1841,  über 
die  Heimatbs-,  Pensions-  und  Gerichtsbarkeitsyerh&ltniBse  der  Beamten  und 
Diener  des  Bundes  hatdiereyidirte  Geschäftsordnung  §.  31,  Abs.  4,  aus- 
drücklich bestätigt 
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§.  138. 

XIV.    Verliältniss    der  Bundestagsgesandten  und  der 
Bundesversammlung  zur  freien  Stadt  Frankfrirt 

I.  Die  Bundestagsgesandten  und  die  sie  begleitenden  ge- 
sandtschaftlichen Personen  gemessen  ftlr  sich^  ihre  Familie 
und  Dienerschaft  in  der  freien  Stadt  Frankfhrt  alle  jene  Aus- 
zeichnungen und  Vorrechte,  welche  überhaupt  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  den  Gesandten  und  ihrem  Gefolge 
zustehen.  Nach  dem  Bundesbeschlusse  vom  22.  Oktober  181 6, 
welcher  als  Note  dem  Senate  der  freien  Stadt  Frankfurt  zu- 
gesandt worden  ist^),  gemessen:  A)  die  Wohnungen  gesandt- 
schaftlicher Personen  die  völlige  Exterritorialität  B)  Die 
Gesandten  und  gesandtschaftlichen  Personen  nebst  ihrer  Familie 
und  Dienerschaft  sind  von  aller  städtischen  Jurisdiktion,  mithin 
von  aller  Civil-,  Criminal-  und  polizeilichen  Gerichtsbarkeit  der 
Stadt  Frankfurt  befreit  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  auch 
auf  die  Obsignation  bei  Sterbfällen.  G)  Keine  Behörde  der 
Stadt  kann  sich  amtlicher  Weise  an  die  Bundesversammlung 
oder  eine  einzelne  Gesandtschaft  aus  derselben  wendeui  sondern 
es  hat  der  Senat  zur  Führung  des  Verkehrs  mit  der  Bundes- 
versammlung und  den  Gesandtschaften  eine  Commission  aus 
seiner  Mitte  zu  ernennen,  welche  die  Stelle  eines  Ministeriums 
des  Auswärtigen  in  dieser  Beziehung  emnimmt  D)  Um  Colli- 
sionen  vorzubeugen,  verpflichten  sich  die  Bundestagsgesandten, 
ein  jeder  ein  Verzeichniss  der  zu  seiner  Gesandtschaft  ge- 
hörenden gesandtschaftlichen  Personen,  sowie  ihrer  Familie 
und  Dienerschaft,  der  Commission  einzureichen,  auch  sie  von 
den  dabei  eintretenden  Veränderungen  sofort  zu  benachrichtigen. 
E)  Dabei  erklärten  die  Gesandten,  auf  den  soQStigen  Gebrauch, 
auch  anderen,  nicht  zur  Gesandtschaft  gehörigen  Unterthanen 
ihrer  Souveraine,  oder  Fremden,  Schutzbriefe  fUr  den  Aufent- 
halt oder  itlr  die  Treibung  eines  Gewerbes  zu  ertheilen,  keinen 
Anspruch  machen,  und  selbstverständlich  den  in  ihren  Diensten 
stehenden  Personen  nicht  gestatten   zu   wollen,   Handwerks- 


0  Abgedruckt  in  G.  t.  Meyer,  Corp.  Jor.  Confoed.  Germ.  3.  Anfl. 
TU.  n.  S.  29  IL 

ZOpfl,  Stutmoht.  ».  Aufl.  I.  22 
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arbeiten  ausserhalb  der  Wohnnng  des  Gesandten  oder  ftr  an- 
dere zn  einer  Bnndestagsgesandtsehaft  nicht  gehörige  Personen 
zn  verfeitigen.    Doch  wurde  der  Bundesversammlung  in  ihrer 
Gesammtheitdie  Befugniss  vorbehalten,  in  geeigneten  Fällen 
Schntzbriefe  für    den   Aufenthalt   in  Frankfurt  zu   ertheilen. 
F)  Zur  Dienerschaft  eines  Bundestagsgesandten  gehörige  Indi- 
viduen, welche  bei  entstehenden  Händeln  oder  Wider- 
setzlichkeiten  gegen    Polizeiverffigungen    verhaftet 
worden  sind,  sollen,  sobald  sie  sich  legitimiren,  in  das  Hans 
des  Gesandten  verbracht  werden.  Die  Gesandten  werden,  wenn 
sie  es  nicht  vorziehen,  ein  solches  Individuum  des  Dienstes  zn 
entlassen,  unverzüglich  auf  die  ihnen  in  geeignetem  Wege  zu- 
gehenden Mittheilungen  alle  erforderliche  Auskunft  gewähren, 
besonders  wo  das  Zeugniss  einer  solchen  Person  zur  Aufklä- 
rung der  Sache  nöthig  sein  sollte;  auch  werden  sie  den  gegen 
ein  solches  Individuum  geftihrten  Beschwerden  dergestalt  Folge 
geben,  dass  dasselbe  von  derjenigen  Behörde,  der  es  unter- 
worfen ist,  zur  Untersuchung,  und  wenn  es  schuldig  befunden 
wird,  zur  Strafe  gezogen    und  zur  Genugthuung   angehalten 
werde.    G)  In  Fällen  eines  angeschuldigten  oder  erwiesenen 
Verbrechens  ist  aber  ein  solches  Individuum,  falls  es  wegen 
augenblicklicher  Gefahr  von  der  Polizei  in  Verhaft  genommen 
sein  sollte,  ebenfalls  sofort  an  den  Gesandten  abzuUefem,  und 
ihm  sowie  in  anderen  Fällen  dieser  Art,  in  welchen  keine  Ver- 
haftung erfolgt  ist,  zu  überlassen,  ob  er  dasselbe  dem  Senate 
zur  Untersuchung  und  Bestrafung  ausliefern,  oder  in  sichere 
Verwahrung  in  seiner  Wohnung  gebracht,  an  seine  Regierung 
behufs  der  Untersuchung  und  Bestrafung  senden  wolle.  H)  Eine 
Haussuchung  in  der  Wohnung  eines  Bundestagsgesandten 
kann  nur  in  dringenden  Criminal-Fällen,  und  zwar  erst  nach 
vorhergehender  gebührender  Anzeige  und  mit  ausdrücklicher 
Genehmigung  des  Gesandten,  und  in  seiner  oder  in  der  dazu 
verordneten  Person  Gegenwart  vorgenommen  werden.    I)  Es 
machen  jedoch  die  Bundestagsgesandten  keinen  Anspruch  auf 
eine  Befugniss,  Personen,  welche  zu  ihrer  Gesandtschaft  nicht 
gehören,   und   von    der  Polizei   oder   den   Gerichten   verfolgt 
werden,  wissentlich  in  ihrer  Wohnung  einen  Zufluchtsort  (Asyl) 
zu  ertheilen,  sondern  verpflichten  sich  vielmehr,  selbige  auf 
die  erste,  ihnen  davon  gebührend  gemachte  Anzeige  der  Behörde 
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verabfolgen  zn  lassen  ^.  E)  Die  Bnndestagsgesandten  geniessen 
für  sich  nnd  ihr  Gefolge  auch  gänzliche  Befreiung  von  städ- 
tischen Steuern  und  Abgaben  aUer  Art,  sowie  von  aller  Ein- 
qnartiening  nnd  Reloition.  Sie  haben  das  Rechte  von  Fremden 
▼erfertigte  Mobüien  für  ihren  und  der  Ihrigen  Gebrauch  selbst 
ausser  der  Messzeit  einftthren  zn  lassen :  sind  aber  yerpflichtet, 
hinsichtlich  aller  Mobüien  und  Consnmtibilien ,  welche  sie 
kommen  lassen ,  erforderliche  Gertifikate  unter  ihrer  Unter- 
schrift und  Siegel  dahin  auszustellen,  dass  diese  Oegenstände 
ihnen  gehören,  und  zu  ihrem  oder  der  Ihrigen  alleinigen  Ge- 
brauche bestimmt  sind.  Die  Erben  eines  Bundestagsgesandten 
oder  einer  zu  seinem  Gefolge  gehörenden  Person  geniessen 
Freiheit  von  Bezahlung  des  Abzugsgeldes  selbst  in  dem  Falle, 
dass  die  Erbschaft  nach  einem  nicht  zum  deutschen  Bunde 
gehörigen  Staate  ausgeftlhrt  werden  sollte.  L)  Die  Verhältnisse 
des  jedesmaligen  Bündestagsgesandten  der  Stadt  Frankfurt  zu 
derselben  sind  ihrer  eigenen  Bestimmung  überlassen.  M)  Nach 
dem  Anschlüsse  Frankfurts  an  den  Zollverein  wurde 
mit  dieser  freien  Stadt  von  der  Bundesversammlung,  1838  Nov., 
ein  Uebereinkommen  getroffen,  wie  die  nunmehr  nöthig  ge- 
wordenen Gontrollmassregeln  hinsichtlich  der  zollfreien 
Bezüge  der  Bundestagsgesandtschaften  und  ihres  Personals  iFtlr 
die  Dauer  des  Zollvereins  einzurichten  seien.  Es  wird  hiemach 
für  jede  Bundestagsgesandtschaft  ein  Frei -Conto  von  fl.  8500 
eröffnet  und  nach  dessen  Erschöpfung  erneuert.  Hierauf  ist 
auch  der  Verbrauch  der  Mitglieder  der  Militärcommission,  welche 
ähnliche  Zollbefreiung  wie  die  Gesandtschaften  geniessen,  ein- 
zutragen« Der  Verbrauch  des  Bundeskanzleidirektors  und  der 
übrigen  zur  Bundespräsidial-Eanzlei  gehörigen  Personen,  sowie 
des  Bundeskassiers  und  Bundes-Eassen-Controleurs  werden  dem 
Frei- Conto  des  jeweiligen  k.  k.  Bundespräsidialgesandten  in 
Aufrechnung  gebracht^). 

U.  Ein  besonderes  Recht  ist  der  Bundesversammlung 
überdies  durch  die  Wiener  Congressakte  v.  9.  Juni  1815, 


*)  Ueber  die  völkerreehtliche  Lehre  yom  Asyle  vergL  R.  t.  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  L  (Tabingen  1860)  S.  637—764. 

>)  Siehe  B.-B.  vom  29.  Nov.  1838,  §.  361.    G.  v.  Meyer,  Corp.  Jor. 
Confoed.  Germ.  8.  Aufl.  Thl.  ü.  S.  369  flg. 

22* 
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art.  46y  in  Bezug  auf  die  freie  Stadt  Frankfurt  beigd^ 
nämlich  die  BefiignisB,  die  Verfassangsstreitigkeiten 
zu  entscheiden,  welche  sich  in  derselben  erheben  können^). 
Die  Bundesversammlung  hat  dieser  Bestimmung  der  Wiener 
Congressakte  bereits  in  einem  Falle  die  Ausdehnung  gegeben, 
dass  sie  auch  ohne  vorhandene  Verfassungsstreitigkeit  in  der 
Bürgerschaft  oder  deren  verfassungsmässigen  Organen,  sowie 
auch  ohne  irgend  ein  Anrufen  von  Seiten  wirklich  oder  an- 
geblich Betheiligter,  sich  für  befugt  erkannte,  die  „Ungiltig- 
keit"  einiger  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Yer- 
fassungsgesetze,  als  „nicht  legal''  entstanden,  auszusprechen, 
und  sich  hinsichtlich  der  Verfassungsveränderungen  ttberhaupt 
eine  Einwirkung  als  „competenzmässiges  Becht^'  vor- 
zubehalten ^). 

§.  139. 
Gegenstände,  welche  vor  das  Plenum  gehören. 

I.  Die  Gegenstände,  über  welche  nur  im  Plenum  ent- 
scheidende Beschlüsse  gefasst  werden  dürfen,  sind  A)  nach  der 
Bandesakte,  art  6:  1)  Abfassung  und  Abänderung  von 
Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes^);  2)  organische 


*)  W.  G.-A.  art.  46:  ,,Le8  discussions,  qui  pouiront  s'^leyer,  seit  snr 
r^tablissement  de  la  Constitution  (de  la  ville  de  Francfort),  soit  sur  son 
maintien,  seront  du  ressort  de  la  Di^te  Germanique,  et  ne  ponrront  dtre 
d^cid^B  que  par  eile."  —  In  Gemässheit  dieser  Bestimmung  ist  im  J.  1816 
bei  der  B.-Y.  eine  Reklamation  von  Seiten  der  alten  Geschlechter  der 
adeligen  Ganerbschaft  Alt-  Limpurg  zu  Frankfurt  a.  M.  auf  die  Besetzung 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Stellen  des  Senats  erhoben  worden.  Yergl. 
Prot  V.  2.  Dec.  1816,  §.  36;  und  den  in  dieser  Sache  ergangenen  Bundes- 
beschluss  vom  13.  März  1845,  Protok.  §.  102  in  G.  t.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  431. 

B)  B.-B.  T.  12.  Aug.  1852,  Prot  §.  231,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  n.  S.  581.  —  Yergl.  hierftber  mein  Rechts- 
gutachten über  die  fortdauernde  Giltigkeit  der  in  der  fr.  Stadt  Frankfurt 
den  Israeliten,  Landbewohnern  und  Beisassen  gesetzlich  verliehenen  Gleich- 
stellung mit  den  christlichen  StadtbOrgem.  1852.  S.  60  fl. 

*)  Die  B.-A.  art.  6  erwlüint  als  hierher  gehörig  noch  ausdrücklich 
„Beschlüsse,  welche  die  Bundes- Akte  selbst  betreffen.**  Diese  Erwähnung 
war  aber  an  sich  ganz  überflüssig,  da  die  Bnndesakte  selbst  Grundgesetz 
ist,  and  bis  zur  Abfassung  der  W.  S.-A.  sogar  das  einzige  Grundgesetz 
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Bundeseinrichtangeii y  und  3)  sonstige  gemeinnfltzige  An- 
ordnungen; B)  nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  12 
kommen  noch  hinzu:  4) Kriegserklärungen  und  Friedens- 
Schlüsse;  5)die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund. 
II.  Bei  entstehenden  Zweifeln  soll  nach  der  Wiener  Schluss- 
akte art.  12  vorerst  im  engeren  Bathe  entschieden  werden, 
ob  eine  Sache  vor  das  Plenum  gehört  oder  nicht 

§.  140. 

Von  den  Gegenständen,  über  welche  keine  Beschlüsse 

durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  können*). 

A,     Uebersicht  und  Aufisählung  der  hieher  gehörigen 

FäUe. 

I.  Als  Regel  ist  in  der  Bundesakte  art.  7  und  in  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  sowohl  für  die  Beschlussfassungen 
im  Plenum  wie  im  engeren  Bathe  die  Stimmenmehrheit 
aufgestellt. 

n.  Die  Ausnahmsfälle;  in  welchen  weder  im  Plenum 
noch  im  engeren  Rathe  (je  nachdem  nämlich  die  Abstimmung 
in  dem  einen  oder  dem  anderen  zu  geschehen  hat)  eine  Be- 
schlussfassnng  durch  Stimmenmehrheit  stattfinden  kann,  zer- 
fallen in  zwei  Klassen,  1)  solche  Fälle ,  in  welchen  nur  allein 
Stimmeneinhelligkeit  entscheidet,  und  2)  solche  Fälle, 
in  welchen  ohne  Zustimmung  des  besonders  betheiligten 
Bnndesgliedes  kein  dasselbe  verbindender  Beschluss  möglich 
ist'^).  A)  Die  Fälle,  in  welchen  Stimmeneinhelligkeit 
erfordert  wird,  sind  nach  der  Bundesakte  und  Wiener  Schluss- 
akte:   1)  Beschlussfassuugen  über   alle  jene   Gegenstände, 


war.  —  Yei^gl.  über  die  YerBchiedenen  Ansichten  von  dem  Sinne  und  der 
Bedeutung  dieses  Stelle,. A.  Dörr,  a.  a.  0.  S.  288  flg. 

*)  K  Franck,  über  die  Bildung  der  Beschlüsse  des  engeren  Käthes 
und  des  Plenum's  der  deut  B.-V.  durch  Stimmenmehrheit  und  Stimmen- 
einheit   Ein  bundesrechtlicher  Versuch.    Mainz  1857. 

*)  In  der  Praxis  wird  es  sich  zwar  regelmässig  so  stellen,  dass,  wenn 
das  betheiligte  Bundesglied  zustimmt,  auch  Stimmeneinhelligkeit 
vorhanden  ist,  und  darum  behandeln  die  Bundesgesetze  die  hier  unter- 
Bchiedenen  beiden  Klassen  von  Fällen  stets  miteinander,  ohne  besondere 
Scheidung;  vergl.  B.-A.  art  7;  W.  S.-A.  art  13. 
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deren  EntBcheidiiog  naeh  der  Bnndesakte  imd  IPReDer  ScUbsb- 
akte  nur  im  Hennm  geschehen  darf  (§.  139)  mit  alkräiger 
Ausnahme  der  Besditassfassongen  über  Kriegserkllrnngen 
ond  Friedensschlllsse');  2) Besehhissfassongen über Beli- 
gionsangelegenheiten^);  3)  wenn  die  Beehte  nnd  Fffiehloi 
dnes  Bnndesg^edes  wegen  Verlnderung  des  gegenwär- 
tigen Besitzstandes  eine  Abändenmg  eridden  sollm^; 
4)  wenn  ein  Bnndesglied  seine  Soaveiainetat  oder  einen  TheO 

^  B.-A.  an  7;  W.  8.-A.  art  13  a.  64.  —  Bfan  eniehl  liienuis,  da» 
Kriegserklärnngen  und  Friedensschlflsse  die  einzigen  Gegen- 
stände sind,  bei  welchen  die  in  der  B.-A.  arL  7,  Abs.  2,  au^sesteOle  Rege) 
Platz  greifen  kann,  dass  im  Flamm  regehnissig  eine  Hebrheh  Ton  zwei 
Drittheilen  entscheiden  solle.  Es  ist  diese  Art  der  Beschlossfiusong  also 
fiel  mehr  eine  Ausnahme,  als  eine  B^[el;  denn  in  allen  anderen  tof 
das  Plenum  gewiesenen  Gegenständen  kann  nur  Stimmeneinhellig- 
keit entscheiden.  Diese,  keineswq^  einzige,  Ungenanigkeit  in  der  Bedak- 
tion  des  Textes  der  B.- A.  ist  anf  Rechnung  der  Eilfertigkeit  bei  der  Ab- 
&ssang  zu  setzen. 

«)  B.-A.  art.  7;  W.  S.-A.  art.  13.  —  Das  Erfordemiss  der  Stimmen- 
einhelligkeit  bei  Rdigionssachen  ist  eben  so  wie  die  nachfolgende  Bestimmung 
Ober /uro  singularum  aus  der  ReichsyerfEissung  (dem  westphälischen  Frieden) 
beibehalten  worden  (siehe  oben  §.  81,  V.).  Die  weitere  Bestimmung  des 
westphälischen  Friedens  über  die  Itio  in  partes^  welche  hauptsächlich  zum 
Schutze  der  protestantischen  Reichsstände  gegen  das  üebergewicht  der 
katholischen  Stimmen  auf  dem  Reichstage  eingeführt  worden  war ,  fand  in 
der  Bundesakte  keine  Aufiiahme,  da  die  gegenwärtige  Zahl  der  katholischen 
Stimmen  am  Bunde  (nur  drei,  nämlich  Oesterreich,  Bayern  und 
Liechtenstein)  den  protestantischen  Bundesgliedem  keinen  Grund  zur 
Besorgniss  geben  kann.  Sachsen,  dessen  königliches  Haus  zwar  katho- 
lisch ist,  wurde  schon  zur  Reichszeit  nur  als  protestantische  Stimme  be- 
trachtet; 8.  oben  §.  91,  IX.  —  üeber  den  Begriff  von  Religionsan- 
gelegenheiten vergL  V.  Dresch,  Abb.  1822,  Nr.  II,  S.  37.  —  VeigL 
hierQber  die  Berichte  und  Abstimmungen  über  die  Beschwerde  des 
H.  V.  Eettenburg  auf  Matgendorf  (Mecklenburg-Schwerin)  wegen 
beeinträchtigter  Religionsfreiheit,  Prot  d.  B.-V.  vom  17.  März  18&3,  §.  75. 
und  9.  Juni  1853,  §.  152. 

s)  W.  S.-A.  art.  6.  —  Solche  Veränderungen  sind  bis  jetzt  noch  nicht 
mit  Einfluss  auf  das  Stimmgewicht,  sondern  nur  mit  Einfluss  auf  die 
matrikularmässigen  Geldbeiträge  und  auf  die  Stellung  des  Militär -Gontin- 
gentes  vorgekommen.  Vergleiche  die  Abtretung  des  Sachsen-Coburg- 
Gothaischen  Fürstenthums  Lichtenberg  an  Preussen.  Protok.  d. 
B.-V.  vom  26.  Sept.  1834,  §.  46a  und  die  Abtretung  des  Schaumburg- 
Lippe'schen  Amtes  Blomberg  an  Lippe  vom  14.  April  1842  §.  105 
(V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  Thl.  H,  S,  311  u.  400). 
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seiner  Länder  an  einen  auswärtigen,  nicht  verbflndeten 
Fürsten  abtreten  will^);  5)  wenn  einem  deutschen  Bundes- 
forsten  durch  Erbschaft  andere  Bundesstaaten  zufallen ,  hat 
der  Bund  durch  Stimmeneinhelligkeit  zu  bestimmen ,  ob  und 
in  wiefern  ihm  die  bisher  darauf  haftenden  Stimmen  im  Plenum 
beigelegt  werden  können'').  B)  Ohne  freie  Zustimmung  der 
fietheiligten  dürfen  weder  im  Plenum ,  noch  im  engeren  Rathe 
Beschlüsse  gefasst  werden  1)  über  jura  singulorum^),  und 
2)  wenn  einzehien  Bundesgliedern  eine  besondere  Leistung  ftir 
den  Bund  zugemuthet  werden  will^). 

III.  Die  revidirte  Geschäftsordnung  vom  16.  Juni 
1854,  §.  12,  nennt  als  Gegenstände,  über  welche  kein  Be- 
schluss  durch  Stimmenmehrheit  stattfindet,  nur:  Annahme 
nener  Grundgesetze  oder  Abänderung  der  bestehenden, 
organische  Bundeseinrichtungen,  jura  sinffulorum,  die  Auf- 

•)  W.  S.-A.  art.  6.  —  Siehe  oben  §.  117. 

')  W.  S.-A.  art  16.  —  Bisher  hat  sich  die  B.-V.  noch  nicht  bewogen 
gefanden,  eine  solche  Bewilligung  za  ertheilen.  Der  Antrag  von  Anhalt- 
Dessau,  ihm  die  Fortführung  der  Virilstinune  von  Anhalt- Cöthen  im 
Flenum  zu  gestatten,  wurde  durch  B.-B.  v.  7.  Nov.  1851  (Prot  §.  209,  bei 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  565)  abge- 
schlagen, und  die  von  dem  herzogl.  Hause  Anhalt-Cöthen  geführte 
Plenarstimme  mit  dem  Erlöschen  dieses  Hauses  im  Mannsstamme  für  hin- 
weggeüeülen  erklärt.  —  Wegen  der  Stimmführung  im  engeren  Rathe 
enthält  die  W.  S.-A.,  art.  16,  keine  Bestimmung.  Tritt  also  der  Erbfedl 
lediglich  unter  Mitgliedern  einer  Curie  ein,  so  ist  dadurch  nichts  weiter 
verändert,  als  dass  nun  das  erbende  Haus  auch  den  Bruchtheil  der  Stimme 
des  ausgestorbenen  Hauses  führt,  wie  sich  dies  bei  dem  Erlöschen  von 
Anhalt-Cöthen  gezeigt  hat  Gehen  aber  Bundesstaaten,  welche  an  einer 
Gesammtstimme  Antheil  hatten,  durch  Erbfolge  und  dergl.  an  ein  Haus 
über,  welches  bereits  eine  ganze  Stimme  im  engeren  Rathe  führt,  so  gelten 
die  Antheile  an  der  Curiatstimme  für  erloschen,  da  im  engeren  Rathe 
ohnehin  kein  Bundesglied  mehr  wie  eine  Stimme  führen  kann.  In  dieser 
Weise  sind  die  Antheile  von  Hohenzollern-Hechingen  und  Sigma- 
ringen an  der  16.  Stimme  mit  dem  Uebergange  dieser  Fürstenthümer  an 
Preussen  im  J.  1850  erloschen.  Der  Fall,  wie  es  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Bundesstaat,  auf  welchem  ein  Antheil  an  einer  Curiatstinmie 
ruht,  an  ein  Bundesglied  durch  Erbschaft  u.  dergl.  überginge,  welches  in 
einer  anderen  Curiatstimme  steht,  ist  nirgends  vorgesehen,  und  würde, 
wenn  er  eintreten  sollte,  eine  besondere  Beschlussfassung  der  B.-V.  nöthig 
machen. 

8)  B.-A.  art.  7 ;  W.  S.-A.  art.  15.  -  Siehe  oben  Note  4. 

9)  W.  S.-A.  art  15. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


344      §-  ^^'  G^^enstinde,  welche  StuBmeneuiheUigkeit  erfordern. 

nähme  nener  Mitglieder  in  den  Bond  nnd  Beligions- 
angelegenheiten.  Es  darf  aber  hieraus  nicht  geschlossen 
werden,  dass  nunmehr  die  Besehlossfassnng  dnrch  Stimmen- 
mehrheit in  den  anderen  bei  dieser  An&ählmig  übergangen«! 
Fällen,  in  welchen  sie  nach  der  Bnndesakte  und  Wiener  Schlnsa- 
akte  ausgeschlossen  ist,  habe  wieder  hergestellt  werden  woOen: 
hierzu  wäre  mindestens  eine  bestimmte  aosdrückliche  Erklämng 
in  der  revidirten  Geschäftsordnung  nöthig  gewesen,  da  nicht 
angenommen  werden  kann,  dass  die  Bnndesversammlnng  bei 
der  Bevision  ihrer  Geschäftsordnung  nur  so  beiläufig  ausdrttck- 
liehe  Bestimmungen  der  Grundgesetze  des  Bundes  habe  be- 
seitigen wollen. 

IV.  Die  Eigenschaft  eines  Gegenstandes,  dass  darttber 
kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  kann, 
hat  keineswegs  zur  Folge,  dass  derselbe  von  der  Bundesrer- 
Sammlung  gar  nicht  inBerathung  gezogen  oder  ihre  Gompe- 
tenz  als  sofort  ausgeschlossen  betrachtet  werden  dürfte,  sobald 
etwa  ein  Mitglied  yon  vomehinein  erklären  wttrde,  dass  es  der 
von  den  ttbrigen  Stimmen  beabsichtigten  Beschlussfassung 
nicht  beitreten  wolle;  vielmehr  schreibt  die  Wiener  Schluss- 
akte art.  13  gerade  mit  Bttcksicht  auf  diesen  Fall  vor,  dass 
der  definitiven  Abstimmung  eine  genaue  Prüfung  und  Er- 
örterung der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglieder  be- 
stimmenden Gründe  vorangehen  müsse,  und  deren  Darlegung 
in  keinem  Falle  verweigert  werden  dürfe ^^). 

V.  Hat  aber  die  Bundesversammlung  über  einen  Gegen- 
stand dieser  Kategorie  bereits  einmal  in  bundesverfassungs- 
mässiger  Weise  allgemeine  Grundsätze  festgestellt,  so 
dass  es  sich  nur  allein  noch  darum  handelt,  wie  „beschlossene 
Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausführung  zu  bringen 
sind 'S  so  findet  hinsichtlich  dieser  letzteren  Frage  nach  der 
Wiener  Schlussakte  art.  11  allerdings  wieder  die  regelmässige 
Beschlussfassung  nach  Stimmenmehrheit  statt ^^). 


^^)  Ausdrücklich  erklärt  dies  der  Gommissionsbericht  in  der  t.  Ketten- 
burg'sehen  Sache,  erstattet  in  der  Sitzung  der  B.-V.  vom  17.  M&n  1853, 
§.  75,  S.  254. 

**)  In  diesem  Sinne  hat  sich  die  österreichische  Abstimmung  in 
der  V.  Eettenburg'schen  Sache  (Sitzung  d.  B.-V.  v.  9.  Juni  1853,  Prot 
§.  152,  S.  445)  ausgesprochen. 
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§.  141. 

B.   Einzelne  besonders  ausgezeichnete  Fälle: 

1)    Die  authentisclie  Interpretation  der  ßundesgesetze. 

I.  So  wie  einem  Richter  die  Anwendung  eines  Gesetzes 
auf  einen  vorliegenden  Fall  nicht  möglich  ist,  ohne  dass  er 
sieh  eine  Ansicht  von  dem  Sinne  und  Oeiste  des  anzuwenden- 
den Gesetzes  bildet,  also  dasselbe  interpretirt,  so  kann  auch 
die  BnndesTersammInng  ihre  normativen  Beschlttsse  nicht 
praktisch  anf  einzelne  Fälle  anwenden,  ohne  anf  den  Sinn  und 
Geist  derselben  Rücksicht  zn  nehmen,  nnd  hierüber  können 
in  der  Bundesversammlung  eben  so  wohl  verschiedene  An- 
sichten hervortreten,  nnd  sind  schon  oft  hervorgetreten,  wie 
dies  anch  in  RichtercoUegien  nnd  anderen  Regiemngscollegien 
zn  geschehen  pflegt. 

n.  Wo  es  sich  nur  um  die  Feststellung  des  Sinnes  eines 
Bundesbesehlusses  zum  Behufe  der  Anwendung  desselben 
auf  einen  einzelnen  gegebenen  Fall  handelt,  hat  die 
Bundesversammlung  regelmässig  keine  Veranlassung,  über  den 
Sinn  des  anzuwendenden  Bundesbeschlusses  als  selbststän- 
digen Gegenstand  abzustimmen,  sondern  es  wird  jede  Stimme 
den  Ausdruck  ihrer  Ansicht  mit  ihrer  Abstimmung  in  der 
Hauptsache  verbinden  und  diese  selbst  nach  ihrer  Auf- 
fassung von  dem  Sinne  und  Geiste  des  anzuwendenden  Bundes- 
beschlusses einrichten. 

III.  Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  die  Bundesver- 
sammlung, sei  es  auf  Antrag  eines  Bundesgliedes  ^),  oder  aus 
eigenem  Ermessen,  beschliesst,  einen  Bundesbeschluss  zum 
Behufe  seiner  richtigen  und  gleichförmigen  Anwendung  authen- 
tisch zu  interpretiren.  Die  Frage,  welche  Verhandlungsart 
und  Abstimmungsweise  bei  der  authentischen  Interpretation 
von  Bundesgesetzen  anzuwenden  sei,  namentlich  ob  sie  immer 


*)  Ein  solcher  Antrag  eines  Bandesgliedes  auf  die  Ertheilung  einer 
authentischen  Interpretation  vor  der  Abstimmung  über  einen  vorliegenden 
Fall  unterliegt  selbst,  wie  jeder  andere  nicht  besonders  grundgesetzlich  aus- 
gezeichnete Berathongsgegenstand,  der  Verhandlung  im  engeren  Rathe  und 
der  Be8chluss£eissung  durch  Stimmenmehrheit 
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Yor  das  Plenum  gehöre  oder  nicht,  ist  bereits  in  der  Bundes- 
yersamminng  selbst  angeregt  worden^).  Am  richtigsten  wird 
man  hier  von  dem  Grandsatze  aasgehen ,  dass  eine  authen- 
tische Interpretation  nichts  anderes,  als  die  Aufstellung  eines 
neuen  Gesetzes  ist,  und  daraus  ergibt  sich  die  Folgerung, 
dass  zu  der  authentischen  Interpretation  alles  da^enige,  aber 
auch  nicht  mehr,  gehört,  als  was  zu  der  Abfassung  des  za 
interpretirenden  Gesetzes  selbst  erforderlich  gewesen  ist  und 
zu  seiner  förmlichen  Abänderung  nöthig  sein  würde.  Hier- 
aus ergibt  sich  von  selbst  die  Unterscheidung,  dass  die  Gesetze, 
die  nur  im  Plenum  errichtet  werden  können,  auch  nur  im 
Plenum  interpretirt  werden  dürfen,  die  übrigen  aber,  die  im 
engeren  Bathe  errichtet  worden  sind,  auch  yon  diesem  inter- 
pretirt werden  können.  Dieselbe  Unterscheidung  ist  auch  hin- 
sichtlich der  Frage  zu  machen,  ob  Stimmeneinhelligkeit  oder 
Stimmenmehrheit  zu  der  authentischen  Interpretation  erforde^ 
lieh  sei^). 

§.  142. 
2)  Die  organischen  Einrichtungen  des  Bundes, 

Organische  Einrichtungen  sind  nach  der  Wiener  Schlnss- 
akte  art.  13.  bleibende  Anstalten  als  Mittel  zur  Erfül- 
lung der  Bundeszwecke  0.  Die  sehr  bald  äusserst  fühlbar 
gewordene  Schwierigkeit,  organische  Einrichtungen  zu  Stande 
zu  bringen,  weil  dieselben  nur  durch  Stimmeneinhelligkeit 
beschlossen  werden  können  (§.  139,  140.  A,  1),  nöthigte  die 
Bundesversammlung,  einen  Ausweg  in  der  Weise  zu  ergreifen, 
dass  sie  da,  wo  voraussichtlich  die  Stimmeneinhelligkeit  nicht 
erzielt  werden  kann,  nur  provisorische  Beschlüsse  fasst, 


«)  Vergl.  die  Beü.  25,  §.  41,  zu  dem  Prot,  der  B.-V.  vom  5.  Juni  1820 
§.  190.  (Prot.  XII,  S.  143  flg.,  der  Quartausgabe.) 

')  Diese  Unterscheidungen  sind  auch  auf  den  Wiener  Ministerialconfe- 
renzen  von  1820  gemacht  worden.  Klub  er,  §.  120,  not.  d.  —  A.  M.  ist 
Brunquell,  I,  S.  275  fl.  —  Vergleiche  aber  v.  Dresch,  Beitr.,  Nr.  1; 
Reyscher,  Versuche,  S.  217;  und  besonders  Dörr,  a.  a.  0.  (Zeitschr.  f. 
deut  B.  1843,  Bd.  VU.),  S.  304  u.  flg. 

*)  Ueber  den  Begriff  der  organischen  fiinrichtongen  vergL  v.  Dresch. 
Beitr.  1822,  Nr.  2,  S.  31. 
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welche  als  einstweilige  Aushilfe  ^  und  yorttbergehende^  nicht 
definitiTe  Einrichtnogen  im  engeren  Käthe  nach  Stimmenmehr^ 
heit  gefasst  werden  können  ^).  So  unangenehm  es  schon  yiel- 
fach  in  der  Bundesyersammlung  empfunden  worden  ist,  dass 
organische  Einrichtungen,  welche  von  der  Majorität  als  höchst 
nothwendig  und  zweckmässig  erkannt  worden  waren,  an  dem 
Widerspruche  einzelner  Bundesglieder  gescheitert  sind,  so  hat 
sich  die  Bundesyersammlung  doch  niemals  entschliessen  können, 
das  Erfordemiss  der  Stimmeneinhelligkeit  bei  organischen  Ein- 
richtungen aufzugeben  und  hat  dasselbe  erst  neuerdings  wieder 
in  der  reyidirten  Geschäftsordnung  y.  16.  Juni  1854  §.  12 
als  fortdauernd  giltig  anerkannt. 

§.  143. 
3)   Die  Jura  Singulorum. 

I.  Jura  singulorum  (§.  139)  sind  nach  der  Erklärung  der 
Wiener  Schlussakte  art.  15  solche  Rechtsyerhältnisse,  in  Bezug 
anf  welche  die  deutschen  Staaten  „nicht  als  Glieder  des 
Bundes  in  ihrer  yertragsmässigen  Einheit,  sondern 
als  einzelne  selbstständige  Staaten^^  in  Betracht 
kommen^),  wesshalb  denn  auch  ohne  freie  Zustimmung  der 
Betheiligten  kein  dieselben  bindender  Beschluss  gefasst 
werden  kann 2).  Die  Fälle,  in  welchen  jura  singulorum  als 
yorhanden  angenommen  werden  sollen,  sind  in  den  Bundes- 
gesetzen nicht  speciell  aufgezählt  worden  und  hat  sich  daher 
auch  bei  einzelnen  Vorkommnissen  eine  grosse  Meinungsyer- 
schiedenheit  in  der  Bundesversammlung  gezeigt.  Zufolge  des 
in  der  Wiener  Schlussakte  art.  15   aufgestellten  Begriffes  ge- 


<)  YergL  das  am  29.  Juli  1819  zum  provisorischen  Bundesbeschluss 
erhobene  Gomoüssionsgutachten,  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ. 
3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  83  flg. 

^)  YergL  noch  über  diesen  Begriff  das  durch  B.-B.  v.  29.  Juli  1819  als 
Provisorium  angenommene  Commissionsgutachten  bei  G.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  86. 

«)  B.-A.  art  7;  W.  8.-A.  art.  15;  revidirte  Gesch.-Ord.  d.  B.-V.  v. 
16.  Juni  1854,  §.  12.  —  Stimmt  also  das  betheiligte  Bundesglied  zu,  so 
kann  die  Beschlussfassung  auch  wohl  durch  die  Majorität  der  Stimmen 
geschehen,  insofern  nicht  aus  anderen  Gründen  noch  Stimmeneinhelligkeit 
erforderlich  ist  ~  YergL  oben  §.  140,  U. 
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hören  dahin  A)  alle  Souverainetätsrechte  der  deutschen 
Bnndesglieder^  soweit  nicht  eine  Beschränkung  hmsichflieh 
deren  Anstlbnng  durch  die  Grandgesetze  des  Bnndes  und  ver- 
fassongsmässige  Bnndesbeschlttsse  begründet  worden  ist'). 
B)  Es  gehört  dahin  ferner  die  Bewilligung  von  dinglichen  und 
persönlichen  Vorrechten,  wie  die  Anerkennung  des  hohen  Adels, 
Privilegien,  Anszeiehnnngen  n.  dergl.,  zu  Gunsten  von  Personen, 
hinsichtlich  deren  die  Bundesglieder  nicht  schon  in  den  Grund- 
vertragen  des  Bundes  eine  Verpflichtung  zu  einer  derartigen 
Einräumung  übernommen  haben  ^).  C)  Der  Interimsbeschluss 
vom  29.  Juli  1819  rechnete  unter  die  jura  sinpuhrum  auch 
die  Fälle,  wo  ein  Bundesglied  Leistungen  flbemehmen  soll, 
welche  die  anderen  nicht  gleichmässig  tragen.  Dieser  Fall 
ist  zwar  in  der  Wiener  Schlussakte,  art  15,  auch  namentlich 
und  mit  gleicher  Rechtswirkung,  wie  die  jura  dnfftilorumj 
jedoch  als  ein  von  denselben  unterschiedener  Fall  aufgeftlhrt 
worden. 

n.   Die  Bestimmung,  dass  über  jura  dngulorwn  kein  Be- 
scUuss  ohne  Zustinmiung  der  Betheiligten  gefasst  werden  soll, 


3)  Dieser  Satz  ist  p  r  i  n  c  i  p  1  e  11  zu  keiner  Zeit  streitig  gewesen.  VergL 
den  Bundes-Präsidial-Vortrag  am  15.  Novbr.  1816  (I.  Sitzung):  „Wir 
wollen  uns  zum  Ziele  unserer  Bestimmung  setzen :  die  Heiligkeit  der  Bundes- 
akte in  ihren  Grundbegriffen  mit  unbeirrter  inneren  freien  Wirk- 
samkeit der  einzelnen  Regierungen  nach  Lokal-  und  Zeit- 
bedürfniss."  —  Provisor.  Competenzbestimmung  derB.-V.  vom 
12.  Juni  1817,  §.  5.  (3):  „Da  der  Begriff  der  Souvendnetät  der  einzelnen 
Bundes-Staaten  der  Bundesakte  zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweüelt 
jede  Einmischung  der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administra- 
tiven Verhältnisse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz.**  —  VeiigL 
Reyscher,  Versuche,  S.  116  ti.  —  In  der  Praxis  haben  sich  hierüber  aber 
mancherlei  Anstände  ergeben,  z.  B.  über  die  Gränzen  der  landesherrlichen 
Gewalt  in  Bezug  auf  Pressfreiheit,  die  bürgerliche  und  politische  Gleich- 
stellung der  Israeliten  mit  jler  christlichen  Bevölkerung  u.  s.  w. 

^)  Wenn  daher  auch  die  Mehrheit  der  Bundesglieder  sich  für  ein 
solches  Zugeständniss  aussprechen  würde,  so  könnte  daraus  doch  rechtlich 
keine  Verpflichtung  eines  dissentirenden  Bundesgliedes  zu  einer  gleichen 
Gewährung  abgeleitet  werden.  —  Vergl.  hierüber  die  Ausführungen  in 
meiner  Abhandlung  über  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des  deut  Bundes 
zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  1844, 
Bd.  XXVII,  S.  422;  und  meine  Schrift;  lieber  hohen  Adel  und  Eben- 
bürtigkeit, 1853,  S.  227  fl. 
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enthält  die  eigentliehe  bundesmässige  Garantie  der 
Sonyerainetät  der  einzelnen  Bundesglieder^  insbesondere 
hinsichtlich  der  Selbstständigkeit  ihrer  inneren  Landes- 
regierung. Es  kann  daher,  wenn  nicht  diese  Bestimmung 
praktisch  bedeutungslos  werden  soll;  auch  diepräjudicielle 
Vorfrage  nicht  durch  Stimmenmehrheit  entschieden  werden, 
ob  jura  tinffuhrum  vorhanden  sind,  wenn  ein  Bnndesglied  unter 
Berufung  auf  dieselben  seine  Zustimmung  zu  einem  Beschlüsse 
verweigert^).  Es  bleibt  in  einem  solchen  Falle  nichts  übrig, 
als  die  Herbeiführung  einer  Verständigung  durch  fortgesetzte 
Verhandlung.  Bisher  haben  die  minder  mächtigen  Bundesglieder 
ohne  förmliche  Erklärung  der  Beistimmung  ihre  Ansicht  der 
ihrer  Bundesgenossen  untergeordnet,  wenn  ihnen  dieselben  ein- 
stimmig oder  doch  in  Mehrzahl  zu  erkennen  gegeben  haben, 
da8S  sie  ihre  Berufung  auf  ;ura  nngulorum  nicht  für  begründet 
erachten*).  Sollte  dagegen  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
eines  der  mächtigsten  Bundesglieder  sich  auf  jura  sinffulorum 
zu  berufen  Veranlassung  fände,  und  von  seinem  Widerspruche 
nicht  freiwillig  abstehen,  die  Bundesversammlung  aber  diesen 
nicht  für  gegründet  anerkennen  wollte,  so  wäre  eben  damit 
der  Bund  von  einem  Schisma  bedroht. 


»)  Vergl.  V.  Dr  es  eil,  Beitr.  1822,  Nr.  n,  S.  37. 

*)  So  z.  B.  Baden,  nachdem  die  B.-Y.  durch  Beschluss  y.  5.  Juli  1832 
die  Unverträglichkeit  des  badischen  Pressgesetzes  v.  28.  Juni  1831  mit 
der  Bundesgesetzgebung  über  die  Presse  erklärt  hatte.  —  Vergl.  den  Ein- 
gang der  Bad.  Verord.  v.  8.  Juli  1832,  Reg.-Bl.  Nr.  LII.  „Nachdem  mit- 
telst eines  von  der  Bundesversammlung  unter  d.  5. 1.  M.  gefassten  Beschlusses 
Unsere  sämmtlichen  Bundesgenossen  einmüthig  erklärt  haben"  etc.  — 
In  der  gräfl.  Ben tinck' sehen  Sache  hat  die  B.-Y.  unter  Verwahrung  von 
Oldenburg  durch  Stimmenmehrheit  in  der  Sitzung  v.  12.  Mai  1853 
(Prot  §.  132)  beschlossen,  die  Regierungen  um  die  auf  landesgesetzlichem 
Wege  zu  bewirkende  öffentliche  Bekanntmachung  des  B.-B.  v.  12.  Juni  1845, 
wodurch  der  hohe  Adel  der  Familie  Bentinck  ebenfalls  nur  durch 
Stimmenmehrheit,  und  namentlich  unter  Verwahrung  Oldenburg 's  aus- 
gesprochen war,  zu  ersuchen,  mit  der  Auflage  die  erfolgte  Bekanntmachung 
der  B.-V.  binnen  drei  Monaten  anzuzeigen.  Diesem  B.-B.  ist  von  sämmt- 
lichen Bundesregierungen  entsprochen  worden;  von  Oldenburg  aber  erst 
1864,  bei  Gelegenheit  des  Vergleiches  mit  der  gräfl.  Bentinck 'sehen 
Familie.    Siehe  oben  §.  108,  Note  11. 
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§.  144. 

4)  Die  Interessen  oder  sogenannten  politischen  Rechte 
der  Bundesglieder. 

Es  ist  bereits  bei  dem  deutschen  Bande  einmal  bei  Ge- 
legenheit eines  sehr  heftigen  Streites  zwischen  Prenssen  nnd 
Anhalt-Cöthen  wegen  der  Ausdehnung  der  preussischen 
Zollgesetze  auf  sämmtliche  auf  der  Elbe  nach  den  anhalti- 
schen Landen  verführten  Waaren  ^\  die  Frage  angeregt  wordeo, 
ob  auch  Interessen  (das  uiüe)^  oder,  wie  man  in  neuerer 
Zeit  sieh  auszudrücken  angefangen  hat,  die  ,, pol! tischen 
Kechte'^  der  einzelnen  Bandesglieder  nach  den  Grundsätzen 
ttber  jura  singulorum  zu  behandeln  seien,  oder  ob,  wenn  gleich- 
wohl darüber  von  der  Bundesversammlung  kein  Beschluss 
durch  Stimmenmehrheit  gefasst  werden  könne,  doch  ein  solcher 
zwischen  einzelnen  Bundesgliedem  schwebender  Streit  als  ein 
Rechtsstreit  zu  behandeln  sei,  und  daher  doch  wenigstens 
nach  der  Bundesakte  art.  11  eine  austrägalgerichtliche 
Entscheidung  verlangt  werden  könne  oder  nicht  ^).  Diese 
Frage  ist  nun  zwar  in  der  Bundesversammlung  zu  keiner 
Entscheidung  gekommen^).  Vom  allgemeinen  juristischen 
Standpunkte  aus  betrachtet,  erscheint  aber  allerdings  der  Be- 
griff der  jura  singulorum  nur  da  passend,  wo  von  besonderen 
Rechten  eines  Bundesgliedes  gegenüber  von  der  Gesammtheit 
des  deutschen  Bundes  die  Rede  ist,  nicht  aber  da,  wo  ein  Bundes- 
glied gewisse  Interessen,  die  dem  Rechte  eines  anderen  einzelnen 


^)  Die  an  dem  Bundestage  bezüglich  dieses  Streites  gepflogenen  Ver- 
handlungen finden  sich  übersichtlich  zusammengesteUt  bei  6.  y.  StruYe, 
öffentl.  R.  d.  deut.  Bundes,  Bd.  I,  S.  173  fl. 

«)  Protok.  der  B.-V.  von  1820,  (Quart-Ausgabe)  Bd.  Xn,  S.  92  o.  fl., 
S.  U9  flg.  —  Heffter,  Beitr.  z.  deut  Staats-  und  Fürsten-Recht,  S.  182. 

3)  Der  Streit  wurde  durch  Vergleich  beendigt  Siehe  die  Anzeige  Ton 
Anhalt-Cöthen,  in  der  Sitzung  der  B.-V.  v.  7.  März  1822  (Prot  §.  72).  — 
Auch  ein  später  (1827)  begonnener  Streit  zwischen  Preussen  und  den 
anhaltischen  Häusern  Cöthen  und  Dessau  wurde  ausserhalb  der  Bundes- 
versammlung verglichen  (siehe  die  Anzeige  der  anhal tischen  Häuser  in 
der  2.  Sitzung  der  B.-V.  v.  1829  (Prot  §.  15).  Die  anhaltischen  Häuser 
traten  in  das  preussische  Zollsydtem  ein,  wodurch  ein  wesentlicher 
Schritt  zur  Begründung  des  deutschen  Zollvereins  gemacht  wurde. 
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Bundesgliedes  wideretreiten,  gegen  diesesin  Ansprach  nimmt. 
Allein  hierang  folgt  noch  nicht,  dass  ein  Bnndesglied,  welches 
nnter  Bernfiing  auf  seine  Interessen  die  Rechte  anderer 
Bnndesglieder  verletzt,  in  einem  hierttber  entstehenden  Streite 
gar  keine  Autorität  anzuerkennen  schuldig  sei.  Vielmehr  setzt 
die  Bandesakte  art  11  hinsichtlich  aller  Streitigkeiten  der 
Bandesglieder  anter  einander ,  welche  Anlass  za  Krieg  oder 
anderen  Gewalthandlnngen  geben  könnten ,  eine  aasträgal- 
gerichtliche  Entscheidung  fest^). 

§.  145. 
5)  Die  gemeinnützigen  Anordnungen. 

L  Gemeinnützige  Anordnungen  sind  nach  der  Bandesakte, 
art.  6,  and  der  Wiener  Schiassakte  art  64,  Beschlüsse  über 
solche  zu  den  Befugnissen  der  einzelnen  Bundesregierungen 
gehörige  Gegenstände,  welche  die  Bundesversammlung  zu  ihrer 
Berathung  zieht,  weil  sie  für  sämmtliche  Bundesstaaten  auf 
irgend  eine  Art  von  gemeinsamer  Wichtigkeit  oder 
Bedeutung  sind,  und  durch  ihre  Behandlung  nach  gleich- 
förmigen Grundsätzen  in  sämmtlichen  Bundesstaaten 
für  alle  Einzelnen  ein  grösserer  Vortheil  zu  erwarten 

steht  0« 

U.  Jede  gemeinnützige  Anordnung  steht  ihrem  rechtlichen 
Wesen  nach  unter  dem  Gattungsbegriffe  der  jura  singulorumy 
d.  h.  es  handelt  sich  hier  immer  um  Einrichtungen,  hinsich^ 
lieh    deren    die   Bundesglieder    keine   Verpflichtung   in    den 


*)  Diese  Ansicht  findet  sich  auch  in  der  Correlation  über  den  Anhalt- 
Prenssischen  Streit  (Prot.  d.B.-V.  v.  5.  Juli  1821  §.190) ausgesprochen.— 
Das  Gegentheil  suchte  auszuführen:  Karl  Fried r.  Eichhorn,  Betrach- 
tungen über  die  Verf.  des  deut.  Bundes.  Berlin  1833;  welchem  beistimmt 
Maarenbrecher,  Staatsr.  §.  120,  Note  e.  —  Die  Widerlegung  findet 
sieh  schon  vollständig  bei  Dresch,  Beitr&ge,  Tübingen  1822,  Nr.  Y,  und 
Bodann  in  desselben  Abha&dl.,  München  1830,  Nr.  1.  —  Elüber, 
Oeffentl.  R  §.  175.  —  Brannquell,  a.a.O.  S.  303.  ~  Vergl.  besonders: 
Ueber  die  aosträgalgerichtl.  Entscheidung  von  Streitigkeiten  unter  den  Mit- 
gliedern des  deut.  Bandes.  Wien  1833. —  U.  A.  Zacharift,  deut  Staatsr. 
2.  Aufl.  §.  268,  m.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  112,  Note  e. 

*)  Ueber  den  Begriff  von  gemeinnützigen  Anordnungen  vergL  t.  Dresch, 
Beitr.  1822,  Nr.  H,  S.  36. 
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BandesgnmdgeBetzen  übernommen  haben,  und  die  auch  nicht  als 
Folgerungen  ans  den  anerkannten  Bandeszwecken  zn  betraditen 
sind.  Es  handelt  sich  hier  also  stets  am  Massregehi,  welche 
an  sich  in  den  Kreis  der  Regierangsrechte  der  einzelnen  Bandes- 
glieder gehören,  aber  nonmehr  ans  Rücksichten  d^  Zwecke 
mässigkeit  gemeinschaftlich  and  übereinstimmend  getroffen 
werden  wollen. 

ra.  Durch  B.-B.  vom  30.  Jan.  1817,  Sitz.  VL  §.30,  warde 
beschlossen,  ein  Verzeichniss  der  eingehenden  Vorschläge  za 
gemeinnützigen  Anordnangen  anzalegen,  welches  in  der  letzten 
Sitzang  des  Jahres  der  Bandesversammlang  überreicht  and 
dem  Protokolle  beigeftlgt  werden  soll. 

IV.  Bisher  ist  die  Bandesversammlang  mit  der  Zustande- 
bringung  solcher  Anordnangen  nicht  sehr  glücklich  gewesen^; 
günstigere  Resultate  haben  dagegen  mitunter  die  ausserhalb 
derselben  unter  den  einzelnen  Bundesstaaten  gepflogenen  Nego- 
tiationen  gehabt'). 

V.  Der  Grund,  wesshalb  die  Versuche,  sich  über  gemein- 
nützige Anordnungen  zu  Tcrständigen,  in  den  ersten  vierzig 
Jahren  seit  der  Errichtung  des  Bundes  nicht  leicht  gelingen 
konnten  oder  auch  nur  selten  gemacht  wurden,  liegt  nicht  an 
einem  etwaigen  Fehler  seiner  Organisation,  sondern  haupt- 
sächlich in  der  grossen  Anzahl  und  Natur  der  in  den  einzelnen 
Staaten  bestandenen,  in  den  früheren  Zuständen  wurzelnden 
Special -Interessen,  welche  nicht  leichtfertig  der  EinfÜhning 
häufig  noch  unerprobter  allgemeiner  Grundsätze  geopfert  werden 
durften,  sondern  eine  allmählige,  bedachtsam  vorschreitende 
Ausgleichung  erforderten,  wenn  nicht  die  Wohlfahrt  der  Theile 
zerstört  werden  wollte,  ohne  welche  doch  die  angestrebte  Wohl- 
fahrt des  Ganzen  nur  eine  Chimäre  ist  Es  erschien  demnach 
vielfach  als  angemessener,  gemeinnützige  Einrichtungen  durch 


«)  Ueber  die  Vereinbarungen  bestkglich  der  Fluss-Schiff fahrt  siehe 
unten  §.  478. 

')  Hieher  gehören  der  Abschluss  des  deutschen  Zollyereins,  die  damit 
in  Verbindung  stehende  Münzconvention,  die  Vereinbarungen  deutscher 
Staaten  über  Einführung  von  Passkarten  und  Briefinarken,  das  Tele- 
graphenwesen, den  Betrieb  der  Eisenbahnen;  der  Vertrag  von  Gotha, 
15.  Juli  1851,  die  Uebemahme  der  Auszuweisenden  und  Heimathlosen  be- 
treffend u.  s.  ir. 
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besondere  Verträge  der  zu  einander  zunächst  in  Verkehrs- 
beziehnngen  stehenden  Staaten  in's  Leben  zn  mfen  nnd  von 
den  engeren  Kreisen  allmählig  anf  weitere  Kreise  zn  übertragen. 

VL  Diese  Erweiterung  nnd  Ausdehnung  gemeinnfltziger 
Einrichtungen  konnte  naturgemäss  nicht  ausbleiben ,  so  wie 
ihre  Zweckmässigkeit  sich  einmal  in  einem  gewissen  Kreise 
erprobt  hat,  da  das  Verkehrsleben  selbst  nicht  nur  keine  Ein- 
schränkung duldet,  sondern  jeder  anscheinend  noch  so  geringe 
Fortschritt  unaufhaltsam  zu  weiterer  Entwickelnng  und  Aus- 
dehnung anf  einen  grösseren  Kreis  hindrängt 

VII.  Es  hat  sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  gezeigt,  dass 
das  anfängliche  Abschliessen  von  Uebereinkünften  unter  den 
bei  einer  nützlichen  Einrichtung  zunächst  interessirten  Staaten 
nnd  der  allmählige  Beitritt  anderer  Staaten,  welche  dasselbe 
Bedtlrfhiss  ftihlen,  der  geeignete  Weg  war,  um  endlich  auch 
zahlreichere  und  umfassendere  Bnndesbeschlttsse  Aber  gemein- 
ntltzige  Anordnungen  zu  ermöglichen.  Hierzu  musste  sich  die 
Bondesyersammlung  um  so  mehr  aufgefordert  finden,  als  auch 
die  seit  dem  Jahre  1848  stärker  heryorgetretenen  Einheits- 
bestrebungen  im  Volke  zu  solchen  Schöpfungen  drängen,  und 
eben  die  bisherige  Thatenlosigkeit  in  der  gedachten  Beziehung 
dem  Bunde  selbst  vielfach  harte  Vorwürfe  zugezogen  hat. 

Vin.  So  grosse  Bereitwilligkeit  zur  Abfassung  von  Bundes- 
beschlüssen  über  weitere  von  der  Nation  ersehnte  gemeinnützige 
Anordnungen  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  deutschen 
Staatsregierungen  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  (1850)^) 
nnd  seitdem,  d.  h.  seit  der  Wiederherstellung  der  Bundesver- 
sammlung (1850),  insbesondere  Bayern  an  der  Spitze,  an 
den  Tag  gelegt  hat,  so  ist  doch  in  deren  Schoose  selbst  ein, 
wie  es  scheint,  zur  Zeit  schwer  überwindlicher  Widerstand 
stand  einer  der  mächtigsten  Staatsregierungen  (Preussen) 
hervorgetreten  und  deren  Mitwirkung  bei  mehreren  Anlässen  ver- 
weigert worden,  obschon  auch  von  dieser  Seite  gleichzeitig  die 
Anerkennung  der  Zweckmässigkeit  der  in  Frage  stehenden  gemein- 
nützigen Anordnungen  ausdrücklich  anerkannt  zu  werden  pflegte^). 


«)  Siehe  unten  §.  Id9  und  479<^. 

>)  Vergl.  die  k.  preussischen  ablehnenden  Erklärungen  bezüglich 
der  Mitwirkung  zur  Einführung  von  gleichem  Mass  und  Gewicht  in  der 

ZOpfl,  SUatireoht  5.  Aofl.  I.  23 
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Unverkennbar  könnte  die'so  sehr  wünschenswertbe  und  nöthige 
Kräftigung  des  Ansehens  des  Bundes  nieht  dadurch  gewinnen, 
wenn  etwa  systematisch  daran  festgehalten  werden  wollte,  dass 
das  für  die  Gesammtnation  Erspriesliche  nicht  in  der  Bundes- 
yersammlungy  sondern  wie  früher  nur  ausserhalb  derselben  und 
nur  durch  Specialverträge  unter  einzelnen  Staaten  zu  Stande 
gebracht  werde  ^). 

IX.  Es  ist  seit  der  Wiederherstellung  der  Bundesyersamm- 
lung  nur  gelungen,  eine  Einigung  der  Bundesglieder  über  die 
Einführung  der  allgemeinen  deutschen,  von  dem  Reichsverweser 
Erzherzog  Johann  am  26.  November  1848  verkündigten 
Wechselordnung,  beziehungsweise  der  gleichmässigen 
Entscheidung  der  über  einige  Bestimmungen  derselben  ent- 
standenen Controversen  ^),  sodann  über  em  allgemeines  deut- 
sches  Handelsgesetzbuch^),  über  die  gegenseitig  zu 
gewährende  Rechtshilfe,  so  wie  auch  die  Feststellung  all- 
gemeiner für  ganz  Deutschland  giltiger  Normen  bezüglich  der 
Ueimathsverhältnisse,  beziehungsweise  die  gegenseitige 
Uebernahme  der  Ausgewiesenen  und  Heimathlosen  ^^)  in  so 
weit  anzubahnen,  dass  eine  endliche  Beschlussfassung  und 
Bundesgesetzgebung  über  diese  Gegenstände  in  Aussicht  steht 


21.  Sitzung  vom  28.  Juni  1860,  Protok.  §.  172;  26.  Sitzung  v.27.  Oct  1860, 
§.  220;  29.  Sitzung  vom  22.  November  1860,  §.  248;  25.  Sitzung  v.  18.  Juli 
1861,  §.  212;  bezüglich  der  Einführung  einer  gemeinsamen  Patentgesetz- 
gebung, in  der  34.  Sitzung  v.  5.  Dec.  1861,  §.  309;  bezüglich  eines  allge- 
meinen deutschen  Gesetzes  wider  den  Nachdruck,  in  der  5.  Sitzung  vom 
30.  Januar  1862,  Protok.  §.  50;  bezüglich  der  Einführung  einer  gemein- 
schaftlichen Civil-  und  Griminalgesetzgebung  für  die  deutschen  Bundes- 
staaten, in  der  6.  Sitzung  v.  6.  Febr.  1862  Prot.  §.  58. 

<*')  Vergl.  die  energische  Erklärung  des  k.  bayer.  Bundestagsgesandten 
von  der  Pfordten  in  der  6.  Sitzung  vom  6.  Febr.  1862. 

7)  B.-B.  vom  13.  April  1861,  12.  Sitzung  Protok.  §.  13. 

•)  B.-B.  vom  31.  Mai  1861,  18.  Sitzung  §.  151. 

ö)  B.-B.  vom  8.  August  1861 ,  28.  Sitzung  Protok.  §.  238. 

*o)  B.-B.  vom  25.  Juli  1861,  26.  Sitzung  Prot.  §.  222. 
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§.  145  a. 
6)  Andere  freie  Vereinbarungen  der  Bundesglieder. 

I.  Von  den  gemeinnützigen  Anordnungen  im  Sinne 
der  Bundesakte  art.  6  nnd  der  Wiener  Schlussakte  art.  64 
sind  zwar  dem  Begriffe,  aber  nicht  dem  rechtlichen  Wesen 
nach  jene  Sachen  zu  unterscheiden,  welche  sich  den  Bundes- 
gliedem  aus  irgend  einer  beliebigen  Bficksicht  der  Gnade,  der 
Ermunterung,  der  Billigkeit,  des  Anstandes,  der  Zuträglichkeit 
nnd  Angemessenheit  als  Gegenstände  einer  gemeinsamen  Be- 
scblussfassung  empfehlen,  obschon  sie  eben  sowohl  ausserhalb 
der  Bundeszwecke  liegen,  als  sie  auch  nicht  für  das  öffentliche 
Wohl  der  Bundesstaaten  von  Bedeutung  sind,  wie  z.  B.  Verein- 
barungen über  die  Unterstützung  literarischer  Unternehmungen  0? 
historischer  Institute  '^),  wohlthätiger  Vereine  %  Ankauf  von  Er- 
findungsgeheimnissen,  Privilegien  ftlr  Erfindungen  oder  gegen 
Nachdruck  ^),  Pensionsverleihungen,  wo  keine  Pensionsansprüche 
rechtlich  begründet  sind^)  u.  dergl. 


*)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  v.  16.  August  1844,  27.  Sitzung,  Prot.  §.  258, 
die  der  Gesellschaft  für  Deutschlands  ältere  Geschichtskunde  be- 
willigten und  noch  femer  zu  bewilligenden  Unterstützungen  betr.,  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  430, 

«)  Vergl.  z.  B.  den  B.-B.  vom  28.  Juli  1853,  24.  Sitzung,  Prot  §.  214, 
die  Unterstützung  des  germanischen  Museum's  in  Nürnberg  betr., 
siehe  auch  den  B.-B.  vom  6.  November  1856,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  253; 
vom  9.  Septbr.  1858,  28.  Sitzung,  Protok.  §.  375 ;  B.-B.  vom  11.  Juli  1861, 
24.  Sitzg ,  Prot.  §.  203.  -  Durch  B.-B.  v.  4.  Jan.  1856,  1.  Sitz.,  Prot  §.  7, 
ist  dem  germanischen  Museum  die  bis  dahin  in  Frankfurt  a.  M.  aufbewahrte 
Bibliothek  der  vormaligen  Nationalversammlung  überlassen  worden;  siehe 
G.  V.  Meyer,  a.  a.  0.  Thl.  II.  S.  593.  633.  660.  686.  in.  Lief.  1,  S.  158. 

3)  Siehe  z.  B.  den  B.-B.  vom  24.  Mai  1855,  16.  Sitzung,  Prot.  §.  194, 
die  Unterstützung  des  deutschen  Wohlthätigkeits-  (Hilfs-)  Vereins  in 
Constantinopel  betr.;  ebendas.  II.  S.  638.  B.-B.  vom  1.  Aug.  1861, 
27.  Sitzg.  §.  232,  desgl.  den  deuUchen  Wohlthätigkeitsverein  zu  St.  Peters- 
burg betr.;   ebendas.  III.  S.  235. 

4)  Siehe  z.  B.  den  B.-B.  v.  11.  April  1840;  d%n  Nachdruck  von  Göthes 
Werken  betr.  —  Siehe  unten  §.  475*- 

&)  So  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Angehörigen  des  Bundeskanzlei- 
Personals ;  siehe  oben  §.  137.  —  Vergl.  den  B.-B.  vom  6.  April  1854 ,  die 
Pensionirung  von  Officiereu  der  vormaligen  schlesswig-holsteinischen  Armee 
betreffend. 

23* 
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U.  Unter  den  zahlreichen  Yereinbanmgen  dieser  Art,  welche 
in  der  Form  von  Bundesbeschlüssen  zu  Stande  gekommen 
sind,  verdienen  eine  besondere  Erwähnung:  1)  die  anf  den 
Antrag  des  k.  bayerischen  Bundestagsgesandten,  Freiherm 
Yon  Aretin  beschlossene  Sammlang  und  Aufstellung 
aller  in  den  deutschen  Bundesstaaten  geltenden 
Gesetze  und  Verordnungen  in  der  Bibliothek  der 
Bundesversammlung;  Bundesbeschluss  v.  18.  Jan.  1821, 
Protok.  §.  10«);  2)  der  Bundesbeschluss  v.  23.  August  1829, 
Protok.  §.  153,  wodurch  die  Bundesregierungen  um  unentgeld- 
liche  Einsendung  ihrer  Gesetz-  und  Regierungs- 
blätter an  die  Bundesversammlung  ersucht  wurden^). 

in.  Auch  bei  dieser  Art  von  Gegenständen  ist  in  der 
Bundesversammlung  nie  bezweifelt  worden,  dass  darüber  nur 
durch  freie  Vereinbarung  aller  Bundesglieder  Beschlüsse  gefasst 
werden  können,  obschon  sie  in  den  Bundesgesetzen  gar  nicht 
besonders  benannt  sind.  Unverkennbar  gehören  auch  diese 
Gegenstände  unter  den  Gattungsbegriff  der  jura  wngulorum. 
So  wenig  daher  ein  Bundesbeschluss  über  sie  zu  Stande  kommen 
könnte,  wenn  ein  Bundesglied  widerspricht  (§.  128,  IV.),  so 
wenig  kann  es  einem  Bedenken  unterliegen,  dass  darüber  eio 
förmlicher  Bundesbeschluss  gefasst  werden  kann,  wenn  alle 
Bundesglieder  sich  zustimmend  erklärt  haben  ^). 

§.  146. 
Die  Competenz  der  Bundesversammlung. 

I.  (Charakter  der  Bundesgewalt  als  oberster  politischer 

Autorität  in  Deutschland.     Abänderlichkeit  der 

Bundesbeschlüsse. 

I.  Die  Bundesgewalt  ist  der  Inbegriff  der  Rechte,  welche 
dem  Bunde  in  seiner  Gesammtheit  über  die  einzelnen  Bundes- 
glieder zustehen. 


»)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  125. 

T)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  213. 

*)  Ausdracklich  erklärt  dies  der  Pr&sidialvortrag  in  der  10.  Sitzung  v. 
23.  Juni  1836,  Protok.  §.  171,  die  Unanwendbarkeit  von  Stempelpapier 
und  Sportein  auf  Austrflgal-  und  Gompromissverhandlungen  betr.  eben- 
daselbst Thl.  U.  S.  346. 
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n.  Sie  ist  die  höchste  politische  Autorität  nnd 
Gentralgewalt  in  Deutschland^  eben  darum,  weil  sie  durch 
die  Vereinigung  aller  deutschen  Souveraine  und  der  freien 
Städte  gebildet  wird,  und  ihre  Beschlflsse  als  der  Ausdruck 
ihres  freien  und  yertragsmässigen  Gesammtwillens  erscheinen. 

III.  Da  der  Bund  eine  vertragsmässig  begründete  politische 
Corporation  ist,  so  kommt  der  Bundesgewalt  der  Charakter 
einer  politischen  Collegialgewalt  zu. 

IV.  Hieraus  folgt,  dass  die  Bundesversammlung  von  keinem 
einzehien  Mitgliede  des  Bundes  eine  Weisung  anzunehmen  hat 
oder  von  demselben  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann. 

V.  Die  Grundgesetze  des  Bundes  schweigen  darüber,  ob 
von  einem  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  noch  ein 
Rekurs  der  Betheiligten  an  die  sämmtlichen  einzelnen  souve- 
rainen  Bundesglieder  selbst  zulässig  sei.  Jedenfalls  ist 
soviel  gewiss,  dass  einem  solchen  Rekurse  der  Charakter  eines 
eigentlichen  Rechtsmittels  nicht  zukommen  würde,  und  dass 
die  Personen  sämmtlicher  Souveraine  nicht  als  eine  höhere 
Instanz  betrachtet  werden  können,  weil  sie  selbst  schon  in 
der  Bundesversammlung  vollständig  repräsentirt  werden.  Ein 
Rekurs  an  die  Person  der  Souveraine,  worin  die  betreffenden 
Verhältnisse  besser  erörtert  und  aufgeklärt  oder  bei  der  Be- 
handlung der  Sache  auf  dem  Bundestage  etwa  vorgefallene 
Ordnungswidrigkeiten  gerügt  werden,  kann  aber  wohl  den 
Bundesgliedem  Veranlassung  geben,  eine  neue  Verhandlung 
der  Sache  in  der  Bundesversanmilung  einzuleiten  und  sich  da- 
selbst über  eine  abändernde  Beschlussfassung  zu  vereinigen  ^). 

VI.  Ueberhaupt  können  die  Bundesbeschlüsse  in  der  Regel 
von  der  Bundesversammlung  wieder  aufgehoben  oder  abge- 
ändert werden,  sei  es,  dass  dieselben  unter  veränderten  Um- 
ständen als  nicht  mehr  zweckmässig  oder  nöthig  erscheinen, 
oder  dass  die  Bundesversammlung  nachher  die  Ueberzeugung 
gewinnen  sollte,  dass  dieselben  auf  unrichtigen  Voraussetzungen 


«)  Ein  solcher  Rekurs  an  die  Souveraine  ist  bereits  einmal  von  einem 
Bundesgliede  (Reuss-Lobenstein  und  Ebersdorf  im  Jahre  1825  ein- 
gelegt worden.  Derselbe  findet  sich  in  Klttber,  Abhandl.  Bd.II,  Nr.  m, 
S.  261  fi.  ~  Die  Sache  wurde  ausserhalb  der  Bundesversammlung  durch 
Vergleich  (13.  Mai  1828)  erledigt. 
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bernhen  oder  ttber  ihre  Conipetenz  hinausgehen  ^  gerade  so, 
wie  ein  jeder  gesetzgebender  Körper  oder  ein  Begiemngs- 
collegiom  die  von  ihm  ausgegangenen  Gesetze  oder  Erlasse 
wieder  aufheben  und  abändern  kann. 

VII.  Ausnahmen  hiervon  finden  statt  1)  in  denjenigen 
(wenigen)  Fällen,  in  welchen  die  Bundesversammlung  aus- 
nahmsweise nicht  als  politische  Autorität  einen  Beschlnss  ge- 
fasst,  sondern  als  richterliche  Behörde  ein  definitives 
rechtliches  Erkenntniss  gegeben  hat,  wie  dies  in  Beschwerde- 
Sachen  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgrund- 
gesetzlich  garantirten  Bechte  durch  eine  Landesgesetzgebuog 
und  bei  Streitigkeiten  über  die  Verfa^sungszustände  in  der 
freien  Stadt  Frankfurt  der  Fall  sein  kann^)  und  hinsichtlich 
der  in  ihrem  Namen  und  Auftrag  von  dem  obersten  Gerichtshof 
eines  deutschen  Bundesstaates  gesprochenen  Urtheile  jederzeit 
der  Fall  ist^):  und  2)  wenn  aus  einem  Beschlüsse  ftbr  ein 
Bundesglied  Bechtsverhältnisse  erwachsen  sind,  in  welche  ohne 
dessen  Zustimmung  einzugreifen  der  Bund  nicht  mehr  be- 
rechtigt ist^), 

§.  147. 

IL  Positive  Bestimmungen   über   die   Competenz   der 

Bundesversammlung. 

A.  Die  provisorische  Competenzbestimmung  vom 

12.  Juni  1817. 

I.  Die  Bundesversammlung  hatte  schon  in  der  Sitzung  vom 
19.  Dec.  1816  eine  Gommissiön  beauftragt,  eine  Competenz- 
Bestimmung  auszuarbeiten.  Das  von  der  Gommissiön  ein- 
hellig erstattete  Gutachten  wurde  von  der  Bundesversammlung 
in  der  Sitzung  v.  12.  Juni  1817  (Protok.  §.  223)  einstweilen 
als  Provisorium  angenommen^).  Es  enthält  nachstehende 
Bestimmungen : 

*)  S.  unten  §.  158:   „die  Bundesversammlung  als  richterliche  Instanz/- 

3)  Siehe  unten  §.  164  Vn. 

*)  AusdrQcklich  hat  dies  ausgesprochen:  das  bayerische  Votum  in 
der  11.  Sitzung  vom  24.  März  1860,  Protok.  §.  107. 

*)  Abgedruckt  ist  die  provisor.  Competenzbestimmung  bei  G.  v.  Meyer , 
Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl,  II,  S.  40  fl. 
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A)  Hinsichtlich  der  inneren,  den  Bund  selbst 
betreffenden  Verhältnisse^):  1)  Die  Bundesversamm- 
lung erkennt  die  Bandesakte  als  die  einzige  Grundlage  ihrer 
Wirksamkeit,  sich  aber  zugleich  als  berufen,  dieselbe  in  ihren 
einzelnen  Bestimmungen  und  Andeutungen  zu  entwickeln 
nnd  zu  vollenden.  2)  Der  Bundestag  ist  competent  Schlüsse 
zu  fassen,  wodurch  selbiger  die  verfassungsmässige  Erhaltung 
des  Bundesvereines  im  Ganzen  bezweckt.  3)  Wenn  auf 
irgend  eine  Art  die  innere  Sicherheit  des  deutschen  Bundes 
wirklich  gestört  oder  bedroht  ist,  und  diese  Störung  oder 
Bedrohung  durch  die  Bundesversammlung  anerkannt  wird, 
so  tritt  der  Fall  ein,  wo  der  Bundestag  Berathung  über  die 
Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der  Ruhe  zu  pflegen  und 
die  dahin  gerichteten  Beschlüsse  zu  fassen  hat.  4)  Sobald 
bei  einer  Angelegenheit  nicht  blos  das  Wohl  der  einzelnen 
deutschen  Staaten,  sondern  zugleich  das  der  Gesammtheit 
berücksichtigt  werden  muss,  so  ist  die  Bundesversammlung  als 
die  einzige,  die  Gesammtheit  vertretende  Behörde  berufen,  dar- 
über zu  berathen. 

B)  Hinsichtlich  der  inneren  auf  die  einzelnen 
deutschen  Staaten  sich  beziehenden  Verhältnisse 
des  Bundes^)  ist  die  Bundesversammlung  berufen:  1)  wegen 
jeder  eigenmächtigen,  wirklichen  oder  offenbar  und  unmittelbar 
drohenden  Störung  des  Gebiets  eines  einzelnen  Bundes- 
staats von  einem  anderen  Bundesstaate,  welche  bei  ihr  durch 
den  bedrohten  oder  wirklich  angegriffenen  Theil  zur  Anzeige 
gebracht  Avird,  oder  sonst  mit  Gewissheit  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangt,  Berathung  zu  pflegen  und  hierüber  Schutz  gewährende 
Beschlüsse  zu  fassen:  2)  die  Garantie  der  Verfassungen 
einzelner  deutscher  Staaten  zu  übelnehmen,  wenn  Fürst  und 
Stände  einstimmig  dies  beantragen:  3)  die  Bundesversammlung 
ist  berufen,  darauf  zu  achten,  dass  die  in  der  Bundesakte 
art  12,  13,  14,  16  und  18  den  einzelnen  Staaten  zur  Aus- 
führung vorgeschriebenen  Verhältnisse  in  ErfUllung  gebracht 
werden.  4)  Dort,  wo  die  Congressakte  ausdrücklich  der 
Bandesversammlung    die    Berichtigung    constitutioneller 

*)  Provis.  Competenzbest.  §.  3. 
3)  Ebendas.  §.  4. 
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Angelegenheiten  übertragen  hat,  bt  dieselbe  ungezweifelt  zur 
Einwirkung  berofen.  5)  Wenn  die  Regierung  eines  Bundes- 
staats eine  Verftigang  in  Beziehung  auf  Personen  oder  Corpo- 
rationen  treffen  soOte,  welche  mit  den  Grundgesetzen  und  den 
Verfügungen  des  Bundes  in  Widerspruch  stände,  oder  flür 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  desselben  gefährlich 
werden  konnte,  so  ist  die  Bundesversammlung  zur  Einwirknog 
behufs  der  Abstellung  dieser  Verfttgungen  berufen. 
6)  Streitigkeiten  der  deutschen  Bundesglieder  unter  sich 
sind  auf  den  Grund  des  art.  11  der  Bundesakte  ungezweifelt 
der  Competenz  des  Bundes  unterworfen.  7)  Der  Bund  ist  un- 
bezweifelt  befugt,  sich  mit  allen  den  Gegenständen  zu  be- 
schäftigen, worauf  sich  die  art.  6,  18  und  19  der  Bundesakte 
beziehen. 

C)  Hinsichtlich  der  inneren  Angelegenheiten 
des  Bundes,  welche  Priyatpersonen,  Corporationen 
oder  ganzß  Klassen  betreffen^):  1)  Insofern  die  Bundes- 
oder  Congressakte  für  Einzelne,  ftlr  Corporationen  oder 
ganze  Klassen  Bestimmungen  und  Hinweisungen  enthält, 
deren  nähere  vollkommene  Entwickelung  der  Bundes- 
Versammlung  vorbehalten  ist,  so  haben  diese  allerdings  ein 
wohlbegrttndetes  Recht,  deren  Berichtigung  bei  dem 
Bundestage  in  Antrag  zu  bringen,  sowie  Anträge  und  Vor- 
schläge dessfalls  zu  übergeben.  2)  Einzelne,  sowie  ganze 
Corporationen  und  Klassen  können  sich  an  die  Bundes- 
versammlung wenden,  wenn  die  oben  erwähnten,  in  der  Bundes- 
akte bestimmten  Gerechtsame,  oder  solche,  welche  ihnen 
in  derselben  bereits  ausdrücklich  eingeräumt  worden, 
ohne  noch  erst  einer  näheren  Entwickelung  zu  bedttrfen, 
verletzt  werden,  und  auf  dessfalls  zuvor  an  die  unmittelbare 
Regierung  gerichtete  Vorstellung  keine  Abhilfe  der  gegründeten 
Beschwerde  erfolgt.  3)  Sodann  ist  die  Bundesversammlung 
auch  als  competent  anerkannt  bei  Beschwerden  von  Unter- 
thanen  einzelner  Bundesstaaten  wegen  Justizverweige- 
rung, und  wenn  bei  Streitigkeiten  zwischen  einem 
Souverain  und  seinen  Unterthanen  die  innere  Ruhe  des 


*)  Provis.  Competenzbest  $.  5. 
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Landes  gefährdet  nnd  mit  dieser  auch  die  allgemeine  Rabe 
bedroht  sein  sollte. 

D)  Hinsichtlich  der  äusseren  Verhältnisse  ist 
die  Bundesversammlung  competent  in  allen  Beziehungen^ 
welche  den  Bund  in  seiner  Gesammtheit  als  Macht  berühren  ^) : 
auch  hebt  die  provisorische  Competenzbestimmung  einige  be- 
sondere Fälle  namentlicb  hervor,  wenn  nämlich  ein  Landes- 
herr die  Bundesversammlung  um  ihre  Verwendung  bei  einer 
auswärtigen  Regierung  ftlr  einen  seiner  Unterthanen  angeht, 
oder  eine  auswärtige  Macht  die  Verwendung  der  Bundesver- 
sammlung in  einer  Angelegenheit  nachsucht,  welche  einen 
Bundesstaat  betrifit<^). 

II.  Die  Bestimmungen  der  provisorischen  Competenzbestim- 
mung vom  12.  Juni  1817  werden  von  der  Bundesversammlung 
noch  fortwährend  als  massgebend  betrachtet.  Es  lag  auch 
nicht  in  der  Absicht,  durch  die  in  die  Wiener  Schlussakte  von 
1820  Aber  die  Competenz  der  Bundesversammlung  aufgenom- 
menen Bestimmungen  die  provisorische  Competenzbestimmung 
zu  beseitigen  oder  aufzuheben,  oder  die  Competenz  der  Bundes- 
versammlung allein  auf  jene  Fälle  einzuschränken,  welche  in 
der  Wiener  Schlussakte  aufgenommen  worden  sind^. 

§.  148. 

B.    Die   Bestimmungen  der   Wiener   Sclilussakte   über 

die  Competenz  der  Bundesversammlung. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820  schliesst  sich 
hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Competenz  der  Bundes- 
versammlung an  die  Sätze  der  provisorischen  Competenz- 
bestimmung an,  brachte  aber  Mehreres,  ohne  in  der  Sache  selbst 
etwas  zu  verändern,  in  genauere  Fassung,  und  hob  namentlich 
das  leitende  Princip  schärfer  hervor,  wodurch  eben  eine  Auf- 
zählung der  einzelnen  Fälle,  welche  sich  ohnehin  schwerlich 


0  Provia.  Gompetenzbest  §.  6. 

•)  Ebendas.  §.  5,  Nr.  3,  Lit  c  u.  d.  —  Hiervon  wird  bei  Darstellung 
der  auswärtigen  Verhältnisse  ausfohrlicher  gehandelt 

^  Veigl.  das  Commissionsgatachten  in  der  y.  Kette nburg'schen 
Sache,  Sitzung  der  B.-V.  v.  17.  Mätz  1853  (Prot  75,  S.  252). 
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mit  erscböpfender  und  fttr  alle  Zakonft  genügender  Vollständig- 
keit entwerfen  lassen  möchte,  von  geringerer  Wichtigkeit  ge- 
worden ist. 

IL  Das  Princip  für  die  Competenz  der  BondesTersamm- 
lang  ist  in  folgenden  Bestimmungen  der  Wiener  SchlusBakle 
ausgesprochen:  l)Der  Umfang  und  die  Schranken^  welche 
der  Bund  seiner  Wirksamkeit  vorgezeichnet  hat,  sind  in  der 
Bundesakte  als  dem  Grundvertrage  und  ersten  Grundgesetze 
dieses  Vereins  bestimmt.  Indem  dieselbe  die  Zwecke  dieses 
Vereins  ausspricht,  bedingt  und  begränzt  sie  zugleich  dessen 
Befugnisse  und  Verpflichtungen >).  2)  Der  Gesammtheit 
der  Bundesglieder  steht  die  Befugniss  der  Entwickelang 
und  Ausbildung  der  Bandesakte  zu,  indem  die  Erfüllung 
der  darin  aufgestellten  Zwecke  solche  nothwendig  macht 
Die  dessfalls  zu  fassenden  Beschlüsse  dürfen  aber  mit  dem 
Geiste  der  Bundesakte  nicht  im  Widerspruche  stehen, 
noch  von  dem  Grundcharakter  des  Bundes  abweichen  ^).  3)  Die 
Bundesversammlung,  aus  den  Bevolhnächtigten  sämmtlicher 
Bundesglieder  gebildet,  stellt  den  Bund  in  seiner  Gesammt- 
heit vor  und  ist  das  beständige  verfassungsmässige  Organ 
seines  Willens  und  Handelns^).  Hiermit  ist  klar  ausge- 
sprochen, dass  die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  inner- 
halb der  Gränzen  ihrer  Competenz  eine  im  Wesen  zweifache 
ist,  nämlich  Berathen  und  Vollziehen,  und  sind  demnach 
auch  die  Gegenstände  ihrer  Thätigkeit  für  sie  entweder  Be- 
rathungs-  oder  Vollziehungsgegenstände^).  4)  Die 
Bundesversammlung  übt  ihre  Rechte  und  Obliegenheiten  nur 
innerhalb  der  ihr  vorgezeichneten  Schranken  aus.  Ihre  Wirk- 
samkeit  ist  zunächst  durch  die  Vorschriften  der  Bundes- 
akte und  durch  die  in  Gemässheit  derselben  beschlossenen 
oder  femer  zu  beschliessenden  Grundgesetze,  wo  aber 
diese  nicht  zureichen,  durch  die  im  Grundvertrage  bezeichneten 

•)  W.  S.-A.  art.  3. 

^)  Ebendas.  art  4. 

^)  Ebendas.  art.  7,  vergl.  mit  art.  31  (siehe  unteu  Nr.  6). 

*)  Es  erhellt  von  selbst,  dass  ein  und  derselbe  Gegenstand,  je  nach 
den  verschiedenen  Stadien  seiner  Behandlung  am  Bundestage,  für  die 
Bundesversammlung  bald  Berathungsgegenstand,  bald  VoUzugsg^genstand 
sein  kann. 
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Bundeszwecke  bestimmt^).  5)  Die  Bnndesversaininlniig 
ist  berufen  zur  Aafrechthaltnng  des  wahren  Sinnes  der 
Bundesakte,  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen,  wenn  über 
deren  Auslegung  Zweifel  entstehen  sollten,  dem  Bundes- 
zweck gemäss  zu  erklären,  und  in  allen  vorkommenden 
Fällen  den  Vorschriften  dieser  Urkunde  ihre  richtige  Anwen- 
dung zu  sichern®).  6)  Die  Bundesversammlung  hat  das 
Recht  und  die  Verbindlichkeit,  für  die  Vollziehung  der 
Bundesakte  und  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes  der  in 
Gemässheit  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse, 
der  durch  Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen  Er- 
kenntnisse, der  unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  ge- 
stellten compromissarischen  Entscheidungen  und 
der  am  Bundestage  veimittelten  Vergleiche,  so  wie  für  die 
Aufrechthaltung  der  von  dem  Bunde  übernommenen  beson- 
deren Garantien  zu  sorgen''). 

III.  Fasst  man  diese  einzelnen  Bestimmungen  der  Wiener 
Schlussakte  zusammen,  so  ergibt  sich,  dass  der  Grundgedanke, 
und  somit  das  Kriterium,  wonach  die  Competenz  der  Bundes- 
versammlung im  einzelnen  Falle  zu  ermessen  ist,  darin  liegt, 
ob  ein  Gegenstand  als  nach  den  Bundesgrundverträgen 
and  den  darin  aufgestellten  Bundeszwecken  ihrer  Thätig- 
keit,  sei  es  zur  Beschlussfassung  oder  zur  Vollziehung,  unter- 
stellt und  zugewiesen  betrachtet  werden  kann  oder  nicht.  In 
Bezug  auf  die  einzelnen  Bundesglieder  im  Verhältnisse  zur 
Bundesversammlung  ist  dies  ganz  gleichbedeutend  mit  der 
Untersuchung  über  die  Frage,  ob  ein  Gegenstand  unter  die 
Kategorie  der  jura  singvlorvm  gehöre  oder  nicht  ^). 

IV.  Was  aber  die  einzelnen  Fälle  der  Competenz 
der  Bundesversammlung  anbetriffl;,  welche  in  der  Wiener 
Schlussakte  angeführt  sind,  so  sind  sie  im  Wesentlichen  keine 
anderen,  als  die  schon  in  der  provisorischen  Competenzbestim- 
mung  V.  12.  Juni  1817  (§.  147)  aufgeführt  sind,  und  ist  die 
gesammte  Wiener  Schlussakte  nichts  anderes,  als  die  weitere 
Entwickelung  dieser  einzelnen  Fälle. 

6)  W.  8.-A.  art  9. 

•)  Ebendas.  art  17. 

1)  £bendas.  art.  31. 

*)  Siehe  oben  §.  143,  vergl.  unten  §.  150. 
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V.  Sollten  Zweifel  entstehen,  ob  in  einem  yorfiegenden 
Falle  die  Competenz  der  Bondesrersammlang  begrfindet  ist 
oder  nicht,  so  entscheidet  dieselbe  hiertiber  selbstverstSndlich 
und  nach  Massgabe  des  art  17  der  Wiener  Schlnssakte  selbst 
und  allein. 

§.  149. 

C.     Positive  Bestimmungen   über  das  Verfahren   der 

Bundesversammlung  von  Amtswegen  oder   auf 

Anträge. 

In  Bezag  aaf  die  zu  ihrer  Competenz  gehörigen  Gegen- 
stände entwickelt  die  Bnndesversamndnng  theils  nnanfge- 
fordert,  theils  nur  auf  Antrag  der  Betheiligten  ihre 
Thätigkeit. 

A.  Ersteres  ist  der  Fall  in  Bezng  aaf  Grundgesetze, 
organische  Einrichtungen,  die  militärischen  und  finanziellen 
Verhältnisse  des  Bundes,  die  Erfllllung  der  bundesgesetzlichen 
Verpflichtungen  der  Bundesglieder  gegen  den  Bund,  ferner  in 
Bezug  auf  alle  auswärtigen  Verhältnisse,  sodann  bei  Störungen 
des  Besitzstandes  durch  Feindseligkeiten  der  Bundesglieder 
unter  einander,  und  bei  Bedrängung  einer  Regierung  durch 
ihre  rebellischen  Unterthanen,  Sicherung  der  Neutralität  der 
Bundesglieder  bei  Kriegen  auswärtiger  Mächte,  Kriegserklä- 
rungen und  Friedensschlttsse  des  Bundes  und  Interpretation  der 
Bundesbeschlttsse  0-  Ueberdies  soll  die  Bundesversammlung 
noch  unaufgefordert  sorgen  fUr  die  Einftihrung  landständischer 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Bundesstaaten,  ftlr  gleich- 
lautende Bestimmungen  über  Pressfreiheit,  Nachdruck,  Handels- 
verkehr, bürgerliche  Verbesserung  der  Juden,  nähere  Bestim- 
mung der  Rechte  der  Standesheiren,  Festsetzung  einer  beständigen 
Stimmordnung  unter  den  Bundesgliedern,  für  Aufrechthaltung 
der  Bestimmungen  des  Reichsdepntationshauptschlusses  vom 
25.  Februar  1803  Aber  den  fiheinschifffahrtsoctroi  und  dessen 
Renten,  und  die  ebendaselbst  bestimmten  Pensionen  und  Susten- 
tationen  ^). 

*)  B.-A.  art  10.  -  W.  S.-A.  art.  18,  19,  26,  28,  31,  45,  50,  51,  52.  - 
BundesbeschL  v.  28.  Juni  1832,  art  6. 

»)  B.-A.  art  6,  8,  14,  15,  16,  18,  19.  —  W.  S,.A.  art  54,  63,  65. 
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B.  Auf  Aufforderung 

a)  einzelner  Bundesstaaten  hat  der  Bund  einzuschreiten 
(abgesehen  von  dem  Falle,  dass  die  Anträge  eines  Bundes- 
staates die  Bundesangelegenheiten  selbst  berühren,  B.-A. 
art.  5),  wenn  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Bundes- 
gliedern  unter  sich  entstehen  und  die  Vermittlung  der 
Bondesversammlung  oder  die  Exekution  eines  Austrägal- 
gerichtserkenntnisses  verlangt  wird;  ferner  wenn  ein 
Bundesglied  Schutz  des  Besitzstandes  oder  Hilfe  gegen 
aufrührerische  Unterthanen  verlangt,  oder  ein  Bundesstaat 
die  Vermittlung  des  Bundes  in  seinen  eigenen  oder  auch 
seiner  Unterthanen  Angelegenheiten  mit  auswärtigen  Staaten 
anspricht  ^),  oder  wenn  eine  Bundesregierung  die  Garantie 
einer  von  ihr  eingeführten  landständischen  Verfassung 
nachsucht,  oder  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnungen 
macht,  oder  wenn  sich  ein  Bundesglied  durch  die  in 
einem  andern  Bundesstaate  erschienenen  Druckschriften 
verletzt  glaubt^). 

b)  Auf  Aufforderung  einzelner  Privatpersonen  oder 
Corporationen  ist  die  Bundesversammlung  competent 
bei  Rekursen  und  Reklamationen  wegen  Justizverweigerung 
oder  wegen  Verletzung  der  ihnen  durch  die  Bundesver- 
fassung garantirten  Rechte ;  auch  wenn  es  sich  um  Rechte 
handelt,  die  durch  die  Landesverfassung  begründet  sind, 
jedoch  hier  nur,  wenn  der  Bund  die  Garantie  der  Ver- 
fassung übernommen  hat^),  insofern  nämlich  nicht  schon 
aus  allgemeinen  Gründen  ^)  der  Bund  einzuschreiten  befugt 
ist  Auch  bei  Reklamationen  von  Privatpersonen,  welche 
nach  der  W.  S.-A.  art.  30  Anlass  zu  einem  Austrägalver- 
fahren  unter  mehreren  Bundesgliedern  geben  können,  ist 
die  Bundesversammlung  competent,  einzuschreiten. 


*)  Die  Unterthanen,  welche  gegen  eine  auswärtige  Macht  Beschwerde 
zu  führen  haben,  dürfen  sich  nicht  direkt  um  Verwendung  an  die  B.-V., 
sondern  nur  an  ihren  Landesherm  wenden.  Competenzbest  vom  12.  Juni 
1817,  §.  5,  C.  3.  c. 

*)  Gompetenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817,  §.  4.  —  Vergl.  das  Bundes- 
Pressgesetz  vom  20.  Sept  1819,  §.  6. 

»)  W.  S.-A.  art  19,  53,  60. 

<i)  Ebendas.  art  61. 
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c)  Endlich  k&nn  die  Bnndesyersammlaiig  sogar  auf  die  Auf- 
forderung auswärtiger  Staaten  thStig  werden,  wenn 
nändich  diese  Aber  Verletzungen  durch  ein  Bundesglied 
klagen  (W.  S.-A.  art.  36),  oder  wenn  von  zwei  streitenden 
fremden  Mächten,  deren  Streit  Bundesglieder  bedroht,  die 
Vermittlung  des  Bundes  begehrt  oder  angenomm^i  wird 
(W.  S.-A.  art  43),  oder  wenn  eine  auswärtige  Macht  die 
Verwendung  der  Bundesversammlung  bei  einem  Bundes- 
gliede  wegen  einer  Beschwerde  gegen  einen  Unterthan 
desselben  nachsucht^). 

§.  150. 

D.  Die  Competeiiz  der  Bundesversammlung: 

1)  In  Bezug  auf  die  Souverainetätsrechte  der  Bundes- 
glieder *). 

I.  In  keiner  Beziehung  ist  die  Competenz  der  Bundesver- 
sammlung bereits  so  streitig  und  Gegenstand  sehr  ernster 
Erörterungen  geworden,  als  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der 
Bundesbeschlttsse  zu  den  Souverainetätsrechten  der 
Bundesglieder  ^). 

n.  Schon  die  provisorische  Competenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  1817  §.  5  Nr.  3 
sprach  als  Grundsatz  aus:  „Da  der  Begriff  der  vollen 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten  der  Bundesakte 
zum  Grunde  gelegt  ist,  so  liegt  unbezweifelt  jede  Einmischung 
der  Bundesversammlung  in  die  inneren  administrativen 
Verhältniijse  ausserhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz.^'  Als 
Ausnahmen,  in  welchen  die  Competenz  des  Bundes  zu  ge- 
eignetem Einschreiten  begründet  sein  sollte,  wurden  daselbst 
nur  aufgeführt:  1)  der  Fall  einer  Justizverweigernng 
oder  einer  derselben   gleichstehenden  Verzögerung  in   einem 


^)  Competenzbestimmung  v.  12.  Juni  1817,  §.  5,  C.  3.  d.,  1  u.  2. 

«)  V.  Gruben,  Abhandl.  Heft  1.  Stuttgart  1835. 

*)  So  z.  B.  in  der  Sache,  das  badische  Pressgesetz  betr.  1832,  in  der 
6entinck*8chen  Sache  (siehe  die  Erklärung  01denburg*8,  Protok.  der 
B.-V.  1852,  §.  271);  in  der  Frankfurter  Veifassungsfrage  1852;  in  der 
von  Kettenburg'schen  Sache  1853;  in  Bezug  auf  die  sogen,  deatschen 
Grundrechte  u.  s.  w. 
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Bundesstaate^  und  2)  der  Fall  von  solchen  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Sonyerain  und  seinen  Unterthanen,  welche  die 
innere  Buhe  des  Landes  and  mit  dieser  aneh  die  allge- 
meine Ruhe  gefährden.  Anch  war  3)  überdies  anerkannt 
worden,  dass  sich  die  Einzelnen ,  Corporationen  und  EiasseD, 
welchen  die  Bundesakte  bestimmte  Rechte  zugesichert  hatte, 
hilfesuchend  an  die  Bundesversammlung  wenden  dürfen^). 

m.  Die  Wiener  Schlussakte,  welche  schon  im  art.  32 
ausdrücklich  erklärt,  dass  der  Bundesversammlung  eine  un- 
mittelbare Einwirkung  auf  die  innere  Verwaltung  der 
Bundesstaaten  nicht  zusteht,  enthält  im  art.  53  darüber  noch 
folgende  besondere  Vorschrift:  „Die  durch  die  Bundesakte  den 
einzelnen  Bundesstaaten  garantirte  Unabhängigkeit  s  c  h  1  i  e  s  s  t 
zwar  im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in 
die  innere  Staatsverwaltung  aus.  Da  aber  die  Bandes- 
glieder sich  in  dem  zweiten  Abschnitt  der  Bnndesakte  über 
einige  besondere  Bestimmungen  vereinigt  haben,  welche  sich 
theils  auf  Gewährleistung  zugesicherter  Rechte, 
theils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unterthanen 
beziehen,  so  liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die 
Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen  übernommenen 
Verbmdlichkeiten,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  An- 
zeigen der  BetheiUgten  ergibt,  dass  solche  nicht  stattgefunden 
habe,  zu  bewirken^).  Die  Anwendung  der  in  Gemässheit 
dieser  Verbindlichkeiten  getroffenen  allgemeinen  Anord- 
nungen auf  die  einzelnen  Fälle  bleibt  jedoch  den 
Regierungen  allein  überlassen.'^  Im  Uebrigen  hat 
auch  die  Wiener  Schlussakte  dieselben  Fälle,  in  welchen  die 
provisorische  Competenzbestimmung  vom  12.  Juni  1817  schon 
ein  ausnahmsweises  Einschreiten  der  Bundesversammlung  für 
begründet  erklärt  hatte,  ebenfalls  anerkannt,  und  noch  weiter 
ausgeführt^). 


')  Diese  dritte  Ausnahme  ist  in  der  provisor.  Competenzbestimmung  v. 
12.  Juni  1817,  im  §.  5,  unter  Nr.  1  u.  2,  aufgeführt.     S.  oben  §.  147,  I,  C. 

*)  lieber  die  Frage,  ob  und  in  wie  weit  Corporationen  und 
Privaten  die  Interessen  der  Gesammtheit  in  Verfassungs- 
angelegenheiten bei  der  Bundesversammlung  zu  vertreten 
befugt  sind,  siehe  unten  §.  333. 

»)  Vergl.  W.  S.-A.  art  25.  26.  29.  54  u.  flg. 
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ly.  Es  ist  bereits  in  der  Bandesversammliuig  die  Frage 
angeregt  worden,  ob  nicht  dnrch  die  Schlassbestimmnng  des 
art.  53  der  Wiener  Schlnssakte  die  Competenz  der  Bundes- 
yersammlnng  ausgeschlossen  sei,  die  von  den  Regiernngen 
erlassenen  Verordnungen  und  Gesetze  zu  prüfen  und  deren 
Uebereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Anordnungen  der 
Bandesbeschlüsse,  bezüglich  der  den  Unterthanen,  Gorporationen 
oder  einzelnen  Personen  und  Klassen  zugesicherten  Rechte  zu 
überwachen?  Es  ist  aber  einleuchtend,  dass  alle  Gewährung 
von  Rechten  dieser  Kategorie  in  den  Bundesgrundgesetzen 
und  späteren  Bundesbeschlüssen  rein  illusorisch  sein  würde, 
wenn  nicht  der  Bundesversammlung  dieses  Prttftmgsrecht  and 
die  Befugniss  zustände,  auf  die  Beseitigung  der  widersprechen- 
den oder  ungenügenden  Verordnungen  der  einzelnen  Regierungen 
zu  dringen  und  sie  zur  vollständigen  Erfüllung  der  bundes- 
gesetzlichen Zusagen  anzuhalten®). 

V.  Auch  die  Frage  ist  bei  der  Bundesversammlung  mehr- 
fach zur  Sprache  gekommen,  ob  ein  Bundesglied  kraft  seiner 
Souverainetät  befugt  sei,  seinen  Unterthanen  durch  Landesgesetze 
mehr  politische  Rechte  einzuräumen,  als  ihnen  die  Bundes- 
gesetze ausdrücklich  beilegen.  Nach  der  Natur  der  Sache  and 
nach  der  Analogie  der  Rechtsgrundsätze,  die  zur  Zeit  des 
deutschen  Reiches  galten^),  muss  diese  Frage  bejaht  werden, 
mit  der  sich  von  selbst  verstehenden  und  sogar  fttr  die  Bundes- 
beschlüsse selbst  nach  positiver  Vorschrift  der  Wiener  Schlnss- 
akte art.  4  geltenden  Einschränkung,  dass  die  innere 
Gesetzgebung  eines  Staates  nicht  mit  dem  Geiste  und  Grund- 
charakter des  Bundes  oder  den  bundesverfassungs- 
mässigen  Verpflichtungen  der  Regierung,  so  wie  auch 
nicht  mit  den  Bundesbeschlüssen,  welche  jede  Regierung 
nach  art.  32  der  Wiener  Schlussakte  zum  Vollzug  zu  bringen 
hat,  im  Widerspruche  stehen  darf  ^).    Daher  wurde  schon  in 


*)  Ganz  in  diesem  Sinne  hat  sich  der  Commissionsbericht  in  der 
y.  Kettenburg'schen  Sache  (Sitzung  der  B.-V.  y.  17.  M&rz  1853,  Prot 
§.  75,  S.  253),  und  besonders  energisch  das  Oesterreichische  Votum 
(Sitzung  d.  B.-V.  y.  9.  Juni  18&3,  Prot.  §.  152,  S.  444)  ausgesprochen. 

7)  Leist,  deut  Staatsr.,  §.  175;  Gönner,  deut  Staatsr.,  §.  290,  331, 
333.  —  Siehe  oben  §.  103. 

«)  Siehe  oben  §.  110,  IE.  —  Siehe  besonders  unten  §.  334.  335. 
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der  Wiener  Schlnssakte  vom  15.  Mai  1820  aii;.  57  ausge- 
sprochen, dass,  da  der  deatsche  Bnnd,  mit  Ansnahme  der 
freien  Städte,  ans  sonverainen  Fürsten  bestehe,  dem  hiemach 
gegebenen  Grandbegriffe,  d.  h.  dem  monarchischen 
Princip  zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Ober- 
hanpte  des  Staates  vereinigt  bleiben  muss,  und  der  Souverain 
durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden  darf.  Dessgleichen  hat  die  Wiener  Schlussakte  art.  58 
positiv  erklärt,  dass  die  im  Bunde  vereinigten  souverainen 
Fttrsten  durch  keine  landständische  Verfassung  an  der  Erfül- 
lung ihrer  bundesmässigen  Verpflichtungen  gehindert  oder  be- 
schränkt werden  dürfen. 

VI.  Diese  Grundsätze  sind  sodann  durch  den  Bundesbe- 
schluss  (die  sechs  Artikel)  vom  28.  Juni  1832,  Prot  S.  863, 
neuerdings  bestätigt  worden®).  Demzufolge  hat  sodann  die 
Bundesversammlung  in  Bezug  auf  das  badische  Pressgesetz 
vom  28.  December  1831  durch  Beschluss  vom  5.  Juli  1832, 
Prot.  §.  230,  ausgesprochen:  „dass  dieses  Gesetz  für  unver- 
einbar mit  der  Bundesgesetzgebung  zu  erklären  sei,  und  daher 
nicht  bestehen  dürfe  ^^)/'  Hiemach  ist  auch  von  der  badischen 
Regierung  durch  Verordnung  vom  8.  Juli  1832  jenes  Pressge- 
setz wieder  ausser  Wirkung  gesetzt  worden  ^^). 

VU.  Ebenfalls  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  diesen  Grund- 
sätzen erklärte  sich  die  deutsche  Bundesversammlung  in  der 
Sitzung  vom  23.  August  1851,  Prot.  §.  120  >2),  unter  Bezug- 
nahme auf  art.  2  der  Bundesakte  und  art.  1  der  Wiener  Schluss- 
akte „ftar  berechtigt  und  verpflichtet,  daftlr  Sorge  zu 
tragen,  dass  in  keinem  Bundesstaate  Institutionen  und  Zu- 
stände bestehen,  welche  für  die  innere  Ruhe  und  Ordnung  des- 


»)  Abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Tbl.  II.  S.  248.  249. 

^)  Siehe  den  vollständigen  Abdruck  dieses  Bundesbeschlusses,  eben- 
daselbst Tbl.  IL  S.  250. 

")  Bad.  Reg.-BL,  Nr.  XLII,  1832.  —  Uebrigens  bestimmte  schon  §.  17 
derBad.  Verf.-Ürk.  ausdrücklich:  ,.Die  Pressfreiheit  wird  nach  den  künf- 
tigen Bestimmungen  der  Bundesversammlung  gehandhabt 
werden." 

«)  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  IL  S.  560. 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  24 
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selben  und  dadarch  für  die  allgemeiiie  Sicherheit  des  Bundes 
bedrohlich  sind.  Die  Bundesversammliuig  fordert  daher  die 
hohen  Bandesregienmgen  anf,  die  in  den  einzelnen  Bun- 
desstaaten, namentlich  seit  dem  Jahre  1848  getroffe- 
nen staatlichen  Einrichtungen  und  erlassenen  gesetzr 
liehen  Bestimmungen  einer  sorgfältigen  Prflfang  zu 
unterwerfen,  und  dann,  wenn  sie  mit  den  Ornndgesetzen  des 
Bundes  nicht  in  Einklang  stehen,  diese  nothwendige  Ueberein- 
stimmung  ohne  Verzug  wieder  zu  bewirken/' 

VIII.  In  demselben  Geiste  wurde  von  der  Bundesvenamm- 
lung  gleichzeitig,  in  derselben  Sitzung  v.  23.  August  1851, 
Prot  §.  121 1^)  beschlossen,  dass  „die  in  Frankfurt  unter  dem 
27.  Dec.  1848  erlassenen,  iu  dem  Entwürfe  einer  Verfassung 
des  deutschen  Reichs  y.  28.  März  1849,  wiederholten  sogen. 
Grundrechte  des  deutschen  Volks,  weder  als  Beichs- 
gesetz,  noch,  so  weit  sie  nur  auf  Grund  des  Einffih- 
rungsgesetzes  yom  27.  Dec.  1848,  oder  als  Theil  der 
Beichsverfassung  in  den  einzelnen  Staaten  ftlr  yerbindlich 
erklärt  sind,  für  reohtsgiltig  gehalten  werden  können.  Sie 
sind  desshalb  in  so  weit  in  allen  Bundesstaaten  als  aufge- 
hoben zu  erklären.  Die  Regierungen  derjenigen  Staaten,  in 
denen  Bestimmungen  der  Grundrechte  durch  beson- 
dere Gesetze  ins  Leben  gerufen  sind,  sind  yerpflichtet,  so- 
fort die  erforderlichen  Einleitungen  zu  treffen,  um  diese  Be- 
stimmungen ausser  Wirkung  zu  setzen,  insofern  sie 
mit  den  Bundesgesetzen  oder  den  ausgesprochenen  Bundes- 
zwecken in  Widerspruch  stehen.''  In  Folge  dieses  Beschlusses 
hat  die  Bnndesyersammlung  theils  einzelne  Staaten  besonders 
zur  Beseitigung  solcher  Bestimmungen  aus  ihrer  Landesyerfas- 
sung  aufgefordert,  theils  yon  denselben  entsprechende  Anzeigen 
erhalten  ^^). 


»)  Ebendas.,  Thl.  n.  S.  561. 
««)  Siehe  unten  §.  834. 
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§.  151. 

2)  Verhältniss  der  Bundesgewalt  zu  den  Unterthanen 

und  Gerichtshöfen  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

I.  Die  Bundesbeschlttsse;  welche  innerhalb  der  Competenz 
der  Bnndesyersammlang  in  grandverfassangsmässiger  Weise 
entstanden  sind,  verpflichten  die  sämmtlichen  soayerainen 
Bnndesglieder  in  Gemässheit  ihrer  eigenen  in  den  Grund- 
vertragen  des  Bundes  ausgesprochenen  Willensbestimmung. 
Insofern  daher  durch  Bundesbeschlttsse  allgemeine  Nor- 
men aufgestellt  werden,  kommt  ihnen  auch  in  Bezug  auf  die 
souverainen  Bundesglieder  der  Charakter  von  Ge- 
setzen zu,  und  in  diesem  Sinne  spricht  die  Wiener  Schlnssakte 
selbst  von  Bundesgesetzen ^). 

II.  Da  sich  aber  die  Bundesgewalt  als  eine  politische 
Collegialgewalt  (§.  146)  ihrem  Begriffe  nach  nur  Aber  die 
Mitglieder  des  volkerrechtlichen  Vereins,  d.  h.  nur  über  die 
Souveraine  selbst  erstrecken  kann,  so  ist  auch  durchaus 
kein  Beschluss  der  Bundesversammlung  fttr  die  Un- 
terthanen in  den  einzelnen  Bundesstaaten  überhaupt,  noch 
auch  Air  die  Gerichtshöfe  in  denselben  als  Gesetz  ver- 
bindlich, so  lange  er  nicht  von  der  betreffenden  Staats- 
regierung speciell  zur  Damachachtung  publicirt  ist.  Der 
Einrtlckung  von  Bundesbeschlüssen  in  die  zu  Frankiurt 
erscheinenden  Zeitungen,  welche  die  Bundeskanzlei  schon  seit 
1829  manchmal  unter  der  Bezeichnung  „officieller  Artikel' 
veranlasste,  und  die  jetzt  in  Folge  des  Bundesbeschlusses  vom 
10.  Jänner  1856  regelmässig  stattfindet,^  kommt  die  rechtliche 
Wirkung  einer  Gesetzes-Publikation  eben  so  wenig  zu,  als  der 
Aufnahme  derselben  in  die  für  das  Publikum  bestimmte  Aus- 
gabe der  Protokolle  der  Bundesversammlung. 

III.  Die  Bundesversammlung  ist  nicht  befugt,  ihre  Be- 
schlüsse als  fUr  die  Unterthanen  und  Gerichte  verbindliche 
Gesetze  in  den  Bundesstaaten  selbst  zu  publiciren:  da 
aber  die  Bundesglieder  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 


*)  Vergl.  z.  B.  W.  S.-A.  art.  11. 
«)  Siehe  oben  §.  131.  IX. 

24* 
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art.  32  der  Wiener  Schlussakte  die  Obliegenheit  haben ,  bei 
Vermeidung  des  Executionsverfahrens  die  Bundesbeschlfisse 
zum  Vollzug  zu  bringen,  so  sind  sie  bundesgrundgesetzlich 
verpflichtet,  diejenigen  Bundesbeschlüsse,  welche  nach  der  Ab- 
sicht der  Bundesversammlung  als  Gesetze  in  den  Bundes- 
staaten gelten  sollen,  zur  Darnachachtung  (und  nicht  blos 
zur  Kenntnissnahme)  ihrer  Unterthanen  und  Grerichte  in 
ihren  Gebieten  zu  verkünden^). 

IV.  Dagegen  hat  sich  in  der  Bundesversammlung  eine 
Meinungsverschiedenheit  darüber  ergeben,  ob  die  Bundesglieder 
auch  schuldig  sind,  solche  BundesbeschlUsse  in  ihren  Gebieten 
zu  verkünden,  welche  keine  allgemeinen  Normen  ent- 
halten, und  also  ihrem  Inhalte  nach  keine  Gesetze  sind  oder 
sein  können,  wie  z.  B.  wenn. die  Bundesversammlung  einer 
Familie  die  standesherrlichen  Vorrechte  nach  art  14  der  B.-A. 
beilegt.  In  dem  emen  Falle,  in  welchem  bisher  diese  Frage 
zur  Entscheidung  kam,  hat  die  Bundesversammlung  durch 
einen  nach  Stinmienmehrheit  gefassten  Beschluss  entschieden, 
dass  die  Publikation  stattfinden  solle  und  von  den  Regierungen 
die  Anzeige  davon,  dass  dies  geschehen,  zu  machen  sei^). 


')  Es  liegt  dies  in  der  Natur  der  Sache,  indem  es  sonst  iu  der  Will - 
kühr  eines  jeden  einzelnen  Bundesmitgliedes  liegen  würde,  ob  ein  zu  all- 
gemeiner gesetzlicher  Geltung  in  Deutschland  bestimmter  Bundes- 
beschluss  dazu  in  seinem  Gebiete  gelangen  würde.  Aus  diesem  Grunde 
hat  z.  6.  auch  die  B.-V.  im  Jahre  1832  davon  Eenntniss  nehmen  zu  müssen 
geglaubt,  dass  der  B.-B.  v.  28.  Juni  1832  (die  sechs  Artikel,  s.  §.  150,  VI) 
von  einigen  deutschen  Staaten,  wie  Bayern,  K.  Sachsen,  Würtem- 
berg,  Grosshrz.  Hessen  und  Sachsen-Meiningen  mit  dem  Beif&gen 
publicirt  worden  ist,  dass  dadurch  den  Verfassungen  und  den  verJEftssungs- 
mässigen  Rechten  der  Stände  kein  Eintrag  geschehen  solle.  £s  wurde 
desshalb  in  dem  Prot,  der  B.-V.  vom  8.  Nov.  1832  die  Erklärung  nieder- 
gelegt, „dass  durch  diese  Beisätze  einzelner  Regierungen  der  allgemeinen 
Verbindlichkeit  des  B.-B.  v.  28.  Juni  1832  kein  Eintrag  geschehen  könne, 
sowie  solches  ohnehin  auch  nicht  in  der  Absicht  der  einzelnen  Regierungen 
gelegen  habe'*.  Siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Ana. 
Thl.  IL  S.  249. 

*)  Es  ist  dies  in  der  Bentinck'schen  Sache  geschehen,  durch  B.-B. 
V.  12.  Mai  1853  (Prot.  §.  132,  S.  375).  —  Bemerkenswerth  ist  die  Abstim- 
mung von  Würtemberg,  ebemlaselbst  S.  372,  dass  Bundesbeschlüsse 
über  ein  Standesverhältniss ,  worüber  die  B.-A.  art.  14,  der  B.-V.  allein 
das  Entscheidungsrecht  gebe,  gar  keiner  allgemeinen  Publi- 
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V.  Die  BundesYersammlang  erkennt  keine  Befugniss 
der  Gerichtshöfe  der  Bundesstaaten  an,  einem  von  ihr  ge- 
fetssten  and  von  der  betreffenden  Landesregierung  gehörig  pu- 
blicirten  Bundesbeschlusse  diese  £  igenschaft  und  die  da  von 
abhängige  Giltigkeit  und  Verbindlichkeit  im  Allge- 
meinen abzusprechen. 

VI.  Davon  ganz  verschieden  aber  ist  die  Frage,  welche 
Folge  einem  im  Allgemeinen  als  giltig  und  verbindlich 
anerkannten  Bundesbeschlusse  bezüglich  der  Anwendung 
im  einzehien  Falle  zu  geben  sei.  Dieser  Frage,  d.  h.  dem 
ürtheile  der  Gerichte  darüber,  ob  und  welchen  Einfluss  ein 
Bondesbeschluss ,  als  ein  giltiger  betrachtet,  auf  die  Beur- 
theilung  eines  zur  richterlichen  Entscheidung  stehenden  Falles 
haben  könne,  wird  dadurch,  dass  die  Bundesversammlung 
ihrem  Beschluss  in  thesi  alle  Erfordernisse  der  Giltigkeit  sichert, 
in  keiner  Weise  präjudicirt^). 

§.  152. 

3)    Verhältniss  der  Bundesgesetzgebung  zu  den 

deutschen  Landständen^). 

I.  In  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  welchen  landstän- 
dische Verfassungen  bestehen,  ist  schon  wiederholt  die  Frage 


kation  bedürfen,  sondern  eine  solche  durchaus  unnöthig  sei,  weil 
ein  Bundesbeschluss  über  solche  Standesverhältnisse  schon  mit  der  Publi- 
kation an  die  betreffenden  Betheiligten  rechtskräftig  werde  und 
von  Privaten  und  Gerichten  eben  so  anerkannt  werden  müsse,  wie  auch 
die  Giltigkeit  eines  richterlichen  Urtheils  in  irgend  einer  Civilsache  nicht 
von  seiner  allgemeinen  Publikation  abhänge."  —  So  viele  Familien  auch 
vor  und  iiach  1853  von  der  Bundesversammlung  als  staudesherriiche  aner- 
kannt worden  waren,  so  hatte  doch  ausser  obigem  Falle  niemals  eine  An- 
ordnung einer  allgemeinen  Publikation  eines  solchen  Anerkenntnisses  von 
Bundeswegen  stattgefunden. 

«)  Genau  in  dieser  Weise  erklärt  sich  das  in  der  Bentinck*  sehen 
Sache  (Sitzung  der  B.-V.  v.  12.  Mai  1853)  erstattete  Commissionsgut- 
achten  (Prot  §.  132,  S.  368).  —  Vergl.  Wasserschieben,  juristische 
Abhandlungen.    Giessen  1856.  —  Siehe  auch  oben  §.  113  Note  9. 

»)  V.  Gruben,  Abhandlungen,  Hft.  2,  Stuttgart  1856.  —  Th.  Kind, 
von  der  Stellung  sowohl  der  constitut.  Bundesregierungen  als  der  Stände- 
versammlungen Deutschlands  zu  dem  deut.  Bund  und  zu  Deutschlands 
Einheit    Leipzig  1833. 
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angeregt  worden,  ob  der  Sonverain,  welcher  unbezweifek  an 
die  Mitwirkung  der  Landstände  bei  der  Landesgesetzge- 
bnng  gebunden  ist,  solche  Bundesgesetze,  welche  in  die 
innere  Landesregierung  eingrdfen,  ohne  vorherige  Zustimmoug 
der  Landstände,  verkünden,  und  hiermit  einseitig  die  be- 
stehenden Landesgesetze  abändern  oder  anfheben  könne? 

II.  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  ist  in  Betracht  za 
ziehen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  landständischen 
Verfassungen  sämmtlich  in  den  Bnndesgrundgesetzen  selbst  in 
dem  Sinne  wurzeln,  als  sie  namentlich  in  der  Bnndesakte 
art.  13  und  in  der  Wiener  Schlussakte  für  alle  deutschen 
Staaten  vorgeschrieben  und  befohlen  worden  sind,  und  also 
selbst  als  eine  positiv  bundesverfassungsmäsaige  Institution 
und  als  ein  organischer  Bestandtheil  der  politischen  6e- 
sammtverfassung  Deutschlands  erscheinen.  Auch  ist  so 
viel  gewiss,  dass  es  bei  der  Abfassung  der  Bnndesakte  durch- 
aus nicht  in  der  Absicht  der  Souveraine  gelegen  hat,  die 
Rechtsgiltigkeit  der.  Bundesbeschlttsse  von  einer  landständiscben 
Genehmigung  abhängig  zu  machen,  so  wenig  als  zur  Zeit  des 
Reiches  die  Verbindlichkeit  eines  Reichsgesetzes  von  der  Zu- 
stimmung der  Landstände  der  einzelnen  Länder  abhängig  war  ^). 

III.  Vielmehr  liegt  der  Bundesakte  ofifenbar  die  Ansicht 
zu  Grunde,  dass,  der  Zusicherung  landständischer  Verfassungen 
im  Art.  13  der  Bundesakte  ungeachtet,  nichts  desto  weniger 
die  Gesammtheit  der  Bundesglieder,  der  Bund,  die  höchste 
politische  Autorität  in  Deutschland  verbleiben  mflsse, 
und  dass  die  landständischen  Befugnisse  nie  die  Bnndesgewalt 
sollten  beschränken,  oder  die  Ausführung  eines  Bundes- 
beschlusses verhindern  können.  Diese  Grundsätze  sind, 
wie  bereits  gezeigt  wurde,  durch  die  Wiener  Schlussakte, 
art.  32,  57  und  58  und  die  auf  diesen  Grundlagen  ergangenen 
Bundesbeschllisse  auch  in  der  neuesten  Zeit,  von  der  Bundes- 
versammlung aufrecht  erhalten  worden*^). 

IV.  In  mehreren  deutschen  Staaten  ist  zur  Beseitigung 
aller  Zweifel  und  zur  Verhütung  von  Streitigkeiten  zwischen 


«)  Siehe  oben  §.  81,  VU. 

')  Siehe  oben  §.  160.  —  Yergl.  auch  den  Präsidialvortrag  yom 

Sept.  1819,  Sitz.  XXXV,  §.  220,  Nr.  1.  b.  v.  Meyer,  Tbl.  ü,  p.  89  flg. 
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der  Regiernng  und  den  Landständen  in  den  Verfassangsnr- 
kunden  ausdrücklich  ansgesprochen  worden,  dass  die  Bundes- 
bescblüsse  durch  die  von  dem  Souverain  verfügte  Publikation 
sofort  Gesetzeskraft  erhalten  und  also  von  den  Gerichten  und 
den  Unterthanen  als  verbindlich  anerkannt  werden  müssen  ^X 
woraus  sich  sodann  von  selbst  ergibt,  dass  die  etwa  entgegen- 
stehenden Landesgesetze  hiermit  als  aufgehoben  oder  abgeän- 
dert zu  betrachten  sind,  und  die  Landstände,  soweit  es  nOthig, 
ihi*e  Mitwirkung  hierzu,  so  wie  auch  zur  Aufbringung  der  er- 
forderlichen Mittel  zur  Ausführung  der  Bundesbeschlüsse  nicht 
versagen  können*). 

V.  In  den  anderen  deutschen  Staaten,  welche  keine 
derartige  Bestimmung  in  ihre  Verfassungen  oder  bereits  that- 
sächlich  in  ihre  Staatsprazis  aufgenommen  haben,  und  deren 
Regierungen  oder  Lnndstände  mitunter  ein  besonderes  Interesse 
zeigen,  dem  Bunde  gegenüber  die  möglichste  Selbstständigkeit 
zn  behaupten,  muss  ebenfalls  die  bundesmässige  Ver- 
pflichtung der  Regierung  anerkannt  werden,  die  Bundes- 
beschlüsse zur  praktischen  Geltung  zu  bringen*);  es  ist  jedoch 


«)  So  z.  B.  Bad.  yerf.-ürk.  v.  22.  Aug.  1818,  §.  2.  ,,A]le  organischen 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  welche  die  verfassungsmässigen  Ver- 
hältnisse Deutschlands  oder  die  Verhältnisse  deutscher  Staatsbür- 
ger im  allgemeinen  betreffen,  machen  einen  Theil  des  badischen 
Staatsrechtes  aus.  und  werden  für  alle  Klassen  von  Landesangehörigen 
verbindlich,  nachdem  sie  vom  Staatsoberhaupte  publicirt  worden 
sind/^  —  Im  Wesentlichen  gleichlautend:  Würtemberg,  Verf.-Ürk.  v.  1819, 
§.  3;  Braunschweig,  neue  Ld8chfts.-0rd.  v.  1832  §.  12;  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  v.  1852  art.  2;  Coburg-Gotha,  Grd.-Ge8.  v.  1852  §.  2;  Reuss, 
j.  Lin.  Grd.-Ge8.  1852  §.  2.  —  Siehe  auch  die  in  Note  5  angeführten  Yer- 
fiassungsgesetze. 

^)  Ausdracklich  erwähnen  die  landständische  Mitwirkung  bei  Auf- 
bringung der  Mittel  zum  Vollzug  der  Bundesbeschlüsse:  Würtemberg, 
Verf.-Urk.  v.  1819  §.  3;  K,  Sachsen,  Verf.-Ürk.  v.  1831  §.  89  u.  Ges. 
V.  5.  Mai  1851  §.  1;  S.-Altenburg,  Grd.-Ges.  v.  1831  §.  12;  S.-Mei- 
ningen,  Grd.-Ge8.  1829  §.  81b;  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept  1848  §.  91; 
Waldeck,  Verf.-Ürk.  v.  1852  §.85;  Schwarzburg-Sondershausen, 
Verf.-Ge8.  v.  1849  §.  114  u.  Ges.  v.  2.  Aug.  1852  §.  39;  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  v.  1852  art.  187  §.  2;  Reuss,  j.  Lin.  Grd.-Ge8.  v.  1852  §.  68. 

^)  Ausdrücklich  erklärt  es  die  W.  S.-A.  art  32,  für  eine  Verpflichtung 
der  Regierungen,  die  Bundesbeschlüsse  zu  vollziehen,  und  bedroht  daher 
diese  im  Unterlassungsfalle  zunächst  mit  dem  Exekutionsverüeihren. 
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ZU  diesem  Behnfe  der  landesverfassangsmässige  Weg 
in  der  Weise  einzuschlagen,  dass  die  Regierung  die  durch  die 
Bundesbeschltisse  nothwendig  gewordenen  Abänderungen 
der  bestehenden  Landesgesetzgebung  der  landständischen  Zu- 
stimmung unterbreitet  y  und  alle  landesYerfassungsmässigen 
Mittel  anwendet,  um  dieselbe  zu  erlangen''). 

VI.  Die  Verbindlichkeit  eines  Bnndesbeschlusses  fllr  die 
Staatsregierung  selbst  bleibt  jedoch  nach  dem  Wortlaute 
und  Geiste  der  bestehenden  Bundesgesetzgebung  völlig  nnbe- 
rtthrt  von  der  etwaigen  Weigerung  der  Landstände,  dieselbe 
anzuerkennen  % 

VII.  Da  die  Bnndesbeschlttsse  regehnässig  nur  prin- 
cipielle  Andeutungen  enthalten,  und  bezüglich  der 
Durchführung  der  in  ihnen  aufgestellten  Grundsätze  ohnehm 
eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  des  Keiches  mit  den  Reichsgesetzen 
der  Fall  war,  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  pflegen,  dass  die 
durch  örtliche  Verhältnisse  und  Zustände  in  den  einzefaien 
Staaten  bedingten  und  wUnschenswerthen  Modifikationen  in 
besonderen  EinfUhrungsgesetzen  angebracht  werden  können, 
so  ist  nicht  leicht  zu  befürchten,  dass  eine  Landesregierung 
auf  einen  unüberwindlichen  Widerstand  ihrer  Landstände 
stossen  und  dadurch  in  die  Lage  kommen  werde,  ihrer  im 
Art.    32    der  Wiener  Schlussakte    ausgesprochenen    bundes- 

7)  Diesen  Weg  hat  bisher  die  Krone  Bayern  regelmässig  eingehalten 
Daher  hat  Bayern  in  der  Sitzung  v.  23.  Augast  1851  den  beiden  daselbst 
gefassten  Bundesbeschlüssen  (s.  oben  §.  150,  VII  u.  YIII)  seine  Zustimmung 
nur  „in  der  Voraussetzung"  ertheilt,  „dass  es  jeder  Regierung,  welche  zu 
Aenderungen  in  staatlichen  Einrichtungen  und  gesetzlichen  Bestimmungen 
aufgefordert  werden  sollte,  frei  stehen  müsse,  zur  Bewirkung  der  frag- 
lichen üebereinstimmung  den  durch  die  Verfassung  des  Landes 
vorgeschriebenen  Weg  einzuschlagen.''  Prot  1853,  §.  120.121;  S.  270, 
272.  Vergl.  auch  die  Erklärung  v.  Bayern.  Prot  d.  B.-V.  13.  Jan,  184a 
§.  27,  S.  38.  —  Ausdrücküch  sagt  Waldeck,  Verf.-Urk.  v.  1852  *§.  97: 
„Soweit  durch  allgemeine  Bundesgesetze  und  Beschlüsse  Abänderungen 
dieser  Verfassung  nöthig  werden,  sind  solche  auf  verfeissungsmässigem  Wege 
auszuführen.'^ 

«)  W.  S.-A.  art  32.  —  Siehe  auch  oben  §.  150.  —  K  Sachsen, 
Verf.-Ürk.  v.  1831  §.  89  und  Ges.  y.  5.  Mai  1851:  „In  Ausführung  der 
vom  deutschen  Bund  gefassten  Beschlüsse  kann  die  Regierung  durch  die 
ermangelnde  Zustimmung  der  Kammern  nicht  gehindert  werden.^*  —  Ebenso: 
Reuss,  j.  Lin.  Grd.-Ges.  1852  §.  68. 
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massigen  Verpflichtung,  die  Bnndesgesetze  in  ihrem  Gebiete 
zur  Geltung  zu  bringen,  nicht  genügen  zu  können®). 

VIU.  Sollte  dieser  ausserordentliche  Fall  wider  Erwarten 
aber  dennoch  eintreten,  so  ist  es  Sache  der  Bundes versamm- 
lang,  jene  Massregeln  zu  berathen  und  zu  beschliessen,  von 
welchen  nach  der  Lage  des  Falles  die  Durchführung  der  Bun- 
desbeschlttsse  am  sichersten  und  zweckmässigsten  erwartet 
werden  könnte.  Die  Erwägung,  „welche  innerhalb  ihrer  Com- 
petenz  liegenden  Mittel  und  Wege,  namentlich  ob  die  Absen- 
dung von  besonders  zu  instmirenden  Commissionen  in  An- 
wendung zu  brmgen  sind'',  hat  sich  die  Bundesversammlung  bei 
Abfassung  des  Bundesbeschlusses  vom  23.  August  1851,  Prot. 
§.  120^^)  ausdrücklich  vorbehalten.  Nach  Umständen  könnte 
sogar  eine  (für  das  betreffende  Land  jedenfalls  sehr  kostspie- 
lige) Bundesexecution  angeordnet  werden  ^^). 

IK.  Es  darf  übrigens  nicht  verkannt  werden,  dass  in  den 
landständischen  Verhältnissen  in  dem  Zeiträume  von  mehr  als 
vierzig  Jahren,  welche  seit  der  Abfassung  der  Bundesakte  und 
der  Wiener  Schlussakte  abgelaufen  sind,  ein  grosser  Um- 
schwung stattgefunden  hat  Während  damals  in  den  meisten 
Staaten  überhaupt  noch  keine  Landesvertretungen  oder  nur 
sehr  schwache  Anfänge  derselben  vorhanden  waren,  hat  das 
landständische  Wesen  allmählig  eine  grosse  Bedeutung  gewon- 
nen namentlich  in  Bezug  auf  die  Landesgesetzgebung,  wozu 
die  Unproduktivität  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die 
gemeinnützigen  Anordnungen  und  die  eben  hierdurch  bewirkte, 
mehr  oder  minder  unfreiwillige  Beschränkung  ihrer  Thätigkeit 
auf  vielfach  missliebige  Polizeimassregeln  nicht  wenig  beige- 
tragen hat  Es  wird  daher  unläugbar  das  Vorgehen  der  Bun- 
desversammlung mit  einer  gemeinsamen  Gesetzgebung  in  der 
bisherigen  Form  der  Bundesbeschlüsse  vielfach  von  landstän- 
dischen Körperschaften  mit  misstrauischem  Auge  und  wie  ein 
Versuch  einer  Schmälerung  ihrer  nunmehr  erlangten  legislativen 


^)  Die  Regierung  kann  in  dringenden  Fällen  durch  provisorische 
Gesetze,  oder  nach  Umständen  durch  Auflösung  der  widerspenstigen  Kam- 
mern und  Berufung  eines  neuen  Landtages  die  Uebereinstimmung  der  Lan- 
desgesetzgebung mit  den  Bundesgesetzen  einzuleiten  suchen. 

«0)  Siehe  oben  §.  160.  Vn. 

")  W.  S.-A.  art  82. 
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Befugnisse  betrachtet,  sogar  wenn  der  Inhalt  längst  nnd  tief 
gefühlten  Bedürfnissen  der  Oesammtnation ,  wie  z.  B.  das 
kürzlich  zu  Stande  gekommene  Handelsgesetzbuch,  eine  unbe- 
streitbar anerkennungswttrdige  Abhilfe  gewährt  Selbst  der 
Umstand,  dass  unter  letzterer  Voraussetzung  die  Landesver- 
tretnngen  die  von  ihnen  einzeln  zu  begehrende  Zustimmung 
nicht  wohl  verweigern  können,  wenn  das  Land  nicht  der  Vor- 
theile  der  gemeinsamen  Anordnung  entbehren  soll,  wird  als 
eine  Herabdrttckung  des  landständischen  Zustimmungsrechtes 
auf  einen  blossen  Schein  aufgefasst  Ueberdies  sind  wirklich 
in  den  letzten  Jahren  Fälle  eines  Widerstandes  landständischer 
Körperschaften  gegen  die  Durchführung  missliebiger  Bundes- 
bescblüsse  vorgekommen  und  sind  daraus  den  betrefifenden 
Bundesregierungen  wie  der  Bundesversammlung  selbst  mannig- 
fache Schwierigkeiten  erwachsen,  welche  sich  bei  fernerer 
Wiederholung  solcher  Vorgänge  nur  steigern  können.  Es  wird 
sich  daher  immer  mehr  die  Nothwendigkeit  herausstellen, 
solchen  Conflikten  durch  eine  Einrichtung  vorzubeugen,  welche 
den  Landes  Vertretungen  in  einer  oder  der  anderen  Weise  eine 
Theilnahme  an  der  Bundesgesetzgebung  einräumt 

§.  152  a. 

Mittheilung  der  Motive  über  Competenz-  oder  Incom- 

petenzerklärungen  der  Bundesversammlung  an  die 

Betheiligten. 

In  der  Regel  pflegt  die  Bundesversammlung  bei  Eröffnung 
ihrer  Entscheidungen  an  die  Betheiligten  (Reklamanten)  keine 
oder  doch  nur  sehr  allgemeine  Motive  beizufügen.  Kur 
dann  wird  hier  und  da  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  die 
Reklamanten  ein  Interesse  daran  haben  können,  diese  Motive 
kennen  zu  lernen,  was  namentlich  der  Fall  ist,  wenn  Mangel 
an  Competenz  die  Bundesversammlung  hinderte,  auf  eiue 
Reklamation  einzugehen,  so  dass  darin  ein  Anhalt  ftir  die  Be- 
urtheilung  der  Frage  gefunden  werden  kann,  ob  eine  Abhilfe 
der  erhobenen  Beschwerde  auf  anderem  Wege  möglich  sei^). 


*)  Ausdrücklich  hat  sich  in  dieser  Weise  erklärt :  das  Gutachten  des 
Ausschusses  in  Militärangelegenheiten,  betr.  die  Bitte  des  vorigen  Marine- 
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Die  BnndesprotokoUe  enthalten  mehrfache  Beispiele,  dass  die- 
Bern  Principe  gemäss  die  Motive  ihrer  Beschlüsse  den  Rekla- 
manten mitgetheilt  worden  sind^. 


§.  153. 

Die  Landfriedens-  und  Rechtsverfassung  des  Bundes. 

A.      Im    Allgemeinen,     verglichen     mit     der     Land- 
friedens-    und     Rechts-Verfassung     zur    Reichszeit; 
insbesondere    fortdauernder    Mangel    eines    ständigen 
Bundesgerichtes. 

I.  So  wie  das  deutsche  Reich  seinem  Wesen  nach  ein 
Landfriedens -Staat  war,  d.  h.  so  wie  seine  politischen  In- 
stitutionen hauptsächlich  auf  die  Erhaltung  des  Landfrie- 
dens berechnet  waren  und  die  gesammte  Rechtsverfassung 
des  Reiches  hiermit  im  engsten  Zusammenhange  stand,  so  ist 
auch  der  deutsche  Bund  seinem  Wesen  nach  ein  Landfrie- 
dens-Bund, d.  h.  er  hat  den  Grundgedanken  der  ehe- 
maligen Reichs  Verfassung  beibehalten  und  zu  dem  seinigen 
gemacht,  und  daher  auch  seine  Rechtsverfassung  hiernach  ein- 
gerichtet und  ausgebildet. 

n.  Indem  die  Bundesakte  art.  2  die  äussere  und  innere 
Sicherheit  Deutschlands  als  den  eigentlichen  Bundes- 
zweck erklärt,  hat  sie  den  Gedanken  des  Landfriedens 
eben  so  klar  als  bestimmt  ausgesprochen,  wenn  gleich  das 


Zahlmeisters  2.  Klasse,  Christian  Sch&fer,  um  Mittheilung  von  £nt- 
scheidungsgrOnden  Prot,  der  20.  Sitzung  vom  17.  Juni  1858  §.  278;  in 
G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  683. 

s)  Yergl.  z.  B.  den  B.-B.  in  der  9.  Sitzung  vom  4.  M&rz  1858,  im 
Prot  §.  112,  eben  das.  Thl.  IL  S.  €78;  betr.  die  Vorstellung  u.  Gesuch 
des  Herzogs  Carl  von  Looz-Gorswaren  bezüglich  seiner  Successions- 
rechte  auf  das  Fürstenthum  Rheina-Wolbeck.  —  B.-B.  in  der  12.  Sitzung 
V.  6.  M&rz  1858,  Prot.  §.  160  eben  das.  Thl.  H,  S.  679,  betr.  die  Be- 
schwerde des  Dr.  Eduard  Freyberg  zu  Berlin,  wegen  angeblich  ver- 
weigerter Justiz. 
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Wort  y^Landfrieden^'  in  den  Bondesgnindgesetzen  nicht  ge- 
braucht wird.  Es  handelte  sich  sonach  nnr  darom^  die  Ein- 
richtungen ^  welche  die  Durchf&hrung  dieses  Grundgedankois 
erfordert,  in  einer,  den  eingetretenen  politischen  VerändemngeD 
in  Deutschland  entsprechenden  Weise  zu  treffen.  Hierbei 
musste  namentlich  das  von  -entschiedenem  Einflüsse  sein,  dass 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  nunmehr  vollkommen  sou- 
yerain  geworden  waren,  und  dass  der  deutsche  Bund  nach 
der  Absicht  seiner  Stifter  nur  ein  Staatenbund  von  (mit 
sehr  geringen  Ausnahmen)  monarchischen  Staaten ,  und 
kein  Bundesstaat  werden  soUte. 

III.  Es  ergibt  sich  hieraus  von  selbst,  dass  jene  Einrich- 
tungen der  Rechtsveifassung  des  ehemaligen  deutschen  Reiches, 
welche  die  völkerrechtliche  und  staatliche  Unselbststän- 
digkeit  der  einzelnen  deutschen  Länder  als  Grundlage  vor- 
aussetzten, der  nunmehr  völlig  veränderten  politischen  Stellung 
und  nunmehrigen  Selbstständigkeit  der  deutschen  Staaten  ent- 
sprechend umgebildet  werden  mussten. 

IV.  Die  Folge  hiervon  war,  dass  man  von  der  Einrich- 
tung einer  obersten  richterlichen  Gewalt  in  dem  Sinne 
und  Umfange,  wie  solche  früher  bei  Kaiser  und  Reich 
gewesen  war  und  von  den  Reichsgerichten  ausgeübt 
wurde,  Umgang  nahm  und  eine  solche  oberstrichterliche  Ge- 
walt weder  der  Bundesversammlung  selbst  beilegte,  noch  auch 
die  Einrichtung  eines  obersten  ständigen  Bundesgerichtshofes 
an  der  Stelle  der  ehemaligen  Reichsgerichte  ftir  angemessen 
erachtete. 

V.  Dass  Letzteres  nicht  geschah,  und  dass  namentlich 
das  Reichskammergericht,  der  alt -ehrwürdige  Wächter 
sowohl  der  Einheit  in  der  deutschen  Rechtsbildung,  als  der 
Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  gegen  kaiserliche  und  lan- 
desherrliche Eingriffe  durch  keine  andere  zeitgemässe  Einrich- 
tung ersetzt  wurde,  ist  sehr  zu  beklagen.  Mit  dem  Aufhören 
der  richterlichen  Thätigkeit  des  Reichskammergerichtes  verlor 
die  Praxis  in  den  einzelnen  Ländern  das  Vorbild,  nach  wel- 
chem sie  sieh  seit  Jahrhunderten  zu  richten  gewohnt  war,  und 
ebenso  versiegte  hiermit  jene  lebendige  Quelle,  aus  deren  Stu- 
dium die  Wissenschaft  bis  dahin  das  Lehrgebäude  des  ge- 
meinen Rechtes  entwickelt  und  fortgebildet  hatte,  welches  alle 
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dentschen  Staaten  mit  gerechtem  Stolze  als  das  Gesammteigen- 
thom  der  deutschen  Nation  betrachteten. 

VI.  Es  ist  ttbrigens  schon  auf  dem  Wiener  Gon grosse 
anerkannt  worden  ^  dass,  wenn  es  der  Verfassung  an  einem 
Bnndesgericht  fehle,  man  nie  werde  die  Ueberzeugung  auf- 
heben können,  dass  dem  Rechtsgebäude  in  Deutschland  der 
letzte  und  nothwendigste  Schlussstein  mangele 0-  Doch 
geschah  nichts  weiter  fbr  diesen  Ausbau  der  deutschen  Rechts- 
verfassung bis  zu  den  Dresdener  Gonferenzen,  wo  dieser 
Gegenstand  mit  entschiedenem  Ernste  aufgegriffen  und  zur  Be- 
raubung ttber  die  Einführung  eines  Bundesgerichts  eine  Gom- 
mission  (die  vierte)  gewählt  wurde,  welche  das  Ergebniss  ihrer 
Berathungen  unter  dem  28.  April  1851  zu  Dresden  zusammen- 
stellte. In  der  neunten  Ministerialconferenz  daselbst  am 
15.  Mai  1851  wurde  beschlossen,  die  Resultate  der  Gommis- 
sionsberathung  der  Bundesversammlung  zur  weiteren  ernsten 
und  sorgfältigen  Berathung  zu  überweisen^).  Fach  dem  von 
der  vierten  Dresdener  Commission  ausgearbeiteten  Entwürfe 
sollte  das  Bundesgericht  aus  einem  Präsidenten  und  mindestens 
sechs  Beisitzern  bestehen,  welche  sämmüich  am  Sitze  des  Ge- 
richtes, d.  h.  am  Orte  der  Bundesversammlung  wohnen  sollten. 
Die  Gompetenz  dieses  Gerichtshofes  sollte  auf  staatsrechtliche 
und  civihrechtliche  Streitigkeiten  beschränkt  sein,  aber  in  dieser 
Beziehung  nicht  nur  die  Gompetenz  des  bisherigen  Bundes- 
Austrägalgerichtes  und  Bundesschiedsgerichtes  umfassen,  son- 
dern auch  liber  diese  hinaus  zweckmässig  erweiteit  werden. 
Der  Gharakter  eines  Strafgerichtshofes  sollte  aber  von  diesem 
Bundesgerichte  möglichst  entfernt  gehalten  werden. 

VII.  In  der  14.  Bundestags-Sitzung  vom  8.  Juli  1851, 
Prot.  §.  67,  wurde  beschlossen,  einen  Ausschuss  niederzusetzen, 
der  die  gedachten  Vorschläge  der  vierten  Dresdener  Gommis- 
sion  bearbeiten  sollte;  in  der  folgenden  15.  Sitzung,  Prot.  §.  76, 


*)  Klub  er,  Akten  des  Wiener  Congresses  IL  8.  16  flg. 

*)  Die  Abstimmangen  der  Bevollmächtigten  der  deutschen  Staaten  in 
der  Dresdener  Ministerialconferenz  vom  15.  Mai  1851  linden  sich  auch  in 
dem  hier  unter  Nr.  YIII.  aufgeführten  Entwurf  eines  Vortrags  des  Bundes- 
tags-Ausschnsses  vom  23.  Januar  1860. 
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wurde  dieser  Aassehnss  gewählt.  Nichtsdestoweniger  rahte  die 
Sache,  ausser  dass  in  einem  Voitrage  der  fieklamations-Comr 
mission  in  der  Sitzung  vom  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  bemerkt 
wurde,  „wie  es  aus  allgemeinen  Rücksichten  wflnsch^nswerth 
sei,  dass  die  deutschen  Regierungen  auf  die  ernste  Berathung 
der  Frage  wegen  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  eingehen 
mOgen,  um  auch  Privatpersonen,  sie  mögen  gegründete  oder 
ungegrttndete  Ansprüche  gegen  Bundesregierungen  yerfolgen, 
die  Berechtigung,  darüber  einen  gerichtlichen  Ausspruch  zu 
erlangen,  für  die  Zukunft  zu  «ichem.^' 

VIU.  In  der  34.  Sitzung  vom  Jahre  1859,  Prot  §.  305, 
stellte  Baden  einen  Antrag,  die  Berathungen  über  die  Errich- 
tung eines  Bundesgerichtes  sofort  wieder  aufzunehmen  und 
überreichte  zugleich  eine  Denkschrift,  welche  hierauf  bezüg- 
liche Vorschläge  enthielt  Es  wurde  auch  in  derselben  Sitzung 
beschlossen,  diesen  Antrag  nebst  der  darin  in  Bezug  genom- 
menen Denkschrift  dem  Ausschusse  zuzuweisen,  und  in  der 
36.  und  37.  Sitzung,  Prot  §.  331,  337  wurde  dieser  Ausschuss 
um  zwei  Mitglieder  verstärkt.  Demselben  wurde  sodann  schon 
in  seiner  Sitzung  vom  23.  Januar  1860  von  dem  Referenten 
ein  ausführlicher  Entwurf  eines  Vortrages  vorgelegt;  jedoch  ist 
es  bei  der  bisherigen  Abneigung  von  Preussen,  diese  hoch- 
wichtige Angelegenheit  in  der  Bundesversammlung  zum  Ab- 
schlösse gelangen  zu  lassen,  noch  nicht  zur  Erstattung  des 
Vortrages  in  der  Bundesversammlung  gekommen. 

IX.  Unläagbar  leistet  sonach  die  gegenwärtige  deutsche 
Bundesverfassung  auf  der  Grundlage,  welche  sie  aus  der  alten 
Reichsverfassung  herübergenommen  hat,  fttr  die  Einheit  und 
Vollständigkeit  der  Rechtspflege  weniger,  als  Letztere 
geleistet  hatte.  Es  wird  daher,  so  lange  in  dieser  Beziehung 
keine  Abhilfe  geschieht,  welche  allerdings  ihre  grossen 
Schwierigkeiten  hat,  und  keineswegs  so  leicht  zu  bewerkstel- 
ligen und  unbedenklich  in  ihren  Folgen  ist,  als  es  auf  den 
ersten  Anblick  scheinen  möchte,  doch  immer  eine  ftthlbare 
Lücke  in  der  Bundesverfassung  bleiben^). 


3)  Yergl.  meinen  Aufsatz:  die  Vorarbeiten  für  ein  ständisches  Bnn- 
desgericht  in  Deutschland  in  der  deutschen  YierteUahrsschrift,  Stuttgart 
und  Tübingen,  1851,  Nr.  56,  S.  81  flg. 
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X.  Dagegen  hat  die  LandfriedensyerfasBiing  bezüg- 
lich der  Exekution,  d.  h.  der  Handhabung  ond  Voliziehnng 
der  Bnndesbeschlflsse,  bündesaiisträgalgeriehtUchen  und  bnn- 
desschiedsgerichtlichen  Erkenntnisse  in  so  fem  an  Stärke 
gewonnen,  als  nach  der  ReichsyerfassoDg  der  Erfolg  der 
vom  Kaiser  ond  Beiche  angeordneten  YoUstreckongen  haupt- 
sächlich von  dem  guten  Willen  der  Reichskreise  abhiug^). 
Doch  sind  auch  in  dieser  Beziehung  in  der  Bundesverfassung 
noch  sehr  erhebliche  Mängel  zu  verspttren,  wie  z.  B.  na- 
mentlich der  Mangel  aller  Vorsorge  flir  die  Aufstellung  eines 
zu  selbstständigem,  energischem  Einschreiten  ohne  vor  gängige 
Instruktionsholung  in  ausserordentlichen  Zeitumständen 
befugten,  d.  h.  mit  diktatorischer  Gewalt  vorübergehend 
begleiteten  Bundesorgans  ^).  Andere  Mängel  der  Landfriedens- 
Verfassung  des  Bundes  sind  dagegen  durch  keine  Gesetzgebung 
oder  Anordnung  zu  beseitigen,  weil  sie  in  der  Beschaffenheit 
der  Elemente  selbst  liegen,  aus  welchen  der  Bund  gebildet  ist. 


«)  Die  Einrichtang  des  Exekutionsver&hreiis,  siehe  anten  §.  170  flg. 

^)  Das  Bedüifhiss  der  Einrichtung  eines  solchen  Bandesorgans  haben 
die  Yorg&nge  in  den  Jahren  1848 — 49  wohl  zur  Genüge  nachgewiesen. 
Auf  den  Antrag  der  badischen  Begiening  hatte  die  B.-Y.  in  der  Sitzung 
V.  3.  Mai  1848,  Prot.  §.  406,  S.  532  flg.,  einstimmig  die  Errichtung  einer 
solchen  aus  drei  Personen  bestehenden  Exekutivbehörde  beschlossen;  es 
kam  aber  dieser  Beschluss  nicht  zur  Ausführung.  Wenn  solche  Einrich- 
tungen nicht  in  ruhigen  Zeiten  berathen  und  beschlossen  werden,  so  ist 
stets  zu  befürchten,  dass  sie  im  Augenblicke  der  Gefeihr  nicht,  oder  zu 
spät  zu  Stande  kommen.  —  In  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1851,  Prot.  §.  67, 
wurde  auf  Antrag  des  Präsidiums  auch  ein  „politischer  Ausschuss  von 
sieben  Mitgliedern  beschlossen,  um  über  die  Arbeiten  der  ersten  und 
zweiten  Commission  der  Dresdener  Conferenz,  die  Massnahmen  fQr 
Sicherheit  und  Ordnung  im  Bunde  betr.  zu  berichten.  —  In  der  gemein- 
schaftlichen Erklärung  von  Oesterreich  und  Preussen  in  derselben  Sitzung 
(Prot.  §.  68,)  wird  es  ausdrücklich  (S.  130)  als  die  „dringendste  An- 
forderung'* erklärt,  dass  der  innere  Friede  Deutschlands  befestigt,  und 
den  Kräften  der  Zerstörung,  die  ihn  seit  den  Ereignissen  des  Jahres  1848 
zerrütteten,  Einhalt  gethan  werde".  Sodann  heisst  es  ebendas.  weiter: 
,^u  den  wichtigsten  Erfolgen  der  Dresdener  Berathungen  gehört  es 
desshalb,  dass  sie  auch  in  der  Erkenntniss  dessen,  was  zur  Erhaltung  der 
inneren  Sicherheit  Deutschlands  nothwendig  ist,  die  den  wesentlichen 
Grundsätzen  nach  bereits  bestehende  Uebereinstimmung  der  Regierungen 
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So  z.  B.  ist  offenbar,  dass  wenn  einmal  etwa  eine  Bondea- 
exekation  gegen  eines  der  mächtigeren  Bondesglieder  be- 
schlossen werden  wollte,  diese  im  Wesen  mit  einem  Schisma 
im  Buide  gleichbedeutend  sein  nnd  in  ihrer  äusseren  Er- 
scheinung bei  der  Durchfdhrung  von  einem  Kriege  der  dent- 
sehen  Staaten  unter  einander  nicht  zu  unterscheiden  sein 
würde«). 

§.  154. 

B.    Die   bundesgnindgesetzlichen  Bestimmungen    über 
Landfrieden  und  Rechtsverfassung: 

a)   In  Bezug  auf  Erhaltung  des  Landfiriedens  unter 
den  Bundesgliedem  selbst 

L  Das  erste  und  eigentliche  Landfriedensgesetz  des  deut- 
schen Bundes  ist  art.  11  der  Bnndesakte.  Abgesehen  von  der 
darin  ausgesprochenen  Verpflichtung,  sowohl  ganz  Deutschland, 
als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  auswärtigen  An- 
griff in  Schutz  zu  nehmen,  und  keine  Bündnisse  zu  scUiessen, 
welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bundes  oder  einzehier  Bundes- 
staaten gerichtet  wären,  wovon  besonders  bei  der  DarsteHong 
der  auswärtigen  Verhältnisse  gehandelt  werden  wird,  ist 
daselbst  das  Verbot  der  Selbsthilfe  in  derselben  Weise 
ausgesprochen,  wie  dies  zur  Zeit  der  Reichsverfassung  bestand. 
Es  machen  sich  nämlich  in  der  Bundesakte  art  11,  Abs.  4 
die  Bundesglieder  verbindlich,  „einander  unter  keinerlei  Voiv 


ausdrücklich  beurkanden.  Von  dieser  Erkenntniss  für  das  allgemeine  Wohl 
Gewinn  zuziehen,  sie  rasch  und  entschieden  zur  Thal  zu  gestal- 
ten, ist  unstreitig  die  nächste  Aufgabe  dieser  hierzu  mit  dem  ganzen  An- 
sehen des  Rechtes  und  der  Macht  ausgerüsteten  hohen  Versammlung  .  .  . 
Auf  militärische  und  polizeiliche  Vorkehrungen  wird  sich  aber  die  Thätig- 
keit  des  Bundes  nicht  beschränken  dürfen.'*  (Die  nächste  Folge  dieses 
Antrags  waren  die  B.-B.  vom  23.  August  1851;  siehe  oben  §.  150.) 

«)  Betrübende  Beispiele  bieten  bereits  der  Krieg  mit  Dänemark  in 
Holstein  1848;  die  Au&tellung  preussischer  Truppen  einerseits  und  der 
Bundestruppen  (Baiem  und  Oesterreicher)  andererseits  in  Kurhessen  (Okt 
u.  Nov.  1850). 
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wand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit  Gewalt 
zn  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bnndesyersammlung 
anzubringen.  Dieser  liegt  alsdann  ob,  die  Vermittelung 
durch  einen  Ansschuss  zu  versuchen  und  faUs  dieser  Versuch 
fehlschlagen  sollte,  und  demnach  eine  richterliche  Ent- 
scheidung nothwendig  würde,  solche  durch  eine  wohl- 
geordnete Austrägalinstanz  zu  bewirken,  deren  Aus- 
spruch die  streitenden  Theile  sich  sofort  zu  unterwerfen 
haben. 

II.  Diese  Bestimmungen  sind  in  der  Wiener  Schlussakte 
art.  21,  22  u.  23  neuerdings  anerkannt,  und  namentlich  hin- 
sichtlich des  bundesgrundgesetzlichenAusträgalverfahrens  weiter 
ausgeführt.  Zugleich  (art.  24)  wurde  ausgesprochen,  „dass  es 
übrigens  den  Bundesgliedem  freistehe,  sowohl  bei  den  einzelnen 
vorkommenden  Streitigkeiten,  als  für  aUe  künftige  Fälle,  wegen 
besonderer  Austräge  oder  Gompromisse  übereinzukom- 
men, wie  denn  auch  frühere  Familien-  oder  Vertrags- 
Aus  träge  durch  Errichtung  der  Bundes- Austrägal-Instanz 
nicht  aufgehoben,  noch  abgeändert  werden.'^ 

III.  „Da  Eintracht  und  Friede  unter  den  Bundesglie- 
dem ungestört  erhalten^'  d.  h.  da  jedem  Landfriedens- 
bruche vorgebeugt  werden  soll,  „so  hat  die  Bundesver- 
sammlung nach  der  Wiener  Schlussakte  art.  18,  wenn  die 
innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  auf  irgend  eine 
Weise  bedroht  oder  gestört  ist,  über  Erhaltung  oder 
Wiederherstellung  derselben  Bath  zu  pflegen,  und  die  dazu 
geeigneten  Beschlüsse  nach  Anleitung  der  in  den  folgenden 
Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fassen.^^ 

lY.  Wenn  nämlich  „zwischen  Bundesgliedem  Thätlich- 
keiten  zu  besorgen,  oder  wirklich  ausgeübt  worden 
sind,  so  ist  die  Bundesversammlung  (W.  S.-A.  art.  19) 
berufen,  vorläufige  Massregeln  zu  ergreifen,  wodurch 
jeder  Selbsthilfe  vorgebeugt  und  der  bereits  unternom- 
menen Einhalt  gethan  werde.  Zu  dem  Ende  hat  sie  vor 
Allem  fdr  Aufrechthaltung  des  Besitzstandes  Sorge  zu 
tragen." 

y.  „Wenn  die  Bundesversammlung  von  einem  Bundes- 
gliede  zum  Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird,  und  der 
jüngste  Besitzstand  streitig  ist,  so  soll  sie  (W.  S.-A. 

Zopfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.  I.  25 
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art.  20)  fbr  diesen  besonderen  Fall  befugt  sein,  ein  bei  d^ 
Sache  nicht  betheiligtes  Bnndesglied  in  der  Nähe  des  zn 
schlitzenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des 
jüngsten  Besitzes  und  die  angezeigte  Störung  des- 
selben ohne  Zeitverlust  durch  seinen  obersten  Gerichtshof 
summarisch  untersuchen  unddarttber  einen  rechtlichen 
Bescheid  abfassen  zu  lassen,  dessen  Vollziehung  die 
Bundesversammlung,  wenn  der  Bundesstaat,  gegen 
welchen  er  gerichtet  ist,  sich  nicht  auf  vorgängige  Auffor- 
derungen freiwillig  dazu  versteht,  durch  die  ihr  zu  diesem 
Ende  angewiesenen  Mittel  zu  bewirken  hat/^  In  dieser  Weise 
ist  also  auch  das  alte  reichsrechtliche  Verfahren  in  poisu- 
sorio  summariissimo  in  Landeshoheitsstreitigkeiten  in  das  Bun- 
desrecht herüber  genommen  worden. 

§.  155. 

b)    Bundesgrundgesetzliche   Bestiininungen    in  Bezug 
auf  die  innere  Ruhe  der  einzelnen  Bundesstaaten. 

I.  Die  Wiener  Schlussakte  art.  25  erkennt  es  als  Grund- 
satz an,  dass  die  Erhaltung  der  inneren  Ruhe  und  Ord- 
nung in  den  Bundesstaaten  den  Regierungen  allein 
zustehe.  Es  ist  dies  ganz  im  Einklänge  mit  der  Grundauffas- 
sung der  staatsrechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Regierungen 
zum  Bunde,  wonach  die  Landesregierung  principiell  Sache  der 
ersteren  ist  und  soweit  als  unter  den  Begriff  der  jura  rinffulo- 
tum  gehörig  betrachtet  werden  muss,  als  nicht  das  Gegentheil 
aus  den  positiven  Bestimmungen  der  Bundesgesetze  und  den 
allgemeinen  Bundeszwecken  nachzuweisen  ist  Es  kann  daher 
nach  der  Wiener  Schlnssakte  art.  25  nur  als  Ausnahme,  in 
Rücksicht  auf  die  innere  Sicherheit  (den  Landfrieden)  des 
gesammten  Bundes  und  in  Folge  der  Verpflichtung  der  Ban- 
desglieder zu  gegenseitiger  Hilfeleistung,  die  Mitwirkung 
der  Gesammtheit  zur  Erhaltung  oder  Wiederherstellung  der 
Ruhe,  im  Falle  einer  Widersetzlichkeit  der  Unter- 
thanen  gegen  die  Regierung,  eines  offenen  Aufruhrs, 
oder  gefährlicher  Bewegung  in  mehreren  Bundesstaaten, 
stattfinden. 
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II.  iBieran  reihen  sich  folgende  Bestimmiingen  der  Wiener 
Schlnssakte  art.  26.:  ,,Wenn  in  einem  Bundesstaate  durch  Wi- 
dersetzlichkeit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit 
die  innere  Ruhe  unmittelbar  gefährdet,  und  eine  Verbreitung 
aufrührerischer  Bewegungen  zu  ftirchten,  oder  ein  wirklicher 
Anfruhr  zum  Ausbruch  gekommen  ist,  und  die  Kegierung 
selbst,  nach  Erschöpfung  der  verfassungsmässigen  und  ge- 
setzlichen Mittel,  den  Beistand  des  Bundes  anruft,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  die  schleunigste 
Hilfe  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  veranlassen. 
Sollte  im  letztgedachten  Falle  die  Regierung  notorisch 
ausser  Stande  sein,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  durch  die  Um- 
stände gehindert  werden,  die  Hilfe  des  Bundes  zu  begehren, 
so  ist  die  Bundesversammlung  nichts  desto  weniger  verpflichtet, 
auch  unaufgerufen  zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und 
Sicherheit  einzuschreiten.  In  jedem  Falle  aber  dürfen  die 
verfligten  Massregeln  von  keiner  längeren  Dauer  sein,  als  die 
Regierung,  welcher  die  bundesmässige  Hilfe  geleistet  wird,  es 
nothwendig  erachtet."  Art.  27 :  „Die  Regierung,  welcher  eine 
solche  Hilfe  zu  Theil  geworden,  ist  gehalten,  die  Bundesver- 
sammlung von  der  Veranlassung  der  eingetretenen  Unruhen 
in  Kenntniss  zu  setzen  und  von  den  zur  Befestigung  der  wie- 
derhergestellten gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Massregeln 
eine  beruhigende  Anzeige  an  dieselbe  gelangen  zu  lassen." 
Art.  28:  „Wenn  die  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung 
in  mehreren  Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen 
und  Anschläge  bedroht  sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusam- 
menwirken der  Gesammtheit  zureichende  Massregeln  ergriffen 
werden  können,  so  ist  die  Bundesversammlung  befugt  und  be- 
rufen, nach  vorgängiger  Rücksprache  mit  den  zunächst  bedrohten 
Regierungen  solche  Massregeln  zu  berathen  und  zu  beschliessen." 

lU.  An  diese  bundesgrundgesetzliche  Bestimmung  reihen 
sich  die  zahlreichen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  poli- 
zeilichen Inhalts,  sowie  die  Bundesbeschlüsse  über  die  Presse, 
Vereine  u.  dergl.,  deren  an  den  geeigneten  Orten  besondere 
Erwähnung  geschehen  wird. 

IV.  Um  den  Störungen  des  Landfriedens  in  den  Bundes- 
staaten wegen  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  und  ihren 

2b* 
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Landständen  vorzabeagen,  hat  die  Bnndesversammlnng  za 
deren  friedlicher  ErledigUDg  eine  entscheidende  Instanz  unter 
dem  Namen  eines  Bundesschiedsgerichtes  durch  Bundes- 
beschluss  vom  30.  Oktbr.  1834  angeordnet 

§.  156. 

c)   Jiundesgrundgesetzliche    Bestiininungen    in    Bezug 

auf  die  Rechtspflege  in  den  Bundesstaaten: 

1)  Nothwendigkeit  von  Gerichten  dritter  Instanz: 

Aktenversendung. 

I.  Obgleich  sich  die  Stifter  des  deutschen  Bundes  nicht 
über  die  Einrichtung  eines  beständigen  Bundesgerichtshofes  mit 
einer  ähnlichen  Gompetenz,  wie  die  des  Beichskammergerichts 
gewesen  war,  verständigen  konnten,  und  obgleich  somit  der 
auf  die  Landfriedens-Idee  gebauten  Rechtsverfassung 
der  eigentliche  Schlussstein  fehlt ^),  so  war  es  doch  nicht 
ihre  Meinung,  die  Rechtspflege  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nunmehr  lediglich  der  Will k (Ihr  der  einzeben  Regierungen 
zu  überlassen  und  den  Unterthanen  jeden  Schutz  gegen  Ver- 
kümmerung der  Rechtspflege,  welchen  sie  zur  Zeit  des  Reichs- 
verbandes durch  Anrufen  der  Reichsstaatsgewalt  oder  der 
Reichsgerichte  finden  konnten,  zu  entziehen. 

II.  Um  den  Unterthanen  der  Bundesstaaten  flir  den  Weg- 
fall der  höchsten  Reichsgerichte  wenigstens  einen  theilweisen 
Ersatz  zu  gewähren,  wurde  in  der  Bundesakte  art.  12  die 
Justizpflege  nach  drei  Instanzen  als  ein  im  deutschen 
Bunde  iUr  alle  Bundesstaaten  festgestellter  Grundsatz  aus- 
gesprochen^), und  somit  den  Staaten,  in  welchen  bisher  noch 
keine  dritte  Instanz  eingerichtet  gewesen  war,  weil  ihnen  die 
Reichsgerichte  als  solche  gedient  hatten,  die  Einrichtung  einer 
solchen  zu  Pflicht  gemacht.  Von  der  Art  und  Weise,  wie  dieser 
bundesgrundgesetzlichen  Vorschrift  in  den  einzelnen,  insbeson- 
dere in  den   kleineren  Staaten  zu  genügen  ist,  so  wie  von 


*)  Siehe  oben  §.  153. 

«)  In  dieser  Weise  erklärt  sich  über  den  Sinn  des  art.  12  der  Bundes- 
akte, die  provisor.  Competenzbestimmung  der  B.-y.  v.  12.  Joni  1817,  §.  5, 
Nr.  3,  Lit  a,  Abs.  2. 
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dem  hierbei  nnter  gewissen  Voraussetzungen  bnndesgrund- 
gesetzlieh  den  Pai'teien  gestatteten  Rechte  der  Akten  Ver- 
sendung an  eine  deutsche  Jui-istenfakultät  oder  einen  Schöf- 
fenstuhl wird  im  §.  446  ausführlich  gehandelt 


§.  156  a. 

2)  Bundesgrundgesetzliche  Zusichemngen  von  Abliilfe 
im  Falle  einer  Justizverweigerung. 

I.  So  wie  sich  schon  die  Reichsgesetzgebung  emstlichst 
hatte  angelegen  sein  lassen,  die  Untertbanen  in  den  einzehien 
Ländern  gegen  Justizverweigerung  und  Verzögerung 
der  Rechtspflege  zu  schützen ,  so  hat  auch  die  Bundesgesetz- 
gebung nicht  unterlassen,  in  gleicher  Weise  schützende  Normen 
aufzustellen  ^)^  Schon  in  der  provisorischen  Competenzbestim- 
mung  der  Bundesversammlung  vom  12.  Juni  181 7,  §.  5,  Nr.  3, 
Lit.  a.  wurde  es  als  eine  selbstverständliche  Folgerung  aus  der 
eben  erwähnten  Bestimmung  des  art.  12  der  Bundesakte  er- 
klärt, dass;  wenn  der  Fall  einer  in  Rechtssachen  einti-etenden 
Justizverweigerung  oder  einer  derselben  gleich  zu  achtenden 
Verzögerung  vorkommen  sollte,  die  Bundesversammlung  so 
befugt  als  verpflichtet  sein  würde,  erwiesene  begründete 
Beschwerden  über  wirklich  gehemmte  oder  verweigerte 
Rechtspflege  anzunehmen,  um  darauf  die  gerichtliche 
Hilfe  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  durch  ihre  Verwen- 
dung zu  bewirken. 

II.  Hiermit  übereinstimmend  wurde  sodann  in  die  Wiener 
Schlussakte  vom  15.  Mai  1820,  art.  29  die  Bestimmung  auf- 
genommen: „Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer 
Justiz-Verweigerung  einti-itt,  und  auf  gesetzlichen 
Wegen  ausreichende  Hilfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so 
liegt  der  Bundesversammlung  ob,  erwiesene,  nach 
der  Verfassung   und   den  bestehenden  Gesetzen  jedes 


0  Unabhängige,  unparteiische  Kechtspflege  und  Unterlassen  aUer  Ka- 
binetsjustiz  wird  insbesondere  anbefohlen  in  der  W.  K.  (1792)  art.  XVI, 
§.  4;  XVII,  §.  6,  7;  XVIU,  §.  3,  4;  XIX,  §.  3,  4;  XXI,  §.  5,  6.  (Siehe 
auch  oben  §.  84;  §.  99,  XI,  D;  §.  102,  IV,  c.) 
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Landes  za  benrtheilende  Beschwerden  ttber  yerwei- 
gerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen,  und 
darauf  die  gerichtliche  Hilfe  bei  der  Bnndesregiening, 
die  zu  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken/' 

III.  Die  Fassang  der  Bestimmung  ttber  das  Einschreiten 
der  Bundesversammlnng  im  Falle  einer  Jostizverweigernng  in 
der  Gompetenzbestimmong  vom  12.  Jnni  1817  nnd  in  der 
Wiener  Schlnssakte  unterscheidet  sich  sehr  wesentlich  dadnrdi, 
dass  nach  der  ersteren  Fassung  nnr  von  einer  „Verwen- 
dung" der  Bundesyersammlung,  in  der  letzteren  Fassung  aber 
von  einem  „Bewirken"  der  gerichtlichen  Hilfe  die  Rede  ist 
Die  Bundesversammlung  bat  also  nach  der  Wiener  Schlnssakte 
das  Recht,  der  Bundesregierung,  welche  zu  Beschwerde  ge- 
gründeten Anlass  gegeben  hat,  durch  einen  förmlichen,  nach 
der  Regel  der  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Beschluss,  die 
Bewirkung  der  Abhilfe  eben  so  bestimmt  aufzugeben  nnd 
Nachweis  über  den  Vollzug  zu  begehren,  wie  in  den  anderen 
Fällen,  in  welchen  eine  Regierung  ihrer  bundesmässigen  Ver- 
pflichtung nicht  nachkommen  würde  ^. 

IV.  Wo  ein  Gericht  einen  Kläger  abgewiesen,  oder  gegen 
eine  Partei  entschieden  hat,  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass 
eine  Justizverweigerung  vorliegt^).  Zu  einer  „sachlichen 
Prüfung"  ergangener  gerichtlicher  Erkenntnisse  ist  die  Bnn- 


*)  Oben  §.  151.  —  Ouis  diesen  Grunds&tsen  gem&ss  hat  die  B.-V.  in 
der  Sitzung  vom  7.  Oktober  1830,  Prot  §.  236,  auf  die  Beschwerde  des 
Freiherm  v.  S i er storpff  wider  den  Herzog  Karl  von  Braunschweig 
wegen  Cassirung  eines  zum  Vortheil  des  ersteren  ergangenen  landesgericht- 
lichen Urtheils,  beschlossen:  1)  Die  am  9.  Janner  1.  J.  auf  Befehl  Sr. 
Durchlaucht  des  Herzogs  von  Braunschweig  vorgenommene  Cassation 
des  vom  herzoglichen  Landesgerichte  unter  d.  4.  desselben  Monats  abge- 
gebenen und  publicirten  Erkenntnisses  in  der  Sache  des  Freiherm  v.  S., 
wegen  verletzter  Ehrerbietung  gegen  Se.  herzogl.  Durchlaucht,  wird  für 
wirkungslos  erklärt  und  die  herzogliche  Regierung  wird  auf- 
gefordert, die  Ausfahrung  dieses  Erkenntnisses  nicht  zu 
behindern.  2)  Wird  einhellig  erkannt,  es  verstehe  sich  von  selbst,  dass 
ans  Anlass  der  vorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  Freih.  v.  S. 
und  seiner  Familie  nach  Braunschweig  und  seinem  Aufenthalte  daselbst 
von  Seiten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  kein  Hinderniss  weiter  in 
den  Weg  gelegt  werden  könne.'* 

')  Eben  so  ftnssert  sich   ein   Bericht  der  Reklamationscommission, 
Sitzung  V.  3.  M&rz  1853,  Prot  §.  50,  S.  206. 
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desyersammlnng  überhaupt  nicht  competent^):  sie  ist  es  daher 
selbst  dann  nicht;  wenn  sie  die  Ueberzeugnng  gewänne,  dass 
die  Landesgerichte  den  Fall  anrichtig  entschieden  hätten,  da 
sie  weder  Appellhof  noch  Cassationshof  in  dem  Sinne  ist,  wie 
dies  die  ehemaligen  obersten  Reichsgerichte  waren  ^). 

V.  Desgleichen  ist  nach  dem  Wortlaute  nnd  Sinne  des 
art.  29  der  Wiener  Schlnssakte  die  Bnndesversammlang  nicht 
competeBt,  eine  Beschwerde  über  Justizverweigernng  in 
Sachen  anzunehmen,  welche  durch  die  Landesgesetzge- 
bnng  ausdrücklich  der  Cognition  der  Gerichte  entzogen  sind, 
wie  dies  z.  B.  nach  dem  k.  Hannover'schen  Landesverfas- 
sungsgesetz vom  6.  August  1840  §.  39  bezüglich  behaupteter 
Verletzung  wohlerworbener  Rechte  durch  einen  Staats  vertrag 
oder  durch  die  Gesetzgebung  der  Fall  ist^). 


*)  Ausdrücklich  erklärt  dies  der  über  die  Beschwerde  des  Dr.  Ednard 
Freyberg  zu  Berlin  wegen  angeblich  verweigerter  Justiz  ergangene  B.-B. 
▼.  26.  M&rz  1858,  12.  Sitzung,  Prot.  §.  160,  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  n.  S.  679. 

6)  In  dieser  Weise  hat  sich  die  B.-V.  über  die  Beschwerde  des  Grafen 
▼.  Hallberg  ausgesprochen.  (Prot.  d.  B.-Y.  24.  März  1824,  §.  72.  (Siehe 
oben  §.  113,  Note  5  u.  8.) 

*)  Auch  Preussen  hat  bei  mehr&chen  Gelegenheiten  in  der  Bundes- 
Tersammlung  geltend  gemacht,  dass  nach  seiner  Rechts  Verfassung 
(Kabinetsordren  v.  2.  Nov.  1822  u.  4.  Dec.  1831)  keineswegs  allgemein  in 
Ansehung  der  aus  Staatsvertr&gen  abgeleiteten  Rechte  und  Verpflichtungen 
die  richterliche  Cognition  statthaft  sei,  sondern  nur  in  Fällen,  wo  Sinn  und 
Bedeutung  der  Staatsverträge  zweifelhaft  sei  (vergl.  Prot  der  B.-V.  vom 
26.  März  1841,  §.  99,  S.  162;  Prot  v.  24.  Aug.  1844,  §.  262,  S.  777,  779): 
and  nach  einer  k.  Verordnung  v.  25.  Jan.  1823,  Ges.  Samml.  S.  19,  haben 
überdies  die  Gerichte  vor  Ab&ssung  eines  Erkenntnisses  die  Aeusserung 
des  Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzuholen  „und  sich 
darnach  bei  der  Entscheidung  lediglich  zu  richten*'.  Noch  bestimmter 
erklärte  sich  Preussen  in  einer  an  das  Reichsministerium  gerichteten 
Erklärung  v.  19.  Febr.  1849,  dass  die  Ausschliessung  des  Rechts- 
wegs nicht  etwa  eine  lediglich  in  Bezug  auf  die  westphalischen  Ansprüche 
angeordnete  Massregel  sei,  sondern  eine  allgemeine  gesetzliche  Bestim- 
mung, wodurch  kein  neuer  Rechtsstand  eingeführt,  sondern  nur  die  be- 
stehende Unterscheidung  festgehalten  werde,  vermöge  welcher  die  Verbind- 
lichkeiten, welche  nicht  von  irgend  einer  fiskalischen  Behörde  begründet 
seien,  sondern  bei  welchen  das  Staatsoberhaupt  selbst  in  seinem 
Uoheitsrechte,  durch  Friedensschlüsse  sich  zu  verpflichten  oder  nicht 
zu  verpflichten,  in  Betracht  komme,  eine   richterliche   Cognition 
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VI.  In  der  Wiener  Schiassakte  art.  63  wird  den  mittelbar 
gewordenen  Fürsten ,  Grafen  und  Herren  nnter  gewissen  Vor- 
aussetzungen wegen  verweigerter  gesetzlicher  und  verfassungs- 
mässiger Rechtshilfe  ein  ganz  besonderer  Schutz  der  Bnndes- 
versanmilnng  zugesichert,  wovon  im  §.  158  Nr.  VI.  2  besonders 
gehandelt  wird. 

§.  156  b. 

3)      Der     liundesbeschluss     vom     8.    August     1861, 

XXVIII.  Sitzung,  Prot.  §.  238.  die  in  den  deutschen 

Bundesstaaten     in     bürgerlichen     Rechtssti-eitigkeiten 

gegenseitig   zu  gewälirende  Rechtshilfe  betreffend. 

Um  einem  längst  allgemein  getiiblten  Bedürfnisse  abzu- 
helfen, wurde  der  in  Nürnberg  zur  Berathung  des  Handelsge- 
setzbuches niedergesetzten  Commission  von  der  Bundesver- 
sammlung der  Auftrag  ertheilt,  einen  Gesetzentwurf  über  die 
in  den  deutschen  Bandesstaaten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 


überall  nicht  zulässig  sei.  Die  Bundesversammlung  hat  demgem&ss  auch 
bisher  die  gegen  Preussen  auf  den  Grund  des  ai*t.  29  der  W.  8.-A.  erho- 
benen Beschwerden  westphälischer  Gläubiger  wegen  Justizverweigenmg  ab- 
gewiesen. Vergl.  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  v.  3.  März 
1853,  Protok.  §.50,  S.  206.  —  Sehr  bemerkeuswerth  ist  dagegen  das 
bayerische  Votum,  in  der  Sitzung  der  B.-Y.  vom  24.  Aug.  1844,  Prot. 
§.  262,  S.  795  flg.,  worin  ausgefohrt  wird ,  dass  derartige  Grundsätze  nicht 
nur  in  keinem  anderen  deutschen  Staate  gdten,  sondern  dass  sich  auch 
die  B.-Y.  selbst  in  Sachen  des  Grafen  v.  Kiclmannscgge  gegen  die  k.  d ä - 
nische  Regierung  (Prot.  1837,  §.  251)  in  einem  förmlichen  Beschluss  be- 
reits gegen  die  Richtigkeit  des  Satzes,  „dass  auch  die  Entscheidung  über 
die  aus  einem  Staatsvertrage  abzuleitenden  Rechte  und  Verpflichtungen 
dem  Rechtswege  entzogen  sein  solle,"  ausgesprochen  hat,  und  dass  endlich 
nach  einer  neueren  k.  preuss.  Verordnung  v.  26.  Nov.  1843  (Ges.-SammL 
Nr.  33,  S.  369)  den  Gerichten  die  selbstige  Auslegung  von  Staatsvertragen 
wieder  eingeräumt  und  dabei  nur  die  Verpflichtung  auferlegt  worden  sei, 
in  Prozessen,  bei  deren  Entscheidung  es  auf  die  völkerrechtliche  Giltigkeit, 
die  Anwendbarkeit  oder  die  Auslegung  von  Staatsverträgen  ankommt,  vom 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  zum  Zweck  der  recht- 
lichen Beurtheilung  erforderliche  Auskunft  einzuholen.  Auf  die  exorbitante 
und  singulare  Beschaffenheit  der  k.  preuss.  Verordnung  v.  25.  Jan.  1823 
hat  schon  Ileffter,  Beitr.  1829,  Vorwort,  S.  XIV,  hingewiesen.  —  Vergl. 
auch  J.  L.  Klttber,  die  Selbstständigkeit  des  Richteramtes  im  Verhältnias 
zu  einer  preuss.  Verordnung  ▼.  25.  Jänner  1823.    Frankf.  a.  M.  1832. 
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keiten  gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshilfe  ansznarbeiten. 
Der  Yon  dieser  Commission  vorgelegte  Gesetzentwurf  findet 
sich  als  Beilage  zn  §.  220  des  Prot,  der  26.  Sitzung  der  deut- 
schen finndesversammlung  vom  25.  Juli  1861^).  Durch  Bon- 
desbeschluss  vom  8.  Augnst  1861,  28.  Sitzung,  Prot.  §.  238  2) 
sind  bereits  die  Regierungen  der  deutschen  Bundesstaaten  auf- 
fordert worden,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  und  in  welchem 
Umfange  sie  geneigt  sind,  diesem  Gesetzentwurfe  ihre  Zustim- 
mung zu  ertheilen,  und  steht  sonach  die  Erhebung  desselben 
zum  Bundesbeschlusse  in  Aussicht  3). 

§.  157. 
d)  Bimdesgrundgesetzliche  Bestimmungen  in  Bezug  auf 
die   Fordenmgen   von  Privatpersonen  gegen  Bundes- 
glieder.   (Art.  30  der  Wiener  Schlussakte.) 

I.  Da  mit  der  Auflösung  der  ehemaligen  obersten  Reichs- 
gerichte die  Instanzen  weggefallen  waren,  vor  welchen  auch 
mehrere  deutsche  Staatsregierungen  zusammen  von  Gläubi- 
gem oder  anderen  Privatpersonen,  welche  Entschädigungsfor- 
demngen  u.  dergl.  geltend  machen  wollten,  belangt  werden 
konnten,  und  da  hiemach  die  Rechtsverfolgung  solchen  Privat- 
personen ausserordentlich  dadurch  erschwert  werden  musste, 
wenn  sie  jede  Staatsregiemng  einzeln  belangen  und  gegen 
jede  besonders  etwa  den  Beweis  fuhren  sollten,  in  welchem 
Antheile  nach  den  neueren  Territorialveränderongen  dieselbe 
zur  Tilgung  der  Schuld  beizutragen  habe,  so  wurde  aus  billiger 
Rücksicht  auf  die  nunmehr  höchst  ungünstige  Stellung  solcher 
Privatpersonen  in  die  Wiener  Schlussakte  art.  30  die  Bestim- 
mung aufgenommen:  „Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen 
desshalb  nicht  befriedigt  werden  können,  weil  die  Verpflich- 
tung, denselben  Gentige  zu  leisten,  zwischen  mehreren 
Bundesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist, 
so  hat  die  Bundesversammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten, 
zuvörderst  eine  Ausgleichung  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen, 


«)  In  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  Tbl.  HI,  Lief.  2.  S.  236. 

s)  Eben  das.  Tbl.  m.  Lief.  2.  S.  236. 

3)  Ueber  den  Inbalt  dieses  Gebetzentwurfes,  siebe  unten  §.  M6a. 
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im  Fall  aber,  dass  dieser  Versneb  obne  Erfolg  bliebe,  and  die 
in  Ansprucb  genommenen  Bandesglieder  sich  nicht  in  einer  zn 
bestimmenden  Frist  über  ein  Compromiss  vereinigen,  die 
rechtliche 'Entscheidong  der  streitigen  Vorfrage  dorch  eine 
Aasträgal-Instanz  za  veranlassen''^). 

IL  Dorch  diese  Bestimmang  der  Wiener  Schlossakte  ist 
keineswegs  den  betheiligten  Privatpersonen  das  Recht  beige- 
legt, die  von  ihnen  in  Ansprach  genommenen  Bandesglieder 
selbst  vor  das  Bnndesaasträgalgericht  zn  fordern,  oder  den- 
selben gegenüber  als  Gegenparthei  vor  dem  nor  zur 
Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich  berufenen  Bundesausträgalgerichte  aufzutreten,  sondern 
es  ist  nur  Sache  der  Bundesversammlung,  auf  Anrufen 
der  betheiligten  Privatpersonen  die  betreffenden  Bundes- 
glieder anzuweisen  und  anzuhalten,  die  Vorfrage  der 
Passivlegitimation  durch  ein  freigewähltes  Compromiss 
oder  die  Bundesausträgalinstanz  unter  sich  verhandehi  und 
entscheiden  zu  lassen^). 

III.  So  wie  aber  ein  jedes  richterliche  Urtheil  nur  unter 
den  Partheien  Bechtsverhältnisse  feststellen  kann,  so  hat  in 
diesem  Falle  das  compromissarische  oder  austrägalgerichfliche 
Erkenntniss  auch  nur  die  Wirkung,  unter  den  mehreren 
Bundes  gliedern  zu  bestimmen,  welches  von  ihnen  als 
Schuldner  oder  zu  welchem  Antheile  es  als  Mitschuldner  von  der 
betheiligten  Privatperson  in  Anspruch  zu  nehmen  ist.  Hier- 
durch ist  also  ein  weiterer,  zwischen  der  bezeichneten  Staats- 
regierung und  der  betheiligten  Privatperson  über  die  recht- 
liche Natur,  den  Grund  und  Betrag  der  Forderung  und 


*)  Hinsichtlich  der  Prozesse,  welche  bereits  zur  Zeit  der  Auflösung  des 
Reiches  an  dem  Reichskammergerichte  gegen  mehrere  jetzige  Bundesglieder 
als  Streitgenossen  anhängig  waren,  hat  die  B.-V.  die  mehreren  Beklagten 
veranlasst,  sich  über  ein  gemeinschaftliches  Gericht  zur  Erledigung  der  Pro- 
zesse zu  vereinigen.    Vergl.  Klub  er,  öffentl.  Recht,  §.  177. 

<)  Yergl.  die  badische  Erkl&nmg,  in  der  Sitzung  d.  B.-V.  t.  5.  Juni 
1823,  Prot.  §.  97,  S.  230;  Gutachten  der  Exekutionscommission,  Prot  vom 
13.  März  1845,  §.  107,  S.  241.  —  Ausdrücklich  erklärt  auch  der  B.-B.  vom 
15.  Sept  1842,  Prot  §.  286,  Nr.  2,  S.  637,  dass  die  betheiligten  Privat- 
personen vor  der  Austrägalinstanz  nicht  alsParthei  auftreten  können. 
(Siehe  unten  §.  159,  lY;  $.  165,  VI. 
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ttber  die  Znl'ässigkek  von  Einreden  n.  dergl.  vor  den  Landes- 
gerichten zu  Aihrender  Rechtsstreit  nicht  nur  nicht  ans- 
geschlossen,  sondern  vielmehr  erst  angebahnt  und  möglich 
gemacht 3).  Dies  ergibt  sich  nicht  nur  daraus,  dass  das 
Austrägalgericht  nach  der  bestimmten  Erklärung  der  Wiener 
Schlnssakte  art.  30  nur  eine  ,,Vorfrage^^  zu  entscheiden  hat, 
sondern  es  spricht  dafUr  auch  der  weitere  Grund,  dass  durch 
das  austrägalgerichtliche  Urtheil  nach  der  Absicht  der  Wiener 
Schlussakte  art  30  keine  Staatsregierung  in  eine  schlechtere 
Lage  versetzt  werden  darf,  als  in  welcher  sie  sich  befinden 
würde,  wenn  sie  den  Privatpersonen  gegenüber  sofort  die  Bolle 
des  richtig  in  Anspruch  genommenen  Schuldners  übernommen 
und  die  Vertretungspflicht  freiwillig  zugestanden  hätte  ^). 

IV.  Bestritten  ist,  ob  der  art.  30  der  Wiener  Schlussakte 
auch  da  Anwendung  finden  könne,  wenn  Forderungen  von 
Privatpersonen  desshalb  nicht  befriedigt  werden,  weil  die  Ver- 
pflichtung, denselben  Gtenüge  zu  leisten,  nicht  blos  zwischen 
mehreren  Bundesgliedern  hinsichtlich  der  Passiv-Legi- 
timation bestritten,  sondern  weil  überhaupt  jede  Verpflich- 
tung, die  Forderungen  zu  befriedigen,  d.  h.  das  Vorhandensein 
einesBechtsgrundes  der  Forderung  an  sich,  von  den  mehreren 
Bnudesgliedem  bestritten  wird^).  Es  ist  wohl  unverkennbar, 
dass  die  ganze  Bestimmung  des  art.  30  der  Wiener  Schluss- 


s)  Siehe  die  oben  angeführte  badische  Erkl&nmg:  Prot  1823,  S.  284. 
(ranz  diesem  Grundsatze  gem&ss  hat  auch  das  0.-A.-6ericht  der  freien 
St&dte  zu  Lübeck  als  Austrägalgericht  wegen  der  zwischen  Preussen 
and  Bayern  streitig  gewesenen  Verpflichtung  zur  Vertretung  der  Witt- 
wenpension  der  verstorbenen  Frau  Fürstin  Berkeley,  W^ittwe  des  letzten 
Markgrafen  von  Anspach  und  Bayreuth,  in  einem  Urtheile  v.  18.  Mai 
18S0  zu  Recht  erkannt:  „dass  die  Kröne  Bayern  jene  Wittwenpension  von 
j&hrUch  20,000  fl.  rhn.  in  ihrem  ganzen  Umfange  und  mit  Einschluss 
s&mmtlicher  Rückstände  zu  vertreten  habe.^'  —  Siehe  hierzu  besonders  die 
bayerischen  Erklärungen  in  den  Prot,  der  B.-V.  vom  Jahre  1845,  §.  18, 
S.  52;  §.  107,  S.  244  flg.;  §.  265,  S.  634  flg.  —  Vergl.  mit  dem  Gutachten 
der  Exekntionscommission,  in  derselben  Sache,  ebend.  §.  18  u.  §.  209. 

*)  Sehr  gut  hat  dies  ausgeführt  die  angefahrte  bayerische  Erklärung, 
Prot  1845,  §.  265,  S.  638. 

■)  Vergleiche  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  in  der 
Sitzung  der  B.-V.  v.  3.  März  1853,  Prot.  §.  50,  S.  205.  —  Daselbst  wird 
erwähnt,  dass  auch  in  den  Verhandlungen  der  Dresdener  Ministerialconfe- 
renzen  v.  J.  1851  diese  Frage  erörtert  worden  sei. 
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akte  jederzeit  ilnsorisch  gemacht  werden  könnte,  wenn  diese 
Frage  verneint  werden  dürfte,  indem  sodann  die  von  einer 
Privatperson  in  Anspruch  genommenen  Regierangen  nichts 
weiter  nothwendig  hätten,  am  einer  Verweisung  der  Sache  an 
die  Aasträgalinstanz  durch  die  Bundesversammlung  auszu- 
weichen, als  dem  Rechtsgrunde  der  Schuld  ihre  Anerken- 
nung gemeinschaftlich  zu  verweigern^).  Mindestens  mnss  die 
Bundesversammlung  ftir  befugt  erachtet  werden,  in  einem 
solchen  Falle  die  von  den  Privatpersonen  beigebrachten  Be- 
scheinigungen ihrer  Ansprüche  zu  prüfen,  und  wenn  sie  die 
Weigerung  der  Bundesglieder  ftlr  unbegründet  erachtet,  die 
Entscheidung  der  Vorfrage  nach  Massgabe  des  art  30  der 
Wiener  Schlussakte  an  die  Austrägalinstanz  zu  verweisen'). 

V.  Wollte  aber  auch  diese  Frage  verneint  werden,  so 
müsste  man  doch  immerhin  anerkennen,  dass  den  betheiligten 
Privatpersonen  das  Recht  zustehe,  jede  der  mehreren  Regie- 
rungen bei  ihren  Landesgerichten  einzeln  zu  belangen,  da 
die  Wiener  Schlussakte  art.  30  den  Privatpersonen  nur  eine 
Erleichterung  bei  der  Verfolgung  ihrer  Rechtsansprüche 
gegen  mehrere  Bundesglieder  gewähren,  aber  keineswegs  das 
zur  Voraussetzung  ihrer  Rechtsverfolgung  machen  wollte, 
dass  sie  bei  ihr  vorerst  einen  Antrag  auf  Einleitung  des 
austrägalgerichtlichen  Verfahrens  anbringen.  Würde  daher 
eine  der  Staatsregierungen  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  den 
Rechtsgrund  der  Forderung  an  sich   nicht   anzuerkennen 


6)  Der  über  die  Reklamation  des  R.  K.  Crayen  wegen  des  Witthnms 
der  verstorbeneu  Prinzessin  Berkeley  erstattete  Bericht  der  Exekations- 
commission,  Prot  v.  13.  März  1845,  §.  107,  S.  241,  hebt  diesen  Einwand 
gleichfalls  hervor,  glaubt  ihn  aber  durch  die  Bemerkung  beseitigen  zu 
können,  „dass  sich  ein  solches  Bestreiten  ohne  genügenden  Grund 
von  Bundesregierungen  gegenüber  von  Privaten  nicht  erwarten  lasse!'' 
Dabei  ist  nur  übersehen,  wie  abweichend  die  Ansiebten  über  das, 
was  ein  genügender  Grund  ist,  sein  können.  —  Dagegen  neigt  sich  der 
Note  5  angeführte  Commissionsbericht  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  20o, 
der  hier  im  Texte  aufgestellten  Ansicht  zu,  und  noch  bestimmter  bat  sich 
in  diesem  Sinne  die  Keklamationscommission  in  dem  Gutachten  über  das 
westphälische  Schuldenwesen  v.  18.  Dec.  1834  erklart,  worauf  der  Commis- 
sionsvortrag  v.  3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  203,  zurückverweist 

7)  Hierfür  erklärt  sich  ausdrücklich  der  in  Note  6  angeführte  Bericht 
der  Executionscommission  v.  13.  März  1845,  Prot.  §.  107,  S.  24L 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  157.  Forderaogen  von  Priyatpenonen  an  Bnndesgtieder.       397 

yennöge,  den  Privatpersonen  die  Rechtsverfolgnng  vor  den 
Laadesgerichten  dnrch  eine  besondere,  fltr  den  einzelnen 
Fall  erlassene  Verfügung  verwehren  wollen,  so  wttden  die  Be- 
theiligten befugt  sein,  sich  auf  den  Gmnd  des  art.  29  der 
Wiener  Schlossakte  mit  einer  Besehwerde  wegen  Jnstizverwei- 
genmg  an  die  Bundesversammlung  zu  wenden^). 

VI.  Dagegen  ergibt  sich  aus  dem  Geiste  und  Wortlaut 
des  art  30  der  Wiener  Schlussakte,  und  ist  auch  bereits 
in  einem  Falle  von  der  Bundesversammlung  ausgesprochen 
worden^),  dass  das  in  ihm  angeordnete  Austrägalverfahren 
„nicht  stattfindet,  wo  kein  Streit  zwischen  mehreren 
Bandesgliedem  über  die  Grösse  ihrer  passiven  Betheiligung 
ist,  sondern  sich  diese  vertragsmässig  über  die  Grösse  dieser 
Betheiligung  geeinigt  haben." 

Vn.  Desgleichen  ist  von  der  Bundesversammlung  aner- 
kannt worden,  dass  der  art.  30  der  Wiener  Schlussakte  keinesfalls 
auf  die  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  Westphalen 
Anwendung  finden  kann,  weil  bei  Berathung  dieses  nunmehri- 
gen 30.  (ursprünglich  15.)  Artikels  der  Wiener  Schlussakte 
nach  Ausweis  des  17.  Protokolls  der  Wiener  Verhandlungen 
ttber  die  Schlussakte  von  dem  k.  hannoverschen  Bevollmäch- 
tigten ausdrückliche  Verwahrung  gegen  eine  solche  Anwendung 
eingelegt  worden  ist,  und  sämmtliche  Bevollmächtigte  der 
deutschen  Bundesglieder  beistimmend  erklärt  haben,  dass  bei 
der  Abfassung  dieses  Artikels  durchaus  nicht  von  den  west- 
phälischen  Forderungen  habe  die  Rede  sein  können ^^). 

Vin.  Wenn  eine  Staatsregiernng,  die  durch  ein  austrägal- 
gerichtliches  Erkenntniss  in  Gemässheit  des  art.  30  der  Wiener 
Schlussakte  fllr  schuldig  erkannt  worden  ist,  einer  Privatperson 


*)  Dies  ist  anerkannt  in  dem  Vortrage  der  Reklamationscommission  y. 
3.  März  1853,  Prot  §.  50,  S.  203. 

«)  B.-B.  V.  28.  Januar  1858,  4.  Sitzung,  Prot.  §.  39,  die  Ansprüche  des 
Grafen  Carl  zu  Eltz-Eempenich  in  Eltville  auf  einen  Antheil  an  dem 
Rheinzolle  zu  Engers  etc.  betr.,  in  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Germ.  3.  Aufl.  Thl.  U.  S.  676. 

^)  Siehe  den  Vortrag  der  Reklamationscommission  y.  3.  M&rz  1853, 
Prot  §.  50,  S.  201,  202,  205,  206;  vergl.  den  Vortrag  von  Preussen,  Han- 
nover, Kurhessen  u.  Braunschweig  in  der  Sitzung  vom  16.  März  1843, 
Prot  §.  94. 
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gegenüber  eine  Forderung  zn  yertreten^  dieser  Privatperson 
die  Bechtsverfolgung  vor  ihren  Landesgerichten  dennoch  yer- 
weigern  würde,  so  hat  die  betheiligte  Privatperson  das  Becht, 
sich  gestützt  auf  art.  29  der  Wiener  Schlussakte  mit  einer 
Beschwerde  wegen  Justizverweigemng  an  die  Bundesversamm- 
lung zu  wenden"). 

§.  157  a. 

e)    Zulässigkeit    eines    gerichtlichen   Verfahrens    über 

bestrittene  Forderungen  von  Privatpersonen  gegen  den 

deutschen  Bund. 

I.  Die  Frage,  ob  der  Bund  von  Privatpersonen  ans 
Privatrechtstiteln  mit  gerichtlichen  Klagen  belangt  werden 
könne,  ist  schon  in  den  Jahren  1835 — 1837  mehrfach  in  der 
Bundesversammlung  zur  Sprache  gekommen  0-  Die  vierte 
Commission  der  Dresdener  Conferenzen  hatte  diesen  Fall 
namentlich  als  einen  derjenigen  aufgenommen,  in  welchen  der 
Bund  vor  dem  beabsichtigten  Bundesgericht  Recht  nehmen 
solle,  mit  dem  ausdrücklichen  Beiftigen^):  „unbeschadet  eines 
etwa  vorhandenen  besonderen  Gerichtsstandes/'  wobei  sie 


^4)  In  dem  Vortrage  der  Exekutionscomimssion  vom  13.  MSrz  1845, 
Prot  §.  107,  S.  243,  war  die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dass  in  sol- 
chem Falle  der  Privatperson  das  Recht  zustehe,  bei  der  B.-V.  sofort 
die  Vollziehung  des  austrägalgerichtllchen  Erkenntnisses,  gestützt  auf 
§.  12  der  Exekutionsordnung  v.  3.  Aug.  1820  zu  beantragen,  indem  sie 
hinsichtlich  dieser  Vollziehung  als  eine  Parthei  zu  betrachten  sei.  Es 
ist  aber  hiergegen  sehr  treffend  in  der  hierauf  in  derselben  Sitzung  al^ge- 
gebenen  bayerischen  Erklärung  (Prot  S.  247,  248)  ausgefUirt  worden, 
dass  die  Privatperson,  welche  unstreitig  keine  PartheiroUe  in  einem  Processe 
vor  dem  Bundesausträgalgericht  haben  könne,  auch  hinsichtlich  der  Voll- 
zieh u  ng  des  austrägalgerichtllchen  Erkenntnisses  nicht  als  Parthei  auf- 
treten könne,  und  also  auch  dessen  Vollzug  nicht  aus  dem  Grunde  des  §.  12 
der  Exekutionsordnung  verlangen  könne,  sondern  dass  sie  viehnehr  in  der- 
artigen Fällen  auf  den  Grund  des  art  29  der  W.  S.-A.  w^en  Justizver- 
weigerung  Beschwerde  zu  erheben  habe.  Vergl.  auch  noch  Prot  d.  B.-Y. 
V.  1845,  §.  209,  265. 

0  Prot  der  B.-V.  1835,  6.  Sitzung,  S.  111,  114;  18.  Sitzung,  S.  d08, 
308;  1837,  7.  Sitzung,  S.  233;  11.  Sitzung,  S.  371;  18.  Sitzung,  S.  516; 
22.  Sitzung,  S.  620,  621. 

«)  Entwurf,  art.  IL  2. 
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nach  Answeis  des  Berichtes  an  das  forum  rei  sitae,  ccniractus 
n.  dergl.  dachte,  also  solche  besondere  Gerichtsstände 
als  dermal  schon  begründet  betrachtete.  Auch  in  der  badi- 
schen  Denkschrift  vom  Jahre  lb59  tiber  die  Errichtung  eines 
Bnndesgerichtes  und  in  dem  hierdurch  hervorgerufenen  Entwurf 
eines  Ausschussvortrages  vom  23.  Januar  1860  3)  wurde  das 
zu  errichtende  Bundesgericht  als  die  competente  Instanz  für 
derartige  Klagsachen  in  Vorschlag  gebracht. 

U.  Im  Jahre  1854  gab  ein  besonderer  Fall  der  Bundes- 
versammlung Veranlassung,  sich  mit  dieser  Frage  zu  beschäf- 
tigen^). Es  wurde  hierbei  mehrseitig,  insbesondere  von  Wtir- 
temberg  in  seiner  Abstimmung  in  der  31.  Sitzung  vom 
19.  Oktober  1854,  Protokoll  §.  315  als  eine  Forderung  des 
Rechtes,  nicht  blos  der  Billigkeit,  anerkannt,  dass  das  Bun- 
desärar, gleich  dem  Fiskus  der  einzelnen  Bundesstaaten  (und 
dem  ehemaligen  Reichsfiskus)  sich  vor  einem  Gerichte  in  ein 
rechtliches  Verfahren  über  civilrechtliche  Ansprüche  einlasse. 
Dem  Einwände,  dass  es  mit  der  hohen  Stellung  der  Bundes- 
versammlung nicht  wohl  verträglich  sei,  sich  der  Entscheidung 
eines  Gerichtshofes  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  unterzu- 
ordnen, wurde  durch  die  Erwiderung  begegnet,  dass  dies, 
so  lange  kein  ständiges  Bundesgericht  vorhanden  ist,  doch 
schon  in  dem  Falle  nicht  vermieden  werden  kOnne,  wo 
das  Bundesärar  selbst  privatrechtliche  Forderungen  aus  Ver- 
trägen u.  dergl.  gegen  Privatpersonen  zu  verfolgen  hat,  indem 
es  sodann  nicht  anders  als  an  dem  Forum  {domicilii,  con- 
tractusy  rei  sitae)  seines  Schuldners  klagen  kann,  und  sodann 
im  Falle  einer  Widerklage  nothwendig  dasselbe  Gericht  als 
Forum  reconventionis,  d.h.  als  Widerbeklagter,  anerkennen  muss. 
Auch  konnte  nicht  verkannt  werden,  dass  der  Bund,  je  mehr 
er  Eigenthum  erwirbt,  z.  B.  Grundstücke  im  Rayon  der  Bun- 
desfestungen, oder  Vertragsgeschäfte  mit  Privaten,  z.  B.  über 

>)  Siehe  oben  §.  153,  Ym. 

*)  26.  Sitzung  d.  B.-V.  vom  17.  Ang.  1854,  Prot  §.  260,  S.  787;  31. 
Sitzung  vom  19.  Oktbr.  1854,  §.  315,  S.  918  flg.  in  G.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  II.,  S.  618  flg.  —  Es  handelte  sich  um 
die  Geltendmachung  der  Pfandrechte  eines  Minderjährigen  (Palm'sche 
Pflegschaft)  an  einem  von  der  Festungsbaudirektion  in  Ulm  fOr  das 
Bundeseigenthum  erworbenen  Grundstücke. 
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Lieferangen  u.  dergl.  abschliesst^  desto  häufiger  in  die  Lage 
komme,  in  civilrechtliche,  einer  richterlichen  EntBcheidnng  be- 
dürftige Streitigkeiten  mit  Privatpersonen  verwickelt  zu  werden. 
IQ.  DasErgebniss  der  im  Jahre  1854  in  der  Bundesversamm- 
lang  gepflogenen  Verhandlungen  ist  aber,  dass  die  Bundesversamm- 
lang  zur  Zeit  für  Klagsachen  von  Privatpersonen  gegen  den 
Bund  (das  Bundesärar)  aus  Privatrechtstiteln  kein  Forum  als 
in  der  Art  begründet  anerkennt,  dass  sie  sich  vor  demselben  als 
Beklagte  einzulassen  schuldig  wäre,  sondern  sie  behauptet  das 
Recht,  ttber  die  Statthaftigkeit,  die  rechtliche  Begründung  and 
den  Umfang  solcher  Forderungen  selbst  zu  entscheiden.  Doch 
hat  die  Bundesversammlung  aus  Billigkeitsrücksichten,  und 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  analoge  Stellung  des  Fiskns 
der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  derartigen  Forderungen,  sich 
in  dem  im  Jahre  1854  vorgekommenen  FaUe  dem  Ausspruche 
eines  Appellationsgerichtes  eines  deutschen  Bundesstaates  (zn 
Neuburg  in  Bayern)  gleichsam  compro missarisch  unter- 
worfen, indem  sie  dasselbe  dem  Kläger  (Palm'sche  Pflegschaft 
in  Ulm)  als  das  Gericht  bezeichnete,  vor  welchem  das  Bundes- 
ärar ihm  zu  Recht  stehen  werde,  was  auch  sofort  geschehen  ist^). 

IV.  In  gleicher  Weise  ist  von  der  Bundesversammlung 
seitdem  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Privatperson  kla- 
gend civilrechtliche  Ansprüche  gegen  die  Bundesversammlnng 
zu  verfolgen  beabsichtigte,  ein  Mittelgericht  (Appellationsge- 
richt) eines  deutschen  Bundes  als  das  Gericht  bezeichnet  worden, 
dessen  Ausspruch  sich  das  Bundesärar  (ohne  Zulassung  wei- 
terer Appellation)  als  Beklagte  untei-wirft<^). 

V.  Auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung  ist  dem 
deutschen  Bunde  ftür  Rechtsstreitigkeiten  der  vorgedachten  Art 

^)  Siehe  die  in  Note  4  angegebenen  Bnndesprotokolle. 

«)  Vergl.  den  B.-B.  v.  22.  März  1855,  Prot.  §.  119,  die  Reklamation 
des  J.  B.  Do  seh  nnd  Ulrich  Busch  Erben  zu  Castel,  wegen  Entschä- 
digung für  gepachtete  B'estungsgrundstücke  in  Mainz;  in  6.  y.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL,  S.  635;  —  B.-B.  vom  24.  Mai  1855, 
Protok.  §.  191,  betreff,  die  Reklamation  des  Schiffwirths  Ziegler  g^en  die 
Festangskasse  in  Ulm;  B.-B.  v.  5.  Mftrz  1857,  Prot  §.  119,  betr.  die  An- 
sprache der  Besitzer  der  Brandmflhle  anf  den  MOnsterweiher  bei  Mains; 
ebenda 8.  Thl.  H.,  8.  667;  -  B.-B.  v.  13.  April  1861,  Prot  §.  97,  betr. 
die  Eigenthnmsansprüche  aof  den  Crispinnsfelsen  in  Luxemburg,  eben  das. 
Thl.  m.,  S.  29. 

Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  158.  Die  BondeBTenammlniig  als  richterliche  Initanx.        401 

die  Freiheit*  von  Gerichtssporteln  im  Jahre  1855  von  Wfir- 
tembergy'')  imJahrel856  yon  Bayern^)  nnd  im  Jahre  1858 
im  Orossherzogthnm  Hessen^)  zngeaiehert  worden. 

§.158. 

e)    Die  Bundesversammlung    als    richterliche  Instanz. 
UnStatthaftigkeit  von  Machtsprüchen  der  Bundes- 
versammlung in  Rechtssachen. 

L  Die  Bmidesversammlung  ist  ebenso ,  wie  dies  der 
Reichstag  zur  Zeit  der  Beichsyerbindung  war,  ihrem  Wesen 
nach  ein  politischer  Körper.  Sie  beräth,  beschliesst  und 
ordnet  die  Vollziehnng  ihrer  Beschlüsse  an  innerhalb  der  ihrer 
Competenz  dnrch  die  Bnndesgmndgesetze  gesetzten  Schranken, 
ohne  alle  Förmlichkeiten  eines  gerichtlichen  Verfahrens. 

n.  Eigentliche  Bechtsprechnng,  sei  es  tiber  Bnn- 
desglieder  oder  deren  Unterthanen/  liegt  weder  in  der  Com- 
petenz der  Bnndesversammlnng,  noch  ist  anch  ihre  Zusam- 
mensetzung hierauf  berechnet.  Da  man  aber  doch  ftlr  gewisse 
YerhUtnisse  eigentlicher  Beohtssprttche  nicht  ganz  entbehren 
konnte,  so  wurden  zu  diesem  Zwecke  eigene  mit  der  Bundes- 
versanmilung  in  organischem  Verhältniss  stehende  Instanzen 
eingerichtet,  und  zwar  A)  zur  Entscheidong  von  Streitigkeiten 
unter  den  Bundesgliedern  selbst  eincBundesausträgal- 
in stanz  (§.  159  u.  flg.)  und  B)  zur  Entscheidung  der  Streitig- 
keiten zwischen  einzehien  deutschen  Staatsregierungen 
und  ihren  Landständen  das  Bundesschiedsgericht 
(§.  166  u.  flg.) 

lU.  Abgesehen  von  der  eigenthtimlichen  Thätigkeit,  welche 
die  Bundesversammlung  in  Bezug  auf  die  Bundes-Ansträgal- 
instanz  und  das  Bnndesschiedsgericbt  zu  äussern  hat,  gibt  es 
nach  der  bestehenden  Bundesverfassung  nur  zwei  Arten  von 
Streitigkeiten,  in  welchen  der  Bundesversammlnng  selbst 
das  Recht  der  Entscheidung  als  richterlicher  In- 
stanz beigelegt  ist,  und  zwar  ohne  Unterscheidung,  ob  diese 
Streitigkeiten  rechtlicher  oder  politischer  Natur  sind,  nämlich 

')  Prot  d.  B.-V.  V.  15.  Nov.  1856,  §.  305;  ebendas.  TM.  H.,  S.  640. 
•)  Prot  d.  B.-V.  V.  24.  Jan.  1856,  §.  38;  ebendas.  Thl.  n.,  S.  642. 
»)  Prot  d.  B.-V.  V.  1.  Juli  1858,  §.  287;  ebendas.  Thl.  H.,  S.  684. 

Z  5  p  n ,  Stutnrecht.  6.  Aafl.  I.  26 
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1)  zufolge  ausdrücklicher  Bestunmang  im  art.  46*  der  Wiener 
Congressakte  hinsichtlich  aller  Streitigkeiten,  welche  Aber 
die  Yerfassong  der  freien  Stadt  Frankfurt  entstehen  ^),  nnd 

2)  znfolge  des  Bundesbeschlnsses  vom  15.  Sept  1842  (Prot. 
§.  283)  hinsichtlich  der  Beschwerden,  welche  vormalige 
Beichsangehörige  (Mediatisirte)  auf  den  Gmnd  des 
art.  63  der  Wiener  Schlnssakte  wegen  Kränkung  der  ihnen 
in  der  Bnndesakte  art  14  gewährleisteten  Bechte  durch 
landesherrliche  Verordnungen  oder  durch  ein- 
seitige legislative  Erklärungen,  d.  h.  durch  die 
Landesgesetzgebung,  an  die  Bundesversammlung 
bringen  ^). 

IV.  In  erst  er  em  Falle  verfährt  die  Bundesversammlung 
lediglich  in  den  gewöhnlichen  Formen  und  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  ihrer  Beschlussfassung.  In  dem  zweiten 
Falle  ist  dagegen  die  Sache  durch  das  sonst  in  Bechtssachen 
der  Beklamanten  zuständige  Landesgericht  zweiter  Instanz  in 
kürzester  Frist  nach  der  bei  diesem  Gerichte  geltenden  Pro- 
cessordnung  so  zu  instruiren,  dass  dieselbe  in  ihrem  ganzen 
Umfange  spruchi'cif  wird.  Die  definitive  Entscheidung  erfolgt 
hierauf  nach  dem  Ermessen  der  Bundesversammlung  von  ihr 
selbst  oder  durch  das  Bundesschiedsgericht  in  Folge 
eines  besonderen  von  der  Bundesversammlung  ihm  ertheilten 
Äuflxags^). 

V.  In  allen  anderen  streitigen  Bechtssachen,  d.  h.  in  allen 
Sachen,  für  deren  Entscheidung  nach  der  Verfassung  der  ein- 
zelnen Staaten  in  diesen  selbst  competente  Gerichte  besteheo, 
so  wie  in  allen  denjenigen  Sachen,  für  deren  rechtliche  Ab- 
urtheilung  durch  Herkommen  oder  Familienstatute  und  Com- 
promisse  der  souverainen  und  anderer  zu  autonomischen  Ein- 
richtungen dieser  Art  befugten  Familien  und  Personen  oder 
durch  Staatsverträge  recbtsprechende  Instanzen  eingerichtet 
und  angeordnet  sind^),  ist  die  Competenz  der  Bundesversamm- 


«)  Siehe  oben  §.  138.  U. 

^)  Siehe  hierüber  auch  unten  §.  321. 

«)  B.-B.  V.  15.  Sept.  1842,  26.  Sitzung,  Prot.  §.  283,  in  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL,  S.  408.  —  üeber  die  Bildung 
des  Bundesschiedsgerichtes  in  diesem  Falle,  siehe  unten  §.  167,  Y. 

*)  Hinsichtlich  der  souverainen  Familien  erkennt  dies  ausdraddich 
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lang  ZQ  einer  Entscheidung  durehans  aosgeschlossen.  Es  müsste 
daiher  als  eine  von  der  Bundesversammlong  selbst  ausgeübte 
oder  versuchte  Kabinet sjustiz  betrachtet  werden,  wenn  die 
Bandesversammlung  durch  einen  Machtspruch  hemmend  in 
den  Gang  der  Rechtspfiege  der  Landesgerichte  oder  sonstigen 
rechtsbegrttndeten  Instanzen  eingreifen,  oder  das  in  einer  da- 
selbst anhängigen  Sache  zu  fällende  Urtheil  vorschreiben 
woUte^). 

VI.  Da  die  Wiener  Schlussakte  art.  29  die  Bundesver- 
sammlung ausdrücklich  verpflichtet,  solchen  Eingriffen  in  die 
Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  mit  ihrer  ganzen  Autorität 
entgegenzutreten,  wenn  solche  in  einem  Bundesstaate  von  der 
Landesregierung  versucht  werden  sollten  ^),  so  ist  eben  hiermit 
die  UnStatthaftigkeit  ähnlicher  Eingriffe  durch  die  Bundesver- 
sammlung selbst  nicht  nur  deutlich  anerkannt,  sondern  auch 
zugleich  als  ausser  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  stehend, 
vorausgesetzt  ^).  Bisher  ist  auch  noch  kein  Fall  vorgekommen. 


an,  W.  S.-A.  art.  24;  hinsichtlich  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen 
and  Herren,  B.-A.  art  14.  —  Ein  Beispiel  einer  FeststeUong  eines  Gerichts- 
standes durch  einen  Staatsvertrag,  enth&lt  die  Uebereinkunffc  zwischen 
Oldenburg  und  dem  Grafen  von  Bentinck  (sog.  Berliner  Abkommen) 
vom  8.  Juni  1825;  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  ü.  S.  180  flg. 

B)  Veigl.  meine  Abhandlung  aber  das  Verhältniss  der  Beschlüsse  des 
deut.  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  oder  gerichtlichen 
Entscheidungen,  im  civil.  Arch.  1844  Bd.  27.  Hft.  3,  S.  388  flg.  -~  Ueber 
die  Versuche,  die  Bundesversammlung  zu  einem  solchen  Machtspruche  in 
dem  rechtshängigen  Bentinck' sehen  Prozesse  zu  veranlassen,  siehe  ins- 
besondere: W.  A.  Boden,  die  von  der  ehemal.  deut.  Bundesversammlung 
und  der  ehemal.  provisor.  Centralgewalt  für  Deutschland  in  dem  gräflich 
Bentinck*  sehen  Erbfolgestreit  beschlossene  und  auszuführen  versuchte 
Kabinetsjustiz,  aus  den  Bundesprotokollen  dargelegt,  Frankf.  1850.  —  Der 
Bentinck* sehe  Process  und  die  Oldenburger  Zeitung.  Beitrag  zur 
Charakteristik  der  öffentlichen  Rechtszustände  Deutschlands.  Oldenbg.  1854. 

«)  Siehe  oben  §.  156  a. 

7)  Ueber  die  Befugniss  der  Gerichte  gegenüber  von  solchen  Macht- 
Sprüchen,  wenn  solche  gegen  alle  Voraussicht  je  ergehen  sollten,  kann  kein 
Zweifel  obwalten.  Vergl.  ausser  meiner  in  Note  5,  angef.  Abhandlung: 
H.  A.  Zachariä,  deut  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  95,  Note  12.  „Die  Bedeutung 
einer  solchen  Erklärung  der  B.-V.  für  die  gerichtliche  Entscheidung  des 
anhängigen  Rechtsstreites  wird  zweifellos  nach  den  anerkannten 
Grundsätzen  über  S  e  1  b  s  1 8 1  ä n  d  i  g  k ei  t  des  Bi  c  h  t e  r am t e  s  zu  beurtheilen 

26* 
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in  welchem  die  BundesTeraaniiiiliiDg  in  die  richterliehe  Ent- 
scheidung eines,  anhängigen  Eechtostreites  direkt  eingegriffen 
hätte,  sondern  sie  hat  stets  an  dem  Grandsatze  festgehalten, 
dass  die  Bedentong  eines  Bnndesbeschlnsses  Ar  die  richter- 
liche Entscheidong  eines  dnzdnen  Falles  Sache  der  Ge- 
richte sei^). 

Bein."  —  Selbst  die  Vertheidiger  der  kläi^rischen  Ansprüche  im  B en- 
tin ck*schen  Process  haben  nicht  vermocht,  dieses  direkt  zu  Iftugnen,  son- 
dern haben  nur  ru  l&ugnen  versucht,  dass  der  von  ihnen  gewilnschte  Bun- 
desbeschloss  «in  Machtsprach  oder  eine  von  der  BimdesverBammlnng 
geübte  Kabinet^ustiz  sein  würde.  Yergl.  E.  Yollgraff,  kritisdie 
Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl,  über  das  Verhftltniss  der 
Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit, Frankf.  1845;  K.  A.  Tabor,  die  Statnsfrage  des  hohen  Adels, 
mit  besonderer  Beziehung  auf  die  rechtL  Wirkungen  des  B.-B.  v.  12.  Juni 
1845  auf  den  grftfl.  Aide nburg-Bentinck' sehen  Erbfolgestreit.  Göt- 
tiqgen,  1845;  derselbe:  üeber  die  vorgebliche  Kabinet^ustiz  der  deutschen 
Bundesversammlung  und  provisorischen  Centralgevalt  in  der  gräfl.  Ben- 
tinck* sehen  Sache.  Frankf.  1850.  ~  J.  Pözl,  die  Competenzfrage  in  dem 
gräfl.  Ben tinck' sehen  Successionsstreite,  München,  1853.  —  Siehe  aber 
dagegen:  Benfey,  Einiges  über  die  Bedeutung  des  die  grifl.  Familie 
Bentinck  betr.  Bundesbeschlusses  vom  12.  Juni  1845,  Gdttingen  1845.  — 
Eckenberg,  Antikritischer  Beitrag,  betr.  des  H.  Prof.  Yollgraff  8.  b. 
kritische  Beleuchtung  der  Schrift  des  H.  Prof.  Zoepfl  über  das  Verhältniss 
der  Beschlüsse  des  deut  Bundes  u.  s.  w.  Leipzig,  1845.  —  Michaelis, 
über  die  gegenwärtige  Lage  des  Bentinck'schen  Erbfolgestreites  ( Folrnn, 
Hft.  3),  Tübingen,  1845.  —  Welcker,  der  reich^gräfl.  Bentinck'sche 
Erbfolgestreit,  Heidelberg,  1847,  und  insbesondere  meine  Antikritik  der 
vom  H.  Prof.  K.  Yollgraff  herausgegebenen  sogen,  kritischen  Beleuch- 
tung etc.,  Heidelberg,  1845,  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und 
Ebenbürtigkeit,  Stuttgart,  1853. —Wasserschieben,  Jurist  Abhandlungen. 
Giessen,  1856. 

s)  Siehe  oben  §.  113  YIII,  Note  9,  u.  §.  151,  YI,  Note  5  (Bentinck^sche 
Sache);  vergl.  §.  113,  Note  5  u.  8  (Hall berg* sehe  Sache).  —  Die  Bundesver- 
sammlung ist  in  der  Bentinck'schen  Sache  niemals  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  durch  den  B.-B.  v.  12.  Juni  1845  den  hohen  Adel  der  gräflichen  Familie 
Bentinck  anerkannt  hat  Die  Anträge  der  Bentinck'schen  Agnaten, 
diesem  Bundesbeschlusse  die  Deutung  zu  geben,  als  sei  damit  auch  die 
Successionsunfahigkeit  des  beklagten  Besitzers  des  Bentinck'schen  Fa- 
milienfideicommisses  wegen  Geburt  aus  standesungleicher  Ehe  ausge- 
sprochen, wurden  von  der  Bundesversammlung  jederzeit,  auch  nach  ihrer 
Wiederherstellung,  abschlägig  beschieden.  Dag^n  war  es  den  Agnaten 
gelungen,  von  der  provisorischen  Centralgewalt  einen  Beschluss 
vom  8.  Novbr.  1849  zu  erwirken,  worin  ohne  alle  Rücksicht  auf  die 
Rechtshängigkeit  des  Bentinck'schen  Erbfolgestreites  »»die  aus  der 
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§.  159. 
Von  der  Bundesausträgalinstanz  insbesondere*). 

a)    Uebersicht  der  bundesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  das  Austrägalgericht. 

Die  bandesgesetzlichen  Normen  ttber  das  Austrägalgericht 
sind  enthalten 

I.  in  der  Bandesakte  art.  11; 
IL  in  der  Wiener  Schiassakte  art.  21—24; 


Yerbindang  des  Grafen  W.  6.  F.  Bentinck  mit  Sara  Margaretha  Ger  des 
entsprossene  Descendenz  als  der  Familienrechte  des  grä£L  B entin ck*schen 
Hauses  untheilhaftig  und  daher  als  unfähig  zur  Erbfolge  und  Regierung  in 
der  Herrschaft  Kniphausen''  erklärt,  und  die  oldenburgische  Re- 
gierung aufgefordert  wurde,  „in  Gemässheit  dieses  Beschlusses  das  Geeig- 
nete zur  Herstellung  der  rechtmässigen  Regierung  in  der  Herrschaft  Knip- 
hausen  zu  veranlassen.'*  —  Auf  das  Ansinnen  der  Bentinck 'sehen 
Agnaten,  diesen  Erlass  des  damaligen  Beidugustizministeriums  (R.  y.  Mohl) 

—  welchen  H.  A.  Zachariä,  deutsch.  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  95,  Note  12, 
sehr  treffend  als  einen  „leichtfertigen"  bezeichnet,  der ,  gl  ü  c  k  1  i  c  h  e  r  - 
weise  keinen  Erfolg  gehabt  hat"  —  zu  vollziehen,  ist  die  wiederher- 
gestellte Bundesversammlung  nicht  eingegangen;  die  hierüber  erstatteten 
Commissionsberichte  haben  (mit  Recht)  derselben  die  Befugniss  vindicirt, 
die  unvollzogen  gebliebenen  Erlasse  der  provisorischen  Centralgewalt  nach 
den  bundesgesetzlichen  Bestimmungen  über  ihre  eigene  Competenz  zu 
prüfen,  und  haben  diese  zu  einem  solchen  Erlasse  durchaus  nidit  für  be- 
gründet erkannt  -—  Vergl.  den  Commissionsvortrag  vom  20.  Septbr.  1851 ; 
und  insbesondere  meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
1853,  §.  34  flg. 

*)  Literatur:  v.  Dalwigk,  die  Austrägalinstanz ,  zur  Erläuterung 
des  art  11  der  B.-A.,  Mainz,  1817.  —  R.  Mohl,  die  öffentliche  Rechts- 
pflege des  deutschen  Bundes.  Stuttgart,  1822.  — •  Heffter,  Beiträge  1829, 
Nr.  ra,  S.  165  flg.  —  V.  Dresch,  Abhandlungen,  1830,  Nr.  H,  S.  27  flg. 

—  G.  V.  Struve,  erster  Versuch  auf  dem  Felde  des  deutschen  Bundes- 
rechtes, betr.  die  verfassungsmässige  Erledigung  der  Streitigkeiten  zwischen 
deuschen  Bundesgüedem.  Bremen,  1830.  —  Arnold,  über  richterl.  und 
vollziehende  Gewalt  des  Bimdes,  1835.  —  Leonhardi,  das  Austrägalver- 
fahren  des  deutschen  Bundes,  I.  Bd.  Frankfurt,  1838;  II.  Bd.  1845.  — 
F.  V.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  Bundesausträgalgerichte,  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  ertheilen,  Darm- 
stadt, 1838.  —  Vergl.  auch  die  §.  144,  Note  4,  angef.  Schriften. 
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ni.  in  der  vorläufigen  Ansträgalordnnng  vom 
16.  Juni  1817,  Prot  §.  231^); 

IV.  in  folgenden  Bundesbeschlüssen:  l)Besehlu88  der 
Plenarversammlung  vom  3.  August  1820,  §.  2,  das  bei 
Aufstellung  der  Austrägalinstanzen  zu  beobachtende  Verfah- 
ren betreffend^);  2)  Bundesbeschluss  vom  19.  Juni  1823,  Prot 
§.  106,  über  die  Fristen*);  3)  Bundesbeschluss  vom  22.  Mai 
1828,  §.  91,  die  Mittheilungen  an  die  Partheien  über  den 
Stand  der  Sache  betreffend^);  4)  Bundesbeschluss  vom 
7.  Oktober  1830,  Prot  §.  234,  über  die  Vorladungen  und 
Zustellungen  an  die  Partheien ^);  5)  Bundesbeschluss  vom 
28.  Februar  1833,  Prot  §.  70,  über  unbedingte  Mandate'); 
6)  Bundesbeschlass  vom  25.  Juni  1835,  Prot  §.  230,  die  Un- 
zulässigkeit von  Nichtigkeitsklagen  betreffend^);  7)  Bun- 
desbeschluss vom  23.  Juni  1836,  Prot.  §.  171,  über  die  ünan- 
wendbarkeit  von  Stempelpapier  und  Sporteln^); 
8)  Bundesbeschluss  vom  19.  Oktober  1838,  Prot  §.  320,  über 
die  Errichtung  besonderer  A  u  s tr  ägals  e  n  at e  ^^)  und  9)  Bundes- 
beschluss vom  15.  September  1842,  Prot  §.  286,  über  drei 
Fragen:  a)  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegen  Fristversäumnisse,  b)  die  Rechtsfolge  der  Bezeichnung 
eines  Bundesgliedes  als  Kläger  im  Falle  des  ai-t  30  der 
Wiener  Schlussakte,  namentlich  hinsichtlich  der  Beweis  last, 
und  c)  die  Beweiskraft  der  Erklärung  einer  Regierung  am 
Bundestag  vor  dem  Gerichtshof  betreffend"). 


*)  Abgedruckt  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Gonfoed.  Germ.  3.  Aufl. 
Thl.  II,  S.  47.  Diese  vorläufige  Austragalordmmg  vom  16.  Juni  1817  ist 
nach  dem  B.-B.  vom  3.  August  1820,  Nr.  I.  so  lange  zu  beobachten,  bis 
eine  anderweite  üebereinkunft  stattgefunden  haben  wird.  Vergl.  W.  S.-A. 
art  21. 

3)  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  IL  S.  111. 

*)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  148. 

5)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  198. 

«)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  218. 

')  Ebendas.  ThL  IL  S.  285. 

8)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  324. 

9)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  346. 
w)  Ebendas.  Thl.  IL  S.  353. 

<i)  Ebendas.  Thl.  U.  S.  408.  409. 
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§.  159  a. 

b)  Die  Bundesversammlung  als  Bundesausträgalinstanz 
und  das  Austrägalgericht. 

I.  In  der  Aasträgalordnnng  vom  16.  Jani  1817  ist  aus- 
drücklich erklärt,  dass  die  Bundesversammlung  selbst 
und  unmittelbar  als  Austrägalinstanz  des  Bundes  be- 
trachtet werden  soll  ^).  Es  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass 
es  unpassend  schien,  den  souverainen  Fürsten  und  freien 
Städten  Deutschlands  einen  anderen  Gerichtsstand,  als  vor  der 
ihre  Gesammtheit  repräsentirenden  Versammlung  anzuweisen. 
Es  sind  daher  alle  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  bei  der 
Bundesversammlung  anzubringen  und  ist  von  dieser  die  güt- 
liche VermitteluDg  zu  versuchen^). 

II.  Die  Processleitung  und  die  richterliche  Entscheidung 
geschieht  aber  nach  misslungenem  Vermittelungsversuche  nicht 
durch  die  Bundesversammlung  selbst,  sondern  durch  eine 
dritte  oberste  Justizstelle  eines  Bundesgliedes  „im 
Namen  und  anstatt  der  Bundesversammlung,  ver- 
möge derselben  Auftrags"^).  Die  im  einzelnen  Falle 
beauftragte  oberste  Justizstelle  ist  und  heisst  in  dieser  Be- 
ziehung Austrägalgericht^);  doch  wird  dieselbe  auch  als 
die  „gewählte  Austrägalinstanz"  bezeichnet^). 

in.  Obschon  der  Bundesversammlung  nach  Ertheilung 
dieses  Auftrags  an  einen  obersten  Gerichtshof  eines  Bundes- 
gliedes alle  weitere  Einwirkung  auf  die  Processleitung  und  die 
Entscheidung  des  Streites  bundesgrundgesetzlich  entzogen  ist "), 
so    ist    doch    ihre    Erklärung    als  Austrägalinstanz    des 


*)  Austrägalordnungv.  16.  Juni  1817,  III.,  1:  „Ausgegangen  von 
dem  art  XI  der  Bundesakte  und  dem  würdevollen  Standpunkte 
sämmtlicher  deutscher  Regierungen  kann  die  deutsche  Bundesversammlung 
nur  sich  selbst  und  keine  auswärtige  Behörde  unmittelbar  als 
Austrägalinstanz  anerkennen.'* 

«)  Siehe  unten  §.  161. 

3)  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  m,  3;  siehe  unten  §.  162. 

*)  W.  S.-A.  art.  21,  23. 

^)  So  z.  B.  in  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  in,  3; 
W.  S.-A.  art  22. 

«)  W.  S.-A.  art.  22;  siehe  unten  §.  163. 
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Bandes  kein  blosses  oder  leeres  Ehrenpr&dikat^  indem 
ihr  sowohl  nach  der  Natur  der  Sache,  als  auch  nach  ihrer 
bisherigen  Uebnng  das  sehr  wesentliche  Becht  zusteht,  die 
Vorfrage  zu  entscheiden ,  ob  sich  eine  bei  ihr  angebrachte 
Streitsache  überhaupt  zum  Austrägalverfahren  eignet  oder 
nicht  ^). 

§.  160. 

c)   Fälle,  in  welchen  das  bundesaiisträgalgerichtliche 
Verfahren  begründet  ist  oder  nicht. 

I.  Aas  der  Verbindung,  in  welche  die  Anordnung  einer 
Bundesausträgalinstanz  mit  dem  Zwecke  der  Erhaltung  des 
Landfriedens  in  Deutschland  in  der  Bandesakte  art.  11  gesetzt 
worden  ist,  erheUt,  dass  alle  solche  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  unter  einander,  welche  zu  Akten  der  yöI- 
kerrechtlichen  Selbsthilfe,  Krieg  oder  anderen  Ge- 
waltmassregeln Veranlassung  geben  können,  durch  ein 
Veifahren  vor  der  Bundesausträgalinstanz  im  friedlichen  Wege 
erledigt  werden  sollen*). 

IL  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern,  wobei  diese  nicht 
in  der  Eigenschaft  als  souveraine  Fürsten  oder 
Staaten,  sondern  als  Privatpersonen  in  Betracht  kom- 
men, d.  b.  solche  Streitigkeiten,  welche  ihrer  Natur  nach 
nicht  geeignet  sind,  eine  völkerrechtliche  Verwickelung  herbei- 
zufahren, gehören  daher  nach  dem  Geiste  des  art  11  der 
Bundesakte  nicht  vor  die  Austrägalinstanz '). 

^  Siehe  hierOber  unten  §.  160  a. 

0  B.-A.  art  11.  „Die  Bundesglieder  machen  sich  ebenftdls  Terbindlich, 
einander  nnter  keinerlei  Yorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten 
mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesveraammlnng 
anzubringen,'*  etc. 

«)  Klaber,öffentl.R.§.  177.— Brnnque!ll,a.a.0.S.115. -Heffter, 
Beitr.  S.  182, 188  flg.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  118,  Nr.  1.—  Weiss, 
Staatsr.  §.  109,  110.  —  v.  Leonhardi,  Austrftgalverfahren ,  Bd.  I,  S.  d5, 
Nr.  II,  1  u.  S.  95,  Nr.  2.  —  Die  hier  im  Texte  gemachte  Unterscheidung 
macht  auch  ebenso  das  austrftgalgerichtliche  Erkenntniss  des  0.  H.  Ge- 
richtes zu  Mannheim,  in  Sachen  Lippe-Detmold  gegen  Lippe,  rom 
20.  Dec.  1838,  (bei  v.  Leonhardi,  Austrftgalverfahren,  Bd.  IL  S.  229  fl.). 
—  £s  wird  daselbst  ausgesprochen,  dass  es  nicht  auf  die  Eigenschaft  der 
Forderung  oder  ihres  Gegenstandes  ankomme,  ob  diese  nftmüch  Staatsrecht- 
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lU.  Die  Bnndesakte  hat  die  einzelnen  Fälle,  welche  unter 
die  eine  oder  die  andere  Kategorie  fallen,  nicht  einzeb  auf- 
gezählt: eben  so  wenig  ist  dies  in  anderen  Bnndesgesetzen 
geschehen.  Ans  der  Beschaffenheit  der  Fälle,  welche  bereits 
von  der  Bnndesyersammlmig  an  die  Ansträgalinstanz  verwiesen 
worden  sind,  lässt  sich  jedoch  entnehmen:  A.  Beschwerden, 
welche  ein  Bnndesglied  als  Privatbesitzer  von  Gütern, 
Renten  oder  Gterechtsamen  in  dem  Gebiete  eines  anderen  Bun- 
desstaates wegen  deren  Besteuerung,  desgleichen  auch  wegen 
Besteuerung  seiner  daselbst  gelegenen  Domänen,  fiskalischer 
Gttter  oder  Güter  der  milden  Stiftungen  seines  Landes,  oder 
Einzehier  seiner  Unterthanen  gegen  die  andere  Staatsregierung 
erheben  zu  können  glaubt,  sind,  weil  das  Bunde  Sgl  ied  oder 
dessen  Fiskus  hier  als  Forense  erscheint,  nur  vor  den  Lan- 
desbehOrden  der  belegenen  Sache  anzubringen  und  von 
diesen  nach  den  Landesgesetzen  zu  entscheiden^).  B.  Eine 
Ausnahme  findet  statt,  wenn  sich  das  beschwerte  Bundesglied 
oder  dessen  Fiskus  auf  einen  Staatsvertrag  als  Grund  der 
von  ihm  angesprochenen  Befreiung  seiner  oder  seiner  Stiftungen 
und  Unterthanen  Gttter,  die  im  jenseitigen  Gebiete  liegen,  be- 
rufen kann.  In  diesem  Falle  ist  das  Bundesausträgalverfahren 
statthaft^).  C.  Dasselbe  gilt,  wenn  Bundesglieder  über  die 
Zuständigkeit  von  solchen  Hoheitsrechten,  welche  ein 
Bundesglied  in  dem  Territorium  eines  anderen  überhaupt  nach 
der  Bundesverfassung  noch  haben  kann,  wie  z.  B.  vertrags- 

licher  oder  privatrechtlicher  Natur  seien,  wie  z.  B.  eine  Darlehens-  oder 
andere  Kapitalfordemng,  sondern  nur  darauf  komme  es  an,  ob  ein  Bundes- 
glied das  beanspruchte  Recht  in  seiner  Eigenschaft  als  Souverain 
oder  in  der  Eigenschaft  als  Priyatmann  verfolge,  und  beziehungs- 
weise yerfolgen  könne. 

')  Ausdrücklich  ist  dies  erkläH  in  den  EntscheidungsgrtUiden  des  von 
dem  k.  preuss.  geh.  Obertribuial  zu  Berlin  in  Austrägalsachen 
der  fürstl.  wal  deck*  sehen  Regien  mg,  Klägerin,  wider  die  grossh.  hes- 
sische Regierung,  Beklagte,  wegen  Besteuerung  im  hessischen  Gebiet 
gelegener  wal deck* scher  Dom&mn  und  Besitzungen  waldeck' scher 
öffentlichen  Anstalten  und  frommen  ^«tiftungen  und  Privatpersonen  ergange- 
nen Urtheils  v.  12.  Nov.  1845;  in  den  Prot  der  B.-V.  v.  19.  Febr.  1846, 
§.  62,  S.  107. 

*)  Siehe  das  eben  angefahrte  austrägalgerichtliche  ürtheil  des  königl. 
preuss.  geh.  Obertribunals  zu  Berlin,  in  den  Prot,  der  B.-V.  v.  19.  Febr. 
1846,  §.  62,  S.  107,  108. 
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massige  Staatsservituten ^)y  oder  über  Erbrechte  an  Landes- 
tbeilen nnd  die  Sonverainetät  ttber  dieselben  streiten^): 
desgleichen  D.  wegen  NichterftUlung  staatsvertragsmässiger 
Verbindlichkeiten'),  insbesondere  E.  wegen  aller  Arten  von 
Staatsschnldfordernngen  oder  Schnldverpfliehtangen  der  Staaten, 
welche  mit  den  Länderabtretungen  zusammenhängen  oder  sonst 
auf  Staatsverträgen  beruhen  %  und  F.  wegen  aller  Sachen,  in 
welchen  die  Bundesversammlung  die  Bundesglieder  nadi 
Massgabe  des  art.  30  der  Wiener  Schlussakte  zum  Ansträgal- 
verfahren  gegen  einander  anweisst*).  G.  Ob  auch  Streitig- 
keiten über  Interessen  der  Bundesglieder,  oder  sog.  politische 
Rechte  derselben  vor  das  Austrägalgericht  gehören,  ist  in  der 
Bundesversammlung  zwar  schon  Gegenstand  lebhafter  Erör- 
teruDgen  gewesen,  aber  durch  keinen  Bundesbeschluss  über 
diese  Frage  entschieden  worden;  ans  allgemeinen  Gründen 
muss  aber  diese  Frage  der  Theorie  nach  bejaht  werden  ^^). 


5)  Wird  diese  Pr&judicial -Frage  streitig,  so  hat  darüber  die 
Buudesversammhing  zu  entscheiden.   Siehe  §.  160  a.. 

«)  Dieser  Art  war  z.  B.  der  Streit  zwischen  Schaumburg-Lippe 
und  Lippe,  wegen  Herausgabe  der  Aemter  Schieder  und  Blomberg,  und 
wegen  der  im  J.  1709  eröifncten  Brackischen  Erbschaft;  siehe  v.  Leon- 
hardi,  a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  383  flg.  Das  austrÄgalgerichtliche  Urtheil  des  bad. 
0.  H.  Gerichtes  zu  Mannheim  v.  20.  Dec.  1838  (ebendas.  Bd.  D,  S.  224  fl.) 
hebt  besonders  (S.  230,  231)  hervor,  dass  der  klagende  Theil  nicht  blos 
das  bürgerliche  oder  Patrimonialeigenthum  der  Aemter  Schieder 
und  Lipperode,  wie  ein  apanagirter  Prinz  in  Anspruch  nehme,  sondern  ^ 
sich  namentlich  um  die  Frage  handle,  „mit  welchen  hoheitlichen 
Rechten,  und  namentlich,  ob  mit  dem  Rechte  der  Souverainetat  diese 
Aemter  an  Schaumburg-Lippe  übei-gehen  sollen V" 

')  So  z.  B.  die  gemeinschaftliche  Beschwerde  (1832)  von  Hannover, 
Oldenburg,  Braunschweig  und  Nassau,  Bremen  undFrankfurt 
gegen  Kurhessen,  wegen  verletzter  Vertragsverbindlichkeit,  durch  Kin- 
tritt  des  Kurfürstenthums  in  den  k.  preuss.  Mauth-  und  Zollverband;  diese 
Sache  wurde  von  der  B.-V.  1833  (Sitz.  VII,  Prot.  §.  55)  an  die  oberste 
Justizstelle  zu  Wien  als  Austrägalgericht  gewiesen.  Vergl.  v.  Leonhardi 
a.  a.  0.  Bd.  I,  S.  502  flg. 

^)  Von  dieser  Art  waren  die  meisten  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedem, 
welche  auf  den  Grund  der  B.-A.  art.  11  u.  W.  S.-A.  art  21  zur  austrägal- 
gerichtlichen  Verhandlung  kamen.  Vergl.  die  Uebersicht  bei  v.  Leonhardi, 
a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  XH  flg. 

»)  Siehe  oben  §.  157. 

*«)  Siehe  hierüber  oben  §.  144,  Note  4. 
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H.  In  Bezug  auf  persönliche  Beleidigungen  unter  sou- 
verainen  Bundesgliedem,  welche  nach  YÖlkerrechtlichen  Grund- 
sätzen allerdings  Veranlassung  zu  Kriegen  werden  könnten, 
enthält  die  Bundesgesetzgebung  keine  Bestimmungen,  und  zwar 
wohl  aus  dem  Grunde,  dass  man  deren  Vorkommen  gar  nicht 
für  denkbar  hielt  Dass  in  einem  solchen  Falle  aber  eine 
Verweisung  der  Sache  vor  ein  oberstes  Gericht  eines  Bundes- 
gliedes als  Bnndesausträgalgericht  nicht  geeignet  sein  könnte, 
erhellt  schon  daraus,  dass  es  diesem  Gerichte  an  allen  Normen 
für  die  Entscheidung  fehlen  würde.  Hier  würde  es  jedoch  die 
Aufgabe  der  Bundesversammlung  sein,  unter  allen  Umständen 
den  Landfrieden  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  Sache  als  eine 
politische  Angelegenheit  zu  vermitteln,  beziehungsweise  den 
Beleidiger  zu  einer  entsprechenden  Genugthuung  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  anzuhaltend^). 

IV.  Unstreitig  und  in  zahbeichen  Beschlüssen  der  Bundes- 
versammlung ausgesprochen,  ist,  dass  nur  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern  von  der  Bundesversammlung  zum 
austrägalgerichtlichen  Verfahren  verwiesen  werden  kön- 
nen, also  keinerlei  Art  von  Streitigkeiten  von  Bundesgliedern 
mit  ihren  Familiengliedern,  Landständen  oder  anderen  Privat- 
personen^^). Wohl  aber  kann  in  derartigen  Sachen  die  Com- 
petenz  der  Bundesversammlung  zur  Selbstentscheidung 
in  anderer  Weise  begründet  sein^'). 


**)  Der  Fall,  dass  ein  deutscher  Souverain  bei  der  Bundesversammlung 
förmlichen  Antrag  gestellt  hat,  ihm  Genugthuung  wegen  persönlicher  Be- 
leidigung durch  einen  anderen  deutschen  Souyerain  zu  verschaffen,  ist  be- 
reits einmal  bei  Gelegenheit  der  Streitigkeiten  zwischen  Hannover  und 
Braunschweig  vorgekommen.  Vergl.  den  hannoverschen  Vortrag 
in  der  Sitzung  der  B.-V.  v.  9.  April  1829,  Prot.  §.  67,  S.  138.  Der  König 
von  Hannover,  damals  zugleich  König  von  England,  verlangte  von  der 
Bundesversammlung,  die  Verschaffung  einer  „vollen  und  schnellen 
Genugthuung"  von  Seiten  des  Herzogs  Karl  von  Braunschweig, 
auf  den  Grund  der  art.  18,  19,  36  u.  37  der  W.  S.-A.  —  Dabei  wurde  von 
Seiten  Hannovers  die  Unzulässigkeit  eines  Austrägalverfahrens  ausge- 
führt; ebendas.  S.  149.  —  Die  Zulässigkeit  des  Austrägalverfahrens  auch 
in  solchen  Fällen,  behauptet  dagegen  G.  v.  Struve,  erster  Versuch,  S.  4  fl. 

«)  Siehe  oben  §.  157,  Note  2. 

")  So  z.  B.  wenn  Familienglieder,  Landstände  oder  andere  Privatper- 
sonen wegen  Justizverweigerung  (§.  156)  oder  wegen  Verweigerang  bundes- 
grundgesetzlich  gewährleisteter  Rechte,  oder  wegen  einseitiger  Aufhebung 


Digitized  by  LjOOQ IC 


412        fr  1^*-  EntKlieidiiiigBredit  der  B.-V.  aber  die  Vorfrage. 

V.  Ueberhaopt  findet  aber  auch  bei  Streitigkeiteii  onter 
Bnndesgliedem  die  Anordnimg  eines  bnndesansträgalgericht- 
lichen  Verfahrens  in  soweit  nicht  statt,  als  sich  die  Bundes- 
yersammlung  nach  den  bandesrechtlichen  Gmndsätsen 
ttber  ihre  Competenz  für  befugt  erachten  mnss,  eine 
Streitigkeit  ohne  Verweisimg  an  ein  Aosträgalgericht  selbst 
in  den  gewöhnlichen  Formen  eines  Bnndesbeschinsses 
zu  entscheiden^^). 

§.  160  a. 

d)    Das   Entscheidungsrecht    der   Bundesversammlung 

über    die    Qualifikation    eines    Falles    zur    austrägal- 

gerichtlichen  Entscheidung. 

I.  Wenn  im  einzelnen  Fall  Zweifel  darüber  erhoben 
werden,  ob  eine  Sache  sich  zum  bundesausträgalgerichtlicben 
Verfahren  eignet  oder  nicht,  so  entscheidet  hierüber  die  Bon- 
desversammlang  selbst  m  der  gewöhnlichen  Form  ihrer 
Beschlussfassimg. 

U.  Es  ergibt  sich  dies  als  selbstverständlich  daraas,  dass 
die  Bundesversammlung  selbst  und  unmittelbar  die  Austrägal- 
in stanz  ist^),  jede  Instanz  aber  ttber  ihre  Competenz  selbst 
entscheidet,  sowie  auch  keine  andere  Autorität  vorhanden  ist, 
welche  diese  präjudicielle  Vorfrage  zu  entscheiden  be- 
fugt wäre,  und  überdies  die  dritte  oberste  Justizstelle  eines 
Bundesgerichtes  überhaupt  nur  dann  nnd  in  soweit  als  Aus- 
trägalgericht  handeln  kann,  als  sie  von  der  Bundesversamm- 
lung hierzu  im  einzelnen  Falle  ernannt  und  beauftragt  wor- 
den ist^). 

III.  Die  Competenz  der  Bundesversammlung  zur  Selbst- 
entscheidung dieser  Vorfrage  kann  aber  um  so  weniger  mit 
Grund  bezweifelt  werden,  als  schon  nach  der  Wortfassang  des 
art.  11  der  Bnndesakte  nur  solche  Streitigkeiten  unter  Bundes- 

in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehender  Verfassungen  (§.  U7,  148)  Be- 
schwerden erheben. 
")  Siehe  §.  160a.  L 

«)  Siehe  §.  159  a. 

«)  Siehe  den  Vortrag  von  Hannover  in  der  Sitzung  der  B.-V.  vom 
9.  April  18-21),  Prot.  §.  67,  S.  149. 
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gliedern  ansträgalgerichtlich  zu  behandeln  sind,  wobei  y,eine 
richterliche  Entscheidung  nothwendig  wflrde'^  Dies 
setzt  Yorans,  dass  die  Sache  überhaupt  zur  richterlichen  Ent- 
scheidung quäl  ificirt  und  diese  möglich  oder  bundesrecht- 
lich statthaft  ist.  Dies  ist  aber  nur  dann  der  Fall,  wenn 
die  bundesrechtlichen  Grundsätze,  welche  f&r  die  Entscheidung 
eines  als  Austrägalgericht  zu  ernennenden  Gerichtshofes  mass- 
gebend sein  sollen,  an  sich  fest  stehen  und  nur  deren  An- 
wendung im  einzelnen  Falle  in  Frage  ist. 

IV.  Wo  aber  solche  massgebende  bundesrechtliche  Grund- 
sätze nicht  vorhanden  oder  zweifelhaft  sind,  oder  wo  die  Bun- 
desgrundgesetze oder  andere  bundesrechtliche  Normen  nicht 
ausreichen  oder  ihr  Sinn  ungewiss  ist  und  sie  daher  vorerst 
noch  einer  Auslegung  bedürfen,  und  wo  also  der  Streit  zwi- 
schen einzelnen  Bundesgliedem  zugleich  eine  den  Bund  in 
seiner  Gesammtheit  berührende  politische  Principien- 
frage  enthält,  wie  z.  B.  die  Frage  nach  dem  Sinne  eines 
Artikels  der  Bundesakte,  oder  eines  Bundesbeschlusses,  oder 
die  Frage,  ob  ein  Bundesglied  überhaupt  eine  gewisse  Art  von 
Oberherrlichkeit,  Lehensherrlichkeit  u.  dergl.  über  das  Staats- 
gebiet eines  anderen  Bundesgliedes  beanspruchen  dürfet), 
hat  die  Bundesversammlung  vorerst  diese  präjudicielle 
Principienfrage  selbst  zu  entscheiden^),  da  sie  als  das 
verfassungsmässige  Organ  des  Bundes  ausdrücklich  dazu  be- 
rufen ist,  das  Bundesrecht  zu  ergänzen,  wo  die  Grundgesetze 
nicht  ausreichen^),  und  die  zweifelhaften  Bestimmungen  der- 
selben zu  erklären  und  in  allen  vorkommenden  Fällen  deren 
richtige  Anwendung  zu  sichern^).  Auch  ist  einleuchtend, 
welche  Verwirrung  in  das  Bundesrecht  gebracht  werden  würde, 
wenn  die  (jeltung  des  einen  oder  anderen  Principes  von  den 
subjectiven    doktrineUen,    und    möglicherweise    sich    wider- 


3)  Siehe  hier  onten  Note  9  und  §.  259,  §.  444. 

*)  Vergl.  V.  Linde,  Archiv  für  das  öffentliche  Recht  des  deut  Bnndes, 
Bd.  I,  Hft  2  (Giessen,  1854),  S.  2.flg.  ~  Ob  die  Bundesversammlung  diese 
Entscheidung  in  der  Form  einer  authentischen  Interpretation  (§.  141)  oder 
nur  eines  einfachen  Bundesbeschlnsses  mit  Bezug  auf  den  vorliegenden  FaU 
gibt,  h&ngt  von  ihrem  Ermessen  und  den  Anträgen  der  Interessenten  ab. 

»)  W.  S.-A.  art  9. 

ß)  W.  S.-A.  art.  17. 
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sprechenden  Ansichten  der  Landesgerichte  abhängig  sein  sollte, 
welche  in  den  einzetaien  Fällen  von  den  Partheien  zom  Bus- 
desausträgalgericht  gewählt  werden"). 

y.  Aas  den  Protokollen  der  Bundesversamnüung  ergibt 
sich,  dass  bereits  in  mehreren  Fällen  in  derselben  rorerst 
darüber  verhandelt  wurde,  ob  die  Sache  sich  zum  Ansträgal- 
verfahren  eigne  oder  nicht  %  was  nicht  möglich  gewesen  wäre, 
wenn  die  Bundesversammlung  ohne  alle  Unterscheidung  ge- 
halten wäre,  über  die  bei  ihr  angebrachten  Streitigkeiten  von 
Bundesgliedern  unter  einander  das  Austrägaiverfahren  einzu- 
leiten. Auch  hat  die  Bundesversammlung  in  ihrer  bisherigen 
Uebung  stets  an  dem  Grundsatze  festzuhalten,  dass  die  Ent- 
scheidung über  die  Vorfrage,  ob  das  austrägalgerichtlicfae 
Verfahren  im  einzelnen  Falle  statthaft  sei,  zu  ihrer  eigenen 
Gompetenz  gehöre  und  in  der  Form  eines  gewöhnliehen 
Bundesbeschlusses  von  ihr  auszugehen  habe^). 

VI.  Will  die  Bundesversammlung  in  einem  Falle  anch  die 
Entscheidung    der    obigen    Vorfrage    dem    aufzustellenden 


1)  Siehe  den  B.-B.  v.  20.  Januar  1848,  die  Kurhessen-Waldeck'sch« 
Streitigkeit  betr.,  hier  unten  Note  9.  —  Vergl.  auch  den  B.-B.  v.  11.  Dec 
1823,  Prot.  §.  167,  über  die  ünverbindlichkeit  doktrineller  luterpretatiunen 
für  die  Bundesversammlung.     Siehe  oben  §.  111. 

^)  Vergl.  z.  B.  den  Streit  zwischen  Anhalt  und  Preussen  in  den 
Jahren  1827 — 1829  über  sogen,  politische  Rechte  (siehe  oben  §.  144);  den 
hier  oben  in  Note  2  angeführten  Hannoverischen  Vorti-a^  v.  9.  April 
1829,  Prot.  §.67,  S.  149;  den  Streit  zwischen  Lippe-Schaumburg  und 
Lippe  (siehe  oben  §.  160,  Note  6,  und  den  Gommissionsvortrag ,  welcher 
den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  d.  h.  die  Einleitung  des  Äustragalverfahrens 
zur  Folge  hatte);  die  Streitsache  zwischen  Kurhe-ssen  und  Waldeck, 
(1844—1848),  die  von  diesem  behauptete  Lehensherrlichkeit  betreffend,  siehe 
die  folgende  Note  9. 

0)  So  z.  B.  wurde  durch  B.-B.  v.  20.  Januar  1848,  Prot.  §.  43,  der 
Antrag  von  Kurhessen  auf  Einleitung  eines  Äustragalverfahrens  in  der 
so  eben  in  Note  8  erwähnten  Streitsache  durch  Stimmenmehrheit  als  un- 
statthaft abgewiessen,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  die  M^oritat 
annahm,  dass  eine  vasallitische  Stellung  eines  Bundesfursten  gegen  einen 
anderen  mit  der  Souverainetät  der  Bundesglieder  absolut  unverträglich  nnd 
schon  durch  die  Bundesgrundgesetze  ausgeschlossen  sei,  und  dass  eine 
Frage,  welche  die  Grundlagen  der  Gesammtverfiassung  des  Bundes  berühre, 
nicht  der  Gompetenz  eines  Gerichtshofes  unterstellt  werden  könne.  —  Siehe 
unten  §.  259,  §.  444. 
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Aasträgalgerichte  überlassen,  so  muss  dies  durch  einen  förm- 
lichen Bandesbeschlnss  ausgesprochen  werden  i^). 

§.  161. 

e)   Der  Vermittlungsversuch  am  Bundestage. 

Nach  den  (§.  160)  angeführten  bundesgesetzlichen  Bestim- 
mungen gelten  für  das  bundesverfassungsmässige  Austrägal- 
verfahren  folgende  Grundsätze: 

I.  Dasjenige  Bundesglied,  welches  sich  durch  ein  anderes 
Bundesglied  beschwert  erachtet  und  somit  als  Kläger  aufzu- 
treten beabsichtigt,  hat  die  Streitigkeit  bei  der  Bundesversamm- 
lung durch  gehörige  Darstellung  seiner  Ansprüche  an- 
zubringen *). 

II.  Hiemächst  hat  die  Bundesversammlung  in  den  nach 
Vorschrift  der  Bundesakte  art.  11  bei  ihr  anzubringenden 
Streitigkeiten  vor  Allem  eine  gütliche  Vermittlung  dui'ch 
einen  Ausschuss  von  zwei  oder  mehreren  Mitgliedern  zu 
versuchen,  dessen  Ernennung  den  Partheien  bekannt  gemacht 
wird^).  Dabei  wird  die  Bundesversammlung  ermessen,  ob  eine 
Zeitfrist  für  die  Erledigung  des  Vermittlungsgeschäftes  bestimmt 
werden  soll.  Jedem  der  streitenden  Theile  steht  es  jedoch 
frei,  bei  der  Bundesversammlung  auf  eine  solche  Fristsetzung 
anzutragen. 

III.  Der  Ausschuss  wird  hierauf,  unter  Bestimmung  eines 
kurzen  Termins,  von  dem  beklagten  Theile  gleichfalls  eine 
Darstellung  der  Sache  und  seiner  Einreden  begehren,  um,  in 
Vergleichung  derselben  mit  der  Darstellung  des  Klägers,  an- 
gemessene Vorschläge  zur  gütlichen  Beilegung  der  entstandenen 
Streitigkeiten  entwerfen  zu  können.  Bei  eintretenden  Schwierig- 
keiten wird  der  Ausschuss,  so  wie  überhaupt  von  dem  Erfolge, 
der  Bundesversammlung  Bericht  erstatten. 

IV.  Kommt  der  Vergleich  zu  Stande,  so  wird  die  Ver- 
gleichsurkunde in  Urschrift,   die  gegenseitigen  Ratifikations- 


»)  Vergl.  den  B.-B.  vom  5.  August  1830,  die  in  Note  8  erwähnte 
Lippe' sehe  Streitsache  betreffend;  siehe  unten  §.  163. 

0  Austrägalordnung  v.  16.  Juni  1817,  IL  a. 

«)  B.-A.  art.  11.  W.  S.-A.  art.  21.  —  Austrägalordnung  v.  16.  Juni 
1817,  II.  /y,  c,  a. 
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urkuDden  aber  werden  in  beglanbter  Abschrift  in  dem  Bnndes- 
archive  niedergelegt,  und  der  Bnnd  übernimmt  die  Garantie 
des  Vergleichs. 

V.  Dadurch,  dass  der  Beklagte  in  das  Vermittlnngs- 
verfahren  ohne  Protestation  eintritt,  verzichtet  er  keineswegs 
auf  die  Bestreitung  der  Statthaftigkeit  des  Austrägalverfahrens 
überhaupt,  sondern  kann  seine  Einwendungen  hiergegen  im 
Laufe  des  VermitÜungsverfahrens  eben  so  wohl  vorbringen, 
als  vor  der  Abfassung  des  Bundesbeschlusses,  welcher  dessen 
Einleitung  anordnet.  Dies  kann  um  so  weniger  beanstandet 
werden,  als  die  Bundesversammlung  das  Vermitüungsverfahren. 
meistens  sogleich  einzuleiten  pflegt,  so  wie  eine  Streitsache 
unter  Bundesgliedem  bei  ihr  zur  Anzeige  kommt,  ohne  die 
klägerischen  Anträge  vorerst  zu  prüfen.  Findet  die  Bundes- 
versammlung die  Einwendungen  des  Beklagten  gegen  die 
Statthaftigkeit  des  Austrägalverfahrens  begründet  und  die  Sache 
zu  ihrer  Selbstentscheidung  oder  vor  ein  gewöhnliches  Landea- 
gericht  gehörig  3),  so  hat  sie  das  Vermittlungsverfahren  wieder 
aufzuheben  und  das  nach  Beschaffenheit  des  Falles  Geeignete 
zu  beschliessen. 

§.  162. 
f)    Einrichtung   der  Austrägalinstanz. 

I.  Wenn  der  zur  Vermittlung  der  Streitigkeiten  angeord- 
nete Ausschuss  (§.  161)  der  Bundesversammlung  die  Anzeige 
von  dem  misslungenen  Vergleichsversnche  gemacht  hat,  so  hat 
der  Beklagte  binnen  vier  bis  sechs  Wochen,  von  dem 
Tage  der  Anzeige  an  gerechnet,  dem  Kläger  drei  unpar- 
theiische  Bundesglieder  vorzuschlagen,  aus  welchen  dieser 
eines  binnen  gleicher  Frist  wählt.  Geht  jene  Frist  vorüber, 
ohne  dass  der  Beklagte  drei  Bundesglieder  vorschlägt,  so  geht 
das  Vorschlagsrecht  an  die  Bundesversammlung  über,  und  der 
Kläger  hat  sodann  aus  den  drei  Bundesgliedem  zu  wählen, 
welche  dieselbe  vorschlagen  wird^* 

U.  Die  dritte  oberste  Justizstelle  des  auf  die  eine 
oder  die  andere  Art  gewählten  Bnndesgliedes  ist  hiemächst 

>)  Siehe  oben  §.  160  u.  §.  160  a. 

0  Austrägalordnang  v.  16.  Juni  1817,  III,  2. 
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als  das  BichtercoUeginm  zu  betrachten,  welches  ,yim  Namen 
und  anstatt  der  Bandesversammlang  so  wie  ver- 
möge derselben  Auftrags^^  als  Ansträgalgerieht  oder 
sogen,  gewählte  Austrägalinstanz  (§.  159a.  II.)  zn  han- 
deln hat 

lU.  Die  Bandesversammlung  hat  dem  als  Ansträgalge- 
rieht gewählten  Gerichtshofe  diese  seine  Bestimmung  nicht 
nur  bekannt  zn  machen,  sondern  ihm  auch,  nnter  Mittheilnng 
der  Vergleichsyerhandlungen,  förmlichen  Auftrag  znr  austrägal- 
gerichtlichen  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sache  zu 
ertheilen^). 

IV.  Sämmtliche  dritte  oberste  Justizstellen  der  deutschen 
Bundesglieder  sind  fähig,  auf  diese  Weise  als  Ansträgalgerieht 
gewählt  zu  werden:  ob  es  das  eigene  oberste  Gericht  eines 
Bundesstaates,  oder  ein  von  mehreren  Bundesgliedem  gemein- 
sames Gericht  dritter  Instanz  ist,  macht  keinen  Unterschied. 

V.  Wenn  ein  Bundesglied  erwählt  wird,  in  dessen  Staate 
mehrere  Gerichte  dritter  Instanz  bestehen,  und  der  Kläger 
hat  sich  fiber  die  Wahl  der  Gerichtsstelle  nicht  ausgesprochen, 
so  wird  die  Bundesversammlung  die  Auswahl  treffen  3). 

VI.  Die  Uebernahme  des  Austrägalauftrages  von  der 
bestimmten  dritten  obersten  Justizstelle  ist  als  Bund  es  pf  licht 
anzusehen.  Nur  ganz  besondere,  der  Bundesversammlung  etwa 
unbekannt  gewesene  Verhältnisse,  welche  eine  völlige  Un- 
fähigkeit zur  Uebernahme  der  austrägalgerichtlichen  Funktion 
enthalten,  können  zur  Entschuldigung  dienen,  sind  aber  binnen 
vierzehn  Tagen,  von  dem  Tage  des  erhaltenen  Auftrags  an 
bei  der  Bundesversammlung  vorzubringen*). 

Vn.  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  in,  5,  sollte  der  also  eintretende  oberste  Gerichtshof, 
wenn  er  aus  mehreren  Senaten  besteht,  die  Austrägalsache 
in  Pleno  verhandeln  und  entscheiden.  Durch  Bundesbeschluss 


«)  Austrägalordnung  v.  16.  Juni  1817,  III,  3. 

»)  Ebendas.  III,  3,  a  linea  2,  und  4,  a  Uiusa  2  und  3. 

«)  Ebendas.  IE,  4.  —  Als  Gründe  der  Unfthigkeit  zur  Uebernahme 
der  Austrägal-Instanz  sind,  da  die  Bundesgesetzgebung  nichts  anderes  be- 
stimmt, dieselben  Gründe  zu  betrachten,  aus  welchen  sich  RichtercoUegien 
nach  gemeinen  Rechten  für  unfähig  zur  Verhandlung  einer  Rechtssache 
erklären  dürfen. 

Züptl,  StMtwecht.  6.  Aufl.   I.  27 
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vom  19.  Okt  1838,  Prot  §.  320,  wurde  aber  diese  Bestimmiing 
dahin  abgeändert,  dass  denjenigen  Regierungen,  deren  oberste 
Gerichte  ans  mehreren  Senaten  bestehen,  nnd  ausser  dem 
Präsidenten  oder  Direktor  mehr  als  zwölf  Mitglieder  zählen, 
gestattet  ist,  einen  besonderen  Senat  ftir  die  AostrSgal- 
sachen  zu  bilden,  der  jedoch  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden 
wenigstens  aus  dreizehn  Mitgliedern  bestehen  soll.  Ein 
solcher  Austrägalsenat  ist  entweder  aus  zwei  Senaten  des 
obersten  Gerichtshofes  unter  Beobachtung  einer  bestimmten 
Keihen folge  zu  bilden,  oder  es  sind  diejenigen  Mitglieder, 
aus  welchen  der  Austrägalsenat  bleibend  bestehen  soll,  im 
Voraus  zu  benennen  und  zur  Stellvertretung  für  verhinderte 
oder  abgegangene  Mitglieder  zwei  Ersatzmänner  zu  bezeichnen, 
auch  ist  bei  dem  Austritt  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes 
die  festgesetzte  Zahl  sogleich  wieder  zu  ergänzen.  In  dem 
ersteren  Falle,  nämlich  wenn  eine  Reihenfolge  stattfindet,  moss 
jede  Austrägalsache  bis  zu  deren  Beendigung  bei  einem  nnd 
demselben  Austrägalsenate  verbleiben.  Sowohl  die  Reihenfolge, 
nach  welcher  die  Bildung  des  Austrägalgerichts  aus  altemi- 
renden  Senaten  statt  haben  soll,  als  auch  die  persönliche  Zu- 
sammensetzung der  bleibenden  Austrägalsenate  sind  bei  der 
Bundesversammlung  stets  in  Evidenz  zu  halten,  damit 
noch  vor  der  Wahl  eines  Austrägalgerichts  über  die  Zusanunen- 
Setzung  der  Austrägalsenate  bei  sämmtlichen  obersten  Justiz- 
stellen  der  Bundesglieder  kein  Zweifel  bestehen  könne*). 

§.  163. 

g)    Das  Coinpetenz-Prüfungsrecht   des  zum  Austrägal- 
gericlit  gcwälilten  Gerichtshöfe. 

I.  Wenn  nach  Anleitung  der  vorläufigen  Austrägal- 
Ordnung  vom  16.  Juni  1817  der  oberste  Gerichtshof  eines 
Bundesstaates  zum  Austrägalgericbt  gewählt  ist,  so  steht 
demselben  die  Leitung  desProcesses  und  die  Entschei- 
dung des  Streites  in  allen  seinen  Nebenpunkten  unein- 


6)  Siehe  den  B.-B.  v.  19.  Okt  1838,  Prot.  §.  320,  bei  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  353. 

Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  163.  Das  Gompetenz-PrüfdngBrecht  des  Aastragalgerichts.     419 

geschränkt  und  ohne  alle  weitere  Einwirkung  der 
Bundesversammlung  oder  der  Landesregierung  zu^). 
IL  Bestritten  ist,  ob  auch  der  zum  Austrägalgericht  ge- 
wählte Gerichtshof  befugt  sei,  seine  Competenz  selbst  noch  zu 
prüfen.  Während  dieses  Recht  von  der  einen  Seite  für  das 
Austrägalgericht  als  ein,  jedem  Gerichte  nothwendig  zustehen- 
des Recht  in  Anspruch  genommen  wird,  so  wird  dies  auf  der 
anderen  Seite  aus  dem  Grunde  bestritten,  weil  das  Austrägal- 
gericht überhaupt  keine  selbstständige  Competenz  hat,  sondern 
nur  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  als  der  eigentlichen 
Austrägalinstanz  handeln  kann^).  Es  sind  aber  hier  noth- 
wendig einige  Unterscheidungen  zu  machen:  A.  Leitender 
oberster  Grundsatz  ist,  dass  das  Bundesausträgalgericht 
nach  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  III,  5,  nur  im 
Namen  und  im  Auftrage  der  Bundesversammlung  selbst 
erkennen  kann^).  Der  Gegenstand  der  ihm  zugewiesenen 
Entscheidung  wird  daher  durch  den  Inhalt  des  Auftrags, 
d.  h.  durch  den  Beschlnss  der  Bundesversammlung  bestimmt, 
welcher  die  Constituirung  des  Gerichtshofes  als  Austrägalin- 
stanz enthält^).  B.  Der  als  Austrägalgericht  gewählte  Gerichts- 
hof ist  daher  nicht  befugt,  über  einen  Competenzpunkt  zu 
erkennen,  über  welchen  die  committirende  Bundesversammlung 
bereits  selbst  entschieden  hat^).  C.  Soweit  die  commit- 
tirende Bundesversammlung  über  den  Competenzpunkt 
nicht  selbst  entschieden,  sondern  ihn  zur  Entscheidung 
des  gewählten  Gerichtshofes  verstellt  hat,  ist  unstreitig  dieser 


^)  W.  S.-A.  art.  22;  auch  wörtlich  in  dem  B.-B.  v.  3.  August  1820 
(Plenarversammlung  §.  2)  art  II. 

«)  Vergl.  oben  §.  159a,  §.  160a. 

3)  Vergl.  oben  §.  162,  IL 

*)  Dieser  Grundsatz  ist  ausdrücklich  anerkannt  in  den  Entscheidungs- 
grOnden  des  von  dem  geh.  Obertribunal  in  Berlin  am  19.  December  1846 
gesprochenen  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses  in  Sachen  Wal  deck 
gegen  Grossherzogthum  Hessen,  Prot,  der  B.-V.  1846,  §.  62,  S.  105. 

B)  Ausdrücklich  so  erklärt  in  den  Entscheidungsgründen  des  austrägal- 
gerichtlichen Erkenntnisses  des  0.  H.  Gerichts  zu  Mannheim  v.  20.  Dec. 
1838  in  Sachen  Schaumburg-Lippe,  gegen  Lippe-Detmold  wegen 
Herausgabe  der  Hälfte  der  Aemter  Schieder  und  Blomberg,  bei  v.  Leon- 
hardi  Austrägalverfahren,  B.  II,  S.  228. 

27* 
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beftigty  denBelben  zu  prilfui  and  zu  entscheiden*).  D.  Ebeoso 
ist  der  als  Austrägalgericht  gewfthlte  Gerichtshof  oompetent 
darttber  zu  entscheiden,  ob  der  Inhalt  der  fönnlidieii  Klage, 
jenem  der  bei  der  Bundesversammlung  angebrachten  Besehwerde, 
beziehungsweise  dem  von  der  Bundesversammlung  dem  Aus- 
triLgalgerichtshof  ertheilten  Auftrage  gemäss  ist,  oder  den 
hierdurch  bezeichneten  und  begränzten  Umfang  der  austrägat 
gerichtlichen  Entscheidung  ttberschreitet,  d.  h.  ob  etwa  eine 
wesentliche  Veränderang  des  thatsttchlichen  oder  rechtlichen 
Klagfundamwtes  oder  des  Klag-Petitums  stattgefunden  habe'). 
E.  Endlich  ist  der  zum  Austrägalgericht  gewählte  Gerichtshof 
auch  competent,  über  das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen 
selbstständig  zu  erkennen,  von  welchen  der  Bundesbeschhiss 
vom  3.  August  1820,  art.  III.  (Plenarversammlung  §.  2.)  die 
Zulässigkeit  von  Widerklagen,  Interventionen  und  Litisdenun- 
ciationen  in  Austrägalsachen  abhängig  gemacht  hat^. 

§.  164. 

h)  Das  Verfahren  des  Austrägalgerichts. 

1)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Nach  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni 
1817,  III,  6,  geschieht  die  Instruktion  des  Processes,  d.  h.  Ober- 
haupt die  processualische  Verhandlung  der  Austrägal-Sachen, 
nach  der  Processordnung,  welche  der  betreffende  oberste 
Gerichtshof  überhaupt  beobachtet,  und  ganz  in  derselben  Ar^ 
wie  die  sonstigen  alldort  zu  instruirenden  Rechtssachen  v^- 
handelt  werden. 


^)  Dies  war  der  Fall  in  der  eben  (Note  5)  angeführten  Sache  von 
Lippe-Schaumburg  gegen  Lippe-Detmold. 

^)  In  dieser  Weise  erklärt  sich  das  in  Note  4  angeführte  aoBtrftgal- 
gerichtliche  Erkenntniss  des  geh.  Obertribunals  zu  Berlin  in  Sachen  Wal- 
deck gegen  Gr.  Hessen,  Prot,  der  B.-V.  1846,  §.  62,  S.  105,  106. 

*)  Vergl.  die  Entscheidungsgründe  des  austrftgalgerichtUchen  Urtheils 
des  0.  H.  Gerichtes  zu  Mannheim  v.  22.  Dec.  18S8,  in  Widerklagssachen 
von  Lippe-Detmold  gegen  Schaumburg-Lippe,  die  Souverainetat 
des  Amtes  Blomberg  und  Ersatzforderung  betreffend,  bei  v.  Leonhardi, 
Austrftgalverfahren,  Bd.  II,  S.  254,  255.  —  Vei^L  unten  §.  164. 
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n.  Das  Erkenntniss  in  der  HaoptBache,  (d.  b.  die 
EntBcheidang  ttber  die  sog.  materiaUa  causae)  erfolgt  aber,  in 
Gemässheit  einer  ebendaselbst  in,  7,  aufgestellten  Vor- 
schrift in  Ermangelang  besonderer  Entseheidungsquellen,  naeh 
den  in  Deutschland  „hergebrachten  gemeinen  Hechten/' 
Die  Wiener  Schlnssakte,  art.  28,  bestimmt  dies  noch  ge- 
nauer dahin,  dass  das  Ansträgalgerieht  in  Fällen,  wo  keine 
besonderen  Entscheidungsnormen  vorhanden  sind,  „nach  den 
in  Bechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vormals  von  den  Reichs- 
gerichten befolgten  Rechtsquellen,  insofern  solche  auf 
die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesglieder  noch 
anwendbar  sind,  zu  erkennen  habe^). 

ni.  Das  Erkenntniss  in  der  Hauptsache  muss  längstens 
binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  der  (bei  dem  Ansträgalge- 
rieht) ttberreichten  ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrift,  er- 
folgen. Sollte  dies  ausnahmsweise  nicht  thunlioh  sein,  so  hat 
das  Ansträgalgerieht  einen  Bericht  an  die  Bundesversammlung 
zu  erstatten,  die  Gründe  eines  nothwendig  geglaubten  längeren 
Verzugs  anzuzeigen  und  die  Bewilligung  oder  Missbilligung 
vom  Bundestage  zu  empfangen^).  Auch  kann  die  betreffende 
Landesregierung  sowohl  von  der  Bundesversammlung  als  auch 
von  den  streitenden  Theilen  angegangen  werden,  im  Falle 
einer  Zögerung  von  Seiten  des  Gerichtes,  die  zur  Beförderung 
der  Entscheidung  nöthigen  Verftigongen  zu  erlassen^). 

IV.  Die  Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  werden  „im 
Namen  und  aus  Auftrag  der  Bundesversammlung^^ 
^gefasst,  und  von  dem  Austrägalgerichte  den  Parteien  eröff- 
net. Es  mttssen  denselben  jederzeit  die  vollständigen  Ent- 
scbeidnngsgrttnde  beigefügt  werden^). 

V.  Ist  das  Erkenntniss  nur  ein  Zwischenurtheil,  so 
wird  das  Verfahren  an  dem  Ansträgalgerichte  fortgesetzt,  ohne 


<)  Siehe  oben  §.  72  und  §.  113.  —  Dieselbe  BeBtimmimg  ist  auch 
wörtlich  in  den  B.-B.  v.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art.  IV.  Über- 
gegangen. 

*}  Austrägalordnung,  III,  8. 

3)  W.  S.-A.  art  22  a.  £.  —  Auch  wörtlich  in  dem  B.-B.  v.  3.  August 
1820,  (Plenarvers.  §.  2)  art.  II. 

«)  B.-B.  vom  3.  August  1820,  (Plenars.  §.  2)  art  V,  Tergl.  mit  der 
Austrägalordnung  v.  16.  Juni  1817,  m,  5. 
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dass  es  einer  B^iaehricbtignng  der  BondegverBaminlnng  von 
dem  gefällten  Zwischennrüiefle  bedvf.  Ist  das  Erkennt- 
niss  aber  ein  definitives,  so  hat  der  Goridttahof  die  Akten 
und  das  Erkenntniss  der  Bnndesyersamndnng  za  fiboaehicken, 
um  aof  dessen  Befolgung  halten  zn  können^). 

VI.  Ueber  den  Kostenpunkt  soU  das  erwählte  Ans- 
trägalgericht  nach  gemeinrechtlichen  Grondsatzen  erken- 
nen nnd  bei  deren  Bestimmung  die  bei  ihm  vorgeschriebene 
Taxordnnng  befolgen,  ohne  weitere  Gebtthren  in  Ansatz  zu 
bringen^).  In  Uebereinstimmung  hiermit  wurde  durch  den 
Bnndesbesehlnss  vom  23.  Juni  1836,  Prot  §.  171,  weiter  fest- 
gesetzt'), dass  der  Anwendung  des  Stempelpapiers,  so  wie  der 
Erhebung  von  Sportein,  sowohl  bei  den  auf  Grund  der  Ar- 
tikel 21,  24  und  30  der  Wiener  Schlussakte  vorkommenden 
Ansträgal-  und  Compromiss -Verhandlungen,  als  bd  dem  nach 
dem  art.  20  der  Wiener  Schlussakte  in  Streitigkeiten  über 
den  jüngsten  Besitz  eingeleiteten  Verfahren  nicht  statt  zu 
geben  sei. 

VII.  Die  von  dem  Ansträgalgerichte  gefällten  Enderkennt- 
nisse sind  gemäss  des  art  II  der  Bundesakte  ftlr  die  streiten- 
den Theile  verbindlich^).  Sie  sind  sofort  nach  ihrer  Eröff- 
nung als  rechtskräftig  anzusehen  und  zu  befolgen^).  Es 
sind  demnach  gegen  austrägalgerichtliche  Erkenntnisse  alle 
sogenannten  ordentlichen  Rechtsmittel  durchaus  unzulässig. 
Es  gibt  keine  zweite  oder  höhere  Instanz,  an  welche  von»  dem 
Erkenntnisse  des  Austrägalgerichts  Berufung  eingelegt  werden 
könnte. 

VIU.  Von  den  ausserordentlichen  Rechtsmitteln  ist 
in  der  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817,  wie  der  Bundes- 
beschluss  vom  3.  August  1820,  VI,  erläutert,  „wegen  neu  auf- 
gef andener  Thatsachen  und  Beweismittel  nur  allein  das 
„Rechtsmittel  der  Kesitution  ^x  capüe  novorum^^  für  zulässig 
erklärt  worden.    Ob  auch  eine  Nullitätsquerel  wegen  un- 

1^)  Austrägalordnung  III,  5. 

«)  B.-B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2).  art  V.  a  Unea  2. 
^)  Bei    G.  V.  Meyer,   Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  II. 
S.  346. 

*)  Austrägalordnung,  III,  9. 

•)  B..B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2),  art  VI. 
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heilbarer  Nichtigkeiten  zugelassen  werden  solle,  war 
läiigere  Zeit  Gegenstand  der  Berathang :  endlieh  entschied  sich 
dieBundesyersammlung  auf  einen  aasftihrlichen  Commissions vor- 
trat* vom  17.  Juli  1834  (Prot.  §.  365)  durch  Bundesbeschluss 
vom  25.  Juni  1835  (Prot.  §.  230)  dahin ,  dass  durchaus  keine 
Nichtigkeitsklage  iUr  statthaft  zu  erachten,  und  überhaupt 
von  jeder  bundesgesetzlichen  Bestimmung  über  die  Zulässig- 
keit  von  Nichtigkeitsbeschwerden  zu  abstrahiren  sei  ^^). 

IX.  Das  Restitutionsgesuch  ex  capite  novorum  ist,  von  dem 
Zeitpunkt  (Tage)  der  Auffindung  der  Nova  an,  binnen  vier 
Jahren  anzubringen^^),  und  hat  keine  Suspensivkraft, 
d.  h.  es  kann  dadurch  die  Vollziehung  des  austrägalgericht- 
liehen  Erkenntnisses  nicht  aufgehalten  werden  <^). 

X.  Das  „Restitutionsmittel^^  ist  bei  der  Bundesver- 
sammlung anzukündigen  d.  h.  einzuführen,  und  diese  über- 
sendet solches  dem  obersten  Gerichtshofe,  an  welchem  die  Sache 
zum  erstenmale  verhandelt  und  entschieden  wurde.  Dieser  hat 
sodann  über  die  Statthaftigkeit  oder  UnStatthaftigkeit  der 
Restitution  und  über  die  Erheblichkeit  und  rechtliche  Wirkung 
der  neu  aufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel  zu  er- 
kennen ^3). 

XL  Die  Ableistung  des  Restitutions- Eides  geschieht  bei 
dem  Austrägalgerichte,  durch  den  Vorstand  derjenigen  Be- 
hörde, unter  deren  Aufsicht  und  Grenehmigung  die  Restitution 
nachgesucht  wird  und  von  demjenigen  Beamten  des  die 
Restitution  nachsuchenden  Theils,  welcher  die  Sache  be- 
arbeitet hat,  entweder  in  Person  oder  durch  Specialbevoll- 
mächtigte. Sind  mehrere  Beamte  dabei  verwendet  worden,  so  soll 

*«)  Den  Commissionsvortrag  vom  17.  Juli  1834  (Prot.  §.  365)  und  der 
B.-B.  V.  25.  Juni  1835  (Prot.  §.  230),  s.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Con- 
foed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II,  S.  324  flg.  —  lieber  die  vor  dieser  Entschei- 
dung bestandenen  Zweifel,  vergl.  v.  Dresch,  Abhdl.  1830,  III,  S.  118  flg. 
—  H  e  f  f  t  e  r ,  Beitr.  S.  252  flg.  —  Auch  gegen  die  Erkenntnisse  der  höch- 
sten Beichsgerichte  gab  es  keine  NuUitätsquerelen.  Gönner,  Handbuch  des 
Proc.  Bd.  III,  Abth.  65,  §.  12,  S.  472. 

»*)  Austrägalordnung  III,  9.  —  B.-B.  v.  3.  August  1820,  (Plenar- 
versammlung  §.  2)  art.  VI. 

«)  B.-B.  V.  3.  August  1820,  (Plenarvers.  §.  2),  art  VI.  a.  E. 

")  Austrägalordnung,  III,  10;  B.-B.  v.  3.  August  1820,  VIT  (Ple- 
narversanimlung  §.  2). 
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dem  anderen  Theile  frei  stehen ,  dea  Beamten  zu  benennea, 
welcher  den  Restitationseid  abzustatten  hat^^). 

Xn.  Die  Bondesversammlong  verfllgt  die  VoDzidumg  te 
Bnndesansträgal-Erkenntnisse,  insofern  denselben  nieht  sofoit 
oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird.  Fallen  bei  der 
VoUziehong  Streitigkeiten  vor,  welche  eine  richterliche  Ent- 
scheidung fordern,  so  steht  diese  dem  Anstrttgalgerichte  zu, 
welches  das  zu  vollziehende  Erkenntniss  gefasst  hat^^). 

§.  165, 
2)   Besondere  Bestimmungen. 

In  Bezug  auf  einzelne  Punkte  des  austrSgalgerichtliehen 
Verfahrens  finden  sich  in  der  Bnndesgesetzgebnng  nur  noch 
folgende  Bestimmungen: 

I.  Zur  Theibiahme  (Intervention)  an  einem  Bechtsatreite 
unter  Bundesstaaten  kann  ein  drittes  BnndesgUed  von  dem 
Austrägalgerichte  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  dieses 
Gerieht  eine  wesentliche  Verbindung  der  Rechtsverbftltnisse 
(materielle  Gonnexität)  mit  dem  anhängigen  Bechtsstreite 
anerkennt.  Auch  eine  Widerklage  hat  nur  in  diesem  Falle 
der  materiellen  Gonnexität  bei  dem  erwählten  Austrägal- 
gericbte  statt,  und  überdies  nur,  wenn  sie  sogleich  bei  der 
Einlassung  auf  die  Vorklage  angebracht  wird^- 

U.  Hinsichtlich  der  Fristen  bestimmt  der  Bundesbesehluss 
vom  19.  Juni  1823  (Prot  §.  106),  dass  in  aUen  den  Fällen« 
in  welchen  ein  Verfahren  vor  einer  Austrägalinstanz  nach  der 
Verfügung  der  Wiener  Schlussakte  art.  30,  angeordnet  ist'), 
das  oberste  Gericht,  welches  das  Austrägalgericbt  bildet,  be- 
auftragt und  ermächtigt  wird,  alle  Fristen  von  Amtswe- 


**)  Aastr&galordnung,  m,  11. 

«>)  Ebendas.  UI,  12. 

0  AuBtr&galordnttng  y.  16.  Juni  1817,  in,  3.  —Hiemach  kdimen 
wohl  auch  Litisdenunciationen  bei  dem  austrftgalgerichUichen  Ver- 
fahren vorkommen,  und  Veranlassung  zur  Intervention  eines  dritten  Ban- 
desgliedes werden.  Adcitationen  dritter  Bandesglieder  durch  das 
Austrägalgericht  selbst,  als  gerichtliche  Aufforderungen  zur  Betheiligang  an 
einer  Partheirolle,  liegen  aber  völlig  ausser  seiner  Competenc 

')  Siehe  oben  §.  157  a. 
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gen  za  beachten ,  bei  Nichtbefolgung  einer  ergangenen 
Verfbgongy  woftlr  eine  peremtorische  Frist  gesetzt  war, 
Verzichtleistung  anf  die  unterlassene  Handlung  anzuneh- 
men, und  eben  das  auszusprechen ,  was  sonst  auf  (Contu- 
maciam) Antrag  des  anderen  Theils,  als  Folge  der  Unterlas- 
sungy  zum  Behufe  der  endlichen  Entscheidung  auszusprechen 
sein  würde  ^).  Der  Grund  dieses  Beschlusses  liegt  darin,  dass 
einer  Verschleppung  des  zum  Vortheile  von  Priyatpersonen  in 
der  Wiener  Schlussakte  art.  30  angeordneten  austrägalgericht- 
lichen  Verfahrens  unter  Bundesgliedem  vorgebeugt  werden 
wollte. 

in.  Durch  Bundesbeschluss  yom  15.  Sept.  1842,  Protok« 
§.  286,  wurde  unter  Nr.  1.  die  Frage  entschieden,  ob  die 
Bundesausträgalgerichte  beftigt  seien,  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  zu  erthei- 
len.  Die  Entscheidung  fiel  dahin  aus,  „dass  die  Austrägal- 
gerichte eben  so  berechtigt  als  verpflichtet  sind,  bei 
Gesuchen  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  Fristversäumnisse  nach  Massgabe  ihrer  Process- 
Ordnung  zu  verfahren,  und  nach  Prüfting  der  Entschuldigungs- 
grttnde  darttber  zu  entscheiden '^  ^). 

IV.  Obgleich  Privatpersonen,  deren  Reklamationen  zur 
Einleitung  des  Austrägalverfahrens  nach  dem  art.  30  der  Wie- 
ner Schlussakte  Anlass  gegeben  haben,  an  diesem  Verfahren 
selbst  keinen  Antheil  zu  nehmen,  sondern  vielmehr  deren  Re- 
sultat abzuwarten  haben,  so  steht  es  denselben  dennoch  frei, 
bei  der  Bundesversammlung  Befbrderungsgesuche  einzureichen. 
Durch  Bundesbeschluss  vom  22.  Mai  1828  (Prot.  §.  91),  ist 
der  Bundeskanzleidirektion  ttberlassen  worden,  in  solchen 
Fällen  den  Reklamanten  die  erforderliche  Aufklärung  über  den 
Stand  der  Sache,  beziehungsweise  über  die  von  der  Bundes- 
versammlung auf  das  Beförderungsgesuch  erlassene  Verfügung 
zu  ertheilen^). 

V.  Nach  Bundesbeschluss  vom  7.  Okt  1830  (Prot.  §.  234), 


«)  B.-B  V.  19.  Juni  1823  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ., 
3.  Ana,  Tbl.  II,  S.  148. 

«)  Siehe  den  Abdruck  des  B.-B.  v.  15.  Sept.  1842,  §.  286,  bei  v.  Leon- 
hardi,  Austriigalverfahren,  n,  S.  67;  bei  G.  t.  Meyer,  1.  c,  Tbl.  II,  408. 

•)  B.-B.  V.  22.  Mai  1828,  bei  G.  v.  Meyer,  1.  c.  U.,  S.  198. 
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sollen  die  OberappeUationsgerichte  in  allen  Fällen,  wo  sie  als 
Austrägalgerichte  eine  unmittelbare  Zustellung  an  An- 
wälte der  streitenden  Theile  nicht  bewirken  können, 
davon  ihren  Regierungen  Vorlage  machen,  und  diese 
haben  sodann  durch  ihre  Bundestagsgesandtschaften 
die  geeignete  Mittheiinng  an  jene  Regierungen,  welche  es  an- 
geht,  zu  machen^). 

VI.  Bezüglich  der  Frage,  ob  die  Austrägalgerichte  auch 
unbedingte  Mandate  erkennen  dürfen,  bestimmt  der  Bun- 
desbeschluss  vom  28.  Febr.  1833,  Prot  §.  70,  „dass  ein  Aus- 
trägalgericht  zwar  mit  unbedingten  Mandaten  vor: 
schreiten  könne,  wenn  über  Neuerungen  während 
der  Rechtshängigkeit  einer  bei  demselben  in  gerichtlicher 
Verhandlung  stehenden  Streitsache  geklagt  wird,  vorausgesetzt, 
dass  an  den  Erfordernissen  zu  einer  Verfttgung  dieser  Art  in 
anderer  Beziehung  kein  Mangel  erscheint;  jedoch  hat  sich  das 
Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  ent- 
halten, und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  anf  das 
erlassene  Mandat  ergehenden,  an  die  Bundesversammlung  ein- 
zusendenden schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  lediglich  zu 
tiberlassen"'). 

VII.  Da  sich  Zweifel  darüber  erhoben  hatten,  welchen 
Einflnss  die  Uebemahme  der  Parteirolle  als  £Jäger  bei  einem 
austrägalgerichtlichen  Verfahren  äussern  könne,  zu  welchem 
Bnndesglieder  von  der  Bundesversammlung  auf  den  Grand  des 
art.  30  dei'  Wiener  Schlussakte  angehalten  werden,  so  wurde 
durch  Bundesbeschluss  vom  15.  Sept  1842,  Prot  §.  286  unter 
Nr.  2  bestimmt:  „dass  —  da  die  Zutheilung  der  ParteiroUe 
des  Klägers  in  Streitigkeiten,  welche  nach  art  30  der 
Schlussakte  zur  Verhandlung  kommen,  die  Bedeutung  nicht 
hat,  wie  im  gewöhnlichen  Process verfahren  —  an  diese  un- 
eigentliche Bezeichnung  auch  keinerlei  rechtlicheFol- 
gen,  und  namentlich  nicht  in  Beziehung  anf  die  Beweislast, 
gekntipft  werden  können*'®). 


6)  B.-B.  V,  7.  Okt.  1830,  ebendaselbst  D,  S.  218. 
')  B.-B.  V.  28.  Febr.  1833,  ebendas.  ü,  S.  285. 
•)  Ebendas.  n.  409. 
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VIII.  Endlich  war  auch  die  Frage  zur  Beantwortung  in  der 
Bundesversammlung  gekommen^  ob  nicht  den  in  Streitigkeiten 
zwischen  Bundesgliedern  von  den  betheiligten  Begierungen 
am  Bundestage  abgegebenen  Erklärungen ,  beziehungsweise 
Zugeständnissen,  gleiche  Beweiskraft  in  dem  austrägalgericht- 
lichen  Verfahren,  wie  den  bei  dem  Gerichtshofe  selbst  einge- 
gebenen Erklärungen  der  streitenden  Theile  zuzugestehen  sei  ? 
Die  Bundesversammlung  beschloss  jedoch  am  15.  Sept.  1842, 
Prot  §.  286,  Nr.  3,  „von  der  Feststellung  einer  positiven 
Norm  Umgang  zu  nehmen,  und  es  der  Beurtheilung  der  Aus- 
trägalgerichte zu  überlassen,  ob  und  welcher  Werth  den  Er- 
klärungen am  Bundestage  nach  Processordnung  und  Rechts- 
principien  mit  Rücksicht  auf  die  ganze  Sachlage  vor  Gericht 
beizulegen  sei^^^). 

§.  166. 

Das  Bundesschiedsgericht  ^). 

a)   Dessen  Competenz. 

In  Folge  der  auf  den  Wiener  Ministerial-Conferenzen  im 
Jahr  1834  getroffenen  Vereinbarung  unter  den  deutschen  Bun- 
desstaaten^) ist  durch  Beschluss  der  Plenarversammlung  des 
Bundestages  vom  30.  Okt.  1834  eine  neue  eigenthttmliche 
richterliche  Instanz  unter  dem  Namen  Bundesschiedsge- 
richt eingeführt  worden^). 

I.  Der  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  lag  die  Ab- 
sicht zu  Grunde,  eine  Instanz  zu  erschaffen,  durch  welche 
Irrungen  und  Streitigkeiten,  die  in  einem  Bundesstaate  zwi- 
schen der  Regierung  und  den  Ständen  (und  in  den  freien 
Städten  zwischen  den  Senaten  und  den  verfassungsmässigen 
bürgerlichen  Behörden  derselben)  über  die  Auslegung 

B)  Ebendas.  11,  409. 

*)  V.  Gruben,  Betrachtungen  über  das  bundesgesetzliche  Schiedsge- 
richt; in  s.  AbhdJg.  2.  Hft,  1836,  S.  151  flg.  —  Das  neue  Schiedsgericht 
und  die  constitutionellen  Staaten  in  Deutschlaild.  Frankfurt  1835.  — 
K.  S.  Zachariä,  im  politischen  Journal,  Hamb.  1835.  Febr. 

«)  Siehe  oben  §.  110. 

3)  Abgedruckt  ist  dieser  Plenarbeschluss  vom  30.  Oktober  1834,  bei 
G.  ▼.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Genn.,  3.  Aufl.,  Thl.  IL,  S.  316. 
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der  Verfassnngy  oder  ttber  die  Gränzen  der  bei  der  Austtbimg 
bestimmter  Rechte  des  Regenten  den  Ständen  eingeiünrnten 
Mitwirkung,  namentlich  durch  Verweigerung  der  zur 
Führung  einer  den  Bundespflichten  und  der  Landesverfassung 
entsprechenden  Regierung  erforderlichen  Mittel  entstehen, 
schiedsrichterlich  entschieden  werden  können^). 

II.  Die  Bundesglieder  haben  sich  gegen  einander  ver> 
pflichtet,  die  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten,  nachdem  alle 
verfassungsmässigen  und  mit  den  Gesetzen  vereinbarlichen 
Wege  zu  deren  genügender  Beseitigung  ohne  Erfolg  einge- 
schlagen worden  sind,  vor  dem  Bundesschiedsgerichte  zu  ver- 
anlassen, ehe  sie  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  nach- 
suchen ^). 

in.  Eine  Pflichtigkeit  der  Landstände,  sich  vor 
dem  Bundesschiedsgerichte  in  den  Streit  einzulassen,  ist  nicht 
ausgesprochen,  und  eben  so  wenig  ist  denselben  ein  Recht 
beigelegt,  die  Regierung  vor  das  Bnndesschiedsgericht  zu  for- 
dern. Die  Aufnahme  einer  solchen  Bestimmung,  wodurch  dem 
Bundesschiedsgerichte  in  gewissem  Sinne  ein  Gerichtszw  ang 
beigelegt  worden  wäre,  wurde  als  unvereinbar  mit  dem  Be- 
griffe eines  Schiedsgerichtes  betrachtet:  es  kann  daher 
das  Bundesschiedsgericht  nur  in  Thätigkeit  treten,  wenn  sich 
eine  Regierung  mit  ihren  Landständen  im  einzelnen  Falle 
daiüber  vereinbart,  dass  ihre  Streitigkeiten  von  demselben 
entschieden  werden  sollen^). 

IV.  Nur  die  Bundesversammlung  kann  unter  Umständen 
darauf  hinwirken,  dass  eine  Regierung  ihre  Landstände  zur 
gemeinschaftlichen  Betretung  des  Rechtsweges  vor  dem  Bun- 


«)  Plenarbeschluss,  v.  30.  Okt  1834,  art  1  und  11. 

B)  Ebendas.  art.  1  a.  E. 

>)  Da  es  sich  stets  nur  um  eine  Vereinbarung  der  Regierung  und 
der  Landstände  über  die  Verstellung  einer  Streitsache  cum  bundessdiieds- 
gerichtlichen  Erkenntniss  handelt,  so  kennen  auch  die  Landst&nde 
hierauf  abzielende  Anträge  an  die  Regierung  stellen.  Ausdrüddich 
ist  dies  anerkannt  in  einem  Resripte  des  Geheimen  Bathes  in  Wärtern- 
berg,  bei  Mittheilung  des  B.-B.  v.  30.  Okt  1834  an  den  landstftndischen 
Ausschuss;  siehe  G.  v.  Meyer,  Corp.  CoruitU.  Germ,  I.  S.  78,  Note  2.  — 
Bisher  ist  noch  in  keinem  Falle  eine  solche  Vereinbarung  zwischen  einer 
Regierung  und  ihren  Landständen  erzielt  worden. 
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desschiedsgerichte  auffordert,  indem  sie  derselben  so  lange  dies 
nicht  geschehen  ist,  die  erbetene  Einschreitnng  verweigern  kann '). 

y.  Es  ist  den  Bandesgliedem  freigestellt,  anch  ihre 
Streitigkeiten  unter  einander,  anstatt  durch  das  Bundes- 
ansträgalgericht  auf  dem  Wege  des  Bundesschiedsgerichtes 
entscheiden  zu  lassen.  In  solchem  Falle  wird  die  Bundesver- 
sammlung nach  erhaltener  Anzeige  von  einer  derartigen  Ver- 
einbarung die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens 
nach  Analogie  des  Verfahrens  bei  Streitigkeiten  zwischen  einer 
Begierung  und  ihren  Landständen  veranlassen^). 

VI.  Im  Bundesbeschlusse  vom  15.  September  1842,  Prot 
§.  283,  hat  sich  die  Bundesversammlung  auch  vorbehalten,  die 
Beschwerden  der  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundes- 
grundgesetzlichen  Rechte  durch  landesherrliche  Verordnungen 
oder  die  Landesgesetzgebungen,  wenn  sie  nicht  selbst  darüber 
entscheiden  will,  durch  das  Bundesschiedsgericht  entscheiden 
zu  lassen^). 

§.  167. 

b)   Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichts. 

Ueber  die  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichtes  enthält 
der  Beschluss  der  Plenarversammlung  vom  30.  Oktober  1834 
folgende  Bestimmungen: 

I.  „Um  das  Schiedsgericht  zu  bilden,  ernennt  jede  der 
siebzehn  Stimmen  des  engeren  Rathes  der  Bundesversamm- 
lung aus  den  von  ihr  repräsentirten  Staaten,  von  drei  zu 
drei  Jahren,  zwei  durch  Charakter  und  Gesinnung  ausge- 
zeichnete Männer,  welche  durch  mehrjährigen  Dienst  hinläng- 
liche Kenntnisse  und  Geschäftsbildung,  der  eine  im  juridi- 
schen, der  andere  im  administrativen  Fache  erprobt 
haben.  Die  erfolgten  Ernennungen  werden  von  den  einzelnen 
Regierungen  der  Bundesversammlung  angezeigt  und  von  dieser. 


')  Vergl.  B.-B.  v.  30.  Okt  1834,  art.  1. 

*)  Ebenda s.  art.  Xu.  —  Es  verstand  sich  dies  eigentlich  von  selbst, 
da  schon  die  W.  S.-A.  art  24  den  Bundesgliedem  vorbehalten  hatte,  ihre 
Streitigkeiten  auch  durch  andere  Compromissse  oder  Austräge  entscheiden 
zu  lassen,  als  die  Bundesausträgalinstanz.    Siehe  oben  §.  154.  II. 

9)  Siehe  oben  §.  1&8,  UI.  2  und  IV. 
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sobald  die  Anzeigen  von  allen  siebzehn  Stimmen  eing^^angeB 
sind,  öffentlich  bekannt  gemacht  Eben  so  werden  die  dnieh 
freiwilligen  Rücktritt,  durch  Krankheit  oder  Tod  eines  Sprach- 
mannes  vor  Ablanf  der  bestimmten  Zeit  eintretenden  Eriedi- 
gungen  von  den  Regierangen  für  die  noch  flbrige  Dauer  der 
dreijährigen  Frist  sofort  ergänzt  Das  Verhältnias  dieser  34 
Spmchmänner  zu  den  Regiernngen,  welehe  sie  ernannt 
haben,  bleibt  unverändert,  nnd  es  gibt  ihnw  die  Emennnqg 
zam  Sprochmann  auf  Gehalt  oder  Rang  keinen  Ansprneh  '^  0- 

II.  ,,Wenn  in  dem  Falle  einer  Streitigkeit  einer  Regierung 
mit  ihren  Landständen  der  Weg  einer  sehiedsrichteriiehen 
Entscheidang  betreten  wird,  so  erstattet  die  betreffende  Re- 
gierang hiervon  Anzeige  an  die  Bandesversammlnng  nnd  es 
werden  aus  der  bekannt  gemachten  Liste  der  Sprnchmänner 
in  der  Regel  sechs  Schiedsrichter  and  zwar  drei  von  der  Re- 
gierung und  drei  von  den  Ständen  ausgewählt;  die  von 
der  betheiligten  Regierung  ernannten  Spruchmänner 
sind  von  der  Wahl  zu  Schiedsrichtern  flir  den  gegeb^ien  Fall 
ausgeschlossen,  sofern  nicht  beide  Theile  mit  deren 
Zulassung  einverstanden  sind.  Es  bleibt  dem  Uebereinkommen 
beider  Theile  tiberlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  zwei  oder 
vier  Schiedsrichtern  einzuschränken,  oder  deren  Zahl  auf 
acht  auszudehnen^). 

IIL  Die  gewählten  Schiedsrichter  werden  von  der  betreffen- 
den Regierung  der  Bundesversammlung  angezeigt  Erfolgt  in  dem 
Falle  der  Vereinbarung  tiber  das  Schiedsgericht,  und  nachdem 
die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  Spruchmännfer 
mitgetheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundesversammlung  die  letzteren  an- 
statt des  säumigen  Theils^). 

IV.  Die  Schiedsrichter  werden  von  der  Bundesversammlung, 
mittelst  ihrer  Regierungen,  von  der  auf  sie  gefallenen  Ernen- 
nung in  Kenntniss  gesetzt  und  aufgefordert,  einen  Obmann 
aus    der   Zahl    der   übrigen   Spruchmänner   zu  wählen;   bei 


<)  B.-B.  V.  30.  Okt  1834,  art  IL 
')  Eben  das.  art.  III,  a  linea  1. 
>)  Eben  das.  art.  III,  a  linca  2. 
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Gleichheit  der  Stimmen  wird  ein  Obmann  von  der  Bundesver- 
sammlong  ernannt^). 

V.  In  dem  Falle,  wo  die  Bandesversammlnng,  anstatt 
selbst  zu  entscheiden,  das  Erkenntniss  ttber  eine  Beschwerde 
von  Mediatisirten  wegen  Verletzung  ihrer  bundesgmndverfas* 
aongsmftssigen  Rechte  darch  landesherrliche  Verordnungen  oder 
die  Landesgesetzgebnng  dem  Bandesschiedsgericht  aufträgt^), 
wird  dasselbe  nach  dem  Bundesbeschlosse  vom  15.  September 
1842,  26.  Sitzung,  Prot.  §.  283  Nr.  3,  dadurch  gebildet,  „dass 
die  Bundesversammlung  durch  Stimmenmehrheit  vier  Mit- 
glieder aus  der  Liste  der  Spruchmänner  erwählt  und  in  Ab- 
gangs- und  Sterbefällen  ersetzt,  so  wie  dass  von  diesen  er- 
wählten vier  Mitgliedern,,  oder  bei  Stimmengleichheit  unter  ihnen, 
von  der  Bundesversammlung,  ein  fünftes  Mitglied  als  Obmann 
ans  derselben  Liste  gewählt  wird.'' 

§.  168. 
c)  Verfahren  vor  dem  Bundesschiedsgericht. 

Hinsichtlich  des  Verfahrens  vor  dem  Bundesschiedsgerichte 
bestimmt  der  Beschluss  der  Plenarversammlung  vom  30.  Ok- 
tober 1834: 

I.  Die  von  der  betreffenden  Regierung  der  Bundesversamm- 
lung eingereichten  Akten,  in  welchen  die  Streitfragen  bereits 
durch  gegenseitige  Denkschriften  oder  auf  andere  Art  festge- 
setzt sein  müssen,  werden  dem  Obmann  ttbersendet,  welcher 
die  Abfassung  der  Relation  und  Gorrelation  zwei  Schiedsrich- 
tern überträgt,  deren  Einer  ans  den  von  der  Regierung,  der 
andere  aus  den  von  den  Ständen  Erwählten  zu  nehmen  ist^). 

n.  Demnächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter,  ein- 
schliesslich des  Obmannes,  an  einem  von  beiden  Theilen  zu 
bestinmienden,  oder  in  ErmaDgelung  einer  Uebereinkunft,  von 
der  Bundesversammlung  zu  bezeichnenden  Orte,  und  entscheiden 


*)  Ebendas.  art  IV. 

6)  Siehe  oben  |.  166,  VI;  vergL  §.  158,  in.  2. 

•)  Bei  6.  y.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  3.  Aufl.  ThI.  IL  S.  408. 

«)  B.-B.  V.  30.  Okt.  1834,  art,  V. 
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nach   ihrem  Gewissen  und  nach  eigener  Einsieht 
den  streitigen  Fall  nach  Mehrheit  der  Stimmen^. 

III.  Sollten  die  Schiedsrichter  zur  Fällung  des  definitiven 
Spruches  eine  nähere  Ermittelang  oder  Anfklämng  von  That- 
Sachen  für  unumgänglich  nothwendig  erachten,  so  werden  sie 
dies  der  Bundesversammlung  anzeigen,  welche  die  Ergänzung 
der  Akten  durch  den  Bundestagsgesandten  der  beiheiligten  Re- 
gierung bewirken  lässt^). 

IV.  Sofern  nicht  in  dem  zuletzt  bezeichneten  Falle  eine 
Verzögerung  unvermeidlich  wird,  muss  die  Entscheidung  späte- 
stens binnen  vier  Monaten,  von  der  Ernennung  des  Ob- 
mannes an  gerechnet,  erfolgen,  und  bei  der  Bundesversamm- 
lung zur  weiteren  Mittheilung  an  die  betheiligte  Regierung 
eingereicht  werden*). 

V.  Die  Kosten  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  fallen 
dem  betheiligten  Staate  in  ihrem  ganzen  Umfange  zur  Last; 
sollten  sich  flber  den  Betrag  derselben  Anstände  ergeben,  so 
werden  diese  durch  Festsetzung  von  Seiten  der  Bundesver- 
sammlung erledigt^). 

VI.  Wenn  jedoch  das  Bnndesschiedsgericht  wegen  einer 
Beschwerde  von  Mediatisirten  gegen  ihre  Landesregierung  in 
Thätigkeit  gesetzt  wird  (§.  167,  V.),  so  hat  es  nach  dem 
Bundesbeschlusse  vom  15.  September  1842,  26.  Sitzung,  Prot 
§.  283,  Nr.  4,  bezüglich  der  Kosten  zu  erkennen,  „von  wel- 
cher Seite  oder  in  welchem  Masse  von  beiden  Seiten  antheilig^' 
dieselben  zu  tragen  sind. 

§.  169. 

d)  Rechtliche  Bedeutung  der  Erkenntnisse  des 
Bundesschiedsgerichts. 

I.  Der  schiedsrichterliche  Anspruch  hat  die  Kraft  und  Wir- 
kung eines  austrägalgerichtlichen  Erkenntnisses,  und 


<)  Ebendas.  art  VI. 
5)  Ebendas.  art.  VU. 
*)  Ebendas.  art  VIII. 
•)  Ebendas.  art  X. 
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die  bundesgesetzliehe  Exekationsordnang  findet  hierauf 
ihre  Anwendung  0- 

II.  Bei  Streitigkeiten  über  die  Ansätze  eines  Budgets  ins- 
besondere erstreckt  sich  diese  Kraft  und  Wirkung  auf  die 
Dauer  der  Steuerbewilligungsperiode ,  welche  das  in  Frage 
stehende  Budget  umfasst^). 

§.   170. 

Die  Exekutionsordnung  des  Bundes: 

a)  deren  Entstehung. 

I.  Schon  im  Jahre  1819  wurde  von  der  Bundesversamm- 
lung das  Bedürfniss  einer  definitiven  Exekutionsordnung ,  mit 
Bestimmung  von  ausreichend  kräftigen  Mitteln^  um  sowohl  die 
Beschlüsse  des  Bundestags,  als  auch  die  Erkennt- 
nisse der  Austrägallnstanz  in  ungehinderte  Vollziehung 
zu  setzen,  anerkannt')* 

n.  Die  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  enthält 
hierüber  die  Grundbestimmungen  in  den  art.  31 — 34,  und  zur 
weiteren  Entwickelung  derselben  wurde  in  dem  31.  Artikel 
vorbehalten,  eine  besondere  Exekutionsordnung  folgen  zu  lassen. 
Diese  wurde  auch  schon  auf  den  damaligen  Ministerial-Con- 
ferenzen  in  Wien  entworfen  und  genehmigt,  und  hierauf  am 
Bundestage  in  der  Plenarversammlung  vom  3.  August  1820, 
§.  3,  zum  förmlichen  Bundesbeschlusse  erhoben^). 

§.  171. 
b)    Grundsätze  über   die  Anordnung  einer  Exekution. 

Die  definitive  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820 
enthält  folgende  Bestimmungen^): 

I.  „Die  Bundesversammlung  hat  das  Recht  und  die 
Verbindlichkeit,   flir  die  Vollziehung  der   Bundesakte 

0  B.-B.  V.  30.  Okt.  1834,  art.  IX,  a  linea  1. 

«)  B.-B.  V.  30,  Okt.  1834,  art.  IX,  a  Unea  2. 

»)  Vergl.  die  35.  Sitzung  der  B.-V.  1819,  Prot.  §.  219. 

')  Vergl.  den  PräsidLal Vortrag  v.  3.  Aug.  1820,  bei  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  113. 

*)  Abgedruckt  ist  die  Exekutionsordnung  v.  3.  Aug.  1820  eben  das. 
S.  113  flg. 

Z  ü  p  f  1 ,  Staatsrecht.   5.  Aofl.  I.  28 
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nnd  tlbrigen  Gnindgesetze  des  Bundes,  der  in  Gemissheit  ihrer 
Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlttsse,  der  dnreh  AnsMge 
gefällten  schiedsrichterliehen  Erkenntnisse,  der  unter  die  Ge- 
währleistung des  Bnndes  gestellten  compromissarischen  Ent- 
scheidungen nnd  der  am  Bundestage  vermittelten  Verg^eidie, 
sowie  flir  die  Aufrechthaltung  der  von  dem  Bunde  übemoiii- 
menen  besonderen  Garantien,  zu  sorgen,  auch  zu  diesem  Ende 
nach  Erschöpfung  aller  anderen  bundesverfassungsmlssigen 
Mittel,  die  erforderlichen  Exekutionsmassregeln  in  Anwendung 
zu  bringen'). 

II.  Zur  Erftillung  dieser  Verbindlichkeit  wählt  die  Bundes- 
versammlung jedesmal  ftir  den  Zeitraum  von  sechs  Monaten, 
mit  Einschlnss  der  Ferien,  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission 
von  fUnf  Mitgliedern  mit  zwei  Stellvertretern  (sog.  Exe- 
kutions-Gommission)  dergestalt,  dass  bei  deren  jedesma- 
liger Erneuerung  wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  darin  auf- 
genommen werden.  An  dieselbe  werden  alle  der  Bundesver- 
sammlung zukommenden  Eingaben  und  Anzeigen  abgegeben, 
welche  auf  die  im  ersten  Artikel  bezeichneten  VoUziehnngs- 
gegenstände  Bezug  haben'). 

ni.  Dieser  Commission  liegt  es  ob,  zuvörderst  zu  prüfen, 
ob  der  bundesmässigen  Verpflichtung  vollständige  oder  unzu- 
reichende Folge  geleistet  worden  sei,  und  darüber  Vortrag  an 
die  Bundesversammlung  zu  erstatten.  Erhält  diese  dadurch 
die  Ueberzeugung,  dass  in  dem  gegebenen  Falle  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  gar  nicht,  oder  nicht  hinreichend  befolgt 
worden  sind,  so  hat  sie  nach  Beschaffenheit  der  Umstände 
einen  kurzen  Termin  anzuberaumen,  um  von  den  Gesandten 
der  Bundesstaaten,  welche  solches  angeht,  entweder  die  Erklä- 
rung der  hierauf  erfolgten  Vollziehung  oder  die  genügende 
und  vollständige  Nachweisung  der  Ursachen,  welche  der  Folge- 
leistung noch  entgegenstehen,  zu  vernehmen.  Nach  erfolgter 
Erklärung,  oder  in  Ermangelung  dieser,  nach  Ablauf  der  be- 
stimmten Frist,  hat  die  Bundesversammlung  auf  das  von  der 
Commission  darüber  abzugebende  Gutachten  zu  beurtheilen,  in 
wie  ferne  die  Sache  erledigt,  oder  der  Fall  der  Nichterfällung 


<)  Ezekutionsordnung,  art.  I;  W.  S.-A.  art  81. 
3)  Exekutionsordnung,  art.  ü. 
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der  bondesmässigen  Yerpflichtaiig:  begründet,  und  sonach  das 
geeignete  Exekationsverfahren  zn  beschliessen  ist^). 

IV.  Ehe  die  BondesveFsammlnng  die  wirkliche  AnsfUhrang 
ihres  wegen  der  Exekution  und  der  dabei  anzuwendenden 
Mittel  gefassten  Beschlusses  verfllgt,  wird  sie  denselben  der 
Begierung  des  betheiligten  Bundesstaates  durch  dessen  Bundes- 
tagsgesandten mittheilen  und  zugleich  eine  angemessene  moti- 
yirte  Aufforderung  zur  Folgeleistung,  unter  Bestim- 
mung einer  nach  Lage  der  Sache  zu  bemessenden  Zeitfrist, 
ergehen  lassen^). 

V.  Wenn  hierauf  die  Befolgung  angezeigt  wird,  so  hat 
die  Commission  ihr  Gutachten  darüber  abzugeben,  und  der 
Bundestag  zn  beurtheilen,  in  wie  ferne  solches  zur  Genflge 
geschehen  ist.  Ergeht  keine  solche  Anzeige,  oder  wird  solche 
nicht  genügend  befanden,  so  wird  ohne  Verzug  der  wirkliche 
Eintritt  des  angedrohten  Exekutions-Verfahrens 
beschlossen  und  zugleich  der  Bundesstaat,  der  zu  diesem 
Beschlüsse  Anlass  gegeben  hat,  davon  nochmals  in  Kenntniss 
gesetzt«). 

VI.  Da  jede  Bundesregierung  die  Obliegenheit 
hat,  auf  Vollziehung  der  Bundesbeschlttsse  zu  hal- 
ten, der  Bundesversammlung  aber  eine  unmittelbare  Einwir- 
kung auf  die  innere  Verwaltung  der  Bundesstaaten  nicht  zu- 
steht, so  kann  in  der  Regel  nur  gegen  die  Regierung 
selbst  ein  Exekutionsverfahren  statt  finden.  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  treten  jedoch  ein,  wenn  eine  Bun- 
desregierung, in  Ermangelung  eigener  zureichender  Mittel, 
selbst  die  Hilfe  des  Bundes  in  Anspruch  nimmt,  oder  wenn 
die  Bundesversammlung  unter  den  (im  art.  26  der  Schlussakte) 
bezeichneten  Umständen  zur  Wiederherstellung  der  allgemeinen 
Ordnung  und  Sicherheit,  unaufgerufen  einzuschreiten  ver- 
pflichtet ist.  Im  ersten  Fall  muss  jedoch  immer  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Anträgen  der  Regierung,  welcher 
die    bundesmässige   Hilfe  geleistet  wird,  verfahren,  und  im 


*)  Exekutionsordnang,  art  III. 
^)  Ebendas.  art.  IV. 
«*)  Ebendas.  art.  V. 
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zweiten  Falle  ein  Gleiches,  sobald  die  Begierong  wieder 
in  Thätigkeit  gesetzt  ist^  beobachtet  werden^). 

§.  172. 
c)  Ausführung  der  Exekution. 

I.  Die  Exekutionsmassregeln  werden  im  Namen 
der  Gesammtheit  des  Bandes  beschlossen  und  ausge- 
führt. Die  Bundesversammlung  ertheilt  zu  dem  finde, 
mit  Berücksichtigung  der  Lokalumstände  und  sonstigen  Ver- 
hältnisse, einer  oder  mehreren  bei  der  Sache  nicht  betheiligten 
Regierungen,  den  Auftrag  zur  Vollziehung  der  beschlossenen 
Massregeln  und  bestimmt  zugleich  die  Stärke  der  zuyerwen- 
denden  Mannschaft,  und  die  nach  dem  jedesmaligen  Zwecke 
des  Exekutionsverfahrens  zu  bemessende  Dauer  desselben^). 

II.  Die  Regierung,  an  welche  der  Auftrag  gerichtet  ist, 
und  welche  solchen  als  eine  Bundespflicht  zu  Übernehmen 
hat,  ernennt  zu  diesem  Behufe  einen  Givilcommissair,  d^ 
nach  einer  von  der  Bundesversammlung  zu  ertheilenden 
besonderen  Instruktion,  das  Exekutions verfahren  unmittelbar 
leitet.  Wenn  der  Auftrag  an  mehrere  Regierungen  ergangen 
ist,  so  bestimmt  die  Bundesversammlung,  welche  derselben  den 
Givilcommissär  zu  ernennen  hat  Die  beauftragte  Regierung 
wird  während  der  Dauer  des  Exekutions -Verfahrens  die  Bun- 
desversammlung von  dem  Erfolge  desselben  in  Kenntniss  er- 
halten, und  sie,  sobald  der  Zweck  vollständig  erfüllt  ist^  von 
der  Beendigung  des  Geschäfts  unterrichten^). 

III.  Wenn  eine  Regierung  sich  weigert,  die  Aus- 
führung der  ihr  aufgetragenen  Exekutions-Massregel  zu  über- 
nehmen, so  hat  die  BuDdesversammlung  über  die  Erheblichkeit 
oder  Unzulänglichkeit  der  Weigerungsgründe  zu  entschei- 
den. Erkennt  sie  diese  Gründe  ftir  erheblich,  oder  findet  sie 
selbst  Anstände,  das  Exekutions-Verfahren  durch  die  früher 
bezeichnete  Regiening  voniehmen  zu  lassen,  so  hat  sie  solches 
einer    anderen   Bundesregierung    zu    übertragen.     Dasselbe 


')  W.  S.-A.  art.  32;  Exekutionsordnung,  art  VI. 
«)  W.  S.-A.  art  33;  Exekutionsordnung,  art  VII. 
«)  W.  S.-A  art  34;  Exekutionsordnung,  art  VIII. 
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findet  auch  statt,  wenn  die  zaerst  ernannte  Regierung  ohne 
anerkannte  hinlängliche  Entschnldignngsgründe;  auf  Ableh- 
nung des  Antrags  beharrt,  und  diesen  desshalb  unerfüllt 
lässt;  in  solchem  Falle  bleibt  jedoch  letztere  zum  Schaden- 
ersatz gehalten,  und  ftlr  alle  sonst  daraus  entstehenden  nach- 
theiligen Folgen  dem  Bunde  verantwortlich^). 

IV.  Wenn  nicht  nach  einer  bestimmten  Erklärung  der 
Bundesversammlung  Gefahr  auf  dem  Verzuge  haftet,  soll  die 
mit  dem  Exekutionsverfahren  beauftragte  Regierung  den  be- 
theiligten Bundesstaat  von  dem  ihr  ertheilten  Auftrage  be- 
nachrichtigen, mit  der  Anzeige:  dass,  wenn  binnen  drei 
Wochen  eine  gentlgende  Erfüllung  der  Beschlüsse,  aufweiche 
diese  Massregeln  Bezug  haben,  nicht  nachgewiesen  sein  sollte, 
die  wirkliche  bundespflichtmässige  Vollziehung  der  letz- 
teren unfehlbar  erfolgen  werde  ^). 

V.  Die  obere  Leitung  der  angeordneten  Vollziehung 
steht  auch  in  ihrem  Fortgange  der  Bundesversammlung 
zu ;  an  diese  werden  alle  darauf  sieb  beziehenden  Berichte  und 
sonstigen  Anzeigen  gerichtet.  Die  aus  ihrer  Mitte  gewählte 
Exekutions-Commission  erstattet  ihr  darüber  nähere  Anträge, 
worauf  sie  ihre  Beschlüsse  fasst  und  an  die  mit  der  Exe- 
kution beauftragte  Regierung  die  nöthigen  Anweisungen 
erlässt^). 

VI.  Sobald  der  Vollziehungsau ft rag  vorschriftsmässig 
erfüllt  ist,  hört  alles  weitere  Exekutions verfahren  auf,  und 
die  Trappen  müssen  ohne  Verzug  aus  dem  mit  der  Exekution 
belegten  Staate  zurückgezogen  werden.  Die  mit  der  Voll- 
ziehung beauftragte  Regierung  hat  zu  gleicher  Zeit  der  Bun- 
desversammlung davon  Nachricht  zu  geben.  Entstehen  wegen 
eines  verlängerten  Aufenthalts  Beschwerden,  so  hat  die  Bun- 
desversammlung über  den  Grund  derselben,  und  die  daraus 
erwachsenden  Entschädigungs-Ansprüche  zu  erkennen^). 


«)  Exekutionsordnung,  art.  IX. 
*)  Eben  das.  art.  X. 
s)  Ebendas.  art.  XI. 
•)  Ebendas.  art  XHI. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


488         §•  173.  Von  der  Exekution  der  Aostrftgal-EikenntmBse. 

§.  178. 

d)  Von  der  Exekution  der  AuBträgal-  und  schieds- 
gerichtlichen Erkenntnisse  insbesondere, 

I.  Die  Vollstreckung  der  compromissarischen  und  AustrSgal* 
Erkenntnisse  (so  wie  der  Erkenntnisse  des  Bundesschieds- 
gerichtes) kann  nur  auf  Anrufen  der  Parteien  von 
der  Bandesversammlung  veranlasst  werden.  Diese  hat,  nach 
gutachtlicher  Vernehmung  ihrer  Commission,  das  Geeignete 
hierauf  zu  verftlgen  ^). 

IT.  Das  Erkenntniss  selbst  darf  in  keinem  Falle 
der  Gegenstand  einer  Berathung  und  eines  Be- 
schlusses der  Bundesversammlung  werden. 

III.  Wenn  indess  gegen  die  Vollziehung  noch  zulässige 
Einreden  vorgebracht  werden,  die  ein  weiteres  rechtli- 
ches Verfahren  veranlassen  können;  so  sind  diese  uivct- 
zttglich  an  dasselbe  Austrägalgericht  (und  beziehungsweise 
Bundesschiedsgerichts)  zu  verweisen,  von  welchem  das 
Erkenntniss  ausgegangen  ist. 

IV.  In  Gemässheit  des  hierauf  erfolgten  weiteren  Aus- 
spruchs ist  durch  die  Bundesversammlung  das  erforderliche 
Exekutionsverfahren  nach  den  gegebenen  Vorschriften  zu  ver- 
anlassen. 

V.  Ergeben  sich  ähnliche  Umstände  bei  Compromissen 
und  gütlichen  Vergleichen,  so  ist  in  gewöhnlicher  Art,  jedoch 
mit  möglichster  Beschleunigung,  einAusträgalgericht  zu 
ernennen,  welches  über  die  gegen  die  Vollstreckung  selbst 
noch  vorkommenden  Einreden  und  Zweifel  rechtlich  zu  erken- 
nen hat^. 


f)  Exekutionsordnung  v.  3.  Aug.  1820,  art  XII.  —  üeber  die 
Gleichstellung  der  bundesschiedsgerichtlichen  Erkenntnisse 
mit  den  bundesausträgalgerichtlichen,  siehe  oben  §.  169.  —  Ueber  den  Be- 
griff der  „Parteien"  siehe  oben  §.  157. 

*)  Diese  s&nuntlichen  Bestimmungen  (Nr.  11— Y)  finden  sich  in  der 
Exekutionsordnung,  art.  XII  a  Ui^ea  2. 
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§.  174. 
e)  Von  den  Kosten  der  Exekution. 

Bezilglich  der  Kosten  einer  von  der  Bundesyersammlang 
angeordneten  Exekution  enthält  der  art  XIV.  der  Exekutions- 
Ordnung  vom  3.  August  1820  folgende  Bestimmungen: 

I.  Die  Kosten  der  Exekution  sind  auf  den  wirklichen 
nach  dem  Zwecke  zu  bemessenden  Aufwand  zu  beschränken. 

n.  Die  Bundesregierung,  gegen  welche  die  Exe- 
kution verflfgt  worden,  hat  dieselben,  so  weit  sie  liquid  sind, 
ohne  Aufenthalt  zu  berichtigen,  oder  hinreichende  Sicher- 
heit dafür  zu  stellen. 

III.  Einwendungen  oder  Beschwerden,  welche  noch 
dagegen  erhoben  werden,  sind  bei  Exekutionen,  die  nicht  in 
Folge  förmlicher  Rechtsstreitigkeiten  verhängt  wor- 
den, durch  die  Bundesversammlung  auf  eratatteten  Vortrag 
der  Exekutions-Commission  auszugleichen;  bei  Exekutionen 
austrägalgerichtlicher  Erkenntnisde  aber  sind  dieselben 
durch  das  Austrägalgericht,  welches  das  Erkenntniss  er- 
lassen hat,  zu  entscheiden. 

IV.  Der  Landesregierung  bleibt  es  in  den  im  art.  26  der 
Schlussakte  bezeichneten  Fällen,  d.  h.  wo  die  Bundesexekution 
wegen  Aufruhrs  im  Lande  u.  dergl.  nothwendig  geworden 
war,  überlassen,  die  Schuldigen  zur  Bezahlung  der  durch  ihre 
Vergehen  veranlassten  Kosten  im  gesetzlichen  Wege  anzu- 
halten. 

V.  Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an  eine  Regierung 
ergangenen  Aufforderung  oder  auf  Requisition  der  Regierung 
eines  Bundesstaates,  Hilfstruppen  zur  Wiederherstellung  der 
öffentlichen  Ruhe  in  einem  Bundesstaat  abgesendet  werden,  so 
haben  diese  nach  Bundesbeschluss  vom  23.  August  1832,  31. 
Sitzung,  Prot.  §.  332  ^),  da,  wo  sie  einrücken,  unbeschadet  des 
ihrer  Regierung  nach  dem  art.  14  der  Exekutionsordnung 
ausserdem  noch  zustehenden  Einsatzes  der  zu  liquidirenden 
Kosten,    Einquartirung   und  Naturalverpflegung    zu 


*)  Bei  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  IL, 
S.  253. 
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erhalten,  nnd  die  Hilfe  empfangende  Regierang  hat  daffer, 
da88  die  Einqnartirung  and  Nataralverpflegang  nach  dem 
Reglement  des  Hilfe  leistenden  Staates  gehörig  erfolge,  Sorge 
zn  tragen. 

VI.  Fttr  den  Fall,  dass  die  aufrührerischen  Bewegungen» 
welche  eine  Bundesexekution  nothwendig  gemacht  haben,  nicht 
sowohl  gegen  einzelne  Bundesregierungen,  als  viehnehr  gegen 
den  Bund  und  den  bundesvertragsmässigen  Znstand 
von  ganz  Deutschland  gerichtet  waren,  fehlt  es  an  einer 
ausdrücklichen  Bestimmung  bezüglich  der  Kosten.  Die  Natur 
der  Sache  und  die  Billigkeit  bringt  es  aber  mit  sich,  dass  in 
diesem  Falle  den  einzelnen  Bundesstaaten,  in  welchen  der 
Ausbruch  des  Aufruhrs  erfolgte,  die  Kosten  der  Exekution 
nicht  allein  aufgebürdet,  sondern  von  der  Gesammtheit  getragen 
und  matrikularmässig  ausgetheilt  werden. 

§.  175. 

Kritik  der  deutschen  Bundesverfassung. 

1)   Die  Schwierigkeit   einer   deutschen  Gesammt- 
Verfassung  überhaupt. 

Zn  keiner  Zeit  ist  verkannt  oder  bestritten  worden,  dass 
die  deutsche  Bundesakte  ein  Werk  der  Eile  und  unter  dem 
Drange  drohender  kriegerischer  Gefahren,  somit  unter  Um- 
ständen zu  Stande  gebracht  worden  war,  welche  die  Gründer  des 
deutschen  Bundes  nöthigten,  sich  auf  die  allgemeinsten  Umrisse 
und  die  nothdürftigsten  Grundlagen  der  Bundesverfassung  zn 
beschränken  ^).  Der  Ausbau  und  die  Entwickelung  der  Bun- 
desverfassung musste  daher  den  künftigen  Zeiten  selbst  über- 
lassen werden;  auch  war  in  vielen  Beziehungen  unmöglich,  bei 
der  neuen  politischen  Gestaltung,  in  welche  Deutschland  durch 


t)  Ausdrücklich  ist  dies  anerkannt ,  in  dem  Vortrage  des  politischen 
Ausschusses  (Ite£  v.  Blittersdorff)  in  der  15.  Sitzung  der  B.-V.  vom 
8.  März  1848,  Prot.  §.  133,  S.  228.  „Schon  die  Grundverfassung  des  Ban- 
des war  eine  mangelhafte  und  ungenügende."  —  VergL  auch  den  Artikel 
„der  deutsche  Bund''  von  L.  V.  Aegidi,  in  Bluntschli  u.  Brater, 
Staatswörterbuch,  Bd.  m.,  S.  1  flg. 
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die  Stiftung  des  Bundes  gebracht  worden  war,  schon  alle  die 
Verhältnisse  zn  Übersehen  oder  vielmehr  voranszusehen, 
welche  einer  positiven  und  gemeinsamen  Regelung  bedürfen 
würden.  Bei  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  fand  man 
gewisse  gegebene  Elemente  vor,  welche  man  theils  nicht  be- 
seitigen konnte,  theils  nicht  beseitigen  wollte:  nämlich  die 
Souverainetät  der  einzelnen  Bundesglieder,  und 
die  ausserordentliche  Verschiedenheit  der  im  Bunde  zu 
vereinigenden  Staaten  an  Macht,  d.  h.  Grösse  und  Hilfs- 
quellen des  Landes  und  der  Zahl  der  Bevölkerung.  In  diesen 
noch  jetzt,  eben  so  wie  damals,  vorhandenen  Elementen,  na- 
mentlich in  der  Hachtverschiedenheit  der  Bundesglieder, 
liegen  Schvnerigkeiten  verborgen,  welche  nicht  weniger  bei 
dem  Ausbau,  als  bei  der  Gründung  des  Bundes  empfunden 
wurden.  Diese  Schwierigkeiten  sind  von  solcher  Bedeutung, 
dass  der  vielfachsten  langjährigen  Bemühungen  der  verbün- 
deten Regierungen  und  der  steigenden  Ungeduld  der  Nation 
ungeachtet,  welche  letztere  endlich  Deutschland  nahezu  an  den 
Abgrund  einer  Revolution  geflihrt  hatte,  nach  einem  mehr  als 
vierzigjährigen  Bestände,  die  Bundesverfassung  nur  weniges 
über  ihre  ersten  Grundlagen  hinausgerückt,  und  es  fast  noch 
als  eine  Begünstigung  des  Schicksals  zu  betrachten  ist,  dass 
Deutschland,  nachdem  es  sogar  (1848 — 1850)  diese  Grundlage 
seiner  politischen  Gesammtexistenz  verloren  hatte,  sich  auf 
derselben  endlich  vrieder  zusammenfinden  konnte.  Es  liegt 
hierin  der  erfahrungsmässige  Beweis,  dass,  so  gross  und  be- 
merklich auch  die  Mängel  der  deutschen  Bundesverfassung 
sind,  nichts  desto  weniger  doch  in  derselben  eine  Grundlage 
enthalten  ist,  welche  ohne  allgemeinen  Schaden  nicht  oder 
doch  mindestens  so  lange  nicht  aufgegeben  werden  kann,  als 
die  angegebenen  Elemente,  die  Souverainetät  der  Bundcsglieder 
und  die  Machtverschiedenheit  der  Bundesstaaten  fortdauern 
und  bestehen  werden. 
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§•  176, 

2)    Einfluss   der  auf  die   Souverametät    der  Btindes- 

glieder  genommenen  Rücksichten  bei  der  Bestimmung 

des  Stimmgewichtes. 

Der  Rflcksicht  auf  die  Sonverainetät  der  einzelnen 
Bandesglieder  glaubten  es  die  Stifter  des  Bundes  schnldig  m 
sein,  den  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  an  die  Spitze 
des  Systemes  zu  stellen  0-  Obschon  sich  sofort  zeigte,  dass 
es  bei  der  Machtverschiedenheit  der  Bnndesglieder,  von 
welchen  zwei,  Oesterreich  and  Preassen,  sogar  zngleieh 
earopäische  Mächte  ersten  Ranges,  and  noch  zwei 
andere  Bandesglieder  (die  Niederlande  and  Dänemark) 
Träger  auswärtiger  Kronen  sind,  von  Haas  aas  eine  Unmög- 
lichkeit war,  die  Rechtsgleichheit  in  voller  Strenge  dorchza- 
fuhren^),  so  wurde  doch  jenes  Grundsatzes  wegen,  das 
Stimmgewicht  der  Bundesglieder  in  einer  Weise  geordnet, 
dass  dadurch,  wenn  es  je  in  der  Praxis  so  zur  (}eltang  ge- 
bracht werden  wollte,  wie  es  dem  Wortlaute  der  Bandesakte 
nach  möglich  ist,  der  Schwerpankt  künstlich  verrttckt  and  auf 
eine  Seite  geschoben  sein  würde,  wo  er  nach  der  Natar  der 
gegebenen  Verhältnisse,  und  somit  in  Wahrheit,  niemals  sein 
kann.  Berücksichtigt  man  nämlich,  dass  bei  Zugrandlegnng 
der  Bandesmatrikel  ein  Bandesglied  aUein  (Oesterreich) 
nahezu  ein  Drittel,  ein  anderes  (Preussen,  mit  Hinzorecb- 
nung  der  hohenzollernschen  Fürstenthttmer)  mehr  als  ein  Vier- 
tel, ein  drittes  (Bayern)  nahezu  ein  Achtel  der  Gresammt- 
bevölkerung  Deutschlands  befasst'),  und  dass  die  sieben 
grösseren  Bundesstaaten,  d.h.  diejenigen,  deren  betreflTende 
Bevölkerung  bundesmatrikularmässig  mindestens  zu  einer  Hil- 


«)  Siehe  oben  §.  118. 

')  Dies  zeigt  sich  z.  B.  namentlich  in  der  Verweisung  der  kleineren 
Bundesglieder  in  Curiatstimmen,  und  in  der  Zutheüung  mehrerer  Stimmen 
im  Plenum  an  die  grösseren  Bundesglieder.    Siehe  oben  §.  1^. 

>)  Die  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  betragt  nach  der  seit  1839 
beibehaltenen  Bundesmatrikel  30,161,392  Seelen.  Davon  kommen  auf 
Oesterreich  9,482,227;  auf  Preussen,  einschlQssig  der  hohenzol- 
lern*schen  Fürstenthümer,  7,998,499;  auf  Bayern  3,560,000. 
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lion  und  darttber  veranschlagt  iat^  nämlich  Oesterreicb,  Prenssen, 
Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Wtirtemberg  und  Baden,  znsam* 
men  mehr  als  fllnf  Sechstheile  der  Gtesammtbevölkemng 
Deutschlands  begreifen^),  so  ist  einleuchtend,  dass  das  Stimm- 
gewicht dieser  Staaten,  sowohl  im  engeren  Rathe  als  im 
Plenum  der  Bundesversammlung,  mit  ihren  Machtverhältr 
nissen  gegenüber  den  übrigen  Bundesstaaten,  die  zusammen 
nicht  ein  Sechstheil  der  Gesammtbevölkerung  Deutschlands 
begreifen,  durchaus  in  keinem  Verhältnisse  steht  ^).  Wenn 
nun  demungeachtet  in  der  Bundesakte  art.  4  jedem  der  sieben 
grösseren  Staaten,  und  namentlich  Staaten,  ¥ne  Oester- 
reich,  Preussen  und  Bayern,  in  dem  engeren  Rathe  nur 
ein  Stimmgewicht  von  ^/n  beigelegt  ist,  welches  Verhältniss 
sich  auch  im  Wesentlichen  im  Plenum  gleich  bleibt^),  so  ist 

4)  Königreich  Sachsen,  1,200,000  Seelen;  Hannover,  1,305,351; 
Würtemberg,  1,395,462;  Baden,  1,000,000;  diese  mit  der  in  Note  3 
angegebenen  Bevölkerung  von  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern, 
betragen  zusammen  bundesmatrikularmässig:  25,941,539  Seelen.  (In  Wirk- 
lichkeit ist  die  Seelenzahl  überall  bedeutend  grösser.) 

B)  Wie  gross  das  Missverhältniss  zwischen  wirklicher  Machtbedeutung 
und  Stimmgewicht  der  Bundesglieder  ist,  erhellt  daraus,  dass  Liechten- 
stein, dessen  Bevölkerung  von  5,546  Seelen  beiläufig  Veooo  der  bundes- 
m&trikularmftssigen  Gesammtbevölkerung  Deutschlands  ausmacht,  und  das 
zu  einem  bundesmatrikularm&ssigen  Simplum  von  30,000  fl.,  (wovon  z.  B.  auf 
Oesterreich  9429  fl.  56  kr.  treffen)  nicht  mehr  als  fünf  Gulden,  ein 
unddreissig Kreuzer  beiträgt,  dennoch  im  Plenum  eine  volle  Stimme, 
somit  gegenwärtig  */m  Stimmgewicht  hat,  also  seine  Stimme  gerade  ein 
Yiertheil  so  viel  bedeutet,  als  die  Stinune  von  Oesterreich  und  jedem 
der  fünf  deutschen  Königreiche  (siehe  Note  6). 

*)  Von  den  jetzt  im  Plenum  vorhandenen  66  Stimmen  (s.  §.  123),  haben 
Oesterreich,  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Hannover  und  Wür- 
temberg,  jedes  vier  Stimmen,  also  Vm  =  V33i  &^o  zwischen  Vic  und 
Vit  Stunmgewicht:  Baden  hat  9'66"»Vm  Stimmgewicht.  Die  sieben 
grösseren  Staaten  Deutschlands  haben  sonach  zusammen  im  Plenum 
nur  27  Stimmen  von  66,  also  nicht  einmal  die  Hälfte  aller  Stimmen,  ge- 
schweige die  zu  einem  einfachen  Mehrheitsbeschlüsse  erforderliche  Stimm- 
zahl. Uniäugbar  war  daher  das  System  der  Stimmen -Vertheilung  zur 
Reichszeit  den  grösseren  Staaten  weit  vortheilhafter  und  politisch  gerechter, 
d.  h.  mit  den  Machtverhältnissen  besser  in  Einklang  gesetzt.  Denn  damals 
bOdeten  die  sieben  grösseren  Fürsten  (Kurfürsten)  für  sich  eines  der 
drei  GoUegien  des  Reichstags,  und  hatten  somit  ein  volles  Drittel  des 
Stimmgewichts,  und  überhaupt,  wenn  sie  verneinten,  dadurch  die  Sicher- 
heit der  Verhinderung  jedes  ihnen  missliebigen  Reichsschlusses  (s.  §.  93,  96); 
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offenbar^  dass  gerade  die  mächtigsten  Staaten  Deatschlands, 
die  allein  möglichen  Hanptträger  einer  gemeinsamen  dentsclien 
Politik,  so  wie  die  Haaptträger  der  militärischen  nnd  finanziel- 
len Lasten  nnd  Opfer  in  Zeiten  der  Gefahr,  so  gut  wie  be- 
deutungslos gemacht  sind,  wenn  die  kleinen  Staaten  ihre 
Stimmen  vereinigen  und  als  compakte  Hasse  den  grosseren 
deutschen  Staaten,  und  den  deutschen  Grossmächten  insbeson- 
dere, entgegentreten  würden.  Somit  könnten  nach  dem  Sy- 
steme der  Bundesakte  die  kleineren  Staaten,  die  zosammoi 
kaum  ein  Sechstheil  und  selbst  dann,  wenn  ihnen  sämmtliche 
grössere  Bundesstaaten  ausser  Oesterreich,  Prenssen  nnd 
Bayern  beitreten,  noch  kein  volles  Drittheil  der  deut- 
schen Macht  repräsentiren,  die  deutsche  Politik  regieren;  darin 
aber,  dass  sie  dies  in  Wirklichkeit  nicht  thnn,  liegt  eben 
der  schlagende  erfahrungsmässige  Beweis  ftlr  die  innere 
Unwahrheit  des  in  der  Bundesakte  aufgestellten  Systems 
des  Stimmengewichts  ^). 


in  der  ordentlichen  Reichsdepatation ,  die  nur  aus  zwei  Collegien  be- 
stand, hatten  sie  sogar  die  volle  Hälfte  des  Stimmgewichts,  und  die  gleiche 
Sicherheit  der  Verneinung  (s.  §.  81  Note  5).  Auch  in  der  Rheinbunds- 
akte war  aus  gleichen  politischen  Rücksichten  und  mit  sicherem  politischen 
Takte  eine  Verhandlung  in  zwei  CoUegien,  CoUeg  der  Könige  und  Gross- 
herzoge, und  Golleg  der  Fürsten  angeordnet  gewesen  (s.  §.  107).  H*tte 
Baden  den  ihm  bekanntlich  von  Napoleon  I.  angebotenen  Eönigstitel 
angenommen,  so  würde  sich  wohl  auch  bei  der  Gründung  des  deutschen 
Bundes  der  Gedanke  an  die  Einrichtung  eines,  dem  alten  Eurfilrstenoolleg 
analogen,  den  Machtverhältnissen  der  sieben  grösseren  Bundesglieder 
entsprechenden  Kaiser-  und  Königs-CoUegs  dargeboten  haben. 

')  Es  erhellt  hieraus,  dass  gerade  die  kleinen  Staaten  Deutschlands, 
in  welchen  sich  die  Unzufriedenheit  mit  der  bestehenden  Bundesverfassung 
nicht  selten  am  lebhaftesten  geäussert  hat,  am  wenigsten  Ursache  haben, 
mit  derselben  unzufrieden  zu  sein;  denn  ein  so  grosses  Stimmgewicht,  wie 
ihnen  die  Bundesakte  einräumt,  wird  ihnen  voraussichtlich  bei  keiner 
Staatsveränderung  in  Deutschland  mehr  eingeräumt  werden,  sie  sei,  weldie 
sie  wolle.  Auch  haben  alle  Nationalvertretungsentwürfe  in  den  Jahren 
1848—1850  gezeigt,  dass  man  dabei  nur  die  Bevölkerungszahl  der 
einzelnen  Staaten  zu  Grunde  zu  legen  gesonnen  war,  womit  die  politische 
Bedeutung  der  kleinen  Staaten  thatsächlich  zu  Grabe  getragen  würde. 
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§.  177. 

3)  Einfluss  der  europäischen  Machtstellung  von  Oester- 
reich und  Preussen  auf  den  Charakter  des  Bundes. 

Eine  andere  Schwierigkeit  flir  die  Entwickelang  der  Bun- 
desverfassung,  welche  ebenfalls  in  gegebenen  Verhältnissen 
wurzelt,  nnd  die  zn  verändern  nicht  in  der  Macht  der  Bandes- 
glieder steht,  liegt  darin,  dass  den  beiden  grössten  Bundes- 
gliedern,  Oesterreich  and  Preussen,  die  Eigenschaft 
als  europäische  Mächte  zukommt.  Diese  Machtstel- 
lung bringt  es  mit  sich,  dass  sich  keiner  dieser  beiden 
Grossstaaten  dem  anderen  unterordnen  kann;  und  doch 
beruht  die  Wohlfahrt  Deutschlands  darauf,  dass  dieselben  in 
allen  grossen  Fragen  der  Politik,  sowohl  der  äusseren 
als  der  inneren,  einig  mit  einander  gehen,  und  durch  ihre 
Einigkeit  ein  solches  moralisches  Gewicht  in  der  Bun- 
desversammlung ausüben,  dass  die  übrigen  Bundesstaaten  sieh 
hierdurch  veranlasst  sehen,  dem  von  ihnen  gegebenen  Anstosse 
zu  folgen  und  dass  hierdurch  der  Grundfehler  der  Bundesverfas- 
sung, welcher  in  der  Stimm vertheilung  liegt  (§.  176),  aufgewogen 
wird.  Würde  dagegen  aber  einmal  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Meinungsverschiedenheit  der  beiden  deutschen 
Grossmächte  in  einer  Frage  der  grossen  Politik  zu  einem 
förmlichen  Zerwürfnisse  unter  ihnen  führte,  so  läge  zwar 
nach  dem  Systeme  der  Bundesakte  ein  formelles  Mittel 
zur  Erreichung  eines  gemeinsamen  Beschlusses  in  der  Abstim- 
mung der  Bundesglieder  in  der  Bundesversammlung.  Hier- 
durch würden  aber  eben  wieder  die  kleinen  Staaten  den  Aus- 
schlag geben,  und  je  nachdem  sie  sich  der  einen  deutschen 
Grossmacht  anschliessen,  die  andere  nöthigen,  sich  der  Politik 
der  ersteren  unterzuordnen.  Hiermit  würde  aber,  der  Sache 
nach,  diese  andere  Grossmacht,  wenigstens  in  dem  Falle,  wenn 
sie  durch  einen  Mehrheitsbeschluss  zu  einem  positiven  Han- 
deln gegen  ihren  Willen  verpflichtet  werden  sollte,  faktisch 
aufhören,  Grossmacht  zu  sein,  weil  sie  nun  nicht  mehr  ihrem 
eigenen  Entschlüsse,  sondern  einem,  von  dem  iu  der  grossen 
Politik  sogar  am  wenigsten  gewichtigen  Theile  von  Deutsehland, 
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gegebenen  Anstosse  folgen  mflsste^).  In  diesem  Falle  w&re  die 
eine  Grossmacht  in  Deutschland  wirklich  aufgegangen, 
d.  h.  als  solche  vernichtet;  die  Unnatnr  eines  solchen  VerhSlt- 
nisses  ist  aber  zu  gross,  als  dass  sein  Eintritt  jemals  möglich 
sein  könnte  ^).  Würde  aber  die  eine  deutsche  Orossmacht  ihre 
formell  in  der  Bnndesakte  begrttndete  Unterwürfigkeit  unter 
einen  solchen  Hajoritätsbeschlnss  eintretenden  Falles  nicht  an- 
erkennen, and  sich  dem  Ergebniss  der  Abstimmung  nicht  fttgen 
wollen,  so  wäre  eben  damit  ein  Schisma  im  Bunde  eingetreten, 
welches  denselben  zur  Thatlosigkeit  in  den  europttischen  An- 
gelegenheiten nöthigen,  oder  denselben  geradezu  seiner  Auf- 
lösung entgegen  fahren  wtlrde.  Die  Schwierigkeit,  welche  dem 
Ausbau  des  Bundes  aus  dem  Dualismus  von  Oesterreieh 
und  Preussen  und  dem  hierin  wurzelnden,  bald  mehr  bald 
minder  hervortretenden,  Antagonismus  dieser  beiden  Gross- 
mächte entgegensteht,  lässt  sich  aber  in  keiner  Weise  beseiti- 
gen, da  man  weder  die  Vernichtung  der  einen  dieser 
Grossmächte  durch  die  andere,  noch  die  Hinausweisung 
der  einen  aus  Deutschland,  noch  endlich  die  Auflösung  beider 
in  kleinere  Staaten  wollen  kann  und  sich  auch  dieselben  eine 
derartige  Behandlung  eben  so  wenig  ge&Uen  lassen  wlirden, 
als  das  tlbrige  Europa  dabei  in  der  Stellung  eines  theilnahms- 
losen  Zuschauers  verharren  könnte.  Hieraus  ergibt  sich  aber 
von  selbst,  dass  der  Erweiterung  der  Bundesgewalt  Aber  die 
grossen  Mitglieder  des  Bundes,  oder  der  Umbildung  des  Staa- 
tenbundes in  einen  deutschen  Bundesstaat,  unttbersteigliche 
Hindemisse  entgegen  stehen. 


*)  Weniger  bedenklich  BteUt  sich  das  Verh&ltnis  in  dem  amgekekr- 
ten  Falle,  wenn  nämlich  durch  einen  Mehrheitsbeschluss  das  yon  einer 
der  Grossmächte  an  den  Bund  gestellte  Ansinnen  zu  th&tiger  Mitwirkung 
bei  einer  von  ihr  beabsichtigten  Staatsaktion  abgelehnt  wird.  Hierdurch 
wird  wenigstens  ihr  Charakter  als  Grossmacht  nicht  ange^n^en,  weil 
ihr  dann  frei  bleibt,  die  ihr  nach  ihrer  europäischen  Stellung  noüi« 
wendig  dankende  Massregel  für  sich  allein  durchzuführen. 

*)  Dass  z.B.  Preussen,  den  in  dem  Aufrufe  des  Königs  vom  21.  Man 
1848  „an  mein  Volk  und  die  deutsche  Nation'*  enthaltenen  Aussprach: 
„Preussen  geht  fortan  in  Deutschland  auf,'*  nicht  in  dem  Sinne 
verstand,  dass  es  fortan  auf  die  ihm  als  Grossmacht  in  Deutschland  ge- 
bührende Stelle  verzichten  wolle,  hat  der  Gang  der  Ereignisse  klar  gezeigt 
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§.  178. 
4)   Der  Einfluss   der   europäischen  Machtstellung   von 
Oesterreich  und  Preussen  auf  die  auswärtigen  Ange- 
legenheiten des  Bundes. 

Noch  eine  andere  Schwierigkeit,  welche  ebenfalls  mit  dem 
Dasein  zweier  Grossmächte  im  Bunde  zusammenhängt ,  ergibt 
sich  hinsichtlich  der  Behandlung  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten. Allerdings  soll  nach  den  Grundverträgen  der 
Bund  als  Gesammtmacht  handeln 0:  er  findet  aber  hierzu 
wenig  Gelegenheit,  indem  der  Natur  der  Sache  nach  die  bei- 
den Grossmächte  in  ihm  die  Verhandlung  der  grossen  Fragen 
der  äusseren  Politik  vorneweg  nehmen,  und  dieselben,  zur 
Vermeidung  der  oben  (§.  176,  177)  gezeigten  Uebelstände,  nur 
dann  dem  Bunde  zu  unterbreiten  pflegen,  wenn  sie  bereits  sich 
unter  einander  ttber  den  einzuhaltenden  Gang  veratändigt  haben 
und  dadurch  versichert  sind,  dass  von  den  übrigen  Staaten 
die  Zustimmung  nicht  verweigert  werden  wird.  Daher  kam 
es,  dass  seit  der  Gründung  des  deutschen  Bundes  niemals 
Deutschland  als  Ganzes,  als  Bund,  auf  dem  Schauplatze 
der  diplomatischen  Verhandlungen,  wie  z.  B.  bei  europäischen 
Congressen  aufgetreten  ist,  noch  dabei  eine  Rolle  gespielt  hat, 
welche  seiner  Gesammtmacht  entspricht,  und  dies  konnte  nicht 
verfehlen,  das  deutsche  NationalgefUhl  zu  verletzen.  Uebrigens 
darf  nicht  übersehen  werden,  dass  dieses  Missbehagen  sich 
vorzugsweise  nur  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten 
fühlbar  machte,  da  sie  sich  von  allem  unmittelbaren  Einflüsse 
auf  die  grosse  Politik  thatsächlich  ausgeschlossen  erkennen 
müssen  und  nur  dadurch  politische  Bedeutung  gewinnen  kön- 
nen, dass  sie  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
Oesterreich  und  Preussen  die  Vermittlung  übernehmen^). 


«)  Siehe  oben  §.  112,  147. 

*)  Wenn  die  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  die  Verständigung 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  in  vorkommenden  FäUen  zu  ver- 
mittebi,  und  das  £inTerständniss  dieser  Grossmächte  zu  erhalten  sich 
bestreben,  so  leisten  sie  dadurch  wirklich  Grosses  für  Deutschland,  und 
erfüllen  dadurch  ihren  geschichtlichen  Beruf.  Namentlich  ist  es  Bayern, 
welchem  der  grösste  TheU  dieser  Aui^abe  naturgemäss  zufällt.  Wenn  auch 
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In  den  beiden  Grossstaaten  Oesterreich  and  Prensseii 
wird  jedoch  ein  solcher  Mangel  des  diplomatischen  Handebis 
von  Deutschland  als  einer  Gesammtheit  nicht  empfiuiden,  oda 
doch  ruhigeren  Blickes  als  eine  Unvermeidlichkeit  erkannt,  eb^ 
weil  das  Bewusstsein  der  Bedentang  des  eigenen  Staates  and 
seines  unmittelbaren  Einflusses  auf  die  europäischen  Angele- 
genheiten dafür  Ersatz  leistet,  und  sogar  das  partikolarstaat- 
liehe  Selbstgefühl  steigert,  und  weil  die  Bevölkerung  dieser 
Staaten  weiss,  dass  da,  wo  Oesterreich  und  Preussen 
vereinigt  stehen,  auch  Deutschland,  wenn  gleich  nicht 
dem  Namen  doch  der  Sache  nach,  steht  und  stehen  mQs%. 
und  dass  seine  Interessen  jedenfalls  gewahrt  sind,  wo 
seine  beiden  grössten  Staaten  Hand  in  Hand  gehen.  Der 
Einflnss  der  kleinen  Staaten  auf  den  Gang  der  auswärtigen 
Politik  und  die  Wahrung  deutscher  Interessen  könnte  aber  nie 
ein  grösserer  werden,  als  er  jetzt  ist,  wie  man  auch  den  Bund 
aus-  oder  umbilden,  und  mit  welchem  Namen  man  aach  die 
Gesammtpolitik  ausschmücken  möchte.  Diese  kleinen  Staaten 
würden  selbst  bei  Erschaffung  eines  Bundesstaates  aus  Mangel 
an  materieller  Macht  in  demselben  so  bedeutungslos  bleiben, 
wie  im  Staatenbunde.  Sie  würden  aus  diesem  Grande  auch 
sogar  in  dem  Falle,  dass  sich  eine  der  deutschen  Grossmächte 
jemals  von  Deutschland  lossagen,  und  dadurch  der  Dualismus 
von  Oesterreich  und  Preussen  im  Bunde  gehoben  werden 
wollte,  doch  keine  andere  Rolle,  als  die  von  Satelliten  der 
dann  allein  noch  mit  ihnen  in  Verbindung  bleibenden  and  an 
ihre  Spitze  tretenden  deutschen  Grossmacht  spielen  können^). 
Die  Folge  davon,  dass  die  auswärtige  Politik  Deutschlands 
von  den  beiden  deutschen  Grossstaaten  in  der  Hauptsache  ab- 
sorbirt  wird,  ist  auch,  dass  der  Bund  als  solcher  nicht  leicht 
Veranlassung  findet,  sich  des  ihm  als  Gesammtmacht  zustehen- 
den Gesandtschaftsrechtes  zu  bedienen,  und  dass  eben  daher 


selbst  nicht  so  mächtig,  um  Deutschland  eine  Politik  vorschreiben  zu  kön- 
nen, so  ist  es  doch  bedeutend  genug,  um  die  Wagschale  zu  Gunsten 
jener  deutschen  Grossmacht  sinken  zu  machen,  für  deren  Politik  es  sich 
entscheidet 

3)  Wenn  die  von  Preussen  (1850)  projektirte  Union  zu  Stande  ge- 
kommen wäre,  so  war  eine  solche  Stellung  der  beitretenden  Staaten  zu 
Preussen  unvermeidlich  und  als  unausbleiblich  vorauszusehen. 
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anch  die  AngehOrigeB  der  kleineren  deutschen  Staaten  Bich 
vielfach  im  Aaslande  ohne  gehörigen  Schatz  and  Vertretang 
finden;  doch  könnte  diesem  letzteren  Missstande  aaf  eine  ein- 
fache and  überdies  wenig  kostspielige  Weise  dadarch  abge- 
holfen werden,  dass  alle  Gesandten  oder  Gonsnln  einzelner 
deutscher  Staaten  im  Aaslande  angewiesen  würden,  jeden  Deut- 
schen, welchem  Bundesstaate  er  auch  angehören  mag,  eben  so 
wie  die  Unterthanen  des  Staates,  von  welchem  sie  aufgestellt 
sind,  zu  schützen^). 

§.  179. 

5)   Bedeutung    des  Partikularismus   der  grösseren 

deutschen  Staaten  £ür  die  Bundesverfassung. 

Die  bei  weitem  grösste  Schwierigkeit  für  eine  weitere 
Entwickelung  der  Bundesverfassung  über  die  in  der  Bundes- 
akte  vorgezeichneten  Grundlinien  hinaus,  liegt  aber  in  dem 
charakteristischen  Partikularismus  der  deutschen  Völker 
selbst,  der  nun  einmal  als  ein  gegebenes  Element  vorhanden 
ist,  und  wenn  er  auch  nicht  mehr  in  den  uranfänglichen  Ge- 
gensätzen der  ehemaligen  deutschen  Hauptnationen  (Franken, 
Bayern,  Sachsen  und  Schwaben)  beruht,  nichts  desto  weniger 
in  veränderten  Formen,  in  der  Entstehung  und  in  dem  Be- 
stehen mehrerer  grossen  Staaten  in  Deutschland,  namentlich 
in  der  Bildung  eines  Oesterreichischen,  Preussischen 
und  Bayerischen  Staates,  seine  historische  Begründung  hat. 
Dieser  Partikularismus  wurzelt  nicht  etwa  in  der  Souve- 
rainetät  der  einzelnen  Bundesstaaten,  sondern  diese  selbst 
erscheint  vielmehr  als  das  endliche  Produkt  des  seit  Jahr- 
hunderten fortschreitenden  und  immer  mächtiger  entwickelten, 
zur  Bildung  grösserer  Staatskörper  in  Deutschland  selbst  und 


4)  Bereits  ist  auch  in  dieser  Beziehung  manches  in  anderer  Weise  ge- 
schehen. Nach  einer  von  dem  Vertreter  der  freien  Stadt  Bremen  (Bür- 
germeister Smidt)  in  der  4.  Sitzung  der  Dresdener  Conferenz  v.  23.  Febr. 
1851  abgegebenen  Erklärung  sind  die  hanseatischen  Gonsuln  und 
Agenten  instruirt,  sich  der  in  ihrem  Bereiche  befindenden  Unterthanen 
jedes  anderen  deutschen  Bundesstaates,  welcher  für  dieBesteUung  ähn- 
Ucher  Organe  nicht  gleiche  Sorge  getragen,  anzunehmen.  Eine  ähnliche 
Vertretung  finden  die  Angehörigen  der  deutschen  Zolhereinsstaaten  durch 
die  k.  preussischen  Gonsuln  im  Ausland. 

Zöpflp  Staatsrecht.  6.  Aafl.  1.  29 
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hiermit  bis  zur  Zeraetzang  der  alten  ReichsYerfassimg  gestei- 
gerten Partikalarisrnns.  DieBer  PartiknlarisrnnB  kann  aber 
nonmehr  von  diesen  dnrch  ihn  erzengten  grossen  StaatskOipem 
ohne  Verzicht  anf  ihre  Geschichte,  d.  h.  ohne 
Selbstvernichtung,  nicht  anfgegeben  werden.  Daher 
repräsentiren  mindestens  die  beiden  grOssten  Staaten  Dentsch- 
lands,  deren  jeder  sich  za  dem  Range  einer  enropäischen 
Orossmacht  emporgeschwungen  hat,  in  dem  Bande  die  Cent r i- 
fngalkraftO,  während  in  den  minder  grossen  Staaten  das 
mehr  oder  minder  starke  GefUhl  der  politischen  Unsdbstst&n- 
digkeit  in  den  äusseren  VerhältDissen  den  Einheitstrieb  leben- 
diger erhält,  und  somit  die  Gent ripetalkraftrepräsentirt^, 
und  dadurch  zugleich  das  Bindemittel  fbr  die  nicht  selten  Ton 
divergirenden  Interessen  bewegten  beiden  deutschen  Grass- 
staaten abgibt  Dieser  Partikularismus,  der  sich  naturgemäss 
am  schärfsten  in  den  Oegensätzen  von  Oesterreich,  Preus- 
sen  und  Bayern  ausspricht,  und  daselbst  nicht  sowohl  in 
den  BegieruDgen,  als  in  den  nunmehr  als  staatlich  geschieden 
sich  betrachtenden  und  ihrer  besonderen  Interessen  bewossten 
Bevölkerungen  seinen  Sitz  hat,  ist  aber  der  Grund,  wesshalb 
der  Bund  keine  gesetzgebende  Kraft  in  dem  Umfange 
und  mit  der  Bedeutung  entfalten  kann,  wie  es  eine  einheitliche 
Eutwickelung  des  nationalen  Lebens  an  sich  fordern  würde. 
Die  vielfachen  Rücksichten,  welche  dieser  Partikularismns,  der 
nach  anderen  Seiten  hin  auch  wieder  seine  Vortheile  haf), 


f)  Es  ist  dies  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  die  grösseren  Staaten 
Deutschlands  eine  so  starke  Centralgewalt  des  Bandes,  dass  dieselbe  ron 
ihnen  als  eine  Beherrschung  empfunden  werden  mOsste,  nicht  vertragen 
können.    Siehe  oben  §.  150—152. 

*)  Dies  ist  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  in  den  kleinen  Staaten 
der  Trieb  liegt,  durch  das  Aneinanderschliessen  aller,  und  insbesondere 
durch  das  Anschliessen  an  die  grösseren  Staaten,  eine  politische  Bedeutung 
(als  Theil  eines  m&chtigen  Ganzen)  zu  gewinnen,  welche  sie  vereinzelt 
nicht  haben  können. 

s)  Es  ist  unverkennbar,  dass  der  Partikalarismus  in  Deutschland  die 
einzelnen  Regierungen  mit  den  Interessen  ihrer  Lftnder  in  eine  weit  engere 
Verbindung  bringt,  und  eine  weit  grössere  Sorgfalt  und  Thätigkeit  iflr 
deren  Befriedigung  erzeugt,  als  in  einem  grossen  Einheitsstaate  Rücksicht 
auf  die  Interessen  einzelner,  besonders  der  von  dem  Sitze  der  Regierung 
entfernteren  Provinzen  genommen  zu  werden  pßßgL    Jeder  noch  so  kleine 
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von  der  Gesammtleitong  der  dentschen  Angelegenheiten  er- 
heischt, machen  es  nicht  nnr  dem  Bunde  fast  unmöglich;  wirk- 
lich allgemein  nützliche  Anordnungen  diktatorisch  in's  Leben 
zm  rufen  ^),  sondern  nöthigen  ihn  regelmässig ,  seine  Gesetz- 
gebnng  auf  die  Aufstellung  einiger  leitenden  Grundsätze  zu  be- 
schränken, die  DurchfÜbruDg  und  specielle  Eutwickelnng  der- 
selben aber  der  lokalen  Gesetzgebung  zu  überlassen,  wie  dies 
zur  Zeit  des  Reiches  der  Fall  mit  der  Reichsgesetzgebung  war. 
Der  Bund  ist  dadurch  allerdings  demselben  grossen  Nachtheile 
ausgesetzt,  wie  es  seiner  Zeit  der  Reichsverband  war,  keine 
Yolksthümlichkeit  gewinnen  zu  kOnnen,  weil  er  in  vielen  Be- 
ziehungen nichts  sofort  Augenfälliges  fUr  die  materiellen  und 
intellektuellen  Interessen  der  Nation  zu  leisten  vermag,  und 
die  Bevölkerang  der  einzelnen  Staaten  mit  ihren  Forderungen 
und  der  HoflEbuog  ihrer  Befriedigung  eben  so  in  der  Haupt- 
sache an  die  einzelnen  Staatsregierungen  sich  verwiesen  sieht, 
wie  auch  dies  zur  Zeit  des  Reiches  des  Fall  war^).  Es  wäre 
jedoch  eben  so  unbillig  als  irrthümlich,  desshalb  die  grosse 
Bedeutung  des  Bundes  für  Deutschland  in  jenen  Beziehungen, 
in  welchen  er  seinen  Grundlagen  nach,  zu  wirken  vermag,  zu 


Staat  macht  verh&ltnissm&ssig  weit  grössere  Anstrengungen  in  Deutschland 
fOr  die  Wissenschaft,  Kunst,  Landeskultur,  Landesindustrie,  Strassen-  und 
Wasserbauwesen  u.  s.  w.  als  bei  der  CentnJisation  eines  deutschen  Ein- 
heitsstaates der  Fall  sein  würde.  Unl&ugbar  erfreut  sich  desshalb  auch  die 
Bevölkerung  Deutschlands  einer  weit  höheren  und  verbreiteteren  durch- 
schnittlichen Bildung,  einer  gleichm&ssigeren  Vennögensvertheüung  und 
desshalb  eines  zahlreicheren  und  kemhafteren  Mittelstandes  als  Frankreich 
und  andere  grosse  centralisirte  Staaten. 

*)  Dassaber  darum  das  Gemeinnützige  für  das  gesammte  Deutsch- 
land zu  erwirken,  keineswegs  eine  Unmöglichkeit  ist,  sondern  nur  zur 
Herstellung  solcher  gemeinnütziger  Anordnungen  mitunter  ein  anderer 
Weg,  als  der  der  Bundesgesetzgebung  eingeschlagen  werden  muss,  ist 
bereits  oben  (§.  145)  gezeigt  worden. 

B)  Unverhohlen  spricht  sich  auch  in  diesem  Sinne  der  Commissionsvor- 
trag  des  politischen  Ausschusses  in  der  15.  Sitzung  der  B.-Y.  v.  8.  M&rz 
1848,  Prot  §.  133,  S.  228,  aus  (Ref.  v.  B litte rsdorf):  „Die  Beleuchtung 
der  inneren  Lage  des  deutschen  Bundes  muss  der  Ausschuss  mit  dem  be- 
trübenden Bekenntniss  beginnen,  dass  der  deutsche  Bund  und  sein  Organ, 
die  Bundesversammlung,  längst  schon  das  allgemeine  Vertrauen  in  ihre 
gedeihliche  Wirksamkeit  verlpren  hat  Ein  solches  Vertrauen  ist  aber  die 
Grundbedingung  des  Fortbestandes  einer  jeden  politischen  Institution.'' 
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l&Qgnen  oder  zn  verkennen*).  Die  onmittelbare  Folge  davon 
ist,  dass  in  jenen  Ländern,  wo  landständische  Yerfassnngen 
bestehen,  die  Landstände  nothwendig  in  eben  dem  Masse  als 
Theilnehmer  an  der  Landesgesetzgebnng  eine  grössere  Bedeu- 
tung erlangen  mussten,  als  es  bei  einer  Bnndesgesetzgebnng, 
die  sich  in  kräftigerer,  omfassenderer  nnd  eingreifenderer  Weise 
hätte  entwickeln  können,  der  Fall  gewesen  sein  würde  ^,  und 
dass  eben  hierdnrch  anch  Conflikte  zwischen  der  Landesge- 
setzgebnng, als  dem  Organe  des  in  der  Bundes  Verfassung 
selbst  als  berechtigt  anerkannten  Partikularismus,  nnd  der 
Bundesregierung  hervorgerufen  werden  mussten,  wobei  diese 
letztere  kaum  anders  als  wie  das  die  fortschreitende  Entwieke- 
lang  hemmende  Princip  erscheinen  konnte ^).  Diese  Ansicht 
musste  um  so  viel  mehr  Verbreitung  finden,  als  die  Thätigkeit 
der  Bundesversammlung  aul9  den  angegebenen  Gründen,  abge- 
sehen von  ihrer  Wirksamkeit  IfÜr  das  deutsche  Heerwesen  nnd 
den  Vertheidigungszustand  von  Deutschland,  und  die  Verhü- 
tung von  Feindseligkeiten  unter  den  Bundesgliedem,  kaum 
ein  anderes  Feld  hatte,  auf  welchem  sie  bemerkbar 
wurde,  als  das  der  Sicherheits-Polizei.  Gerade  aof  die- 
sem Felde  konnte  sich  aber  die  Thätigkeit  der  Bundesver- 
sammlung um  so  weniger  Anerkennung  verschaffen,  als  bei 
dem  langjährigen  Zurückbleiben  der  beiden  deutschen  Gross- 
staaten in  der  Entwickelung  der  staatsbürgerlichen  Freiheiten, 


«)  Yergl.  daraber  unten  §.  180. 

^)  Der  (Note  5)  angeführte  GommisBionsbericht  t.  8.  März  1848, 
Prot  der  B.-Y.  §.  133,  8.  229:  erkennt  dies  ebenfalls  an:  ,,Da  die  Bedürf- 
nisse der  Neuzeit  dringend  Befriedigung  forderten,  diese  aber  durch  den 
Bund  nicht  gewährt  werden  konnte,  wandten  sich  die  deutschen  Völker 
immer  mehr  den  Stände  Versammlungen  zu  und  überliessen  es  den 
Regierungen  und  dem  Bunde,  sich  gegenseitig  unwirksam  zn 
machen." 

^)  Ueber  den  Conflikt  der  Bundesversammlung  mit  den  Landesgesetz- 
gebungen, siehe  oben,  §.  150 — 152.  —  Gommissionsbericht  t.  8.  März 
1848,  Prot  der  B.-V.,  §.  133,  S.  229:  „Kein  Wunder,  dass  nach  allem 
Obigen  das  Ansehen  der  B.-V.  von  Tag  zu  Tag  mehr  sank  und  sich  zuletzt 
in  sein  Gegentheil  verwandelte;  dies  musste  um  so  mehr  nnd  um  so 
schneller  geschehen,  als  die  Fälle  sich  mehrten,  wo  von  vielen  Bundes- 
regierungen die  mühsam  zu  Stande  gebrachten  BundesbeschlOsse  nicht 
publicirt,  oft  nicht  befolgt,  und  zuweilen  als  geradezu  unverbind- 
lich erklärt  wurden/' 
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von  der  Bevölkemng  der  übrigen^  auf  diesem  Wege  weiter 
fortgeschrittenen  Bundesstaaten^  das  Eingreifen  des  Bandes  bei 
drohenden,  nnlängbar  revolutionären  Bewegungen  nicht  selten 
als  eine  Bedrohung  der  in  den  übrigen  Bundesstaaten  bereits 
erlangten  oder  in  Aussicht  genommenen  gesetzlichen  Freiheiten 
aufgefasst  wurde,  und  auch  den  gemässigten  Männern  def/ 
Fortschrittes  zu  verschiedenartigen  Befürchtungen  Veranlassung; 
gab^).  Eben  so  wenig  war  die  Heimlichkeit,  mit  welcher  die; 
Verhandlungen  am  Bundestage  längere  Zeit  umhüllt  wareori, 
geeignet,  ein  Interesse  der  Nation  an  der  Bundesverfassurig 
zu  beleben  ^^),  und  die  Unvollständigkeit,  und  theilweise  dicr 
gänzliche  Abgang  schützender  Einrichtungen,  wie  z.  B.  eirnes 
eigentlichen  Bundesgerichts  ftir  Fälle,  wo  von  einer  Regierung 
die  Landesverfassung  verletzt  oder  angegriffen  wurde,  konnte 
nicht  verfehlen,  die  Bundesverfassung  der  Nation  zu  entirem- 
den.  Der  Mangel  einer  volksthttmlichen  Grundlage  dej*  Bun- 
desverfassung wurde  im  Laufe  der  Zeit  nicht  nur  von  Seiten 
der  einzelnen  deutschen  Regierungen  eben  so  wohl,  als  ausser- 


*)  Ganz  in  diesem  Sinne  spricht  sich  der  angeführte  Commissions- 
bericht  V.  8.  März  1848,  Prot  der  B.-V.  §.  133,  S.  229  aus:  ,Jn  majichen 
Bundesgebieten  ist  weder  die  Bundesakte  noch  die  Schlussakte  und  die 
anderen  Grundgesetze  des  Bundes  jemals  gesetzlich  bekannt  gemacht,  nur 
zu  h&ufig  ist  der  Vollzug  der  Bundesgesetze  von  den  Bestimmungen  der 
Landesverfassung  abhängig  gemacht  worden.  Nur  diejenigen  fiundesbe- 
Schlüsse,  welche  der  öffentlichen  Meinung  entgegen  treten,  und 
deren  Verantwortlichkeit  die  Bundesregierunr/en  daher 
lieber  dem  Bunde  überliessen,  vnirden  als  Bundesge^ietze  publicirt, 
und  auf  deren  Befolgung  als  solche  gehalten.  Wie  konn'^  da  das  Volk 
Vertrauen  zum  Bunde  und  dessen  Organ,  der  Bundesversammlung,  fassen, 
ja  wie  konnte  er  nur  in  das  öffentliche  Bewusstsein  übeirgehen!'' 

10)  Der  angefahrte  Commissionsbericht  v.  8.  März  1848,  Protok. 
der  B.-V.  §.  133,  S.  229  sagt  hierüber:  „Die  Ständeversammlungen 
bildeten  die  landständischen  Verfassungen  zu  wahren  Repräsentatiwerfas- 
sungen  aus  und  wurden  dadurch  zur  eigentlichen  Regierungsgewalt,  und 
durch  die  Oeffentlichkeit  ihrer  Verhandlungen  auch  zum  Träger 
der  allgemeinen  Meinung.  Da  die  Bundesversammlung  die  Oeffent- 
lichkeit ihrer  Verhandlungen  aufgehoben  hatte,  so  würde  sie,  selbst 
wenn  sie  die  erforderliche  Wirksamkeit  besessen  hätte,  gegen  eine  solche 
neuerstehende  Macht  nicht  haben  in  die  Schranken  treten  können.  Ihr 
war  jeder  Einfluss  auf  die  öffentliche  Meinung  benommen,  und  der  Bund 
konnte  daher  auch  nicht  durch  diese  Meinung  gehoben  und 
getragen  werden.*' 
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halb  der  Regierungskreise  erkannt,  sondern  es  war  auch  in 
dem  Jahre  1848  in  nnd  ausserhalb  der  Bnndesversammlang 
keine  Meinungsverschiedenheit  darttber^  dass  diesem  Mangel 
dorch  eineNationalvertretnng  am  Bundestage  abgeholfen 
werden  solle  ^^).    Wenn  aber  ungeachtet  der  desshalb  von  der 


")  Den  unmittelbaren  Anstoss  zum  Versuche  der  Einrichtung  einer 
deutschen  Nationalrepräsentation  am  Bundestage  gab  der  Antrag  des  Ab- 
geordneten Bassermann,  in  der  badischen  zweiten  Kammer  der 
Ständeversammlung,  auf  „Vertretung  der  deutschen  Stande- 
kämm  er  n  am  Bundestage  als  ein  sicheres  Mittel  zur  Erzielung  gemein- 
samer Gesetzgebung  und  einheitlicher  Nationaleinrichtungen.  (Siehe  die 
Motionsbegründung  und  den  über  diesen  Antrag  erstatteten  Commis- 
sionsbericht  des  Abgeordneten  We  Ick  er,  bei  Roth  und  Merck,  QoeUen- 
sammlung  des  deut  öffentl.  Rechts  seit  1848.  Erlangen  1850,  Hft  I,  S.  30  fl^ 
58 fl.)-  Dass  auch  die  Bundesversammlung  vollkommen  mit  der 
Einrichtung  einer  National  Vertretung  am  Bundestage  einTer- 
standen  war,  beweisen  deren  Verhandlungen  v.  J.  1848,  namentlich  die 
von  ihr  angeordnete  Einberufung  einer  Nationalvertretung  (B.-B.  v.  30.  März 
1848,  Prot  §.  209)  und  deren  hierauf  erfolgter  Zusammentritt  am  18.  Mai 
1848.  (Ausführlicheres  hierüber  siehe  im  folgenden  Abschnitt)  Hätte  ach 
diese  erste  deutsche  Nationalversammlung  darauf  beschränkt,  eine  National- 
vertretung am  Bundestage  und  zusammengesetzt  aus  Abgeordneten  der 
deutschen  Ständekammern  einzurichten,  wodurch  eine  organische 
Entwickelung  und  Gliederung  der  Repräsentation  erzielt  worden  wäre,  so 
würde  l>ei  der  damaligen  allseitigen  Bereitwilligkeit  zur  Gewährung  einer 
solchen  Institution  von  Seite  der  Bundesversammlung  und  der  Regierungen, 
ein  bleibendes  Werk  zu  Stande  gekonmien  sein.  Die  Nationalversammlung 
aber  zog  es  vor,  auf  die  Auflösung  der  Bundesversammlung  hinzuarbeiten» 
und  so  wurde  deren  Aufhebung  der  Anfang  zum  Scheitern  des  ganzen  re- 
formatorischen Unternehmens.  Vergl.  über  das,  was  damals  erreichbar 
war,  aber  von  dem  überstürzenden  Eifer  verschmäht  wurde,  meine  Schrift: 
Bundesreform,  deutsches  Parlament  und  Bundesgericht  Ein  Vorschlag  in 
ernster  Zeit  Heidelberg  (5.  März)  1848.  Wie  weit  die  Bundesversamm- 
lung aber  damals  schon  den  laut  gewordenen  Wünschen  entgegen  zu  kom- 
men bereit  war,  kann  man  deutlich  aus  dem  Commissionsbericht  v.  8.  März 
1848,  Prot  §.  133,  S.  230  erkennen,  wo  gesagt  wird:  „Nach  Obigem  muss 
anerkannt  werden,  dass  die  Verfassung  des  deutschen  Bundes,  wenn 
Deutschland  einig,  stark  und  friedlich  bleiben  soU,  einer  Revision  auf 
breiter  nationaler  Grundlage  bedarf.**  Hiermit  steht  in  üeberein- 
stimmung  der  B.-B.  v.  30.  März  1848,  Prot  §.  209,  wodurch  die  Bundes- 
versammlung zuerst  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  70,000  Seeleu 
beschloss,  und  der  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot  §.  239,  worin  die  B.-V. 
sogar  die  Abordnung  von  je  einem  Vertreter  auf  50,000  Seelen,  nach  Mass- 
gabe der  Bundesmatrikel,  nachgab.  Siehe  hierüber  unten  §.  181  nnd  §.  183. 
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Bnndesversaminlang  selbst  getroffenen  Einleitungen,  angeachtet 
des  von  einer  Selbstversammlnng  deutscher  Volksmänner  ge- 
gebenen Anstosses,  ungeachtet  der  Anstrengungen  zweier  zu 
diesem  Zwecke  von  den  Regierungen  berufenen  Parlamente 
(zu  Frankfurt  und  Erfurt),  ungeachtet  mehrfacher,  auf  die  Ein- 
richtung einer  Nationalvertretung  gebauter  Entwürfe  einer 
Gesammtyerfassung,  von  denen  der  eine  bereits  (von  der 
Frankfurter  Versammlung)  als  Reichsgrundgesetz  verkündet, 
der  andere  mit  dem  ganzen  Gewichte  Freussens  unterstützt, 
und  von  dem  Erfurter  Parlamente  berathen  und  angenommen, 
und  der  dritte  (Münchener  Entwurf)  von  drei  deutschen  Kro- 
nen (Bayern,  Sachsen  und  Hannover)  vorgelegt  worden  war 
und  die  Zustimmung  von  Oesterreich,  wenigstens  in  seinen 
Grundzügen  erhalten  hatte,  und  wenn  endlich  ungeachtet  eines 
Fttrsten-Congresses  (zu  Berlin)  und  einer  Ministerconferenz  (zu 
Dresden),  noch  zur  Zeit  eine  Nationalvertretnng  am  Bundes- 
tage nicht  in's  Leben  getreten  ist,  und  überdies  seit  der  Wie- 
dereröffnung der  Bundesversammlung  auch  die  Organe  der 
öffentlichen  Meinung  über  eine  im  Jahre  1848  von  ihnen  so 
ernstlich  aufgestellte,  und  in  aller  Beziehung  unerfüllt  geblie- 
bene Forderung  mit  äusserst  wenigen  Ausnahmen  bis  zum 
Jahre  1861  ein  tiefes  Stillschweigen  beobachteten,  so  darf 
darin  wohl  das  Zugeständniss  erkannt  werden,  dass  der  Ein- 
richtung einer  Nationalvertretung  am  Bunde,  sowie  überhaupt 
einer  Reform  der  Bundesverfassung,  in  gegebenen  Verhältnissen 
begründete,  erst  bei  dem  Versuche  einer  Reform  allmälig  er- 
fahrungsmässig  hervorgetretene  Schwierigkeiten  und  Hinder- 
nisse entgegenstehen,  welche  weder  durch  den  Willen  der 
Regierenden  noch  der  Regierten  zur  Zeit  beseitigt  und  über- 
wunden werden  konnten.  Diese  Schwierigkeiten  liegen  aber 
eben  in  dem  mit  dem  Dasein  von  zwei  europäischen  Gross- 
mächten im  Bunde  als  unübei-windlich  gesetzten  Partikularis- 
mus und  beziehungsweise  theilweisen  Antagonismus  derselben, 
sie  liegen  in  dem  dermaligen  Bestehen  zweier  so  grossen 
partikulären  Landesvertretungen  wie  nunmehr  Preussen  in 
seinen  beiden  Häusern  des  Landtags  der  Monarchie  und  Oester- 
reich in  den  beiden  Häusern  seines  Reichsrathes  besitzt,  über 
welchen  eine  Gesammtnationalveitretung  sich  nicht  leicht  in 
Geltung   und    erspriesslicher  Wirksamkeit  würde    behaupten 
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können");  sie  liegen  endlich  dariny  dass  man  (1851)  von  dem 
Gedanken  an  die  Ansscheidang  der  einen  deutschen 
OroBsmacht  ans  dem  Bnnde  znriickgekommen  ist, 
und  sich  daher  mit  einer  solchen  Einrichtong  der  Gesammtver- 
fassnng  begnügen  muss,  bei  welcher  das  Verbleiben  beider 
Grossmächte  im  Bnnde  möglich  ist  Zn  diesem  Ende  hat 
bei  Anerkennung  aller  ihrer  Mängel  ^  noch  keine  geeigneto^ 
Form  gefhnden  werden  können  ^  als  die  im  Jahre  1815  ge- 
gründete deutsche  Bundesverfassung  mit  Einhaltung  der  in  der 
Bundesakte  umschriebenen  Grundlagen^'). 

§.  180. 
6)  Wirklicher  Werth  der  deutschen  Bundesverfassung. 

Fasst  man  nun  alles  Vorstehende  zusanunen,  so  erschdnt 
der  deutsche  Bund  seinem  hauptsächlichen  Wesen  nach,  genau 
so  wie  das  frohere  deutsche  Reich;  als  eine  Landfriedens- 
Verbindung  der  deutschen  Partikularstaaten.  Es  mtissen 
daher  die  Erwartungen,  welche  man  von  der  politischen  Wirk- 
samkeit des  Bundes  hegen  kann,  und  die  Anforderungen, 
welche  man  an  ihn  machen  darf,  nach  diesem  seinem  Grund* 
Charakter  bestimmt  und  beziehungsweise  eingeschränkt  werden. 
Es  darf  daher  auch  die  Schuld,  dass  so  viele  Hoffnungen, 
welche  sich  an  die  Gründung  des  Bundes,  nach  der  Errettung 
Deutschlands  aus  einer  drangvollen,  glücklicher  Weise  jedoch 
kurzen  Periode  der  Fremdherrschaft  knüpfen,  unerfüllt  geblie- 
ben sind,  weniger  der  Einrichtung  der  Bundesverfassung ,  als 
den  geographisch-politischen  Verhältnissen,  in  welchen 
sich  die  deutschen  Staaten  nun  einmal  zu  einander  befinden 
und  ihren  so  ausserordentlich  verschiedenen  Macht- 
verhältnissen beigemessen  werden,  welche  die  Einrichtnng 


**)  Selbst  unter  Voraassetzung  der  Ausscheidung  Oesterreichs  ans 
dem  Bunde  würde  ein  deutscher  Reichstag,  an  welchem  Prenssen  An- 
theil  nimmt,  neben  dem  preussi sehen  Landtage  auf  die  Dauer  nicht 
bestehen  können,  und  alsbald  in  den  letzteren  übergehen  müssen. 

<3)  Dass  unter  solchen  Umständen  im  Jahre  1851  nichts  übrig  bleiben 
konnte,  als  Rückkehr  zur  alten  Bundesverfassung,  habe  ich  schon  w&hrend 
des  Erfurter  Parlaments  angedeutet,  in  der  Schrift:  Deutsche  Union  und 
deutsches  Reich,  Erfurt,  1850. 
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der  Gesammtverfassnog,  zum  Theil  als  nnvermeidlich  in 
der  Art,  wie  sie  nun  ist,  erkennen  lassen.  Demnngeaehtet 
bleiben  auch  bei  einer  solchen  Ermässigung  der  Anforderungen 
an  den  Bund  und  bei  Anerkennung  eines  solchen  engen 
Kreises  seiner  Thätigkeit  noch  wesentliche  Verbesserungen 
möglich  und  dringend  wttnschenswerth ,  wie  z.  B.  die  Gewäh- 
rung eines  genügenden  Schutzes  ftir  Angehörige  der  kleineren 
deutschen  Bundesstaaten  im  Auslande,  die  Einrichtung  eines 
Bundesgerichtshofes  mit  erweiterten  Befugnissen,  und  die  Auf- 
stellung einer  concentrischen  Exekutive  fUr  Zeiten  der  Gefahr^). 
Einem  lange  fühlbar  gewordenen  Mangel,  nämlich  der  Verzö- 
gerung der  Beschlüsse  durch  langwierige  Instruktionseinholung, 
hat  die  revidirte  Geschäftsordnung  bereits  in  einer  für  ruhige 
Zeiten  entsprechenden  Weise  abgeholfen^).  Bedeutendes  und 
Anerkennungswerthes  hat  der  Bund  durch  die  Einrichtung  und 
Handhabung  des  austrägalgerichtlichen  Verfahrens  fttr  den 
inneren  Frieden  Deutschlands  und  die  Bechtsverfolgung  unter 
den  deutschen  Bundesstaaten  geleistet.  Es  ist  wahrlich  nichts 
Geringes,  dass  durch  die  Bundesverfassung  seit  ihrem  Bestehen 
in  Deutschland  ein  ununterbrochener  und  noch  andauernder 
Friedenszustand  von  mehr  als  vierzig  Jahren  unter  den  einzel- 
nen deutschen  Staaten  erhalten  worden  ist,  was  in  keiner 
früheren  Periode  der  deutschen  Geschichte  jemals  der  Fall  war. 
Desgleichen  hat  die  Bundesverfassung  Bedeutendes  durch  die 
Einrichtung  des  deutschen  Heerwesens  und  der  Vertheidigungs- 
anstalten  Deutschlands  ftlr  dessen  äussere  Sicherheit  und 
Machtstellung  geleistet,  und  zwar,  so  viel  auch  noch  in  dieser 
Beziehung  zu  wünschen  sein  mag,  in  einer  Weise,  wie  sich 
Deutschland  dessen  zur  Reichszeit  niemals  hatte  rühmen  kön- 
nen ^).  Auch  sind  den  deutschen  Unterthanen  und  Landständen 
durch  die  Bundesverfassung  in  mehrfacher  Beziehung  weit  be- 
deutendere Rechte  eingeräumt  und  grössere  Garantien  gegeben, 
als  dies  jemals  zur  Reichszeit  der  Fall  war^).  Der  wesent- 
lichste Werth  der  deutschen  Bundesverfassung  besteht  aber 


0  Siehe  oben  §.  153,  §.  178  and  §.  179. 

<)  Siehe  oben  §.  126. 

*)  Die  Darstellong  des  deutschen  Militärwesens  siehe  unten  §.  492  u.  fl 

«)  Siehe  unten  §.  238  a.  flg.  —  §.  330  u.  flg. 
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darin,  dass  sie  den  beiden  dentschen  6ro88mächten,  ohne  eine 
der  andern  unterzuordnen,  also  mit  Anerkennung  deren  vol]- 
ständiger  Parität,  einen  jederzeit  offenen  Weg  zur  Ver- 
ständigung und  Ausgleichung  ihrer  besonderen  In- 
teressen, und  dadurch  zur  fonneUen  Feststellung  dessen, 
was  von  ihnen  als  gemeinsames  deutsches  Interesse 
anerkannt  wird,  eröfhet,  und  den  übrigen  Bundesstaaten,  deren 
politische  Wohlfahrt,  so  wie  die  politische  Existenz  von  Deutsch- 
land überhaupt,  von  der  Einigkeit  der  beiden  Grossmächte 
unmittelbar  abhängt,  dabei  die  ihren  Machtverhältnissen  ange- 
messene Stellung  als  Vermittler  zum  Behufe  der  Beförde- 
rung einer  solchen  Verständigung  anweist 


Zehnter  Abschnitt. 

Die  Versidie  der  Ungestaltug  des  deitsehea  Staatei- 

bandes  !■  tn  Reich  (Budesstaat)  ni  die  Wieder- 

herstellug  der  Budesferfassug. 
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§.  181. 

Die  Ereignisse  vom  2.  März  1848  bis  zu  dem  Zusam- 
mentritt des  sog.  Vorparlaments  (30.  März  1848). 

I.  Auf  die  Nachricht  von  der  französischen  Revolution 
(24.  Februar  1848)  erliess  die  Bundesversammlung  am  1.  März 
1848  an  die  deutschen  Regierungen  und  das  deutsche  Volk 
einen  Aufruf,  worin  dieselben  zur  Eintracht,  zur  Aufrechthal- 
tnng  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe  und  zum  Vertrauen 
auf  die  Bundesversammlung  ermahnt  wurden  >).  Es  machte 
derselbe  im  Allgemeinen  keinen  Eindruck^).    Einige  deutsche 


*)  Prot  d.  B.-V.  10.  Sitzung,  y.  1.  M&rz  1848,  §.  108,  S.  179.  Es  heisst 
darin  u.  A.:  „Der  Bundestag  wird  von  seinem  Standpunkt  aus  AUes  auf- 
bieten, um  gleich  eifrig  für  die  Sicherheit  Deutschlands  nach  Aussen,  so 
wie  für  die  Förderung  der  nationalen  Interessen  und  des  nationalen  Lebens 
im  Innern  zu  sorgen.  Deutschland  wird  und  muss  auf  die  Stufe 
gehoben  werden,  die  ihm  unter  den  Nationen  Europas  gebührt, 
aber  nur  der  Weg  der  Eintracht,  des  gesetzlichen  Fortschritts  und  der 
einheitlichen  Entwickelung  führt  dahin."  — v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Germ.  ThL  II,  S.  459. 

*)  Auch  die  Bundesversammlung  machte  sich  hierüber  keine  Illusionen. 
—  Vortrag  des  politischen  Ausschusses  (Ref.  v.  Blittersdorf)  in  der  15. 
Sitzung  der  B.-V.  v.  8.  Mirz,  Prot  §.  133,  S.  230:  „Gewiss  hat  der  Aufruf 
hoher  Bundesversammlung  an  die  deutschen  Regierungen  und  Völker  bei 
Vielen  guten  Eindruck  gemacht,  im  Allgemeinen  aber  Vertri^uen 
SU  erwecken  nicht  vermocht" 
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Regierungen  fanden  sich  durch  die  politische  Bewegung,  welche 
sich  überall  bedenklich  ankündigte,  alsbald  bewogen ,  die 
Censnr  in  ihren  Staaten  aufzuheben,  ohne  einen  Bundes- 
beschluss  hierüber  abzuwarten,  so  z.  B.  Würtemberg  und 
Baden  (beide  am  1.  März  1848).  Ersteres  stellte  sein  Press- 
gesetz v^m  30.  Januar  1817  ^),  Letzteres  sein  Pressgesetz  vom 
28.  December  1831  wieder  her,  welches  früher  in  Befolgung 
eines  Beschlusses  der  Bundesversammlung  vom  5.  Juli  1832 
(Sitz.  24)  hatte  aufgehoben  werden  müssen  4).  Am  3.  März 
1848  hob  sodann  die  Bundesversammlung  selbst  die  Censur  als 
bundesgesetzliche  Einrichtung  auf,  indem  sie  jedem  Staate 
frei  stellte,  die  Censur  abzuschaffen  und  Pressfreiheit,  unter 
Garantien  zur  Sicherstellung  des  Bundes  und  der  anderen 
Bundesstaaten  gegen  den  Missbrauch  der  Presse,  einzuftibren^). 

3)  Vergl.  die  Anzeige  Würtemberg*8  von  diesem  Schritte,  in  der 
13.  Sitzung  der  B.-V.  v.  4.  März  1848,  Prot  §.  123,  S.  207.  —  Ausser  den 
Gründen,  welche  in  den  Zeitverhäitnissen ,  der  „ungewohnten  Aufre- 
gung*^ u.  8.  w.  lagen,  wurde  besonders  darauf  Gewicht  gelegt,  dass  das 
Bestehen  der  Censur  der  Landesverfassung  §.  28  zuwider,  und  anch  in 
Baden  die  Aufhebung  der  Censur  erklärt  worden  sei.  Schon  in  der 
9.  Sitzung  der  B.-V.  v.  29.  Febr.  1848,  Prot  §.  106,  S.  175  hatte  Würr 
temberg  erklärt,  dass  bei  längerer  Verzögerung  eines  Bundesbeschlasses 
über  die  Freiheit  der  Presse,  es  sich  in  dem  Falle  sehen  dürfte,  proviso- 
rische Anordnungen  hinsichtlich  derselben  in  seinem  Staate  zu  treffen. 

*)  Vergl.  die  Anzeige  von  Baden,  ebendas.  (Prot  4.  März  §.  123, 
S.  208).—  Das  badische  provisor.  Gesetz,  die  Pressfreiheit  betr.  vom 
1.  März,  1848,  führte  unter  seinen  Gründen  besonders  auf,  dass  eine  all- 
gemeine Bundespressgesetzgebung  „in  neuerer  Zeit  bei  der  B.-V.  wieder 
in  Verhandlung  begriffen,  und  auf  Aufhebung  der  Censur  mit  Erlas- 
sung von  Repressivgesetzen  angetragen  sei.'^  —  Baden  hatte  schon  in 
der  10.  Sitz,  der  B.-V.  v.  1.  März  1848,  Prot  §.  109,  im  Wesentlichen 
übereinstimmend  mit  Würtemberg  (s.  Note  3),  erklärt,  dass  es  bei  längerer 
Zögerung  mit  der  Aufhebung  der  unhaltbar  gewordenen  Censur  durch 
einen  Bundesbeschluss,  in  den  Fall  konmien  würde,  den  dringenden  An- 
trägen seiner  Stände  durch  provisorische  Anordnungen  hinsichtlich  der 
Presse  entgegen  zu  kommen. 

*)  12.  Sitz,  der  B.-V.  vom  3.  März  1848,  Prot  §.  119,  S.  203;  bei 
v.  M  e  y  e  r ,  1.  c  Thl.  II,  S.  460.  —  Im  Publikum  konnte  dieser  B.-B.  kaum  anden 
als  ein  der  B.-V.  durch  die  Umstände  abgenöthigter  betrachtet  werden.  £s 
waren  aber  schon  im  Jahre  1847  von  Preussen,  Königr.  Sachsen, 
Würtemberg,  Baden  und  Grossherz.  Hessen  eifrige  Anstrengungen 
gemacht  worden,  an  die  Stelle  der  Censur  von  Bundeswegen  ein  Bepressiv- 
System  treten  zu  lassen,  und  schon  am  9.  Septbr.  1847  (Prot  §.268)  waren 
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Um  dem  allgemeinen  Drange  nach  einem  Symbol  der  deut- 
schen Einheit  zu  entsprechen,  beschloss  die  Bandesversamm- 
Inng  am  9.  März  den  alten  Reichsadler  nnd  die  Farben  des 
alten  fieichspaniers ,  unbeschadet  der  Landesfarben,  als  Ban- 
desfarben einznfUhren^).  Am  20.  März  wurde  beschlossen,  das 
Bnndeswappen  nnd  die  Bnndesfarben  in  den  Bnndesfestnngen 
anzubringen,  und  dem  deutschen  Militär  ein  entsprechendes 
Erkennungszeichen  in  diesen  Farben  zu  geben,  was  schon 
längst  die  Bundeskriegsverfassung  art.  36  in  Aussicht  gestellt 
hatte  ^. 

n.  Unterdessen  war  (am  5.  März)  eine  Anzahl  von  (51) 
Männern  aus  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  in  Heidel- 
berg zusammengetreten^),  und  beschloss  eine  „vollständigere 
Versammlung  von  Männern  des  Vertrauens  lUler  deutschen 
Volksstämme  zu  veranlassen,^'  um  über  die  Lage  und  Bedürfnisse 
Deutschlands  und  insbesondere  über  die  Einrichtung  „einer  in 
allen  deutschen  Ländern  nach  der  Kopfzahl  gewählten  Na- 
tionalvertretung zu  berathen^y^    Es  wurde  zugleich  ein 


drei  Vorfragen  zur  AbBtimmung  gestellt  worden,  worauf  der  B.-B.  t.  3.  MArz 
1848  nur  die  entscheidende  Antwort  enthielt 

6)  16.  Sitz,  der  B.-V.  vom  9.  März  1848,  Prot  §.  137,  S.  234;  auch 
bei  V.  Meyer,  1.  c.  Thl.  n.  S.  465. 

7)  21.  Sitz,  der  B.-V.  ▼.  20.  M&rz  1848,  Prot.  §.  161,  8.  263;  auch  bei 
T.  Meyer,  1.  c  Thl.  n,  8.  467.  —  Vergl.  den  B.-B.  v.  7.  April  1848,  Prot 
§.  240,  S.  355.  —  (Siehe  auch  oben  §.  132). 

•)  Nach  dem  Vorworte  von  Dr.  Jucho,  zu  der  „Offidellen  Ausgabe 
der  Verhandlungen  des  Frankfurter  Parlaments,  (bei  Sauerländer  in 
Frankf.)  Lief.  I,  S.  V,  war  die  Idee,  Vereinigungen  deutscher  Abgeordneten 
gleichen  Strebens  aus  verschiedenen  Ländern  zu  veranlassen  und  in  den  An- 
gelegenheiten Deutschlands  gemeinsam  oder  doch  möglichst  nach  gleichem 
Plane  zu  handeln,  von  den  Männern  der  badischen  Opposition  ausgegangen. 
Die  erste  derartige  Vereinigung  fand  im  Herbste  1839  zu  Hattersheim  statt, 
sodann  versammelte  man  sich  £Eist  alljährlich  an  verschiedenen  Orten,  so 
z.  B.  1847  zu  Heppenheim,  wo  „die  Versammlung  völlig  ans  Tageslicht 
trat,  nnd  in  den  öffentlichen.Blättem  Bericht  über  ihre  Verhandlungen  gab. 
Die  Zeit  war  weiter  vorgerückt,  die  Frucht  reifer  geworden,  und  was  früher 
nicht  wohl  zu  wagen  gewesen  wäre,  war  nunmehr  ungefährlich.''  £ben- 
das.  S.  VI.  „Die  Bad  euer,  denen  hier  wieder  der  Ruhm  des  ersten  An- 
griff gebührt'S  luden  auch  zur  Versammlung  auf  den  5.  März  nach  Heidel- 
berg ein. 

^)  Vergleiche  die  Erklärung  dieser  Versammlung  bei  Jucho,  a.  a.  0. 
S.  VHI;  und  hiernach  auch  in  Roth  u.  Merck,   Quellensammlung  I, 
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Ausschnss  von  sieben  Personen,  sog.  Siebener-Ansschass, 
zur  vorläufigen  Berathnng  einer  nationalen  Parlamentsyer- 
fassang  und  nm  die  Einladung  einer  grösseren  Versammlung 
schleunigst  zu  besorgen ,  gewählt  Dieser  Ausschuss  erliess 
alsbald  (12.  März)  eine  Einladung  zu  einer  Versammlnng  auf 
den  30.  und  31.  März  nach  Frankfurt,  an  ,,alle  früheren  oder 
gegenwärtigen  Ständemitglieder  und  Theilnehmer  an  gesetz- 
gebenden Versammlungen  in  allen  deutschen  Landen,  natürlich 
Ost-  und  Westpreussen  und  Schleswig-Holstein  mit  inbegriffen," 
mit  dem  Beifügen,  dass  auch  „eine  bestimmte  Anzahl  anderer 
durch  das  Vertrauen  des  deutschen  Volkes  ausgezeichneter 
Männer,  die  bisher  nicht  Ständemitglieder  waren,  noch  beson- 
dere Einladungen  erhalten  würden^^^^).  Um  einer  solchen 
voraussichtlichen  Versammlung  gegenüber  nicht  unthätig  zu 
bleiben,  und  um  auch  von  Seite  des  Bundes  die  Reform  der 
deutschen  Verfassung  in  Angriff  zu  nehmen,  beschloss  die 
Bundesversammlung  am  10.  März,  die  Regierungen  aufzufor- 
dern, „Männer  des  allgemeinen  Vertrauens  (sog.  Vertrauens- 
männer) bis  Ende  März  nach  Frankfurt  zu  senden,  und 
zwar  Einen  ftlr  jede  der  17  Stimmen  im  engeren  Rathe 
der  Bundesversammlung,  um  bei  der  Revision  der  deutschen 
Verfassung   gutachtlichen    Beirath    zu    geben  *0«     Wiederholt 


S.  103,  ,,£inmathig  .  .  .  spracheu  Alle  die  Ueberzeugung  aus,  dass  die 
Herstellung  und  Yertheidigung  der  höchsten  Güter  (der  Nation)  im  Zusam- 
menwirken aller  deutschen  Volksstämme  mit  ihren  Regierungen  —  so  knge 
auf  diesem  Wege  Rettung  noch  möglich  ist  —  erstrebt  werden  masse/*  Die 
Hauptgedanken  dieses  politischen  Programmes  waren:  Nichteinmischung  in 
die  inneren  Angelegenheiten  Frankreichs ;  Anerkennung  seiner  republikani- 
schen Regierung ;  kein  russisches  BOndniss ;  eine  deutsche  Nationalvertretung. 

fo)  Siehe  dieses  öffentliche  Ausschreiben  des  Siebener-Ausschusses  Yom 
12.  März  1848,  bei  Jucho  a.  a.  0.  S.  IX;  bei  Roth  und  Merck,  a.  a.  0. 
I,  S.  122. 

<*)  B.-B.  V.  10.  März,  Prot  §.  140.  S.  238;  bei  v.Meyer,l.c.ThLII,S.465. 
—  In  meiner  Schrift:  Buftdesreform,  etc.  1848  (5.  März),  war  der  Vorschlag 
gemacht,  eine  stärkere  Anzahl  von  Vertrauensmännern,  nämlich  69,  ent- 
sprechend der  damals  im  Plenum  bestehenden  Stimmenzahl,  zu  berufen, 
welche  Zahl  weit  geeigneter  gewesen  sein  würde,  einen  von  ihr  ausgearbei- 
teten Entwurf  in  einer  nachfolgenden  grösseren  Versammlung  zu  halten 
und  durch  zubringen ,  also  die  von  der  Bundesversammlung  hierauf  be- 
liebte geringe  Anzahl  von  17  Stimmen,  nach  Massgabe  der  17  Stimmen  des 
engeren  Ratlies. 
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vfrurde   diese  Anffordernng   von    der  Bundesversammlung   am 
25.  März  >2). 

III.  Mittlerweile  hatte  am  13.  März  in  Wien  und  am  18. 
und  19.  März  in  Berlin  eine  Revolution  Statt  gefunden. 
Schon  am  14.  März  hatte  der  König  von  Preussen  den  ver- 
einigten Landtag  einberufen,  mit  der  Ankündigung,  dass 
er  im  Verein  mit  Oesterreich  die  deutschen  Bundesglieder 
eingeladen  habe,  unverzüglich  zu  einer  gemeinsamen  Berathung 
über  die  für  das  Wohl  des  Vaterlandes  erforderlichen  Mass- 
regeln (in  Dresden)  zusanunenzutreten  und  mit  allen  Kräften 
dahin  zu  wirken,  „dass  diese  Berathung  zaeiner  wirk  lieben 
Regeneration  des  deutschen  Bundes  führe,  damit  das 
deutsche  Volk  in  ihm  wahrhaft  vereinigt,  durch  freie  Insti- 
tutionen gekräftigt,  nicht  minder  aber  auch  gegen  die  Gefahren 
des  Umsturzes  und  der  Anarchie  geschützt,  die  alte  Grösse 
wieder  gewinne,  damit  Deutschland  den  ihm  gebühren- 
den Rang  in  Europa  einnehme"*^).  Am  18.  März,  nach 
dem  Eintreffen  der  Nachrichten  von  der  Bewegung  in  Wien, 
erschien  wieder  ein  Patent  des  Königs  von  Preussen, 
worin  er  mit  grösster  Bestimmtheit  die  Forderungen  aussprach, 
die  er  an  den  Bund  stellen  werde.  Preussen  forderte  darin: 
„vor  Allem,  dass  Deutschland  aus  einem  Staatenbund  in  einen 
Bundesstaat  umgewandelt  werde,  sodann  die  Einberufung 
einer  vorläufigen  Bundesrepräsentation,  gebildet  aus  den  Stän- 
den aller  deutschen  Länder,  Einführung  constitutioneller 
Verfassungen  in  allen  deutschen  Staaten,  ein  Bundesheer,  eine 
Bundesflotte,  ein  Bundesgericht,  allgemeinen  Zollverband, 
gleiche  Münze,  Mass  und  Gewicht,  allgemeines  Heimaths- 
recht,    Freizügigkeit   und   Pressfreiheit**).     Gleich   nach   den 

«)  B.-B.  V.  25.  März  1848,  §.  180,  S.  279 ;  bei  v.  M  e  y  e  r ,  1.  c.  Thl.  II,  S.  468. 

^)  Siehe  das  k.  preuss.  Patent,  wegen  Einberufung  des  vereinigten 
Landtags,  d.  d.  Berlin,  14.  März  1848,  bei  Weil,  Quellen,  S.  93. 

**)  Siehe  dieses  höchst  merkwürdige  k.  p  r  e  u  s  s.Patent  wegen  beschleunigter 
Einberufung  des  vereinigten  Landtags  vom  18.  März  1848,  worin  die  Krone 
Preussen  in  höchst  energischer  Weise  alle  jene  Forderungen  als  die 
ihrigen  erklärt,  welche  damals  von  der  Öffentlichen  Stimme  ausgesprochen 
worden  waren,  bei  Roth  u.  Merck,  Quellensammlung  I,  S.  145.  —  Hier 
forderte  also  Preussen  eine  Reform  des  ganzen  Bundes,  und  durch 
den  Bund,  also  gerade  das,  was  es  seit  dem  20.  Dccember  1861  in  seineu 
Noten  ausdrücklich  verwirft  und  seine  Mitwirkung  dazu  verweigert. 
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Märzereignissen  in  Berlin  erschien  ein  Anfraf  des  Königs  yon 
Prenssen  am  21.  März  9,an  mein  Volk  und  die  deutsche 
Nation^'  ^^).  Darin  wird  erklärt,  dass  Bettang  ans  der  doppel- 
ten Gefahr  von  Aossen  und  Innen  nor  ans  der  innigsten  Ver- 
einigung der  deutschen  Fürsten  und  Völker  unter  einer  Lei- 
tung hervorgehen  könne,  dass  der  König  heute  diese  Leitang 
ftar  die  Tage  der  Oefafaj*  ttbeinehme  und  sieh  und  sein  Vdk 
unter  das  ehrwürdige  Banner  des  dentsehen  Bdches  stdle: 
yyPreussen  geht  fortan  in  Deutschland  auf'^^^.  Der 
König  verkündete  zugleich  die  Absicht,  die  Fürsten  und  Sttnde 
Deutschlands  zu  veranlassen,  mit  dem  preussischen  Land- 
tage zu  einer  Versanmünng  zusammenzutreten;  so  •solle  sich 
vorläufig  eine  zeitweilige  deutsche  Ständevewammlnpg 
bilden,  um  das  dringend  Noihwendige  zu  beschliessen.  Vor 
AUem  sei  nothwendig:  die  Aufstellung  eines  deutschen  Bundes- 
heeres,  und  bewaffiiete  NeutraUtätserklärung;  sodann  sollte 
berathen  werden  über  die  nOthigen  Einrichtungen  zur  Verbes- 
serung der  deutschen  Zustände.  Somit  hatte  also  der  von  dem 
Abgeordneten  Bassermann  kurz  vorher  (12.  Febr.  1848)  in 
der  badischen  Ständevefsammlung  ausgesprochene  Gedanke 
eines  allgemeinen  deutschen  Parlaments  die  Anerkennung 
Preussens  gefunden  ^^. 

IV.  Die  Bemühungen  Preussens,  die  Berufung»  eines  sol- 
chen Parlamentes  in  seine  Hand  zu  bringen,  wurden  aber  durch 
die  allgemeine  Bewegung  überflügelt,  welche  alsbald  ihren 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  in  dem  sogenannten  Frankfhrter 
Vorparlamente  fand.  Die  Bundesversammlung  selbst,  in  grosser 
Besorgniss  vor  der  erwarteten  Bewegung,  und  um  dem  erwar- 
teten und  geflirchteten  Vorparlament  in  etwas  entgegenzukom- 
men, beschloss  am  30.  März  die  Bundesregierungen  aufzufordern, 
sofort  Wahlen  von  „Nationalvertretern^^  anzuordnen, 
um  am  Sitze  der  Bundesversammlung,  „zwischen  den  Re- 


4>)  Siehe  den  Aufruf  des  K.  v.  Preassen,  vom  21.  M&rz  1848,  bei 
Weil,  Quellen,  S.  94;  bei  Roth  a.  Merck,  QueUenBammL  I,  153. 

«)  Siehe  oben  §.  177,  Note  2. 

«^  Siehe  den  Bassermann^schen  Antrag  vom  12.  Febr.  1848,  bd 
Roth  u.  Merck,  Quellensamml.  I,  30.  (Siehe  auch  oben  §.  179,  Note  IL) 
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giernngen  und  Volke  das  deatsche  Verfassungs- 
werk  zustande  zu  bringen/'  Es  sollte  auf  70,000  Seelen 
ein  Vertreter  kommen  ^^). 

§.  182. 
Dag  Vorparlament  (31.  MSrz  bis  4.  April  1848)^). 

I.  Die  Yon  dem  Siebener-Ansschuss  der  Heidelberger  Ver- 
sammlung nach  Frankfurt  eingeladene  grössere  (Notabein-) 
Versammlung^)  oder  das  sogenannte  Vorparlament  trat  am 
31.  März  1848  aus  sehr  gemischten  Elementen  zusammen,  und 
zwar  Morgens  um  87«  Uhr  im  Römer  zu  Frankfurt;  nach  der 
Präsidentenwahl  zog  man  sogleich  in  die  Paulskirche.  Die 
Grundlage  der  Verhandlung  selbst  bildete  ein  kurzes  Programm 
des  Siebener -Ausschusses  der  Heidelberger  Versammlung'). 
Die  Grundgedanken  waren:  1.  ein  Bundeshaupt  mit  verant- 
wortlichen Ministern;  2.  ein  Senat  der  Einzelstaaten;  3.  ein 
Volkshaus,  hervorgehend  aus  Urwahlen  (1  auf  70,000);  4.  Er- 
weiterung der  Gompetenz  des  Bundes  durch  Verzichtleistung 
der  Einzelstaaten  auf  gewisse  Rechte  zu  Gunsten  der  Central- 
gewalt,  nämlich:  a.  ein  Heerwesen,  b.  eine  Vertretung  gegen- 
ttber  dem  Ausland,  c.  ein  System  des  Handels,  ZoUwesenS| 
der  Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  d.  Einheit  der  Civil-  und 
Strafgesetzgebung  und  des  Gerichtsverfahrens  und  e.  Verbflr- 


«•)  B.-B.  Tom  30.  Mftrz  1848,  Prot  §.  209,  bei  t.  Meyer,  L  c  ThL  n, 
S.  468.  Dass  die  Absicht  der  B.-V.  bei  diesem  Beschlüsse  keine  andere  war, 
als  dass  die  neue  Verfassung  Deutschlands  auf  dem  Wege  der  Vereinbarung 
zwischen  den  Fürsten  und  Völkern  Deutschlands  zu  Stande  gebracht  werden 
sollte,  ergibt  sich  nicht  blos  aus  der  Wortfassung  dieses  Beschlusses,  son- 
dern aach  aus  dem  Vortrage  des  Bevisionsausschusses  (90.  M&rz  1848,  Prot 
S.  209,  Ref.  Gr.  v.  Kostiz  u.  J&nkendorf).  Roth  u.  Merck,  Quel- 
lensammlung I,  188. 

*)  Die  Verhandlungen  des  Vorparlaments  finden  sich  in  (Dr.  Jucho), 
Verhandlungen  des  deutschen  Parlaments.  Officielle  Ausgabe.  Erste  Lie- 
ferung. Frankf.  (Sauerländer)  1848. 

*)  Den  Ausdruck  „Notabeln-Versammlnng*'  zur  Bezeichnung 
des  sog.  Vorparlaments,  gebrauchte  M.  v.  Gagern,  als  Präsident  des  Col- 
legiums  der  17  Vertrauensmänner,  in  einem  Schreiben  an  die  B.-V.  vom 
10.  April  1848;  Prot  der  B.-V.  §.  208,  Beilage,  S.  388. 

*)  Abgedruckt  bei  (Jucho)  Verhandl.  d.  deut  Pari.  I,  1;  bei  Roth 
u.  Merck,  I,  183. 

Ztfpfl,  StMtirecht.  5.  Aufl.  I.  30 
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gong  der  natioDalen  Freiheitorechte.  Zugleich  war  voi^geschla- 
gen,  einen  Ansschnss  zn  ernennen,  der  bei  der  BnndesTersunm- 
Inng  die  schleunigste  EinbemAing  der  wirklichen  Nationalyer- 
Sammlung  betreiben  und  das  Vorparlament  wieder  berufen 
solle,  wenn  bis  zn  Anfang  des  Mai  die  Nationalyersammhing 
nicht  einberufen  sei. 

n.   Nachdem  sich  im  Laufe  der  Verhandlungen    bereits 
das  demokratische  Element  stark  hervorgethan  hatte,  und  mit 
Mühe  ein  offener  Bruch  in-  und  ausserhalb  der  Versammlung 
selbst  verhütet  worden  war,  vereinigte  man  sich  über  eine 
Anzahl  von  Beschlüssen,  die  in  9  Rubriken  gebracht  wurden  *). 
A.  Das  Vorparlament  erklärte,  es  halte  es  ftir  seine  Aufgabe, 
festzustellen,  wie  die  constituirende  Nationalversammlung  ge- 
bildet werden  solle.    Es  sprach  dabei  ausdrücklich  aus,  ,,da88 
die    künftige   Verfassung    Deutschlands    einzig    und 
allein  dieser  vom  Volk  zu  wählenden  constituirenden  Nationat- 
versammlang  zu  überlassen  sei.^^    B.  Schleswig,  staatlich 
und  national  mit  Holstein  unzertrennlich  verbunden,  sei  unYer- 
züglich   in   den   deutschen   Bund   aufzunehmen,  dessgleichen 
Ost-  und  Westpreussen.   Die  Versammlung  erklärte  femer 
die  Theilung  Polens  als  ein  schmachvolles  Unrecht  und  er- 
kannte es  als  „heilige  Pflicht  des  deutschen  Volkes,  bei 
der  WiederhersteUung  Polens  mitzuwirken^^    C.  Es  sollte  auf 
je  50,000  Seelen  ein  Vertreter  zur  Nationalversammlung  ge- 
wählt werden.  D.  Die  Wählbarkeit  sollte  unbedingt  freigegeben, 
jeder  volljährige,  selbstständige  Staatsangehörige  wahlfähig  und 
wählbar  sein,  übrigens  wurde  es  den  einzelnen  Staaten  über- 
lassen, ob  sie  direkte  oder  indirekte  Wahlen  anordnen  wollten. 
£.  Versammlungsort    der  Nationalversammlung   sollte  Frank- 
furt a.  M.,  und  F.  die  Versammlungszeit  der  1.  Mai  1848  sein. 
G.  Es  sollte  ein  permanenter  Ausschuss  von  50  Mitglie- 
dern anfgesteUt  und  beauftragt  werden,  die  Bundesversanmi- 
lung  zu  berathen  und  bei  eintretender  Gefahr  die  gegenwärtige 
Versammlung  wieder  zu  berufen;  femer  die  Einberufung  einer 
Volksbewaffnung  zu  betreiben  und  ans  Gestenreich  6*Mitglie- 


*)  Die  Beschlüsse  des  Vorparlaments  sind  abgedrackt  bei  (Jucho) 
Verhandlungen  d.  deut  Pari.  I,  172;  bei  Roth  u.  Merck,  QaeUens.  I, 
194;  bei  Weil,  S.  97. 
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der  zum  Ansschnss  beiznziehen^).  Die  Versammlimg  yer- 
langte  ferner,  dass  der  Bandestag ,  indem  er  die  Angelegen- 
heiten eineB  constitairenden  Parlamentes  in  die  Hand  nimmt, 
sich  von  den  verfassongswidrigen  Ansnahmsbeschlüssen 
lossage  und  die  Männer  aus  seinem  Schoos  entferne, 
welche  znr  Hervorrnfung  und  Ausführung  dieser  Be- 
schlüsse mitgewirkt  hatten^).  H.  Als  Grundrechte  und 
Forderungen  des  deutschen  Volkes,  die  das  Minimum  der 
deutschen  Volksfreiheit  bilden  sollten,  wurden  dem  künftigen 
Parlament  empfohlen:  Gleichstellung  der  politischen  Rechte 
ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses;  Unabhängigkeit 
der  Kirche  vom  Staate;  yolle  Pressfreiheit;  freies  Vereinigungs- 
recht; Petitionsrecht;  eine  freie  volksvertretende  Landesyerfas- 
sung,  mit  entscheidender  Stimme  der  Volksabgeordneten  und 
Verantwortlichkeit  der  Minister;  gerechtes  Mass  der  Steuer- 
pflicht nach  der  Steuerkraft;  Gleichheit  der  Wehrpflicht  und 
des  Wehrrechtes;  gleiche  Berechtigung  aller  Bürger  zu  Ge- 
meinde- und  Staatsämtem;  unbedingtes  Auswanderungsrecht; 
allgemeines  deutsches  Staatsbürgerrecht;  Lehr-  und  Lernfreiheit; 
Schutz  der  persönlichen  Freiheit;  Schutz  gegen  Justizyerwei- 
gerung ;  Oeffentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Rechtspflege  und 
Schwurgerichte  in  Strafsachen;  ein  yolksthümliches  Credit- 
System  mit  Ackerbau-  und  Arbeitscreditkassen ;  Schutz  der 
Arbeit,  um  Arbeitsfähige  yor  Mangel  zu  bewahren,  Erwerb- 
losen lohnende  Beschäftigung  zu  yerschafi'en  und  die  Verfassung 
des  Gewerbe-  und  Fabrikwesens  den  Bedürfnissen  der  Zeit 
anzupassen;  sodann  Schulunterricht  ftlr  alle  Klassen,  Gewerbe 
und  Berufe  aus  Staatsmitteln  und  endlich  Anerkennung  der 
Auswanderung  als  Nationalaügelegenheit.  J.  Den  Sehluss  bil- 
det der  Ausdruck  des  Dankes  der  Versammlung  an  die  zu 
Heppenheim  und  Heidelberg  zusammengetretenen  Männer 
und  an  die  Behörden  und  Bürger  der  Stadt  Frankfurt.    (An 


")  Es  war  sogar  der  Antrag  gesteUt  worden,  dass  sich  das  gesammte 
Vorparlament  für  permanent  bis  zum  wirklichen  Zusammentritte  der 
constituirenden  Nationalversammlnng  erklären  sollte.  Dieser  Antrag,  der 
kaum  eine  geringere  Tragweite  hatte,  als  eine  förmliche  Erklärung  eines 
BevoIationszustandeB,  wurde  aber  mit  516  Stimmen  gegen  148  abgelehnt 

0)  Der  letzte  Theil  der  unter  6.  zusammengesteUten  Beschlüsse  des 
Vorparlaments,  wurde  erst  am  2.  April  beschlossen. 

30* 
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eine  AnflösnDg  des  deutschen  Bnsdes  oder  an  eine  Entfemimg 
des  Bundestags  y  oder  an  eine  Ausschliessung  Oesterreichs, 
dachte  damals  noch  Niemand;  im  Gegentheil  wnrde  Oester- 
reichs  Theilnahme  dringend  |;efordert). 

in.  Das  Präsidium  des  Vorparlaments  theilte  in  einem 
Schreiben  vom  2.  April  1848  der  Bundesversammlung  die  Be- 
schlüsse mit,  „welche  die  hier  zur  Vorbereitung  der  deutacheD 
constitnirenden  Nationalversammlung  versammelten  Männer  im 
Namen  des  deutschen  Volkes  (in  den  Sitzungen  vom 
31.  März  und  I.April)  gefasst  habeu^^^).  Die  Bundesversamm- 
lung erklärte  sofort  ihre  Bereitwilligkeit,  diesen  BeschlllBsen 
des  Vorparlaments  ,, entgegen  zu  kommen"^),  und  gab 
auch  in  dem  Antwortschreiben  an  das  Präsidium  des  Vorpar- 
laments diesem  Kenntniss  von  ihrem  so  eben  (2.  April)  auf 
einen  schon  früher  (23.  März)  von  der  freien  Stadt  Frank- 
furt gestellten  Antrag  gefassten  Beschlüsse,  wonach  „die 
seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  sog.  Ansnahmsgesetze 
des  deutschen  Bundes  für  aufgehoben^'   erklärt  wurden *). 


7)  Das  Schreiben  findet  sich  in  den  Prot  der  B.-y.  v.  2.  April  1848, 
§.  215,  S.  327.  —  Es  theilt  der  B.-Y.  die  hier  oben  unter  B.  bis  F.  auf- 
geführten Beschlösse,  und  den  unter  6.  aufgeführten  Beschlnsa  mit,  soweit 
letzterer  von  der  Aufstellung  des  permanenten  Ausschusses  handelt  Der 
unter  A.  hier  oben  angeführte  Beschluss  des  Vorparlaments,  worin  die 
Entscheidung  über  die  deutsche  Verfassung  ei  na  ig  und  allein  der  con- 
Btituirenden  Versammlung  beigelegt  wird,  sowie  überhaupt  die  an  und  seit 
dem  2.  April  gefassten  Beschlüsse  des  Vorparlaments,  sind  nicht  in  den 
Prot  der  B.-V.  zu  finden.  Doch  lässt  der  Inhalt  des  Antwortschreibens 
des  Präsidiums  der  Bundesversammlung  an  das  Präsidium  des  Vorparla- 
ments, ebenfalls  vom  2.  April  1848  Prot  §.  215,  S.  d29  deutlich  erkennen, 
dass  die  B.-V.  doch  auch  schon  damals  mindestens  Kenntniss  Ton  der  an 
gleichem  Tage  beschlossenen  Forderung  der  Aufhebung  der  Ansnahms- 
gesetze gehabt  haben  müsse.  Vergl.  v.  Meyer,  Lc  3.  Aufl.  ThL  II,  S.  477. 

•)  Prot  der  B.-V.  v.  2.  April  1848,  §.  215,  S.  329. 

9)  B.-B.  vom  2.  April  1848,  Prot  §.  214,  S.  326;  vergl.  mit  Prot  vom 
23.  März  1848,  §.  176,  S.  271  (Antrag  der  fr.  Stadt  Frankfurt  wegen 
Aufhebung  der  seit  dem  Jahre  1819  erlassenen  Ansnahmsgesetze.)  — 
Der  zur  Revision  des  art.  28  der  Wiener  Schlussakte  niedergesetzte  Ans- 
schuss  hatte  in  der  Sitzung  v.  2.  April,  Prot  §.  214,  richtig  bemerkt,  dass 
eine  Prüfung  der  seit  1819  ge&ssten  einzelnen  Bundesbeschlüsae  nöthig 
sein  würde,  um  zu  bestimmen,  welche  unter  die  Kategorie  der  Ansnahms- 
gesetze fallen,  welche  Bezeichnung  damals  überhaupt  znm  erstenmale  als 
politisches  Schlagwort  in  Schwung  gesetzt  wurde;  die  B.-V.  glaubte  aber, 
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Uebeidies  wurde  schon  am  3.  April  bekannt,  dass  die  Bnn- 
desgesandten,  welche  sich  durch  den  Beschlags  des  Vorparia- 


dass  es  jetzt  mehr  darauf  ankomme,  nur  den  Ornndsats  in  bindender 
Weise  auszusprechen,  damit  so  dem  Zweifel  und  Misstranen  entgegen  ge- 
treten werde.  Damit  sind  aber  nun  freilich  in  Bezug  auf  die  einzelnen 
Bundesgesetze  Zweifel  entstanden,  da,  je  nach  dem  politischen  Standpunkte, 
die  Ansichten  über  das,  was  unter  die  Kategorie  von  Ausnahmsgesetzen 
gehört,  sehr  yerschieden  sind.  (Vergl.  z.  B.  H.  A.  Zachariä,  deut.  Staatsr. 
[2.  Aufl.]  I,  8.  225  fl.)  üebrigens  bestehen  solche  Zweifel  nur  ausser- 
halb, aber  nicht  in  der  in  der  B.-Y.  — Schon  auf  den  Dresdener  Con- 
ferenzen  hatte  die  zweite  Commission  einen  Bericht  darüber  erstattet 
(BeiL  z.  Vm.  Sitzung  y.  2.  Mai  1851),  wonach  als  durch  den  B.-B.  Yom 
2.  April  1848  au|g;ehoben  alle  BundesbeschlOsse  zu  betrachten  sind,  welche 
überhaupt  nur  in  Bezug  auf  bestimmte,  jetzt  nicht  mehr  vorhandene 
ZufltSnde,  Ereignisse,  unruhige  Bewegungen,  oder  überhaupt  nur  als  pro- 
visorisch verkündet,  und  seit  dem  Ablaufe  des  für  ihre  Geltung  bestimm- 
ten (fiOnfj&hrigen)  Zeitraumes  nicht  erneuert  worden  sind;  namentlich  die 
Beschlüsse  vom  20.  Sept  1819;  (Prftsidialvortrag,  Abschn.  111,17,7;  die 
Beschlüsse  über  das  Schul-  und  üniversitätswesen.  Missbrauch  der  Presse, 
die  Gentraluntersuchungscommission ;  die  provisorischen  Massregeln  vom 
16.  August  1824  und  der  B.-B  v.  21.  Okt  1830  über  gegenseitige  Hilfe- 
leistung der  Regierungen,  so  weit  er  blos  temporftre  Bestimmung  hatte. 
Von  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1882,  Prot  §.  281,  Massregebi  zur  Aufrechthal- 
tong  der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe,  betr.,  sind  aufgehoben  die  Be- 
stimmungen 1—7  und  9;  d.  h.  bezüglich  der  ausserhalb  Deutschland  er- 
schienenen Druckschriften;  der  Vereine,  Versammlungen,  Abzeichen,  Fahnen, 
Freiheitsbftume,  Universitäten;  polizeiliche  Ueberwachung  Einheimischer  und 
Fremder,  und  (Nr.  9)  temporftre  Zusicherung  milit&rischer  Assistenz  der 
Regierungen  (doch  bleibt  das  Prindp).  Femer  sind  aufgehoben  der  B.-B, 
Y.  13.  Nov.  1884,  Prot.  §.  546,  über  die  Universitäten,  und  v.  13.  Nov.  1834, 
Prot  §.  547,  über  die  Aktenversendung  an  Universitäten  und  Schöffenstühle 
in  Criminal-  und  Polizeisachen.  Selbstverständlich  wurden  auch  jene  Bun- 
desbeschlüsse  fbr  aufgehoben  erklärt,  welche  nur  die  Vollziehung  der  vor- 
genannten bezwecken.  Als  fortbestehend  wurden  erklärt:  der  Präsidial- 
vortrag  v.  19.  Sept  1820,  Abschn.  I  u.  II,  den  Sinn  des  art  13.  der  B.-A. 
und  die  Vollziehung  betr.  als  übergegangen  in  die  W.  S.-A.  v.  15.  Mai  und 
in  die  Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820;  der  B.-B.  (VI.  Artikel) 
yom  28.  Juni  1832,  mit  Ausnahme  der  Schlussbestimmung  über  Missbrauch 
der  Presse;  die  Bestimmung  Nr.  8,  in  dem  B.-B.  v.  5.  Juli  1832,  die  ge- 
genseitige Auslieferung  politischer  Verbrecher  betr.  Hinsichtlich  der  Be- 
schlüsse der  Wiener  Ministerialconferenzen  v.  J.  1834  wurde  bemerkt,  dass 
sie  keiner  Aufhebung  durch  die  Bundesversanmüung  bedürfen,  da  sie  im 
Ganzen  niemals  zum  Bundesbeschluss  erhoben  worden  sind;  die  fortwäh- 
rende Gflügkeit  des  hieraus  entnommenen  B.-B.  v.  30.  Okt  1834,  das  Bun- 
desschiedsgericht betr.,  wurde  ausdrücklich  anerkannt    Hiermit  haben  sich 
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ments  (unter  6.)  betroffen  fühlten ,    bereits  ihre  Segienmgen 
nm  Abbamfnng  gebeten  hätten  ^^). 

§.  183. 

Die  Zeit   des  Fünfzigerausschusses   (vom  3.  April  bis 
17.  Mai   1848)'). 

I.  In  keiner  Zeit  hat  die  Bondesyersammlong  eine  solche 
Thätigkeit  entwickelt,  wie  in  der  Zeit  des  Fttnfziger-Aus- 
schasse s.  Es  konnte  damals  einen  AngeDblick  zweifeUiaft 
erscheinen,  ob  die  friedliche  Agitation,  deren  Ansdehnong  und 
innere  Kraft  man  gar  nicht  abzuschätzen  vermochte,  nicht 
noch  die  Monarchie  in  Dentschland  beseitigen  werde.  Die 
Schilderhebang  von  Heck  er  in  Baden  aber  brachte  einen 
entscheidenden  Umschwung  hervor.  Hierdurch  wurde  die 
Partei  des  gemässigten  Fortschritts  genöthigt,  sich  von  den 
Republikanem  zn  scheiden  nnd  sich  den  Regierungen  anzn- 
schliessen,  und  überdies  kam  der  Fttnfziger-AusschuBs 
in  die  Lage,  den  Aufstand  öffentlich  missbilligen  und  den 
deutschen  Bund  zu  militärischen  Massregehi  gegen  die  Auf- 
ruhrer auffordern  zu  müssen. 


B&mmtliche  Bandesregierongen  zu  Dresden  einverstanden  erklftrt:  auch 
stimmt  die  Praxis  des  Bundestags  seit  seiner  Wiedereröfinung  damit  toU- 
kommen  aberein.  Der  B.-B.  y.  5.  Nov.  1835,  die  Yerschickong  der  Akten 
in  Polizei-  und  Criminalsachen  betr.  war  schon  durch  B.-B.  y.  23.  März 
1848,  Prot  §.  176,  und  ebenso  der  B.-B.  y.  15.  Januar  1835,  Prot  §.  36 
und  der  B.-B.  v.  3.  Dec.  1840,  Prot  §.  310,  das  Wandern  der  Handwerks- 
burschen betr.  durch  B.-B.  v.  29.  Mai  1848,  Prot  §.  565,  S.  641  (vergL  Prot 
V.  4.  August  1853,  §.  228,  S.  743)  ausdrücklich  von  der  B.-Y.  aufgehoben 
worden:  dagegen  hat  die  B.-Y.  in  der  4.  Sitzung  y.  21.  Sept  1850,  §.  10, 
S.  61,  und  in  der  10.  Sitzung  y.  16.  Okt  1850,  Prot  §.30,  S.  123  aus- 
drücklich erklärt,  dass  der  B.-B.  vom  28.  Juni  1832  (YI.  Artikel),  fiber 
den  Umfang  der  ständischen  Befugnisse,  als  den  art.  57  der  W.  S.-A.  erlia- 
temd,  durch  den  B.-B.  v.  2.  April  1848  nicht  aufgehoben  worden  seL 

<o)  Weil,  Quellen,  S.  107. 

^)  Yergleiche  (Dr.  Jucho)  Yerhandlungen  des  deutschen  Parlaments. 
Zweite  Lieferung.  Frankfurt  1848;  enthaltend  die  Yerhandlungen  des 
Fünfziger-Ausschusses,  der  Bundesversammlung  und  der  XYII  Yertrauens- 
männer,  bis  zum  Zusammentritt  der  constitdrenden  deutschen  National- 
versammlung. 
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n.  Schon  unter  dem  7.  April  kam  in  der  Bnndesversamm- 
lang  zur  Anzeige^  dass  die  von  der  Regienmg  anher  abgeord- 
neten Männer  des  Vertrauens  ersucht  worden  sind,  den  Entwurf 
einer  neuen  Bundesverfassung  aufzustellen  und  so  die  Initiative 
mit  voUem  Vertrauen  in  die  Hände  dieser  Männer  gelegt 
worden  sei.  Zugleich  beschloss  die  Bundesversammlung,  von 
den  Beschlttssen  des  Vorparlaments  und  vom  Fünfziger-Aus- 
schuss  getrieben,  ihren  Beschluss  vom  30.  Aprä  in  Beziehung 
auf  die  Verhältnisszahl  der  Vertretung  dahin  abzuändern  und 
za  vervollständigen,  dass  zu  der  „constituirenden  deut- 
schen Nationalversammlung'^  je  auf  50,000  Seelen  ein 
Vertreter  gewählt  werde,  die  Wählbarkeit  keiner  Beschränkung 
in  Bezug  auf  Census,  Religionsbekenntniss  oder  Stand  unter- 
liegen solle,  jeder  selbstständige,  volljährige  deutsche  Staats- 
angehörige wählbar  sei  und  nicht  dem  Staate  anzugehören 
brauche,  welchen  er  vertreten  solle;  dass  auch  die  politischen 
Flüchtlinge,  wenn  sie  nach  Deutschland  zurückkehren  und  ihr 
Staatsbttrgerrecht  wieder  angetreten  haben,  wahlberechtigt  und 
wählbar  seien,  und  endlich,  dass  die  Wahlen  so  beschleunigt 
werden  sollen,  dass  wo  möglich,  die  Sitzungen  der  National- 
versammlung am  1.  Mai  beginnen  könnten^).  Auf  die  For- 
derung des  Vorparlaments,  dass  die  Feststellung  des  deutschen 
Yerfassungswerkes  einzig  und  allein  der  Nationalversamm- 
lung zu  überlassen  sei^),  ist  die  Bundesversammlung  nic&t 
eingegangen,  sondern  sie  hielt  an  der  Ansicht  fest,  dass  der 
einzig  rathsame  und  einzig  zulässige  Weg  der  sei,  dass  der 
von  der  Bundesversammlung  und  ihrem  Beirathe  vorzuberei- 
tende Entwurf  einer  neuen  Bundesverfassung  der  „consti- 
tuirenden'^  Nationalversammlung  zum  Behufe  der  Verstän- 
digung vorgelegt  werde*). 

«)  Vergl.  Prot.  d.  B.-V.  29.  Sitzung  v.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  348— 
353.  —  Da  es  nicht  möglich  war,  in  sämmtlichen  Staaten  die  Wahlen  bis 
zum  1.  Mai  vorzunehmen,  so  sah  sich  die  B.-Y.  veranlasst,  durch  B.-B  v. 
26.  April  1848,  Prot.  §.  352,  S.  474  die  Erö£Ehung  der  Nationalversammlung 
auf  den  18.  Mai  festzusetzen,    v.  Meyer,  1.  c.  Thl.  ü,  S.  479,  489. 

«)  Siehe  oben  §.  182,  n,  A. 

«)  Prot  der  B.-V.,  29.  Sitzung,  v.  7.  April  1848,  §.  238,  S.  349.  —  Die 
Bezeichnung  der  berufenen  deutschen  Nationalversammlung  in  dem  B.-B. 
T.  7.  April  1848,  Prot  §.  238,  S.  353,  als  „constituirende''  trug  nicht 
wenig  dazu  bei,  die  Ansichten  über  deren  Befugnisse  zu  verwirren. 
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DL  In  derselben  Sitzung  vom  7.  April  1848  (Prot  §.  237) 
wurde  anch  beschlossen ,  die  Bandesprotokolle  wieder  so  zn 
veröffentlichen,  wie  dies  vor  dem  Jahre  1824  gehalten  wurde  ^). 
Sie  erschienen  hierauf  auch  regelmSssig  in  den  Frankfuter 
Zeitungen.  Gleichzeitig  (7.  April)  stellte  der  Fünfziger-Aus- 
schnss,  der  bereits  anfing,  nicht  nur  den  Treiber,  sondern  auch 
den  Herrn  der  Bnndesversamnünng  zn  spielen,  die  Forderung, 
dass  die  Bundesversammlung  mit  ihm  in  direkte  Verhandlung 
trete  und  zu  diesem  Behufe  die  Bundesversammlung  die  Sieb- 
zehner (Vertrauensmänner)  in  ihre  Mitte  aufnehme,  und  dann 
eine  Gommission  ernenne,  die  mit  dem  Ausschuss  unterhandle. 
Die  Bundesversammlung  beschränkte  sich  darauf,  (10.  April) 
dem  Ftinfziger-Ausschuss  zu  erwiedem,  dass  sie  seine 
Ansichten  und  Wünsche  seither  schon  beachtet  habe,  und  auch 
femer  beobachten  werde,  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Sieb- 
zehnem  bereits  zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  geordnet  sei*). 

IV.  In  der  Sitzung  vom  11.  April  wurde  auf  den  Antrag 
von  Preussen  die  Aufnahme  seiner  östlichen  deutschen  Pro- 
vinzen (Ost-  und  Westpreussen)  in  den  Bund  beschlossen''). 

V.  Am  18.  April  kam  in  der  Bundesversammlung  ein 
Schreiben  der  siebzehn  Vertrauensmänner  vom  13.  April  zur 
Berathung,  worin  sie  Anträge  stellten:  1)  auf  Einftihrang  all- 
gemeiner Volksbewaffiiung  in  allen  deutschen  Staaten,  2)  auf 


B)  Siehe  oben  §.  131;  —  s.  v.  Meyer,  L  c  Tbl.  U,  S.  479. 

•)  Prot.  d.  B.-V.  V.  10.  April  1848,  §.  254,  S.  367  flg. 

7)  B.-B.  Y.  11.  April  1848,  Prot  §.  258,  S.  381.  „Der  Beitritt  der  Pro- 
vinz PrensBen  (Ost-  nnd  Westpreussen)  zum  Deutschen  Bunde  wird  mit 
freudiger  Anerkennung  der  dem  Antrage  zu  Grunde  liegenden,  na- 
tionalen und  föderalen  Gesinnung,  einstimmig  angenommen,  und  so- 
mit Ost-  und  West-Preussen  in  den  Bund  aufgenommen/'  —  Nachtrigiich 
wurden  (am  22.  April)  noch  einige  Distrikte  des  Grossherzogthuma  Posen, 
worin  die  Beyfilkerug  überwiegend  deutsch  ist,  dem  Bunde  einTerleibt; 
(vergL  Prot  d.  B.-Y.  v.  22.  April  1848,  §.  819;  desgleichen  auch  kun 
nachher  (2.  Mai)  auf  den  Wunsch  der  Bundesversammlung,  die  Festung 
Posen  und  ihr  Rayon.  Prot  d.  B.-Y.  v.  1.  Mai  1848,  §.  878;  und  v.  2.  Mai 
1848,  §.  389.  —  Hiemach  erhöhte  sich  die  Matrikularbevölkerung  Preus- 
sens  auf  9,570,000  Seelen,  (etwas  mehr  als  die  Matrikularbevölkerung  von 
Oesterreich  (9,482,227).  —  In  der  64.  Sitzung  der  B.-y.  v.  17.  Juni, 
Prot  §.  688  wurde  desshalb  das  k.  preussische  Bundesoontingent  von 
79,484  auf  95,703  Mann  erhöht 
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bewafheten  Schatz  DentBchlands  zur  See,  so  weit  es  die  Um- 
BtSnde  gestatten,  und  3)  auf  Erwägung  der  nnter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  fttr  die  Leitung  der  äusseren  Angele- 
genheiten Deutschlands  erforderlichen  Einrichtungen^).  Die 
Bundesversammlung  beschloss  darauf,  den  Begierungen  die 
Einführung  der  allgemeinen  Volksbewa£fhung,  so  weit  sie  nicht 
bestehe,  dringend  anzubefehlen,  gab  den  Vertrauensmännern 
Eenntniss  von  dem,  was  bereits  ftir  den  bewafiheten  Schutz 
Deutschlands  zur  See  vorgekehrt  und  eingeleitet  worden,  er- 
klärte sich  jedoch  ausser  Stande,  Einrichtungen  fttr  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  Deutschlands  sofort  zu  treffen, 
behielt  sich  aber  vor,  auch  in  dieser  Beziehung  nach  den  Um- 
ständen zu  handeln,  und  nach  Befinden,  falls  es  ntttzlich  sein 
wttrde,  besondere  Missionen  zu  veranstalten^). 

VI.  Ebenfalls  am  8.  April  wurde  auf  Anregung  der  sieb- 
zehn Männer  des  Vertrauens  durch  die  badische  Bundestags- 
gesandtsdiaft  der  Antrag  gestellt,  die  Bundesversammlung  möge 
aus  ihrer  Mitte  eine  ausserordentliche  Gommission  mit  einer 
exekutiven  Gewalt  ernennen.  Diese  (provisorische)  exe- 
kutive Behörde  sollte  in  der  Art  gebildet  werden,  dass  die 
beiden  grosseren  Bundesstaaten,  Oesterreich  und  Preussen,  je 
ein  Mitglied,  und  die  übrigen  Bundesstaaten  ebenfalls  ein  Mit- 
glied derselben  ernennen,  wobei  die  übrigen  Bundesstaaten  ausser 
Oesterreich  und  Preussen,  in  der  Art  verfahren  soUten,  dass 
Bayern  drei  Gandidaten  vorschlägt,  aus  welchen  die  übrigen 
Staaten  durch  Stinmienmehrheit  einen  als  Mitglied  der  Exeku- 
tivbehOrde  wählen.  Diese  BundesvoUziehungsgewalt  sollte  in 
minder  wichtigen  und  in  sehr  eiligen  Fällen,  allein  und  auf 
eigene  Verantwortlichkeit  handeln,  in  wichtigeren  Fällen  aber, 

•)  37.  Sitzung  der  B.-V.  v.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  418.  —  In 
Bezug  auf  die  auBwftrtigen  Verhältnisse  von  Deutschland  beklagt  das  (v.  D  r  0  y- 
sen  verfiuste)  Pramtmoria,  dass  die  Vermittlung  mit  D&nemark  an 
Preussen  übertragen  worden,  welches  bei  dieser  Frage  nicht  bloss 
deutsche,  sondern  auch  eigene  Interessen  zu  wahren  habe;  sodann 
^rird  eine  Deutsch-Holl&ndische  Allianz  und  Einleitung  von  Verbindungen 
mit  Schweden  und  Belgien  empfohlen,  vor  Allem  aber  als  die  wich- 
tigste Anknüpfung  die  mit  „Nordamerika'*  bezeichnet,  mit  dem  Bei- 
fJDigen:  „so  Gott  will,  ist  in  Kursem  auch  ihr  (Deutschlands  u.  Amerikas) 
Inneres  in  wesentlichsten  Beziehungen  völlig  analog.** 

•)  B.-B.  V.  18.  April  1848,  Prot.  §.  299,  S.  421. 
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nach  dem  Rathe  der  Bandesversammlimgy  die  Air  die  allgememe 
innere  und  äussere  Sicherung  und  ftir  die  Wohlfahrt  des  Vater- 
landes nothwendigen  gemeinschaftlichen  Massregeln  treffen^®). 
Es  war  dies  im  Wesen  nichts  anderes,  als  ein  Antrag  auf 
Einrichtung  einer  Behörde  mit  diktatorischer  Gewalt  fbr 
die  Zeit  der  Gefahr ,  und  sicher  wäre  Deutschland  manches 
Unheil  erspart  worden,  wenn  die  Bundesyersammlung  rasch 
diesen  Antrag  zum  Beschluss  erhoben  und  ausgeführt  hätte. 
Zwar  beschloss  die  Bundesversammlung  auf  den  Antrag  des 
Revisionsausschusses  in  der  Sitzung  vom  3.  Mai  1848,  Prot 
§.  406,  die  Regierungen  zu  ersuchen  ^  baldmöglichst  drei  in 
der  angegebenen  Weise  ernannte  Abgesandte  an  den  Sitz  des 
Bundestags  und  der  erwarteten  Nationalversammlung  abzuord- 
nen, um  solchergestalt  die  so  dringend  nothwendige,  wenig- 
stens ftir  eilige  Fälle  mit  der  Befugniss  zu  selbstständigem 
Handeln  ausgerttstete  provisorische  Exekutivgewalt  zu  con- 
stitniren  ").  Nach  der  in  diesem  Beschlüsse  ausgesprochenen 
Absicht  der  Bundesversammlung  sollte  die  Aufgabe  dieser 
Exekutivbehörde  nicht  nur  darin  bestehen,  die  ftir  die  innere 
und  äussere  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  Gesammtvaterlandes 
nöthigen  Massregeln  anzuordnen,  die  völkerrechtlichen  Unter- 
handlungen zu  fahren,  und  die  Oberleitung  der  gesammten 
Vertheidigungseinrichtungen,  insbesondere  auch  die  der  Volks- 
bewaffnung zu  übernehmen,  sondern  es  sollte  ihr  insbesondere 
„die  Vermittlung  und  Vereinigung  der  Ansichten  und  Wtlnsche 
der  Regierungen  unter  einander  und  mit  der  consti- 
tuirenden  Versammlung,  in  Beziehung  auf  die  im  ge- 
meinschaftlichen Vereine  in  das  Leben  zu  rufende  neue 
deutsche  Verfassung'^  obliegen.   Es  ist  wohl  keine  Frage,  dass. 


*<>)  Badischer  Bundestagsgesandter  und  Antragsteller  war  damals 
Welcker.    Sitzung  37,  d.  B.-V.  v.  18.  April  1848,  Prot  §.  297,  S.  416. 

««)  B.-B.  ▼.  3,  Mai  1848,  Prot  §.  406,  S.  534:  „Die  drei  Abgesandten 
werden  in  eiligen  Fällen  nach  eigener  EntSchliessung,  in  allen  anderen 
Fällen  aber  nach  dem  Rathe  der  B.-Y.  handeln.  Sie  sind  der  Nation, 
wie  den  Regierungen,  verantwortlich."  —  Im  Eingänge  dieses 
Bundesbeschlusses  wurde  die  Einsetzung  einer  solchen  Exekutiybehörde,  als 
ein  allgemein  gefühltes,  „namentlich  auch  von  den  siebenzehn  Män- 
nern des  Vertrauens,  so  wie  von  denen  des  Fünfziger-Ausschus- 
ses anerkanntes  Bedürfnisse  bezeichnet 
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wenn  die  Regierangen  noch  vor  dem  Znsammentritte  der  con- 
stitnirenden  Nationalyersammlung  diese  Exekutivbehörde  zn 
Stande  gebracht  hätten,  der  Band  auch  dieser  Versammlang 
gegentiber  die  erforderliche  Festigkeit  hätte  behaupten,  und 
dadurch  auch  deren  Verhandlangen  zu  einem  gedeihlichen 
Ende  hätte  leiten  können.  Die  schleunige  Aufstellung  einer- 
solchen  Exekntiybehörde  war  aber  um  so  nothwendiger,  als 
die  Vertrauensmänner  bereits  am  27.  April  1848  der  Bundes- 
Versammlung  ihren  Verfassungsentwurf  übergeben  hatten  und 
nunmehr  die  Regierungen  sich  zu  entscheiden  hatten,  ob  sie 
diesen  Entwurf  annehmen  und  zu  dem  ihrigen  machen,  ob  sie 
denselben  noch  vor  der  Vorlage  an  die  constituirende  National- 
versammlung modificiren,  oder  ob  sie  denselben  ohne  alle 
officielle  Vertretung  von  ihrer  Seite  dem  Schicksale  der  De- 
batten in  der  Nationalversammlung  lediglich  Preis  geben  und 
abwarten  wollten,  in  welcher  Gestalt  es  aus  dieser  heraus- 
gehen werde  ^^).    Der  Fünfzigerausschuss  beschwerte  sich  aber 


**)  Auf  die  grossen  Gefahren,  welche  für  den  Bund  daraus  entspringen 
müssten,  wenn  die  Regierungen  sich  nicht  über  den  Entwurf  der  Ver- 
traaensm&nner  verständigen,  wenn  sie  nicht  der  Nationalversammlung  mit 
einem  vereinigten  und  sich  selbst  klaren  Willen  entgegentreten,  und  nicht 
zum  Zwecke  ihrer  Vertretung  gegenüber  von  der  Nationalgewalt  die  schon 
am  18.  April  beantragte,  am  3.  Mai  1848  beschlossene  Exekutivbehörde 
in*s  Leben  rufen  würden,  hatte  der  grossh.  hessische  Bundestagsgesandte 
Y.  Lepel  in  einem  Promemoria  aufinerksam  gemacht,  welches  am  4.  Mai 
1848  in  der  Bundesversammlung  zur  Verlesung  kam.  (Separat-ProtokoU 
der  47.  Sitzung  v.  4.  Mai,  §.  3,  S.  546«  flg.)  —  Es  ist  dies  das  einzige 
Aktenstück  in  den  Bundesprotokollen  vom  Jahre  1848,  worin  sich  ein 
staatsmännischer  Blick  kund  gibt.  Die  Folge  hat  die  hier  gemachte 
Voraussagung  nur  zu  sehr  gerechtfertigt,  dass,  wenn  die  Regierungen  sich 
unthätig  verhalten  „die  bevorstehende  Versammlung  eine  rein  consti- 
tuirende sein  und  den  Regierungen  eine  Verfassung  octroyiren,  we- 
nigstens dies  zu  thun  versuchen  werde,  auch  den  mächtigsten  gegen- 
über**. Prot.  a.  a.  0.  S.  546  f.  —  Dieser  Vortrag,  welcher  durch  eine  Indiscretion 
in  das  Publikum  gebracht  wurde ,  rief  alsbald  masslose  Angriffe  der  radi- 
kalen Blätter  und  von  Seiten  des  Fun  f  ziger- Aus  Schusses  hervor,  der 
in  jenem  Promemoria  nichts  weniger,  als  ein  Attentat  gegen  die  von  ihm 
behauptete  ausschliessliche  Befugniss  der  Nationalversammlung  zur 
Begründung  der  Verfassung  sah.  Kurz  darauf  trat  der  grossh.  hessische 
Bundestagsgesandte  aus  der  B.-V.  aus.  —  Vergl.  den  Bericht  des  badi- 
schen Gesandten  Welcker,  50.  Sitzung  der  B.-V.  v.  10.  Mai  1848,  §.  457, 
S.  570.  —  Die  B.-V;  ÜEUid  sich  sogar  durch  die  Missdeutungen,  welche  das 
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alsbald  in  einem  Schreiben  an  die  Bandesversammlnng  yom 
5.  Mai  darüber,  dass  der  BnndesbeschloBs  vom  3.  Mai  von 
seinem  Beschlösse  vom  27.  April  abweiche^  und  nicht  der  (von 
ihm)  beschlossenen  vorgängigen  Vereinbarung  über  die  Per- 
sonen  mil  dem  Fünfziger-Ansschusse  gedenke ^^).  Die 
Bundesversammlung,  obschon  bereits  in  sehr  nngttnstiger  nnd 
bedrängter  Lage,  wies  doch  diese  Anmassnng  des  Fünfziger- 
Ansschasses  mit  Ernst  und  Würde  zorück,  und  erklärte  es 
unverhohlen  als  eine  ,,Verkennnng  der  Stellung  des  Fünfziger- 
Ausschusses'',  wenn  er  von  der  Voraussetzung  ausgehe,  dass 
die  Bundesversammlung  an  seine  Beschlüsse  gebunden  sei  ^^). 
Nichts  desto  weniger  unterblieb  die  Errichtong  der  Exekutiv- 
behörde,  und  somit  stand  die  Bundesversammlung  ohne  irgend 
ein  entsprechendes  Organ  der  alsbald  zusammentretenden 
Nationalversammlung  gegenüber  ^^). 

VII.  Es  kam  auch  damals  die  Frage  in  der  Bundesver- 
sammlung zur  Sprache,  ob  und  welche  Massregeln  gegen  dä- 
nische Schiffe  als  Repressalien  wegen  der  Beschlagnahme 
deutscher  Schiffe  von  dänischer  Seite  zu  ergreifen  seien.  Ans 
Bücksichten  auf  die  Interessen  des  deutschen  Seehandels, 
welche  besonders  Hamburg  in  der  Sitzung  vom  4.  Mai  ent- 
wickelte^®), beschloss  die  Bundesversammlung  am  8.  Mai  1848, 


SeparatprotokoU  t.  4.  Mai  erlitten  hatte,  veranlasst,  zu  einer  öffentlichen 
Erkl&rung,  mit  Beifügung  von  XV  Aktenstaken.  B.-B.  y.  16.  Mai  1848, 
Sitzung  53,  Prot  §.  506,  S.  606.  —  Sie  erschien  u.  d.  T.:  „Oeffentliche  Er- 
kl&rung der  deutschen  Bundesversammlung,  nebst  einem  Abdruck  der  ein- 
schlagenden Aktenstücke."  Frankf.  1848. 

«)  Prot  der  B.-V.,  49.  Sitzung  v.  8.  Mai  1848,  §.  435,  8.  559. 

*«)  B..B.  V.  8.  Mai  1848,  Prot  §.  435,  S.  560. 

*>)  Das  Pramemoria  des  grossh.  hessischen  Gesandten  y.  Lepel, 
V.  4.  Mai  (s.  Note  12),  enthält  eine  interessante  Aufklärung  darüber,  wess- 
halb  die  beabsichtigte  Exekutivbehörde  geeigneter  sein  würde,  die  B.-Y.  der 
constituirenden  Nationalversammlung  gegenüber  zu  vertreten,  als  ein  etwa 
aufzustellendes  Bundesministerium. 

4«)  Prot  der  B.-Y.  v.  4.  Mai  1848,  §.  410.  —  Hamburg  (für  die  freien 
Städte)  hob  dabei  besonders  hervor,  dass  Deutschland  nicht  mit  Dänemaik 
in  einem  eigentlichen  Kriege  sei,  sondern  es  sich  nur  um  Executüm  des 
in  der  schleswig-holstein* sehen  Sache  ge£bssten  Bundesbeschlnsses 
V.  4.  und  12.  April  1848  handle,  daher  also  nicht  die  Grundsätze  des  Völ- 
kerrechts in  Kriegszeiten,  sondern  der  Ezekutionsordnung  v.  1820  in  Ad- 
wenduDg  zu  bringen  seien.    Neben  einer  sehr  gründlichen  Erörterung  der 
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dasB,  nachdem  dänischer  Seits  anf  deutsche  Schiffe  Embargo 
gelegt  worden,  ihr  zwar  das  volle  fiecht  zustehen  würde,  eine 
gleiche  Massregel  anzuordnen;  doch  woUe  sie  eine  solche  nicht 
aUgemein  verftlgen,  wobei  sie  aber  von  der  Voraussetzung 
ausgehe,  dass  Dänemark  zum  Ersatz  des  durch  den  von  ihm 
angeordneten  Embargo  der  deutschen  Schifffahrt  zugeftlgten 
Schadens  verpflichtet  und  demnach  bei  der  Vermittlungsver- 
handlnng  darauf  zu  halten  sei  ^'. 

§.  184. 

Der  von   den  Vertrauensmännern   abgefasste  Entwurf 
einer  deutschen  Reichsverfassung  ^). 

In  der  Sitzung  der  Bundesversammlung  vom  27.  April  1848 
hatten  sich  die  derselben  beigeordneten  Männer  des  öffentlichen 
Vertrauens  eingefunden^),  „um  den  von  ihnen  ausgearbeiteten 
Entwurf'^  einer  Verfassung  fttr  Deutschland  zu  übergeben  3). 


auBserordentlichen  grossen  Interessen  des  deutschen  Seehandels  an  der  Un- 
terlassung solcher  Repressalien,  die  keinen  entsprechenden  Nutzen  schaffen 
könnten,  wnrde  bemerkt:  „Deutschland  kämpft  zur  See  mit  Dänemark  mit 
ungleichen  Waffen.  Dänemark  hat  Kriegsschiffe,  wir  haben  zur  Zeit  wenig- 
stens deren  noch  keine  und  werden  nicht  im  Stande  sein,  sie  uns  sobald 
in  genügender  Zahl  zu  verschaffen." 

«)  Abgedruckt  ist  dieser  Entwurf,  bei  Weil,  Queüen,  S.  109  flg.;  bei 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.,  Thl.  II,  S.  490  flg. 

»)  Das  Protokoll  der  42.  Sitzung  der  B.-V.  v.  27.  April  1848,  S.  477, 
im  Eingange,  spricht  von  einem  Einfinden  der  siebenzehn  Männer  des 
öffentlichen  Vertrauens.  Allein  da  der  Austritt  des  bayerischen  Bei- 
geordneten (Kirchgessner)  schon  am  20.  April  1848  der  B.-Y.  ange- 
zeigt worden  war  (Prot  der  38.  Sitzung  v.  20.  April  1848,  §.  305),  ohne 
dass  fbr  denselben  ein  Ersatzmann  eintrat,  und  in  dem,  dem  Entwürfe  bei- 
gefügten Verzeichnisse  der  dem  Bundestage  beigeordneten  Vertrauensmänner 
(Prot  BeU.  z.  20.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  S.  493)  Bayern  ausdrücklich 
als  „nicht  vertreten'*  bezeichnet  wird,  so  kann  offenbar  nicht  von 
„siebenzehn*'  Vertrauensmännern,  und  auch  nicht  von  einem  Entwürfe 
der  „Siebenzehner"  die  Rede  sein. 

')  Das  zu  dem  Entwürfe  von  Dahlmann  verfasste  Vorwort  wurde 
sofort  verlesen.  (Prot  d.  42.  Sitz.  v.  27.  April  1848,  S.  477.)  —  Dieses  Vor- 
wort beginnt  mit  den  ominösen  Worten:  „Aus  einem  treulich  fortgesetzten 
Bemühen  ist  uns  am  Ende  eine  Arbeit  erwachsen,  die  der  besonnenen 
Pflege  und  einer  zeitigenden  Frühlingssonne  gar  sehr  bedarf, 
wenn  aus  ihr  etwas  zum  Heile  des  Vaterlandes  erblühen  soll.'« 
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Die  Bundesversammlung  fand  keinen  Grund ,  den  tob  den 
Vertrauensmännern  geäusserten  Wunsch  zu  beanstanden,  diesen 
Entwurf  nebst  dem  Vorworte  zu  demselben  sofort  zu  veröffent- 
lichen, ehe  eine  Berathung  darüber  am  Bundestage  statt  ge- 
funden habe.  Auch  wurde  unter  Aussetzung  der  Frage  ttber 
die  CoUegialität  der  Vertranensmänner  und  ihre  specielle  Stel- 
lung zum  Bundestage  und  den  einzelnen  Gesandten  allseitig 
anerkannt,  dass  deren  Verbleiben  in  Frankfurt  zur  Berathung 
der  Bundesversammlung  in  den  hierzu  geeigneten  Fällen,  und 
insbesondere  über  den  von  ihnen  eingebrachten  Verfassungs- 
entwurf, wtinschenswerth  erscheine*), 

Der  von  den  Vertrauensmännern  vorgelegte  Entwarf  be- 
steht aus  30.  Paragi*aphen,  welche  in  fünf  Artikel  vertheilt 
sind^).    Er  beruht  auf  folgenden  Grundideen: 


4)  Prot  d.  B.-V.  V.  27.  April  1848,  (Eingang)  S.  477; 

B)  Es  ist  eine  eigenthümliche  Laune  des  Zufalls,  dass  der  von  den 
Vertrauensmännern  vorgelegte  Entwurf  der  Reichsverfassung  in  seiner 
Abtheilung  in  5  Abschnitte  und  30  Paragraphen  eine  üebereinstinwnnng  mit 
der  goldenen  Bulle  K.  Karls  lY.  v.  1356  (§.  78,  lU)  zeigt,  welche 
auch  aus  fünf  verbundenen  Yorordnungen  mit  30  Kapiteln  besteht  (Meine 
deut  ft  Gesch.  3.  Auflage,  Thl.  II,  §.  59).  —  Allein  der  Geist,  welcher 
das  Vorwort  zur  goldenen  Bulle  diktirte,  die  fast  vierhundert  Jahre  als 
Grundgesetz  des  deutschen  Reiches  vorgehalten  hat,  ist  ein  ganz  anderer, 
markiger,  als  der,  welcher  in  dem  Vorworte  zum  Entwürfe  der  Reichsver- 
fassung spricht,  die  nicht  einmal  zu  wirklichem  Leben  konunen  konnte. 
Dort  spricht  ein  Kaiser  im  YoUgefühl  seiner  Würde  und  erhabenen  Stel- 
lung, indem  er  mit  Ernst  und  Kraft  und  mit  Yoranstellung  eines  derben 
Bibeltextes  der  Nation  und  den  Fürsten  die  Nothwendigkeit  der  Einigkeit 
in's  Gedächtniss  ruft:  „Omne  regnum  in  se  divisum  desolabitur:  nam  prin- 
cipes  ejus  facti  sunt  socii  furum;  ob  quod  Dominus  miscuit  in  medio  eomm 
spiritum  vertiginis,  ut  palpent  in  meridie  sicut  in  tenebris,"  etc.  Hier  da- 
gegen wurde  mit  der  Bescheidenheit  eines  Privatmannes,  dem  die  politische 
Bewegung  etwas  Ungewohntes  ist,  erklärt:  „Nicht  blos  dass  wir  die  unge- 
heuere Kühnheit,  ja  Yermessenheit  empÜEuiden,  durch  wenige  scharf  ein- 
schneidende Paragraphen  tausendjährige  Schäden  heilen  zu  wollen,  anter 
uns  ergab  sich,  dass  wir  es  nur  geradezu  gestehen,  als  wir  den 
Hauptorganen  der  neuen  Staatsbüdung  nachfragten,  mannigfache  Hei- 
nungsverschiedenheit und  es  sind  hochwichtige  Entscheidungen 
allein  durch  Mehrheiten,  überwiegende  freilich,  getroflen/'  —  Hier 
macht  sich  recht  deutlich  der  Unterschied  fühlbar,  der  darin  li^,  ob  eine 
Yerfassung  von  einer  constituirten  historischen  Autorität,  oder  von  Ele- 
menten ausgeht,  die  erst  nach  Constitoirung  und  historischer  Geltung  ringen. 
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I.  Alle  dentflchen  Bundeslandes  Schleswig  inbegriffen,  sol- 
len ein  Reich,  beziehungsweise  einen  Bundesstaat,  bilden. 
Die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten  soll  nicht 
aufgehoben,  sondern  nnr  zweckmässig  beschränkt 
werden. 

n.  Von  der  Reichsgewalt  wurde  eine  Aufzählung  um- 
fassender Befugnisse  gegeben;  namentlich  wurden  ihr  beige- 
legt: die  alleinige  völkerrechtliche  Vertretung  Deutschlands^), 
sodann  das  gesammte  deutsche  Heerwesen,  Festnngswesen, 
Seewesen  und  Zollwesen,  Postwesen,  Strassen,  Telegraphen 
und  Erfindungspatente;  überhaupt  Gesetzgebung  ttber  Alles, 
was  die  Einheit  Deutschlands  verlangt;  Gerichtsbarkeit  in  ge- 
wissen Fällen;  endlich  sogar  ein  unmittelbares  allgemeines 
Besteuerungsrecht  des  Reiches. 

ni.  Die  Verfassung  des  Reiches  wurde  in  der  Art  be- 
stimmt, dass  die  ReichsgeA^alt  in  dem  Reichs oberhaupte 
und  dem  Reichstage  vereinigt  sein  sollte^.  Es  sollte 
Reichsminister  geben,  und  fELr  die  Gerichtsbarkeit  ein 
Reichsgericht.  A.  Reichsoberhaupt  sollte  ein  deut- 
scher erblicher  Kaiser  sein  und  zu  Frankfurt  resi- 
diren^);  er  sollte  eine  Civilliste  beziehen,  die  vollziehende 
Gewalt  haben,  die  Reichsbeamten  und  sämmtliche  Officiere 
in  dem  ganzen  stehenden  Heere  und  in  der  Marine, 
sowie  die  Stabsofßciere  der  Landwehr,  ernennen^),  und  allein 
Erfindungspatente  ertheilen ;  es  wurde  ihm  das  Recht  beigelegt, 
den  Reichstag  zu  berufen,  zu  vertagen,  zu  schliessen  und  auf- 
zulOssen;  ebenso  das  Recht,  die  Reichsgesetze  zu  pnbliciren 
und  die  nöthigen  Vollzugsverordnungen  zu  erlassen.    Dagegen 

*)  Die  einzelnen  Staaten  sollten  auch  unter  sich  keine  ständigen  Ge- 
sandtschaften mehr  haben!  Als  wenn  nicht  ständige  Beziehungen  unter 
ihnen  fortbestehen  könnten!  (Sehen  sich  doch  selbst  Handelshäuser  ihrer 
Geschäftsbeziehungen  wegen  oft  genöthigt,  ständige  Agenten  an  anderen 
Plätzen  zu  unterhalten!) 

^  Klar  ausgesprochen  heisst  dies,  dass  die  Reichsgewalt  zwischen  dem 
Kaiser  und  dem  Reichstage  getheilt  werden  sollte  1 

*)  Für  einen  deutschen  Kaiser  möchte  es  wohl  keine  weniger  passende 
Residenz  geben,  als  Frankfurt,  bei  seiner  exponirten  Lage  an  der  West- 
gr&nze  Deutschlands,  und  Entfernung  vom  Mittelpunkte  seiner  Kraft. 

*)  Hiergegen  sprachen  sich  alsbald  in  den  Armeen  aller  grösseren 
Staaten  Deutschlands  die  entschiedensten  Stimmen  laut  und  kräftig  aus. 
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sollte  der  Kaiser  die  Initiative  und  die  Znstimmnng  zu  den 
Gesetzen  mit  dem  Reichstage  theilen,  d.  h.  der  Kaiser  sollte 
ein  absolutes  Veto  haben  ^^);  auch  sollte  er  nnverantwordich 
und  unverletzlich  sein;  dagegen  sollten  aUe  von  ihm  ausgehen- 
den Verfllgungen  von  einem  der  Reichsminister  unterzeichnet 
werden.  B.  Der  Reichstag  sollte  aus  zwei  Häusern  be- 
stehen,  Oberhaus  und  Unterhaus.  Das  Oberhaus  sollte  be- 
stehen: aus  den  regierenden  Fürsten  oder  deren  Stdt 
vertretem  und  Abgeordneten  der  freien  Städte,  sodann  aus 
Reichsräthen,  durch  die  Staaten  auf  12  Jahre  erwählt^ 
halb  von  den  Regierungen,  halb  von  den  Landsländen  ") ;  das 
Unterhaus  sollte  auf  6  Jahre  gewählt,  alle  2  Jahre  aber 
ein  Drittel  erneuert  werden ;  auf  100,000  Seelen  sollte  ein  Ab- 
geordneter kommen.  Das  Volk  sollte  unbeschränkt  wählen, 
die  Abgeordneten  sollten  Diäten  erhalten,  und  sich  an  keine  In- 
struktion binden  dürfen.  Zu  einem  Reichstagsbeschlusse  wurde 
Uebereinstimmung  beider  Häuser  gefordert;  jedem  Hause  wurde 
das  Recht  der  Initiative,  Beschwerde,  Adresse  und  Ministeranklage 
beigelegt  Der  Reichstag  sollte  sich  jährlich  zu  einem  be- 
stimmten Tage  versammeb;  die  Sitzungen  beider  Häuser 
sollten  öffentlich  sein.  Sodann  folgten  Privilegien  flir  die  Mit- 
glieder, nämlich:  nicht  ohne  Zustimmung  des  betreffenden 
Hauses  verhaftet  werden  zu  können,  ausser  beim  Ergreifen  auf 
frischer  That;  auch  sollte  kein  Mitglied  wegen  Aeusserungen 
im  Hause,  ausserhalb  desselben  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  können.  Die  Reicbsminister  sollten  im  Hause  nur  eine 
Stimme  haben,  wenn  sie  zugleich  Deputirte  sind;  jedoch  sollten 
sie  Zutritt  zu  jedem  Hause  haben  und  gehört  werden  mtlsaen. 
G.  Das  Reichsgericht  soUte  21  Mitglieder  haben,  je  zu 
einem  Drittel  gewählt  vom  Kaiser,  vom  Oberhaus  und  vom 


^)  Der  Sache  nach  war  also  dieses  wichtige  Recht  dem  Kaiser  em- 
ger&uint  Dass  es  nicht  geradezu  und  deutlicher  ausgesprochen  wurde,  lag 
wohl  in  den  Rücksichten ,  welche  man  der  entgegenstehenden  Meinung  der 
äussersten  Bewegungspartei  zu  tragen  sich  veranlasst  fand. 

«<)  Das  Zusammenwerfen  von  Souverainen  in  einColleginm  mitün- 
terthaneUf  widerspricht  geradezu  dem  Wesen  der  Souverainet&t  Selbst  zur 
Zeit  der  Rdchaverbindung,  wo  die  Fürsten  doch  nur  Landeshoheit 
hatten,  wurde  ein  solches  Zusammensetzen  derselben  mit  ihren  Unterthanen 
nie  für  ausführbar  oder  erspriesslich  gehalten. 
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Unterhans  auf  Lebenszeit.  Diese  21  Mitglieder  sollten  selbst 
ans  ihrer  Mitte  den  Präsidenten  nnd  Vicepräsidenten  wählen. 
Jedes  andere  Reichs  -  oder  Staatsamt  war  mit  der  Stelle  als 
Beichsrichter  für  unvereinbar  erklärt,  eben  so  die  Mitglied- 
schaft des  Ober-  nnd  Unterhauses.  Der  Sitz  des  Gerichtes 
sollte  zu  Nttrnberg,  die  Sitznngen  sollten  öffentlich  sein; 
die  Gompetenz  war  ansftlhrlich  nnd  im  Ganzen  zweckmässig 
bestimmt:  in  Griminalsachen  sollten  Geschworene  beigezogen 
werden  *^. 

IV.  Hieran  reiht  sich  eine  weitläufige  Aufzählung  V9n 
Grundrechten  des  deutschen  Volkes  im  Geiste  der  damaligen 
Bewegung  und  in  möglichster  Allgemeinheit^^). 

V.  Den  Schluss  machen  einige  Bestimmungen  ttber  die 
Oewähr  des  Reichsgrundgesetzes. 

VI.  Die  Hauptmängel  des  von  den  Vertrauensmännern  vor- 
gelegten Entwurfes  sind:  a)  ass  er  dem  Partikularismus 
der  deutschen  Einzelstaaten  überhaupt,  der  nun  einmal  that- 
sächlich  und  festgewurzelt  da  ist,  und  namentlich  dem  Gegen- 
satze von  Oest  erreich  undPreussen  und  der  nicht  minder 
in  naturwüchsigen  und  geschichtlichen  Elementen  begründeten 
Selbstständigkeit  von  Bayern,  keine  genügende  Rechnung 
trug;  b)  dass  er  unnöthig  eine  monarchische  Spitze  in 
Deutcbland  voranstellen  wollte,  anstatt  an  die  Gesammt- 
heitsidee,  den  Bundestag,  anzuknüpfen,  denselben  zeit- 
gemäss  zu  reformiren  und  vor  Allem  eine  starke  Exekutiv- 
gewalt an  die  Spitze  zu  stellen.  Durch  die  Eaiseridee  war 
das  Verbleiben  von  0  est  erreich  in  Deutschland  unmöglich 
gemacht,  wenn  man  ihm  nicht  die  Kaiserkrone  übertrug:  und 
wenn  0  est  erreich  ausschied,  dann  war  Deutschland  zerrissen. 
Ebenso  war  gewiss,  dass  Preussen  sich  nie  unter  ein  öster- 
reichisches Kaiserthum  gestellt  haben  würde,  oder  es  hätte 
vorher  zum  Unglück  von  Deutschland  aufgelöst  werden  müssen, 
wie  dies  die  Demokraten  woUten.    Wenn  auch  die  Regie- 


**)  Eine  solche  Einrichtung  ist  mit  dem  Charakter  eines  Reichsgerichts- 
hofs  so  wenig  verträglich  als  mit  dem  Charakter  eines  Oberappellations- 
gerichtshoft,  oder  Cassationshofe. 

**)  Von  den  sog.  Grundrechten  des  deutschen  Volkes  wird  im  II.  Bde. 
in  einem  hesonderen  Abschnitte  §.  292  flg.  gehandelt 
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rniigen  von  Oesterreich  and  Preussen  unbedingt  zage- 
stimmt  hätten,  so  würde  doch  das  Selbstständigkeitsge- 
fflhl  der  genannten  grossen  Staatsbevölkerangen,  die  längst 
gewohnt  sind,  sich  als  selbstständige  Nationalitäten  zu  be- 
trachten, der  Einrichtung  eines  Bundesstaates,  welcher  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  unvermeidlich  eine  Unterordnung 
zu  Gunsten  der  anderen  hätte  fordern  müssen,  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten  entgegengesetzt  haben,  c)  Wäre  es  aber 
auch,  dem  allen  ungeachtet,  gelungen,  den  projektirten  Bundes- 
st^t  in's  Leben  zu  rufen,  so  hätte  seine  Einrichtung  auf  den 
hier  bestimmten  Orundlagen  alsbald  eine  gewaltige  Agitation 
nach  einem  vollen  Einheitsstaate  hervorrufen  müssen, 
so  dass  die  neue,  mit  so  grossen  Opfern  von  Seiten  der  Re- 
gierungen und  der  Einzelstaaten  erkaufte  Verfassung  voraus- 
sichtlich keine  dauernde,  und  keine  Grundlage  .der  Ordnung, 
der  Ruhe  und  des  Wohlstandes  von  Deutschland,  sondern  nur 
eine  Stufe  zu  einer  neuen,  noch  tiefer  eingreifenden  und  er- 
schütternden Umgestaltung  und  Umwälzung  Deutschlands  hätte 
werden  können,  d)  Ein  weiterer  Fehler  des  Entwurfs  war, 
dass  er  die  Stellung  von  Oesterreich  und  Preussen  als 
zwei  europäischen  Mächten  ganz  unberücksichtigt  Hess, 
und  namentlich  übersah,  dass  sie  als  solche  weder  auf  ihr 
Eriegsrecht,  noch  auf  ihr  Gesandtschaftsrecht,  noch  auf  das 
Ernennungsrecht  ihrer  Officiere  verzichten  können,  ohne  sich 
zu  vernichten,  dass  sie  auch  sich  weder  einander,  noch  einem 
dritten  Corpus  unterordnen  können,  sondern  dass  sie  nur 
gleichberechtigt  nebeneinder  in  einem  Bundesverhältniss  stehen 
können !  e)  Ein  Missgrifif  war  femer,  die  regierenden  Fürsten 
mit  ihren  eigenen  Landständen  in  ein  Haus  zusammenzu- 
setzen ^^) ;  femer  mussten  die  Regierungen  aller  Staaten  da- 
durch in  die  grösste  Vei-wirrung  gerathen,  wenn  man  der 
Reichsgewalt  Zölle,  Postwesen,  Eisenbahnen,  alle  Consumtions- 
steaera,  überhaupt  Bcsteuemngsrecht  und  das  Recht  Reichs- 
schulden zu  machen,  zugestanden  hätte  *^).  Wenn  man  eine 
Verfassung  machen  wollte,  um  die  Mediatisirung  der  regieren- 
den Fürsten  einzuleiten,  und  das  Fortbestehen  der  einzehien 


")  Siehe  oben  Note  11. 

i>)  Siehe  oben  §.  64,  Note  14. 
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Staaten  sogleich  höchst  lästig  zu  machen,  so  mnsste  man  sie 
so  machen,  wie  der  Entwurf  gethan  hat^®).  So  wenig  daher 
dieser  Entwarf  auf  der  einen  Seite  den  Gonseryativen  genügen 
konnte,  ebenso  wenig  genügte  er  den  Demagogen,  weil  diese 
überhaupt  keinen  unverantwortlichen  Erbkaiser  wollten.  Ueber- 
haupt  ist  schwerlich  noch  ein  Verfassungsentwurf  unter  trost- 
loseren Aussichten  vorgelegt  worden,  als  der  Entwurf  der  Ver- 
trauensmänner ^').  Mit  dem  wenig  verhüllten  Eingeständnisse 
eines  Zwiespaltes  unter  seinen  Verfassern  an  der  Spitze  ^^), 
von  denen  der  eine  Theil  nur  auf  die  Debatte  wartete,  um 
über  das  gemeinschaftlich  vorgelegte  Werk  herzufallen  und  es 
zu  zerfleischen,  sogar  von  den  Organen  des  mit  dem  anderen 
Theile  verbündeten  doktrinellen  Liberalismus  nur  mit  mannig- 
fachen Vorbehalten  gebilligt,  ohne  Adoption  durch  die  Bundes- 
versammlung oder  die  Mehrzahl  der  Regierungen  und  ohne 
alle  Unterstützung  durch  deren  Autorität  ^^),  endlich  ohne  alle 
compakte  und  energische  Vertretung  durch  seine  Urheber  (in- 
dem die  Vertrauensmänner   selbst   sich  von    der   Bundesver- 


^*)  Sehr  gute  Bemerkungen  finden  sich  hierüber  bei:  Alb  recht,  die 
21  ProfesBoren  in  Leipzig.  Lpz.  1851. 

^^  Notizen  über  die  Yon  den  Yertranensmännem  gehaltenen  zehn 
Sitzungen  finden  sich  bei  Roth  und  Merck,  Quellensanunlung,  Bd.  I. 

«•)  Siehe  oben,  Note  5  a.  £. 

«•)  Die  B.-V.  hatte  am  4.  Mai  1848  (Separat-Protok.  §.  3  a.  E.,  S.  546') 
beschlossen,  an  die  Regierungen  den  Antrag  zu  stellen,  „nicht  nur  ihre 
Gesandten  bezüglich  des  bereits  zu  ihrer  Kenntniss  gebrachten,  von  den 
Vertrauensmännern  (s.  Note  2)  ausgearbeiteten  Verfassungsentwur- 
fes, mit  Instruktionen  zu  versehen,  sondern  auch  den  Gesandten  aus- 
gedehnte Vollmachten  in  Beziehung  auf  die  Verhältnisse  der  Regierungen 
zu  der  Nationalversammlung  und  die  Verhandlungen  mit  derselben  zu  er- 
theilen.'*  Es  sind  aber  bei  dem  Bundestage  nur  Erklärungen  von  K.  Sach- 
sen, Hannover,  den  grossherzogl.  und  herzogl.  Sächsischen  Häusern, 
sodann  von  der  13.  Stimme,  (Braunschweig  und  Nassau),  und  von  der 
15.  Stimme,  (Oldenburg  und  Schwarzburg-Sondershausen)  ein- 
gegangen. Sitz.  54,  V.  17.  Mai  1848,  Prot.  §.  513,  S.  611  flg.  —  E.  Sachsen 
erklärte  nur,  von  seiner  Regierung  Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  der 
Vertrauensmänner  erhalten  zu  haben,  die  übrigen  erklärten  sich  mehr  oder 
minder  ausführlich  im  Allgemeinen  mit  der  Einrichtung  eines  Bundes- 
staates zur  Begründung  der  nothwendigen  inneren  Einheit  Deutschlands 
und  der  ihm  gebührenden  äusseren  Macht  einverstanden,  behielten  sich 
aber  ihre  Bemerkungen  für  die  Erörterung  bevor.  Dazu  ist  es  aber  in 
der  B.-V.  nicht  mehr  gekommen. 

31* 
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sammlimg  förmlich  ihres  Berafes  entbinden  liessen)^),  stand 
dieser  Entwurf  alsbald  nach  seiner  YerOffentlichong  ohne  alle 
Stütze  nnd  ohne  alle  Aussicht  auf  Annahme  da,  kaum  fUiig, 
der  erwarteten  Nationalversammlnng  als  Leitfaden  ftlr  die 
Beihenfolge  ihrer  Yerhandlangen  Aber  die  deutschen  Verfas- 
sungsfragen  zu  dienen. 

§.  185. 

Die  Zeit  vom   Zusammentritte  der  Nationalversamm- 
lung bis  zur  Auflösung  der  Bimdesversammlung 
(18.  Mai  bis  12.  JuH  1848). 

I.  Die  constituirende  Nationalversammlung  trat  am  18.  Hai 
1848  zu  Frankfurt  a.  M.  in  der  Paulskircbe  zusammen.  Sie  war 
aus  den  heterogensten  Elementen  zusammengesetzt,  und  na- 
mentlich das  demokratische  Element  stark  vertreten.  Das  con- 
servative  Element  war  zum  grossen  Theile  eingeschflchteit, 
weil  man  nicht  wusste,  wie  weit  die  demokratische  Beweg:ni)g 
ausserhalb  der  Versammlung  gehen  würdet-  Die  Mehrheit 
der  Nationalversammlung  hielt  an  der  Idee  fest,  dass  es  ihr 
allein  zukomme,  die  künftige  Verfassung  Deutschlands  zu 
bestimmen^).    Die  Minderzahl,  die  in  Uebereinstimmong  mit 

^)  In  der  Sitzung  v.  27.  Mai  1848,  Prot  §.  549,  S.  632,  übeiigab  dos 
PrSsidiom  ein  Schreiben  des  Vorsitzenden  der  Vertrauensmänner,  worin 
derselbe  den  Antrag  steUte,  „die  B.-V.  wolle  die  Auflösung  des  Rathes 
der  VertrauensmiUmor  ausdrücklich  aussprechen,  und  die  Mitglieder  des- 
selben ihrer  Obliegenheiten  in  dieser  Stellung  entheben/'  —  In  der  Sitzung 
der  B.-V.  v.  5.  Juni  1848,  Prot  §.  601,  S.  666,  wurde  hierauf  beschlossen: 
„Die  Auflösung  des  Rathes  der  Vertrauensmänner,  im  Hinblicke  auf  die 
erfolgte  Erledigung  seiner  Aufgabe,  auszusprechen,  und  die  Mit- 
glieder ihrer  Obliegenheiten  in  dieser  Stellung  zu  entheben,  zugleich  aber 
das  Präsidium  zu  ersuchen,  den  Vertrauensmännern  den  Dank  der  B.-V. 
fttr  den  regen  Eifer  auszudrücken,  mit  welchem  sie  sich  diesem  schwieriges 
Geschäfte  gewidmet  haben.'* 

*)  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  deut.  con- 
stituirenden  Nationalversammlung,  herausgegeben  von  Wigard.  IX  Bde. 
Frkft  1848,  1849.  ~  Reichsgesetzblatt,  v.  29.  Sept  1848  bis  7.  Juni 
1849,  Stück  1  bis  18.  —  Da  hier  keine  Geschichte  der  Nationalversammlung 
gegeben  werden  soll ,  so  wird  nur  auf  die  Ereignisse  Rücksicht  genommen, 
welche  mit  der  Veifassungsfrage  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehen. 

*)  Auch  dieser  Ansicht  schlössen  sich  viele  nur  aus  dem  Grunde  an. 
weil  sie  durch  möglichste  Hochstellung  der  Autorität  des  Parlaments  aUaa 
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dem  Bundesbeschlmse  vom  80.  März^)  den  OrnndBatz  einer 
Vereinbarang  mit  den  Regierungen  festhielt^  konnte  nicbt 
dnrebdringen.  Selbst  sonst  besonnene  M&nner  riethen  zu  ein- 
seitigem Vorgehen  der  Nationalyersammlang,  was  aber  nur 
dann  etwas  wirken  konnte,  wenn  man  eilte,  das  Verfas- 
snngswerk  in  wenigen  Wochen  zu  Stande  zu  bringen.  Die 
Nationalversammlung  machte  jedoch  sogleich,  vom  parla- 
mentarischen Standpunkte  aus  betrachtet,  zwei  Hauptfehler, 
nämlich  1)  dass  sie  sich  nicht  lediglich  auf  das  Verfassungs- 
werk beschränkte  und  dies  eiligst  zu  Ende  brachte,  sondern 
dass  sie  alle  deutschen  Angelegenheiten  in  ihren  Kreis 
zog^);  und  2)  dass  sie  damit  anfing,  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  zuerst  zu  berathen,  die  Verfassungsform  des 
Reiches  aber  dagegen  bis  zuletzt  aufschob,  weil  jede  Partei 
hoffte,  durch  den  Aufschub  zu  gewinnen:  die  Radikalen  näm- 
lich hofften  auf  Revolution,  die  Gonservativen  auf  Reaktion  ^). 
n.  Die  Bundesversammlung,  welche  sich  in  Folge  davon, 


der  demokratischen  Wühlerei  eine  Schranke  entgegeuBetzen  zu  können 
glaubten. 

>)  Siehe  oben  §.  181  IV.  a.  E. 

4)  Insbesondere  war  es  die  schleswig-holsteinische  Sache,  namentlich 
der  Malmöer  Waffenstillstand,  was  eine  ungeheure  Aufregung  in  das 
Parlament,  und  selbst  die  Parteistellungen  in  demselben  in  Unordnung 
brachte. 

•)  Es  war  dies  ein  damals  £ut  aUgemeiner  Irrthum,  als  wenn  sich  die 
Grundrechte  eines  Volkes  selbststi&ndig  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Verfassungsform  festsetzen  Hessen,  w&hrend,  das,  was  in  dieser  Beziehung 
gewfthrt  werden  kann,  gerade  umgekehrt,  wesentlich  you  der  Yerfiissungs- 
form  abhängig  ist.  Durch  die  mehr  als  neunmonatliche  Verhandlung  in  der 
Nationalversammlung  über  die  Grundrechte  ging  gerade  die  Zeit,  in  wel- 
cher die  Spannkraft  der  Nation  stark  genug  war,  um  eine  neue  Verfassung 
za  erschaffen  —  die,  wie  sie  auch  immerhin  gestaltet  werden  mochte,  nicht 
Terfehlen  konnte,  viele  und  grosse  Interessen  zu  verletzen  —  verloren,  und 
als  man  endlich  ernstlich  an  das  Ver&ssungswerk  ging,  war  bei  der  Nation 
bereits  Ermüdung  und  das  vorwiegende  Bedürfniss  der  Ruhe  wieder  einge- 
treten. Di^enigen,  die  doch  sonst  immer  die  nordamerikanischen  Zust&nde 
smn  Vorbilde  fOr  die  deutschen  aufzustellen  pflegen,  hatten  ganz  vergessen, 
dass  die  nordamerikanische  Union  bei  ihrer  Gründung  vor  allem  sich  be- 
eilt hatte,  ihre  Bundesverfassung  (1778)  zu  Stande  zu  bringen,  und  (sehr 
weise)  erst  sp&ter  (1789—1795)  zur  Entwertung  von  Grundrechten  des 
Volkes  schritt,  welche  gegenwärtig  die  XII  Verbesserungen  und  Zusfttze 
(amendmente)  zur  Unionsverfassung  bilden. 
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dass  man  die  so  dringend  von  den  ZeitverhSltnissen  gebotene 
Errichtung  einer  Exekutivbehörde  unterlassen  hatte^),  ^^^ 
constitnirenden  Nationalversammlnng  gegenüber  ohne  ein  Oi^an 
und  ohne  Vertretung  befand,  begrttsste  das  deutsche  Parlament 
schriftlich  als  eine  ,,nene  Grösse^^  im  Namen  der  deutschen 
Regierungen  ,,aufrichtig.  huldigend  dem  Oeiste  der  neuen  Zeit, 
die  Hand  zum  Willkonunen  bietend'' '').  Die  Nationalversamm- 
lung gab  hierauf  nicht  einmal  eine  Antwort. 

ni.  Noch  am  18.  Mai  wurde  Heinrich  von  Gagern 
zum  ersten  Präsidenten  gewählt  mit  305  Stimmen  von  397®). 
In  seiner  Antrittsrede  erklärte  er,  der  Beruf  und  die  Vollmacht 
der  Nationalversammlung  liege  in  der  Souverainetät  der 
Nation"»). 


«)  Siehe  §.  183,  VI. 

^)  Das  Schreiben,  welches  die  B.-V.  an  die  Nationalversammlung  zn 
ihrer  Eröfihang  erliess,  lautet  (Prot.  v.  17.  Mai  1848,  Sitz.  54,  §.  517):  „Die 
Macht  ausserordentlicher  Begebenheiten,  das  Verlangen,  welches  sich  lant 
in  unserem  ganzen  Vaterlande  ausgesprochen  hat,  und  der  aus  beiden  her- 
vorgegangene Aufruf  der  Regierungen,  haben  in  dieser  grossen  Stande  eine 
Versammlung  herbeigeführt,  wie  unsere  Geschichte  sie  noch  niemals  sah. 
In  seinen  Grundfesten  hat  das  alte  politische  Loben  gebebt  und  von  dem 
Jubel  und  dem  Vertrauen  des  ganzen  deutschen  Volkes  begrüsst,  erhebt 
sich  eine  neue  Grösse:  das  deutsche  Parlament  Die  deutschen  Re- 
gierungen und  ihr  gemeinschaftliches  Organ,  die  Bundesversammlung,  mit 
dem  deutschen  Volke  in  der  gleichen  Liebe  für  unser  grosses  Vaterland 
vereint,  und  aufrichtig  huldigend  dem  neuen  Geiste  der  Zeit,  reichen  den 
Nationalvertretem  die  Hand  zum  Willkomm,  und  wünschen  ihnen  Hdl 
und  Segen." 

^)  Ein  Verzeichniss  der  Abstimmungen  aller  Abgeordneten  in  93  Fragen 
enthält  A.  Rösler  v.  Oels,  Parlamentskalender,  Frkft.  1849. 

d)  Die  betreffende  Stelle  in  der  Rede  Heinrich  v.  Gagern*s  lautet: 
,,Unser' Beruf  und  unsere  Vollmacht  liegen  in  der  Souverainet&t  un- 
serer Nation.  Beruf  und  Vollmacht  hat  die  Schwierigkeit,  um  nicht  zu 
sagen  Unmöglichkeit,  einer  Verständigung  unter  den  Regierungen 
in  unsere  Hände  gelegt  .  .  .  Deutschland  will  eins  sein,  ein  Reich,  re- 
giert von  dem  Willen  des  Volkes  unter  Mitwirkung  seiner  Stämme  und 
seiner  Regierungen.  Diese  Mitwirkung  zu  bewirken  liegt  an  der  Versamm- 
lung." —  Es  ist  hieraus  klar,  dass  H.  v.  Gagern  die  Nationalson- 
verainetät  in  keinem  anderen  Sinne  verstand,  als  in  der  Bedeutung  eines 
Grundsatzes,  dass  eine  in  partikuläre  Staaten  eingetheilte  Kation  das 
Recht  auf  eine  einheitiiche  Gesammtverfassung  habe,  wie  dies  damals  in 
der  Doktrin  zu  geschehen  pflegte  (siehe  oben  §.  56,  H).  Die  linke  Seite  des 
Parlaments  &nd  aber  ihr  Vergnügen  daran,  diess  als  eine  Proklamation  der 
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IV.  In  der  Sitzung  vom  27.  Mai  wwcde  (auf  den  Antrag 
von  Raveanx)  beschlossen,  dass  alle  Bestimmungen  der 
deutschen  Verfassungsurkunden,  welche  mit  dem  jetzigen  Ver- 
fassungswerke nicht  ttbereinstimmen  y  fortan  ungiltig  seien  ^®). 

V.  In  der  Sitzung  vom  31.  Mai  wurde  auf  einen  Antrag 
von  Marek  und  Berichterstattung  von  Dahlmann  beschlos- 
sen^  die  Nationalität  der  nicht  deutschen  Volksstämme  anzuer- 
kennen **). 

VI.  Am  23.  Mai  hatte  Wessendonck  einen  Antrag  auf 
Bildung  eüier  vorläufigen  Gentralgewalt  von  9  Mitgliedern,  die 
aus  der  Versammlung  gewählt  werden  sollten  ^^),  eingebracht. 
Dahlmann  erstattete  hierüber  Bericht  am  19.  Juni  und  be- 
antragte dafUr  die  Errichtung  eines  Bundesdirektorinms  von 
3  Männern,  welche  die  Regierungen  ernennen  und  die  Ver- 
sammlung bestätigen  sollte.  Aus  den  Verhandlungen  ging 
jedoch  am  28.  Juni  ein  sog.  Gesetz  tlber  eine  provisorische 
Centralgewalt   hervor*').     Hiernach    sollte   ein   Reichs- 


VolksBOuverainet&t  (im  BouBseau^schen  Sinne,  s.  oben  §.49  u.  55) 
aufzufassen. 

*^)  Der  BeschluBB  der  Nationalversammlung  y.  27.  Mai  1848  lautete: 
„dass  alle  Bestimmungen  einzelner  deutscher  Ver&ssungsurkunden ,  welche 
mit  dem  zu  gründenden  Yerfassungswerke  nicht  übereinstimmen,  nur 
nach  Massgabe  des  letzteren  als  giltig  zu  betrachten  sind,  ihrer  bis  dahin 
bestandenen  Wirksamkeit  unbeschadet" 

*>)  Der  Beschluss  der  Nationalversammlung  v.  31.  Mai  lautet:  „dass  die 
Nationalversammlung  in  vollem  Masse  das  Recht  anerkenne,  welches  die 
nichtdeutschen  Stämme  auf  deutschem  Bundesboden  haben,  den  Weg 
ihrer  volksthümlichen  Entwicklung  ungehindert  zu  gehen, 
und  in  Hinsicht  auf  das  Eirchenwesen,  den  Unterricht,  die  Literatur  und 
die  innere  Verwaltung  und  Rechtspflege,  sich  der  Gleichberechtigung 
ihrer  Sprache,  so  weit  deren  Gebiete  reichen,  zu  erfreuen,  so  wie  es 
6ich  von  selbst  versteht,  dass  jedes  Recht,  welches  die  im  Bau  begriffene 
Gesammtverfassung  dem  deutsdien  Volke  gewährleisten  wird,  ihnen  gleich- 
massig  zustehe"  u.  s.  w. 

**)  Es  war  dies  mit  anderen  Worten,  ein  Vorschlag  zur  Bildung  eines 
Eevolutionsausschusses.  Hier  zeigte  sich  deutlich  die  Grösse  des  Fehlers, 
den  die  Regierungen  dadurch  begangen  hatten,  dass  sie  die  Errichtung 
einer  Exekutivbehörde  vor  dem  Zusammentritte  der  Nationalversamm- 
lung unterlassen  hatten. 

")  Siehe  den  Text:  bei  Weil,  Quellen,  S.  117,  118;  bei  Roth  und 
Merck,  Quellens.  I,  S.  543.  Indem  die  constituirende  Versammlung  ihren 
Beschluss  v.  2^.  Juni  1848  über  die  Einrichtung  einer  provisorischen 
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Verweser  aufgestellt  werden ^  nnverantwortlicb  mit  yerant- 
wortlichen  Ministem;  der  Bandestag  sollte  zu  bestehen  auf- 
hören, der  Reichsverweser  aber,  soviel  thnnlich,  sich  mit  Be- 
vollmächtigten der  Einzelstaaten  in's  Vernehmen  setzen  ^^). 

Vn.  Am  Tage  nachher  (29.  Juni)  wählte  die  Nationalva*- 
Sammlung  den  Erzherzog  Johann  von  Oesterreich  zum 
Reichsverweser^^).  Diese  Wahl  erregte  im  Volke,  das 
sich  bereits  nach  Ruhe  und  Befestigung  der  wiederkehrenden 


Gentralgewalt  als  ein  „Gesetz''  beseichnete,  war  ne  aber  die  ihr  in  dem 
B.-6.  V.  30.  M&rs  1848  beigelegte  Befugniss  offenbar  hinaiugegangen.  Die 
BundesYersammlung  nahm  in  der  69.  Sitzung  y.  5.  Juli  1848,  Prot.  §.  685, 
S.  731  aber  dieses  ihr  von  dem  Pr&sidenten  der  Nationalversammlung  mit- 
getheilte  Schreiben  ohne  einige  Bemerkung  „lediglich  zur  Nachricht,"  da 
die  s&mmtUchen  Gesandtschaften  schon  vorher  ihre  Regierungen  von  diesem 
Beschlüsse  der  N.-V.  in  Kenntniss  gesetzt  hatten  (Veigl.  unten  Note  16). 
—  In  der  III.  Plenarversammlung  nach  Wiederherstellung  des  Bundes- 
tags V.  7.  August  1860,  Prot.  S.  14,  sprach  sich  die  B.-Y.  dahin  aus,  dass, 
,4iur  die  eigene  üeberhebung,  nicht  aber  die  B.-Y.,  (der  N.-V.)  das 
Recht  der  Gesetzgebung  beigelegt  hatte,  dass  der  Beschluss  der  N.-Y. 
Y.  28.  Juni  1848  niemals  die  einhellige  Zustimmung  der  Bundesglieder  er- 
halten, sondern  diese  sich  nur  för  die  Wahl  des  Erzherzogs  Johann  tob 
Oesterreich  als  Reichsverweser  ausgesprochen,  und  auch  diesem  dnrch 
Bnndesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  nur  die  Ausübung  ihrer  Rechte 
fibertragen  haben**. 

M)  Die  Unentbehrlichkeit  einer  Verbindung  mit  den  bestehenden  Re- 
gierungen konnte  somit  selbst  von  den  Gegnern  dieser  letzteren  in  dem 
Augenblicke  nicht  verkannt  werden,  wo  man  den  Bundestag  als  deren 
öffentliches  Organ  abschaffte.  Somit  war  dieser  durch  eine  Hinterthtlre 
doch  wieder  zugelassen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  bisher  die  N.-Y. 
durch  die  Oeffentlichkeit  der  Bundesprotokolle  die  Möglichkeit  gehabt  hatte, 
von  der  Th&tigkeit  der  Gesandten  der  einzelnen  Regierungen  bezüglich  des 
Yei&ssungswerkes  und  der  deutschen  Angel^^nheiten  überhaupt  Kenntniss 
zu  nehmen,  nunmehr  aber  diese  Kenntnissnahme  ihr  durch  ihren  eigenen 
Beschluss  abgeschnitten  worden  war. 

**)  Der  Pr&sident  der  Nationalversammlung,  Heinrich  y.  Gagern, 
hatte  in  seiner  Rede  in  der  23.  Sitzung  der  N.-Y.  erkl&rt,  dass  er  es  vom 
Standpunkte  des  Rechtes  aus  bedauern  wfirde,  wenn  die  Regierungen 
bei  Erschaffung  der  provisorischen  Centralgewalt  nichts  zu  sagen  haben 
soUten;  er  erachtete  aber  ein  einseitiges  Vorgehen  der  N.-V.  unter  den 
damaligen  Umst&nden  als  durch  die  Zweckmässigkeit  geboten.  „Meine 
Herren,  ich  thue  einen  kühnen  Griff,  und  ich  sageihnen,  wir  müssen 
die  provisorische  Centralgewalt  selbst  schaffen.  .  .  .  Meine  Meinung  ist, 
dass  die  hochstehende  Person  ein  Fürst  sein  müsse,  was  auch  Sie  ein- 
räumen können,  nicht  weil,  sondern  obgleich  es  ein  Fürst  ist 
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Ordnung  sehnte,  die  gröBste  Freude,  weil  man  wieder  einen 
Herrscher  zu  haben  glaubte.  Auch  ist  diese  Wahl  der  spre- 
chendste Beweis  dafür,  dass  damals  noch  von  keiner  Seite 
daran  gedacht  wurde,  die  Bundesreform  in  einer  Weise  zu  be- 
wirken, welche  das  Verbleiben  von  Oesterreich  im  Bunde 
zweifelhaft  oder  unmöglich  machen  würde. 

Vin.  Noch  am  Tage  der  Wahl  erlies  die  Bundesversamm- 
lung ein  Schreiben  an  den  Erzherzog,  mit  der  Erklärung,  sie 
sei  schon  vor  seiner  Wahl  von  den  Regierungen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  ermächtigt  gewesen,  sich  fttr  die- 
selbe zu  erklären  ^^).  Am  6.  Juli  erklärte  der  Erzherzog  Jo- 
hann von  Oesterreich  in  einem  an  die  Bundesversammlung 
gerichteten  Schreiben,  dass  er  die  Wahl  annehme ^"O.  Am 
12.  Juli  erschien  derselbe  in  Frankfurt  und  begab  sich  in  die 
Nationalversammlung  und  sodann  in  die  Bundesversammlung. 
Diese  überreichte  dem  Erzherzog  eine  Adresse,  worin  sie  ihm 
Namens  der  deutschen  Regierungen  die  Ausübung  ihrer  sämmt- 
liehen  Befugnisse  und  Pflichten  übertrug.  Hiermit  erklärte  die 
Bundesversammlung  ihre  bisherige  Thätigkeit  als  been- 
digt anzusehen  ^^). 

«)  Prot,  der  B.-V.  v.  29.  Juni,  67.  Sitzung,  S.  719;  bei  v.  Meyer, 
Corp.  Jnr.  Confoed.  Germ.  8.  Aufl.  ThL  II,  S.  511.  —  In  der  Nationalvei^ 
Banunlnng  zeigte  sich  bei  einem  Theüe  der  Mitglieder  eine  grosse  Verstim- 
mung darüber,  dass  hiemach  die  Regierungen  in  gewissem  Sinne  dem  Be- 
schlüsse der  Nationalversammlung  vorzugreifen  sich  erkühnt  hätten. 

<^  Siehe  das  Schreiben  des  Erzherzogs  Johann  von  Oesterreich 
an  die  B.-V.  d.  d.  Wien,  6.  Juli  1848,  in  den  Prot  der  B.-V.  v.  10.  Juli 
1848,  70.  Sitzung,  §.  701,  bei  v. Meyer,  1.  c.  3.  Aufl.  ThL  H.  S.  512.  —  Es 
heisst  darin  u.  A.  „Das  Vertrauen,  mit  welchem  sämmtliche  deutschen  Be- 
gierungen,  Zeuge  der  ihren  Bevollmächtigten  zu  Frankfurt  gegebenen  Er- 
mächtigungen, meine  Person  beehren,  und  auf  dessen  Ausdruck  ich  den 
entschiedensten  Werth  gelegt  habe,  erhebt  und  stärkt  mich  bei  Antritt  des 
schweren  Berufe,  den  in  schönem  Einklang  Deutschlands  Fürsten 
und  Völker  mir  zuweisen." 

«)  Prot  der  B.-V.  v.  12.  Juli  1848,  8.  755;  bei  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  II.  S.  512  flg.  —  In  der  Anrede  des  Präsi- 
diums der  B.-V.  an  den  Erzherzog-Reichsverweser  heisst  es  u.  a.  „die  B.-V. 
überträgt  Namens  der  deutschen  Regierungen  die  Ausübung 
dieser  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  Verpflichtungen  an 
die  provisorische  Centralgewalt  .  .  .  Die  deutschen  Regierungen,  die  nur 
das  wohlverstandene  Interesse  des  Volkes  kennen  und  beachten,  sie  bieten 
freudig  die  Mitwirkung  zu  allen  Verfügungen  der  Centralgewalt,  die  Deutsch- 
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§.  186. 

Die  Abfe^sung   der   Grundrechte  und  der  Reichsver- 
fassung (vom  12.  Juli  1848  bis  zum  28.  März  1849^). 

Als  die  Nationalversammliuig  zu  ihrer  eigentlichen  Aufgabe, 
dem  Verfassungswerke,  schritt,  zeigte  sich  nicht  nur  in  der 
Versammlung  selbst  eine  starke  und  vielfache  Parteiung  in 
der  Oberhanptsfrage,  sondern  auch  die  Regierungen  konnten 
sich  nicht  vereinigen.  Einheitliche  Spitze,  Erbkaiser,  Wahl- 
kaiser, Präsident,  Dualismus  von  Oesterreich  und  Preussen, 
Trias  oder  Direktorium  von  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern, 
alles  fand  seine  Vertheidiger.  Man  kam  darin  ttberein,  vorerst 
den  Abschnitt  von  den  Grundrechten  auszuarbeiten,  indem  jede 
Partei  hofite,  dass  unterdessen  irgend  ein  Air  sie  günstiger  Um- 
schlag  in  den  Ereignissen  eintreten  werde,  um  ihre  Ansichten 
in  der  Oberhauptsfrage  durchsetzen  zu  können^).  So  kamen 
auch  nach  unendlichen  Mtlhen  die  sogen.  Grundrechte  zu 
Stande,  und  wurden  von  dem  Reichsverweser  am  21.  December 
1848  als  Gesetz  verktlndet  ^).  Von  nun  an  trat  der  Zwiespalt 
in  der  Nationalversammlung,  besonders  zwischen  der  ersten 
und  zweiten  Lesung  der  Reichsverfassung,  immer  mehr  hervor, 
theils  in  Bezug  auf  die  von  einem  grossen  Theile  der  National- 
versammlung eingeschlagene  demokratische  Richtung,  theils  war 
viel  Streit  über  den  Umfang  der  Berechtigungen  der  National- 
versammlung gegenüber  von  den  Regierungen.  Unterdessen  hatte 
sich  Oesterreich  im  Programme  vonEremsier  am  27.  November 
1848  für  Centralisation  seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgesprochen, 
zugleich  aber,  dass  es  sich  nicht  von  dem  zu  errichtenden  deut- 
schen Bundesstaate  ausschliesse.  Preussen  erklärte,  dass  es  anf 
die  alte  Verbindung  mit  Oesterreich  nicht  verzichten  wolle. 
Ebenso  bestimmt  erklärten  sich  Bayern  und  Würtemberg 


lands  Macht  nacli  Aussen  und  Innen  begranden  und  befestigen  sollen.  Mit 
diesen  Erklärungen  sieht  die  B.-V.  ihre  bisherige  Th&tigkeit  als  be* 
endet  an/'  u.  s.  w. 

*)  J.  G.  Droysen,  die  Verhandlungen  des  Yerfassungsausschusses  der 
deutschen  Nationalversammlung,  Thl.  I.  Leipz.  1849. 

«)  Siehe  oben  §.  185,  Note  5. 

')  Von  den  Grundrechten  wird  im  11.  Bande  in  einem  besonderen  Ah- 
schnitte  (§.  292  flg.)  gehandelt 


Digitized  by  LjOOQ IC 


$.  195.  Ab&ssung  der  Gnmdreclite  and  der  Reichsverfassimg.     491 

gegen  den  Aosschlnss  von  Oesterreich^).  Dnrch  widernatür- 
liche Goncessionen  der  feindlichsten  Parteien  in  der  National- 
versammlang  kam  endlich  die  Beichsyerfassnng  vom  28.  März 
1849  (mit  blos  4  Stimmen  Majorität)  zn  Stande.  Sie  beruht 
auf  folgenden  Hanptideen  in  197  Paragraphen  und  sieben 
Abschnitten:  Reich^  Reichsgewalt,  Oberhaupt,  Reichs- 
tag, Reichsgericht,  Grundrechte  und  Gewähr  der 
Verfassung. 

I.  Das  deutsche  Reich  besteht  aus  den  bisherigen  deut- 
schen Bundesstaaten;  Oesterreich  war  also  nicht  namentlich 
ausgeschlossen,  aber  doch  Alles  so  gestellt,  als  ob  es  nicht 
mehr  dabei  wäre,  und  dass  es  nicht  dabei  bleiben  konnte^). 
Namentlich  lag  dies  darin,  dass  nach  §.  2  kein  deutsches 
Land  mit  fremden  Ländern  zusammen  einen  Staat  bilden  und 
eine  Verfassung  und  Verwaltung  haben  sollte^). 


*)  Vergl.  W^eil,  Quellen,  S.  123  flg.  —  Viele  hierher  gehörige  Akten- 
stücke finden  sich  bei  Roth  und  Merck,  Quellens.  Bd.  ü. 

')  Nach  einer  Notiz  bei  Hermann  Müller,  das  deutsche  Parlament 
und  der  König  von  Preussen,  Frankf.  (April  1849)  S.  7  wÄre  ein  von 
allen  Ministem  des  Ministeriums  H.  v.  6  a  g  e  r  n  abgefasstes  „Programm*' 
dem  Erzherzog -Reichsverweser  vorgelegt  worden,  des  Inhalts:  ,.Da8s 
Deutschland  sich  als  Bundesstaat  constituire ;  dass  daran  Oesterreich 
sich  nicht  betheiligen  werde,  dass  das  Yerhältniss  Oesterreich's 
zu  Deutschland  der  künftigen  Bestimmung  nach  definitiver  Constituirung 
beider  Zwillingsreiche  vorbehalten  bleibe;  dass  der  Reichsverweser  von 
seinem  Standpunkte  aus  mitwirken  wolle,  dieses  Yerhältniss  in  politischer 
und  materieller  Beziehung  so  eng,  als  möglich,  zu  gestalten,  und  dass 
Oesterreich  der  Constituirung  Deutschlands  keineriei  Hindemiss  in  den 
Weg  lege,  wie  sie  auch  ausfallen  möge,  namentlich  für  den  Fall,  dass  der 
Inhaber  der  preussischen  Krone  als  erbliches  Oberhaupt  an  die  Spitze 
von  Deutschland  gestellt  werde ;  dass  sofort  eine  Gesandtschaft  nach  Olmütz 
oder  Wien  gehe,  die  freundschaftlichsten  und  bundgenossischen  Verhältnisse 
zu  cultiviren,  die  hiesigen  Schritte  zu  erklären  und  zu  befüiworten,  die 
Zukunft  vorzubereiten."  Derselbe  Grundgedanke  ist  in  der  Erklärung  des 
Minister-Präsidenten  v.  Gagern  in  der  187.  Sitzung  der  Nationalversamm- 
lung V.  17.  März  1849  ausgesprochen  (bei  Roth  u.  Merck,  Quellens.  11, 
S.  440). 

•)  Auch  die  Niederlande  verwahrten  sich  dagegen,  dass  Limburg, 
welches  einen  integrirenden  Theil  des  Königreichs  der  Niederlande  ausmacht, 
jemals  durch  eine  andere  Verfassung,  als  diejenige  dieses  Königreichs  re- 
giert werden  könne.  (Note  des  H.  Light envelt,  v.  12.  Febr.  1849;  siehe 
die  königl.  niederländische  Denkschrift,  bei  Roth  u.  Merck,  Quellens.  II, 
S.  15  flg.). 
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n.  Diplomatischer  Verkehr,  Qesaiidtschaftsrecht  und 
Eriegsreoht  geht  an  das  Beich  ttber;  den  Einzelstaaten  bleibt 
aber  das  Recht,  die  Offi eiere  ihrer  Landtroppen  zu  er- 
nennen'^). 

ni.  Die  Seemacht  ist  Sache  des  Reiches;  andere  Ver- 
kehrsanstalten stehen  unter  der  Gesetzgebung  des  Reiches; 
die  Post  kann  die  Reichsgewalt  gegen  Entschädigung  selbst 
ttbemehmen. 

IV.  Es  soll  ein  einziges  Zollgebiet  geben. 

V.  Die  Reichsgewalt  kann  sich  unmittelbare  Einnahmen 
durch  Produktions-  und  Verbrauchssteuern  verschaffen;  sie 
kann  überdies  Matrikularbeiträge  erheben;  auch  soll  das 
Reich  Anlehen  und  Schulden  machen  dürfen.  Die  Einzelstaaten 
sollen  Steuern  nur  nach  Massgabe  der  Reichsgesetzgebung 
auflegen. 

VI.  Die  Reich sgew alt  hat  fbr  den  Reichsfrieden  zu 
sorgen  und  hat  im  Allgemeinen  die  Reichsgesetzgebnng. 

VII.  Das  Reichsoberhaupt  ist  ein  Erbkaiser  nach 
Primogeniturordnung  im  Mannsstamm ,  und  soll  aus  den  re- 
gierenden Fürsten  genommen  werden^).  Der  Kaiser  soll  eine 
Civilliste  haben,  er  soll  unverantwortlich  und  unverletzlich  sein, 
er  hat  das  Recht  der  Initiative  und  Promulgation  der  Gesetze 
und  das  Begnadigungsrecht,  jedoch  nur  mit  Einschränkungen 
in  Bezug  auf  verurtheilte  Reichsminister.  Uebrigens  soll  der 
Kaiser  nur  ein  suspensives  Veto  haben,  selbst  bei  Ver- 
fassungsänderungen ^). 

VIII.  Der  Reichstag  soll  aus  einem  Staatenhaus  und 
einem  Volkshaus  bestehen.  Das  Staatenhaus  (102  Personen) 
soU   zur  Hälfte  von  den  Regierungen,  zur   Hälfte  von   den 


7)  In  dieser  Beziehung  war  der  Stellung  der  Regierungen  der  Kiniseln- 
Btaaten  zu  ihren  Ländern  billigere  Rechnung  getragen,  als  in  dem  £ntwurf 
der  Vertrauensm&nner.  Siehe  oben  §.  184,  Note  11  und  S.  i82  bei  Note  14. 

*)  DasB  ein  Erbkaiser  an  die  Spitze  des  Reiches  gestellt  werden 
soll,  wurde  nur  mit  267  Stimmen  gegen  264  beschlossen;  dass  er  ein  Fürst 
sein  sollte,  mit  279  gegen  255. 

•)  Reichs  V  er  f.  V.  28.  M&rz  1849,  §.  101, 196.  —  Unverhohlen  sprachen 
damals  die  Demokraten  die  Absicht  aus,  vermittelst  dieser  Bestimmung  in 
kurzer  Frist  das  Reich  in  eine  Demokratie  umzuwandeln. 
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Landständen  gewählt  werden  <<^).    In  das  Volkshans  wird  ge- 
wäMt  1  Abgeordneter  auf  100,000  Seelen. 

IK.  Die  Rechte  des  Reichstages  wurden  in  grösster  Aus- 
dehnung, wie  im  Entwürfe  der  Yertranensmänner  bestimmt. 
Die  Finanzbewilligung  wurde  lediglich  dem  Volkshaus  ttber- 
lassen;  das  Staatenhaus  sollte  nur  Bemerkungen  zum  Budget 
machen  dürfen.    Die  Budgetperiode  sollte  nur  ein  Jahr  sein. 

X.  Der  Reichstag  soll  jährlich  gehalten  werden.  Das 
Volkshaus  kann  der  E^aiser  auflösen;  dann  vertagt  sich  das 
Staatenhaus. 

XI.  Die  Hänser  erhielten  die  gewöhnlichen  Privilegien  für 
ihre  Hitglieder  in  grösster  Ausdehnung ;  Deputationen  mit  Bitt- 
schriften u.  dergl.  wurde  der  Zutritt  im  Hause  untersagt. 

XII.  Sodann  folgen  weitläufige  Bestimmungen  ttber  das 
Bundesgericht  und  die  Garantien  der  Verfassung,  im  Wesent- 
lichen wie  im  Entwürfe  der  Vertrauensmänner,  jedoch  wurde 
ein  Belagerungszustand,  wenn  gleich  mit  grossen  Be- 
schränkungen, zugelassen. 

XIII.  Die  hauptsächlichsten  Fehler  der  Frankfurter  Reichs- 
verfassung lagen  darin:  l)  dass  der  Reichsgewalt  nicht  die  erfor- 
derliche Macht  beigelegt  war,  um  einer  Revolution  mit  Kraft 
begegnen  zu  können ;  vielmehr  war  Alles  darauf  angelegt,  eine 
künftige  Revolution  zu  begünstigen  und  die  Einführung  der 
Republik  auf  scheinbar  gesetzlichem  Wege  möglich  zu  machen. 
Dies  zeigt  sich  namentlich  darin,  dass  2)  selbst  die  gewählte 
Verfassungsform  nicht  gegen  den  Umsturz  sicher  gestellt  war, 
weil  der  Kaiser  selbst  bei  Verfassungsveränderungen  nur  ein 
suspensives  Veto   hatte.     3)    Ein    offenbarer   Missstand   war. 


*^)  In  dieser  Beziehung  war  die  Bestimmung  der  Reicbsverfassung 
taktvoller,  als  die  entsprechende  Bestimmung  in  dem  £ntwiufe  der  Ver- 
trauensmänner (§.  184,  Note  11}  insofern  sie  doch  nicht  die  regieren- 
den Fürsten  mit  ihren  Landständen  in  ein  Haus  zusammensetzte.  Auf 
der  andern  Seite  ging  sie  aber  noch  weiter,  und  war  noch  unpraktischer, 
indem  sie  denselben  in  dem  ganzen  Verfassungsgebäude  gar  keine  Stelle 
angewiesen  hatte,  als  wenn  sie  bereits  gar  nicht  mehr  vorhanden  oder 
schon  mediatisirt  gewesen  wären! 

«•)  Der  Text  der  Reichsverfassung  v.  28.  März  findet  sich  bei 
Weil,  Quellen,  S.  133  flg.;  in  Rauch,  Parlamentär.  Taschenbuch,  4.  Lief. 
(Erlangen  1849),  S.  149  flg.  —  Amtliche  Ausgabe  (in  Quart)  Frankf.  a.M. 
Druck  V.  C.  Krebs-Schmitt  1849. 
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dass  den  souverainen  Ffirsten^  resp.  den  Begierangen  der  Ein- 
zelnstaaten^  gar  keine  organische  Thätigkeit  bei  der  Beidia- 
regierong  eingeräumt  war,  dass  sie  dagegen  BevoUrnSchtigte 
an  den  Kaiser  senden  konnten  ^  über  deren  Befiigniss  Mchts 
feststand,  die  also,  wenn  sie  zusammenhielten,  einen  geheimoi 
unantastbaren  Bundestag  bilden  konnten.  4)  Das  Verbleiben 
von  Oesterreich  bei  Deutschland  war  durch  §.  2  dieser 
Beichsverfassung  unmöglich  gemacht  und  somit  Deutschland 
anstatt  in  Wahrheit  geeinigt,  unverkennbar  und  vielleicht 
für  immer,  gespalten  und  zerrissen.  5)  Endlich  litt  diese 
Beichsverfassung  an  demselben  Fehler,  wie  der  Entwurf  d^ 
Vertrauensmänner,  dass  dem  Beiche  eine  unmittelbare  Be- 
steuerung in  den  einzelnen  Staaten  eingeräumt  wurde,  wodurch 
deren  Staatshaushalt  ganz  untergraben  werden  musste  '^). 

XIV.  Ausserdem  brachte  die  Nationalversammlung  noch  zu 
Stande  ein  Wahlgesetz  fllr  das  Volkshaus,  ein  Gesetz  übtf  die 
deutsche  Flagge,  ein  Gesetz  über  Anklage  der  Mitglieder  der 
Versammlung,  ein  Gesetz  über  Schutz  der  Nationalversamm* 
lung,  ein  Verbot  der  Spielbanken,  sodann  einige  Matrikular- 
Umlagen,  ein  Disciplinargesetz  für  die  Marine  und  endlich  eine 
allgemeine  Wechselordnung  (vom  24.  November  1848  grossen- 
theils  noch  geltend),  sowie  einige  andere  kleinere  Gesetze^'). 

§.  187. 

Erklärungen  der  Einzelstaaten  in  Bezug  auf  die 
Reichsverfassung  ^). 

Oesterreich  verwahrte  sich  schon  am  4.  Februar  1849 
gegen  jede  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  die  Centralge- 
walt  eines  anderen  Fürsten.  Dies  erklärte  Oesterreich  wie- 
derholt am  8.  April.  Am  4.  März  1849  hatte  Oesterreich  die 
sogenannte  Olmtitzer  Constitution  erhalten,  welche  f&r 
die  österreichischen  Erbländer  das  Princip  der  Staatsein- 
heit aussprach,  übrigens  in  Bezug  auf  die  Grundrechte  auf 


«<)  Siehe  oben  §.  184  bei  Note  15. 
«)  Weil,  Quellen,  S.  155,  156. 

0  Vergl.  Weil,  QueUen,  S.  156  flg.  —  Die  hierher  gehörigen  Akten- 
Stücke  finden  sich  in  grösserer  Anzahl  in  Roth  u.  Merck,  Quellens.  Bd. IL 
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derselben  Idee,  wie  die  Frankfurter  Beichsverfassong  beruhte. 
Am  9.  März  erklärte  Oesterreich,  es  mttese,  wenn  man 
Deutsehlands  Einheit  wolle,  eine  Form  gefunden  werden,  die 
Oe sterteich  möglich  mache,  dabei  zn  bleiben.  Am  13.  März 
verlangte  Oesterreioh  geradezu  den  Wegfall  des  Volkshauses. 
Am  5.  Aprfl  erklärte  0 esterreich,  die  Nationalversammlung 
habe  sich  Uebergriffe  erlaubt  und  Oesterreioh  kOnne  für 
jetzt  nicht  in  Deutschland  bleiben ;  es  rief  daher  seine  Depu- 
tirten  zurttck.  Bayern  erklärte  am  25.  April  1849,  dass  es 
die  Reichsverfassung  wegen  des  Ausschlusses  von  Oester- 
reioh nicht  annehme.  Dieselbe  Erklärung  gab  Hannover. 
Die  anderen  mittleren  und  kleinen  Staaten,  wie  Wtirtem- 
berg,  Baden  etc.  erkannten  die  Reichs  Verfassung  an,  ge- 
drängt theils  durch  die  Demokraten,  theils  durch  die  preussisch- 
erbkaiserliche  Partei. 

§.  188. 

Verhandlungen  der  Nationalyersaminlong  mit  Freussen 

über  die  Annahme   der   Kaiserwürde  (vom  28.  März 

bis  30.  Mai  1849)^). 

In  der  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom  28.  März 
1849  stimmten  290  Abgeordnete  fbr  die  Uebertragung  der  erb- 
lichen Kaiserwttrde  an  Preussen;  248  Abgeordnete  enthiel- 
ten sich  der  Abstimmung^.  Fünfzehn  Abgeordnete,  die  für 
den  König  von  Preussen  gestimmt  hatten,  Herrn  v.  Rado- 
witz  an  der  Spitze,  legten  gleich  darauf  einen  Protest  nieder, 
worin  sie  erklärten,  dass  die  Versammlung  gar  nicht  das  Recht 
gehabt  habe,  die  Krone  zu  vergeben').  Von  hier  an  fasste 
schon  der  Erzherzog  Johann  den  Entschluss,  die  Reichsver- 
wesung niederzulegen^).     Am  3.  April  1849  kam  eine  Depu- 

«)  Weil,  QaeUen,  S.  156  flg.  —  VergL  auch  die  Aktenstacke  in  Roth 
o.  Merck,  Quellens.  Bd.  II. 

^  unter  deigenigen,  welche  sich  der  Absthnmung  enthielten,  befimden 
sich  Bftmmtliche  Oesterr eicher,  die  meisten  Bayern,  Würtember- 
ger  und  Badener,  und  alle  sogen.  Ultramontanen,  ausser  Herrn  y.  Ra- 
dowitz. 

s)  Weil,  QueUen,  S.  168. 

*)  Yergi.  die  preuss.  Circnlardepesche  ▼.  3.  April  1S49  bei  Roth  n. 
Merck,  Bd.  n,  S.  459. 
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tation  der  Nationalversammlnng  nach  Berlin,  die  Krone  anzu- 
bieten. Der  König  von  Preussen  erklärte,  dass  ihm  die 
Stimme  der  Vertreter  der  Nation  ein  „Anrecht^'  gebe,  dass  er 
aber  ohne  Zustimmung  der  anderen  Ftti-sten  keinen  Entschloss 
fassen  werde  ^).  In  einer  Circulardepesche  von  demselben 
Tage  (3.  April)  erklärte  sich  Preussen  gegen  die  Bundesregie- 
rungen bereit,  provisorisch  an  die  Spitze  eines  Bundesstaa- 
tes zu  treten,  der  sich  aus  freiwillig  beitretenden  Staaten 
bilden  und  dessen  Form  davon  abhängen  werde,  wie  viel 
und  welche  Staaten  demselben  beitreten®).  Man  hoffte  damals 
in  Berlin  auf  den  Anschluss  aller  deutschen  Staaten  ausser 
Oesterreich.  Die  Nationalversammlung  beschloss  dagegen 
am  II.  April,  an  der  unbedingten  Annahme  der  ReichsTerfas- 
sung  vom  28.  März  festzuhalten.  Am  14.  April  erfolgte  die 
Erklärung  von  28  deutschen  Regierungen  (d.  h.  allen  ausser 


B)  Siehe  die  würdevolle  Erwiederung  des  K.  v.  Preussen  y.  2.  April 
1849  bei  Roth  und  Merck,  Bd.  ü,  S.  456  flg.  —  Es  findet  sich  darin 
folgende  Stelle:  „In  dem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  welche  Sie, 
meine  Herren,  mir  überbringen,  erkenne  ich  die  Stimme  der  Vertreter  des 
deutschen  Volkes.  Dieser  Ruf  gibt  mir  ein  Anrecht,  dessen  Werth  ich 
zu  schätzen  weiss.  Er  erfordert,  wenn  ich  ihm  folge,  unermessliche  Opfer 
von  mir.  Er  legt  mir  die  schwersten  Pflichten  auf  .  .  .  Ich  bin  bereit 
durch  die  That  zu  beweisen,  dass  die  Männer  sich  nicht  geirrt  haben, 
welche  ihre  Zuversicht  auf  meine  Hingebung,  meine  Treue,  auf  meine  Liebe 
zum  gemeinsamen  deutschen  Vaterland  stützen.  Aber,  meine  Herren,  ich 
würde  dem  Sinne  des  deutschen  Volkes  nicht  entsprechen,  ich  würde 
Deutschlands  Einheit  nicht  aufrichten,  wollte  ich  mit 
Verletzung  heiliger  Hechte  und  meiner  früheren  ausdrück- 
lichen und  feierlichen  Versicherungen  ohne  das  freie  Ein- 
verst&ndniss  der  gekrönten  Häupter,  der  Fürsten  und  der 
freien  Städte  Deutschlands  eine  Entschliessung  fassen,  welche  för 
sie  und  für  die  von  ihnen  regierten  deutschen  Stamme,  die  entschiedensten 
Folgen  haben  müsste." 

>)  Siehe  die  Circulardepesche  des  preuss.  Ministeriums  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  v.  3.  April  1849  bei  Roth  und  Merck,  Bd.  U,  S.  458  fl. 
Darin  heisst  es  u.  A.:  „Se.  Majestät  sind,  dem  ergangenen  Rufe  Folge 
leistend,  und  eingedenk  der  Ansprüche,  welche  ihm  Preussens  Stellang 
in  Deutschland  gewährt,  entschlossen,  an  die  Spitze  eines  deutschen  Bun- 
desstaates zu  treten,  der  aus  denjenigen  Staaten  sich  bildet,  welche 
demselben  aus  freiem  Willen  sich  anschliessen  möchten.  Die  Formen 
dieses  Bundesstaats  werden  wesentlich  davon  abhängen,  wie  viel  and 
welche  Staaten  sich  demselben  anschliessen.'' 
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OeBterreich,  den  königlichen  Regierungen,  Hessen- 
Homburg  und  Liechtenstein)  dahin,  dass  sie  «die  Reichs- 
yerfassung  unbedingt  annehmen,  und  der  Uebertragung  der 
Kaiserkrone  an  Preussen  zustimmen;  doch  behielt  sich  Ba- 
den weitere  Erklärungen  für  den  Fall  bevor,  dass  ausser 
Oesterreich  noch  mehrere  deutsche  Staaten  nicht  beitreten 
würden^).  Wttrtemberg  erkannte  die  Reichsverfassung  an, 
wollte  aber  von  einem  preussischen  Eaiserthume  nichts  wissen. 
Oesterreich  hatte  schon  am  8.  April  sich  neuerdings  gegen 
eine  Unterordnung  seines  Kaisers  unter  eine  von  einem  ande- 
ren deutschen  Fürsten  zu  handhabende  Centralgewalt  verwahrt, 
und  deshalb  die  Theilnahme  an  Unterhandlungen  auf  Grund- 
lage der  preussischen  Girkulamote  vom  3.  April  entschieden 
abgelehnt,  und  sich  gegen  alle  und  jede  aus  solchen  Verhand- 
lungen etwa  hervorgehenden  Beschlüsse  und  deren  Folgen, 
unter  Vorbehalt  der  seinem  Kaiser,  seiner  Regiemng  und  seinen 
deutschen  Provinzen  aus  den  noch  rechtskräftig  be- 
stehenden Verträgen  erwachsenden  Ansprüche  feierlich 
verwahrt^).  Am  21.  April  erklärte  der  preussische  Minister 
Graf  Brandenburg,  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
dass  die  Hoffnung,  alle  deutschen  Staaten,  ausser  Oester- 
reich, zu  einem  Bundesstaate  zu  verbinden,  gescheitert  sei, 
und  dass  das  Ministerium  dem  Könige  nicht  rathen  könne,  die 
deutsche  Krone  anzunehmen,  weil  die  Nationalversammlung 
alle  von  der  k.  preussischen  Regierung  vorgeschlagenen  Modi- 
fikationen der  Reichsverfassung  ablehne^).  Am  28.  April  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  abermals,  dass  das  Reichs- 
oberhaupt unbedingt  die  Reichsverfassung  annehmen  müsse. 
An  demselben  Tage  erklärte  das  preussische  Ministerium  der 
Nationalversammlung  die  definitive  Ablehnung  der  Kaiserkrone, 


7)  Weil,  S.  160;  siehe  die  Noten  der  einzelnen  Staaten  als  Erwiederung 
auf  die  preuss.  Girculardepesche  v.  3.  April  1849  bei  Roth  und  Merck, 
Bd.  n,  S.  464  flg.  480  flg. 

«)  Siehe  die  österreichische  Depesche  v.  8.  April  1849  bei  Roth 
und  Merck,  II,  S.  475  flg. 

»)  Dies  hob  auch  die  Depesche  des  k.  preuss.  Ministerpräsidenten 
an  den  k.  Bevollmächtigten  bei  der  Centralgewalt,  vom  28.  April  1849, 
besonders  hervor.  (Siehe  die  betreffende  Stelle  bei  Roth  und  Merck, 
Bd.  II,  S.  487.) 

Zöpfl,  Staatsrecht.   5.  Aufl.   I.  32 

Digitized  by  LjOOQ IC 


498     §- 1^«  Yeriiandl.  mit  Prenssen  über  d.  Annabme  <L  Kaiserwikide. 

sofern  sich  die  Mationalyersammlmig  nicht  noch  zu  wesent- 
lichen Abändernngen  der  Beichsverfassnng  verstehen  wolle,  wefl 
ausserdem  die  Reichsverfassung  ohne  Blirgerkrieg  nicht  dudi- 
ftlhrbar  sei,  and  selbst  dnrchgeflihrt,  nur  zu  weiterer  Revolution 
and  zar  Republik  hinführen  werde  i^').  Die  Nationalversamm- 
Inng  beharrte  aber  anf  unbedingter  Annahme  der  Reiehsver- 
fassung  und  wollte  sie  durchsetzen,  auch  ohne  Zustimmang  der 
Regierungen.  Am  30.  April  ermächtigte  sie  das  Prteidiunny 
ihren  Sitz  beliebig  zu  verlegen.  In  der  Voraussicht,  dass  viele 
Abgeordnete  an  den  beabsichtigten  Massregeln  keinen  Antbefl 
nehmen,  oder  aus  der  Versammlung  ganz  ausscheiden  würden, 
setzte  die  Nationalversammlung  ihre  Beschlussfähigkeit  auf  die 
Anwesenheit  von  150  Personen  herunter.  Am  Anfange  Mai 
begannen  die  Aufstände  in  Rheinbayem  (Pfalz),  Dresden, 
Breslan,  Elberfeld  und  Iserlohn ;  am  13.  Mai  brach  die  Militär- 
empörung  und  der  Aufruhr  in  Baden  aus,  angeblich  zur 
Durchführung  der  Reichs  Verfassung,  der  Sache  nach,  um  die 
Republik  einzuführen.  Am  4.  Mai  beschloss  die  Nationalyer- 
Sammlung  (mit  nur  zwei  Stimmen  Majorität),  das  deutsche 
Volk  für  die  Anerkennung  und  Geltendmachung  der  Reichs- 
Verfassung  in  Bewegung  zu  bringen:  es  sollten  sofort  die 
Wahlen  zu  einem  Reichstage  vorgenommen  werden;  am 
15.  August  sollte  sich  dieser  erste  Reichstag  auf  Grandlage 


10)  Yergl.  die  in  der  Note  9  angeftthrte  Depesche  des  k.  preuss.  Mi- 
nisterpräsidenten V.  28.  April  1849,  bei  Roth  u.  Merck,  Bd.  ü,  S.  484  fl. 
—  Es  wird  darin,  nachdem  die  wesentlichsten  Mängel  der  Reichsver&ssang 
aufgezählt  sind  (Ausschluss  der  einzelnen  Regierungen  von  der  LegislatiTe 
und  Exekutive,  suspensives  Veto  selbst  bei  Verfassungsveränderongen, 
Machtlosigkeit  des  Oberhauptes,  u.  s.w.)  gesagt:  „Das  Constitutionen- 
monarchische  Princip,  an  welchem  die  grosse  Mehrzahl  des  deut- 
schen Volkes  mit  Liebe  und  Vertrauen  festhält,  ist  durch  diese  SteUung  in 
seinem  Wesen  bedroht,  und  in  Verbindung  mit  dem  alle  Schranken  nie- 
derwerfenden Wahlgesetze  erhält  die  ganze  Verfassung  dadurch 
einen  Charakter,  welcher  sie  nur  als  das  Mittel  erscheinen  lässt,  um  all- 
mählig  und  auf  anscheinend  legalem  Wege  die  oberste  Gewalt  zu  beseitigen 
und  die  Republik  einzuführen.  Durch  die  Annahme  einer  solchen  Ver- 
fassung würde  die  k.  Regierung  nicht  nur  die  oben  als  massgebend  bezeich- 
neten Gesichtspunkte  gänzlich  verleugnet,  sondern  auch  die  besonnenen, 
nach  wahrer  Freiheit  strebenden  und  conservativeu  Ele- 
mentePreussens  und  Deutschlands  inihreminnersten  Wesen 
verletzt  haben. 
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der  Reicfasverfassnng  vom  28.  März  yersammeln ;  wenn  Prenssen 
nicht  Theil  nehme,  so  sollte  der  Fflrst  des  nächst- grössten 
deutschen  Staates  als  Reichsstatth alter  eintreten^so  lange, 
bis  ein  König  von  Preussen  die  Reichsverfassnng  anerkennen 
werde.  Dieser  Reichsstatthalter  sollte  vor  der  Nationalver- 
sammlung den  Eid  auf  die  Reichsverfassung  schwören,  sodann 
den  Reichstag  eröflnen,  und  mit  dieser  Handlung  sollte  die 
Nationalversammlung  aufgelöst  sein  ^^).  Am  7.  Mai  verbot  das 
preussische  Ministerium  die  Ausführung  dieses  Parlamentsbe- 
schlusses und  erklärte,  die  Nationalversammlung  habe  ihre 
BeAignisse  überschritten^*).  Auch  der  Reichsverweser  verwei- 
gerte diesem  Beschlüsse  der  Nationalversammlung,  ungeachtet 
des  Drängens  seines  Ministeriums  und  einer  am  10.  Mai  von 
der  Nationalversammlung  an  ihn  abgesandten  Deputation,  mit 
Festigkeit  und  Entschiedenheit  seine  Zustimmung.  Unterdessen 
traf  die  Nachricht  ein,  dass  Preussen,  ohne  die  Centralge- 
walt  oder  die  Nationdversammlung  zu  fi-agen,  den  Aufstand 
in  Dresden  niedergeworfen  habe.  Sogleich  (10.  Mai)  be- 
schloss  die  Nationalversammlung  (mit  188  gegen  147  Stimmen) 
yydiesem  schweren  Bruch  des  Reichsfriedens"  von 
Seite  Preussens,  mit  allen  Mitteln  entgegen  zu  treten  und  die 
Bestrebungen  des  Volkes  überall  gegen  Unterdrückung  in 
Schutz  zu  nehmen  ^^).  Demgemäss  beschloss  auch  die  Na- 
tionalversammlung am  12.  Mai  Gonmiissaire  nach  Nürnberg  zu 
einer  grossen  Volksversammlung  zu  schicken,  „um  die  Volks- 
erhebung auf  dem  Wege  der  Gesetzlichkeit  zu  erhalten." 
Nunmehr  traten  schon  viele  Abgeordnete  conservativer  Gesin- 
nung ans  der  Nationalversammlung  aus.  Preussen  rief  (14.  Mai) 
seine  Abgeordneten  aus  der  Paulskirche  zurück  ^^),  und  zu- 
gleich (15.  Mai)  rief  ein  kräftiger  Auiruf  des  Königs  das 
preussische  Volk  zu  den  Waffen,  um  Ordnung  und  Gesetz  in 
Deutschland  wieder  herzustellen.  In  diesem  Aufrufe  machte  der 


<i)  Siehe  die  Beschlüsse  der  Nationalversaminlang  v.  4.  Mai  1849  bei 
Weil,  QueUen,  S.  164. 

«)  Weil,  Quellen,  S.  164,  165;  Roth  und  Merck,  Bd.  II,  S.  511. 

13)  Siehe  diesen  Beschluss  der  Nationalversammlung  v.  10.  Mai  1849 
bei  Weil,  S.  165,  166. 

M)  Siehe  die  kdnigL  preuss.  Verordnung  v.  14.  Mai  1849,  bei  Roth 
und  Merck,  II,  517. 

32» 
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El^nig  von  Prenssen  zugleich  bekannt ,  dass  seine  Regienmg 
Einleitungen  mit  den  anderen  Bundesregierungen  getroffen 
habe,  um  das  in  Frankfurt  begonnene  Verfassungswerk  in 
kürzester  Zeit  wieder  aufzunehmen,  und  zu  einem  guten  Ende 
zu  fahren  >^).  Am  16.  Mai  trat  das  Reichsministerium  v.  Gagern 
zurück,  und  dafür  erschien  ein  Ministerium  Gräyell,  Det- 
mold, Jochmus  und  Merk,  aus  der  äussersten  Rechten;  für 
Grävell  trat  bald  der  Fürst  von  Sayn-Wittgenstein  ein. 
Am  19.  Mai  beschloss  die  Reichsversammlung,  einen  Reichs- 
statthalter „schleunigst^^  einzusetzen,  „wo  möglich^'  aus 
der  Zahl  der  regierenden  Fürsten,  der  die  Reichsverfassung  zu 
beschwören  und  beschwören  zu  lassen  habe,  womit  zugleich 
die  bisherige  Gentralgewalt  aufhören,  und  die  National- 
versammlung aus  einander  gehen  solle  ^^).  Dieser  Beschloss 
ging  aber  doch  der  Majorität  des  Gentrums  zu  weit  Am 
20.  Mai  unterschrieben  65  Mitglieder  eine  Austrittsurkunde,  von 
D ah  1  mann  verfasst  In  Folge  des  immer  zahlreicheren  Aus- 
trittes von  Mitgliedern,  beschloss  die  Nationalversammlung,  in 
der  schon  nur  noch  die  äusserste  beschlussfähige  Anzahl  von 
150  Mitgliedern  vorhanden  war,  dass  fortan  100  beschlussfähig 
sein  sollten.  Nun  schied  wieder  ein  Theil  (der  sog.  Angs- 
burger  Hof)  aus.  Am  26.  Mai  erliess  die  Nationalversancun- 
lung  noch  einen  von  Uhland  verfassten  Aufruf  an  das 
deutsche  Volk,  der  aber  ohne  alle  Wirkung  blieb,  da  die  Hal- 
tung der  Nationalversanmilung  seit  dem  28.  März  ihr  eben  so 
den  Beifall  der  Nation  (mit  Ausnahme  der  Demokraten)  ent- 
zogen hatte,  als  ihr  Verfall  und  ihre  Ohnmacht  bereits  offen- 
bar vorlag  1^).  Sogar  ein  Zusatz  zu  diesem  Aufrufe,  der  eine 
Verwahrung  gegen  die  Einmischung  Frankreichs  und  Wahrung 
der  Treue  gegen  die  Reichs  Verfassung  bezweckte,  wurde  ver- 
worfen ^^).    Hierauf  schied  noch  ein  Theil  der  Mitglieder  der 


*B)  Abgedruckt  ist  der  Aufruf  des  Königs  von  Preussen  t.  15.  Mai 
1849  bei  Weil,  QueUen,  S.  168,  169. 

i<^)  Der  Antrag  zu  diesem  Beschlüsse  war  von  Welcker  und  seinen 
politischen  Freunden  gesteUt 

«7)  Siehe  den  von  Uhland  entworfenen  Aufruf;  in  Wigard,  stenogr. 
Bericht,  Bd.  Bd.  IX,  S.  6735  flg. 

IS)  Dieser  Zusatz  war  von  Welcker  und  seinen  Freunden  beantragt 
worden. 
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NatioDalversammlung  ans.  Um  diese  Zeit  riefen  aach  Sach- 
sen nnd  Hannover  ihre  Abgeordneten  zurück ^^).  Da  sich 
mittlerweile  die  preussischen  Trappen  näherten,  so  beschloss 
der  Best  der  Nationalversammlung  am  30.  Mai  1849,  (mit  71 
Stimmen  gegen  64),  dieselbe  nach  Stuttgart  zu  verlegen. 

§.  189. 

Das  sog.  Rumpf-Parlament  in  Stuttgart  vom 
6.-18.  Juni   1849^). 

I.  In  Stuttgart  fanden  sich  am  6.  Juni  103  Mitglieder  der 
Paulskirche  zusammen;  sie  hielten  Sitzungen  im  Fritz'schen 
Reithause  und  gehörten  fast  sämmtlich  der  äussersten  Linken 
an.  Die  Versammlung  hoffte  auf  Ausbreitung  des  badischen 
und  rheinpfälzischen  Aufstandes  nach  Wtirtemberg  und  Franken. 
Sogleich  am  6.  Juni  ernannte  sie  eine  Reichsregentschaft 
(Raveaux,  Vogt,  H.  Simon,  Schüler  von  Zweibrticken  und 
Becher  aus  Würtemberg).  Der  Minister  Römer  stimmte  noch 
mit,  aber  dagegen  und  nun  erst  schied  er  aus.  Das  Rumpf- 
parlament und  seine  Reichsregentschaft  beschlossen  nun  rasch 
die  Absetzung  des  Reichsverwesers  in  Frankfurt,  die  Aufbie- 
tung eines  Reichsheeres  und  die  Vorlage  eines  Finanzetats. 
Es  verlangte  5  Millionen  flir  die  Monate  Juni  und  Juli^). 

U.  Am  18.  Juni  Nachmittags  liess  der  Minister  Römer 
in  der  endlichen  Ueberzeugung,  dass  die  Kräfte  von  Würtem- 
berg nicht  ausreichen,  den  Forderungen  des  von  ihm  noch 
immer    als    Träger    der    Nationalsouverainetät    anerkannten 


«»)  Siehe  die  hierauf  bezüglichen  Aktenstücke  v.  13.  und  23.  Mai  1849 
bei  Roth  und  Merck,  Bd.  II,  530,  531. 

*)  Die  Verhandlungen  des  sog.  Rumpfparlamentes  ünden  sich  in  Wi- 
gard,  stenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  Nr.  232  flg.,  S.  6799  flg. 

^)  Die  sogenannte  Reichsr^entschafl;  hatte  am  18.  Juni  1849  eine  Pro- 
klamation erlassen,  wonach  sie  zu  bewaffneten  Zuzügen  zur  Unterstützung 
des  Aufstandes  in  Baden  und  der  Pfalz  aufforderte.  Es  heisst  darin: 
„Die  Nationalversammlung  hat  Baden  und  die  Rheinpfalz  unter  den 
Schutz  des  Reiches  gestellt;  sie  hat  das  deutsche  Volk  aufgerufen,  die 
Reichsverfassung  zu  schirmen,  Gewalt  mit  Gewalt  zu  vertreiben  . . .  Duldet 
nicht,  dass  die  Männer,  die  sich  muthig  für  die  Reichs v er fassung  (sie!) 
erhoben,  dem  Reichs  feinde  (eic!)  erliegen."  (Wigard,  Stenograph. 
Bericht  Bd.  IX,  S.  6883.) 
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Bnmpfparlaments  zu  genflgen'),  die  Zuginge  znm  ReithmoB 
militärisch  besetzen ,  nachdem  er  in  einem  Schreiben  Tom 
17.  Juni  den  Presidenten  der  in  Stuttgart  tagenden  National- 
yersammlnng  (Dr.  Loewe  Ton  Calbe)  um  Yeriegnng  der 
Versammlung  ausserhalb  Wttrtembergs  ersucht^)  nnd  in  einem 
Schreiben  vom  18.  Juni  1849  denselben  in  Kenntniss  gesetzt 
hatte,  dass  gegen  das  Abhalten  einer  Sitzung  um  drei  Uhr 
Nachmittags  an  diesem  Tage  die  erforderlichen  Massregdn  er- 
griffen werden  würden^).  Die  Versammlung,  welche  durch  den 
misslungenen  Versuch,  sich  in  dem  Besitze  ihres  Sitzungs- 
lokals zu  behaupten,  die  genflgende  Ueberzeugung  von  der 
Emstlichkeit  des  Entschlusses  der  wtirtembergischen  Regierung, 
ihr  ein  ferneres  Tagen  in  diesem  Lande  nicht  zu  gestatten, 
gewonnen  hatte,  endigte  mit  dem  Beschlüsse,  dem  Präsidenten 
die  Bestimmung  Ton  Zeit  und  Ort  des  Wiederzusammentrittes 
anheimzustellen  ^). 


*)  Noch  in  dem  Schreiben  des  Ministen  Römer  an  den  Präsidenten 
des  Rumpfparlaments  v.  17.  Juni  1849,  sprach  sich  derselbe,  nachdem  er 
sein  Befremden  darüber  zu  erkennen  gegeben,  „dass  das  Auftreten  der 
Regentschaft  so  gestaltet  sei,  dass  man  ▼ermuthen  sollte,  es  stehen  ihr 
200,000  Bigonette  su  Gebote,^*  dahin  aus:  ,Jch  f&r  meine  Person  erkenne 
an,  dass  der  Nationalversammlung  zusteht,  ihre  Geschäftsordnung  hinsicht- 
lich der  BeschlussfUiigkeit  der  Yersammlung  abzu&ndem  und  nach  und 
nach  bis  auf  drei  Mitglieder  herabzusetzen.**  Doch  wird  ebenda- 
selbst dasünprak tische  einer  solchen Consequenz-Macherei  ansdrOck- 
lich  anerkannt  „Aber  wenn  es  sich  Ton  Anerkennung  der  Beschlüsse 
einer  solchen  Versammlung  handelt,  so  muss  man  nach  meiner  ueberzeu- 
gung einen  anderen,  als  den  bloss  juristischen  Massstab  derBeurthei- 
lung  anlegen.**    Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6876. 

*)  Siehe  das  Schreiben  bei  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX, 
S.  6875  flg.  —  Es  heisst  darin  am  Schlüsse:  ,4ndem  ich  Sie  nun,  aUem 
Vorstehenden  zufolge,  geziemend  ersuche,  ohne  Verzug  dahin  zu  wirken, 
dass  Nationalversammlung  und  Regentschaft  ihren  Sitz  ausserhalb  Wor- 
tembergs  verlegen  und  schon  jetzt  die  Vornahme  jedes  weiteren  of&ciellen 
Aktes  unterlassen,  habe  ich  die  Bemerkung  beizufügen,  dass  die  Missach- 
tung dieses  ergebenen  Ansinnens  uns  nöthigen  würde,  demselben  durch 
Anwendung  der  geeigneten  Mittel  Geltung  zu  verschaiFen"  u.  s.  w. 

s)  Wigard,  Stenograph.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6S76  a.  E, 

<)  Die  in  Stuttgart  anwesenden  Mitglieder  der  Nationalversammlung 
begaben  sich,  auf  die  um  1  Uhr  erhaltene  Nachricht,  dass  das  Beithans 
schon  vom  Militär  besetzt  sei,  auf  den  Rath  von  ühland  in  einem  Zuge 
an  Ort  und  Stelle,   „um   die  Gewalt  an  sich  consummiren   zu 
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ni.  Dies  war  das  kl&gliche  Ende  der  constitnirendeii 
deutschen  Nationalversammlung,  einer  Versammlung;  welche 
die  grössten  Hoflnungen  erregt,  die  Erwartung  selbst  auf  das 
Aeusserste  gespannt,  aber  ihr  Ziel  dadurch  verfehlt  hatte,  dass 
Bie  das  Erreichbare  verschmäht,  den  gegebenen  Verhältnissen 
keine  Rechnung  getragen,  die  Zeit,  in  welcher  die  Erschaffung 
eines  neuen  Verfassungswerkes  möglich  gewesen  wäre,  durch 
unfruchtbare  Discussionen  über  die  Grundrechte  des  Volkes 
vergeudet,  und  ihre  Wurzel  im  Volke  durch  das  politische 
Parteigetriebe  in  ihrem  Innern  selbst  zerstört,  und  endlich  ihre 
Kraft  vollkommen  überschätzt,  und  alles  in  solche  Verwirrung 
▼ersetzt  hatte,  dass  ihrem  letzten  Ueberreste  ein  Schluss,  den 
er  als  eine  G-ewaltmassregel  bezeichnen  konnte,  sogar 
noch  als  ein  ehrenhafter  Ausgang  willkommen  sein  musste. 

§.  190, 
Das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849*). 

Vom  17.  bis  26.  Mai  1849  wurden  in  Berlin  Gonferenzen 
von  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover  ge- 
halten, um  der  preussischen  Proklamation  vom  15.  Mai  1849 


lassen."  Wigard,'  stenogr.  Bericht,  Bd.  IX,  S.  6877.  Nachdem  sie  hier 
von  einem  Givilcommissär  bedeutet  worden  waren,  dass  sie  keine  Sitzung 
halten  könnten  und  von  dem  MiÜtär  zurückgewiesen  worden  waren,  begaben 
sie  sich  (um  3  Uhr)  in  den  Saal  des  Hotel  Marquard.  Es  fanden  sich  aber 
hier  nur  95  (zuletzt  98)  Mitglieder  zusammen,  so  dass  die  Versammlung 
die  beschlussfthige  Zahl  von  100  nicht  mehr  erreichte.  Es  wurde  hier  der 
Antrag  gestellt,  die  Versammlung  nach  Baden-Baden  zu  verlegen,  wo- 
selbst nach  der  Versicherung  eines  Mitgliedes  (Damm)  die  provisorische 
Regierung  von  Baden  sie  aufzunehmen,  zu  schützen  und  mit  allem  Noth- 
wendigen  zu  unterstützen  sich  bereit  erklärt  habe.  (Eben das.  S.  6884.) 
Die  Mehrheit  entschied  aber  dafUr,  dass  es  an  einem  früheren  Beschlüsse 
der  Nationalversammlung  genüge,  wonach  dem  Präsidenten  die  Befugniss 
eingeräumt  sei,  die  Versammlung,  wann  und  wo  er  es  für  nothwendig  findet, 
wieder  zusammen  zu  berufen.    (Ebendas.  S.  6885). 

«)  Aktenstücke,  betreffend  das  Bündniss  v.  26.  Mai  und  die  deutsche 
Verfassungsangelegenheit.  Bd.  I;  dessen:  neue  Folge  und  Bd.  II,  Meft  1. 
Berlin  1849.  —  Weil,  Quellen,  S.  171  flg.  -  K.  A.  v.  Wangenheim, 
das  Dreikönigsbündniss  vom  26.  Mai  1849  und  die  Radowitzischc  Po- 
litik, Stuttgart  1851.  —  v.  Radowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  II,  S.  131  ög.  — 
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gernkSB  das  deatsche  Verfassangswerk  fortzufÜhreiL  Oester- 
reich  hatte  nur  an  der  ersten  Sitzung  Theil  genommen;  es 
trat  aber  sogleich  ab,  weil  es  alsbald  einsah,  dass  es  sich  nur 
um  einen  engeren  Bundesstaat  im  deutschen  Bunde  handle. 
Preussen  wünschte  mit  Oesterreich  räie  sogenannte 
Union,  d.h.  ein  vöikerrechiliches  Btindniss.  Schon  während 
der  Verhandlungen  äusserten  Bayern,  Sachsen  und  Han- 
nover grosse  Bedenken;  sie  alle  wollten  keine  neue  Verfas- 
sung, die  Oesterreich  von  Deutschland  ausschliesse,  und 
auch  keine  solche,  die  Preussen  eine  oberhauptliche  Stellung 
ttber  die  anderen  Kronen  gebe;  namentlich  machten  Sachsen 
und  Hannover  ihren  Beitritt  zu  einem  Bundesstaate  davon 
abhängig,  dass  Bayern  beitrete^).  Demungeachtet  kam  ein 
Schlussprotokoll  zu  Stande,  unterzeichnet  von  den  BevoUmäch- 
ten  von  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Hannover. 
Der  Vertreter  Bayerns  behielt  die  Zustimmung  seiner  Regierung 
vor.  Diese  liess  aber  fortwährend  auf  sich  warten;  Sachsen 
und  Hannover  wiederholten  ihre  Vorbehalte,  d.  h.  ihr  Bei- 
tritt war  und  blieb  ein  bedingter.  Das  Statut  des  Bünd- 
nisses vom  26.  S(ai  1849,  eigentlich  also  nur  von  Preussen, 
Sachsen  und  Hannover,  und  zwar  von  letzteren  nur  unter 
einer  Bedingung  anerkannt,  deren  Nichteintritt  sogleich  fast 
so  gut  wie  gewiss  war,  enthält  in  5  Aitikeln  folgende  Bestim- 
mungen 3):  Es  schliessen  diese  Regierungen  ein  Bttndniss  „auf 
Grundlage  des  Art  11  der  deutschen  Bundesakte^). 


<)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  173  flg. 

s)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  209. 

*)  In  dieser  Bestimmung  des  art  I  des  Statuts  v.  26.  Mai  1849,  fand 
die  badische  Erste  Kammer  den  hauptsächlichsten  Rechtsgrund  foi 
die  bundesrechtliche  Statthaftigkeit  eines  Beitrittes  der  Regierung  zu 
dem  Dreikönigsbttndniss.  Der  von  mir  bearbeitete  Commissionsbericht  vom 
18.  M&rz  1850,  (Beil.  Nr.  28  zum  Prot  d.  5.  Sitzung,  auch  besonders 
nebst  meiner  Schlussrede  v.  21.  März  1850  gedruckt,  Stuttgart  1850)  sprach 
sich  darüber  so  aus:  „Das  publicistisch  Wichtige  und  Charakteristische 
des  Vertrags  vom  26.  Mai  besteht  somit  darin,  dass  er  nicht,  wie  die 
Reichsverfassung  vom  28.  März,  die  Grundlage  des  alten  Bundesrechtes 
vollständig  verlässt,  und  ein  ganz  neues  Recht  gründen  wiU,  sondern 
dass  es  vielmehr  die  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815,  sowie  den  dadurch 
gestifteten  deutschen  Bund,  als  fortwährend  faktisch  und  rechtlich 
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Der  Zweck  ihres  Bnndes  ist  derselbe,  wie  der  des  deut- 
schen Bundes,  jedoch  mit  der  Absicht  einer  l^räftigen  Hand- 
habung der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit.  Jedes  deutsche 
Bundesglied  ist  berechtigt,  Theil  zu  nehmen;  vorläufig  sollte 
Preussen  auf  ein  Jahr  die  vollziehende  (rewalt  für  diesen 
Bund  übernehmen,  und  ein  Verwaltungsrath  aus  Abge- 
ordneten der  verbündeten  Regierungen  gebildet  werden.  Am 
wichtigsten  war  die  Bestimmung  im  Art.  4,  womach  die  ver- 
bündeten Regierungen  zu  gleicher  Zeit  der  deutschen  Nation 
den  Entwurf  einer  neuen  Reichsverfassung  vorlegen 
sollten.  Es  sollte  ein  neuer  Reichstag  berufen  werden,  le- 
diglich zu  dem  Zwecke,  sich  über  diese  Vorlage  auszu- 
sprechen; ausserdem  war  noch  verabredet,  dass  sogleich 
ein  Schiedsgericht  unter  den  verbündeten  Staaten  einge- 
richtet werden  sollte.  Diesem  Statute  wurde  der  Entwurf  der 
neuen  Verfassung  sofort  beigegeben^),  nebst  einer  zur  Erläu- 
terung bestimmten  Denkschrift  ^). 


bestehend  ausdrücklich  anerkennt  und  voraussetzt,  dass  er  somit  selbst  unter 
das  Bundesrecht  als  oberste  Regel  eintritt,  indem  er  sich  selbst  unter 
die  Kategorie  des  art.  11  der  B.-A.  stellt,  wonach  den  Bundesgliedem  nur 
solche  Verträge  unter  sich  und  mit  Auswärtigen  erlaubt  sind,  welche  mit 
dem  Zwecke  des  deutschen  Bundes  und  seiner  Sicherheit  nicht  im  Wi- 
derspruche stehen.  Der  Vertrag  v.  26.  *  Mai  will  also  nur  einen  nach  der 
B.-A.  V.  8.  Juni  1815,  art.  11,  erlaubten  Bund  im  deutschen  Bunde, 
d.  h.  ein  solches  BUndniss  begründen,  wie  schon  in  den  Zeiten  des  deut- 
schen Reiches  den  deutschen  Reichsständen  reichsgrundgesetzlich,  insbeson- 
dere durch  den  westphälischen  Frieden  v.  J.  1648  („pro  sua  coriservatione 
et  securüate,  J.  P.  0.  art  VIII,  §.  2)  gestattet  worden  war."  Ausdrücklich 
wurde  auch  hervorgehoben,  dass  es  nicht  in  der  Absicht -sei,  einem  Ver- 
trage zuzustimmen,  „welcher  seine  Theilnehmer  aus  der  Mitgliedschaft  des 
deutschen  Bundes  loszureissen  und  diesen  dadurch  zu  sprengen  oder  zu 
spalten*'  bezwecke  und  dass  daher  Bestimmungen,  welche  zu  derartigen 
Besorgnissen  Grund  geben  können,  zu  moditiciren  seien.  —  Vergl.  auch 
H.  V.  Bülow,  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Union  im  Bunde, 
Berlin,  1850.  —  lieber  die  Rücksichten,  welche  den  Beitritt  von  Baden 
zum  Dreikönigsbündniss  damals  unvermeidlich  machten,  s.  meinen  ange- 
führten Schlussvorti-ag  v.  21.  März  1850,  Stuttgart  1850,  S.  18.  flg. 

*)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  175. 

6)  Abgedruckt  bei  Weil,  QueUen,  S.  221. 
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§.  191. 

Der  Berliner  Entwurf  einer  Reichsverfassung  fttr  einen 

deutschen  Bundesstaat  mit  Ausschluss  Oesterreichs, 

vom  26.  Mai  1849. 

Der  Berliner  Entwarf  der  Reichsyerfassung  unterschied 
dch  von  der  Frankfurter  Reichsverfassung  hauptsächlich  darin, 
dass  er  einerseits  die  Sonderstellung  Oesterreichs  znm  neuen 
Reiche  oifen  aussprach^),  andererseits  aber  die  Regierungs- 
gewalt, sowohl  des  Ganzen  als  der  einzelnen  Staaten,  zu  kräf- 
tigen und  übermässige  Freiheiten  zu  beschränken  versuchte^. 
Die  Hauptveränderung  findet  sich  aber  in  dem  Abschnitt  vom 
Reichsoberhaupt.  Der  Name  Kaiser  fiel  hinweg;  dafür  sollte 
ein  „Reichsvorstand^^  eintreten.  Diese  Würde  sollte  blei- 
bend mit  der  Krone  Preussen  verbunden  sein.  Die  Reichs- 
regierung sollte  übrigens  nicht  allein  yon  dem  Reichsvorstande, 
sondern  von  ihm  in  Qemeinschaft  mit  einem  Fürstenrathe  ge- 
ftihrt  werden,  bestehend  aus  sechs  Stimmen ,  in  welche  die 
deutschen  Staaten  ausser  Oesterreich  eingetheilt  waren.  Dem 
Reichsvorstande  war  die  eigentliche  exekutive  Gewalt  beige- 
legt; im  Uebrigen  sollte  er  im  Fttrstencollegium  nur  eine 
Stimme  haben.    Auch  sollte  der  Reichsvorstand  dem  Fürsten* 


*)  Sehr  Yortrefitiche  Ausf^rungen  der  Gründe»  welche  gegen  den  Aus- 
schluss Oesterreichs  von  .Deutschland  sprechen,  finden  sich  in  dem 
oben,  §.  189,  Note  1,  angeführten  Werke  von  ▼.  Wangenheim,  und  in 
dessen  oben,  bei  der  Literatur  dieses  Abschnitts  S.  460  angeAihrter  Schrift 
—  A.  Boden,  hatte  sich  schon  1848  sehr  tüchtig  in  gleicliem  Sinne  aus- 
gesprochen, und  mit  ganz  klarem  Blicke,  der  damaligen  Bewegungen  un- 
geachtet, vorausgesehen,  dass  nichts  anderes  als  ein  verbesserter  Staa- 
tenbund zu  erreichen  sein  werde.  Siehe  dessen  gesammelte  kleine 
Schriften  S.  300. 

*)  Von  einem  vollständigen  ,3rochen  mit  der  Revolution*^  findet  sich 
übrigens  in  dem  Berliner  Entwürfe  noch  keine  Spur.  Er  war  ans  der 
Reichsverfassung  vom  28.  März  gr<>sstentheil8  wörtlich  ausgeschrieben,  und 
im  Grunde  nur  eine  neue,  etwas  abgescJiwächte  Ausgabe  derselben.  Dass 
das  monarchische  Prindp  in  dem  Berliner  Entwurf  noch  nicht  wieder  ge- 
nügend gekräftigt  war,  habe  ich  schon  in  meiner  §.  190,  Note  4  angeföhrten 
Schlussrede  in  der  ersten  badischen  Kammer,  über  den  Beitritt  Badens 
zum  Dreikönigsbündniss  (21.  März  1850)  S.  25,  ausgesprochen. 
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colleginm  gegenüber  kein  selbststilndiges,  persOnliohes  Veto 
haben  y  ausser  in  einem  einzigen  Falle ,  n&nlich  bei  Verän- 
deningen  der  Beichsverfassang.  Im  Uebrigen  ist  noch  Folgen- 
des zu  erw&hnen.  Der  Reichsvorstand  sollte  keine  Givil- 
liste  beziehen;  die  Erhaltung  des  Reichs  wnrde  wieder  auf 
Matriknlarbeiträge  gesteUt  In  Bezug  auf  den  Reichs- 
tag war  dem  Reichsvorstande  und  dem  Fllrstenraihe  zusam- 
men ein  absolutes  Veto  beigelegt  Der  in  der  Reichsver- 
fassung  y.  28.  Mftrz  1849  aufgenommene,  so  sehr  beanstandete 
und  gefährliche  Satz,  dass  ein  dreimaliger  Reichstagsbeschluss 
von  selbst  Gesetz  werde,  wurde  beseitigt  Sodann  wurde  dem 
Staatenhaus  in  Bezug  auf  das  Budget  gleiches  Becht  mit 
dem  Volkshause  eingeräumt  In  dem  Wahlgesetze  wurde  die 
wesentliche  Aenderung  gemacht,  dass  Wähler  nur  der  sein 
könne,  der  irgend  eine  direkte  Steuer  bezahlt:  sodann 
theilte  man  die  Wähler  in  3  Klassen:  Höchstbesteuerte,  Mittel- 
besteuerte und  Niederbesteuerte. 

§.  192. 

Verhandlungen   über    den  Berliner  Entwurf  bis    zur 

EröflBiung  des  Erfurter  Parlaments;   insbesondere  die 

Additionalakte  vom  26.  Februar  1850^). 

I.  Zur  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  des 
Dreikönigsbttndnisses  trat  ein  Verwaltungsrath,  gebildet 
ans  Bevollmächtigten  der  beigetretenen  Regierungen  am  18.  Juni 
1849  in  Berlin  zusammen.  Am  2.  Juli  wurde  das  provisorische 
Schiedsgericht  in  Erfurt  installirt^).  Im  Juni  und  Juli  ve^an- 
delte  Preussen  noch  besonders  mit  Bayern.  Am  8.  Sep- 
tember erklärte  aber  endlich  Bayern  bestimmt,  dass  es  dem 
preussischen  Projekte  nicht  beitrete;  dasselbe  erklärte  am 
26.  September  Wtirtemberg.  Nicht  beigetreten  sind  femer: 
Hessen-Homburg,  Frankfurt,  Luxemburg,  Holstein 


0  Weil,  QneUen,  S.  240  flg.  —  Vergl.  die  bei  §.  190  angeführten 
Aktenstacke,  betr.  das  Bündniss  vom  26.  Mai,  Berlin  1849,  Bd.  ü, 
(enthaltend  die  Protokolle  der  Sitzungen  des  Verwaltongsrathes  v.  5.  Okt 
bis  17.  Nov.  1849). 

*)  Es  ist  dieses  Schiedsgericht  niemals  zu  einer  Thätigkeit  gekommen. 
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und  Laaenbnrgy  und  Liechtenstein.  Die  fibrigen  28 
sonverainen  Fürsten  and  freien  Städte  traten  dem  DreikDiiigs- 
bttndnisse  bei.  Gleichzeitig  fingen  aber  Hannover  und 
Sachsen  an,  sich  zurückzuziehen. 

n.  Am  26.  bis  28.  Jnni  1849  hatten  sich  130  Abgeordnete 
der  ehemaligen  Frankfhrter  Nationalversammlnng  Tom  soge- 
nannten Centram  in  Gotha  yersammelt^  and  erklärten,  Ar  die 
Annahme  des  preussischen  Entwurfes  wirken  za  wollen ,  weQ 
doch  einmal  die  Frankfurter  Beichsverfassung  in  ihrer  ursprfing' 
liehen  Gestalt  unausfahrbar  sei.  Auf  diese  Art  hoffte  nuin 
mindestens  das  Werk  der  Paulskirche  in  seinen  Grundlagen 
zu  retten^  und  seiner  vollen  Wiederherstellung  in  einem  künf- 
tigen günstigeren  Zeitpunkte  entgegen  sehen  zu  können.  Zum 
Organe  dieser  Partei  wurde  die  deutsche  Zeitung  erkoren^). 

lU.  Am  19.  Oktober  beschloss  der  Verwaltungsrath 
unter  Widerspruch  von  Sachsen  und  Hannover,  die  Wahkn 
der  Abgeordneten  zum  Volkshaus  auszuschreiben;  am  20.  Okt 
schieden  daher  Sachsen  und  Hannover  aus  dem  Verwal- 
tungsrathe  aus*).  Nichts  desto  weniger  schrieb  der  V^wal- 
tungsrath  am  17.  November  1849  die  Vornahme  der  Wahlen 
der  Abgeordneten  zum  Volkshaus  auf  den  31.  Januar  1850 
aus  und  bezeichnete  zugleich  Erfurt  als  den  Ort,  wo  die 
demnächst  zu  berufende  Reichsversammlung  zusammen  treten 


3)  Die  Erklärung  der  Gothaer  Yersammlung,  v.  28.  Juni  1849, 
fiiehe  bei  Laube,  das  erste  deut.  Pari.  Bd.  III,  S.  444.  —  Siehe  über  die 
Gothaer  Versammlung  auch  A.  Boden,  gesammelte  kleine  Schriften, 
S.  327  flg. 

*)  Die  Regierungen  von  Sachsen  und  Hannover  betrachteten  das 
Ausschreiben  der  Walüen  als  „eine  dem  Bdndniss  v.  26.  Mai  entgegen- 
laufende, die  Zwecke  desselben  gefährdende,  und  insbesondere  die  innere 
und  äussere  Sicherheit  Deutschlands  bedrohende  Massregel.  Sie  be- 
trachteten diesen  Schritt  femer  als  im  Widerspruche  mit  art  XI  der 
B.-A.  stehend  (s.  oben  §.  189,  Note  4),  und  da  nun  die  „Eventualität" 
eingetreten,  „das  es  nicht  gelungen,  den  Süden  Deutschlands  in  den  Reichs- 
verband  .  .  .  aufzunehmen,  dass  vielmehr  nichts  zu  errreichen  gewesen,  als 
die  Herstellung  eines  nord-  und  mitteldeutschen  Bundes/*  so  nahmen 
sie  auch  „gegenwärtig  den  Zeitpunkt  als  eingetreten  an,  wo  die  Vorbehalte 
der  k.  sächsischen  und  k.  hannoverischen  Regierung  v.  26.  Mai  d.  J. 
(s.  oben  §.  189)  Platz  greifea''  Siehe  die  Note  der  k.  Sachs,  u.  han- 
noverischen Bevolhnächtigten  v.  20.  Okt  1849  in  den:  Aktenstücken, 
betr.  das  Bündniss  v.  26.  Mai,  Bd.  II,  S.  91  flg. 
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solle ^).  Am  28.  November  protestirte  Oesterreich  gegen 
die  Einberafong  des  Reiebstages  als  gegen  eine  Verletzung  der 
Bandespflichten ^).  Demungeachtet  berief  der  Verwaltungs- 
rat h  am  13.  Februar  1850  die  Reichsyersammlung  auf  den 
20.  März  nach  Erfurt.  Am  25.  Februar  erklärte  Hannover 
fbnnllch  seine  Lossagung  vom  Bttndniss'^.  Am  15.  März 
sprach  sich  der  König  von  Würtemberg  sehr  entschieden 
in  seiner  Thronrede  gegen  das  Bttndniss  aus^);  alsbald  wur- 
den die  preussischen  Gesandten  von  Hannover  und  Wür- 
temberg zurückgerufen. 

IV.  Koch  hielt  Prenssen  an  dem  Gedanken  fest,  den 
Bundesstaat  ,,mit  Vielen  oder  mit  Wenigen''  zu  Stande 
zu  bringen^).    Am  26.  Februar  1850  fand  sich  aber  doch  der 


8)  Akten  Stacke,  Bd.  II,  S.  162.  —  In  dem  Verwaltungsrathe  waren 
damals  nur  noch  Preussen,  Baden,  beide  Hessen,  die  grossherzogl. 
und  herzogl.  sächsischen  Häuser,  beide  Mecklenburg,  Nassau, 
Braunschweig,  Oldenburg  und  die  anhaltischea  Herzogthümer, 
beide  Schwarz  bürg  und  beide  Reuss,  und  die  freien  Städte  Ham- 
burg, Lübeck  und  Bremen  vertreten. 

«)  Weil,  Quellen,  S.  244. 

^  Die  Erklärung  der  k.  hannoverischen  Elegierung  v.  25.  Febr. 
1850  lautet  dahin:  „dass  sie  durch  den  Beschluss  des  Verwaltungsrathes 
V.  13.  Febr.  1850  ihre  Beziehungen  zu  dem  Vertrage  v.  26.  Mai  1849  als 
völlig  gelöst  betrachten  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Theilnehmem  des- 
selben auf  die  Grundlage  des  deutschen  Bundes  zurückgeführt 
ansehen  müsse.''  —  Weil,  Quellen,  S.  244.  —  Der  Verwaltungsrath  be- 
schäftigte sich  einige  Zeit  mit  dem  Gedanken,  Hannover  vor  dem  Schieds- 
gerichte (s.  Note  2)  zu  belangen:  man  ging  aber  von  diesem  Plane,  seiner 
voraussichtlichen  Erfolglosigkeit  wegen,  wieder  ab.  —  Auch  die  Stellung 
der  Hansestädte  in  der  deutschen  Union  war  sehr  eigenthümlich.  Unter 
dem  8.  und  13.  Febr.  hatten  sie  in  dem  Verwaltungsrathe  schon  eine  voll- 
ständige Sonderstellung  in  Bezug  auf  ihre  Handels-  und  S chiff fahrt s- 
verhältnisse  in  Anspruch  genommen,  und  sich  für  den  Fall  des  Aus- 
trittes von  Sachsen  u.  Hannover,  oder  des  Nichtanschlusses  v.  Holstein 
und  Lauenburg  weitere  Entschliessung  vorbehalten.  Weil,  Quellen, 
S.  244.    (Siehe  unten  §.  1%,  Note  5). 

^)  Abgedruckt  ist  die  Thronrede  des  K.  v.  Würtemberg  v.  15.  März 
1850  in  der  Augsburger  Allg.  Ztg.  v.  16.  März  1850,  Nr.  75,  S.  1187.  — 
Das  Bündniss  vom  26.  Mai  wird  darin  als  ein  „künstlicher  Sonder- 
bundsversuch*'  bezeichnet,  „in  der  Mitte  von  den  drei  grössten 
Landmächten  ohne  Aussicht  auf  Bestand  in  den  Tagen  der  Gefahr.*' 

*)  Rede  des  H.  v.  Badowitz  in  der  zweiten  preussischen  Kammer, 
am  25.  August  1849;  siehe  dessen  gesammelte  Schriften,  Bd.  II,  S.  419. 
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Verwaltangsrath  wegen  des  Nichtbeitritts  der  grösBeren 
Staaten  veranlasst,  eine  Additionalakte  zum  BUndnisse 
vom  26.  Mai  1849  zu  entwerfen'®).  Hiemach  sollte  der  Bun- 
desstaat nicht  mehr  Reich;  sondern  dentscheUnion  heissen; 
das  Verhältniss  dieser  deutschen  Union  zn  den  nicht  b^ 
tretenden  Staaten  wurde  weiterer  Verständigung  vorbehalten. 
Die  dentscheUnion  solle  im  deutschen  Bunde  stehen 
bleiben,  aber  darin  als  Gesammtheit  die  Rechte  und 
Pflichten  ihrer  einzelnen  Hitglieder  austiben.  Ausdrttcklich 
wurde  erklärt,  dass  die  deutsche  Union  gegen  die  anderen 
Bundesstaaten  kein  Kriegsrecht  ausflben  wolle;  der 
Fürstenrath  sollte  aus  fttnf  Stimmen  bestehen,  worunter  ab^ 
noch  Sachsen  aufgefllhrt  wurde,  weil  es  sich  noch  nicht 
förmlich  von  dem  Dreikönigsbttndnisse  losgesagt  hatte  >^). 

§.  193. 

Das  Interim   vom  30.  September  1849.     Die  Bundes- 

commission.   Rücktritt  des  Erzherzogs-Reichsverwesers 

(20.  December  1849). 

I.  Seit  der  Auflösung  des  Frankfurter  Parlaments  erkannte 
Preussen  den  Reichsverweser  nicht  mehr  als  provisorische 
Centralgewalt  an^).    Da  aber  allmählig  klar  geworden  war, 


«0)  Abgedruckt  in  Weil,  Quellen,  S.  245  flg. 

««)  Die  in  der  Additionalakte  Tom  26.  Febr.  1860  für  den  Ffintenratib 
projektirten  Stimmen  waren:  1)  Preussen;  2)  K.  Sachsen,  die  grossh. 
u.  herzogl.  sächsischen  H&oser,  nebst  den  anhaltischen,  schwarx- 
burgischen  und  reussischen  Häusern;  3)  Hannover,  mit  Braun- 
schweig, beiden  Mecklenburg,  Oldenburg  und  den  drei  Hanse- 
städten; 4)  Baden;  5)  beide  Hessen,  Nassau,  beide  Lippe  und 
Waldeck.  —  In  dem  bezüglichen  §.  67  des  Berliner  Entwurfes  t.  26.  Mai 
1849  waren  sechs  Stimmen  fUr  den  Fürstenrath  pröjektirt:  1)  Preussen; 
2)  Bayern;  3)  die  sämmtlichen  sächsischen,  anhaltischen, 
schwarzburgischen  und  reussischen  Häuser;  4)  Hannover, 
Braunschweig,  Holstein  mit  Lauenburg,  beide  Mecklenburg, 
Oldenburg  und  die  drei  Hansestädte;  5)  Würtemberg,  Baden, 
beide  Hohenzollern,  Liechtenstein;  6)  beide  Hessen,  Luxem- 
burg mit  Limburg,  Nassau,  beide  Lippe,  Waldeck,  Hessen- 
Homburg  und  Frankfurt 

*)  Schon  in  seiner  Rede  in  der  zweiten  preussischen  Kammer,  am 
25.  August  1849,  hatte  sich  H.  v.  Badowitz  hierüber  folgender 
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dass  die  von  Prenssen  beabsichtigte  deutsche  Union 
keinenfalls  mehr  alle  deutschen  Staaten  ausser  Oesterreich 
umfassen  werde,  Deutschland  aber,  sowohl  seiner  europäischen 
Stellung  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  im  Allgemeinen 
halber,  als  auch  wegen  der  holsteinischen  Sache  insbeson- 
dere, sowie  auch  wegen  der  Erhaltung  und  Verwaltung  des 
Bundeseigenthums,  namentlich  der  Bundesfestungen,  und 
wegen  seiner  militärischen  Gesammtinteressen,  nicht  länger 
ohne  irgend  einen  Einheitspunkt,  d.  h.  eine  von  allen  Bundes- 
staaten ohne  Ausnahme  anerkannte  Exekutivbehörde  bleiben 
kOnne,  und  da  Überdies  der  Erzherzog-Reichsverweser  wieder- 
holt den  Wunsch  geäussert  hatte,  unter  den  nunmehr  ganz 
veränderten  Umständen  seiner  Würde  zu  entsagen,  und  die 
ihm  durch  den  Bundesbeschluss  vom  12.  JuU  1848  anvertraute 
Grewalt  wieder  an  die  Gesammtheit  der  Mitglieder  des 
deutschen  Bundes  zurückzugeben  ^),  so  musste  man  darauf  be- 
dacht sein,  eine  neue  provisorische  Centralgewalt  ftlr 
Deutschland  zu  erschaffen.  Dies  geschah  durch  eine  Ueber- 
einkunft  zwischen  Oesterreich  undPreussen,  zu  Wien  am 
30.  September  1849,  das  sog.  Interim^). 


ausgesprochen,  (s.  dessen  gesammelte  Schriften,  II,  417):  In  gleichem 
Masse,  m.  H.,  bedarf  nun  der  weitere  (d.  h.  deutsche)  Bund  eines  in- 
terimistischen Organs,  da  die  k  Begierung  ein  solches  in  der  proviso- 
rischen Centralgewalt,  die  von  der  Nationalversammlung  durch  Beschluss 
V.  28.  Juni  V.  J.  eingesetzt  worden  war,  nicht  mehr  zu  erkennen  vermag. 
Obwohl  dieselbe  durch  den  B.-B.  v.  12.  Juli  bestätigt  worden  ist,  so  war 
die  Ausflbung  ihrer  Befugnisse  doch  an  die  Verantwortlichkeit  des  Reichs- 
ministeriums  gegen  die  Nationalversammlung,  also  an  die  Dauer  der  letz- 
teren gebunden.  Bei  vollster  Anerkennung  der  hohen  Verdienste,  die  der 
erlauchte  Inhaber  der  provisorischen  Centralgewalt  sich  um  das  Vaterland 
in  dessen  schwerster  Zeit  erworben  hat,  konnte  Preussen  doch  nicht  die 
Fortsetzung  einer  Regierungsgewalt  anerkennen,  die  jetzt  weder  auf  dem 
Boden  der  ursprünglichen  Einsetzung  stände,  noch  wie  der  frühere  Bundes- 
tag, an  die  Verantwortlichkeit  gegen  die  deutschen  Regierungen 
gewiesen  wäre.  Die  Einsetzung  einer  neuen  provisorischen  Behörde 
des  Bundes  ist  daher  jedenfalls  nothwendig,  und  die  k.  Regierung  hat 
sich  bereit  erklärt,  über  deren  zweckmässigste  Einrichtung  sich  mit  den 
anderen  deutechen  Regierungen  zu  verständigen." 

*)  Hierauf  nimmt  namentlich  der  Eingang  des  Interim  (s.  Note  4) 
V.  30.  Sept  1849  Bezug. 

»)  Abgedruckt  bei  Weil,  QueUen,  S.  247. 
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IL  Es  hatten  sich  hierdarch  diese  beiden  Kronen  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Erzherzog- Reichsyerweser  dahin  ver- 
ständigt, dass  sie  ,;fttr  den  deutschen  Band,  und  im 
Namen  sämmtlicher  Bundesregierungen"  und  unt^r 
Vorbehalt  ihrer  Zustimmung ,  die  Ausübung  der  Gentralge- 
walt  gemeinschaftlich  und  ausschliesslich  bis  zum  1.  Mai 
1850  ttbemehmen  wollten ,  insofern  dieselbe  nicht  früher  an 
eine  definitive  Gewalt  übergehen  könne  ^).  Als  Zweck  des 
Interim  wurde  die  ,,Erhaltung  des  deutschen  Bundes, 
als  eines  völkerrechtlichen  Vereines  der  deutschen  Fürsten  und 
freien  Städte  zur  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  Unver- 
letzlichkeit ihrer  im  Bunde  begriffenen  Staaten  und  zur  Erhal- 
tung der  inneren  und  äusseren  Sicherheit  Deutschlands",  also 
genau  der  Grundlage  des  art.  2  der  deutschen  Bundesakte 
entsprechend,  angegeben^).  Die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit blieb  ,,der  freien  Vereinbarung  der  einzelnen 
Staaten"  während  des  Interim  überlassen.  Dasselbe  galt 
von  den  nach  art.  6  der  Bundesakte  dem  Plenum  der  Bundes- 
versammlung zugewiesenen  Angelegenheiten®).  Für  den  Fall, 
dass  bei  Ablauf  des  Interim  die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit noch  nicht  zum  Abschlüsse  gediehen  sein  sollte, 
wurde  es  den  deutschen  Regierungen  anheim  gestellt,  sich  über 
den  Fortbestand  des  Interim  zu  vereinbaren').  Die  seither 
von  der  provisorischen  Centralgewalt  geleiteten  Angelegenheiten, 
insoweit  dieselben  nach  Massgabe  der  Bundesgesetze  innerhalb 
der  Conipetenz  des  engeren  Rathes  der  Bundesversammlung 
gelegen  waren,  wurden  während  des  Interim  einer  „Bun- 
descommission"  tibertragen,  zu  welcher  Oesterreich  und 
Preussen  je  zwei  Mitglieder  ernennen  sollten,  und  die  ihren 
Sitz  zu  Frankfurt  zu  nehmen  hatte.  Den  übrigen  Re- 
gierungen wurde  frei  gestellt,  sich  einzeln  oder  mehrere  ge- 
meinschaftlich durch  Bevollmächtigte  bei  der  Bundescom- 
mission  vertreten  zu  lassen^). 


«)  Interim,  §.  1. 
»)  Interim,  §.  2. 
«)  Interim,  §.  3. 
7)  Interim,  §.  4. 

*)  Interim,  §.  5.  —  Durch  die  Zulassung  von  Bevollmächtigten  der 
einzelnen  Bundesstaaten  bei  der  Bundescommission  war  der  Sache  nach 
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ni.  Das  Bedeutsame  an  diesem  Interim  war,  dass 
sich  nunmehr  die  beiden  deutschen  Grossmächte  auf  dem 
Boden  des  Bundesrechts  und  auf  der  Grundlage  der 
Bundesakte  wenigstens  doch  zu  einer  vorläufigen  Ver- 
ständigung zusammengefunden  hatten,  und  Deutschland  doch 
von  diesem  Augenblicke  an  wenigstens  dem  Auslande  gegen- 
über nicht  mehr  als  yoUkommen  zerfahren  und  handlungsun- 
fähig erschien. 

IV.  Der  Erzherzog  Johann  genehmigte  diese  Ueberein- 
kunft  ausdrücklich  und  förmlich  durch  eine  Urkunde  d.  d. 
Frankfurt,  6.  Oktober  1849,  mit  der  Erklärung,  dass  wenn  die 
in  jener  Convention  erwähnte  Zustimmung  sämmtlicher 
deutschen  Begierungen  zu  derselben  erfolgt  sein  werde,  ^r 
bereit  sein  werde,  seiner  Würde  als  deutscher  Reichsverweser 
zu  entsagen,  und  die  ihm  am  12.  Juli  1848  von  der  deutschen 
Bundesversammlung  übertragenen  Rechte  und  Pflichten  in  die 
Hände  Sr.  Majestät  des  Kaisers  von  Oesterreich  und  Sr. 
Majestät  des  Königs  von  Preussen  niederzulegen"®). 

V.  Das  Eintreffen  der  Genehmigung  verzögerte  sich  jedoch 
dergestalt,  dass  die  Bundescommission  erst  am  20.  De- 
cember  1849  in  Thätigkeit  treten  konnte. 

§.  194. 

Der  Münchener  Entwurf  einer  deutschen  Bmidesver- 

fassung  vom  27.  Februar  1850. 

I.  Als  Gegenentwurf  gegen  die  preussischen  Unionsent- 
würfe  wurde  zu  München  am  27.  Februar  1850  ein  Ver- 
fassungsentwurf für  Deutschland  ausgearbeitet,  über  welchen 
sich  Bayern,  K.  Sachsen  und  Wtirtemberg  verständigt 
hatten^).    Dieser   Entwurf  besteht  nur   aus    19  Artikeln  und 


bereits  schon  wieder  eine  Art  Bundestag,  unter  gemeinschaftlichem  Vorsitz 
von  Oesterreich  und  Preussen,  eingerichtet,  dem,  um  vollständig 
Bundestag  zu  sein,  nichts  fehlte,  als  dass  keine  förmlichen  Sitzungen  von 
der  Bundescommission  mit  den  Bevollmächtigten  der  Regierungen  ab- 
gehalten wurden. 

»)  Die  Erklärung  des  Erzherzogs-Reichsverwesers  v.  6.  Okt  1849  ist 
abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  249. 

^)  Abgedruckt  bei  Weil,  Quellen,  S.  251  flg.  Auch  Hannover  soll 
(nach  We  i  1)  an  den  Berathungen  Theil  genommen  haben  und  dalicr  nennt 

Zöpfl,  Staatsrecht.  6.  AuH.   I.  33 
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beruht  auf  folgenden  Orundgedanken:  Ganz  Dentschland, 
Oesterreich  inbegriffen,  muss  beisammen  bleiben^- 
Es  soll  somit  kein  Bundesstaat  gemacht  werden,  sondern 
wieder  ein  Staatenbund.  Daher  soll  es  auch  durchaus 
keine  einheitliche  Spitze  geben,  sondern  eine  „Bundesre- 
gierung'^, gebildet  von  sieben  Mitgliedern,  welche  folgende 
Bundesglieder  ernennen  sollen:  1.  Oesterreich,  2.  Pireussen, 
3.  Bayern,  4.  Sachsen,  5.  Hannover,  6.  Wtirtemberg,  7.  Kur- 
hessen und  Orossherzogthum  Hessen.  Den  tibrigen  Bundes- 
gliedem  wurde  freigestellt,  soweit  nicht  agnatische  oder 
sonstige  erbrechtliche  Verhältnisse  deren  Verbindung  mit  der 
einen  oder  anderen  Stimme  bedingen,  mit  welcher  derselben 
8}e  sich  vereinigen  wollten.  Die  Art  und  Weise  der  Be- 
theiligung der  solchergestalt  niitvertretenen  Staaten  an  der 
Ausübung  des  Rechtes  der  Beschickung  der  Bundesregierung 
blieb  dem  freien  Uebereinkommen  überlassen^).  Die 
Mitglieder  der  Bundesregierung  wurden  wieder  an  die 
Instruktionen  ihrer  Staatsregierungen  gebunden  erklärt, 
wie  dies  nach  dem  bisherigen  Bundesrecht  der  Fall  war  (und 
ist);  doch  sollten  sie  die  Abstimmung  nicht  wegen  Mangels 
einer  Instruktion  verweigern  dürfen,  und  nur  bei  wichtigen 
Fragen  eine  billige  Frist  zur  Instruktionseinholnng  bewilligt 


er  auch  die  Yereinbarang  ttber  den  Münchener  Entwurf  das  Yier-Königs- 
bündniss.  Unterzeichnet  ist  aber  der  Entwurf  nur  von  den  Vertretern  von 
Bayern,  K.  Sachsen  und  Würtemberg.  Auch  die  oben  (§.  192)  er- 
wähnte Thronrede  des  K.  von  Würtemberg  y.  15.  März  1850  nennt 
Hannover  nicht  als  Theibebmer  an  diesem  Entwürfe. 

*)  Die  Collektivnote  von  Bayern,  K.  Sachsen  und  Würtemberg, 
an  die  k.  k.  österreichische  und  an  die  k.  preussische  Regierung 
V.  13.  März  1850,  womit  diesen  beiden  Grossmächten  dieser  ^twurf  mitr 
getheilt  wurde,  sagt  darüber  ausdrücklich  (Weil,  QueUen,  S.  256):  „Diese 
Uebereinkunft  ruht  auf  der  Ueberzeugung,  dass  die  Zukunft  der  deutschen 
Nation  nur  durch  eine  Verfassung  gesichert  werden  kann,  welche  den  mög- 
lichst innigen  Verband  zwischen  Oesterreich  und  dem  übrigen  Deutsch- 
land erhält,  „die  beiden  grössten  deutschen  Staaten  in  gleich 
würdiger  und  einflussreichcr  Stellung  umfaast,  und  ohne  Ver- 
nichtung der  übrigen  Staaten  solche  Bundesorgane  einsetzt,  in 
welchen  eine  wirksame  Thätigkeit  der  Regierungsgewalt  mit 
der  freien  Entwickelung  des  Volksgeistes  durch  eine  National- 
vertretung sich  zum  Wohle  des  Ganzen  verbinden  können.** 

')  Münchener  Projekt,  art  3. 
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werden,  nach  deren  Ablauf  die  Abstimmung  erfolgen  mnss^). 
Die  Bundesregiernng  sollte  ihre  Beschlüsse  nach  einfacher 
Stimmenmehrheit  fassen.  Nur  in  einem  einzigen 
Falle,  nämlich  wo  es  sich  nm  Abänderung  der  Bundes- 
Verfassung  handelt,  wurde  Stimmeneinhelligkeit  fUr  erfor- 
derlich erklärt^).  Für  die  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  der 
einzelnen  Staaten  war  die  geeignete  Vorsorge  getroffen:  aus- 
drücklich wurde  die  Belassung  ihres  Gesandtschaftsrech- 
tes ausgesprochen^).  Das  Ernennungsrecht  der  Offi- 
ciere  ihrer  Truppen  blieb  ihnen  selbstverständlich^);  ebenso 
waren  sie  auch  gegen  Eingriffe  der  Bundesregierung  in  ihr 
Besteuerungsfecht  sicher  gestellt,  indem  die  Beischaffung  der 
zu  flem  gemeinschaftlichen  Aufv^ande  erforderlichen  Geldmittel 
(so  wie  bisher  bei  dem  deutschen  Bunde)  durch  Matrik ular- 
bei träge  geschehen  sollte^).  Eben  so,  wie  in  der  Frank- 
furter Reichs^rfassung  vom  28.  März  1849  und  dem  Berliner 
Entwürfe,  war  die  Einsetzung  eines  ständigen  Bundesge- 
richtes^),  und  die  Einrichtung  einer  Nationalvertretung 
ausgesprochen  ^^).  Die  Nationalvertretung  sollte  aus  300  ge- 
wählten Mitgliedern  bestehen.  Von  diesen  sollten  in  0 ester- 
reich 100,  in  Preussen  100  und  in  den  übrigen  Bundes- 
staaten 100  gewählt  werden,  gleichviel,  ob  Oesterreich 
nnd  Preussen  mit  ihren  Gesammtstaaten  oder  nur  mit 
dem  grössten  Theile  derselben  dem  Bunde  beitreten  ^^).  Die 
Nationalversammlung  sollte  „durch  die  Landesvertreter" 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  gewählt  werden  >2).    Der  Na- 


*)  Mttnchener  Projekt,  art  6. 

^)  Ebendas.  art  5. 

•)  Ebendas.  art.  1,  Nr.  1. 

^)  Der  Bundesregierung  war  nach  dem  Mttnchener  Projekt  art.  1, 
Nr.  3,  nur  die  Oberleitung  der  bewaffneten  Macht  zn  Land  und  zur 
See  beigelegt. 

»)  Mttnchener  Projekt,  art  1,  §.  8. 

9)  Ebendas.  art  2  imd  art  15. 

«0)  Ebendas.  art.  2. 

«0  Ebendas.  art.  8. 

«*)  Ebendas.  art  9.  —  Die  Landstände  der  einzelnen  Staaten  sollten 
also  nicht  darauf  beschränkt  sein,  die  Nationalvertreter  nur  aus  ihrer  Mitte 
zu  wählen.    Dass  ttbrigens  bei  solchem  System  nur  selten  ein  Nationalver- 

33* 
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tionalyertretang  waren  bedeutende  Rechte  eiDgeräomt.  Es  war 
ihr  das  Becht  der  Znstimmang,  (nicht  blos  etwa  des  Bei- 
rathes)  zu  allen  Bundesgesetzen  beigelegt  Sie  sollte 
das  Becht  der  Initiative  zur  Gesetzgebung  in  allen  Ange- 
legenheiten haben,  welche  der  Bundesgesetzgebung  zugewiesen 
sind  *^).  Auch  war  die  Zustimmung  der  Nationalyersammlung 
flir  erforderlich  erklärt,  zur  Feststellung  der  Bundesaas- 
gaben  und  der  zu  erhebenden  Matrikularbeiträge«  Der 
Voranschlag  hierfür,  sowie  der  Nachweis  ttber  die  Verwendung 
soUte  alle  drei  Jahre  von  der  Bundesregierung  vorgelegt 
werden  ^*).  Ueberdies  wurde  der  Nationalvertretung  das  Recht 
beigelegt,  Anträge  oder  Wünsche  bezüglich  aller  gemein- 
samen Bundesangelegenheiten  an  die  Bundesregierung  za 
bringen ^^).  Die  Gewähr  von  Rechten,  welche  den  Ange- 
hörigen aller  deutschen  Bundesstaaten  zugesichert 
sind,  wurde  als  gemeinsame  Bundesangelegenheit  anerkannt  *^). 
Sobald  sämmtliche  Mitglieder  des  bisherigen  deutschen  Bundes 
ihre  Zustimmung  zu  diesen  Bestimmungen  gegeben  haben, 
sollte  die  Bundesregierung  gebildet  werden,  und  an  die 
Stelle  der  am  30.  September  1849  eingesetzten  provisorischen 
Bundescommission  (§.  192)  treten,  und  sofort  ein  Bun- 
desgrundgesetz auf  der  Grundlage  dieses  Entwurfes  ent- 
werfen, welches  an  die  Stelle  der  bisherigen  Grundgesetze 
des  deutschen  Bundes,  der  Bundesakte  vom  8.  Juni  1815 
und  der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  1820  zu  treten 
bestimmt  war  ^^).  Dieses  Grundgesetz  sollte  von  den  emzehien 
Regiei-ungen  der  Bundesstaaten  den  Land  es  Vertretungen 
mit  der  Aufiorderung  mitgetheilt  werden,  die  Wahl  der  Ka- 
tionalver treter  vorzunehmen.  Nach  vollendeter  Wahl  sollte 
die     Nationalvertretung     einberufen     und    derselben 


treter  aus  einem  anderen  Kreise,  als  aus  der  Mitte  der  landständischeo 
Corporation  hervorgehen  würde,  liegt  in  der  Natur  der  Dinge. 

")  Münchener  Projekt,  art.  11. 

")  Ebendas.  art.  12. 

43)  Ebendas.  art.  13. 

*^)  Ebendas.  art.  1,  §.  9.  ^  Der  Ausdruck:  „Grundrechte  des 
Volkes"  war  vermieden. 

")  Ebendas.  art  IG  u.  17. 
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das  Bandesgrnndgesetz   zar  Vereinbarung  vorgelegt 
werden  ^®). 

IL  Oesterreieh  erklärte  im  März  1850,  dass  es  ,,yon 
dem  Standpunkte  des  Rechtes  wie  der  Politik  nicht  nur  die 
Zweckmässigkeit,  sondern  auch  die  Ausführbarkeit 
der  von  den  k.  Höfen  von  Bayern,  Sachsen  und  Wtirtem- 
berg  gemachten  Vorschläge  anerkenne,  und  denselben  voll- 
kommen beitrete,  jedoch  unter  der  Voraussetzung:  1)  dass 
die  in  diesen  Vorschlägen  enthaltenen  Grnndziige  bei  der  Aus- 
arbeitung des  Verfassungsentwurfes,  und  nicht  minder  bei 
der  Vereinbarung  Ober  denselben,  in  ihrer  Wesenheit 
beibehalten  werden;  2)  dass  insbesondere  die  den  Bundes- 
organen zustehende,  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt 
auf  die  im  art.  I.  der  mitgetheilten  Verfassungsgrundlagen  be- 
zeichneten Gegenstände  zu  beschränken  und  inner- 
halb der  daselbst  angedeuteten  Gränzen  zu  ttben  sein  werde  ^^); 
3)  dass  femer  unter  den  im  neunten  Punkte  des  eben  bezoge- 
nen art.  I.  erwähnten  Rechten,  nicht  die  sog.  Grundrechte 
verstanden  seien,  deren  Einfllhrung  bereits  in  den  meisten 
Staaten  als  unvereinbar  mit  dem  öffentlichen  Wohle  erkannt 
worden  ist;  und  dass  4)  endlich  Oesterreieh  die  Möglichkeit 
werde  geboten  werden,  sich  dem  Bunde  mit  dem  ganzen 
Gebietsumfange  des  Kaiserreichs  anzuschliessen'^  Bei 
Verwirklichung  dieser  Voraussetzungen  erklärte  Oesterreieh, 
sich  an  der  unter  diesen  Verhältpissen  nicht  nur  möglichen, 
sondern  im  allgemeinen  Interesse  selbst  wünsch enswerthen 


*^)  Mtk  neben  er  Projekt,  art.  18  u.  19. 

*^)  Die  im  art  1  des  Münchener  Entwurfes  als  gemeinsame 
Bundesangelegenheit  anerkannten  Gegenstände  sind:  1)  die  völker- 
rechtliche Vertretung  Deutschlands  in  seinen  allgemeinen  Verhält- 
nissen zum  Auslande;  2)  die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden;  3)  die 
Oberleitung  der  bewaffneten  Macht  zu  Land  und  zur  See;  4)  die  Er- 
haltung des  Landfriedens,  der  inneren  Ruhe  und  Sicherheit;  5)  die 
Oberaufsicht  auf  die  gemeinsamen  Handels-  und  Zollverhältnisse;  6)  die 
Oberaufisicht  über  die  Anstalten  für  den  Verkehr,  die  Schiffahrt,  Posten, 
Eisenbahnen,  Telegraphen;  7)  die  Förderung  eines  Einverständnisses  über 
die  wünschenswerthe  Gleichheit  in  Münze,  Maas  und  Gewicht;  8)  die  Be- 
schaffung der  zu  dem  gemeinsamen  Aufwände  erforderlichen  Geldmittel 
durch  Matrikularbeiträge ;  und  9)  die  Gewähr  deijenigen  Rechte,  welche 
den  Angehörigen  aller  Bundesstaaten  zugesichert  sind. 
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Bildung  eines  solcheB  Bandes  mit  Freuden  und  aufrichtig  in 
der  Ueberzeugnng  betheiligen  zu  wollen ,  dass  ein  aaf  den 
vorgeschlagenen  Grundlagen  ruhendes  Bundesverhältniss  zwi- 
schen dem  yerjtlngten  Oesterreich  und  dem  verjüngten  Deutsch- 
land nicht  nur  mit  der  Einheit  des  Kaiserreichs  vollkommen 
vereinbar  sei,  sondern  auch  für  beide  gleich  erspriessKch,  die 
Bürgschaft  einer  schönen  und  glücklichen  Zukunft  in  sich 
trage  *<>). 

§.  195. 
Die  Bedeutung  des  Münchener  Entwurfes. 

I.  Betrachtet  man  den  Münchener  Entwurf  mit  unbefangenem 
Auge^  so  wird  man  ihm,  bei  grossen  Fehlem,  auch  grosse 
Vorzüge  zugestehen  müssen.  Er  selbst  ist  abermals  ein  spre- 
chendes Zeugniss  dafür,  dass  die  nationale  Bewegung,  welche 
in  dem  Jahre  1848  auf  eine  Reform  der  deutschen  Bundesver- 
fassung gerichtet  war,  abgesehen  von  ibren  verwerflichen 
Auswüchsen  und  beklagenswerthen  Verirrungen,  eine  tief  wur- 
zelnde, in  ihrem  Grundgedanken  wohlberechtigte,  und  auch 
von  den  Regierungen  der  deutschen  Staaten  ftr  eine  solche 
anerkannt  war.  Dieser  Gmndanschauung  trug  der  Münchener 
Entwurf  volle  Rechnung.  Er  erkannte  die  Hauptmängel  der 
deutschen  Bundesverfassung,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit 
erfahrungsmässig  herausgestellt  hatten,  vollständig  an,  und 
brachte  entschiedene  Mittel  zu  deren  Abhilfe  in  Vorschlag. 
Der  unseligen  Verschleppung  der  Abstimmungen  in  der  Bun- 
desversammlung durch  Verzögerung  der  Instruktionseinholung 
wollte  er  in  mindestens  eben  so  durchgreifender  Weise  ab- 
helfen, als  dies  durch  die  neue  (revidirte)  Geschäftsordnung 
der  Bundesversammlung  vom  16.  Juni  1854  geschehen  ist*). 
Dadurch,  dass  er  die  Beschlussfassung  durch  Stimmen- 
mehrheit zum  fast  ausnahmslosen  Princip  erhob,  indem  er 
nur  eine   einzige,  in  der  Natur  der  Sache  begründete, 


*^)  Siehe  den  Auszug  aus  der  österreichischen  Note  vom  März  1850, 
bei  Weil,  QueUen,  8.  257. 

«)  Münchener  Entwurf  art  6;  (siehe  §.  194  bei  Note  4;  vergl.  mit 
der  revidirten  Geschäftsordnung  des  deutsdien  Bundes  ?.  16.  Juni  1854, 
§.  10  (s.  oben  §.  125;  128). 
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absolut  nothwendige  Ausnahme  hiervon  gestattete,  d.  h.  Stim- 
meneinhelligkeit nur  allein  noch  in  dem  Falle  forderte, 
wo  es  sich  um  Abänderung  der  Bundesverfassung 
handelt,  legte  er  der  Bundesregierung  eine  Kraft  bei,  wie  sie 
die  Bundesversammlung  weder  vorher  noch  nachher  besessen 
hat^).  Die  Forderungen  der  Nation,  welche  sämmtliche  Be- 
gierungen,  sowohl  einzeln,  als  in  der  Bundesversammlung,  als 
wohlbegrttndete  anerkannt,  und  im  Princip  bereits  zugestan- 
den hatten,  nämlich  die  Errichtung  eines  ständigen  Bun- 
desgerichtes und  einer  Nationalvertretung,  waren  in 
ihm  verwirklicht  und  der  Nationalversammlung  waren  darin 
Rechte  eingeräumt,  die  ihr  eine  eben  so  würdige  Stellnng  zu 
den  Regierungen,  als  die  volle  Möglichkeit  gewährten,  ftlr  die 
Glesammtinteressen  der  Nation,  thätig  eingreifend,  segensreich 
zu  wirken^).  Auch  sollte  die  Nationalveilretung  aus  einer  so 
bedeutenden  Anzahl  von  Mitgliedern  bestehen,  dass  auch  in 
dieser  Beziehung  billige  Forderungen  sich  befriedigt  finden 
konnten,  und  hinsichtlich  der  Vertheilung  der  dreihundert 
Stimmen  in  der  Weise,  dass  davon  auf  Oesterreich,  Preussen 
und  das  übrige  Deutschland  je  ein  Drittheil  kam^),  hatten  we- 
nigstens die  mittleren  und  die  kleineren  deutschen  Staaten 
nicht  im  Entferntesten  Ursache,  sich  über  unbillige  Behandlung 
zu  beklagen.  Die  politische  Einheit  Deutschlands  nach  Aussen 
nnd  nach  Innen  war  in  dem  Münchener  Projekte  genügend 
gewahrt,  und  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten 
dabei  jene  Anerkennung  geworden,  auf  welche  dieselben,  me 
der  Verlauf  der  Geschichte  seit  1848  bis  hierher  gezeigt  hat, 
durchaus  nicht  verzichten  wollen,  und  ohne  Selbstvemich* 
tnng  nicht  verzichten  können^).  Anerkannt  war  endlich,  dass 
den  Angehörigen  aller  einzelnen  Bundesstaaten  Rechte,  gleich- 
massig  in  allen  Bundesländern,  zu  gewährleisten  sind^),  und 
wenn  dieselben  auch  hier  nicht  als  Grundrechte  des  Vol- 
kes bezeichnet  wurden,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  eine 


*)  München  er  Entwurf,  art.  5,  yergl.  mit  der  revidirten  G.-O. 
des  deutschen  Bundes  art  12  (§.  128,  m,  G);  siehe  auch  oben  §.  140. 
»)  Münchener  Entwurf,  art.  9—15  (siehe  §.  194). 
«)  Ebendas.  art  8  (siehe  §.  194,  I.) 
s)  Ebendas.  art.  1  (siehe  §.  194,  L) 
•)  Ebendas.  art.  1,  §.  9  (siehe  §.  i94  I.) 
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Beschränkung  der  massloBen  (sog.  Frankfurter)  Grandrechte 
als  onvenneidlich  nothwendig  bereits  in  den  meisten  Staaten 
erkannt  worden  war,  wie  dies  nicht  nur  die  österreichische 
Note  vom  März  1850  richtig  ausspricht^,  sondern  schon  vor 
ihr  in  dem  Berliner  Entwnrf  anerkannt  worden  war,  nnd 
noch  mehr  von  der  (alsbald  folgenden)  Erfnrter  Versamm- 
lung anerkannt  wurde,  die  aus  eigenem  Antriebe  den  Regie- 
rungen, die  noch  zum  Dreikönigsbündnisse  hielten,  eine  grosse 
Keihe  von  Beschränkungen  jener  sog.  Grundrechte  vorschlug, 
die  in  den  Berliner  Entwurf  aus  der  (Frankfurter)  Reichsver- 
fassung  vom  28.  März  1849  unverändeit  herüber  genommen 
worden  waren  ^).  Erwägt  man  überdies,  dass  in  der  Zeit,  als 
das  Münchener  Projekt  erschien,  die  Bewegung  sich  noch 
keineswegs  vollständig  gelegt  hatte,  und  noch  bei  allen  Re- 
gierungen die  vollständigste  Bereitwilligkeit  vorlag,  dem  Volke 
alle  Freiheiten  zu  gewähren,  bei  welchen  der  Bestand  einer 
ordnungsmässigen  Regierung  überhaupt  noch  möglich  war, 
so  muss  auch  die  Besorgniss  verschwinden,  als  wenn  durch 
den  Münchener  Entwurf  die  sog.  Grundrechte  des  Volkes, 
auch  wenn  deren  Name  aus  Rücksicht  auf  die  Wünsche 
Oesterreichs  hinwegfiel,  der  Sache  nach  zur  Bedeutungslosig- 
keit hätten  zurückgeführt  werden  sollen.  Ueberdies  hatte  der 
Münchener  Entwurf  zur  Errichtung  der  definitiven  Verfassung 
auf  den  von  ihm  bezeichneten  Grundlagen  nicht  nur  die  Zu- 
stimmung der  sämmtlichen  Bundesregierungen,  sondern  auch 
die  Vereinbarung  mit  einer  zu  diesem  Zweck  zu  berufen- 
den Nationalversammlung  vorbehalten^).  Sehr  glück- 
lich begriffen  war  überdies  in  dem  Münchener  Projekte 
die  Behandlung  des  Gesammteintrittes  der  österreichischen  und 
preussiscben  Monarchie  in  den  deutschen  Bund  als  eine  of- 
fene Frage,  indem  von  deren  Lösung  in  dem  einen  oder 
dem  anderen  Sinne,  weder  das  Zustandekommen  des 
neuen  Verfassungswerkes,  noch  sein  Fortbestand  abhängig  ge- 
macht worden  war^^).    Das  grösste  Verdienst  aber  des  Mün- 

7)  Siehe  §.  194,  IL 

^)  Vergl.  §.  196  und  besonders  den  Abschnitt  von  den  Yolksrechten 
im  IL  Bande,  §.  292  flg. 

«)  Münchener  Entwurf,  art.  19  (s.  §.  194,  I). 
")  Ebendas.  art  8  (s.  oben^§.  194,  I). 
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ebener  Entwurfes  war  es,  dass  er  eine  Form  flir  die  Gesammt- 
Verfassung  von  Deutschland  aufgestellt  hatte,  in  welcher  das 
gesammte  Deutschland,  bei  dem  Hinzutreten  nur  weniger 
Modifikationen  in  einigen  bisher  noch  nicht  besprochenen  Be- 
ziehungen, wirklich  möglich  war,  wie  dies  die  öster- 
reichische Note  Tom  März  1850  sehr  richtig  ausgesprochen 
bat^^).  Schon  das,  dass  Oesterreich  seine  Zustimmung  gab, 
in  ein  Bundesverhältniss  mit  dem  übrigen  Deutschland  auf 
Grundlage  einer  Verfassung  einzutreten,  welche  eine  National- 
Vertretung  zuliess,  während  es  bis  dahin  durchaus  von  einer 
solchen  deutschen  Nationalvertretung,  wenigstens  von  einem 
Volkshause,  nichts  hatte  wissen  wollen'^),  war  an  sich  ein 
Ereigniss  von  höchster  Bedeutung.  So  wurde  Deutsch- 
land in  der  letzten  Stunde  noch  eine  Verfassung  ange- 
boten, welche  ihm  auf  friedlichem  und  durchaus  lega- 
lem Wege  gewähren  konnte,  was  im  Jahre  1848,  bevor  noch 
der  unselige  Gedanke  auftauchte,  die  Bundesversamm- 
lung zu  beseitigen,  das  Ziel  seines  eifrigsten  Strebens  ge- 
wesen war:  eine  verbesserte  Bundesverfassung  mit 
Nationalvertretung  und  Bundesgericht,  mit  der  Ge- 
wissheit ihrer  schleunigen  Einrichtung  und  der  gegrün- 
detsten Hoffnung  auf  ein  dauerndes  Bestehen,  wenn  man 
verstand,  sich  über  einige  wenige  Veränderungen  in  den  übri- 
gen Bestimmungen  des  Münchener  Projektes  zu  verständigen, 
was,  wenn  damals  überhaupt  ruhige  Ueberlegung  möglich  ge- 
wesen wäre,  nicht  sehr  schwer  geworden  sein  dürfte. 

II.  Die  Gründe  aber,  aus  welchen  so  vieler  Vorzüge  un- 
geachtet, der  Münchener  Entwurf  nicht  zu  einer  allgemeinen 
Annahme,  ja  nicht  einmal  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Berathung  durch  die  Regierungen  gelangen  konnte,  und  sogar 
Ton  Staatsmännern,  die  bereits  in  anderen  Beziehungen  grosse 
Einsicht  und  Besonnenheit  gezeigt  hatten,  mit  bitterem  Hohne 
aufgenommen  wurde,  lagen  theils  in  den  damaligen  allge- 
meinen deutschen  Verhältnissen,  theils  in  einigen 
seiner  eigenen  Aufstellungen.  Preussen  war  bereits 
zu  weit  vorangegangen,  als  dass  es  das  von  ihm  selbst  so 


•')  Siehe  §.  194,  H. 

«)  Siehe  z.  B.  oben  §.  187. 
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eifrig  betriebene  Erfurter  Parlament  füglich  hätte  wieder 
absagen  I  oder  seinen  Zusammentritt  zurückstellen  und  einen 
Congress  zur  Berathung  des  Mflnchener  Entwurfes  hätte  be- 
schicken können.  Die  Ständeversanunlnngen  der  Staaten, 
welche  dem  Dreikönigsbttndnisse  iind  der  deutschen  Union  bei- 
getreten waren,  hatten  diesen  Beitritt  bereits  erklärt,  bevor 
ihnen  der  Mttnchener  Entwurf  überhaupt,  oder  doch  ofiSciell 
bekannt  sein  konnte.  Dass  Oesterreich  zu  diesem  Entwürfe 
seine  Zustinunung  gegeben  und  auf  dessen  Grundlage  mit  dem 
übrigen  Deuutschland  das  Bundesverhältniss  wieder  herzustellen 
sich  bereit  erklärt  hatte,  war  ebenfalls  nicht  oder  wenig  be- 
kannt. Der  Eintritt  mit  den  sämmtlichen  Staaten  des  Kaiser- 
thumes  in  den  Bund,  auf  welchen  Oesterreich  damals  drang, 
konnte  die  Zustimmung  von  Preussen  nicht  erlangen  ^^). 
Oesterreich  konnte  von  dieser  Forderung  nicht  abstehen, 
so  lange  seine  Verfassung  vom  4.  März  1849,  wodurch  es  die 
Einheit  des  Kaiserstaates  proklamirt  hatte,  in  Wirksamkeit 
bestand.  Preussen  stenunte  sich  dagegen,  weil  dadurch  der 
Schwerpunkt  der  bisherigen  Bundesverfassung  verrückt  werde. 
Die  nothwendigen  Vorbedingungen  einer  Verständigung  zwi- 
schen beiden  Grossstaaten,  dass  nämlich  Österreich  seine  Ver- 
fassung vom  4.  März  1849  aufgab,  Preussen  dagegen  seine 
im  J.  1848  in  den  deutchen  Bund  neu  aufgenommenen  Pro- 
vinzen aus  demselben  wieder  zurückzog  —  was  unerlässlich 
war,  wenn  es  nicht  sein  ihm  als  europäische  Macht  unent- 
behrliches selbstständiges  Kriegsrecht  aufgeben,  oder  thatsäch- 
lich  gleich  dem  der  übrigen  minder  grossen  Bundesgliedem 
beschränkt  sehen  wollte,  zu  welcher  Einsicht  man  aber  erst 
später  gelangte  —  konnten  damals  noch  von  keiner  Seite  er- 
füllt werden.  Man  übersah,  oder  wollte  nicht  einsehen,  dass 
sich  Oesterreich  durch  den  bereits  im  J.  1848  mit  Genehmigung 
der  Bundesversammlung  erfolgten  Eintritt  Preussens  in  den 
deutschen  Bund  mit  fast  seiner  gesammten  Monarchie  gleich- 
sam genöthigt  sah,  auch  seiner  Seits  die  Forderung  des  Ge- 
sammteintrittes aufzustellen,  und  dass  diese  Forderung  Oester- 
reichs  sofort  von  selbst  wieder  hinwegfallen  müsste,  so  wie 
Preussen  seine  im  J.  1848  in  den  Bund  neu  aufgenommenen 


«s)  V.  Badowitz,  ges.  Schriften,  B.  U,  S.  236. 
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Provinzen  ans  demselben  wieder  ansscheiden  liess,  was  wirk- 
lich seitdem,  1851 ,  geschehen  ist  Das  Centrnm  der  Pauls- 
kirche  oder  die  jetzt  sog.  Gothaner  Partei,  welche  damals 
uoch  fast  in  allen  Ständeversammlangen  der  Mittel-  und  Süd- 
deatschen  Staaten  das  Uebergewicht  hatte,  und  mit  Heftigkeit 
unter  dem  Namen  deutscher  Einheitsbestrebungen  zu 
dem  Abschlüsse  der  deutschen  Union  drängte,  obschon 
dieselbe  offenbar  nichts  mehr  anderes,  als  ein  Sonderbund  im 
deutschen  Bunde  werden  konnte,  wusste  die  Besorgniss  zu 
verbreiten,  dass  durch  den  Gesammteintritt  von  Oesterreich  die 
deutsche  Nationalität  gefährdet  werden  könne  ^*).  Die  deutsche 
Nation  überhaupt  aber,  theils  der  Aufregung  müde,  theils 
durch  die  Erfolglosigkeit  der  bisherigen  Verfassungsbestrebungen 
entmuthigt,  theils  durch  das  Parteigetriebe  vertdrrt,  zeigte  für 
den  Münchener  Entwurf  keine  lebendige  Theibiahme.  Ueber- 
dies  trag  der  München  er  Entwurf  in  sich  selbst  zu  sehr  das 
Gepräge  der  Eile;  er  war  zu  wenig  in's  Einzelne  ausgearbeitet, 
als  dass  er  einen  vollständigen  Ueberblick  des  von  ihm  beab- 
sichtigten Verfassungsgebäudes  hätte  gewähren  können.  So- 
dann verletzte  aber  der  Münchener  Entwurf  auch  den  bundes- 
verfassungsmässig  berechtigten  Partikularismus  der 
mittleren  und  kleineren  deutschen  Staaten  auf  das  Empfind- 
lichste durch  die  Ali  und  Weise,  wie  nach  seinem  Vorschlag 


**)  Wie  grundlos  diese  Besorgniss  an  sich  war,  ergibt  sich  daraus, 
dass  nach  dem  Münchener  Entwürfe  Oesterreich  unter  allen  Um- 
ständen nur  mit  100  Stimmen  in  der  Nationalversammlung  den  100  Stimmen 
von  Preussen  und  den  100  Stimmen  des  übrigen  Deutschlands  gegen; r 
übergestcUt  war,  und  Oesterreich  überdies  das  eigene  Interesse 
hatte,  das  germanische  Element  in  seinem  Keich&als  das  herrschende 
zu  erhalten.  Abgesehen  hiervon,  wirkt  aber  die  Macht,  da  wo  sie  ist, 
jederzeit  von  selbst:  das  Gewicht  des  österreichischen  Kaiserreichs  in 
Deutschland  ist  immer  dasselbe  und  bleibt  sich  ganz  gleich, 
ob  es,  dem  Namen  nach,  nur  mit  seinen  deutschen  Ländern,  oder 
mit  seinen  sämmtlichen  Provinzen  Mitglied  des  deutschen  Bundes  ist 
Die  entscheidenden  Gründe  aber,  welche  einem  Gesammteintritt  Oester- 
reichs  in  den  Bund  entgegenstehen,  liegen  auf  einer  ganz  anderen 
Seite.  Hierbei  kommt  die  europäische  Machtstellung  Oesterreichs 
in  Frage,  und  kann  die  Meinung  der  grossen  europäischen  Höfe  hierüber 
nicht  ignorirt  werden,  wenn  man  ihnen  auch  vom  Standpunkte  des  Bun- 
desrechtes aus,  die  Befugnis s  zu  einer  Einmischung  in  diese  Frage  be* 
streiten  kann.    Siehe  oben  §.  109,  Note  3,  4  und  5. 
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(Art.  3)  die  Bandesregiernng  gebildet  werden  sollte  ^^).  Indem 
er  die  Ernennung  der  sieben  Mitglieder  der  Bundesregierang 
nur  in  die  Hand  von  6  einzelnen  Staaten  (Oesterreicb,  Preossen, 
Bayern,  Sachsen,  Wttrtemberg  und  Hannover)  and  einer  Staa- 
tengrnppe  (Kurhessen  und  Grossherzogthum  Hessen)  legte, 
alle  anderen  Staaten  aber  anwies,  sieb  in  irgend  einer  Weise 
mit  diesen  bevorzugten  Staaten  zu  vereinigen,  ohne  dass  fiber 
die  Art  dieser  Vereinigung  und  über  die  politische  Bedeutung 
oder  Berechtigung,  welche  den  anderen  Staaten  in  Folge  eines 
solchen  Anschlusses  von  den  bevorzagten  Staaten  eingeräumt 
werden  mtlsste,  etwas  ausgesprochen  und  eine  beruhigende 
Zusicherung  gegeben  wurde,  war  der  Mttnchener  Ent- 
wurf mit  dem  (im  Gegensatze  des  in  der  Reichsverfassung 
vom  28.  März  1849  aufgenommenen  und  noch  in  dem  Berliner 
Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  festgehaltenen  Principe  des  Bun- 
desstaates) von  ihm  selbst  wieder  hergestellten  nnd  neu 
proklamirten  Principe  des  Staatenbundes  —  da  ein  solcher 
ohne  mindestens  formelle  Rechtsgleichheit  aller  Bun- 
desglieder gar  nicht  denkbar  ist  —  in  offenen  Widersprach 
getreten,  und  konnte  von  Seite  der  sämmtlichen  znrttckgesetz- 
ten  Staaten  auf  keine  Zustimmung  rechnen,  so  lange  nicht 
dieser  Punkt  verbessert  worden  war.  Ueberdies  war  es  ins- 
besondere eine  Inconsequenz,  einen  Staat  wie  Baden, 
welcher  sich  in  jeder  Beziehung  dem  Königreiche  Wttrtemberg 
an  politischer  Bedeutung,  Macht  und  Reichthum  mindestens 
zur  Seite  stellen  darf,  und  der  mit  zu  den  sieben  grösse- 
ren deutschen  Staaten  zählt,  welche  wenigstens  mit  einer 
Million  Seelen  und  darüber  in  die  Bundesmatrikel  eingetragen 
sind**),  von  der  ihm,  nach  dem  vom  Mttnchener  Entwürfe 
selbst  aufgestellten  Principe  der  Machtverhältnisse,  unstreitig 
gebührenden  siebenten  Stelle  in  der  Bundesregierung  auszu- 
schliessen  und  diese,  bei  notorischem  Mangel  noch  eines 
anderen,  eben  so  bedeutenden  Bundesgliedes,  wie  Baden,  an 
zwei  andere  minder  mächtige  Bundesglieder  zusammen 


I')  Siehe  oben  §.  194,  I.    Vergl.  über  diesen  Fehler  des  MOnchener 
Entwurfes  auch  v.  Radowitz,  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  240  flg. 
«)  Siehe  oben  §.  176. 
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za  vergeben  ^^).  Alle  diese  Missstände  erklären  sich  aber 
daraus,  dass  man  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Mttnehener  Ent- 
wurfes noch  allgemein  der  Ansicht  war,  dass  eine  bedeutende 
Verbesserung  der  alten  Bundesverfassung  dadurch  bewirkt 
werden  könne,  wenn  die  nach  der  Bundesakte  vom  8.  Juni 
1815  in  dem  engeren  Rathe  eingerichteten  siebenzehn  Stimmen 
auf  eine  geringere  Anzahl  zurttckgeführt  würden;  eine  Ansicht, 
zu  deren  praktischer  DorchfOhrung  der  erste  Vorschlag  in 
dem  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Mai  1849  gemacht  worden 
war^^).  Kurz  zusammengefasst,  war  also  der  grösste  Fehler 
des  Mttnehener  Entwurfes  der,  dass  er  sich,  bei  der  Rück- 
kehr zum  Systeme  des  Staatenbundes,  eine  auf  ganz  andere 
Verhältnisse  berechnete  Bestimmung  des  Berliner  Entwurfes 
zum  Vorbild  nahm,  anstatt  geradezu  auf  die  Wiederherstellung 
der  siebzehn  Stimmen  des  engeren  Rathes  anzutragen,  welche, 
wie  der  weitere  Verlauf  der  Geschichte  gezeigt  hat,  endlich 
doch  nicht  hat  vermieden  werden  können  und  nach  langem 
Schwanken  als  die  einzige  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
wirklich  praktische  Einrichtung  auf  den  Dresdener  Confe- 
renzen  hat  wieder  in's  Leben  gerufen  werden  müssen  ^^).  Die 
zur  Zeit  der  Abfassung  des  München  er  Entwurfes  noch  sehr 
verbreitete  Scheu  vor  der  Unpopolarität  des  alten  Bundestages 
erklärt  aber  hinlänglich,  wie  man  zu  derartigen  Versuchen, 
wie  die  Verminderung  der  Zahl  der  Stimmen  in  der  Bundes^ 
regierung,  seine  Zuflucht  nehmen  konnte,  an  deren  innerer 
Bedeutungslosigkeit  und  verletzender  Form  der  gesammte  Vor- 
schlag scheitern  musste.    Uebrigens  war  es  auch  nicht  unbe- 


^7)  Eine  solche  politische  Mundtodtmachung  oder  politische  exheredatio 
irUer  ceteros  konnte  sich  ein  Land  von  so  unerschöpflichen  Hilfsquellen, 
wie  Baden,  nicht  gefallen  lassen.  Yermuthlich  hatte  man  bei  der  Abfas- 
sung des  Mttnehener  Entwurfes  nur  die  damalige  bedrängte  Lage  Badens 
im  Auge.  Es  ist  aber  stets  einer  der  grössten  Fehler,  wenn  bei  einer  po- 
litischen Einrichtung,  die  auf  eine  lange  Dauer  berechnet  sein  soll,  ein 
TOrQbergehender  Zustand  zur  Grundlage  genommen  wird.  Wie  rasch  sich 
Baden  von  seinen  ihm  von  der  Revolution  geschlagenen  Wunden  erholte, 
ist  das  beste  Zeugniss  für  sein  Recht,  sich  in  Deutschland  mindestens  durch 
Beformprojekte  nicht  von  der  Stufe  herunterdr&ngen  zu  lassen,  welche  ihm 
die  Bundesakte  zuweist. 

«)  Siehe  oben  §.  191  und  §.  192,  Note  11. 

«)  Siehe  unten  §.  199,  200. 
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denklich,  dass  der  Mttnchener  Entwarf  der  Ton  ihm  zngdas- 
senen  Nationalvertretimg  nicht  das  ZweikammemsTstem  zu 
Grunde  gelegt  hatte  ^®). 

§.  196. 

Das  Unionspariament   zu  Erftirt    (20*  März  bis 
29.  April  1850^). 

Die  Hoffnungen y  welchen  sich  Preussen  bei  dem  Ab- 
schlüsse des  Dreikönigsbündnisses  vom  26.  Mai  1849  hinge- 
geben haben  mochte,  waren  zu  der  Zeit,  als  das  Unions- 
pariament zu  Erfurt  eröffnet  wurde,  sehr  gesunken;  die 
Sachlage  war  fast  eine  ganz  andere  geworden.  Verlassen  von 
seinen  beiden  Mitcontrahenten,  K.  Sachsen  und  Hannover, 
konnte  Preussen  nur  noch  mit  Mühe  die  mittleren  und  die 
kleineren  Staaten  um  sich  schaaren,  welche  an  dem  Beschlüsse 
des  Verwaltungsrathes  vom  13.  Februar  1850,  das  Unions- 
parlament nach  Erfurt  zu  berufen,  Theil  genommen  hatten. 
Aber  auch  das  war  bereits  zweifelhaft  geworden,  ob  diese 
sämmtlich  bei  der  beabsichtigten  deutschen  Union  verbleiben 
wollten  oder  könnten.  Die  Elemente,  welche  die  Erfurter  Ver- 
sammlung bildeten,  konnten  im  Allgemeinen  und  besonders  im 
Vergleiche  zu  jenen,  welche  sich  auf  der  Frankfurter  National- 
versammlung geltend  gemacht  hatten,  nur  sehr  befriedigend 
genannt  werden.  Die  Demokratie  und  die  Revolution  fanden 
zu  Erfurt  keine  Vertreter.  Dagegen  war  die  sog.  Gothaner 
Partei  zahlreich  vertreten.  Sie  suchte  mindestens  die  Bruch- 
stücke der  (Frankfurter)  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849 


M)  Welchen  grossen  Unterscliied  es  ausmacht,  ob  eine  zahlreiche  par- 
lamentarische Versammlung  nur  eine  Kammer  oder  ein  Haus  bildet  oder 
ob  zwei  Kammern  oder  Häuser  bestehen,  konnte  am  deutlichsten  in  dem 
Gegensatze  der  Verhandlungen  in  der  Paulskirche  und  in  Erfurt 
wahrgenommen  werden. 

*)  A.  L.  V.  Rochau  und  G.  Oelsner-Montmerqu^,  das  Erfurter 
Parlament  und  der  Berliner  Fürstencongress.  Leipz.  1850.  —  Vergleiche 
auch:  Augsburger  Allgem.  Zeitung,  v.  18.  August  1850,  Beil.  Nr.  230.  — 
V.  Radowitz,  ges.  Schriften,  Bd.  II,  S.  246  flg.  Ueber  die  Verhandlungen 
des  Erfurter  Parlaments  erschien  ein  Stenograph.  Bericht,  in  2  Bänden. 
Erfurt  1850.  Die  Protokolle,  Berichte  u.  s.  w.  wurden  durch  den  Drude 
vervielföltigt. 
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za  retten,  welche  in  dem  Berliner  Entwurf  vom  26.  Mai  1849 
eine  Zufluchtsstätte  gefunden  hatten.  Da  in  dem  Statute  des 
Bündnisses  vom  26.  Mai  1849  art.  4,  die  verbündeten  Regie- 
rangen sich  verpflichtet  hatten,  „dem  deutschen  Volke  eine 
Verfassung  nach  Massgabe  des  unter  ihnen  vereinbarten  (Ber- 
liner) Entwurfes  zu  gewähren^' ^),  so  drängte  die  Gothaner 
Partei  auf  e^/oc-Annahme  der  vorgelegten  Entwürfe,  um  die 
verbündeten  Begierungen  sofort  zu  binden  und  denselben  jeden 
Yorwand  zur  Zurückziehung  abztschneiden.  Dieses  Bestreben 
wurde  anfänglich  auch  von  Preussen  begünstigt,  dem  daran 
gelegen  war,  dass  auf  der  Erfurter  Versammlung  keine  Be- 
schlüsse gefasst  würden,  wodurch  es  sich  in  die  Lage  gebracht 
sehen  könnte,  seine  kürzlich  revidirte  Verfassung  vom  31.  Ja- 
nuar 1850  in  demokratischem  Sinne  wieder  abändern  zu  müs- 
sen. Diese  Besorgniss  schwand  aber  bald,  indem  der  con- 
servative  Geist  sich  sofort  als  der  vorherrschende  zeigte.  Die 
nicht-gothanisch  gesinnten  Elemente,  welche  in  dem  Berliner 
Entwürfe  das  monarchische  Princip  und  die  Staatsgewalt  noch 
keineswegs  fUr  hinlänglich  gekräftigt  zur  Handhabung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Führung  einer  starken  und  dem 
wahren  Wohle  des  Volkes  entsprechenden  Regierung  erkann- 
ten, drangen  auf  specielle  Revision  der  vorgelegten  Entwürfe, 
in  der  Ueberzengung,  dass  in  solchem  Sinne  vorgeschlagene 
Abänderungen  von  Seite  der  Regierungen  durchaus  nicht  zum 
Verwände  für  eine  Ablehnung  benutzt  werden  könnten.  End- 
lich wurde  beschlossen,  die  Vorlagen  der  verbündeten  Regie- 
rungen zwar  unverändert  anzunehmen,  denselben  jedoch  zu- 
gleich die  wünschenwerthen  Abänderungen  vorzuschlagen  und 
zu  empfehlen.  Bedenken  gegen  die  Ausführbarkeit  des  ge- 
sammten  Unionsprojektes  bei  so  sehr  veränderten  Umständen 
seit  seiner  ersten  Aufstellung  wurden  zwar  mitunter  geäussert  3), 
von  der  Mehrzahl  der  Versammlung  aber,  wenigstens  in  ihren 
Abstimmungen,  nicht  getheilt.  Dagegen  aber  war  völlig  klar 
geworden,  dass  die  deutsche  Union  nicht  mehr  ftlr  ihre  Mit- 
glieder den  deutschen  Bund  ersetzen,  sondern  dass  sie  höch- 
stens bei    einer  Reorganisation    des    deutschen   Bundes   eine 


«)  Weil,  Quellen,  S.  211. 
s)  So  z.  B.  Yon  Stahl  u.  A. 
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Stellung  in  demBelben  einnehmen  nnd  keinesfalls  einen  anderen 
Charakter  als  den  eines  anf  die  Gnindlage  des  art  XI.  der 
deutschen  Bundesakte  geschlossenen  und  hinsichtlicfa  ihrer 
Znlässigkeit  somit  nach  den  daselbst  aufgestellten  Grandsälzen 
zu  beurtheilenden  Bttndnisses  beanspruchen  könne  ^).  Den 
Hansestädten  hatte  man  sich  überdies  genöthigt  gesehen,  be- 
sondere Einräumungen  zu  machen,  um  dieselben  bei  der  Union 
zu  erhalten^).  Auch  traten  die  Schwierigkeiten,  einem  solchen 
Bunde  im  Bunde  eine  organische  Stellung  zu  geben,  immer 
fühlbarer  hervor,  und  war  so  viel  deutlich  zu  erkennen,  dass 
auf  solche  Weise  keine  Verbesserung  der  alten  Bundesver- 
fassung zu  erzielen  sei*).    Die  Hoffiiung  auf  ein  praktisches 


«)  Schon  in  der  Additionalakte  v.  26.  Febr.  1850  art  3,  war  eikUrt 
worden:  „Die  deutsche  Union  Übt  als  politische  Gesammtmacht  in 
dem  deutschen  Bunde  alle  diejenigen  Rechte  aus,  und  erfUlt  alle  die- 
jenigen Pflichten,  welche  s&mmtlichen  in  diesem  begriffenen  Einzelr^e- 
rungen  zustehen  und  obUegen."  Ebenda s.  art  5:  „Das  der  ünionsgewalt 
zustehende  Recht  des  Kriegs  und  Friedens  darf  den,  ausser  der  Union  rer- 
bleibenden  Staaten  gegenüber  nicht  ausgeübt  werden;  vielmehr  bleiben  im 
Verh&ltniss  zu  diesen  die  den  Landfrieden  betreffenden  Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  des  Bundes  v.  1815  in  Kraft  Das  Heerwesen  der  Union 
wird  in  einer  Weise  geordnet,  welche  sich  der  Kriegsver&ssung  (Modifi- 
kation des  Pari,  „der  künftigen  Gestaltung'')  des  deutschen  Bundes 
anschliesst 

B)  Beschluss  des  Parlaments,  in  der  Zusammenstellung  der  Beschlüsse 
Nr.  IV  (Protok.  des  Staatenhauses,  S.  232):  „Das  deutsche  Parlament  er- 
mächtigt auf  den  Antrag  der  verbündeten  Regierungen  den  Reichsvorstand, 
mit  dei\jenigen  zum  Bündnisse  gehörigen  Staaten,  welche  so  lange  Holstein 
und  Lauenburg,  oder  einer  dieser  Staaten,  ausserhalb  des  Bundesstaates 
stehen,  eine  freiere  Bewegung  bei  Regelung  ihrer  Handelsgesetz- 
gebung und  ihrer  Handelsbeziehungen  zu  den  nicht  verbündeten 
Staaten  innerhalb  und  ausserhalb  Deutschlands  und  eine  Vertretung 
ihrer  Handelsinteressen  durch  besondere  Consularagenten  in 
Anspruch  genommen  haben,  die  nöthigen  Vereinbarungen  unter 
Wahrung  der  Interessen  der  Union  zu  treffen  u.  s.  w. 

^)  Schon  während  der  Dauer  des  Erfurter  Parlamente  habe  ich  (da- 
mals Mitglied  des  Staatenhauses)  in  einer  besonderen  Schrift:  Deutsche 
Union  und  deuUches  Reich,  Eriurt  1850,  in  Form  eines  Veifusungsent- 
wuri'es  (der  Veranschaulichung  wegen)  gezeigt,  wie  schwer&llig  und  unbe- 
friedigend für  die  Nation  eine  jede  allgemeine  Bundes-  oder  Reichsverfassung 
werden  müsste,  welche  einen  anderen  Bund  (Union)  als  besonderen  politi- 
schen Körper  aufnehmen  sollte,  und  habe  dabei  schon  angedeutet,  dass, 
wenn  nicht  die  übrigen  vier  Königreiche  zu  Preussen  in  die  Union  ein- 
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tind  fQr  Prenssen  vortheilhaftes  Ergebniss  der  Unionsbe- 
strebuDgen  fing  selbst  in  den  entscheidenden  Kreisen  an,  immer 
mehr  zn  schwinden,  nnd  diese  znnehmende  Unsicherheit  des 
Erfolges  machte  sich  alsbald  dnrch  Schwankungen  in  der 
Leitung  des  Parlamentes  bemerklich.  Am  29.  April  1850  wurde 
das  Unionsparlament  zu  Erfurt,  weil  die  ihm  von  den  ver- 
bündeten Regierungen  gemachten  Vorlagen  sämmtlich  erledigt 
waren,  unter  Vorbehalt  der  WiedereinberuAing  nach  erfolgter 
„Kenntnissnahme  und  schliesslichen  Erklärung"  der  verbün- 
deten Regierungen  geschlossen.  Das  Staatenhaus  hatte  12, 
das  Volkshaus  21  Sitzungen  gehalten.  Das  Unionsparlament 
hatte  dem  Berliner  Entwürfe  vom  26.  Hai  1849  und  der  Ad- 
ditionalakte  vom  26.  Februar  1850,  so  wie  einem  Gesetzen^ 
würfe  über  die  Einrichtung  eines  Unionsgerichtshofes  und  des 
Gerichtsverfahrens  vor  demselben  seine  Zustimmung  ertheilt^). 
Die  zahlreichen,  den  verbündeten  Regierungen  empfohlenen 
Modificationen  waren  durchaus  in  conservativem  Sinne  gehalten  : 
insbesondere  waren  die  sog.  Grundrechte  des  Volkes,  nach  den 
damit  bereits  gemachten  bitteren  Erfahrungen,  vielfach  auf  ein 
richtigeres  Mass  zurückgeführt  worden.  Ueberhaupt  hatte  das 
Unionsparlament  in  seinen  Verhandlungen  einen  Ernst,  einen 
Eifer  und  eine  Mässigung  bewiesen,  welche  einer  Sache  von  all- 
gemeiner Bedeutung  für  ganz  Deutschland,  und  sodann  eines 
besseren  Erfolges  werth  gewesen  wären.  Erfahrungsmässig  hat 
sich  aber  dabei  gezeigt,  dass  die  würdige  Haltung  des  Parlamen- 
tes, abgesehen  von  dem  redlichen  Streben  der  einzelnen  Mitglie- 
der, durch  drei  Verhältnisse  wesentlich  unterstützt  war,  welche 
sämmtlich  bei  der  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  gefehlt 
hatten:  1)  Beschränkung  der  Thätigkeit  des  Parlamentes 


treten,  der  Versuch  ihrer  Büdnng  als  misslangen  an£rageben,  und  nichts 
anderes  als  die  Wiederaufnahme  des  alten  Bundesverh&ltnisses  möglich  sei, 
wenn  nicht  Deutschland  ganz  zerfallen  solle. 

'')  lieber  den  Umfang  der  Competenz,  welche  man  dem  Unionsgerichts- 
hof  zugedacht  hatte,  s.  meinen  Aufsatz  in  der  deutschen  YierteUahrsschrift, 
Stuttgart  1851,  Nr.  56.  ~  Es  war  demselben  namentlich  auch  eine  aus- 
gedehnte Competenz  in  Stra&achen,  wie  z.  B.  Hochverraths-  und  Landfrie- 
densbruchsachen gegen  das  Reich,  unter  Mitwirkung  von  Geschwomen, 
beigelegt  Der  über  diese  Hochverraths-  und  Landfriedensbruchsaclien  vor- 
gelegte besondere  Gesetzentwurf  war  nicht  zur  Berathung  gekommen. 

Z9pn,  Staaurecbt.  6.  Aofl.  I.  34 
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auf  die  Erledigung  der  gemachten  Vorlagen;  2)  die  gleich- 
anfängliche  Aa&teUnng  von  Commissarien  der  verbfin- 
deten  Begiemngen  znr  Verhandlang  mit  dem  Pailamente,  und 
3)  das  Dasein  eines  Staatenhanses  neben  dem  Volks- 
haase. 

§.  197. 

Der  Fürstencongress  zu  Berlin  (8.  bis  15.  Mai  1850)^). 

Um  das  Unionswerk  rasch  abznschliesen,  hatte  Preas- 
sen  die  mit  ihm  verbündeten  Fürsten  nnd  die  Vertreter  der 
Hansestädte  zn  einem  Congresse  nach  Berlin  eingeladen.  Ein 
solcher  rascher  Abschluss  war  nm  so  dringender  geboten, 
wenn  überhaupt  die  Union  in's  Leben  treten  sollte,  als  Oe  st  er- 
reich in  seiner  Eigenschaft  als  Präsidium  der  deutschen 
Bundesversammlung  bereits  während  der  letzten  Tage  des  &- 
furter  Parlaments  (am  26.  April  1850),  die  sämmüichen  Bun- 
desglieder zu  einer  ausserordentlichen  Bundes-Plenar-Ver- 
sammlnng  nach  Frankfurt  auf  den  10.  Mai  berufen  hatte, 
um  nach  dem  Fehlschlagen  aller  anderen  Versuche,  Einleitungen 
zu  einer  Neugestaltung  des  deutschen  Bundes  zu  eröflfhen.  Es 
zeigte  sich  jedoch  zu  Berlin  bald,  dass  nicht  nur  hinsichlich 
der  Annahme  der  von  dem  Erfurter  Parlamente  vorgeschla- 
genen Abänderungen  einige  Regierungen  mit  ihren  Erklärungen 
zurückhielten,  sondern  dass  auch  keine  Einstimmigkeit  der  verbün- 
deten Regierungen  über  die  sofortige  förmliche  Constituirung 
der  Union  erreicht  werden  konnte.  Am  wichtigsten  war  der 
am  13.  Mai  gefasste  Beschluss,  dass  die  Unionsstaaten  den 
„Frankfurter  Congress"  beschicken  wollen,  um  kein 
Mittel  unversucht  zu  lassen,  mit  den  anderen  deutschen  Re- 
gierungen wieder  zu  einer  Einigung  zu  gelangen,  und  ihre 
Bereitwilligkeit  zur  Mitwirkung  an  der  Reorganisation  der  deut- 


*)  Vergl.  A.  L.  v.  Rochau  und  G.  Oelsner-Monmerqu^,  das 
Erfurter  Parlament,  Leipz.  1850,  S.  288  flg.  Die  in  diesem  Buche  benütz- 
ten Quellen  beschränken  sich  hinsichtlich  des  Berliner  Fürstencongresses 
hauptsächlich  auf  die  von  dem  damaligen  halbofficiellen  Organe,  der  deut- 
schen Reform,  vom  11.— 14.  Mai  gebrachten  Mittheilungen  über  die  Be- 
schlüsse in  den  Sitzungen,  und  die  Eroffhungs-  und  Schlussansprache  des 
K.  y.  Freu 8 sen.  Eine  andere  Quelle  hat  auch  hier  nicht  benutzt  werden 
können. 
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sehen  Bnndesyerhältnisse  zu  bewähren^).  Jedoch  verwahrte 
man  sich  gegen  die  Anerkennung  des  österreichischen  Präsi- 
dialrechtes, als  eines  mit  der  Bundesverfassung  erloschenen 
Rechtes;  so  wie  gegen  die  Annahme,  dass  die  Frankfurter 
Versammlung  das  Plenum  des  Bundestages  repräsentire, 
und  wollte  dieselbe  vielmehr  nur  als  eine  freie  Gonferenz  be- 
trachten: endlich  wollte  man  auch  in  keine  Art  der  Recon- 
struktion  der  Bundesverfassung  willigen,  bei  welcher  der  Union 
nicht  die  von  ihr  beanspruchte  Stellung  eingeräumt  würde. 
Diese  Erklärungen  sollten  von  sämmtlichen  Unionsstaaten 
durch  gleichlautende  Noten  dem  Wiener  Kabinete  mitgetheilt 
werden  *). 

§.  198. 

Die     Wiedereröffnung     der     Bundesversammlung     zu 

Frankfurt   a.  M.   (10.  Mai  1850).     Die   Olmützer 

Punktation  vom  19.  November  1850. 

Am  10.  Mai  1850  traten  zu  Frankfurt  a.  M.  in  Folge 
der  von  Oesterreich  an  sämmtliche  Bundesglieder  erlassenen 
Cirkular-Depesche  vom  26.  April  1850  (§.  197)  die  Gesandten 
von  zehn  deutschen  Bundesregierungen  (Oesterreich,  Sachsen, 
Bayern,  Hannover,  Würtemberg,  Kurhessen,  Dänemark  für 
Holstein  und  Lauenbm-g,  Niederlande  für  Luxemburg  und  Lim- 
burg, Liechtenstein  und  Hessen-Homburg)  zur  ersten  Sitzung 
als  Bundes-Plenar-Versammlung  unter  dem  Vorsitze 
von  Oesterreich  als  Bundespräsidium  zusammen,  um 
über  die  Bildung  eines  neuen  provisorischen  Central- 
Organs  (indem  das  Interim  mit  dem  1.  Mai  1850  abge- 
laufen war)  und  über  dieBevision  der  Bundesverfassung 
gemeinsam  zu  berathen^).     Diese  erste  Plenarversammlung 

*)  Zu  diesem  Beschicken  der  von  Oesterreich  nach  Frankfurt 
ausgeschriebenen  Versammlung  von  Seiten  sämmtlicher  Unionsstaaten 
ist  es  damals  noch  nicht  gekommen,  weil  Oesterreich  an  dem  Charakter 
dieser  Versammlung  als  Bundesplenarversammlung  festhielt. 

5)  Vergleiche  die  angeführte  Schrift  v.  Rochau,  besonders  S.  319  flg., 
327  flg. 

*)  Vergl.  das  Protokoll  der  ersten  Plenarvers.  v.  10.  Mai  1850.  — 
Abgedruckt  ist  dieses  ProtokoU,  so  wie  die  folgenden  in  G.  v.  Meyer, 
Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  517  flg.    Die  genannten  bei- 
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wurde  am  16.  Mai  fortgesetzt  und  hier  die  Vollmacht  Air 
Schaumburg-Lippe  zur  Anzeige  gebracht^).  Hierauf  legte 
Oes terreich  einen  Plan  vor,  wonach  der  Bundestag  in  sieben 
Gruppen  mit  neun  Stimmen  eingerichtet  werden  sollte.  In 
der  zweiten  Plenar-Sitzung  vom  6.  Juni  1850  traten  das 
Grossherzogthum  Hessen  und  Mecklenburg-Strelitz  ein,  so  dass 
nunmehr  13  Bundesglieder  sich  vereinigt  hatten.  Ein  Mitglied 
der  Versammlung  machte  in  einer  Denkschrift  die  Erinnerung  '), 
dass,  nachdem  der  Erzherzog-Reichsverweser  die  ihm  durch 
den  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  Übertragenen  Befug- 
nisse des  engeren  Rathes  der  Bundesversammlung  in  Gemäss- 
heit  des  Interim  vom  30.  September  1849  an  die  Gesammt- 
heit  der  Bundesglieder  zurückgegeben,  und  Oesterreich  und 
Preussen  die  Ausübung  der  Gentralgewalt  fttr  den  Bund  und 
im  Namen  sämmtlicher  Regierungen  als  deren  Bevollmäch- 
tigte bis  zum  1.  Mai  übernommen,  das  Interim  aber  hiermit 
abgelaufen  sei,  die  Versammlung,  um  „correkf  zu  sein, 
sich  für  die  Bundesversammlung  erklären  und  als  engeren 
Rath  constituiren  müsse,  indem  nur  hieraus  das  Plenum  (in 
welchem  bundesgrundgesetzlich  keine  Berathung,  sondern  nur 
Abstimmung  stattfinden  darf)  hervorgehen  könne*).  Demge- 
mäss  stellte  Oesterreich  in  der  dritten  Plenarversammlung 
vom  7.  August  1850  den  Antrag  auf  Reaktivirung  der 
Bundesversammlung,  insbesondere  dahin,  dass  es  dem  Prä- 
sidialhofe als  solchen  anheim  gestellt  werde,  die  Einberufung 
sämmtlicher  Bundesglieder  hierzu  vorzunehmen.  Diesem  An- 
trage hatte  Oesterreich  in  den  entschiedensten  Ausdrücken  die 
Erklärung  vorausgehen  lassen,  „dass  demselben  nicht  die  Ab- 
sicht zu  Grunde  liege,  zu  den  früheren  Zuständen  und  Formen 
als  letztem  Zwecke  zurückzukehren,  sondern  sein  Schritt  ihm 


den  Gegenstände  wurden  in  der  s weiten  Plenarrersammlong,  Prot  S.  7, 
aosdrücklich  als  deren  Zweck  bezeichnet  —  Dass  K.  Sachsen  hier  Tor 
Bayern  aufgeführt  wurde,  erklärt  sich  daraus,  dass  es  eine  Ple narre r - 
Sammlung  war.    (Siehe  oben  §.  119.  Note  1.) 

<)  Der  Gesandte  von  Schaumburg-Lippe  nahm  aber  erst  von  der 
zweiten  Plenarversammlung  an  TheU  an  den  Sitzungen. 

')  BeiL  z.  Prot  v.  6.  Juni  1850,  Registratur,  S.  4. 

«)  Dies  ist  voUkommen  in  der  B.-A.  art  7  u.  W.  S.-A.  art  12  begrün- 
det   Siehe  oben  §.  123,  Ziff.  3. 
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im  Gegentheile  als  das  einzige  noch  übrige  Mittel  gelte, 
zu  einer  den  BedflrihisBen  der  Zeit  entsprechenden  Nengestal- 
tnng  des  Bundes  zu  gelangen'^  ^).  Der  Antrag  des  Präsidiums 
wurde  einstimmig  angenommen  ®).  Am  14.  August  1850  erliess 
Oesterreich  die  Einladung  an  die  deutschen  Bundesglieder, 
den  engeren  fiath  wieder  zu  beschicken.  Am  25.  August 
lehnte  Preussen  in  einer  Denkschrift  das  Ansinnen,  den  enge- 
ren Rath  zu  beschicken,  ab,  indem  es  von  der  Ansicht  aus- 
ging, dass  der  Bundestag,  mit  Zustimmung  aller  Bundesglie- 
der aufgehoben,  auch  nur  mit  Zustimmung  aller  wieder  her- 
gestellt werden  könne  ^.  Am  2.  September  1850  wurde  der 
Bundestag  in  Frankfurt  förmlich  mit  einer  Sitzung  des  engeren 
Rathes  wieder  eröffnet.  Erschienen  waren  zwar  nur  dieselben 
Bandesglieder,  welche  sich  an  den  bisherigen  Plenarrersamm- 
lungen  betheiltgt  hatten.  Nichts  desto  weniger  entwickelte  die 
Versammlung  sofort  eine  grosse  Thätigkeit  und  Energie,  und 
nahm  alle  Befugnisse  des  früheren  Bundestags  fttr  sich  in  An- 
spruch und  übte  sie  aus.  Sogleich  in  dieser  ersten  Sitzung 
sprach  sie  aus,  dass  ihr  als  Bundesversammlung  die  oberste 

5)  Auch  in  der  13.  Sitzung  der  B.-V.  vom  8.  Nov.  1850,  Prot  §.  43, 
S.  168,  drang  Oesterreich  mit  grosser  Entschiedenheit  darauf,  dass,  „um 
dem  redlichen  Streben  der  (damals  in  der  B.-Y.  vertretenen)  Regierungen, 
wie  dem  lauten  Wunsche  der  Völker  bereitwillig  entgegen  zu  kommen,  und 
beide  seiner  Seits  nach  Kräften  zu  fördern,  es  nunmehr  nicht  l&nger  auf- 
geschoben werden  dOrfe,  auf  bundesgesetzlichem  Wege  zu  den  Behufs  der 
Verfassungsrevision  erforderlichen  Arbeiten  zu  schreiten ,"  worauf  auch  so- 
fort ein  Ausschuss  von  fünf  Mitgliedern  zur  Vorbereitung  dieser  Revision 
erwählt  wurde.  Die  Dresdener  Conferenzen  (§.  199)  hinderten  die  wei- 
tere Ausfilhmng  dieses  Bundesbeschlusses. 

«)  Prot,  der  dritten  Plenarvers.  v.  7.  Aug.  1850,  S.  20  flg.  —  Es 
fand  auch  noch  am  8.  Aug.  1850  eine  vierte  Plenarversamminng  statt,  in 
welcher  aber  nichts  weiter  vorging,  als  dass  ein  bei  der  vorigen  Sitzung 
abwesender  Gesandte  seine  Zustimmung  zu  dem  obigem  Beschlüsse  erklärte. 

')  Siehe  die  preuss.  Denkschrift  v.  25.  Aug.  1850,  in  der  Frankfurter 
Postamts-Zeitung  v.  4.  Sept.  1850,  Beil.  Nr.  212  flg.  —  Auch  ausserhalb 
der  entscheidenden  Kreise  bemächtigte  sich  die  publicistische  Polemik 
dieser  Streitfrage.  Vergl.  H.  A.  Zachariä,  die  Rechtswidrigkeit  der  ver- 
suchten Reaktivirung  der  im  J.  1848  aufgehobenen  deutschen  Bundesver- 
sammlung. Göttingen  1850.  —  Dagegen  (v.  Linde)  Archiv  für  das 
öffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes.  Erstes  Heft;  a.  u.  d.  Titel:  Betrach- 
tungen aber  die  wichtigsten  Fragen  der  Gegenwart  auf  dem  Gebiete  des 
öffentl.  deut  Bundesrechts.    Giessen  1850. 
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Leitung  der  deutschen  Angelegenheiten  zngtdie  nnd 
daher  die  hisherige  Bundescentraleommissiony  defen  rechtlicher 
Bestand  mit  dem  1.  Mai  1850  aufgehört  hatte,  zur  Uebergabe 
ihrer  Geschäfte  einzuladen  sei.  Sie  beschloss  die  Notifika- 
tion des  Wiederbeginnes  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  an  die 
auswärtigen  Mächte  (von  denen  alsbald  die  befriedigendsten 
Erklärungen  der  Anerkennung  einliefen  und  die  sich  beeilten^ 
ihre  diplomatischen  Beziehungen  zu  der  BundesYersammlung 
wieder  herzustellen)  und  an  den  Senat  der  Stadt  Frankfurt, 
an  die  Behörden  der  Bundesfestung^i  nnd  an  das  Obercom- 
mando  der  (damaligen)  Bundesflotte  u.  s.  w.;  kurz,  sie  setzte 
sich  rasch  wieder  in  den  Besitz  der  Bundesgewalt,  und  be- 
schloss, nur  das  Bundeseigenthum  aus  Rttcksicht  auf  Preussen 
als  einen  besonderen  Gegenstand  zu  behandeln^).  In  den 
nächsten  Sitzungen  richtete  die  Bundesversammlung  ihre  regel- 
mässigen Commissionen,  die  Militärcommission  u.  s.  w.  wieder 
ein,  und  stellte  dadurch  ihren  früheren  Organismus  wieder 
her*).  Es  kam  der  neuen  Bundesversammlung  auch  sehr  zu 
Statten,  dass  eben  damals  einige  wichtige  Angelegenheiten  von 
allgemeinem  deutschen  Interesse  dringend  rasche  Erledigung 
erheischten,  und  ihr  eben  dadurch  Gelegenheit  zu  einem  ent- 
schiedenen Handeln*  geboten  wurde.  Vor  allem  war  es  der 
Frieden,  welchen  Preussen  im  Auftrage  der  Bundesoentral- 
gewalt  vom  20.  Januar  1850  ftlr  den  deutschen  Bund,  und 
vorbehaltlich  dessen  Genehmigung  am  2.  Juli  1850  zu  Berlin 
mit  Dänemark  geschlossen  hatte  ^®),  and  der  nun  ratificirt 
werden  sollte,  was  der  Bundesversammlung  Gelegenheit  gab, 
sich  als  das  gesetzliche  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes 
geltend  zu  machen.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  schon 
der  Präliminarfrieden  vom  10.  Juli  1849  nicht  ganz  im  Ein- 
klänge mit  dem  in  der  Holsteinischen  Sache  gefassten  Bundes- 
beschlusse  vom  17.  September  1846  war,  konnte  derselbe  von 
der  Central-Bundes-Gomnüssion  gar  nicht  ratificirt  werden,  weil 

•)  Prot.  d.  1.  Sitzung  v.  2.  Sept.  1850,  §.  4,  bei  G.  v.  Meyer,  Corp. 
Jur.  Confoed.  Genn.  3.  Aufl.  Tbl.  II.  S.  533. 

•)  Vergl.  Prot  der  6.  Sitzung  vom  5.  Oktober  1850,  §.  18,  S.  IdS; 
a  Sitzung,  V.  12.  Okt  1850,  §.  24,  S.  110;  14.  Sitzung  v.  8.  Nov.  1850, 
§.  40,  42;  bei  G.  v.  Meyer,  a,  a.  0.  S.  587. 

«•)  Ebendas.,  S.  535  flg. 
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ihre  Competenz  naeh  dem  Interim  vom  30.  September  1849 
lediglich  auf  die  Geschäfte  des  engeren  Bathes  beschränkt 
war,  die  Satifikation  eines  Friedensschlusses  fttr  den  Bund 
aber  bundesgrundgesetzlich  (Wiener  Schlussakte,  art.  49)  nur 
vom  Plenum  (also  auch  nicht  einmal  von  den  sämmtlichen 
Bandesgliedern  einzeln  ausserhalb  der  Bundesversammlung) 
geschehen  kann^^).  Dazu  kam,  dass  die  dänische  Begierung 
auf  ein  Inhibitorium  des  Bundes  an  die  Statthalter- 
schaft 7on  Holstein  drang,  da  diese  die  Feindseligkeiten 
ungeachtet  des  von  Preussen  im  Namen  des  Bundes  verhan- 
delten Friedens  nicht  einstelltet^.  Femer  war  die  Verwicke- 
lang der  Zustände  in  Kurhessen  auf  einen  solchen  Grad 
gestiegen,  dass  die  kurhessische  Begierung  in  der  Bundesver- 
sammlung die  Erklärung  abzugeben  sich  veranlasst  fand,  dass 
sie  nicht  zu  versichern  vermöge,  mit  eigenen  Kräften  so  ver- 
worrene Verhältnisse  ordnen  zu  können  ^^),  und  bald  nachher 
einen  Antrag  auf  baldige  Hilfeleistung,  auf  den  Grund  des 
art  26  der  Wiener  Schlussakte  stellte  ^^).  Die  Bundesver- 
sammlung ratificirte  den  Frieden  mit  Dänemark  ^^),  erliess  ein 
Inhibitorium  an  die  Statthalterschaft  von  Holstein  ^^),  beschloss, 


**)  YergL  über  den  Frieden  des  Bundes  mit  Dänemark:  Prot, 
d.  B.-Y.  T.  2.  Sept.  1850,  §.  50;  besonders  den  Vortrag  des  k.  s&chs.  Ge- 
sandten in  der  4.  Sitzung  v.  21.  Sept  1860,  Prot  §.  11. 

«)  Vergl.  8.  Sitzung  der  B.-V.  v.  12.  Okt  1850,  Prot  §.  25.  —  An 
diesem  Tage  wurde  auch  der  Bregenzer  Vertrag  von  dem  Kaiser  von 
Oesterreich  mit  den  Königen  von  Bayern  und  Würtemberg  ge- 
schlossen, wodurch  ^er  „Assimilirung"'  mit  Preussen  entgegen  getreten 
wurde. 

*5)  Vergl.  7.  Sitzung  der  B.-V.  v.  7.  Okt  1850,  S.  105. 

")  Vergl.  9.  Sitzung  der  B.-V.  v.  15.  Okt.  1850,  §.  29. 

4«)  Plenarsitzung  v.  30.  Sept.  1850,  fol.  83,  und  Plenarsitzung  v.  3.  Okt. 
1850.  —  Ueber  den  Vollzug  der  Auswechselung  der  Ratifikationsurkunden 
siehe  Prot  d.  B.-V.  12.  Sitzung  v.  26.  Okt  1850,  §.  34.  S.  143;  die  Ur- 
kunden vom  26.  Okt  1850  selbst,  siehe  eben  das.  S.  153  flg. 

««)  B.-B.  y.  25.  Okt  1850,  11.  Sitzung,  §.  33,  S.  135  flg.  Die  Statt- 
halterschaft wurde  hierdurch  angewiesen,  die  Feindseligkeiten  einzustellen, 
die  Truppen  südlich  von  der  Eider  zurückzuziehen  und  mindestens  */s  zu 
beurlauben.  D&nemark  sollte  dagegen  keine  militärischen  Massregeln  auf 
Holstein  ausdehnen.  Zugleich  wurde  die  Abordnung  eines  von  Hannover 
vorzuschlagenden  Civilcommissärs  nach  dem  Herzogthume  beschlossen. 
B.-B.  V.  16.  Okt.  1850,  10.  Sitzung,  §.  30,  S.  130. 
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KurheBsen  die  erbetene  BnndeBhilfe  zu  gew&hren^^,  und  er- 
nannte  einen  GiyilcommiBsär  znr  Leitang  dieser  Bnndesexe- 
kution^^).  Auf  die  von  Karhessen  gemachte  Anzeige ,  daas 
PreuBsen  eine  Militärmacht  an  den  Grllnzen  des  Enrataates 
zusammenziehe  und  einzurücken  drohe,  wenn  Trappen  anderer 
Staaten  dortselbst  einrficken  würden,  besdüoss  die  Bondesver- 
sammlang  (16.  Oktober  1850),  dass  die  aufgebotenen  Bandes- 
truppen (hauptsächlich  Bayern)  in  den  Kurstaat  einrtlcken 
sollten  ^^).  Der  feindliche  Zusammenstoss  der  Bandestnippen 
mit  den  am  2.  November  1850  wirklich  in  den  Kurstaat,  un- 
geachtet des  Widerspruches  des  Kurfürsten,  eingerückten 
prenssischen  Trappen  wurde  aber  noch  glücklich  durch  diplo- 
matische Verhandlungen  abgewandt  ^<^).  Unter  diesen  Umstän- 
den hatte  sich  Preussen,  das  sich  somit  von  aller  Mitwirkiing 


«^  Der  in  der  10.  Sitsung  der  B.-Y.  v.  16.  Okt.  1850,  Prot  §.  30,  S.  123, 
erstattete  Bericht  der  EzekutionscommiBsion  hatte  erklärt,  dass  dn  Yer- 
halten  der  Stände,  wie  es  in  Kurhessen  vorgekommen  (Steaerbewilligung 
nur  fCkr  einen  Monat)  als  ein  solches  zu  betrachten  sei,  welches  nach  dem 
inr  Erläuterung  der  W.  S.-A.  art  57  gefassten  6.-B.  v.  28.  Juni  1S33 
unter  den  Begriff  des  Aufiruhrs  Ma 

*•)  Vergl.  Prot  der  B..V.  11.  Sitzung,  t.  25.  Okt  1860,  §.  82,  S.  133, 
bei  G.  T.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  IL  S.  539.  — 
Bayern  hatte  zufolge  des  B.-B.  ▼.  16.  Okt  (10.  Sitzung  §.  30)  als  Eze- 
kutionstruppen  ein  Armeekorps  von  10,000  Mann  unter  dem  Befehle  des 
Fürsten  Taxis  aufstellt,  die  Ernennung  des  Civilcommissän  aber  der 
B.-Y.  überlassen.  Diese  ernannte  dazu  den  k.  k.  Österreichischen 
Kämmerer,  Grafen  von  Rechberg. 

«)  B..B.  V.  12.  Okt  1850  (12.  Sitzung)  Prot  §.  36,  S.  144  flg. 

^)  Nach  der  von  Kurhessen  in  der  14.  Sitzung  der  B.-Y.  v.  8.  Not. 
1850.  Prot  §.45,  S.  169  gegebenen  Erläuterung  hatte  Preussen  das  Ein- 
rücken seiner  Truppen  in  den  Kurstaat  zu  dem  Zwecke  „der  Wahrung 
einer  grossen  militärischen  Yerbindungslinie**  angeordnet  —  Schon  in  der 
15.  Sitzung  der  B.-Y.  t.  9.  Not.  1850,  Prot  §.  48,  S.  175,  wurde  die  beTor- 
stehende  Räumung  Fulda' s  durch  die  preuss.  Truppen  und  dessen  Be- 
setzung duroh  die  Bundestruppen  angezeigt  Durch  B.-B.  t.  14.  Not.  1850, 
(17.  Sitzung)  Prot  §.  58,  S.  188,  wurde  der  k.  k.  Hof  eimächtigt,  im 
Namen  der  in  der  B.-Y.  Tertrotenen  Regierungen  der  k.  preuss.  Regie- 
rung eine  förmliche  Erklärung  abzugeben:  1)  über  den  Zweck  und  die 
Pauer  der  Occupation  des  Kurstaats  durch  die  Bundestruppen,  und  2)  da- 
rüber, das«  die  rertragsmässige  Benutzung  der  Etappenstrassen  Ton  Seite 
der  preuss.  Truppen  niemals  dem  geringsten  Anstand  unterworfen  gewe- 
sen seL  —  YergL  auch  Protok.  der  B.-Y.  20.  Sitzung  Tom  5.  Deoemb.  1860^ 
§.  63,  S.  197. 
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und  Einflnss  auf  die  Ordnung  der  deatschen  Angelegenheiten 
thatsäcUich  ausgeschlossen  sah,  von  der  Unmöglichkeit  über- 
zeugen mttssen,  die  Union  dorohzoftthren.  Der  EntschlnsS; 
ihre  Darchftthmng  aufzugeben  ^  war  bereits  am  18.  Oktober 
1850  in  Berlin  gefasst  worden  ^0-  Am  15.  November  erklärte 
Preussen  das  Aufgeben  der  deutschen  Union  in  einer  Cirkular- 
note  an  die  bisher  noch  nicht  ft)nnlich  von  derselben  zurück- 
getretenen Staaten,  und  verband  damit  die  Einladung  zu  gemein- 
schaftlichem Handeln  bei  abzuhaltenden  freien  Conferenzen  zur 
Regelung  des  deutschen  Verfassungswesens.  Wenige  Tage 
nachher  (am  29.  November)  fand  zu  Olmtttz  eine  Zusammen- 
kunft des  österr.  Ministerpräsidenten ,  Fürsten  Schwarzen- 
berg  und  des  preuss.  Ministerpräsidenten  v.  Manteuffel 
statt  Es  erfolgte  eine  Verständigung  (die  sog.  Olmützer 
Panktation)  von  Oesterreich  und  Preussen  dahin,  dass 
die  Regierungen  dieser  beiden  Grossstaaten  es  als  ihre  Ab- 
sicht erklärten,  ,,die  endliche  und  definitive  Regulirung  der 
knrhessischen  und  der  holsteinischen  Angelegenheit 
durch  die  gemeinschaftliche  Entscheidung  aller 
deutschen  Regierungen  herbeizuftlhren '' ^2).  Zur  Herbei- 
führung einer  endlichen,  nicht  länger  mehr  zu  entbehrenden 


*0  In  diesem  Sinne  wurden  den  noch  übrigen  ünionsregierungen  schon 
damals  MittheUungen  gemacht;  doch  zeigte  sich  noch  ein  Bestreben,  die- 
selben za  gemeinschaftlichem  Handeln  mit  Preussen  in  der  deutschen 
Yerfassungssache  gegenüber  von  der  Bundesversammlung  zusammen 
zu  halten. 

«)  Olmützer  Punktation  v.  29.  Nov.  1850,  §.  1,  (Prot  der  B.-V. 
20.  Sitzung  V.  5.  Dec.  1850,  §.  64,  S.  199  flg.  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur. 
Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  II.  S.  545  flg.)  —  Die  Ohnützer  Punktation  be- 
steht aus  4  §§.  Der  Inhalt  von  §§.  1  u.  4  ist  im  Texte  mitgetheilt.  Die 
§§.  2  u.  3  enthalten  Bestimmungen  über  das  nächste  Verhalten  von  Preus- 
sen und  Oesterreich  in  der  kurhessischen  und  holsteinischen 
Sache.  Preussen  stellt  der  Aktion  der  Bundestruppen  in  Kurhessen 
kein  Hindemiss  mehr  in  den  Weg;  es  soU  aber  der  Kurfürst  um  seine 
Zustimmung  ersucht  werden,  dass  ein  Bataillon  preussischer  Truppen 
nebst  einem  Bataillon  der  Bundestruppen  in  Kassel,  zur  Erhaltung  der 
Buhe  und  Ordnung,  verbleibe.  Nach  Holstein  sollen  von  beiden  Gross- 
staaten Commissflre  geschickt  werden,  um  der  Fortsetzung  der  Feindselig- 
keiten (genau  in  der  Weise,  wie  es  der  oben  Note  16  angeführte  B.-B. 
vom  25.  Okt.  1850  bestimmt  hatte)  Einhalt  zu  thun,  unter  Androhung  einer 
gemeinschaftlichen  Exekution  im  Weigerungsfalle. 
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YerständigQng  sämmtlicher  deutschen  Staaten  Aber  die  Her- 
stellong  einer  allseitig  anerkannten  Vereinignngsform  oder  die 
endliche  Reform  der  Bundesverfassung  sollten  auf  &ne  von 
Oesterreich  und  Preussen  ^^gemeinschaftlich''  er- 
gehende  Einladung  unverzüglich  in  Dresden  Ministerialoon- 
ferenzen  stattfinden^^).  Die  Bundesversammlung  ertheilte  dem 
k.  k.  Präsidialhofe,  unter  Vorbehalt  ihrer  Zuständigkeit  und 
BechtC;  Vollmacht,  um  die  Regelung  der  in  der  Olmützer 
Punktation  benannten  Angelegenheiten  nach  Hassgabe  der  Bun- 
desgesetze  und  der  in  diesen  Angelegenheiten  bereits  vorliegen- 
den Bundesbeschlttsse  herbeizuf (Ihren.  Hinsichtlich  der  anf  den 
Dresdener  Ministerialconferenzen  gefasst  werdenden  Beschllisse 
sprach  die  Bundesversammlung  ihre  Erwartung  aus  „daas  ihr 
dieselben,  so  weit  sich  dieselben  zur  Competenz  der  obersten 
Bundesbehörde  eignen,  vorgelegt  werden,  um  in  bundesver- 
fassungsmässigem  Wege  zu  Gesetzen  erhoben  zu  werden''^). 

§.  199. 

Die  Dresdener  Ministerialconferenzen  vom  28.  Decbr. 

1850  bis  15.  Mai  1851^). 

I.  Am  23.  December  1850  wurden  die  zu  Ohnfitz  verab- 
redeten Ministerialconferenzen  zu  Dresden  erö&et    Es  war 


•s)  Olmützer  Panktation  §.  4. 

•*)  B.-B.  vom  28.  Dec.  1850,  (24.  Sitzung)  Prot  §.  74.  S.  2ia  —  Von 
den  übrigen  Beschlüssen  der  B.-Y.  aus  dem  Ende  des  Jahres  1850  ist  nodi 
zu  bemerken:  der  B.-B.  y.  7.  Dec  1850  (21.  Sitzung),  Prot  §.  67,  die  Be- 
satzung von  Rastatt  betr.  —  Auf  die  vom  Präsidium  gemachte  Anseige, 
dass  diese  Bundesfestung  von  den  preuss.  Truppen  ger&umt  sei  und  Ba- 
den seinen  Gamisonsantheil  nach  dem  Friedensfuss  übernommen  habe, 
wurde  beschlossen  1)  die  Bundesfestung  Rastatt  auf  den  Kriegsfuss  zu  ver- 
stärken, und  2)  Oesterreich  zu  ersuchen,  seinen  Antheil  an  den  Be- 
satzungstruppen baldigst  abzusenden.  ~  Durch  B.-B.  vom  11.  Dec.  1850 
(22.  Sitzung),  Prot.  §.  69,  S.  207,  wurde  beschlossen,  die  Bundestruppen  in 
Kurhessen  zu  vermindern. 

*)  Die  Hauptquelle  sind  die  Protokolle  der  Dresdener  Ministerialoon- 
ferenz.  Sie  wurden  metallographirt,  die  Commissionsberichte  aber  in  ge- 
wöhnlicher Weise  gedruckt,  alles  aber  sollte  während  der  Conferenzen 
geheim  gehalten  werden.  —  Einiges,  aber  Unvollständiges,  ist  jedoch  zum 
Theile  schon  während  der  Conferenz  in  das  Publikum  gebracht  worden,  in 
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seit  dem  12.  Jali  1848  das  erstemal,  dass  sich  die  sämmt* 
liehen  dentschen  Regierangen  wieder  zusammengefunden 
hatten.  Die  Ueberzeugang,  dass  dies  der  letze  mögliche  Ver- 
such zur  Wiedervereinigung  sei,  und  dass,  wenn  auch  dieser 
fehlschlage,  Deutschland  zerfallen  müsse,  stand  bei  sämmtlichen 
Bevolhnächtigten  der  deutschen  Regierungen  fest.  Noch  hoffte 
O  esterreich,  lebhaft  unterstützt  von  Bayern,  dass  es  mög- 
lich sein  werde,  eine  andere  Gestaltung  des  deutschen  Bun- 
des, als  eine  einfache  Wiederherstellung  der  Bundesversamm- 
lung zu  erzielen,  und  machte  bei  der  Eröffnung  der  Conferenzen 
den  deutschen  Regierungen  die  eindringlichsten  Vorstellungen 
über  die  Wichtigkeit  einer  nunmehr  herbeizuftihrenden  end- 
lichen Verständigung. 

n.  In  der  zweiten  Sitzung  (27.  December  1850)  schritt 
man  zur  Wahl  von  fünf  Commissionen :  1)  für  die  Organisar 
tion  der  obersten  Bundesbehörde  und  Bestimmung  des  Bundes- 
gebietes; 2)  für  Bestimmung  des  Wirkungskreises  der  obersten 
Bundesbehörde  und  der  Beziehungen  der  einzelnen  deutschen 
RegieruDgen  zu  einander;  3)  für  die  gemeinschaftlichen  ma- 
teriellen Interessen;  4)  für  die  Organisation  eines  Bandesge- 
richts, und  5)  ftir  die  Protokollführung. 

ni.  In  der  dritten  Sitzung  vom  10.  Januar  1851  gaben 
die  selbstständigen  Vollmachten,  welche  die  lokalen  Regie- 
rangen des  Grossherzogthums  Luxemburg  und  des  Herzog- 
thums  Limburg,  jede  fUr  einen  besonderen  Vertreter,  ausge- 
stellt hatten,  so  dass  bei  entgegengesetzten  Interessen  dieser 
Territorien  die  Bevollmächtigten  in  verschiedenem  Sinne  hätten 
abstimmen  können,  Anlass  zu  einer  Verhandlung,  in  welcher 
von  Seite  der  sämmtlichen  Regierungen  darauf  bestanden 
wurde,  dass,  da  nur  der  König  der  Niederlande  allein  als 
Bundesglied  zu  betrachten  sei,  auch  nur  von  ihm  den  Vertre- 
tern seiner  beiden  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Territorien 


der  Druckschrift:  Die  Dresdener  Conferenzen,  Berlin  1851.  —  Bei 
der  nachfolgenden  Darstellung  sind  die  Originalprotokolle  benützt 
worden.  Da  meine  DarsteUung,  die  zuerst  in  der  vorigen  (vierten)  Auflage 
dieses  Lehrbuchs  erschien,  mitunter  mit  der  eben  gedachten  Druckschrift 
Tcrwechselt  worden  ist,  so  finde  ich  mich  veranlasst  zu  erklären,  dass  jene 
Druckschrift  nicht  von  mir  herrührt,  und  deren  Verfasser  mir  unbekannt  ist 
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eine,  and  zwar  aaf  coUective  Abstunmnng  za  richtende  Voll- 
macht zn  erfheUen  sei^. 

IV.  Von  grösster  Bedentong  war  die  vierte  Sitzung  TOm 
23.  Februar  1851.  In  dieser  Sitznng  kamen  die  unterdessen 
ausgearbeiteten  Berichte  der  ersten  und  zweiten  Gommiasion 
zur  Yorläufigen  Besprechung.  Diese  Berichte ,  welche  Ton 
Gommissionsmitgliedem  als  nach  deren  persönlichen  An- 
sichten, nicht  nach  Instruktionen  von  Regierung^,  aufgestellte 
Vorschläge  vorgelegt  wurden,  beruhten  im  Wesentlichen  auf 
folgenden  Grundgedanken:  A)  Das  frtthere  Bundesrecht  und 
die  bisherige  Bundesverfassung  bleibt  stehen,  so  weit  nicht 
durch  die.  gegenwärtig  beabsichtigten  Vereinbarungen  Aen- 
derungen  daran  festgesetzt  werden.  B)  Die  Gommission 
betrachtete  den  Eintritt  von  Oesterreich  und  Preussen  in 
den  Bund  mit  ihren  sämmtlichen  Staaten  principiell  als 
unbedenklich,  weil  dadurch  die  bisher  thatsächlich  schon 
bestehenden  Machtverhältnisse  in  keiner  Weise  verändert  wür- 
den, das  Ueberwiegen  des  deutschen  Elementes  aber  an  sich 
gesichert  sei.  C)  Es  wollte  das  Stimm  gewicht  der  einzel- 
nen Staaten  mehr  mit  deren  Machtverhältnissen  in  Ein- 
klang gebracht  und  namentlich  eine  kräftige  Exekutivgewalt 
des  Bundes  geschaffen  werden.  Daher  sollte  D)  der  Organis- 
mus der  obersten  Bundesgewalt  nach  den  Vorschlägen 
der  ersten  Gommission  dahin  verändert  werden,  dass  an  die 
Stelle  des  engeren  Rathes  eine  Vollzugsbehörde  treten 
solle,  bestehend  aus  9  Mitgliedern  mit  11  Stimmen');  das 
Plenum  sollte  dagegen  den  bisherigen  Gharakter  des  engeren 
Rathes  in  sich  aufnehmen,  d.  h.  es  sollte  in  demselben  auch 


*)  Eine  diesem  Beschlüsse  entsprechende  Vollmacht  wurde  von  den 
luxemburgischen  u.  limburgischen  BeroUmftchtigten  in  der  Tier- 
ten  Sitzung  vom  23.  Febr.  1851  übergeben. 

')  Die  Zusammensetzung  sollte  sein:  1)  Oesterreich,  2  Stimmen; 
2)  Preussen,  2  Stimmen;  8)  Bayern,  1  St;  4)  Sachsen,  1  St; 
5)  HannoTcr,  1  St;  6)  Wttrtemberg,  1  St;  7)  Baden, Kurhessen, 
Gr.  Hessen,  1  St;  8)  Holstein  mit  Lauenburg,  Luxemburg  und 
Limburg,  Braunschweig,  Nassau,  beide  Mecklenburg  und  Ol- 
denburg, 1  St;  9)  die  grossherzogl.  und  herzogL  sftchsischen  H&nser, 
beide  Anhalt,  beide  Schwarzburg,  Liechtenstein,  beide  Beuss, 
Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeck,  Hesseu-Homburg  und 
die  vier  freien  St&dte,  also  zusammen  neunzehn  Bundesstaaten,  1  Stimme. 
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Berathang  stattfinden  können,  und  zwar  mit  Beilegung  Ton 
zehn  Stimmen  für  Oesterreieh,  zehn  für  Preussen  und  fttnf  fUr 
Bayern;  im  Uebrigen-  mit  Beibehaltung  der  bisher  von  den  an- 
deren Bundesgliedem  geführten  Stimmen.  Die  Abstimmung  der 
Bevollmächtigten  sollte  nach  Instruktionen  der  Regierungen  ge- 
schehen, jedoch  sollten  die,  dievollziehendeBehörde  bilden- 
den Bevolhnäehtigten  ermächtigt  sein,  in  allen  dringenden  Fällen 
ohne  Torhergehende  besondere  Instruktionseinholung  zu  stim- 
men. Die  Regierungen,  deren  Bevollmächtigte  die  vollziehende 
Behörde  bilden,  sollten  zur  Sicherung  des  schleunigen  Vollzuges 
ein  stets  mit  aUen  Bedflrfnissen  versehenes  Contingent  in  voll- 
kommener Bereitschaft  halten,  und  zwar  Oesterreich  und 
Preussen,  jedes  30,000  Mann,  Bayern  15,000  Mann,  Sachsen, 
Hannover,  Wtlrtemberg,  die  Staaten  der  9.  Stimme  und  die 
Staaten  der  10.  Stimme,  je  10,000  Mann;  die  Staaten  der  11. 
Stimme  aber  sollten  einer  solchen  Verpflichtung  enthoben  sein, 
unbeschadet  jedoch  ihrer  Verpflichtung  zur  Ha)tung  des  Bun- 
descontingents  und  zur  Theilnahme  an  Kriegsrüstungen  ^). 

V.  Oesterreich  drang  in  dieser  vierten  Sitzung  auf 
schleunige,  sofortige  Einsetzung  des  obersten  Bun- 
deso rganes  und  erklärte  sich  mit  Entschiedenheit  fttr  die 
Commissionsanträge,  damit  das  Missverhältniss  zwischen 
Macht  und  formellem  Rechte  der  Bundesglieder  im  Bunde 
einigermassen  beseitigt  und  durch  die  Verminderung  der  Stimmen- 
zahl im  engern  Rathe  ein  rascheres  und  kräftigeres  Handeln  er- 
zielt werde.  Dieser  Ansicht  Oesterreichs  traten  im  Allgemeinen  mit 
mehr  oder  minder  Entschiedenheit  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
Wtlrtemberg,  Kurhessen,  Braunschweig,  Nassau,  Schwarzburg- 
Budolstadt,  die  beiden  reussischen  Häuser  und  Liechtenstein 


«)  Die  Vorschläge  der  ersten  Commission  ^finden  sich  abgedruckt  in  der 
Schrift:  die  Dresdener  Conferenzen,  S.  83  fl.  —  In  dem  Berichte  der  zweiten 
Commission  finden  sich  weitläufige  und  sehr  ins  Einzelne  gehende  Vor- 
schlage über  die  Competcnz  des  Plenums,  mit  complizirter  Unterscheidung 
von  Fällen,  wann  Stimmeneinhelligkeit,  Mehrheit  von  V«»  Mehrheit  von  Vs 
und  einfache  Mehrheit  zur  Beschlussfassung  erfordert  werden  solle.  Der 
Competenz  der  Yollziehungsbehörde  war  hauptsächlich  zugewiesen,  was 
sich  auf  den  Landfrieden,  die  äusseren  Angelegenheiten  und  das 
Militärwesen  bezieht  Es  kam  aber  über  alle  diese  Vorschläge  auf  den 
Dresdener  Conferenzen  zu  keiner  Berathung. 
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bei.  Prenssen  vermiedy  sieh  mit  Bestimmtheit  anszosprechen 
und  beantragte  einen  14tägigen  Termin  zur  InstmktioDsein- 
holnng  und  endlichen  Abstimmnng.  Baden  erklärte  sich  ein- 
verstanden mit  der  Bildung  einer  Exekntivbehörde  neben  der 
Bundesversammlnng  (dem  Plenum).  Es  tadelte  dagegen  die 
Aufstellung  der  Machtverhältnisse  als  Prineip  des 
Stimmgewichts,  da  eigentlich  doch  nur  Oesterreich  und 
Preussen  eine  wirklich  überlegene  Macht  besässen^); 
es  rügte  insbesondere  (und  mit  vollem  Bechte)  die  Incon- 
Sequenz,  mit  welcher  das  Prineip  der  Machtverhältnisse  in 
dem  Conunissionsentwurfe  aufgestellt,  aber  sodann  wieder ,  na- 
mentlich zu  seinem  Nachtheile,  verlassen  worden  sei,  indem 
Baden,  das  eben  so  wohl  eine  Truppenmacht  von  10,000  Mann 
stellen  könne,  wie  manche  andere  Staaten,  denen  in  der  Voll- 
zugsbehörde eine  Virilstimme  eingeräumt  worden,  aus  der 
Stellung  der  deutschen  Mittelstaaten  ausgewiesen  worden  sei. 
Ganz  in  gleichem  Sinne  sprach  sich  auch  das  Grossherzogthom 
Hessen  aus. 

VI.  Während  aber  Baden  und  das  Grossherzogthmn 
Hessen  sich  im  Ganzen  genommen  doch  weniger  gegen  das 
Prineip  des  Antrages  der  ersten  Gommission,  als  vielmehr 
hauptsächlich  nur  gegen  die  ihnen  in  demselben  angewiesene 
untergeordnete  Stellung  erklärten,  so  sprachen  sich  dagegen 
die  Bevollmächtigten  der  übrigen  Staaten,  obschon  noch  alle 
ohne  Instruktion  ihrer  Regierungen,  mit  grosser  Entschiedenheit 
und  Uebereinstimmung  gegen  das  Prineip  aus,  auf  welchem 
die  Commissionsanträge  beruhten.  Die  Einwendungen,  welche 
von  diesen  Begierungen  erhoben  wurden,  waren  im  Wesent- 
lichen folgende:  „Durch  die  Reduktion  der  Stimmen  im  enge* 
ren  Rathe  werde  wenig  oder  nichts  gewonnen ;  der  Fehler  der 
bisherigen  Bundesverfassung,  der  Grund  des  gesunkenen  An- 
sehens der  bisherigen  Bundesversammlung,  liege  nicht  in  der 
bisherigen,  allerdings  nicht  den  Machtverhältnissen  entsprechen- 


^)  Auch  andere  Bundesglieder  hoben  hervor,  dass  eigentlich  nur  0 ester- 
reich, Preussen  und  Bayern  Grund  hätten,  sich  über  die  unverh&lt- 
nissmässige  Geringfügigkeit  ihres  Stimmgewichtes  zu  beschweren;  mit 
Aufnahme  der  andern  Königreiche  in  die  ExekutiTCommission  sei  das 
Prineip  der  Machtverhältnisse  schon  verlassen  (Abstiminung  von 
Hamburg  und  von  Meiningen). 
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den  Vertheilnng  des  Stiinmgewichts,  sondern  in  ungenügender 
Handhabung  der  Bundesbeschlttsse.  Man  berief  sich  auf  die 
Thatsache,  dass  in  den  30  Jahren  des  Bestandes  der  Bundes- 
verfassung die  mittleren  und  kleineren  Staaten  keinen  Miss- 
brauch von  dem  Uebergewichte  gemacht  hätten,  welches  ihnen 
die  alte  Bundesrerfassung  einräume;  die  Machtverhältnisse 
übten  stillschweigend  ihren  naturgemässen  Einfluss.  Nie  sei 
ein  Bundesbeschluss  gegen  den  vereinten  Willen  von  Oester- 
reich  nndPreussen  zu  Stande  gekommen.  In  einem  Staaten- 
bunde, zu  welchem  man  doch  nunmehr  zurückkehren  wolle, 
dürfe  principiell  das  Machtverhältniss  nicht  massgebend 
sein,  sondern  müsse  das  Princip  der  Bechtsgleichheit  vorherr- 
schen. Die  neuen  Vorschläge  seien  im  Widerspruche  mit  der 
bundesgrundgesetzlich  anerkannten  Gleichberechtigung  der 
Bundesglieder.  Eine  Stimmvertheilung  unter  dieselben  nach 
dem  Macht-Princip  sei  gar  nicht  möglich;  besonders  wenn 
Oesterreich  und  Preussen  mit  ihren  gesammten  Staaten  ein- 
träten, so  würde  durch  dessen  consequente  Durchführung  die 
Bedeutung  der  übrigen  Staaten  im  Bunde  geradezu  aufgehoben 
werden.  Man  stelle  sich  überdies  hierdurch  auf  das  System 
der  sogen,  breitesten  Grundlage,  das  sich  noch  nirgends  be- 
währt habe.  Das  Macht-Princip  gewähre  nur  einigen,  den 
grossen  Staaten,  Vortheile,  es  schade  dagegen  den  übrigen 
Bundesgenossen,  ohne  ihnen  irgend  einen  Ersatz  zu  geben. 
Das  Macht -Princip,  einmal  aufgestellt,  werde  in  seinen  Gon- 
sequenzen  immer  weiter  drängen ;  so  wie  ihm  jetzt  die  kleinen 
Staaten,  so  würden  ihm  bald  die  Mittelstaaten  geopfert  wer- 
den; es  erschaffe  also  nicht  einmal  einen  bleibenden,  festen, 
sondern  einen  voraussichtlich  nur  wandelbaren  Zustand; 
es  verletze  das  Ehrgefühl  der  minder  mächtigen  Staaten,  und 
vermöge  nicht  über  die  fernere  Existenz  zu  beruhigen.  Das 
Princip  der  Machtverhältnisse  sei  bereits  bei  der  Gründung  des 
deutschen  Bundes  zur  Sprache  gebracht,  aber  abgelehnt  worden, 
weil  man  Eintracht  und  einen  beständigen  Bund  der 
deutschen  Regierungen  und  Völker  gewollt  habe.  Ob  die 
kleinen  Staaten,  die  in  die  elfte  Stimme  verwiesen  worden, 
durch  Ausschluss  von  der  Exekutive  erleichteii;  würden,  sei 
problematisch:  so  lange  der  Aufruhr  oder  Kriegszustand  dauere, 
mttsse  dennoch  jedes  Bundesglied  mitwirken.    Die  Vertretung 
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von  19  Staaten  in  einer  Curie  sei  geradezu  unmöglich  und 
fbr  sie  illusorisch,  besonders  bei  BeschrSnkung  der  Fristen 
zur  Instruktionseinholung;  überdies  bringe  diese  Beraubung 
ihrer  Stimmen  nach  keiner  Seite  hin  Vortheil.  Die  Umwand- 
lung des  Plenum  in  eine  diskutirende  Behörde  sei  unzweck- 
mässig; die  Bestimmungen  der  Wiener  Schlnssakte  art  10, 
12^-14  seien  im  Vergleiche  hiermit  weit  yorzitglicher.  Da  die 
Ebholnng  Yon  Instruktionen  der  einzelnen  Segierungen  doch 
beibehalten  werde,  so  sei  ganz  gleichgUtig,  ob  in  7,  9,  11 
oder  ob  in  17  Stimmen,  wie  bisher,  abgestimmt  werde;  über- 
dies wären  die  kleinen  Staaten  jederzeit  diejenigen  gewesen, 
welche  die  Instruktionserlheilung  am  wenigsten  verzögert  hätten. 
Namentlich  hoben  die  freien  Städte  mit  grosser  Betonung 
hervor,  dass  es  ausser  der  Bevölkerungs  -  oder  Truppenzahl 
noch  andere  Massstäbe  fbr  die  Bedeutung  der  Staaten  gebe. 
Insbesondere  wiesen  die  Hansestädte  darauf  hin,  dass  wenn 
vom  deutschen  Welthandel  die  Bede  sei,  fast  ausschliesslich 
nur  von  ihrem  Handel  die  Bede  sein  könne;  dass  sie  es 
seien,  die  seit  Jahrhunderten  mit  transatlantischen  und  afrika- 
nischen Staaten  Bündnisse  und  Verträge  geschlossen  haben, 
wo  kein  anderer  deutscher  Staat  solche  habe,  oder  zu  haben 
interessirt  sei;  dass  bei  allen  ihren  derartigen  Verträgen  sie 
es  sind,  die  fUr  ganz  Deutschland  handeln,  indem  sie  jederzeit 
fllr  alle  deutschen  Staaten  das  Becht  des  Beitrittes  ausbedingen, 
so  vrie  auch  sie  alle  ihre  Gonsuln  und  Agenten  jener  Gegen- 
den angewiesen  haben,  die  Unterthanen  aller  deutschen  Bon- 
desstaaten, wie  die  Bürger  der  Hansestädte  zu  vertreten,  und 
dass  sie  daher  ftlr  ganz  Deutschland  den  Schutz  wirklich 
leisten,  welchen  zu  leisten  den  von  der  Qesammtheit  aufzu- 
stellenden Gonsuln  obliegen  würde.  Die  hohe  Bedeutung  der 
Hansestädte  sei  auch  auf  dem  Wiener  Gongresse  (1815)  ge- 
würdigt, und  ihnen  daher  ungeachtet  ihrer  verhältnissmäasig 
geringen  Bevölkerungszahl  eine  eigene  Stimme  im  engeren 
Bathe  der  Bundesversammlung  eingeräumt  worden,  und  diese 
Verhältnisse  und  Gründe  beständen  jetzt  gerade  noch  so,  wie 
damals^).  In  Bezug  auf  die  Bildung  einer  besonderen  elfstim- 


•)  Die  Bedentang  der  Hansestädte  für  Deutschland  hat  insbesondere 
der  bejahrte  Vertreter  von  Bremen»  Bflrgenneister  Smidt,  der  von  der 
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migen  Exekativbehörde  wurde  von  Seite  der  diBsentirenden 
Staaten  bemerkt,  dass  eine  Theilnng  der  Gewalten,  ein  Tren- 
nen des  Organs  des  Wollens  nnd  Handebs,  keine  Kräftigung 
sei;  und  zwar  am  so  weniger,  als  diese  Behörde  nicht  selbst 
vollziehen  könne,  sondern  erst  wieder  Regierungen  zum  Voll- 
zuge requiriren  müsse.  Das,  was  unter  diesem  Namen  vorge- 
schlagen worden,  sei  tlberdies  keine  Vollzugsbehörde,  sondern 
eine  Regierung.  Das  fortwährende  Bereithalten  einer  solchen 
Truppenmacht,  wie  der  Gommissionsantrag  fordere,  gehe  tiber 
die  Kräfte  sogar  der  Mittelstaaten  hinaus,  welche  man  mit 
einer  Virilstimme  bedacht  habe.  Der  gegenwärtige  Kriegszu- 
stand könne  kein  immerwährender  bleiben;  vorübergehende 
Zustände  dtlrften  aber  nicht  zur  Grundlage  einer  bleibenden 
Organisation  genommen  werden.  Für  solche  ausserordentliche 
Zeiten  genüge  die  Aufstellung  einer  voi-übergehenden  Exeku- 
tivcommission. Diese  Staaten  sprachen  daher  ihre  Ueberzeu- 
gung  dahin  aus,  dass  eine  genügende  Abhilfe  der  bisherigen 
Mängel  der  Bundesverfassung  durch  eine  Verbesserung  der 
Geschäftsordnung  und  der  Exekutionsordnung  der  Bundesver- 
sammlung und  durch  Beschränkung  und  Beschleunigung  der 
Instruktionseinholung  nnd  Verstärkung  des  Einflusses  der  wirk- 
lich mächtigen  Staaten  (Oesterreich,  Prenssen,  Bayern)  auf  die 
Vollziehung  erreicht  werden  könne.  Man  verlangte  vorerst 
Wiederherstellung  des  alten  Rechtszustandes,  bevor  man  zu 
Veränderungen  schreite.  Festhalten  an  der  Grundlage  der 
Bundesakte,  die  nii^ht  nur  an  sich  gut,  sondern  unter  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  die  allein  taugliche  sei;  man  wollte 
lieber  Rückkehr  zum  alten  System,  als  stückweise  Neuerung. 
Nicht  undeutlich  wurde  zu  verstehen  gegeben,  dass  grössere 
Staaten,  welche  anerkennen  müssen,  mit  anderen  auf  einem  bun- 
desvertragsmässigen  Boden  der  Rechtsgleichheit  zu  stehen,  von 
diesen  letzteren,  die  von  ihnen  Schutz  gegen  die  Revolution  erwar- 
ten, nicht  selbst  das  Opfer  ihrer  politischen  Existenz  verlangen 


Gründung  der  Bandesakte  an  fortwährend  in  den  Bundesangelegenheiten 
thätig  gewesen  ist,  sehr  gut  ausgeführt  Er  erinnerte  u.  A.  an  das  Wort 
von  Jus  tu  8  Moser,  dass  ,,nicht  Lord  Clive,  sondern  ein  deutscher 
Feldherr  am  Ganges  commandiren  würde,  wenn  das  deutsche  Reich  in 
▼erh&ngnissvoller  Zeit  sich  hinreichend  krftftig  und  geneigt  gefunden  h&tte, 
die  Macht  der  alten  Hansa  eu  unterstützen  und  zu  erhalten**. 

Zöpfl,  Staatweeht.  5.  Aufl.  I.  35 
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dürfen.  Auch  glaubte  man  von  mehreren  Seiten,  erst  darüber 
Gewissbeit  erlangt  haben  zn  müssen,  ob  Oesterreieh  imd 
Preussen  mit  ihrer  Gesammtmacht  in  den  Bnnd  eintreten,  ob 
ein  Bandesgericht  und  eine  Nationalyertretnng  am  Bande  ein- 
gerichtet werden  würden,  and  dass  vorerst  die  Berichte  der 
übrigen  Gommissionen  abzuwarten  seien,  bevor  man  sich  in 
bindender  Weise  über  die  Vorschläge  der  ersten  Commission 
aussprechen  könne").'' 

VII.  Ungeachtet  der  in  der  vierten  Sitzung  hervorgetrete- 
nen Meinungsverschiedenheit  gab  doch  Oesterreieh  die  Hoflhung 
auf  eine  endliche  Verständigung  nicht  auf,  und  sprach  dies  in 
der  5.  Sitzung  vom  28.  Februar  1851  noch  ausführlich  aus. 
In  den  folgenden  Sitzungen  (6.  Sitzung  vom  15.  März  1851, 
7.  Sitzung  vom  1.  April  1851  und  8.  Sitzung  vom  2.  Mai 
1851)  kamen  die  unterdessen  von  den  Gommissionen  mit  an- 
erkennungswürdiger  Gründlichkeit  ausgearbeiteten,  zum  Theile 
sehr  mühevollen  Berichte  zur  Vorlage.  Kochmals  empfahl 
Oesterreieh  dringend  die  Einigung  und  Genehmigung  der  in 
den  Gommissionsberichten  liegenden  Grundzüge,  damit  nicht 
Deutschland  und  dem  Auslande  gegenüber  das  Schauspiel  ge- 
geben werde,  dass  die  Vertreter  sämmtlicher  Regierungen  fünf 
Monate  beisammen  gewesen  wären,  ohne  zu  einem  das  Wohl 
des  Vaterlandes  fordernden  Beschlüsse  kommen  zu  können. 
Es  wurde  hierauf  der  15.  Mai  als  der  Zeitpunkt  bestunmt,  an 
welchem  die  Erklärungen  der  einzelnen  Regierungen  auf  die 
Gommissionsanträge  erfolgen  sollten^). 


^  Diese  Erwägungen  der  dissentirenden  Staaten  sind  ans  deren  £r- 
klämngen  in  der  vierten  Sitzung  der  Conferenz  ausgezogen  und  fibovidit- 
lieh  zusammengestellt. 

B)  Unter  den  Gommissionsberichten  sind  einige,  welche,  abgesehen  von 
dem  Ausgange  der  Dresdener  Gonferenzen,  ein  bleibendes  Interesse  and 
den  Keim  einer  weiteren  Entwickelung  in  sich  tragen,  so  z.  B.  der  Bericht 
der  dritten  Gommission  für  die  materiellen  Interessen,  Handel, 
Schiffiahrt,  Yerkehrsanstalten,  Zoll,  Münze,  und  der  Bericht  der  vierten 
Gommission  über  die  Errichtung  eines  standigen  Bundesgerichtes. 
—  Die  dritte  Gommission  hatte  sich  alsbald  nach  ihrer  Niedersetnnf 
von  den  Regierungen  die  Absendung  von  Sachverstandigen  nach  Dresden 
erbeten  und  diese  übergaben  am  9.  März  .1851  als  Resultat  ihrer  Arbeiten 
den  Entwurf  einer  Uebereinkunit  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten 
zur  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs  nebst  vier  Anlagen,  nimlkh 
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YIII.  In  der  IX.  Sitzung  am  15.  Mai  1851  zeigte  sich 
aber^  dass  unterdessen  die  Sache  eine  andere  Wendung  genom- 
men hatte.  Nach  der  Erklärung  des  Vertreters  von  Preussen 
war  mittlerweile  die  k.  preussische  Begiernng  mit  der  k.  k. 
österreichischen  in  unmittelbare  Unterhandlung  getreten.  Es 
hatte  sich  aber  gezeigt^  dass  die  Organisation  des  obersten 
Bnndesorgans  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  der  Frage 
über  den  dem  Bundesgebiet  zu  gebenden  Umfang  stehe,  und 
die  Schwierigkeiten  der  Aufgabe  hatten  sich  in  dem  Masse 
gesteigert;  dass  es  den  eifrigsten  und  einträchtigsten  Be- 
mühungen beider  Regierungen  nicht  hat  gelingen  wollen,  eine 


ein  Verzeichniss  der  Gegenstände,  die  bei  dem  Uebergang  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  anderen  vom  Eingau'gszoll  frei  sein  sollten,  ein  Ver- 
zeichniss der  in  den  einzelnen  deutschen  Zollgebieten  bestehenden  Aus- 
gangsabgaben, den  Entwurf  eines  ZoUcartels  und  den  eines  Münz- 
cartels  zwischen  den  deutschen  Bundesstaaten.  Vergl.  das  Prot,  derdeut 
B.-V.  vom  9.  August  1851  §.  112,  woselbst  auch  der  Dresdener  Entwurf 
nebst  Anlagen  (in  Beilage)  zu  finden  ist.  —  Die  hauptsächlichen  Grund- 
gedanken des  Entwurfes  über  das  Bundesgericht,  siehe  oben  §.  IbBTL 
—  Ueber  den  Entwurf  der  Einrichtung  einer  National  Vertretung  am 
Bunde  hatte  sich  die  zweite  Commission  nicht  geeinigt,  sondern  sich  dar- 
auf beschränkt,  vorerst  die  Gründe  für  und  gegen  deren  Einrichtung  vor- 
zutragen. Ein  als  Beilage  dem  Berichte  der  Commission  angefügter,  von 
einem  Mitgliede  der  Commission  ausgearbeiteter  Entwurf  konnte  schwerlich 
zu  mehr  dienen,  als  die  Schwierigkeit,  eine  Nationalvertretung  unter  den 
damaligen  Umständen  einzurichten,  recht  bemerklich  zu  machen.  •—  Von 
der  zweiten  Commission,  so  wie  insbesondere  von  deren  Subcommission 
bezüglich  der  Grundrechte,  wurde  ein  Bericht  vorgelegt,  nach  welchem 
sie  sich  darüber  geeinigt  hatte,  dass  die  (Frankfurter)  Grundrechte  aufzu- 
heben seien.  Es  war  dagegen  ein  Entwurf  über  die  den  deutschen  Staats- 
angehörigen durch  den  Bund  zu  gewährenden  Rechte  ausgearbeitet  worden, 
nebst  einer  Bezeichnung  solcher  Rechte  und  Grundsätze,  deren  Einführung 
durch  die  Partikulargesetzgebung  von  Seite  des  Bundes  zu  missbilligen  sein 
möchte.  Die  zweite  Commission  hatte  auch  insbesondere  die  ausdrückliche 
Anerkennung  des  Grundsatzes  vorgeschlagen,  dass  die  Verfassung  und  Ge- 
setzgebung der  einzelnen  Länder  nicht  mit  der  des  Bundes  in  Wider- 
spruch stehen  dürfe  (siehe  oben  §.  150,  V.)  und  eine  Ausscheidung  der 
Gesetze  gemacht,  die  als  Ausnahmsgesetze  durch  den  B.-B.  v.  2.  April 
1848  aufgehoben  zu  betrachten  seien  (s.  oben  §.  182,  Note  9);  auch  hatte 
diese  Commission  sonst  noch  mehrere  Anträge  auf  Ergänzung  einiger  Ar- 
tikel der  Wiener  Schlussakte,  Ruhestörungen  und  gegenseitige  Hilfeleistung 
sowie  die  Beschwerden  des  ehemals  reichsständischen  und  reichsritterschaft- 
lichen  Adels  betreffend,  gestellt. 

35* 
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Lösung  zu  finden,  welche  aUen  annmgänglicken  Bücksichien 
die  gebührende  Befriedigung  gewähren  könnte.  Angesichts 
der  dringenden  Nothwendigkeit  aber,  dem  Bunde  sobald  als 
möglich  durch  ein  allgemein  anerkanntes  Centralorgan  die> 
jenige  wirksame  Leitung  seiner  gemeinsamen  Angelegenheiten 
zu  sichern,  welche  die  Lage  Deutschlands  wie  des  gesammten 
Europa  mehr  denn  je  erheischte,  wurde  es  unter  solchen  Um- 
ständen von  Preussen  für  Pflicht  erkannt,  durch  allge- 
meine  Beschickung  der  Bundesversammlung  zu  Frank- 
furt a.M.  das  ffir  den  Augenblick  Erreichbare  zu  thun^).  Die 
Gegenstände,  über  welche  die  Commissionsberichte  bereits  vor- 
lagen, wurden  als  von  solcher  ausserordentlichen  Wichtigkeit 
und  als  solche  weitausgreifende  Fragen  bezeichnet,  welche  die 
sorgfältigste  und  allseitigste  Erwägung  erfordern.  Die  bei  der 
Eröffnung  der  Conferenz  waltende  Absicht,  die  Berathangen 
hier  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  wurde  dem  (mit  der  £nt- 
schliessung  zu  allgemeiner  Beschickung  des  Bundestages  kund 
gegebenen)  Wunsche  gegenüber  aufgegeben,  die  ferneren  Be- 
rathungen  in  den  Schoos  des  letzteren  zu  verlegen.  Da  aUe 
Regierungen  sich  hiermit  einverstanden  erklärten,  so  wurden 
noch  in  einer  an  demselben  Tage  (15.  Mai)  Nachmittags  2  Uhr 
abgehaltenen  zehnten  (Schluss-)  Sitzung  die  Conferenzen  ftr 
geschlossen  erklärt.  Wenn  auch  nicht  alle,  in  und  ausserhalb 
der  Versammlung,  gehegten  Hofinungen  in  erwartetem  Hasse 
in  Erftlllung  gegangen  waren,  so  wurde  es  doch  von  allen 
Mitgliedern  der  Conferenz  als  ein  befriedigendes  und  segens- 
reiches Ereigniss  begrüsst,  dass  in  kürzester  Frist  sämmt- 
liehe  Bundesgenossen  wieder  in  dei*  Bundesversammlung  ver- 
treten sein  werden  und  diese  daher  wieder  unbestritten  als  das 
verfassungsmässige  Organ  des  Wollens  und  Handelns  des 
Bundes  gelten  werde.  Man  gestand  sich  gegenseitig  zu,  durch 
die  mühevollen  und  gewissenhaften  Berathangen  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangt  zu  sein,  dass  die  alte  Bundesverfassung 
in  den  eigenthttmlichen  Verhältnissen  Deutschlands  tie- 

*)  Es  var  dies  das  erstemal,  dass  in  den  förmlichen  Sitnmgen  der 
Conferem:  der  Wiedereintritt  sämmtlicher  Bundesglieder  als  ausgemacht 
erwähnt  wurde.  Dass  die  Verabredung  hierzu  bereits  im  März,  ausser- 
halb der  öffentlichen  Sitzungen,  geschehen  war,  beweist  aber  die  unten 
§.  200  erwähnte  preuss.  Cirkulardepesche  v.  27.  Marx  1851. 
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fere  Wurzeln  habe,  als  man  oft  geglaubt  habe,  und  dass 
es  wesentlich  darauf  ankomme,  diese  Verfassung  zu  yervoll- 
ständigen,  und  eine  kräftige  Handhabung  derselben  zu  ver- 
suchen. In  den  Commissionsberichten  erkannte  man  allseitig 
„schätzbare  Materialien^^  ftlr  die  nunmehr  in  der  Bun- 
desversammlung fortzusetzende  Revision  der  Bundesverfassung, 
and  schied  in  der  Hoffnung,  dass  das  hier  begonnene  Werk 
bald  zur  Vollendung  reifen  und  der  betretene  Weg  in  naher 
Zukunft  zur  vollen  Einigung  und  durch  diese  zur  dauernden 
Begründung  der  Wohlfahrt  Deutschlands  ftihren  werde. 

IK.  So  wenig  glänzend  der  Ausgang  der  Dresdener  Con- 
ferenzen  scheinen  mag,  so  haben  dieselben  doch  eine  grosse 
Bedeutung  dadurch  gehabt,  dass  durch  sie  dem  verderblichen 
und  kostspieligen  Systeme  der  bewaffneten  Unterhandlung  ein 
Ende  gemacht,  der  drohende  Krieg  zwischen  Preussen  und 
Oesterreich  und  somit  der  Bürgerkrieg  in  ganz  Deutschland 
abgewandt,  und  ftlr  Preussen  durch  die  Form  der  freien  Con- 
ferenzen  die  Verständigung  mit  Oesterreich  und  den  übri- 
gen deutschen  K(5nigreichen  angebahnt  wurde.  Deutschland 
aber,  welches  durch  die  Politik  jener  Partei,  welche  Einheit 
durch  Spaltung  erreichen  wollte,  bereits  ganz  zerfallen  war, 
fand  sich  durch  die  Vermittelung  der  Dresdener  Gonferenz 
wieder  in  der  bereits  verlorenen  Bundesverfassung  zusammen, 
die  sich  somit,  wenn  gleich  nicht  als  eine  vollkommene  und 
tadellose,  doch  aber  als  die  für  Deutschland  unter  den  be- 
stehenden Verhältnissen  allein  mögliche  Verbindungsform 
seiner  sämmtlichen  Staaten  ausgewiesen  hat^^). 


*<^)  Oesterreich  hatte  sich  nur  ungern  zn  den  Conferenzen  in  Dres- 
den entschlossen  und  nur  dem  dringenden  Wunsche  Prenssens  darin  nach- 
gegeben,  da  es  von  Anfang  an  daran  festgehalten  hatte,  dass  die  Bundes- 
versammlung der  einzige  Boden  sei,  auf  dem,  wenn  überhaupt,  irgend  etwas 
zu  Stande  gebracht  werden  könne.  Diese  Ansicht  hatte  nun  Preussen 
auf  den  Dresdener  Conferenzen  ebenfiEdls  gewonnen.  Durch  eine  eigen- 
thümliche  Fügung  des  Schicksals  war  es  sogar  dahin  gekommen,  dass  nun- 
mehr gerade  dieselbe  Partei,  welche  früher  am  heftigsten  die  Abschaffung 
der  Bundesversammlung  verlangt  hatte,  nunmehr  eben  so  heftig  an  Preus- 
sen drängte,  in  den  alten  Bundestag,  ohne  Einwilligung  in  irgend  eine 
wesentliche  Reform  desselben,  zurückzutreten.  YergL  die  Schrift:  Die 
Dresdener  Conferenzen,  S.  75  fl. 
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§.  200, 

Die  Thätigkeit  der  Bundesversammlung  in  staatsrecht- 
licher Beziehung  seit  dem  Wiedereintritte  sämmtlicher 
Bundesglieder  (1851—1862). 

I.  Schon  während  der  Dresdener  Conferenzen  hafte 
Preussen  durch  eine  Cirknlardepesche  vom  ^7.  März  1851 
den  mit  ihm  noch  verbündeten  Regierungen  angezeigt,  dass  es 
mit  Sticksicht  auf  die  damaligen  Zeitverhältnisse  die  Thätig- 
keit einer  gesetzlichen  Bnndesbehörde  für  unumgänglich  noth- 
wendig  erachte,  und  da  der  Schluss  der  Conferenzen  sich 
länger,  als  im  Anfange  erwartet  wurde,  verzögere,  es  für  das 
Angemessenste  erachte,  die  frühere  Bundesversammlung  wieder 
in  Wirksamkeit  zu  setzen.  Es  lud  daher  Preussen  die  ver- 
bündeten Regierungen  ein,  sich  hiermit  einverstanden  zu 
erklären  und  über  den  Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Bnndestags- 
gesandten  nach  Frankfurt  a.  M.  zu  senden  wären,  eine  Ueber- 
einkunft  zu  treffen^).  In  der  zweiten  Hälfte  des  April  zeigte 
Preussen  den  verbündeten  Regierungen  an,  dass  es  am  12.  Mai 
in  den  Bundestag  in  Frankfurt  a.  M.  wieder  eintreten  werde 
und  verband  damit  die  Einladung  zu  gemeinschaftlichem  Ein- 
tritt. Mehrere  dieser  Regierungen  warteten  jedoch  den  Eintritt 
des  k.  preussischen  Gesandten  in  den  Bundestag  nicht  ab; 
überhaupt  fand  kein  gemeinschaftlicher  Eintritt  der  bisher  in 
der  Bundesversammlung  nicht  vertretenen  Regierungen  statt  ^. 
Die  Anregung  einer  Principienfrage  darüber,  ob  die  eintreten- 
den Staaten  diejenigen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
anzuerkennen  hätten,  welche  vor  ihrem  Eintritte  gefasst  wor- 
den waren,  wurde  vermieden^). 

4)  Siehe  den  Abdruck  in  der  Frankf.  Postamtszeitung,  vom  12.  Apiil 
1851,  Beil.  z.  Nr.  88. 

*)  Baden  trat  in  die  B.-V.  ein  in  d.  5.  Sitzung  v.  2.  Mai;  Nassau, 
beide  Reuss  und  die  vier  freien  Städte  in  der  6.  Sitzung  v.  10.  Mai; 
Preussen  und  Mecklenburg-Schwerin  in  der  7.  Sitzung  am 
14.  Mai;  die  grossh.  und  herzogl.  sächsischen  Häuser,  Braunschweig. 
Oldenburg,  die  anhaltischen  und  schwarzburgischen  Häuser 
und  Lippe  in  der  8.  Sitzung  v.  30.  Mai;  Waldeck  in  der  11.  Sitzung 
V.  13.  Juni  1851. 

')  Erklärung  des  Präsidium  in  der  8.  Sitzung  v.  30.  Mai  1851,  Prot 
§.  86,  S.  44. 
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II.  Die  Bundesyersammlang  liess  sich  hierauf  angelegen 
sein,  die  auf  den  Dresdener  Gonferenzen  zu  Stande  gebrach- 
ten Materialien  weiter  zu  verarbeiten  nnd  die  nothwendige 
Verbesserang  des  Bundesorganismas  und  der  Bundesgesetze 
herbeizuführen;  sie  ernannte  zu  diesem  Behufe  Gommissionen, 
deren  Thätigkeit  an  diese  Vorarbeiten  anschliessen  sollte^). 
Aber  auch  hier  traten,  je  weiter  die  Gommissionsarbeiten  fort- 
schritten,  in  vielen  Beziehungen  vermehrte  Schwierigkeiten 
hervor,  so  dass  als  Bundesbeschlttsse,  welche  auf  Grundlage 
der  Dresdener  Gonferenzen  wirklich  zu  Stande  gekommen  sind, 
zur  Zeit  nur  genannt  werden  können:  1)  der  Bundesbeschluss 
vom  23.  August  1851,  über  die  Aufhebung  der  (Frankfurter) 
Grundrechte  des  deutschen  Volkes,  und  die  Herstellung  der 
Uebereinstimmung  der  deutschen  Staatsverfassungen  mit  den 
Bnndesgrundgesetzen^);  2)  die  revidirte  Geschäftsordnung 
des  deutschen  Bundes  vom  16.  Juni  1854^');  3)  der  Bundes- 
beschluss vom  6.  Juli  1854,  die  Verhinderung  des  Missbrauchs 
der  Pressireiheit  betreffend;  und  4)  der  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  1854,  das  Vereinswesen  betreffend'). 

in.  Die  in  Dresden  verhandelte  und  bejahend  begutach- 
tete Frage  über  die  Zulässigkeit  des  Eintrittes  von  0 ester- 
reich und  Preussen  in  den  deutschen  Bund  mit  ihren 
sämmtlichen,  auch  ausserdeutschen  Staaten^),  hat  dagegen 
eine  Lösung  in  ganz  entgegengesetztem  Sinne  gefunden,  indem 
auf  einen  von  Preussen  in  der  23.  Sitzung  der  Bundesver- 
sammlung vom  20.  Sept.  1851,  Prot.  §.  149  gestellten  Antrag, 
die  Bundesversammlung  durch  Beschluss  vom  3.  Okt.  1851  er- 
klärte, dass  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen ,  sowie  die 
im  Bundesprotokoll  vom  22.  April  und  1.  Mai  1848  bezeich- 
neten Theile  des  Grossherzogthums  Posen  nicht  als  zum  Ge- 


^)  Es  wurden  noch  im  J.  1851  Gommissionen  ernannt,  für  die  Revision 
der  Geschäftsordnung  der  B.-Y.,  für  die  politischen  Angelegenheiten,  für 
die  Einrichtung  eines  obersten  Bundesgerichts,  u.  s.  w. 

8)  Siehe  oben  §.  150,  VII. 

«)  Siehe  oben  §.  125  fl. 

^)  Von  diesen  beiden  Bundesbeschlüssen  wird  unten,  bei  der  Darstel- 
lung der  polizeilichen  Verhältnisse  gehandelt  (Siehe  §.  469.  473.) 

•)  Siehe  §.  199,  IV,  I.it.  B. 
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biete  des  deatschen  Bundes  gehörig  zu  betrachten  seien*). 
Hiernach  war  anch  fbr  Oesterreich  keine  Veranlaasnng  mehr 
gegeben,  die  Anfnahme  seines  gesammten  Kaiserstaates  in  das 
deutsche  Bundesgebiet  zu  beantragen.  Somit  sind  audi  in 
Besug  auf  das  Bundesgebiet  gegenwSrtig  die  VerhiUtniBse  wie- 
der gans  dieselben,  wie  sie  bis  zum  Jahre  1848  bestanden 
hatten. 

IV.  Als  ein  erfreuliches  Zeichen  eines  gegenseitigen  Ver- 
stindnisses  der  beiden  deutschen  GrossmSchte  und  als  ein 
zu  schönen  Hofihungen  berechtigender  Anfang  eines  thatkräf- 
tigen  Auftretens  des  deutschen  Bundes  als  politische  Gesammt- 
heit  in  den  europäischen  Angelegenheiten  erschienen  die  Bun 
desbeschltlsse  Tom  24.  Juli  und  9.  December  1854,  die  damals 
schwebende  orientalische  Angelegenheit  betreffend^®). 

V.  In  den  Jahren  1855 — 1857  gewann  es  den  Anschein, 
als  wenn  auch  ein  ernstlicheres  Zusammenwirken  der  Bundes- 
glieder Platz  greifen  wttrde,  um  den  immer  dringender  geftthlteo 
Bedllrfiussen  der  Gesammtnation  durch  Verbesserung  der  or- 
ganischen Einrichtungen  des  Bundes  und  durch  Verständigung 
ttber  gemeinnützige  Anordnungen  gerecht  zu  werden.  Den 
Anfang  machte  im  Jahre  1855  eine  Revision  der  flinf  ersten 
Abschnitte  der  Kriegs  Verfassung  des  Bundes  i^).  Schöne 
Hoffiiungen  erweckte  (1856)  die  Niedersetzung  einer  Commis- 
sion  zu  Nürnberg,  zur  Bearbeitung  des  Entwurfes  eines  allge- 
meinen Handelsgesetzbuches'^),  und  der  bald  hernach 


•)  B.-B.  vom  3.  Oktober  1851,  Protok.  §.  178,  S.  423.  —  Schon  in  der 
10.  Sitzung  der  B.-V.  v.  11.  Juni  1851,  Prot  §.  45,  hatte  Prenssen  be- 
merkt, dass  mit  Rttckaicht  auf  die  Bestimmungen  der  W.  S.  -A.  art  3, 4, 6, 

8,  10,  12,  13,  in  Verbindung  mit  6.-A.  art  1  und  6,  die  begründetsten  Be- 
denken sich  darüber  erheben  lassen,  ob  die  Aufnahme  in  genügender 
Form  SU  Stande  gekommen  sei 

*o)  B.-B.  vom  24.  Juli  1864,  23.  Sitzung,  Prot  §,  233,  und  B.-B.  vom 

9.  December  1854,  Prot  §.  368;  in  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed. 
Genn.  3.  Aufl.  ThL  II,  S.  605,  621.  -•  Näheres  über  den  Inhalt  und  die 
Bedeutung  dieser  Bundesbeschlüsse  s.  unten  §.  548. 

«0  Siehe  unten  §.  494  flg. 

«)  B.-B.  vom  18.  December  1856,  38.  Sitzung,  Prot  §.  352,  bei  G.  v. 
Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  ThL  II,  S.  665.  —  Der  Zu- 
sammentritt der  Commission  wurde  auf  den  15.  Januar  1857  festgesetzt 
Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  8. 
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eben  dieser  CommisBion  ertheilte  Auftrag ,  einen  Entwurf  fbr 
eine  allgemeine  Gesetzgebung  Aber  die  Leistung  gegen- 
seitigen ReehtshilfeinCivilprocesssachen  auszuarbeiten^^); 
anch  wurden  am  Bundestage  die  Verhandlungen  zur  Ver- 
ständigung über  allgemeine  Grundsätze  bezüglich  des  Hei- 
mathsrechtes  fortgesetzt^^),  der  Schutz  musikalischer  und 
dramatischer  Werke  gegen  unbefugte  Aufführung  eiv 
weitert^*)  u.  s.  w. 

VI.  Die  auf  den  Dresdener  Conferenzen  in  erster  Beihe 
gestandene  Bundes-Veifassungsreform  gewann  jedoch  keinen 
Fortgang:  überdies  trat  im  weiteren  Verlaufe  des  orientalischen 
Krieges  (1855)  ein  Gegensatz  der  Politik  der  beiden  Gross- 
mächte hervor  y  der  kaum  in  dem  Bundesbeschlusse  vom 
8.  Februar  1855  eine  scheinbare  Ausgleichung  fand  ^%  dagegen 
sich  in  noch  empfindlicherer  Weise  während  des  italienischen 
Krieges  (1859)  bemerkbar  machte  und  die  Unthätigkeit  des 
deutschen  Bundes  im  entscheidenden  Momente  zum  grossen 
Nachtheile  nicht  blos  der  deutschen,  sondern  auch  der  euro- 
päischen Zustände  zur  Folge  hatte.  Seitdem  zeigt  sich  bei 
Preussen  noch  entschiedener  wie  früher  eine  Abneigung,  über 
gemeinnützige  Anordnungen  am  Bunde  zu  verhandeln  und  zu 
Bundesbeschlüssen  darüber  mitzuwirken^^). 

VII.  Gerade  durch  dieses  Verfahren,  welches  in  systema- 
tischer Fortsetzung  zu  einer  Lahmlegung  oder  Auflösung  des 
deutschen  Bundes  führen  mtisste,  wurde  aber  in  den  neuesten 
Tagen  die  Beform  der  Bundesverfassung  wieder  in  den  Vor- 
dergrund gedrängt.  In  der  Bundesversammlung  selbst  kam 
jedoch  hierüber  zur  Zeit  noch  nichts  weiteres  vor  als  eine 
Erklärung  von  Sachsen-Coburg-Gotha  über  die  Nothwendigkeit 
einer  Verbesserung  der  deutschen  Bundesverfassung  in  der 
30.  Sitzung  vom  31.  Oktober   1861,  Prot.   §.  260»»),  welcher 


«»)  B.-B.  vom  12.  Mftrz  1857,  10.  Sitzung,  Prot  §.  129,  ebendas. 
S.  668.    Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  9. 

**)  Das  Ergebniss  siehe  oben  §.  145  Note  10. 

«*)  Siehe  unten  §.  476. 

*»)  Siehe  unten  §.  499  Note  1. 

»')  Siehe  oben  §.  145  Note  5. 

*")  In  G.  V.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed.  Germ.  3.  Aufl.  Tbl.  IIl. 
Lief.  2.  (1862)  S.  256. 
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keine  weitere  Folge  gegeben  werden  konnte ,  da  kein  Antrag 
damit  verbunden  war. 

VII.  Eine  stärkere  Anregung  hat  aber  die  Befonnfrage 
durch  einen  von  dem  k.  sächsischen  Staatsminister  y.  Ben  st 
den  deutschen  Staatsregiemngen  vorgelegten  Iteformplan  vom 
15.  Oktober  1861  erhalten  ^^)y  wodurch  bereits  ein  lebhafter 
Notenwechsel  und  Austausch  der  freilich  noch  sehr  weit  aus- 
einandergehenden Ansichten  der  deutschen  Staatsregieningen 
hervorgerufen  worden  ist,  und  sich  insbesondere  bereits  gezeigt 
hat,  dass  die  k.  preussische  Regierung  auf  den  schon  einmal 
und  zwar  unter  viel  günstigeren  Umständen  gescheiterten  Plan 
der  Gründung  eines  engeren  Bundes  unter  preussisoher  Hege- 
monie in  dem  deutschen  Bunde  und  die  Beschränkung  dieses 
letzteren  auf  rein  völkerrechtliche  Verhältnisse,  d.  h.  seine 
Umwandelung  in  eine  blosse  Allianz,  zurückzugreifen  ge- 
meint ist^^). 


**)  Siehe  den  Abdruck  dieses  Projectes  nebst  Denkschrift  ▼.  Ib.  Okt. 
1861  and  Nachtrag  daiu  vom  20.  Not.  1861,  bei  L.  Aegidi  a.  A.  Klan- 
hold,  Staatsarchiv,  Jahrg.  1861,  Nr.  164;  1862  Nr.  175,  176. 

^)  Yergl.  die  preussischen  Depeschen  vom  20.  November  1861,  2.  und 
14.  Februar  1862. 
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Eilfter  Abschnitt. 

YoB  der  Erwerbung  der  Sonverainetät  in  den  Einzeln- 

Staaten,  insbesondere  von  der  Legitimität  des 

Staatsherrschers. 

§.  201. 

Eintlieilung   der  Erwerbsarten  der  Souverainetät : 

rechtliche   und  widerrechtliche  Erwerbsarten. 

I.  Da  das  Bestehen  einer  Staatsgewalt  an  sich  vernünf- 
tig, und  darum  (absolut)  rechtlich  ist  (§.  45),  so  ist  jede 
Erwerbung  oder  geschichtliche  Entstehung  derselben  recht- 
lich, welche  nicht  mit  einem  älteren,  rechtlich  noch 
nicht  erloschenen  Kronbesitzrechte  eines  anderen  Subjektes 
im  Widerspruche  steht,  und  umgekehrt  ist  sie  da,  aber  auch 
nur  da,  widerrrechtlich,  wo  und  so  lange  ein  solcher 
Widerspruch  mit  einem  solchen  älteren  Kronbesitzrechte  eines 
anderen  Subjektes  fortbesteht. 

IL  Da  jede  geschichtlich  bestehende  Souverainetät  zufolge 
des  Territorialprincipes  sich  als  eine  Kechtswirkung 
des  politischen  Besitzes  (jus  possessionis)  j  d.  h.  als  Ausfluss 
der  Innehabung  des  Staatsgebietes,  oder  nach  der  Terminologie 
des  germanischen  Rechtes,  als  eine  Gewere  darstellt  (§.57), 
ßo  kann  obiger  Grundsatz  auch  so  ausgedrückt  werden:  Jede 
faktisch  bestehende  Souverainetät  ist  eine  Gewere,  aber 
nicht  jede  ist  eine  redliche,  d.  h.  bona  fide  und  justo  titulo 
erlangte  Gewere.  Jede  faktisch  bestehende  Souverainetät 
hat  daher,  schon  als  solche,  rechtliche  Wirkungen;  aber  ebenso 
wie  bei  einem  Widerstreite  der  blos  faktischen,  mit  einer 
überdies  noch  besonders  (historisch)  titulirten  Gewere,  die 
Frage  nach  der  besseren  Gewere  entsteht,  so  entsteht  auch 
da,  wo  ein  sog.  StaatsheiTscher  de  facto  einem  aus  einem  äl- 
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teren  geschichtlichen  Titel  herrschaflsberechtigten  Subjekte, 
einem  sog.  Herrscher  de  jure,  gegenüber  steht,  die  Frage  nach 
besserer  Berechtigung  zur  Herrschaft,  und  somit  nach 
der  Herrschaftsberechtigung  des  faktischen  Staatsherrschers 
überhaupt. 

§.  202. 

Das  LegitimitUtsprincip.     Die  Usurpation. 

I.  Die  Uebereinstimmung  des  von  einem  Subjekte  auf  die 
Staatsherrschaft  erhobenen  Anspruches  mit  dem  hierüber  in 
dem  betreffenden  Staate  giltigen  historischen  (gesetzlichen) 
Rechtstitel  wird  Legitimität  genannt 

n.  Das  Legitimitätsprincip  ist  daher  auch  nichts 
anderes,  als  der  Grundsatz,  dass  nur  dasjenige  Subjekt  als 
herrscbaftsberechtigt  anzuerkennen  sei,  welches  durch  einen 
solchen  historischen  Kechtstitel  zur  Herrschaft  in  einem  Staate 
berufen  ist.  Praktische  Bedeutung  hat  dieses  Princip  nur  für 
die  Monarchie^),  und  zwar  vorzugsweise  für  die  Erbmo- 
narchie^),  weil  nur  bei  dieser  Staatsform  der  Gegensatz  eines 
Herrschers  de  facto  und  eines  Herrschers  de  jure  geschichtlich 
hervortreten,  d.  h.  ein  herrschaftsberechtigtes  Subjekt  neben 
dem  faktisch  herrschenden  fortbestehen  und  sein  Recht  auf  die 
Herrschaft  verfolgen  kann. 

HI.  Die  faktische  Herrschaft  erscheint  hierbei  als  eine 
rechtswidrige  (illegitime)  Unterbrechung  der  bisher  bestandenen 
Herrschaft,  und  wird  eben  daher  auch  im  Gegensatze  zu  dieser 
nach  Analogie  der  unbeftigten  Besitzstörungen  (§.  201.)  als 
Usurpation  bezeichnet 

^)  Der  Ausdruck  „Legitimität"  wird  auch  seit  dem  Wiener  Con- 
grcsse  V.  1814,  wo  sich  v.  Talleyrand  zuerst  desselben  bediente,  von  der 
Diplomatie  stets  nur  in  Bezug  auf  Erbmonarchien  gebraucht.  —  üeber  die 
verschiedenen,  zum  Theil  sehr  unklaren  Ideen  Anderer,  vergl.  Kl  über, 
öffentl.  R.  §.  98.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  46. —  Weiss,  Staatsr. 
§.  239,  248,  250.  —  K.  S.  Zachariac,  40  Bücher,  (Umarb.)  Bd.  I, 
S.  116  u.  f.  —  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.  Bd.  II,  Abth.  II»  §.  71. 
S.  219.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  21.  IH.  S.  72.  — 
J.  Held,  über  Legitimität  und  Legitimitätsprincip.    Würzburg.  1859. 

*)  Siehe  §.  204.  —  Da  ausser  dem  IQrchenstaate  in  Europa  keine 
Wahlmonarchie  mehr  besteht,  so  wird  sich  die  folgende  DarsteUong  auf  die 
Entwickelang  der  Legitimit&ts-Theorie  für  die  Erbmonarchie  beschränken. 
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IV.  In  den  Republiken  ist,  da  sie  auf  dem  Principe  der 
Yolks-Souverainetät  berahen,  von  der  Legitimität  der 
Herrschaft  (des  Volkes)  nie  die  Rede.  Bei  dieser  Staatsform 
erscheint  die  Frage  nach  dem  Rechtsgrande  der  Herrschaft 
geradezu  als  überflüssig:  das  Volk  hält  sich  hier  lediglich  an 
die  Thatsacbe,  dass  es  sich  selbst  regiert,  und  betrachtet 
sich  hierzu  so  lange  als  berechtigt,  als  es  die  Macht  hat,  sich 
in  dieser  Staatsform  zu  behaupten;  wird  dieselbe  aber  auf 
irgend  eine  Weise  umgestossen,  so  ist  eben  damit  seine  bis- 
herige Herrschaftsberechtigung  vollständig  vernichtet. 

V.  In  der  Monarchie  kann  dagegen  die  Herrschaftsberech- 
tignng  (Legitimität)  eines  Subjektes  in  drei  Beziehangen 
in  Frage  kommen:  nämlich  1)  in  Beziehung  zum  Volke,  2)  in 
Beziehung  zu  einer  früheren,  jetzt  vertriebenenDynastie 
oder  regierenden  Person  aus  dieser  Familie,  und  3)  in  Bezug 
auf -dritte  Staaten^). 

§.  203. 

I.    Von   der  Legitimität  des  Staatsherrschers   im  Ver- 
hältnisse zum  Volke. 

I.  Hinsichtlich  der  Herrschaftsberechtigung  eines  Subjektes 
oder  einer  Dynastie  im  Verhältnisse  zum  Volke  sind  zwei 
Fälle  zu  unterscheiden.  A.  Es  ist  ein  Subjekt  oder  eine  Dy- 
nastie durch  den  Volks  willen  selbst,  beziehungsweise  durch 
die  Volksvertretung,  zur  Regierung  berufen.  In  diesem 
Falle  ist  von  selbst  klar,  dass  die  Herrscher -Berechtigung 
dieses  Subjektes  oder  der  Dynastie  von  Seiten  des  Volkes 
nicht  bezweifelt  werden  kann^.  Diejenigen,  welche  der 
Theorie  der  Volkssouverainetät  huldigen,  wollen  ohne- 
hin nur  den  Volkswillen  allein  als  den  Grund  der  Herr- 
scherberechtigung (der  Legitimität)  anerkennen  2).    B.  Ist  dar 


')  Die  Richtigkeit  dieser  zuerst  von  mir  gemachten  scharfen  Unter- 
scheidung dieser  drei  Beziehungen  der  Legitimität  hat  jetzt  auch  H.  A. 
Zachariae  a.  a.0.  anerkannt,  und  bezeichnet  dieselben  als  das  staats- 
rechtliche, privatrechtliche  (richtiger  wäre:  privatfürsten- 
recht liehe)  und  völkerrechtliche  Yerhältniss  der  Legitimität. 

0  Siehe  oben  §.  44,  Nr.  n,  1). 

^)  Siehe  oben  §.  55. 
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gegen  ein  Subjekt  oder  eine  Dynastie  ohne  den  Willen  des 
Volkes,  z.  B.  durch  Eroberung,  Friedensschlüsse,  vertrag»- 
massige  Länderabtretung  u.  dergl.  oder  sogar  etwa  gegen 
den  Willen  des  Volkes  zu  einer  Staatsherrschaft  gekomm^, 
z.  B.  durch  Umsturz  der  bisherigen  republikanischen  Verfas- 
sung, so  muss  der  Zeitpunkt,  in  welchem  es  dem  neuen  Staats, 
herrscher  gelungen  ist,  sich  in  den  vollen  Besitz  des  Terri- 
toriums zu  setzen,  und  den  etwaigen  bisherigen  Widerstand 
des  Volkes  zu  besiegen,  d.  h.  der  Zeitpunkt,  in  welchem  d^ 
neue  Staatsherrscher  sich  in  den  vollen  Besitz  der  Staats- 
gewalt (der  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt)  fak- 
tisch gesetzt  und  die  Gerichte  in  Abhängigkeit  von  sich  ge- 
bracht hat,  als  der  Zeitpunkt  betrachtet  werden,  von  welchem 
an  er  für  die  Einzelnen  im  Volke  als  herrschaftsbe- 
rechtigt gilt^). 

IL  Die  Auszeichnung  dieses  Zeitpunktes  ist  darum  von 
Wichtigkeit,  weil  von  dem  Eintritte  einer  solchen  Thatsache 
an,  den  Einzelnen  auch  von  der  vertriebenen  Dynastie,  wenn 
sie  später  restaurirt  werden  sollte,  kein  Vorwurf  (Verbrechen) 
aus  ihrem  in  der  Zwischenzeit  bezeigten  Gehorsame  gegen  den 
aufgedrungenen  Staatsherrscher  gemacht  werden  kann,  da 
unter  solchen  Umständen,  wo  der  Unterthan  gewiss  ist,  als 
Hochverräther  und  Bebell  nach  gerichtlichem  Urtheile  gestraft 
zu  werden,  wenn  er  gegen  den  neuen  Staatsherrscher  eine 
feindliche  Handlung  unternimmt  oder  sich  in  eine  Verschwö- 
rung zu  Gunsten  des  frtlheren  Zustandes  oder  der  vertriebenen 
Dynastie  einlässt,  die  Bewahrung  der  Treue  gegen  die  letztere 
eine  faktische  Unmöglichkeit  geworden  ist^). 


3)  So  lange  es  ein  Subject  noch  nicht  bis  auf  diesen  Punkt  gebracht 
hat,  ist  es  eben  noch  nicht  Souverain,  sondern  erst  ein  Kampfer  um  die 
Souverainetät.  Man  kann  dieser  Theorie  nicht  vorwerfen,  dass  sie  jeder 
gelungenen  Revolution  oder  Usurpation  das  Wort  rede.  (Dies  sdieint 
K.  S.  Zachariae,  40  Bücher  (Umarbeitung)  S.  116,  118.  ansunehmen, 
dessen  DarsteUung  der  Legitimitätslehre  aber  in  keiner  Weise  befriedigt, 
da  er  die  drei  Beziehungen,  in  welchen  die  Legitimität  in  Frage  kommai 
kann,  (§.  202)  nicht  gehörig  unterscheidet)  Die  hier  vorgetragene  Theorie 
spricht  aber  nur  aus,  was  unleugbare  Thatsache  ist,  und  will  nur  dies  zum 
klaren  Bewusstsein  bringen. 

«)  J.  Held,  System  des  Yerl-Bechts  Bd.  I  (18o6)  S.  4a 
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in.  Die  Herrschaftsberechtignng  (Legitimität)  des  anfge* 
dmngenen  Staatsherrsebers  im  Verhältnisse  zum  Volke  ist 
sonach  eine  durch  das  positive  Gesetz  and  die  Gerichte 
geschützte  Innehabang  der  Staatsgewalt.  Da  nnn 
aber  der  anfgedrungene  Staatsherrseber  selbst  das  positive 
Gesetz  gibt  and  die  Gerichte  bestellt,  and  hierdurch  sich  selbst 
in  seiner  Soaverainetät  schützt,  so  liegt  also  immer  die  Qaelle 
seiner  Legitimität  dem  Volke  gegenüber  in  ihm  selbst, 
d.  h.  dem  Volke  gegenüber  berahet  die  Legitimität  eines 
solchen  Staatsherrschers  lediglich  in  der  Thatsache  (der 
vollendeten  Besitzergreifung)  der  Soaverainetät:  der  Besitz 
ist  sich  hier  selbst  und  zwar  einziger  und  ausschUessender 
Rechtstitel  und  jede  weitere  Beziehung  überflüssig  und  un- 
praktisch. 

IV.  Da  aber  ein  solcher  ohne  oder  gegen  den  Willen 
des  Volkes  ergriffener  Kronbesitz  unter  Umständen,  und  abge- 
sehen von  anderen  Gründen,  an  sieb  selbst  als  ein  unsiche- 
rer erscheint,  so  findet  man,  dass  mitunter  die  auf  solche 
Weise  zur  Regierung  gelangten  Personen  ihrer  Herrschaft 
durch  die  Veranlassung  einer  National -Abstimmung^), 
oder  einer  nachträglichen  Zustimmung  der  Volksvertretung^), 
die  fttr  nöthig  erachtete  Befestigung,  d.  h.  einen  weiteren 
Rechtstitel,  zu  verschaffen  suchen. 

§.  204. 

n.    Von  der  Legitimität  im  Verhältnisse  mehrerer 
Dynastien  zu  einander. 

I.  In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  die  Krone  (das  Herr- 
scherrecht, die  Souverainetät)  nicht  nur  als  der  Besitz  eines 
Individuums  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie  nimmt  auch 
zugleich  die  Natur  eines  Patrimonium,  mitunter  und  meisten- 
theUs  (aber  nicht  noth wendig)  sogar  die  Natur  eines  Majora- 
tes oder  eines  Familienfideicommisses  einer  gewissen 
Familie  an,  indem  sich  hier  der  Begriff  der  politischen 
Herrschaft  mit  dem  Charakter  eines  Privat-Rechtes,  näm- 
lich mit  der  Erblichkeit,  verbindet  und  zu  einem  Ganzen 

B)  So  verfahren  z.  B.  Napoleon  I.  und  Napoleon III.  in  Frankreich. 
»)Bluntschli,  allg.  Staatsrecht  2.  Aufl.  Bd.  I,  S.  19,  Bd.  11,  S.  58. 
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verschmilzt  1).  Die  rechtmässige  (legitime)  Abstammung 
aus  der  herrschenden  Familie  durch  vollgiltige  Ehe^  nnd 
die  Berufang  zur  Thron-Folge  durch  die  in  einem  Staats-  oder 
Hausgesetze  oder  Herkommen  u.  dergl.  begründete  Socces- 
sions-Ordnung  bilden  daher  in  der  Erbmonarchie  den 
historischen  Titel  fUr  die  Ergreifung  des  Besitzes  der  Souve- 
rainetät  selbst,  d.  h.  sie  enthalten  analog  dem  privatrecbtlicben 
Eigenthums-  und  Erbrechts-Begriffe  ein  besseres 
Besitzrecht  im  Verhältnisse  zu  einem  Besitze,  welcher  sich 
im  Widerspruche  hiermit  geltend  zu  machen  sucht,  und 
dieser  Qualifikation  entbehrt.  Die  Legitimität  ist  daher  in 
Bezog  auf  die  Erbmonarchie  ein  Kronbesitzrecht,  welches 
auf  rechtmässiger  Abstammung  aus  dem  Herrscher-Hause  und 
Berufung  durch  die  Thronsuccessions-Ordnung  oder  anderem, 
nach  der  Landesverfassung  dieser  gleichgestellten  Rechtstitel 
beruht^),  und  welches  ebensowohl  mit  dem  wirklichen  Be- 
sitze der  Souverainetät  verbunden,  als  von  demselben  ge- 
trennt gedacht  werden  kann. 

U.  Wo  nun  aber  das  Krön  besitzrecht  von  dem 
faktischen  Besitze  der  Souverainetät  wirklich  getrennt 
ist,  und  folglich  dieser  letztere  dem  ersteren  gegenüber, 
d.  h.  in  Beziehung  auf  das  kronbesitzberechtigte  Subjekt  als 
nicht-titulirter,  folglich  als  rechtlich  schlechterer  und  dem 
besseren  Rechte  widerstreitender  Besitz,  und  mithin  im  Ver- 


«)  Daher  wird  auch  noch  in  Deutschland  das  Familien-  und  Erbrecht 
der  souveränen  und  übrigen  früher  wirklich  reichsständisch  gewesenen  Fa- 
milien als  Privat  fürstenrecht  bezeichnet  -—  (Siehe  unten  Abschn.  XU) 

*)  Die  Bedingungen  der  Vollgültigkeit  der  Ehe  können  partikulär  Fer- 
schieden  modifizirt  sein,  z.  B.  durch  Forderung  der  Ebenburt  der  Gemah- 
lin etc.    (Siehe  Abschnitt  XU.) 

3)  Man  hat  die  Legitimität  auch  als  Thronbesitzrecht  kraft  gött- 
lichen Rechtes  deiinirt.  (Stahl,  Rechtsphil.  2.  Aufl.  Bd.  11.  Abthlg.  2. 
§.  71.)  Diese  Begriffsbestimmung  stimmt  mit  der  hier  entwickelten  Theorie 
insofern  zusammen,  als  hierdurch  in  möglichster  Kürze  ausgedrückt  wird, 
dass  die  Legitimität  des  Staatsherrschers  in  der  Erbmonarchie  an  sich 
nicht  von  einer  ausdrücklichen  oder  stiUschweigenden  vertragsmässigCD 
Uebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  abhängt,  sondern  ron 
einer  Thatsache  (der  Geburt  als  Mitglied  der  Dynastie),  weiche  wie  die 
Geburt  eines  Erben,  d.  h.  legitimen  Kindes  überhaupt,  nach  religiöser 
Aofiassung  als  eine  göttUche  Gnade  betrachtet  wird. 
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gleiche  hiermit  als  widerrechtlicher  oder  illegitimer 
Thronbesitz  erscheint^),  da  ist  nach  dem  Geiste  der  Erbmo- 
narchie das  herrschaftsberechtigte  Subjekt  (der  legitime 
Staatsherrscher  oder  der  Herrscher  de  jure)^)  nicht  nnr  be- 
rechtigt, sein  Herrschenrecht  gegen  den  illegitimen  Herr- 
scher (den  Herrscher  de  facto  oder  Usurpator)  mit  aUer  ihm 
zu  Gebote  stehenden  Macht  geltend  zu  machen,  sondern  es  ist 
anch  die  verfassungstreue  Bevölkerung  des  Staates  berechtigt, 
dies  von  dem  legitimen  Herrscher  zu  erwarten,  um  hierdurch 
vor  der  Tyrannei  der  revolutionären  und  usurpatorischen  Ele- 
mente geschützt  oder  aus  derselben  befreit  zu  werden. 

UI.  Eine  Dynastie,  welche  sich  selbst  aufgibt,  und  nicht 
den  Kampf  ftlr  ihre  Krone  wagt,  hat  es  sich  selbst  zuzuschrei- 
ben, wenn  sich  die  usurpatorische  Herrschaft  befestigt  und  ihr 
angestammtes  Herrschaftsrecht  allmählig  bei  der  Nation  in 
Vergessenheit  geräth. 

§.  205. 

ni.  Von  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  im  Ver- 
hältnisse zu  auswärtigen  Staaten. 

I.  Die  Frage  nach  der  Legitimität  des  Staatsherrschers  ist 
zunächst  eine  Frage  des  inneren  Staatsrechts,  da  es,  an  sich 
betrachtet,  Sache  jedes  einzelnen  Staates  ist,  die  massgeben- 
den Grundsätze  für  die  Beurtheilung  der  Rechtmässigkeit  der 
in  ihm  bestehenden  Herrschaft  in  sieh  selbst  geschichtlich  zu 
entwickeln. 

U.  Da  überdies  in  völkerrechtlicher  Beziehung  jeder  Staat 
als  ein  souveraines  Gemeinwesen  erscheint,  und  daher  Hber 
nichts,  was  seine  inneren  Verhältnisse  betrifft,  ein  anderes  als 
sein  eigenes  Urtheil  anzuerkennen  braucht,  am  wenigsten 
aber  eine  so  wichtige  Sache,  wie  die  Legitimität  seines  Souve- 
räns ist,  von  dem  Belieben  auswärtiger  Begierungen  abhängig 
machen  kann,  so  betrachtet  sich  jeder,  wenn  auch  nur  fak- 
tische Staatsherrscher,  ftlr  befugt,  von  anderen  Staaten  die 
Anerkennung  seiner  Herrschaft  zu  verlangen:  umgekehrt  liegt 
aber,  an  sich  betrachtet,  in  einer  solchen  Anerkennung  von 


4)  Siehe  oben  §.  201. 
s)  Siehe  oben  §.  202,  n. 

Ztfpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  36 
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Seiten  anderer  Staaten  auch  nicht  mehr  als  die  Anerkennung 
einer  Tbatsache  als  einer  geschichtlich  bestehenden^). 

m.  Da  es  aber  anf  der  anderen  Seite  den  versdiiedenen 
enropiUschen  Staaten,  dieOs  wegen  ihrer  yOlkerredididien  Be- 
ziehungen zn  einander,  namentlich  wegen  der  mö^cfaen  Ge- 
fährdung ihrer  eigenen  Sicherheit  und  Unverletstheit,  Iheils 
wegen  der  möglichen  Einflüsse  der  in  einem  Staate  eing^re- 
tenen  Umwälzungen  und  neu  eingeführten  Begierungsmaximen 
auf  die  inneren  Zustande  der  ttbrigen  Staaten,  häufig  nicbt 
gleicbgiltig  sein  kann,  wenn  in  einem  Staate  durch  eine  darin 
stattgehabte  Umwälzung  das  bisher  in  demselben  bestandene 
Legitimitätsprincip  umgestossen  worden  ist,  und  da  diese 
ttbrigen  Staaten  als  souveräne  Gemeinwesen  ebenfalls  nicht 
schuldig  sind,  Aber  die  Frage,  in  me  weit  und  in  welchem 
Masse  ein  derartiges  Ereigniss  ihre  eigenen  Interessen  berührt, 
und  ob  sie  mit  der  usurpatorisch  entstandenen  Begiemng  in 
diplomatischen  Verkehr  treten  und  die  mit  der  fiüheren 
Regierung  bisher  gepflogenen  freundschaftlichen  Beziehungen 
abbrechen  wollen  oder  nicht,  so  bleibt  die  Legitimität  des 
neuen  Herrschers  in  völkerrechtlicher  Beziehung  eben  so 
lange  zweifelhaft  und  im  Schweben,  bis  es  ihm  gelingt,  von 
den  anderen  Staaten  die  Anerkennung  seiner  fiegierung,  be- 
ziehungsweiBe  die  Herstellung  des  diplomatischen  Verkehrs, 
sofern  ihm  daran  gelegen  ist,  entweder  freiwillig  (durch  Un- 
terhandlung) zu  eriangen,  oder  (durch  Krieg)  zu  erzwingen^. 

«)  Sog.  Faü  aecompU,  —  Da  durch  die  Anerkennoiig  einer  sog.  voll- 
endeten Thatsache  der  Anerkennende  noch  keineswegs  die  Rechtlich- 
keit ihrer  Entstehung,  sondern  lediglich  das  Bestehen  eines  gewissen 
Zustandes  anerkennt,  so  erheUt  von  selbst,  dass  durch  eine  solche  Aner- 
kennung andere  Staaten  keine  Rechtswidrigkeit  gegen  eine  gestürzte 
Dynastie  begehen,  sofeme  sie  nicht  derselben  ausdrücklich  ihren  Kron- 
besitz garantirt,  und  vertragsmftssig  ihre  Unterstützung  zur  Behauptung  in 
demselben  oder  zn  seiner  Wiedererlangung  im  Falle  des  Verlustes  zugesagt 
lu^iL  — .  Darin,  dass  eine  Dynastie  solche  GarantieTertrftge  mit  anderen 
Dynastien  schliessen  kann,  liegt  für  Staaten  mit  monarchischer  Bekenn 
schungsform  eine  grössere  Bürgschaft  gegen  einen  dauernden  Sieg  revo- 
lutionärer Bewegungen,  als  die  republikanische  Staatsform  gewähren  kann. 
Für  die  deutschen  Staaten  ist  diese  Garantie  in  den  Bundeszwecken  (B.-A. 
art  2.)  und  den  hieran  sich  anschliessenden  Bondeagesetzen  g^ben. 
(Siehe  oben  §.  112,  153  u.  f.) 

*)  Die  Verweigerung  des  diplomatischen  Verkehrs  gih  im  Völker- 
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IV.  Da  diese  Anerkennung  von  den  einzelnen  Staaten 
mitunter  auch  nur  einzeln  und  nach  und  nach  erlangt  werden 
kann,  so  ergibt  sich,  dass  ein  Souverain  in  Bezug  auf  einige 
Staaten  bereits  als  legitimer  Herrscher  seines  Staates  gelten 
kann,  während  er  von  anderen  noch  nicht  dafür  geachtet  wird^). 

§.  206. 

Von   der  Umwandlung   der  illegitimen   Herrschaft  in 
eine  legitime. 

I.  Vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet  kann 
eine  illegitime  Herrschaft  nicht  anders  in  eine  legitime 
umgewandelt  werden,  als  dass  entweder  die  vertriebene  legi- 
time Dynastie  föimlicb  ihren  Bechten  entsagt,  oder  dieselben 
stillschweigend  aufgibt,  oder  ausstirbt^),  weil  nur  in  die- 
sen Fällen  fortan  der  Kronbesitz  des  bisherigen  Usurpators 
mit  keinem  begründeten  Rechte  mehr  im  Widerspruche  steht. 

n.  Diesen  Fällen  steht  es  in  der  Wirkung  gleich,  wenn 
die  gestürzte  legitime  Dynastie  durch  Verhältnisse  in  die  Lage 
kommt,  dass  die  fernere  Verfolgung  ihres  Rechtes  durch  Waf- 
fengewalt fttr  sie  eine  bleibende  Unmöglichkeit  und  somit  ihr 
Rechtsanspruch  praktisch  bedeutungslos  geworden  ist ^). 

in.  Dies  ist  nach  den  gegenwärtigen  europäischen  Zu- 
ständen der  Fall,  sowie  es  dem  Usurpator  gelingt,  gleichviel 
aus  welchen  Gründen  und  auf  welche  Weise,  die  Anerkennung 
der  Grossmächte,  welche  eine  natürliche  Aristokratie  unter  den 
europäischen  Staaten  bilden,  zu  erlangen,  und  mit  denselben 
in  diplomatische  Verbindung  zu  treten.  Hiermit  hat  der  Thron- 
besitz  der  neuen    Dynastie  (auch    ohne    ein    ausdrückliches 


rechte  stets  als  Aasdruck  der  Nichtanerkennung  einer  Begierung  als  herr- 
Bchaftsbercchtigt,  oder  als  Ausdruck  feindlicher  Gesinnung. 

')  Der  Grundsatz  des  Civilrechtes :  „Die  Legitimität  ist  untheil- 
bar''  findet  in  diesen  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechtes  keine  An- 
wendung. 

*)  Um  die  Yermuthung  einer  stillschweigenden  Entsagung  auszu- 
schliessen  und  ihr  Herrschaftsrecht  für  den  Eintritt  veränderter  Umstände 
zu  wahren,  pflegen  daher  gestürzte  Dynastien  gegen  ihre  Entsetzung  förm- 
liche Proteste  einzulegen. 

*)  Sehr  unpassend  sprechen  hier  Manche  von  einer  staatsrecht- 
lichen Verjährung;  s.  oben  §.  75  Note  6. 

36* 
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Garantieversprechen)  eine  thatsächliche  Sicherang  gegen  äussere 
Anfechtung  erhalten  3). 

IV.  Da  aber,  bei  Ermangelung  eines  besonderen  Garantie- 
Versprechens,  hierdurch  noch  keine  Bürgschaft  dafür  gegeben 
ist,  dass  die  Grossmächte  die  neue  Dynastie  auch  fortan 
dauernd  anerkennen  werden,  so  kann  mit  ihrer  etwaigen  spä- 
teren Weigerung  fernerer  Anerkennung  auch  die  durch  ihre 
Anerkennung  bedingte  Legitimität  wieder  hinwegfallen  ^). 

§.  207. 

Von   der  Rechtsgiltigkeit  der  Handlungen  eines  Zwi- 
schenherrschers nach  Eintritt  einer  sog.  Restauration*). 

I.    Im  Allgemeinen. 

I.  Es  hat  von  jeher  eine  grosse  Meinungs -Verschiedenheit 
darüber  stattgefunden,  ob  oder  in  wie  weit  eine  gestürzte  oder 


^  .Von  dem  Augenblicke  an,  wo  ein  Staat  mit  der  neuen  Regienxng 
eines  anderen  Staates  in  diplomatischen  Verkehr  tritt,  übernimmt  er  still- 
Bchweigend  die  Verpflichtung,  der  vertriebenen  Dynastie  alle  Rüstungen 
und  dergl.  zur  Wiedererlangung  ihrer  lierrschaft  auf  seinem  Gebiete  zu 
untersagen. 

*)  Dies  war  das  Schicksal,  welchem  Napoleon  I.  erlag. 

*)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  253,  254.  —  Maurenbrecher,  Staatsr. 
§.  146,  Note  1.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  251.  —  K.  S.  Zachariae,  40 Bücher 
(ümarb.)  m.  S.  118  u.  f.  --  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  78.— 
Heffter,  europ.  Völkerrecht,  §.  186.  —  Die  hier  einschlägigen  Redits- 
fragen  sind  besonders  in  Bezug  auf  die  Angelegenheiten  der  westp ba- 
uschen Domänenkäufer  und  Gläubiger  des  ehemaligen  Königreichs  West- 
phalen  vielfach  besprochen  worden.  Vergl.  E.  S.  Zachariae,  über  die 
Verpflichtung  zur  Aufrechthaltung  der  Handlungen  des  Königreichs  West- 
phalen.  1816.  —  W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines 
Staates  an  die  Regierungshandlungen  seines  Yor&hrs  gebunden?  1818, 
S.  52. —  B.  W.  Pfeiffer,  In  wiefern  sind  Regierungshandlungen  eines 
Zwischenherrschers  verbindlich?  1819,  und  dessen  Schrift:  Das  Recht  der 
Kriegseroberung  in  Bezug  auf  Staatscapitalien.  Kassel  1823.  —  L.  Schau- 
mann, die  rechtlichen  Verhältnisse  des  legitimen  Fürsten,  des  Usurpators 
und  des  unteijochten  Volkes.  1820.  —  Urtheil  der  Juristen-Facultät  zu 
Giessen,  in  Betreff  der  westphälischen  Domänenkäufer,  Frkf.  1820.  — 
Stickel,  Beitrag  zu  den  Lehren  der  Gewährleistung  und  der  Rechtsbe- 
ständigkeit der  Handlungen  eines  Zwischenherrschers,  Giessen  1826.  (worin 
S.  41,  42.  zwei  Schreiben  des  k.  preuss.  Staatskanzlers  Fürsten  von  Har- 
denberg, V.  21.  Januar  u.  4.  März  1816,  und  ein  Urtheil  des  0.-A.-Ge- 
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yertriebene  Dynastie  nach  erfolgter  Restanration,  d.  h.  wenn 
sie  später  ihren  verlorenen  Eronbesitz  wieder  erlangt,  ver- 
pflichtet sei,  die  Regiernngshandlangen  der  nsnrpatorischen 
Regierung  anzuerkennen.  Während  Einige,  welche  eben  hier- 
durch, obschon  sehr  mit  Unrecht,  den  rein  dynastischen  Stand- 
punkt einzunehmen  glauben,  eine  solche  Verpflichtung  der 
restaurirten  Dynastie  geradezu  und  ohne  alle  Einschränkung 
verneinen^),  so  neigt  sich  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Pu- 
blicisten  der  älteren,  wie  der  neueren  Zeit  mehrfachen  Unter- 
scheidungen zu,  ohne  dass  jedoch  hierbei  im  Einzelnen  eine 
vollständige  Uebereinstimmung  der  Ansichten  anzutreffen  wäre. 

U.  Soll  hinsichtlich  der  Beantwortung  dieser  Frage  über- 
haupt nicht  alles  blos  in  das  willkührliche  Belieben  der 
restaurirten  Dynastie  verstellt,  sondern,  abgesehen  vom  Rechte 
selbst,  filr  die  Billigkeit  ein  Anhaltspunkt  gefunden  werden, 
so  ist  die  Aufstellung  eines  Princips  unumgänglich  noth- 
wendig. 

lU.  Dieses  Princip  kann  nicht  das  sog.  Staats-  und  völ- 
keiTechtliche    Postliminium    {jus  postliminit)   selbst  sein, 


richtes  zu  Kassel  v.  27.  Juni  1818.  —  J.  G.  K.,  können  die  vormaligen 
Schuldner,  der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten 
Kapitalien  sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten 
Eroberer  derselben  die  Schuld  getilgt  haben?  1814.  —  Kl  über,  öffentl. 
R.  §.  169.  Note  e.  —  v.  Bülow,  Abhandlungen  ttber  einzelne  Materien 
des  röm.  bürgerl.  R.  Bd.  L  S.  1  u.  f.  —  Jacobson,  Denkschrift,  die 
Staatsschuld  des  ehemaligen  K.  Westphalen  betr.  Berlin  1852.  —  H.  A. 
Zachariae,  über  die  Verpflichtung  restaurirter  Regierungen  aus  den 
Handlungen  einer  Zwischenherrschaft,  in  der  Zeitschr.  für  die  ges.  Staats- 
wissenschaft, Tübingen  1853,  Bd.  IX,  S.  79  u.  f.  —  Von  besonderer  Wich- 
tigkeit ist  der  Gommissionsbericht  (Ref.  v.  Wangenheim)  im  Prot, 
der  B.-V.  v.  5.  Juni  1823,  §.  98.  und  der  Gommissionsbericht  vom  3.  März 
1853,  Prot  der  B.-V.  §.  50.    (Ref.  v.  Oertzen.) 

^)  Auf  dieser  Ansicht  bemhten  einige  Abstimmungen  am  Bundestage 
über  den  in  Note  *)  angef.  Gommissionsbericht  v.  5.  Juni  1823.  —  Nament- 
lich drückte  Oester reich  sein  „Bedauern"  über  die  demselben  zu  Grunde 
gelegten  entgegengesetzten  Ansichten  aus.  Prot.  d.  B.-V.  1823,  §.  164, 
S.  645.  —  Von  den  Schriftstellern  hat  sich  nur  Schaumann  in  der 
angef.  Abhandlung  in  gleicher  Weise  ausgesprochen.  Dass  diese  Auffassung 
aber  eben  vom  dynastischen  Standpuncte  aus  nicht  haltbar,  und  sogar  sehr 
bedenklich  ist,  hat  H.  A.  Zachariae  a.  a.  0.  (Tübinger  Zeitschr.  Bd.  IX. 
S.  80  u.  f.)  gut  ausgeführt. 
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denn  gerade  das,  was  nnter  einem  solchen  va  TeiBtdien,  und 
wie  weit  es  gehe,  ist  die  hier  m  beantwortende  Frage ,  und 
eben  hierttber  fehlt  es,  da,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  die 
Onindsätze  des  römischen  Rechtes  als  solche  und  mit  ihren 
mannigfachen  Eigenthtlmlichkeiten  heut  zn  Tage  für  das  Öffent- 
liche Recht  nicht  massgebend  sein  können^),  an  allen  posi- 
tiven gemeinverbindlichen  Normen. 

IV.  Bei  der  Anfstellnng  eines  Princips  mnss  man  von  der 
Gnindansicht  ausgehen,  dass  weder  der  Wechsel  der  Dynastie, 
wie  z.  B.  bei  feindlicher  Eroberung,  noch  die  Ver&ndentng  der 
Staatsform,  sei  es  Umwandlung  der  Monarchie  m  eine  Re- 
publik oder  umgekehrt,  den  Staat  an  sich  aufhebt,  und  dass 
ein  Land  der  Natur  der  Sache  nach  keinen  Augenblick  ohne 
Regierung  seb  kann^). 

V.  Es  thut  daher  der  Usurpator^)  nicht  darin  unrecht, 
dass  er  regiert,  nachdem  er  zur  höchsten  Gewalt  gelangt 
ist,  sondern  die  Rechtswidrigkeit  der  Usurpation  ist,  und  zwar 
eben  vom  dynastischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  nur  eine 
relative,  d.  h.  sie  liegt  nur  darin,  dass  durch  sie  eine  ähere, 
somit  besser  berechtigte  Dynastie  an  der  Regierung  verhindert 
wird.  Die  Verletzung  der  besonderen  Ansprüche  der 
gestürzten  Dynastie  auf  die  Regierung  ist  daher  das  Kriterium, 
wonach  zu  benrtheilen  ist,  welche  Regierungshandlungen  eines 

3)  Ausdrücklich  erkennt  dies  an:  Heffter,  Völkerrecht,  §.  187,  189. 

*)  Siehe  oben  §.  72.  Nr.  L  —  Es  ist  dieses  Princip  fast  ohne  Aus- 
nahme (siehe  Note  2.)  von  allen  Publicisten  anerkannt,  wenn  gleich  nidit 
gleichmässig  entTvickelt  Die  meisten  leiten  dieses  Prindp  aber  aas  der 
sog.  Theorie  des  „ewigen"  Staates  fm  abstracto)  ab,  welcher  aus  jedem 
Regenten  spreche,  so  z.  B.  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  (Tübinger  Zeitschr. 
Bd.  IX.  S.  92),  was  zwar  allerdings  nichts  anderes  ist,  als  eine  noch  nicht 
zur  völligen  Klarheit  durchgearbeitete  Theorie  der  Staatspersönlich- 
keit (siehe  oben  §.  57),  die  aber  eben  ihrer  Unklarheit  wegen  sich  nicht 
scharf  von  der  Theorie  der  sog.  Staatssouverainet&t  (siehe  oben  §.  54) 
unterscheidet  Eben  hier^i  liegt  aber  der  Grund,  warum  die  Anerkennung 
des  oben  aufgestellten  Princips  in  der  Praxis  so  oft  auf  Schwierigkeiten 
bei  den  Regierungen  stösst,  die  am  Legitimitjttsprincipe  festhalten,  und  doch 
beruht  dieses  Princip  lediglich  auf  der  rein  praktischen  AnffiMwmg 
'der  geschichtlichen  Zustände. 

^)  Dies  kann  nach  Umständen  das  Volk  selbst  sein,  wenn  es  nämlich 
nach  Vertreibung  der  Dynastie  durch  Revolution  eine  republikanische 
Selbstrcgierung  einrichtet. 
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Usurpators  die  restanrirte  Dynastie  als  fttr  sich  absolut  an- 
verbindlich  zu  erklären  befiigt  ist 

VI.  Die  Beachtang  dieses  an  sich  dorchgrisifenden  Orund- 
satzes  ist  besonders  wichtig  in  dem  Falle,  wo  der  Tom 
dynastischen  Standpunkte  ans  als  Usurpator  zu  betrachtende 
Staatsberrscher  nicht  selbst  die  ältere  Dynastie  gestttrzt  hat, 
sondern  erst,  nachdem  deren  Sturz  durch  andere  Kräfte,  z.  B. 
durch  eine  demokratische  Revolution  oder  durch  eine  fremde 
Eroberung  und  Incorporation  des  Landes  in  einen  anderen 
Staat  bewirkt  worden  war,  zur  Regierung  gelangt  ist,  wie 
z.  B.  durch  Umsturz  der  neugeschaffenen  Republik,  oder 
durch  Abtretung  des  Landes  von  jenem  Souverain,  welcher  es 
in  Folge  einer  Eroberung  und  dergl.  an  sich  gerissen  hatte  ^). 

Vn.  Im  Uebrigen  sind  zwei  Fälle  wohl  zu  unterscheiden, 
und  werden  auch  heut  zu  Tage  regelmässig  in  Theorie  und 
Praxis  scharf  unterschieden,  nämlich:  1)  der  Fall,  wenn  die 
Usurpation  selbst  noch  zu  keiner  Befestigung  gelangt  war,  und 
filr  sich  selbst  noch  keinen  anderen  Charakter  als  den  einer 
sog.  provisorischen  Regierung  in  Anspruch  nehmen  konnte ; 
und  2)  der  Fall,  wenn  dieselbe  sich  bereits  als  einen  defini- 
tiven Zustand  constituirt  hatte,  d.  h.  wenn  ihr  der  Charakter 
einer  sogen.  Zwischenherrschaft  im  eigentlichen  Sinne 
beigelegt  werden  muss^). 


^)  Ersteres  war  z.  B.  der  Fall  bei  Napoleon  I.  und  Napoleon  EH.; 
LetEteres  bei  der  Gründung  des  Königreiches  Westphalen. 

^)  Ein  dritter  FaU,  den  man  hier  zu  unterscheiden  pflegt  (siehe 
Heffter,  Völkerrecht,  §.  185  u.  f.),  dass  nämlich  ein  fremder  kriegführen- 
der Staat  in  das  Land  einMt,  und  sich  desselben  oder  eines  Theiles  davon 
bem&chtigt,  oder  als  Eriegs-Schauplatz  bedient,  ohne  die  Absicht,  die  legi- 
time Dynastie  daraus  zu  verdrängen  und  sich  selbst  zum  bleibenden  Herrn 
des  Liuides  zu  machen,  gehört  nicht  in  das  Staatsrecht,  sondern  in  das 
Völkerrecht  Was  in  solchem  Falle  von  dem  eingedrungenen  krieg- 
führenden Theile  geschieht,  kann  von  Seiten  des  Staates,  in  welchen  die 
Invasion  geschah,  nur  aus  dem  Standpunkte  der  kriegerischen  Ge- 
waltthat  betrachtet  und  beurtheilt  werden.  In  privatrechtlicher 
Beziehung  kann  hier  nur  von  Eriegsschäden  die  Bede  sein.  (Siehe 
§.  206  Note  4.) 
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§.  208. 

n.  Rechtsverhältnisse  bei  der  Vertreibung  einer  blos 
provisorischen  Regierung. 

L  Gelangt  eine  Dynastie  nach  der  Veitreibmig  einer  Be- 
gienmgy  welche  zu  keiner  definitiven  Constitoirnng  gekommen 
ist,  und  die  sich  daher  selbst  als  eine  blos  provisorische 
zu  bezeichnen  pflegt,  wieder  in  den  Besitz  der  Herrschaft^  sei 
es  durch  eine  von  dem  Volke  selbst  ausgegangene  Gegenre- 
volution, oder  durch  Fortsetzung  des  Kampfes  mit  eigenen 
Mitteln,  oder  durch  Unterstützung  ihrer  Bundesgenossen,  so  ist 
der  Zwischenzustand  lediglich  als  ein  misslnngener  Versuch  der 
Vertreibung  der  legitimen  Dynastie,  als  eine  blosse  Krön* 
besitzstörung  zu  betrachten <). 

II.  Da  in  diesem  Falle  der  interimistische  Znstand  selbst 
notorisch  den  Charakter  der  Unsicherheit  und  Unbestän- 
digkeit an  sich  trägt,  so  kann  er  als  selbst  blos  Thatsäch* 
liebes,  und  somit  offenbar  Rechtswidriges,  auch  dem  Principe 
nach,  keine  Rechtsfolge  erzeugen,  welche  über  seine  Dauer 
hinaus  eine  Wirkung  äussern  könnte. 

III.  Die  von  der  provisorischen  Regierung  ausgeübte 
Herrschaft  erscheint  somit  durchaus  als  eine  unrechtmässige 
Gewalt,  Alle  Anordnungen,  welche  sie  getroffen  hat,  alle 
ihre  Regierungshandlungen  verlieren  mit  dem  Aufhören  ihres 
Bestandes  alle  Giltigkeit,  ohne  dass  es  einer  besonderen  aus- 
drücklichen Aufhebung  derselben  bedarf.  Hier  tritt  mit  der 
Restauration  der  legitimen  Dynastie,  d.  b.  mit  der  Beseitigung 
des  bisherigen  faktischen  Hindernisses  ihrer  Herrschaft,  ohne 
Weiteres  {ipso  jure)  die  frühere  Verfassung  und  Gesetzgebung, 
mit  einem  Worte  der  gesammte  frühere  Rechtszustand  wieder 
in  Wirksamkeit  2). 

*)  Dies  ist  z.  B.  auch  da  der  Fall,  wo  die  revolutionäre  Regierang, 
wie  z.  B.  in  Baden  1849,  der  Anmaassung  der  Hoheitsrechte  ungeachtet, 
es  vermeidet,  die  aus  dem  Lande  gedrängte  Dynastie  für  abgesetzt  zu 
erklären.  Die  hier  nachstehend  besonders  erörterten  Rechtsfragen  sind 
insbesondere  solche,  deren  praktische  Bedeutung  nach  Beendigung  der 
badischen  Revolution  1849  sehr  deutlich  bemerkbar  geworden  ist 

')  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  ist  es  nichts  desto  weniger  gebräuch- 
lich, dass  die  restaurirte  Dynastie  sofort  alle  Verfügungen  und  Handlungen 
der  provisorischen  Regierung  für  nichtig  erklärt 
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IV.  Der  interimistiflche  Zustand  erscheint  hiemach  nicht 
nur  als  ein  rechtswidriger ,  sondern  auch  als  ein  verbreche- 
rischer; und  die  Theilnehmer  an  seiner  Heryormfang  oder 
Vertheidigung  verfallen  nach  dem  Grade  ihres  Verschuldens 
den  wieder  in  Wirkung  tretenden  Strafgesetzen,  da  deren  fort- 
währende Geltung  rechtlich  nicht  als  aufgehoben  betrachtet 
werden  kann.  Hier  kann  also  auch  nur  die  Bede  davon  sein, 
in  wiefern  der  von  der  provisorischen  Regierung  ausgeübte 
Zwang  den  Einzelnen ,  insbesondere  den  Beamten,  Militärper- 
sonen u.  dergl.  als  eine  Entschuldigung  für  den  der  pro- 
visorischen Regierung  geleisteten  Gehorsam  dienen  kann, 
worüber  nach  gemeinen  Rechtsgrundsätzen  und  den  für  Beamte, 
Militairpersonen  u.  dergl.  etwa  bestehenden  besonderen  Dienst- 
vorschriften zu  entscheiden  ist. 

V.  Aus  Rücksicht  auf  den  von  der  provisorischen  Regie- 
rung durch  ihr  Dasein  an  sich  gesetzten  Zwang  muss  auch 
die  an  dieselbe  geschehene  Erfüllung  einer  an  sich  begründeten 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  wie  die  Bezahlung  der  gesetzmässigen 
Steuern,  als  giltig  von  den  Pflichtigen  geschehene  Leistung 
betrachtet  werden,  und  kann  die  restaurirte  Regierung  solche 
Leistungen  nicht  als  nicht-geschehen  betrachten,  wohl  aber  nach 
dem  Staatsbedürfnisse  neue  Steuern  im  gesetzlichen  Wege 
ausschreiben.  Aus  Rücksicht  darauf,  dass  hier  die  legitime 
Regierung  zeitweise  die  Pflichtigen  nicht  in  ihrem  Rechte,  an 
die  gesetzmässige  Herrschaft  ihre  Verpflichtungen  abzuführen, 
schützen  konnte,  —  was  die  Pflichtigen  von  ihr  zu  erwarten 
berechtigt  waren,  —  können  hier  die  Grundsätze  des  Givil- 
rechts,  wonach  der  Schuldner  durch  den  von  einem  Dritten 
ausgeübten  ungerechten  Zwang  nicht  von  der  Verpflichtung 
gegen  seinen  Gläubiger  befreit  wird,  keine  Anwendung 
finden. 

VI.  Ganz  das  Gleiche  muss  gelten,  wenn  die  provisorische 
Regierung  Aktivkapitalien  des  Staates  gekündigt  und  von 
den  Schuldnern  eingetrieben  hat,  gleichviel  ob  die  Schuldner 
durch  Urtheile  der  von  der  provisorischen  Regierung  in  Ab- 
hängigkeit von  sich  gebrachten  Gerichte  zur  Zahlung  vemr- 
theilt,  oder  sonst  dazu  gezwungen  oder  mit  einer  voraussichtlich 
unter  den  bestehenden  Umständen  unabwendbaren  Exekution 
bedroht  worden  sind. 
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VII,  Als  giltig  muBS  auch  alles  das  betrachtet  werden, 
was  die  noch  von  der  legitimen  Regierung  angestell- 
ten Beamten,  welche  die  proyisorische  Regienmg  etwa  im 
Amte  gelassen  hat,  besonders  wenn  sie  derselben  nicht  oder 
nnr  mit  Vorbehalten  gehuldigt  haben,  und  die  nnr  in  der 
guten  Absicht  im  Amte  geblieben  sind,  um  grösseres  Unheil 
zu  verhliten,  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Amtsbefug- 
nis s  gethan  haben,  wie  z.  B.  die  von  denselben  den  alt^ 
Gesetzen  gemäss  gefällten  Civil-  und  Strafurtheile  in  gemeinen 
Criminalsachen,  weil  ihre  Amtsth&tigkeit  in  soweit  als  unbe- 
rührt Yon  der  Usurpation  geblieben  zu  betrachten  ist 

Vin.  Femer  muss  als  giltig  betrachtet  werden,  was  die 
usurpatorische  Regierung  gemäss  der  rechtmässigen 
Landesgesetzgebung  und  dadurch  auch  zur  Erfüllung  der 
für  die  legitime  Regierung  begründeten  Verbindlichkeiten  gethan 
hat,  z.  B.  die  Fortzahlung  der  Gehalte  der  in  ihrem  bis- 
herigen Amte  verbliebenen  Beamten. 

IX.  Ungiltig  und  unverbindlich  sind  dagegen  alle 
Handlungen  der  usurpatorischen  Regierung,  welche  in  Folge 
der  angemassten  Hoheits rechte  vorgenommen  worden 
sind,  z.  B.  neue  Anstellungen,  Beförderungen  von  Beamten  und 
Offideren.  Daher  können  auch  die  Personen,  welche  von  der 
provisorischen  Regierung  Gtehalte  oder  Gehaltseriiöhungen  er- 
halten haben,  zur  Rückerstattung  der  betreffenden  Bezüge  an- 
gehalten werden,  und  was  solche  Personen  in  angemasster 
amtlicher  Thätigkeit  gethan,  verfttgt  oder  geurtheilt  haben,  ist 
von  Haus  aus  nichtig. 

X.  Die  restaurirte  Dynastie  ist  auch  nicht  schuldig,  Ver- 
äusserungen  anzuerkennen,  welche  die  provisorische  Re- 
gierung mit  dem  Staats-  oder  Domänengute  vorgenommen  hat: 
sie  ist  befugt,  dieselben  als  nichtig  zu  erklären  und  ohne 
Entschädigung  von  den  Erwerbern,  es  mögen  diese  tüido  one- 
roso  oder  luerativo  erworben  haben,  zu  vindiciren;  denn  jed^ 
Private,  der  mit  einer  provisorischen  Regierung  ein  solches 
(Geschäft  eingeht,  muss  sich  selbst  sagen,  dass  er  nur  einen 
unsicheren  Besitztitel  von  ihr  erlangen,  und  das  Geschäft  nur 
einen  aleatorischen  Charakter  haben  kann^). 

s)  Yoet,  Comment.  ad  Fand.  Lib.  XXI.  Tit  ü.  No.  YL  —  Sticke!, 
a.  a.  0.  S.  13,  19. 
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XL  Ans  gleichem  Grunde  ist  auch  die  restanrirte  Begie- 
nuDg  nicht  schnldigi  Verpflichtongen  ansnerkennen,  welche 
die  proviBorische  Regierang  dnrch  Verträge  ttbemommen  hat; 
sie  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  die  von  der  provisorischen 
Segierang  aufgenommenen  Darlehen  als  solche  anzuer- 
kennen und  deren  Zurückhaltung  aus  der  Staatskasse  zu  ge- 
statten. Eine  Ausnahme  könnte  nur  in  dem  Falle  Air  begründet 
erachtet  werden,  wenn  der  Oläubiger  eine  versio  in  rem  be- 
weisen, z.  B.  darthun  könnte,  dass  die  von  ihm  dargeliehenen 
Gelder  ausdrücklich  nur  zu  solchen  Zwecken  vorgeschossen 
und  wirklich  und  lediglich  nur  zu  solchen  Ausgaben  verwendet 
worden  sind,  welche  auch  bei  dem  ununterbrochenen  Fortbe- 
stande des  gesetzlichen  Zustandes  von  der  legitimen  Staats- 
regienmg  hätten  gemacht  werden  müssen,  und  dass  somit  die 
dargelieh^en  (Felder  nicht  ftlr  Bevolutionszwecke  oder  sonst 
zur  Bekämpfung  der  legitimen  Begierang  aufgenommen  und 
verbraucht  worden  sind. 

Xn.  Zwangsanleihen,  Zwangslieferungen  u.  dergl. 
aber,  welche  die  provisorische  Begierung,  sei  sie  eine  revolu- 
tionäre oder  kriegerisch  feindliche,  von  einzelnen  Gemeinden 
oder  Privaten  erhoben  hat,  und  andere  durch  den  Bevolutions- 
oder  Kriegszustand  den  Gemeinden  oder  Privaten  zugegangene 
Beschädigungen,  müssen  wie  Eriegsschäden  von  der 
Staatskasse  ersetzt,  und  beziehungsweise  zu  diesem  Zwecke 
auf  die  Gesammtheit  der  Staatsbürger  repartirt  werden^), 
wobei  dem  Staate  der  Bückgriff  auf  die  Urheber  des  Bevolu- 
tionszustandes  oder  der  Beschädigung  überhaupt  vorbehalten 

bleibt^. 

XTTL  Vorschüsse,  Darleihen  und  ähnliche  Zahlungen, 
welche  die  provisorische  Begierung  an  Privaten  oder  Gemein- 
den aus  Staatsgeldern  gegeben  hat,  ist  die  restaurirte  Begie- 
rung ßir  ungiltig  zu  erklären  berechtigt,  weil  jede  derartige 
Verfügung  der  provisorischen  Begierung  über  die  Staatsgelder 
als  eine  unbefugte  zu  betrachten  ist.    Welcher  Klage  sich 

«)  Vergl.  G.  M.  Weber,  über  die  Bepartition  der  Kriegsscfaäden. 
Würzburg  1797. 

>)  HinBichtlich  der  Beschädigangeii  im  Kriege  mit  einem  fremden  Staate 
ist  es  Sache  der  Friedensunterhandlungen ,  eine  Verständigung  über  die 
etwa  von  dem  feindlichen  Staate  zu  leistende  Entschädigung  herbeizuführen. 
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dabei  der  Fiskus  za  bedienen  nnd  gegen  welche  Personen 
der  FiBkns  seinen  Ansprach  zn  verfolgen  hat,  ist  mit  Bflcksicht 
anf  die  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles  nach  den  gewöhn- 
lichen civiUstisohen  Grundsätze  über  den  Schadenersatz  zu 
ermessen  % 

§.  209. 

in.    Rechtsverhältnisse  bei  der  Aufhebung  einer 
eigentlichen  Zwischenherrschaft, 

1)   bezüglich    dör  Gesetze    und    allgemeinen   Verord- 
nungen. 

I.  Hat  eine  wirkliche  Zwischenherrschaft  (§.  207. 
VII,  2.)  stattgefunden,  so  muss  die  Rücksicht  darauf,  dass  ein 
solcher  Zustand,  in  welchem  der  Zwischenherrscher  nicht  nur 
die  Gerichte  vollständig  in  Abhängigkeit  von  sich  gebracht, 
sondern  auch  die  Anerkennung  seiner  Herrschaft  von  Seiten 
der  Grossmächte  erlangt  hatte,  als  ein  definitiver,  d.  h.  als 
ein  solcher  erscheint,  far  dessen  künftige  Beseitigung,  so  wie 
für  die  dereinstige  Wiederherstellung  der  vertriebenen  Dynastie 
keine  begründete  Wahrscheinlichkeit  vorhanden  ist,  auf  das 
Wiederherstellungsrecht,  (das  sog.  jus  posiliminü)  der  restau- 
rirten  Djuastie  einen  wesentlichen  Einfluss  äussern^). 

IL  In  diesem  Falle  erscheint  nämlich  das  Herrscherrecht 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  sowohl  blos  als  gestört  in 
seiner  Ausübung  durch  eine  rechtswidrige  Auflehnung, 
als  vielmehr  als  einstweilen  aufgehoben  und  bei  Seite 
gestellt  oder  Susp endirt  durch  die  Macht  der  Ereignisse,  d.  h. 
durch  eine  vollendete  Thatsache,  welche  an  sich  fähig 
ist,  einen  neuen  Recbtszustand  zu  begründen,  und  die 


^)  So  z.B.  wurden  dieEmpfänger  solcher  Vorschüsse  zur  Erstattung 
verurtheilt  durch  ürtheü  des  Hofgerichts  in  Mannheim,  v.  20.  Nov.  1850, 
bestätigt  durch  Urtheil  des  Oberhofgerichts  daselbst  v.  27.  October  1851, 
in  Sachen  des  grossh.  Fiscus  gegen  G...  and  Genossen. 

*)  Darin,  dass  der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischenherrscher  restaa- 
rirte  Staatsherrscher  weit  mehrere  Regierungshandlungen  desselben  anzu- 
erkennen hat,  als  wenn  er  gegen  eine  blos  provisorische,  revolutionäre 
Regierung  restituirt  wird,  sind  im  Allgemeinen  alle  Publicisten  einverstanden. 
Vergl.  die  Zusammenstellung  bei  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tab.  Zeit- 
schrift   Bd.  IX.    S.  84  u.  f. 
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einen  solchen  sogar  (zeitweilig)  begründen  mnss,  weil  Land 
und  Volk  während  der  Zeit^  wo  es  der  legitimen  Dynastie 
unmöglich  war,  zu  regieren,  doch  nicht  ohne  Regierung 
bleiben  konnten,  und  daher  eben  so  berechtigt,  wie  ge- 
uöthigt  waren,  die  unter  allen  Umständen  unentbehrliche 
Staatspersönlichkeit  (§.  57,)  in  der  nach  den  Umständen 
allein  möglichen  Weise,  d.  h.  durch  Anerkennung  der  Zwi- 
schenherrschaft, aufrecht  zu  erhalten^). 

III.  Die  Umstände,  welche  in  solchem  Falle  die  legitime 
Dynastie  an  der  Regierung  hinderten,  sind  daher  ebenso  als 
eine  vis  majore  oder  als  ein  casus  aufzufassen,  als  es  die 
restaurirte  Dynastie  als  einen  Glücksfall  zu  betrachten  hat, 
dass  sie  durch  neuere  Ereignisse  ihr  Herrscherrecht  wieder 
aufleben  sieht.  Wenn  daher  auch  die  vertriebene  Dynastie 
den  Rechtsgrund  ihrer  Restauration  in  ihrem  alten  Rechts- 
titel finden  darf  und  muss,  und  um  dies  auszudrücken,  ihre 
Regierungsjahre  s6  fortzuzählen  pflegt,  als  wenn  eine  Unter- 
brechung (Suspension)  ihrer  Regierung  nie  stattgefunden  hätte, 
80  ist  doch  ihre  Herrschaft  dem  Volke  und  den  Grossmächten 
und  anderen  europäischen  Staaten  gegenüber,  der  Sache  nach 
doch  nur  von  jetzt  an  (ex  nunc)  wieder  hergestellt,  d.  h.  sie 
ist  eben  so  wenig  befugt,  dem  Lande  oder  Volke,  welches  sie 
in  dem  legitimen  Zustande  zu  erhalten  und  zu  schützen  bisher 
keine  Macht  gehabt  hatte,  einen  Vorwurf  daraus  zu  machen, 
dass  es  dem  Usurpator  gehorcht  hat 3),  als  sie  befugt  ist, 
den  Grossmächten  oder  anderen  Staaten  einen  Vorwurf  daraus 
zu  machen,  dass  sie  den  Zwischenherrscher  als  regierenden 
Sou verain  anerkannt  hatten  und  mit  demselben  in  diploma- 
tischen Verkehr  getreten  waren. 


*)  Für  die  Staatspersönlichkeit  ist  es  ganz  gleichgiltig,  wer  der 
Staatsherrscher  ist,  ob  er  legitim  ist  oder  nicht;  sie  besteht  so  lange  als 
überhaupt  irgend  ein  Herrscher  vorhanden  ist;  darum  besteht  sie  auch,  wie 
oben  §.  57  gezeigt  wurde,  sowohl  neben  der  Fürsten-  als  Volkssouverainetät. 

^)  Hiermit  ist  keineswegs  gesagt,  dass  die  restaurirte  legitime  Re- 
gierung nicht  das  Recht  hätte,  diejenigen  Individuen,  welche  bei  ihrer 
Vertreibung  oder  dem  Umstürze  der  Verfassung  als  Urheber  oder  handelnde 
Theilnehmer  in  verbrecherischer  Weise  thätig  waren,  zur  Verantwortung 
und  Strafe  zu  ziehen.  Doch  püegt  häufig  in  solchen  Fällen  eine  mehr 
oder  minder  ausgedehnte  Anmestic  ertheilt  zu  werden. 
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IV.  Es  kann  daher  die  restanrirte  Dynastie  nur  das  ab 
ein  Unrecht  betrachten ,  dass  sich  der  Usurpator  im  Wider- 
spruche mit  ihrem  Sechtstitel  in  den  Eronbesitz  gesetzt  bat, 
nicht  aber  das,  dass  er  hiemach  regiert,  d.  h.  dass  er  das 
gethan  hat,  was  nach  den  ZeityerhUtnissen  ihr  selbst  zu  thun 
unmöglich  war,  aber  doch  nichts  desto  weniger  geschehen 
musste,  wenn  nicht  volle  Anarchie  eintreten  sollte,  auf  deren 
Eintritt,  d.  h.  auf  den  gänzlichen  Zerfall  des  Staates  oder  den 
Untergang  der  Staats  persönlichkeit  (§.  57.)  keine  ge- 
stürzte Dynastie  ein  Recht  haben  kann. 

y.  Hieraus  ei^bt  sich  nun  ein  wesentlicher  Unterschied 
der  Stellung  der  restaurirten  Dynastie  zu  den  verschiedenen 
von  der  Zwischenherrschaft  getroffenen  Einrichtungen  und  vor* 
genommenen  Regierungshandlungen,  je  nachdem  dieselben  mit 
ihrem  nie  erloschenen  Rechtstitel  (ihrem  besonderen 
Rechte)  zur  Herrschaft  im  Widerspruche  stehen,  oder  nur  in 
Folge  der  nun  einmal  thatsächlich  eingetretenen  und  durch 
keine  Macht,  selbst  durch  keine  Fiktion  mehr  ungeschehen  zu 
machenden  Suspension  der  Regierung  der  legitimen  Dynastie, 
also  in  Folge  der  f)lr  das  Land  und  Volk  fortdauernden 
Nothwendigkeit  einer  Regierung  Überhaupt,  getroffen  und 
vorgenommen  worden  sind^). 

VI.  In  der  ersteren  Beziehung  ist  die  restanrirte  Dy- 
nastie befugt,  alles,  was  ihrem  rechtlich  nie  erloschenen  Rechts- 
titel widerspricht,  sofort  als  rechtswidrig  zu  erklären  und 
dasselbe  zu  beseitigen;  sie  muss  dies  sogar  thun,  um  ihrem 
eigenen  Rechtstitel  fortan  wieder  die  gebührende  praktische 
Geltung  zu  verschaffen.  Aus  diesem  Orunde  ist  daher  die 
restanrirte  Dynastie  nicht  verbunden,  die  von  dem  Usurpator 
eingeführte  Verfassung  anzuerkennen:  diese  tritt  vielmehr 
ipso  jure  mit  der  Restauration  ausser  Wirksamkeit;  dagegen 
lebt  ebenso  ipso  jure  die  frühere  Verfassung  wieder  auf,  weil 
diese  den  Rechtstitel  für  den  Wiedereintritt  in  die  Herrschaft 
fttr  die  restanrirte  Dynastie  selbst  enthält. 

VII.  In  zweiter  Beziehung  hören  dagegen  die  von  dem 
Zwischenherrscher  getroffenen  Einrichtungen  (Oi^anisationen) 
keineswegs  von  selbst  zu  bestehen  auf,  und  eben  so  wenig 


•)  Siehe  oben  §.  207,  IV.  V. 
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verlieren  die  von  ihm  erlassenen  Gesetze  und  Verord- 
nnngen  nnd  seine  anderen  Regierungshandlnngen  von 
selbst  ihre  Qiltigkeit:  sie  gelten  vielmehr  unnnterbrochen  fort, 
selbst  ohne  ausdrückliche  Bestätigung^  von  Seiten  des  restanrir- 
ten  SouverainSy  so  lange  sie  von  demselben  nicht  ausdrücklich 
aufgehoben  und  ausser  Kraft  gesetzt,  oder  durch  neue  Gesetze 
und  Verordnungen  (die  auf  Grundlage  der  früheren,  oder  einer 
von  dem  restaurirten  Fürsten  etwa  neu  errichteiten  Verfassung 
gegeben  oder  erlassen  werden)  ersetzt  worden  sind^). 

Vni.  Der  restaurirte  Souverain  befindet  sich  daher  den 
Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen  des  Zwi- 
schenherrschers gegenüber  aus  den  oben  angegebenen  Grün- 
den praktisch  in  einer  ähnlichen  rechtlichen  Stellung,  wie 
gegenüber  von  den  Gesetzen  und  allgemeinen  Verordnungen 
eines  legitimen  Regierungsvorgängers.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass  man  seinen  Wiedereintritt  in  die  Regierung  als  eine 
Staatssuccession  zu  bezeichnen  und  aufzufassen nothwen- 
dig  hätte:  auch  würde  diese  an  sich  hier  unpassende  Bezeich- 
nung zu  neuen  Verwirrungen  und  Streitigkeiten  fähren,  weil 
über  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  sog.  Staatssuccession 
selbst  wieder  mancherlei  Meinungsverschiedenheit  besteht®). 


B)  Die  Nichtanerkennung  dieses  Grundsatzes  würde  die  grenzenloseste 
y erwimmg  in  die  restaurirte  Regierung  bringen,  besonders  dann,  wenn  die 
Zwischenherrschaft  sich  längere  Zeit  behauptet  und  wirklich  kr&ftig  und 
tüchtig  regiert  und  durchgreifend  neu  und  zeitgemAss  organisirt  hat  Am 
deutlichsten  zeigte  sich  dieser  Grundsatz  praktisch  in  Frankreich  nach  der 
Bestauration  der  Bourbonen  gegen  Napoleon  I. 

•)  H.  A.  Zachariae,  in  der  Tübing.  Zeitschr.  Bd.  IX.  S.  98  u.  f. 
jEasst  den  Wiedereintritt  des  legitimen  Souyerains  als  eine  wirkliche  Rechts- 
nachfolge oder  Staatssuccession,  nicht  blos  als  ein  derselben  in  einiger 
Wirkung  analoges,  aber  auf  einer  ganz  anderen  rechtlichen  Grundlage 
beruhendes  Yerh&ltniss  auf.  Indem  er  sodann  glaubt,  zwischen  Fällen 
unterscheiden  zu  können,  wo  yon  dieser  ,3echtsnachfolge  in  die- 
selbe Staatsgewalt''  nach  Beseitigung  der  Zwischenherrschaft  über- 
haupt die  Bede  sein  könne  oder  nicht,  gelangt  er  hinsichtlich  der  west- 
phftlischen  Staatsschulden  zu  ganz  unrichtigen  Folgerungen.  VeigL 
unten  §.  210.  Note  3.  —  In  Bezug  auf  das  Königreich  Westphalen  hat 
£.  Wippermann,  in  der  Schrift:  Steht  die  Grafschaft  Waldeck  unter 
hessischer  Lehensherrlichkeit?  Halle  1847.  8.  98  flg.  noch  insbesondere 
die  Ansicht  aufgestellt,  dass  die  Staaten,  aus  welchen  dieses  Königreich 


Digitized  by  LjOOQ IC 


576     §•  210.  Verbindlichkeit  des  restaurirten  Forsten  im  Einzelnen. 

§.  210. 

2)   VerbindKchkeit   des  restaurirten  Fürsten   ans  den 

Regierungshandlungen   des  Zwischenherrschers  im 

Einzehien. 

I.  So  viel  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbindlichkeit  der 
RegierungshandluDgen  des  Zwischenherrschers  im  Ein- 
zehien, abgesehen  von  dessen  Gesetzen  und  allgemeinen 
Verordnungen,  anbetrifit^so  darf  unbedenklich  als  Grundsatz 
ausgesprochen  werden,  dass  der  restaurirte  Souveraüi  jeden- 
falls jene  Regierungshandlungen  des  Zwischenherrsebers  als 
giltig  und  verbindlich  anerkennen  muss,  welche  auch  ein  blos 
in  der  Ausübung  seiner  Regierung  durch  eine  provisorische 
Regierung  zeitweise  gestörter  Sou verain  anerkennen  mfisste. 
Der  restaurirte  Souverain  muss  daher  als  giltig  geschehen  an- 
erkennen: 1)  alle  von  den  Unterthanen  während  der  Zwischen- 
herrschaft geleisteten  Steuerzahlungen,  so  dass  dieselben 
zu  keiner  abermaligen  Zahlung  derselben  Steuern  angehalten 
werden  können;  2)  die  Einhebung  der  Aktivkapitalien 
des  Staates,  so  weit  die  Schuldner  durch  rechtskräftige  Ur- 
theile  der  Gerichte  oder  Zwangsmassregeln  zur  Zahlung  ange- 
halten worden  sind;  und  3)  die  von  dem  Usurpator  aufgelegten 
Zwangsanleihen  und  Zwangslieferungen,  so  dass  die 
Staatskasse  für  deren  Rückzahlung  oder  Ersatz  einzustehen, 
beziehungsweise  die  Regierung,  deren  Repartition  auf  alle  Ge- 
meinden oder  Steuerpflichtigen  zu  veranlassen  hat'). 


gebildet  worden,  sowohl  faktisch  als  rechtlich  antergegangen  wären,  so  dass 
das  Königreich  Westphalen  (1806)  als  ein  völlig  neuer  Staat  entstanden 
wäre ;  ebenso  wäre  sodann  im  J.  1813  das  Königreich  Westphalen  gänzlich 
untergegangen  und  das  Königreich  Hannover,  sowie  das  KurfOrstenthnm 
Hessen  und  das  Herzogthum  Braunschweig,  als  neuer  Staat,  d.  h.  weder 
als  Fortsetzung  des  Königreichs  Westphalen  noch  der  froher  (vor  1806) 
bestandenen  Staaten  Hannover,  Kurhessen  und  Braunschweig,  entstanden, 
wonach  also  die  restaurirten  Regierungen  in  keiner  Weise  befugt  wären, 
gegen  irgend  eine  Handlung  der  untergegangenen  k.  westphäliachen 
B^gierung  zu  reclamiren.  Diese  Ansicht  steht  in  offenbarem  Widerspruch 
mit  dem  Begriffe  einer  Be Stauration,  und  fallen  daher  auch  alle  hieraus 
gezogenen  Consequenzen  als  unstatthaft  von  selbst  hinweg. 
«)  Siehe  §.  208,  IV.  V.  XL 
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U.  Es  rnnss  aber  der  gegen  einen  eigentlichen  Zwischen- 
herrscher restaurirte  Souverain  noch  ausserdem  vieles  als  gütig 
geschehen  anerkennen,  was,  wenn  es  von  einer  blos  provisori- 
schen Begiemng  geschehen  wäre,  nicht  für  rechtsbeständig  zu 
achten  wäre:  nämlich 

1)  die  mit  auswärtigen  Kronen  geschlossenen  Staat s- 
vertrage,  so  weit  sie  nicht  auf  den  Ausschluss  der  restau- 
rirten Dynastie  vom  Throne  abzielen,  sondern  allgemeine  Lan- 
desinteressen, wie  Handels-  und  Schifffahrtsverträge  u.  dergl. 
zum  Gegenstande  haben  ^).  Sind  durch  solche  Staatsverträge 
von  dem  Zwischenherni  einzelne  Kronrechte  in  dem  Tenritorium 
anderer  Fürsten,  z.  B.  eine  Lehensherrlichkeit  über  deren  Ge- 
biete aufgegeben,  oder  Laudestheile  abgetreten  worden^,  so 
bleiben  die  hierdurch  begründeten  Rechtszustände  auch  nach 
der  Restauration  bestehen,  bis  es  dem  restaurirten  Souverain 
gelingt,  durch  neue  Staatsverträge  diese  Rechte  oder  Gebiets- 
theile  zuiUckzuerwerben.  Denn  wenn  der  restaurirte  Souverain 
sich  auch  darauf  beinifen  kann,  dass  die  Verträge  des  Zwi- 
schenherrschers für  ihn  unverbindlich  und  die  fraglichen  Rechte 
somit  ftlr  ihn  nicht  erloschen  sind^),  so  bleiben  sie  doch 
vorerst  unwirksam,  weil  die  anderen  Kronen  nach  völker- 
rechtlichen Gmndsätzen  berechtigt  waren,  mit  dem  Zwi- 
schenherrscher solche  Staatsverträge  zu  schliessen  und  als 
Rechtstitel  zu  betrachten,  und  weil  die  Restauration  von 
dem  zuiUckkehrenden  Fürsten  jedenfalls  nur  innerhalb  seines 
Staatsgebietes,  d.  h.  nur  so  weit,  als  seine  gesetzgebende  und 
verordnende  Gewalt  reicht,  einseitig  mit  praktischer  Wirkung 
durchgeführt  werden  kann.  Diese  Unwirksamkeit  der  ge- 
dachten Rechte  des  restaurii-ten  Fürsten  ist  nach  völkerrecht- 
lichen Grundsätzen  um  so  weniger  da  zu  bezweifeln,  wo  den 
neuen  Erwerbern  deren  Erwerb  durch  fortbestehende  Staatsver- 
träge mit  den  europäischen  Grossmächten  gewährleistet  wor- 
den ist.   Selbstverständlich  sind  die  früher  bestandenen  Rechts- 


*)  Wheaton,  ^I^ments  du  droit  international  1848,  I,  p.  41. 

3)  Siehe  unten  §.  259. 

*)  Diesen  Einwand  erhebt:  L.  Alsberg,  Beitrag  znr  Beantwortung 
der  Frage,  ob  die  Grafschaft  Waldeck  unter  Hessischer  Lehenshoheit  stehe  V 
Cassel  1848.  S.  32.  33. 

Z  8  p  f  1 ,  StaaUrecht.   5.  Aafl.  I.  37 
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ansprttche  des  restaurirten  Soaverains  vollständig  erloschen, 
wenn  er  selbst  derartigen  Garantieverträgen  beigetreten  ist 

2)  Desgleichen  mnss  der  restaarirte  Sonverain  alle  von 
dem  Zwischenherrscher  contraktlich  aufgenommenen  Staats- 
schulden anerkennen,  sofern  bei  ihrer  Aufnahme  die  hierflir 
während  der  Zwischenherrschaft  bestehenden  yeiüassongs- 
mässigen  Vorschriften  beobachtet  worden  sind,  ohne  Un- 
terschied, ob  Inländer  oder  Ausländer  die  Darleiher  oder 
Staatsgläubiger  sind.  Der  Grund  hierron  ist,  dass  das  Auf- 
nehmen von  Staatsschulden  an  sich,  abgesehen  von  der  Frage, 
wer  der  berechtigte  Staatsherrscher  ist,  eine  durch  das  je- 
weilige Bedtlrfhiss  bedingte  Regierungshandlnng  ist,  welche 
nur  die  Staatspersönlichkeit  als  Fiskus  (§.  57.)  berührt, 
die  auch  während  der  Zwischenherrschaft  nicht  aufhört  zu  be- 
stehen, und  weil  auch  keinem  Darleiher  der  Vorwurf  des 
Leichtsinns  oder  des  selbstbewussten  Wagnisses  gemacht  werden 
kann,  wenn  er  sich  mit  einer  Staatsregierung  in  ein  Geschäft 
einlässt,  welche  bereits  die  Anerkennung  der  Grossmächte  erlangt 
hat.  Ob  der  Staat,  in  welchem  die  Zwischenhenrschaft  bestand, 
als  ein  Ganzes  und  mit  unverändertem  Namen  an  den  restaurir- 
ten Souverain  zurttckgegangen  ist,  oder  ob  er,  weil  er  aus  den 
Territorien  verschiedener  vertriebener  Souveraine  mit  einem 
neuen  (GoUektiv-)  Namen  gebildet  war,  in  seine  ursprüng- 
lichen Bestandtheile  wieder  aufgelöst  und  mit  Wegfall  des  bis- 
her geführten  CoUektivnamens  an  die  mehreren  ftüheren  Herr- 
scher zurückgekommen  ist,  muss  als  rechtlich  vollkommen 
gleichgiltig  betrachtet  werden  ^) :  jedoch  kann  in  letzterem  Falle 


B)  Dies  l&ugnet  H.  A.  Zachariae,  in  der  Ttib.  Zeitscbr.  Bd.  DL 
S.  96  u.  fl,  aas  dem  Grande,  weU  die  Staatsschulden  die  Nator  jeder 
dvihrechtlichen  Obligation  theilen  und  also  nur  gegen  die  Person  des 
Schuldners  oder  deren Successoren  geltend  gemacht  werden  könnten, 
somit  nur  jene  Regierung  zur  Bezahlung  der  von  einer  yorherbestandenen 
öffentlichen  Gewalt  contrahirten  Schulden  als  rechtlich  verpflichtet 
betrachtet  werden  könne,  welche  wirklich  als  Nachfolgerin  in  der- 
selben Staatsgewalt  anzusehen  seL  Da  nun  ein  rechtliches  Suc« 
cessionsyerhftltniss  swischen  den  wieder  eingesetzten  recfatmtelgen 
Regierungen  und  der  westph&lischen  Herrschaft  nicht  anzunehmen  sei, 
und  der  Staat,  Königr.  Westphalen,  ganz  angehört  habe,  so  h&lt  der- 
selbe die  restaurirten  rechtmässigen  Regierungen,  welche  Theile  dieses 
Königreichs  wieder  an  sich  genommen  haben,  nicht  f&r  rechtlich  yeibunden, 
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ein  LiqnidatioDBverfahren  zur  Ennittelang  nothwendig  werden; 
in  welchem  Betrage  jeder  der  betreffenden  Staaten  an  der 
Uebemahme  der  Gesammtschnld  sich  zu  betheiligen  hat 

dessen  Staatsschulden  anzuerkennen.  Allein  diese  Argumentation  kann 
nicht  für  richtig  anerkannt  werden,  selbst  wenn  man  einr&umt,  dass  die 
Wiedereinsetzung  einer  rechtmässigen  Regierung  in  ihre,  unter  einer 
Zwischenherrschaft  zu  einem  (jetzt  untergegangenen)  Staate  yerbundenen 
L&nder,  nicht  als  eine  Staatssuccession  (siehe  oben  §.  209,  YIII)  aufzufassen 
sei  In  Bezug  auf  die  Auflösung  eines  Staates  dürfen  überhaupt  nicht  jene 
civilistischen  Grunds&tze  angewendet  werden,  die  für  die  Hinterlassenschaft 
Yon  Privatpersonen  oder  hinsichtlich  der  Stellung  der  Privaten  (nngulij 
zu  den  von  einer  solchen  Umversitas  gemachten  Schulden  gelten,  welche 
bisher  in  einem  Staate  selbst  nur  mit  privatrechtlichem  Charakter  bestanden 
hat  (siehe  oben  §.  113  Note  12).  Hinsichtlich  der  Auflösung  eines  Staates 
muss  vielmehr  der  staatsrechtliche  Grundsatz  entscheiden,  dass,  wenn 
nicht  volle  Anarchie  eingetreten  ist,  seine  Auflösung  und  resp.  die 
Wiedererlangung  der  früheren  Selbstständigkeit  und  Staats- 
individualit&t  seiner  Gebietstheile  nichts  anderes  ist,  als  eine  blosse 
Staatsformver&nderung  (siehe  oben  §.  72.  Nr.  1.),  indem  auch  hier 
die  Staatspersönlichkeit  (§.  57.)  des  bisherigen  CoUektiv- Staates 
keineswegs  absolut  untergeht,  sondern  wie  bei  jeder  Theilung  eines 
Staates,  in  der  Form  mehrerer  Staatspersönlichkeiten  fortbe- 
steht Gerade  darin,  dass  dies  der  Fall  ist,  li^  der  Grund,  wesshalb 
hier  von  gar  keiner  Staatssuccession  zu  sprechen  nöthig  ist,  oder  wenn  es 
geschieht,  dies  eine  in  dem  Sinne  rechtlich  gleichgiltige  Ausdrucksweise 
ist,  als  damit  eben  nichts  anderes  ausgedrückt  werden  kann,  als  die  Ana- 
logie, welche  zwischen  dem  vorliegenden  Falle  und  dem  Fortbestehen 
der  Staatspersönlichkeit  bei  einem  Wechsel  der  legitimen  Herrscher  durch 
Erbfolge  in  mehrfachen  Beziehungen  stattfindet  (§.  209.  Note  6),  Da- 
gegen kann  auch  nicht,  wie  H.  A.  Zachariae,  a.  a.  0.  8.  100.  behauptet, 
als  beweisend  angeführt  werden,  dass  die  deutschen  Bundesstaaten  die 
Schulden  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  nicht  als  fOr  sich  rechtlich 
verbindlich  anerkannt  haben,  denn  eben  dieses  ist  an  sich  eine  offenbare 
Widerrechtlichkeit  gewesen  (siehe  oben  §.  113.  Note  12.),  welche  eben 
desshalb  nicht  selbst  wieder  zu  rechtlichen  Consequenzen  führen  kann,  und 
die  überdies  die  B.-V.  selbst  aus  Billigkeitsrücksichten  vielfach  gemildert 
hat  (siehe  oben  §.  113.  Note  11.);  auch  fand  insofern  keine  Gleichheit  in 
der  Behandlung  der  aus  der  Reichszeit  stammenden  Schulden  statt,  als 
überall  die  ehemaligen  Kreisschulden  als  die  ehemaligen  Kreisstände  oder 
die  an  ihre  Stelle  getretenen  Regierungen  rechtlich  verpflichtend  aner* 
kannt  worden  sind  (siehe  oben  §.  107.  Note  24),  obschon  die  alten  Reichs- 
kreise, die  doch  auch  den  Charakter  einer  politischen  Umveraüa»^  namentlich 
in  Bezug  auf  Schuldenwesen,  hatten,  ebenfalls  43nrch  die  Auflösung  des 
Reiches  erloschen  waren.  —  Wer,  wieH.  A.Zachariae,  bei Beurtheilung 
der  Staatsver&ndemngen  von  der  Theorie   des  ewigen  Staates  ausgeht, 

37» 
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3)  Ebenso  und  ans  gleichen  Gründen,  wie  die  Staats- 
schulden,  muss  auch  die  restaurirte  Dynastie  die  VeiiluaseTiuigen 
Yon  Staatsgütern  und  Domänengütern  anerkennen, 
welche  von  dem  Zwischenherrscher  mit  Beobachtung  der  wäh- 
rend der  Zwischenherrschaft  bestehenden  verfassungsmässigen 
Vorschriften  an  Privaten  veräussert  worden  sind^).  Ob  diese 
Erwerbung  solcher  Güter  von  Seite  der  Privaten  tiiulo  oneroso 
oder  lucraüvo  stattgefunden  hat,  kann  dabei  keinen  Unterschied 
begründen'').    Hält  die  restaurirte  Dynastie  dagegen  die  Wie- 

und  sogar  eine  Staatspersönliclikeit  in  viel  höherem  Masse,  als  hier 
geschieht,  nämlich  als  bis  zur  Staatssou  veraine  tat  (§.  54.)  gesteigert 
anerkennt,  hat  um  so  weniger  Grund,  hinsichtlich  der  von  einem  Zwischen- 
herrscher Contrahirten  Staatsschulden  diejenigen  Folgerungen  in  Abrede  zu 
steUen,  welche  eine  consequente  Entwickelung  der  Idee  der  Staatsper- 
sönlichkeit, wonach  die  jeweilige  definitive  Regierung  als  deren 
Organ  Lasten  auf  das  gesammte  Land  und  zwar  bleibend  zu  I^gen 
befugt  ist,  als  die  logisch  nothwendigen  anerkennen  l&sst.  Wenn  man 
endlich,  was  unbestritten  ist,  anerkennt,  dass  ein  neugebildeter  Staat  die 
auf  seinen  Landestheilen  vor  der  Vereinigung  bereits  haftenden  Schulden 
anerkennen  muss,  so  muss  man  ebenso  anerkennen,  dass  die  einzelnen 
Landestheile  nach  Yerh&ltniss  ihrer  Steuerkraft,  wofär  nach  allgemeinem 
Gebrauche  im  deutschen  Bunde  die  Seelenzahl  als  Massstab  angenommen 
wird,  an  der  Bezahlung  jener  Schulden  Theil  zu  nehmen  rechtlich  verbunden 
sind,  welche  von  dem  CoUektiv-Staate  während  der  Zeit  ihrer  Yerbindung 
aufgenommen  worden  sind,  indem  das  Staatsbedürfniss  des  GoUeküv-Staates 
kein  anderes  war,  als  das  gemeinsame  Bedttriniss  der  sämmtlichen 
Landestheile,  und  Land  und  Volk  in  denselben,  vor,  in  und  nach  der 
Verbindung,  stets  dieselb  en  geblieben  sind.  Der  ganze  Streit  möchte  kaum 
haben  entstehen  können,  wenn  man  sich  des  Gegensatzes  von  Regierung 
und  Land  (Volk)  im  Staate  stets  klar  bewusst  geblieben  wäre.  Die 
sog.  Staatsschulden  sind  tlberhaupt  keine  Regierungsschulden, 
sondern  Landesschulden:  sie  sind  daher  auch  überhaupt  keine  Schulden 
der  Dynastie,  weder  der  legitimen,  noch  der  illegitimen;  der  eigentliche 
Schuldner  ist  hier  immer  nur  das  Land  (Volk),  und  dieser  bleibt  un- 
verändert, wie  auch  die  Dynastien  oder  die  Regiemngsfonnen  wechseln 
mögen:  die  jeweilige  Regierung  ist  nur  das  Organ,  durch  welches 
das  Land  bezüglich  seiner  Schulden  vertreten  wird, .und  desshalb  kann  es 
auch  nur  darauf  ankommen,  ob  die  Schuld  nach  der  zur  Zeit  ihrer  Ent- 
stehung geltenden  Verfassung  gilt  ig  als  Landesschuld  errichtet 
worden  ist  oder  nicht 

«)  A.  M.  ist  in  Bezug  auf  die  Domänen-  und  Privatgüter  des  vertrie- 
benen Souverains  Weiss,  deut  Staatsr.  §.  251. 

7)  Das  allgemeine  Staatsrecht  kann  hier  eine  etwaige  Unterscheidung 
zwischen  einer  Erwerbung  tihUo  lucrativo  und  ühilo  onerogo  nicht  recht- 
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derherstelluDg  des  Staats-  oder  Domänengutes  fttr  nothwendig 
aud  im  Interesse  des  Staates  begründet,  so  gebührt  den  Er- 
werbern für  die  Wiederabtretung  dieser  Güter  an  den  Staat 
oder  das  fürstliche  Hans  Entschädigung  aus  der  Staatskasse, 
nach  den  Grundsätzen,  welche  für  das  Aufgeben  wohlerworbe- 
ner Privatrechte  für  öffentliche  Zwecke  gelten,  und  hat  der 
Staat  (Fiskus)  die  hieraus  erwachsende  Belastung  als  einen 
casuellen,  dem  Lande  durch  die  ungünstigen  Zeitverhältnisse 
^injuria  tempomrn)  zugegangenen  Schaden  zu  tragen^). 

4)  Dasselbe  muss  auch  dann  gelten,  wenn  die  Zwischen- 
herrschaft reines,  nicht  mit  Domäneneigenschaft  behaftetes  P ri- 
y  at  eige  n  th  u  m  der  vertriebenen  Dynastie  ftir  Staatszwecke,  oder 
überhaupt  zum  Fiskus,  eingezogen  und  veräussert  hat^). 

5)  Die  restaurirte  Dynastie  muss  auch  alle  Anstellungen 
im  Civil  und  Militär,  welche  der  Zwischenherrscher  vor- 
genommen hat,  als  für  die  Dauer  &^  Zwischenherrschaft  giltig 
geschehen,  anerkennen,  und  kann  einem  Unterthan  die  An- 
nahme einer  solchen  Bedienung  und  die  Funktion  in  derselben 


fertigen.  Friedensschlüsse  hahen  aber  mitunter  allerdings  diesen  Un- 
terschied gemacht,  z.  B.  der  erste  Pariser  Frieden  y.  30.  Mai  1814,  art.  27. 

*)  Also  auch  Ersatz  der  zur  Verbesserung  der  herauszugebenden  Güter 
gemachten  Verwendungen.  Klüber,  öffentl.  Recht,  §.  254.  —  Ganz  ab- 
weichende Grundsätze  stellt  hierüber  die  kurhessische  Verordnung  vom 
18.  Januar  1814  auf  und  die  authentische  Interpretation  dieser  Verordnung 
in  Bezug  auf  die  Staatskapitale  vom  31.  Juli  1818.  —  Vergl.  auch  die 
herzogl.  braunschweig'sche  Erklärung,  die  Domainenkäufer  und  Pächter 
betreffend,  im  Protokoll  der  Bundestags- Versammlung  vom  30.  Juni  1818. 
—  In  jedem  Falle  muss  man  die  Staatskasse  in  soweit  zur  Entschädigung, 
resp.  Rückgabe  der  empfangenen  Kaufgelder  u.  s.  w.  fiir  verpflichtet  halten, 
als  diese  ihr  selbst  zugeflossen  sind  und  also  eine  versio  in  rem  stattge- 
funden hat  Kl  über,  öffentl.  Recht,  §.  254.  —  Weiss,  System,  §.  251. 
a.  £.  —  Ausdrücklich  ist  dies  anerkannt  in  dem  grossh.  Hess.  Accessions- 
vertrag zur  grossen  Alliance,  d.  d.  Frankfurt,  23.  Nov.  1813,  art.  3.,  in 
G.  V.  Meyer,  Corp.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Bd.  I,  S.  227. 

*)  Wenn  man  einräumt,  dass  die  römischen  Grundsätze  über  das 
jus  pasUiminii  als  solche  keinen  Anspruch  auf  Giltigkeit  im  heutigen 
Staatsrechte  haben ,  was  heut  zu  Tage  allgemein  anerkannt  wird  (s.  oben 
§.  207,  Note  2),  so  fehlt  es  an  aUem  positiv  rechtlichen  Grunde,  den  Mit- 
gliedern der  restaurirten  Dynastie  ein  grösseres  Recht  einzuräumen,  als 
die  Wiederherstellung  in  ihren  verlorenen  Privatbesitze  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung,  und  unter  Entschädigung  der  Erwerber  aus  der  Staats- 
kasse zu  beanspruchen. 
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während  dieses  Zeitraumes  nicht  zum  Vonnurfe  machen  oder 
als  strafbare  Handlung  verfolgen,  da  sie  selbst  in  der  Un- 
möglichkeit war,  zu  regieren;  sie  mnss  auch  alle  Ton  den 
Beamten  während  der  Zwischenherrschaft  nach  den  damals 
bestehenden  Gesetzen  yorgenommenen  Amtshandlungen,  so  wie 
die  von  den  Gerichten  gesprochenen  Erkenntnisse  in  bürger- 
lichen und  gemeinen  Strafsachen  als  giltig  anerkennen;  wohl 
aber  muss  sie  als  befugt  gelten,  Straf urtheile  in  politischen 
Sachen,  welche  etwa  gegen  die  Anhänger  der  Legitimität 
während  der  Zwischenherrschaft  ergangen  sind,  wieder  aufzu- 
heben, weil  diese  mit  dem  Rechtsgrunde  ihrer  wiederher- 
gestellten Herrschaft  im  Widerspruche  stehen. 

6)  Dagegen  kann  der  restaurirte  Souverain  nicht  ftlr  yer- 
pflichtet  erachtet  werden,  die  von  dem  Zwischenherrscher  an- 
gestellten Civil-  und  Militärbeamten  in  ihren  Dienststellen  zu 
belassen,  sondern  er  kann  dieselben  sofort,  ohne  Anerkennung 
von  Pensionsansprüchen,  entlassen,  weil  das  Staatsdienstver- 
hältniss  in  der  Monarchie  nicht  direkt  zwischen  dem  Staats- 
beamten und  der  StaatspersOnlichkeit  (dem  Fiskus), 
sondern  nur  durch  Vermittelung  der  Persönlichkeit  des  Forsten 
besteht  und  durch  den  der  Person  des  Souverains  zu 
leistenden  Diensteid  bedingt  ist,  der  Diensteid  aber,  der  dem 
ZwiBchenherrscher  geleiBtet  worden  ist,  in  geradem  Wider- 
spruche mit  dem  Rechtstitel  der  restaurirten  Dynastie  steht  ^^). 

ni.  Auf  welchem  Wege  die  restaurirte  Dynastie  wieder  zu 
ihrem  Kronbesitze  gelangt  ist,  ob  durch  Wiedereroberung  des  Lan- 
des durch  Hilfe  ihrer  Bundesgenossen,  ob  durch  Rückberufung 
durch  das  Volk  nach  gelungener  Gegenrevolution,  oder  durch 
Staatsverträge  mit  einer  dritten  befreundeten  Macht,  welche  selbst 
das  betreffende  Land  durch  Friedensschlüsse  und  dergl.  von 
dem  Eroberer  oder  Usurpator  erworben  hatte,  ist  in  Bezug  auf 
ihre  rechtliche  Stellung  zu  den  Regierungshandlungen  des 
Zwischenherrschers  ohne  Einfluss^O- 


*^)  In  diesem  Punkte  unterscheidet  sich  wesentlich  der  Wiedereintritt 
einer  legitimen  Dynastie  in  die  Regierung  von  der  eigentlichen  Staatssuc> 
cession  eines  Thronerben,  und  zeigt  sich  deutlich,  dass  die  allerdings  in  vielen 
Beziehungen  begründete  Analogie  zwischen  Beiden  nicht  unbedingt  durchgreift 

*^)  Diese  Unterscheidungen  würden  nur  dann  von  Einfluss  sein,  wenn 
man  die  römische  Lehre  vom  jus  posüindwU  zu  Grunde  zu  legen  bitte. 
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IV.  Es  versteht  sich  fibrigens  von  selbst,  dass  ein  Pri- 
vatmann, welcher  die  von  dem  Fiskus  während  einer  Zwi- 
schenherrschaft erkauften  Güter  weiter  an  einen  anderen  Pri- 
vaten verkauft  hat,  diesem  wegen  deren  sp&terer  Entziehung 
durch  eine  Verordnung  des  restaurirten  legitimen  Souverains 
keine  Entschädigung  zu  leisten  hat,  da  eine  solche  Entwährung 
in  Bezug  auf  das  Kaufgeschäft  ein  rein  casuelles  und  späteres 
Ereigniss  ist^^). 


Zwölfter  Abschnitt. 

Der  Forst  ud  sein  Hais  oder  das  FaMilien-  ud  Thron- 
erbrecht  der  soiverainen  deitschen  FaMilien« 

§.  211. 
Verhältniss    des   Familien-   und  Erbrechtes   der  deut- 
schen souverainen  Familien  zu  dem  sogenannten 
deutschen   Privatfiii-stem-echte  *). 

Zur  Zeit  des  deutseben  Beiches  bezeichnete  man  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  der  landesherrlichen  und  reichsständischen 
Geschlechter,  welches  die  Grundlage  der  legitimen  Er- 


«)  L.  11.  Dig.  de  evictione  (21,  2).  —  Der  Verkäufer  könnte  daher 
nur  aus  einem  besonderen,  für  einen  solchen  Fall  geleisteten  Cautions- 
Versprechen  ersatzpflichtig  werden. 

0  Literatur:  H.  de  Coceji,  deductiones  in  causis  illust  (T.  I)  Lemgo, 
1725.  —  G.  M.  de  Ludolf,  consultationes,  Tom  I— HI,  1731—39.  —  D. 
B.  G.  Struvii,  jurisprudentia  heroica,  VII.  Part.  Jenae,  1743— -53.  — 
J.  F.  W.  de  Neumann,  meditationes  juris  princ.  priv.  Frcf.  a.  M.  T. 
I— IX.  1751—56.  —  J.  J.  Moser,  Familienstaatsrecht  der  deutschen  Reichs- 
stände. II  Bde.  Frankf.  u.  Leipz.  1775.  Dessen:  Persönl.  Staatsr.  d.  deut. 
Reichsstde.  II  Thle.  Frkf.  u.  Leipz.  1775  und  dessen  deutsch.  Staatsrecht, 
Theil  XII  u.  f.  —  J.  St  Pütter,  primae  lineae  juris  priyati  principum, 
speciatim  Germaniae.  Götting.  1789.  Dessen  Beiträge  z.  deut  Staats-  u. 
FOrsten-R.  2  Bde.  Götting.  1777—1779.  u.  dessen  Erörterungen  u.  Beispiele 
z.  deut  St-  u.  Fürsten-R.  Gott  1793.  1794.  —  A.  W.  Heffter,  Beitrage 
z.  deut  St-  u.  Fürstenrecht,  Berlin  182§.  —  Vergl.  auch  J.  C.  Kohl  er, 
Handbuch  des  deutschen  Fürstenrechtes  der  vormals  reichsständischen,  jetzt 
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werbuDg  ihrer  LandesregiernDg  und  Reichsstand- 
Schaft  bOdete,  ab  jut  jmvatvm  iUfiSfrivm,  posonliches, 
Prirat-  oder  Familienstaatsrecht  oder  PriTatftarstenrecht.  Die 
wusenschaftliche  DarsteUnng  dieses  Rechtes  selbst  pflegte  man 
jwrUpmdentia  hnoica  zu  nennen-).  Da  nnnmefar  eine  grosse 
Anzahl  der  ehemals  landesherrlichen  nnd  ^eichsständi:^che1l 
Familien  die  eigentlichen  nnd  höheren  Regiemngsrechte  ver- 
loren haty  so  kann  nur  noch  das  besondere  Familien-  imd 
Erbrecht  der  fibrigen  ehemals  landesherrlichen  nnd  reichsstln* 
diseben  Familien,  welche  gegenwärtig  znr  Sonverainetät 
emporgestiegen  sind,  in  der  Lehre  von  der  Erwerbung  der 
Staatsgewalt  in  Betracht  gezogen  werden^). 

§.  212. 

Stellung  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  deutschen 

souverainen  Familien  im  Rechtssysteme. 

Das  Familien-  nnd  Erbrecht  der  gegenwärtig  sonverainen 
deutschen  Häuser  gehört  eben  so,  wie  dies  zur  Zeit  der  Beichs- 
yerbiudung  hinsichtlich  des  sogeoanuten  Frivatflirstenrechts 
überhaupt  der  Fall  war,  in  einer  Beziehung  dem  Privatrechte, 
in  anderer  Beziehung  dem  öffentlichen  Rechte  an.  Ersteres 
ist  der  Fall,  insoweit  die  Grundsätze  desselben  aus  dem  ge- 
meinen deutschen  Privatrechte  geschöpft  werden,  und 
insofern  man  das  Familien-  und  Erbrecht  überhaupt  in  das 
Privatrecht  zu  rechnen  pflegt:  letzteres  findet  dagegen  insofern 


mittelbaren  Fürsten  und  Grafen.  Sulzbach,  1832.  —  A.  Bauer,  Beitr.  z. 
deut  Privatfarstenrechte.  Gott.  1839.  —  Lei  st,  Lehrb.  d.  deut  Staats-R. 
§.  24  u.  £  —  Gönner,  deut  Staats-R.  §.  233  u.  f.  —  Elüber,  öfientL 
R.  §.  11.  238  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Grds.  d.  deut  St-R.  §.  227  u.  f. 
—  Weiss,  Systd.  deut  St-R,  §.  1.  Note  h;  §.6.  Noteb;  §.252.  Notea: 
§.  238  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut  Staats.  (2.  Aufl.)  §.  63  u.  £ 

*)  Einige  zogen  auch  das  Familien-  und  Erbrecht  der  nicht-rdchsstän- 
dischen,  reichsunmittelbaren  adeligen  Familien,  welche  sie  mit  den  reichs- 
stftndischen  unter  der  Bezeichnung  illustres  zusammensteUten,  unter  den 
Begriff  des  Privatfarstenrechts;  so  z.  B.  Pütter,  prim.  lineae,  §.  2. 

9)  Davon,  in  wiefern  die  standesherrlichen  und  andere  früher  reidis* 
unmittelbare  Familien  noch  an  den  Grundsätzen  des  Privatfiirstenrechts 
Theil  nehmen,  wird  unten  bei  der  Darstellung  der  staatsrechtlichen  Stdfamg 
des  Adels  gehandelt 
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Blatt,  als  eines  Theils  die  eigenthümlichen  Grundsätze  des  Fa- 
milien- nnd  Erbrechtes  der  deutschen  souverainen  Familien  in 
Staatsgrandgesetzen  oder  anderen  politischenRechts- 
normen  wurzeln  und  andern  Theils  dieses  Familien-  nnd 
Erbrecht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  politi- 
schen Verhältnisse  selbst  äussert.  Dieser  zweiseitige  Cha- 
rakter des  Priyatfttrstenrechtes  der  souverainen  Familien  ist 
ein  unmittelbarer  Ausfluss  des  Begriffes  der  Erbmonarchie,  in 
welchem  der  Begriff  der  politischen  Herrschaft  mit  einem  pri- 
vatrechtlichen Begriffe  (der  Erbfolge)  zu  einem  Ganzen  ver- 
bunden ist^). 

§.  213. 

Von  den  Quellen  des  Familien-   und  Erbrechtes  der 
deutschen  souverainen  Panulien  überhaupt. 

I.  Neben  einigen  wenigen  reichsgesetzlichen  Bestimmungen 
erschien  zur  Zeit  des  Reichsverbandes  als  die  vorzüglichste 
Quelle  des  Familien-  und  Erbrechtes  der  reichsständischen 
Geschlechter,  aus  welchen  die  jetzt  regierenden  souverainen  Fa- 
milien hervorgegangen  sind,  die  denselben  zugestandene,  sehr 
ausgedehnte,  jedoch  keineswegs  unbeschränkte  Autonomie^), 
welche  sich  bald  in  der  Form  des  Herkommens,  bald  in  jener 
von  Hausverträgen,  Testamenten,  Statuten,  sog.  Hausgesetzen 
und  pragmatischen  Sanktionen  äusserte.  So  weit  keine  solche 
besonderen  Quellen  vorlagen,  kam  das  gemeine  deutsche 
Privatrecht  zur  Anwendung.  Subsidiär  galten  dabei 
die  recipirten  Rechte,  als  gemeines  Reichsrecht  ^).  Es  be- 
darf daher  das  fttrstliche  Familien-  und  Erbrecht  hier  einer 
besonderen  Darstellung  nur  insoweit,  als  es  auf  Grundsätzen 
beruht,  die  vom  gemeinen  Reichsrechte  abweichen. 

n.  Das  partikuläre  Landesrecht  kam  dabei  un- 
streitig nicht  in  Anwendung,  es  mochte  auf  Herkommen 


*)  Siehe  oben  §.  39  a.  £. 

0  Vergl.  die  im  §.  214,  Note  1.  angeAUirten  Schriften.  —  Ueber  die 
Beschr&nkmig  der  reidisstftndischen  Autonomie  in  Familiensachen  Yergl. 
§.  214,  m. 

<)  Siehe  oben  §.  73. 
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oder  anf  landesherrlicher  Gesetzgebung  bemhen^), 
indem  dem  jeweiligen  Landesherm  keine  gesetzgebende  nnd 
richterliche  Gewalt  über  die  Mitglieder  seines  Hauses  zustand, 
sondern  diese  wegen  ihrer  Eigenschaft  als  Beicbsunmittel- 
bare  nur  der  gesetzgebenden  und  richterlichen  Gewalt  des 
Kaisers  unterworfen  waren.  Mitunter  findet  sich  aber,  dass 
sich  das  Familienherkommen  eines  reichsständischen  Hauses 
in  einzelnen  Beziehungen  an  solche  Grundsätze  des  partiku- 
lären Landesrechtes  anschloss,  welche  im  Landesherkom- 
men wurzelten,  oder  dass  landesherrliche  Familien  ansdriick- 
lieh  das  Landesrecht  als  Rechtsquelle  ihres  FamilienrechtB 
erkläi-ten*). 

§.  214. 

Von  den  Hausgesetzen  der  souverainen  deutschen 

Familien  insbesondere. 

1)   Nach  reichsrechtlichen  Grundsätzen^). 

L  Zur  Zeit  des  Reiches  war  unstreitig,  dass  bei  der  Er- 
richtung hausgesetzlicher  Normen  in  den  reichsständischen  Fa- 

s)  G.  M.  de  Ludolf,  de  jure  feminar.  illustr.  (1734).  P.  ü.  c,  1. 
§.  XV,  b.  ,,De  privato  jure  prorinciarum  adhuc  addendmn,  iUustres  Ounilki 
eo  non  uti,  nisi  libera  receptione,  eaque  ab  asserente  probata.^* 

*)  So  z.  B.  nicht  selten  in  Betreff  der  Yom&hrigkeit  der  Prinsen.  ~ 
In  dieser  Weise  betrachteten  bereits  die  E  ar  o  1  i  n  g  e  r  die  Lex  Eipuariorwfk 
als  massgebend  ftkr  ihre  Familienrechtsverhältnisse,  nach  dem  Zeugnisse 
der  Charta  divisionia  Ludovici  Piiy  a.  817.  c.  16,  welche  wohl  als 
das  älteste  fürstliche  Hausgesetz  in  Europa  zu  betrachten  ist 
(Vergleiche  meine  deutsche  E.-6e8ch.  (3.  Aufl.)  Stuttgart  1858,  ThL  II, 
§.  36,  Note  13.  —  Unbestritten  findet  in  den  sächsischen  Fürstenhäasem 
das  sächsische  Becht  nach  dem  Naumburger  Vergleich  y.  1554  Anwen- 
dung. Pütter,  prim.  lin.  §.  3.  —  Siehe  besonders  v.  Ludolf,  L  c.  P.  IL 
c.  1.  §.  XV,  7. 

0  Aeltere  Schriften  s.  bei  Pütter,  Literatur  III,  §.  1523.  ~  KlQber. 
Lit  S.  611.  —  Chr.  Majer,  Autonomie  des  Fürsten-  und  übrigen  un- 
mittelbaren Adelsstandes.  Tübingen  1782.  —  Jaup,  de  valore  et  efficada 
pactor.  s.  statuto  fam.  illustr.  Giessen  1792.  —  Moser,  Famil.-Staatsr.  n, 
S.  964  u.  f.  ~  Klüber,  öffentl.  B.  §.  75,  Note  a.  -~  Kohler,  Handbuch, 
S.  535  u.  f.  —  H.  A.  Zachariae,  deut.  Staatsr.  2.  Auflage.  I,  §.  34, 
Note  9.  —  J.  D.  Reiche,  chronologisch-systematisches  Verzdchniss  zur 
Erläuterung  des  deutschen  PriTatfllrstenrechts  Yorzüglich  gehöriger  Urkondo. 
Bückeburg,  1785.  —  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutsdien  Fürsten- 
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milien  die  Landstände  gemeinrechtlich  nicht  befugt  waren, 
eine  Mitwirkung  zu  beanspruchen^  gleichviel  ob  die  Form  eines 
Testamentes  oder  eines  Vertrages  unter  den  Familiengliedem 
beliebt  worden  war*). 

II.  Desgleichen  war  zur  Reichszeit  die  Publikation  der 
hausgesetzlichen  Nonnen  keine  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  und 
Verbindlichkeit  gegenüber  von  dritten  Personen,  wie  Unter 
thanen  und  Gläubiger  3). 

III.  Eine  kaiserliche  Gonfirmation  hausgesetzlicher 
Dispositionen  war  nur  dann  noth wendig*),  wenn  durch  solche 


häuser,  herausgegeben  und  eingeleitet  von  Dr.  Hermann  Schulze,  Bd.  I. 
Jena  1862.    (Bd.  II  u.  III  wird  folgen.) 

<)  £s  war  dies  eine  nothwendige  Folgerung  aus  dem  Patrimonialprincip, 
auf  welchem  die  Landesherrlichkeit  beruhte.    S.  oben  §.  39. 

3)  Es  konnten  hieraus  fftr  Dritte,  namentlich  für  Gläubiger,  grosse 
Nachtheile  entstehen,  z.  B.  da,  wo  ein  nicht  bekannt  gemachtes  Uausgesetz 
die  Unverftusserlichkeit  der  Besitzungen  festsetzte,  oder  dem  jeweiligen 
Landesherm  die  Belastung  derselben  mit  Schulden  untersagte.  Man  be- 
trachtete aber  derartige  Beschränkungen  des  regierenden  Herrn  nicht  als 
Ausflüsse  einer  von  ihm  blos  vertragsmässig  übernommenen  persönlichen 
Verbindlichkeit,  sondern  als  Ausflüsse  eines  der  gesammten  Familie  aus 
einer  Fideicommissstiftung ,  Testament  oder  Familienvertrag  zuständigen 
sog.  candanumum  eventualey  in  Folge  dessen  der  jeweilige  Landesherr 
selbst  nur  in  dem  Verhältnisse  eines  Usufructuars  zu  den  Besitzungen  zu 
stehen  schien. 

*)  Die  Reichsgesetze  stellen  nirgends  ausdrückliche  Grundsätze 
über  den  UmÜEuig  der  reichsständischen  Autonomie  in  Familiensachen,  noch 
auch  über  die  Fälle  auf,  wo  eine  kaiserliche  Gonfirmation  nöthig  sei.  Die 
gewöhnlich,  z.  B.  von  Kohler  PrivatflXrstenrecht  §.  221,  angezogene  Stelle 
der  W.  K.  art.  I,  §.  9.  gehört  gar  nicht  hierher;  denn  unter  den  hier 
erwähnten  „den  Reichsconstitutionen  gemäss  gemachten  Unionen"  sind 
nicht  die  in  den  einzelnen  reichsständischen  Familien  errichteten  Hausgesetze, 
sondern  Verträge  unter  mehreren  solchen  Familien,  wie  Erbverbrüderungen, 
zu  verstehen.  —  Die  einzige  Stelle ,  die  von  den  pactis  familiae  handelt, 
(W.-K.  art.  VI,  §.  2.)  bestimmt  nur,  dass  der  Kaiser  die  Reichsstände  „bei 
Beleimungsemeuerungen  mit  der  Edition  der  alten  pactorum  famäiae 
nicht  beschweren,  vielweniger  die  Reichsbelehnung  wegen  erstgedachter 
£dition  der  pactorum  famäiaey  sie  seien  neue  oder  alte  .  .  .  aufhalten*' 
solle,  und  dabei  wird  nur  beiläufig,  in  einem  Zwischensatze,  gesagt,  dass 
durch  die  Ertheilung  einer  solchen  Belehnung  den  nicht  vorgelegten  paeiie 
fandUae  (woraus  etwa  ein  anderes  als  das  belehnte  Mitglied  der  Familie 
ein  besseres  Recht  auf  die  Belehnung  herleiten  könnte),  nicht  prl^udizirt 
irerden  („an  ihrer  Verbindlichkeit  nichts  abgehen**)  soll  „wenn  sieden 


Digitized  by  LjOOQ IC 


588        §•  21^-  Hausgesetze  der  souverainen  deutschen  Familien. 

autonomische  Bestimmungen  in  die  reichslehnrechtlichen  oder 
reservatrechtlichen  Befugnisse  des  Kaisers  eingegriffen,  oder 
Rechte  der  Familienglieder  aufgehoben  oder  beschränkt  werden 
sollten  y  welche  nach  gemeinem  Reichsrechte  als  unentziehbar 
durch  einseitige  VerfUgangen  der  Familienmitglieder  aner- 
kannt waren  ^).  Dass  die  Hausgesetze  den  Reichsgrnndgesetzen 
nicht  zuwider  sein  durften,  versteht  sich  von  selbst^.  Auch 
die  kaiserlichen  Confirmationen  wurden  regelmässig  nicht 
allgemein  publicirt.  Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass 
man  dieselben  als  kaiserliche  Privilegien  betrachtete"). 

IV.  Im  Uebrigen  wurde  in  den  reichsständischen  Hänsem 
die  Rechtsbeständigkeit  der  hausgesetzlichen  Normen  bezüg- 
lich der  Familienglieder  unter  sich  nach  denselben 
Grundsätzen  beurtheilt,  wie  bei  dem  stammgut-  leben-  und 
fideicommissbesitzenden  deutschen  Adel  überhaupt 


Reichsgrundgesetzen,  auch  habenden  und  gleichfalls  reichsconstita- 
tionsmässigen  kaiserlichen  Privilegien"  gemäss  sind. 

s)  In  neuerer  Zeit  wird  h&ufig  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  wenig- 
stens in  der  letzten  Zeit  des  Reiches  die  UauBgesetze  der  Rdchsst&ide 
keiner  kaiserlichen  Confirmation  bedurft  hätten  (vergl.  z.  B.  Mauren- 
brecher, Privatr.  2.  Aufl.  §.  74;  Mittermaier,  Privatr.  7.  Aufl.  f.  23 
u.  A.).  Dies  ist  aber,  in  solcher  Allgemeinheit  aufgestellt,  unrichtig.  Nicht 
nur  war  die  kaiserliche  Confirmation  unzweifelhaft  nöthig,  wo  es  weg&i 
der  in  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit  liegenden  Curatel  über  Minder- 
jährige oder  Ungeborne  (nagcituri)  einer  cautae  cognUio  des  Beichs- 
hofraths  bedurfte  (vergl.  Pütter,  prim.  lin.  jur.  priv.  princ  §.  49;  Kohler, 
Privatfürstenr.  §.  123);  sondern  auch  da,  wo  durch  ein  Hansgesetz  die  im 
gemeinen  Beichsrechte  begründeten  Pflichttheilsrechte,  namentlidi 
der  Töchter,  wülkührlich  verletzt,  oder  Ehen  mchsst&ndischer  Herren 
mit  Frauen  von  niederem  Adel  alsMissheirathen  erklärt  werden  wollten. 
In  diesen  und  ähnlichen  Fällen  wurde  regelmässig  den  Hausgesetzen,  sowie 
auch  den  Bitterstatuten  die  kaiserliche  Confirmation  verweigert,  wie  aus 
vielen  Beispielen  dargethan  werden  kann.  Siehe  meine  Schrift:  über 
Missheirathen,  1853,  S.  77.  81;  vergl.  das  Bescript  K.  Ferdinand's  III. 
vom  25.  Mai  1652  in  Burgmeister,  reichsritterschaftl.  Corp.  Jur.  Ulm, 
1707,  S.  663.  —  £s  ist  sehr  beachtenswerth,  dass  kein  FaU  aus  der  Beichs- 
zeit  bekannt  ist,  in  welchem  eine  Primogeniturordnung  in  elnezb  reichs- 
ständischen Hause  ohne  kaiserliche  Confirmation  eifigeführt  worden  wäre. 
Vergl.  de  Ludolf,  de  jure  femina.  illustr.  1734.  P.  U,  cap.  1.  §.  XIH. 

«)  W.-K.  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 

')  W.-K.  art  VI.  §.  2  (siehe  oben  Note  4). 
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§.  215. 
2)   Veränderungen    bezüglich   der  Quellen  des  fürst- 
lichen Familien-    und   Erbrechts  in   Folge   der  nun- 
mehrigen Souverainetät  der  BundesgUeder*). 

I.  Die  GrandgeBCtze  des  deutschen  Bundes  sprechen  zwar 
nirgends  ausdrücklich  von  der  den  regierenden  Familien  zu- 
stehenden Autonomie  in  ihren  familienrechtlichen  Verhältnissen : 
es  wurde  jedoch  deren  Zuständigkeit  unstreitig  als  selbstver- 
ständlich vorausgesetzt.  Dies  ergibt  sich  insbesondere  aus  der 
(analogen)  Bestimmung  über  die  Anerkennung  einer  fortbe- 
stehenden Autonomie  der  standesherrlichen  Häuser  in  ihren 
Familien-  und  Oüterverhältnissen ,  im  Art.  14  der  deutschen 
Bnndesakte.  Die  Grundsätze,  welche  zur  Zeit  des  Reiches 
hinsichtlich  der  Entstehung  und  rechtlichen  Verbindlichkeit  von 
Hausgesetzen  in  den  regierenden  Familien  galten,  gelten 
daher  im  Allgemeinen  noch  jetzt,  jedoch  mit  einigen  in  Folge 


*)  Neuere  Hausgesetze  aus  der  Zeit  des  Rheinhundes:  Preus- 
sen:  Edikt  und  Hausgesetz  über  die  Veräusserlichkeit  der  k.  Domänen, 
V.  17.  Dec  1806.  publ.  6.  Nov.  1809;  Ges.-Samml.  S.  604;  (hei  G.  von 
Meyer,  Corp.  Const.  Genn.  2.  Lief.  Frkft.  a.  M.  1845,  S.  265).  — 
Bayern:  Familiengesetz  v.  28.  Juli  1808.  (Winkopp,  Bhein.  Bund. 
XVn,  S.  3;  hei  Herrn.  Schulze,  I,  312).  —  Würtemherg:  Hausges. 
V.  1.  Jan.  1806.  (Winkopp,  XVni,  S.  1.)  —  Mecklenhurg-Schwerin 
und  Strelitz:  vorläufiger  Hausvertrag  v.  5.  Dec.  1806.  (Siehe  Ehendas. 
XYIII,  S.  282).  —  Anhalt-Eöthen:  Haus- und  Familiengesetz  vom  24.  Juli 
1811,  hei  Herrn.  Schulze,  I,  128.  — -  Hausgesetze  seit  der  Stiftung 
des  deutschen  Bundes:  Bayern,  Familiengesetz  vom  18.  Januar  1816 
(Reg.-Bl.  1816.  Nr.  40;  hei  Herm.  Schulze  I,  312.);  Hausgmndgesetz, 
als  künftig  allein  giltiges  Hausgesetz  v.  5.  August  1819.  (Reg.-Bl.  1821, 
Nr.  1;  hei  Herm.  Schulze,  I,  337.).  —  K.  Sachsen:  Hausgesetz  vom 
30.  Decemher  1837.  -^  Würtemherg:  Hausgesetz  vom  8.  Juni  1828.  — 
Hannover:  Hausgesetz,  betr.  die  Vermählungen  der  nicht  regierenden 
Mitglieder  des  durchlauchtigsten  Gesammthauses  Braunschweig- 
Lüneburg,  v.  19.  Oct.  1831  (Ges.-Samml.  1833.  Nr.  1;  hei  Herm. 
Schiiize  I,  488);  Königliches  Hausgesetz  für  das  E.  Hannover,  vom 
19.  Nov.  1836.  (Ges.-Samml.  1836.  I.  Ahthl.  Nr.  37;  hei  Herm.  Schulze 
I,  490).  —  Baden:  Hausgesetz  und  Familien-Statut  v.  4.  Oct.  1817;  (hei 
Herm.  Schulze  I,  202.)  —  Kurhessen,  Haus-  und  Staatsgesetz  vom 
4.  März  1817.  -  S.-Gohurg-Gotha,  Hausgesetz  v.  1.  März  1855. 
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der  nanmehrigen  Souverainetät  der  Bandesglieder  eingetretenen 
VeränderuDgen.  A)  Die  Beschränkungen ,  welchen  die  Auto- 
nomie der  regierenden  Familien  zur  Reichszeit  in  Gemässheit 
ihrer  Unterordnung  unter  den  Kaiser  unterlag,  sind  jetzt  hin- 
weggefallen. B)  Auch  nach  der  Einführung  landständischer 
Verfassungen  steht  den  regierenden  Familien  das  Recht  zu, 
Hausgesetze  ohne  Mitwirkung  der  Landstände  zn  er- 
richten, so  weit  nicht  darin  zugleich  Bestimmungen  über  Ver- 
hältnisse getroffen  werden  wollen,  bei  deren  gesetzlicher  Fest- 
stellung die  Landstände  nach  der  Landesverfassung  mitzuwirken 
befugt  sind^).  G)  Sehr  häufig  enthalten  nunmehr  auch  cBe 
neueren  Verfassungsgesetze  Bestimmungen  über  das  Fa- 
milien- und  Erbrecht  des  regierenden  Hauses.  In  diesem  Falle 
muss  auch  ein  Recht  der  Landstände  zur  Mitwirkung  bd 
der  Errichtung  eines  neuen  Hausgesetzes  in  so  weit  fOi  be- 
gründet erachtet  werden,  als  dadurch  rechtsgiltig  bestehende 
Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  abgeändert  werdra 
sollen.  D)  So  weit  nach  der  bisherigen  Hausverfassong  jura 
quaesita  der  Agnaten  auf  die  Thronfolge  begründet  sind, 
können  dieselben  auch  durch  kein  von  dem  Souverain  mit  Zu- 
stinmiung  der  Landstände  neu  errichtetes  Gesetz  ohne  Zustioh 
mung  der  Betheiligten  mit  rechtlicher  Wirkung  gegen  diese 
aufgehoben  werden,  weil  die  Landstände  nur  berufen  sind,  die 


')  So  heisst  es  z.  B.  im  Eingänge  des  würtembergisclien  Haos- 
gesetzes:  „unter  Zustimmung  unserer  getreuen  Stände,  so  viel  die  zur 
ständischen  Mitwirkung  geeigneten  Punkte  anbetrifft'^  — 
Eine  gleiche  verfBissungsmässige  Zustimmung  der  Stände  erwähnt  die  Ein- 
leitung zum  k.  hannoverschen  Hausgesetze  t.  19.  Nov.  1836.  —  K. 
sächsische  Verordnung  vom  8.  Febr.  1838,  die  Erlassung  des  k.  Hans- 
gesetzes  betreffend:  „Wir  .  .  .  haben  über  die  in  unserem  k.  Hause  künftig 
stattfindenden  Familienrechte  und  Bezüge  durch  das  anliegende  k.  Haus- 
gesetz,  soweit  nöthig  unter  Zustimmung  unserer  getreuen 
Stände,  Anordnungen  getroffen.''  —  Die  Zustimmung  des  Landtags  zu 
einzelnen  benannten  Artikeln  erwähnt  das  S.-Coburg-6otha'sche 
Hausges.  v.  1.  März  18&5  im  Eingang.  ->  Bei  den  übrigen  Note  1  ange- 
führten Hausgesetzen  hat  eine  landständische  Mitwirkung  überhaupt  nicht 
stattgefunden.  Ausdrücklich  sagt  die  Yerf-Urk.  v.  Hannover,  184a 
§.  26:  „Die  Hausgesetze  b  e dürfen  der  Zustimmung  der  allgemeinen  Stände 
nicht  Durch  dieselben  können  jedoch  die  Vorschriften  der  gegenwärtigen 
yerf.-Urkunde  nicht  abgeändert  werden."*  Uebereinstinunt:  Braunschweig, 
Neue  Ld8chft8.-Ordn.  1832.  §.  23. 
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fiechte  des  Landes  in  seiner  Gesammtfaeit  zu  veiiireten,  nicht 
aber  über  Rechte  zu  verftlgen,  welche  als  jura  aingulorum  be- 
reits sowohl  gegen  den  Souverain  als  gegen  das  Land  begründet 
sind,  und  weil  die  Zustimmang  der  Landstände  dem  Souverain 
kein  Recht  beilegen  kann,  welches  der  Souverain  selbst  als 
absoluter  Monarch  nach  den  Grundsätzen  des  Privatfürsten- 
rechtes nicht  haben  würde  ^).  Es  besteht  auch  gegenwärtig 
keine  allgemeine  Vorschrift ,  dass  die  fürstlichen  Hausgesetze, 
um  auch  gegen  Dritte,  wie  Unterthanen  und  Gläubiger,  recht- 
liche Wirkung  zu  haben,  wie  Gesetze,  allgemein  verkündet 
sein  sollen.  Dies  wäre  in  Bezug  auf  die  zahlreichen  oft  sehr 
umfangreichen  älteren  Hausgesetze,  Testamente  und  dergl. 
nicht  nur  vielfach  sehr  schwer  ausführbar,  sondern  könnte  nach 
Umständen  auch  für  das  regierende  Haus  und  das  Land  im 
Yerhältniss  zu  anderen  Staaten  leicht  grosse  Nachtheile  haben. 


3)  üeberelnstimmen :  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  245,  Nr.  3.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  260.  I,  3.  —  H.  A.  Zachariae,  das  rechtliche  Ver- 
hältniss  des  fürstl.  Kanunerguts,  etc.  Göttingen  1861,  S.  38,  39.  41.  — 
Denselben  Grundsatz  stellt  ausdrücklich  auf  das  hannoverische  Haus- 
gesetz V.  19.  Nov.  1836.  Cap.  2.  §.  3.  (siehe  §.  216,  Note  4),  —  Vergl. 
das  Votum  von  Bayern,  in  der  hannoverischen  Verfassungsangelegenheit, 
Protok.  der  B.-V.  1839,  Sitz.  5.  §.  69.  S.  173.  —  A.  M.  scheint  v.  Mohl, 
WOrtemberg.  Staatsr.  I,  S.  435  zu  sein.  —  Andere  Grundsätze  gelten  auch 
allerdings  nach  dem  englischen  Staatsrechte.  Nach  Blackstone,  T.  I, 
p.  195,  wird  in  England  dem  Könige  im  Vereine  mit  den  beiden  Häusern 
des  Parlaments  unzweifelhaft  das  Recht  beigelegt,  die  Erbfolge  in  die  Krone 
zu  vernichten  und  durch  besondere  Statute,  Einrichtungen  und  Vorkeh- 
rungen den  unmittelbaren  Thronerben  auszuschliessen  und  einen  anderen 
zur  Thronfolge  zu  berufen.  Allein  für  die  deutschen  Staaten  lässt  sich 
ein  gleiches  Recht  bei  der  wesentlich  verschiedenen  SteUung  der  Landstände 
und  der  ganz  eigenthümlichen  historischen  Entwickelung  des  deutschen 
Staatsrechts  nicht  behaupten.  Bedauerlicher  Weise  fehlt  es  aber  gegen- 
wärtig in  Deutschland  seit  dem  Untergange  der^  höchsten  Reichsgerichte 
an  einer  richterlichen  Instanz,  vor  welcher  die  fürsdichen  Agnaten  ihre 
jura  quaesita  gegen  Verletzung  durch  die  Landesgesetzgebung  geltend 
machen  könnten.  Dieser  Mangel  einer  geordneten  richterlichen  Instanz 
kann  aber  das  Unrecht  an  sich  nicht  zum  Rechte  machen,  sondern  nur 
für  die  Agnaten  Schwierigkeiten  zur  Folge  haben,  ihre  Rechte  zur  Geltung 
zu  bringen,  da  sie  sonach  zu  deren  Verfolgung  keinen  anderen  Weg  haben, 
als  den  der  Verhandlung  mit  dem  Souverain  und  beziehungsweise  den 
Landständen,  oder  nach  Lage  des  Falles,  durch  Anrufen  der  Vermittelung 
oder  des  Einschreitens  der  Bundesrersammlung. 
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Mehrere  der  neuen  Haasgesetze  sind  jedoch  öffentlich  nnd 
amtlich  bekannt  gemacht  worden^).  Mitonter  ist  anch  die  Pu- 
blikation von  landesherrlichen  Verordnungen ,  welche  sich  aaf 
die  Familienverhältnisse  des  regierenden  Hauses  beziehen,  nach 
Analogie  der  Publikation  ^  welche  im  Art  14  der  deutschai 
Bundesakte  fttr  die  neuen  Hausgesetze  und  Familienverträge 
der  standesherrlichen  Familien  vorgeschrieben  ist,  nur  durch 
Mittheilung  an  den  obersten  Landesgerichtshof  zur  Damach- 
achtung in  betreffenden  Fällen  geschehen^). 

U.  Obgleich  man  heut  zu  Tage  die  G^ammtheit  der  Mit- 
glieder einer  Regentenfamilie  nach  gemeinem  Sprachgebraache 
als  jysouveraines  oder  regierendes  Haus''  zu  bezeichnen 
pflegt)  so  steht  doch  die  Souverainetät  nur  dem  jeweilig  re- 
gierenden Herrn  allein  zu,  und  sind  die  übrigen  Mit^eder 
des  Hauses  nunmehr  wirkliche  Unterthanen  und  der 
Staatsgewalt  des  regierenden  Herrn  unterworfen. 

UI.  Hiemach  kann  der  Zweifel  entstehen^  ob  nicht  gegen- 
wärtig auch  die  partikuläre  Landesgesetzgebung  als  sub- 
sidiäre Rechtsqudle  für  das  Familien-  und  Erbrecht  des 
regierenden  Hauses  betrachtet  werden  müsse.  Allein  nach 
der  bisherigen  Uebung  ist  in  allen  regierenden  Häusem  das 
gemeine  deutsche  Privatrecht  mit  Einschluss  der  recipirten 
fremden  Rechte,  so  wie  dasselbe  zur  Reichszeit  in  dieser  Be- 
ziehung subsidiär  angewendet  wurde,  fortwährend  als  subsidiäre 
Norm  des  fürstlichen  Familien-  und  Erbrechts,  sowohl  was 
Form  als  Inhalt  der  hier  einschlägigen  Rechtsgeschäfte  anbe- 
langt, anerkannt  worden.  Mitunter  wurden  zur  Beseitigung 
etwaiger  Zweifel  desshalb  besondere  Declarationen  erlassen^). 

IV.  Unverkennbar  hat  den  sämmtlichen  neuesten  Hausge- 
setzen der  deutschen  regierenden  Familien  das  k.  bayerische 
Hausgesetz  vom  5.  August  1819  zum  Vorbilde  gedient 


*)  So  z.  B.  das  bayerische,  badische,  würtembergische,  hannoTer'ache, 
k.  sächsische  und  S.  coborg-gothaische  Haasgesetz. 

B)  Dies  geschah  z.  B.  mit  der  in  Note  6  angeführten  badischen 
Yerorduung  v.  13.  Augast  1823. 

*)  Aosdracklich  erklärte  dies  in  Baden  eine  Verordnung  des  Gross- 
herzogs Ludwig  ▼.  18.  August  1823.  —  Eine  EigenthOmlichkeit  in  Besag 
auf  die  Landeskirchenordnungen,  siehe  unten.  §.  219,  B. 
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§.  216. 
Familiengewalt  der  deutschen  Souveraine^). 

I.  Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  von  keiner  beson- 
deren Familiengewalt  eines  Landesherm  die  Rede,  nnd 
konnte  es  nicht  sein,  weil  die  sämmtlichen  Mitglieder  der  re- 
gierenden Familie  als  Reichsmittelbare  nnr  der  Hoheit 
nnd  insbesondere  der  Gerichtsbarkeit  des  Kaisers,  nicht  aber 
des  jeweiligen  Landesherm,  unterworfen  waren.  Man  betrach- 
tete zwar  allgemein  den  regierenden  Herrn  als  das  Haupt  des 
Hauses,  legte  ihm  aber,  so  fem  nicht  ein  Hausgesetz  ihm  be- 
sondere rechtliche  Befugnisse  einräumte,  nur  einen  Ehren- 
vorzug  und  moralischen  Einfluss  auf  die  ttbrigen  Mit- 
glieder des  Hauses  bei^).  Es  konnte  demnach  der  Landesherr 
gemeinrechtlich  über  Mitglieder  seines  Hauses  keine  andere 
Gewalt  haben,  als  diejenige,  welche  in  dem  gemeinen  Reichs- 
rechte oder  dem  von  der  fürstlichen  Familie  als  auf  ihre  Fa- 
milienyerhältnisse  ftlr  anwendbar  anerkannten  Landesherkommen 
fUr  den  Vater  und  Ehemann  über  seine  Kinder  und  Gemahlin 
als  väterliche  oder  ehemännliche  Gewalt  begründet  war. 
lieber  die  übrigen  Mitglieder  des  landesherrlichen  Hauses  hatte 
der  Landesherr  keine  besondere  Gewalt. 

H.  Die  väterliche  und  ehemännliche  Gewalt  steht 
den  deutschen  Bundesgliedem  unzweifelhaft  auch  noch  heut 
zu  Tage  ganz  nach  gleichen  Gmndsätzen  wie  zur  Zeit  des 
Reiches  zu.  Seit  der  Erwerbung  der  Souverainetät  ist  aber 
dem  regierenden  Herrn  durch  Hausgesetze  eine  besondere  so- 
genannte Familiengewalt,  theils  ausdrücklich  beigelegt 
worden,  theils  wird  dieselbe  fUr  die  nunmehrigen  Souveraine 
als  in  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  in  dem  Wesen  der  Souve- 
rainetät, liegend  und  mit  Hinweisung  auf  das  gleiche  Verhält- 
niss  in  anderen  souverainen  em-opäischen  Fürstenhäusem  in 
Anspruch   genommen');    jedoch    besteht    über    den    Umfang 

0  Klüber,  öffentl.  R.  §.  280  u.  £  —  Maarenbrecher,  Staatsr. 
§.  245.  —  Weiss,  deut  Staatsr.  §.  260,  264.  — H.  A.  Zachariae,  deut 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  94. 

•)  Patter,  prim.  lin.  §.  73. 

')  So  z.  B.  spricht  das  k.  hannoverische  Haasgesetz  v.  24.  Oct 
1831  von:  „Einführang  einer  von  dem  Souverain  aaszuübenden  Aaf- 

Ztfpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  38 
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dieser  Familiengewalt  keine  yollständige  GleichfSrmigkeit 
der  Ansichten. 

III.  Unter  der  Familiengewalt  des  Sonverains  versteht 
man  den  Inbegriff  der  Rechte,  welche  einem  Soaverain  als 
dem  Haupte  seines  Hauses  über  sämmtliche  Mitg^lieder 
desselben  (einschlttssig  deren  Gemahlinnen  und  Wittwen)  in 
Bezug  auf  Familienangelegenheiten  zustehen.  Da  es  an  einer 
gemeingiltigen  positiven  Norm  über  den  Umfang  der  Familien- 
gewalt der  deutschen  Souveraine  mangelt ,  so  kommt  es  zu- 
nächst bezüglich  der  einzelnen  regierenden  Häuser  aof  den 
Inhalt  ihrer  (neuen)  Hausgesetze  an. 

IV.  In  Ermangelung  einer  hausgesetzlichen  oder  verfas- 
sungsmässigen Bestimmung  kann  aber  aus  der  Natur  der  Sache 
nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  der  Souverain  befugt 
ist,  den  sämmüichen  Mitgliedern  des  regierenden  Hauses  in 
Bezug  auf  ihre  Stellung  zu  ihm  selbst,  unter  sich  und  zu  an- 
deren Staatsangehörigen  und  in  Bezug  auf  ihr  Verhalten,  ein- 
seitig solche  Vorschriften  zu  geben,  wie  sie  von  ihm  in  Folge 
der  ihm  zustehenden  oberaufsehenden  Gewalt  und  Ge- 
richtsbarkeit überhaupt  für  Unterthanen  im  Wege  der 
Verordnung  gegeben  werden  können.  In  allen  übrigen  Be- 
ziehungen, in  welchen  für  die  Unterthanen  überhaupt  Vor- 
schriften nur  in  der  Form  von  Gesetzen  gegeben  werden 
können,  kann  der  Souverain  auch  nur  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung für  die  Mitglieder  seines  Hauses  Anordnungen  treffen, 
und  zwar  unter  Beachtung  der  bereits  erworbenen  Rechte 
derselben*). 

V.  Dem  hier  aufgestellten  Principe  zu  Folge  ist  daher  der 
Souverain  ftir  befugt  zu  achten,  einseitig  alle  Anordnungen, 


sieht  über  die  Vermählungen  der  Prinzen  und  Prinzessinnen;  mit  dem 
Beifügen:  ,,das8  dieses  Aufsichtsrecht  an  sich  schon  wesentlich 
in  der  Souverain etftt  begründet  isV^ 

«)  Siehe  §.  215,  Note  3.  —  Hannover,  Hausgesetz  v.  19.  Nov.  1836, 
cap.  II.  §.  3:  „Es  darf  aber  keine  der  hansgesetzlichen  Bestinunungen, 
welche  das  Recht  und  die  Ordnung  der  Thronfolge  angehen,  eine  Aendening 
erleiden,  es  wäre  denn,  dass  ausser  der  den  Ständen  des  Ednigreidis, 
laut  cap.  II,  §.  26.  des  Staatsgrundgesetzes  vorbehaltenen  Zustimmung 
sämmtliche  stimm-  und  successionsfähige  Agnaten,  unter  Vertretung  der 
noch  unmündigen,  darein  willigen/' 
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mit  oder  ohne  BezeichniiDg  als  Hausgesetz  zn  treffen  ^  welche 
die  Erhaltung  der  Ehre,  Ordnung,  Ruhe  und  Wohlfahrt  in  der 
Familie  erfordert^),  also  insbesondere  1)  die  Mitglieder 
seines  Hauses  zu  beaufsichtigen,  daher  über  Erziehung, 
Ausbildung,  Umgebung^),  Aufenthalt,  Reisen  oder  Niederlas- 
sung im  Auslande  '^),  oder  Eintritt  in  fremde  Civil-  oder  Militär- 


8)  Bayern,  Hausgesetz  v.  5.  August  1819.  Tit.  I,  §.  2.  „Alle  Glieder 
des  k.  Hauses  sind  der  Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unter- 
geben, und  er  übt  als  Haupt  des  Hauses  eine  besondere  Aufsicht  mit 
bestimmten  Rechten  über  sie  aus."  —  Ebendas.  Tit.  IV.  §.  3.  „Ueberhaupt 
steht  es  dem  Monarchen  zu,  alle  zur  Erhaltung  der  Ruhe,  Ehre,  Ordnung 
und  Wohlfahrt  des  k.  Hauses  dienliche  Maassregeln  zu  ergreifen."  — 
Uebereinstimmen:  Würtemberg,  Hausgesetz  von  1828,  art.  9,  10; 
Hannover,  Hausgesetz  1836,  cap.  H,  §.  1,  2;  K.  Sachsen,  Hausgesetz 
von  1837,  §.  4.  —  S.- Coburg-Gotha,  Hausgesetz  vom  1.  März  1865, 
§.  82,  83. 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit  IV,  §.  1.  „Dem  König  als  Regenten 
und  Haupt  des  Hauses  kommt  die  Befugniss  zu,  Einsicht  von  der  Erziehung 
aller  Prinzen  und  Prinzessinnen  seines  Hauses  zu  nehmen."  —  Ueber- 
einstimmen: Würtemberg,  Hausges.  v.  1828,  §.  11, 14.  -  Hannover, 
Hausgesetz  v.  1836,  cap.  VI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  5. 
—  Ueber  die  Genehmigung  des  Hofstaates  der  Mitglieder  des  regieren- 
den Hauses,  vergl.  Bayern,  Hausgesetz  v.  1819,  TiL  VH,  §,  7;  Wür- 
temberg, Hausgesetz  von  1828,  §.  21;  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
cap.  VIII,  §.  2;  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  7;  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  §.  89. 

')  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  IV,  §.  2.  „Kein  Prinz  und  keine 
Prinzessin  d.  k.  Hauses  darf  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Königs  in 
einen  fremden  Staat  sich  begeben."  —  Uebereinstimmt:  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  6.  —  Würtemberg,  Hausges.  v.  1836,  art.  14.  „Kein 
Prinz  imd  keine  Prinzessin  darf  ohne  Genehmigung  des  Königs  in  einem 
fremden  Staate  den  Aufenthalt  nehmen."  Uebereinstimmt: 
Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  VIH,  §.  4.  —  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  v.  1855,  §.  90.  „Die  zur  Nachkommenschaft  des  Herzogs 
gehörigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  £r- 
laubniss  des  Herzogs,  die  übrigen  Mitglieder  des  herzogl.  Hauses  nur 
nach  vorg&ngiger  Anzeige  an  den  Herzog  sich  ausser  dem  Lande  mit 
wesentlicher  Wohnung  häuslich  niederlassen,  oder  in  auswärtige 
Staats-,  Militär-  oder  Hofdienste  sich  begeben."  —  Den  Aufenthalt 
im  Auslande  ohne  Genehmigung  des  Souverains  bedrohen  mit  Zurück- 
haltung (Suspension)  der  Apanage:  Würtemberg,  Hausgesetz  v.  1828, 
art.  24,  a  linea  3;  Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  VIH,  §.  4,  a.  £; 
K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837.  —  Das  Würtembergische  Hausgesetz 
art.  16,  a  linea  2,  fügt  die  Zusicherung  bei :  „Wenn  Prinzen  des  k.  Hauses 

38* 
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dienste^)  Vorschriften  zu  geben;  2)  die  Gerichtsbarkeit  ttber 
dieselben  auszuüben,  d.  h.  ihren  Gerichtsstand  in  Civil-  nnd 
Criminalsachen  zu  bestimmen^);  daher  auch  3)  f&r  deren  ge- 
hörige Bevormundung,  so  weit  es  erforderlich  nnd  nicht 
anderweitig  bereits  in  rechtsgiltiger  Weise  daftir  in  Haus-  oder 
Verfassungsgesetzen  Vorsorge  getroffen  worden  ist,  die  nöthi- 
gen  Anordnungen  zu  treffen  und  die  von  Mitgliedern  des 
Hauses  filr  ihre  minderjährigen  Kinder  ernannten  Vormttnder 
zu  bestätigen^®).  4)  Der  Souverain  ist  befugt,  die  Titel 
und  den  Kang  der  Mitglieder  der  ftlrstlichen  Familie  zu  be- 
stimmen. Es  hat  übrigens  jedes  Mitglied  des  regierenden 
Haases  ein  Recht  auf  entsprechenden  Titel  und  Rang,  auf  den 
Familiennamen  und  das  Familien wappen^O-  ^)  ^  mehreren 
neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetzen  wird  ausdrücklich  dem 
Souverain  als  ein  Ausfluss  der  Familiengewalt  auch  das  Recht 
beigelegt,  zu  den  Ehen  der  sämmilichen  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  den  Gonsens  zu  ertheilen  ^^). 


im  Auslande  mit  bedeutenden  Gütern  angesessen  sind,  so  wird  diese  Ge- 
nehmigung ohne  besonders  dringende  Rücksichten  nicht  versagt  werden.^' 

*)  Eurhessen,  Hausges.  v.  4.  März  1817:  ,,£ben  so  wenig  darf  ein 
Prinz  des  Hauses  ohne  vorgängige  Genehmigung  des  Souverains  in  aus- 
wärtige Dienste  treten;  jedoch  ist  solche  ohne  erhebliche  Ursache  nicht 
zu  versagen/*  —  Ausdrücklich  erfordert  noch  die  Genehmigung  des  Soo* 
verains  zum  Eintritte  eines.  Prinzen  in  auswärtige  Dienste:  Hannover, 
Hausges.  v.  1836.  cap.  VUI,  §.  4;  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  18&&. 
§.  90  (siehe  Note  7). 

»)  Hiervon  unten  §.  267.  268. 

«0)  Siehe  unten  §.  238  u.  f. 

*')  Im  Falle  der  unbegründeten  Verweigerung  des  gebührenden  Familien- 
titels  und  Wappens  durch  den  Landesherm  konnte  zur  Zeit  des  Keicfaes 
unstreitig  bei  den  Reichsgerichten  mit  einer  StcOug-Klhge  geklagt  werden. 
Heut  zu  Tage  muss  bei  dem  Mangel  eines  obersten  Reichsgerichtes^  inent 
darauf  Rücksicht  genommen  werden,  ob  etwa  die  Gerichtsver&ssang  des 
Landes  eine  Instanz  für  die  Anbringung  einer  solchen  Klage  enthält»  oder 
ob  durch  die  Hausverfassung  eine  solche  Instanz  oder  ein  Familieoaustrag 
angeordnet  ist  Ausserdem  möchte  dem  Mitgliede  einer  r^erenden  Familie 
in  solchem  Falle  kein  anderer  Weg  offen  stehen,  als  befreundete  Höfe  oder 
die  Bundesversammlung  um  ihre  Vermittelung  anzugehen.  Eine  eigentliche 
richterliche  Instanz  für  die  Entscheidung  solcher  Fragen  ist  in  der 
deutschen  Bundesverfassung  nicht  positiv  eingerichtet 

**)  Hiervon  besonders  im  §.  217. 
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§.  217. 

Von  der  Eigenthümlichkeit   des  Eherechts   der  deut- 
schen souverainen  Familien^). 
I.    Von  dem  Erfordernisse  des  Consenses  des  Souve- 
rains  bei  Eingehung  von  Ehen   der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses. 

I.  Es  kann  nur  als  sehr  zweckmässig  anerkannt  werden, 
wenn  ftlr  die  Schliessung  von  Ehen  sämmtlicher  Mitglieder 
des  regierenden  Hauses  die  Einholung  des  Consenses  des 
Souverains  als  des  Familienhauptes  in  Haus-  und  Verfassungs- 
gesetzen vorgeschrieben  wird,  und  zwar  mit  der  Rechtswirkung, 
dass  die  aus  Ehen,  welche  ohne  solchen  Gonsens  geschlossen 
wurden,  erzeugten  Kinder  kein  Successionsrecht  in  die  Krone 
und  in  die  Stamm-  und  Familienfideicommissgttter  und  keinen 
Anspruch  auf  den  Rang,  Titel  und  Wappen  der  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  haben  sollen  ^,  wenn  gleichwohl  im  Uebri- 
gen  die  Ehe  kirchlich  und  bürgerlich  als  zu  Recht  bestehend 
betrachtet  wird,  und  daher  die  daraus  entsprungenen  Kinder 
als  legitime  in  rein  privatrechflicher  Beziehung  gelten  können. 


*)  VergL  überhaupt:  Myler  ab  Ehrenbach,  Gamologia,  8.  de  matri- 
monio  personarum  imp.  illustr.  1666.  —  Dulssecker,  de  matrimoniis 
personar.  illustr.  1716.  —  Schorch,  de  singuIar.  jurib.  circa  ineunda  ma- 
trimonia  principum  etc.  1748.  —  Fütter,  prim.  lin.  jur.  priv.  princ  §.  67 
u.  f.  -  J.  Held,  System  des  Verfl-Rechts,  Bd.  H  (1857),  S.  232  flg. 

*)  In  England  wurde  dieser  Grundsatz  durch  eine  Parlamentsakte  von 
1772  (Royal  Marriage  Act)  eingeführt  —  Ob  dadurch,  dass  eine  Person 
wegen  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift  nicht  als  Mitglied  des  englischen 
Königshauses  gelten  kann,  derselben  desshalb  auch  die  Eigenschiit  eines 
thronfolgefikhigen  Mitgliedes  im  Braunschweig-Lüneburgischen  Gesammthause 
abgesprochen  werden  müsse,  ist  bei  Gelegenheit  der  Ansprüche,  welche  ein 
Kachkomme  des  Herzogs  von  Sussex,  der  Oberst  Sir  Augusttis  van  Este 
auf  die  Thronfolge  in  Hannover  erhob,  in  sehr  verschiedenem  Sinne  erörtert 
worden.  Für  die  Ansprüche  des  A,  v,  Este  schrieben:  K.  S.  Zachariae, 
über  die  Ansprüche  etc.  Heidelberg  1834;  Klub  er,  in  s.  Abhandl.  Bd.  H. 
Frkf.  1834;  siehe  dagegen:  K.  F.  Eichhorn,  über  die  Ansprüche  etc., 
Berlin  1834;  K.  E.  Schmidt,  über  die  Thronfolgeordnung  in  Grossbri- 
tannien und  Hannover,  Jena  1835;  R.  Mohl,  die  Nichtigkeit  der  An- 
sprüche etc.  1835. 
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II.  Da  es  sich  jedoch  hier  um  eine  solche  Beschränkimg 
der  persÖDlichen  Freiheit  der  Mitglieder  des  regierenden  Haoses 
handelt,  welche  zur  Zeit  des  fieiches  gemeinrechtlich  nicht  be- 
stand'}, die  aber  von  wesentlichem  Einflasse  anf  die  Familien- 
znstandsrechte  nnd  das  Thronfolgerecht  der  Descendenten  ist, 
so  kann  ein  solcher  Grundsatz  nicht  als  stillschweigend  nnd 
selbstverständlich  mit  der  Erwerbung  der  SouverainetSt  als 
gemeinrechtlich  in's  Leben  getreten  erachtet,  sondern  er 
kann  nur  ausdrücklich  nnd  zwar  nur  durch  ein  mit  Ein- 
willigung der  Agnaten  errichtetes  Haus-  oder  Verfassnngs- 
gesetz  eingeflihrt  werden.  Dies  ist  nun  bereits  in  mehreren 
neueren  Hausgesetzen  und  Verfassungsurkunden  geschehen^). 

ni.  Hiemach  wird  meistens  eine  förmliche,  urkund- 
lich ertheilte  Einwilligung  des  Souvcrains  zu  den  Ehen  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  erfordert^). 


s)  Moser,  Familienstaatsrecht,  Bd.  U,  cap.  14,  §.  6. 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit  U,  §.  1.  „Kein  Prinz  nnd  keine 
Prinzessin  darf  eine  eheliche  Verbindung  eingehen,  ohne  dazu  vorher  die 
Einwilligung  des  KOnigs  erhalten  zu  haben.''  —  Uebe  rein  stimmt: 
Eurhessen,  Hausges.  v.  1817,  §.  6;  Würtemberg,  Hausges.  ▼.  1828, 
art  18;  Hannover,  Hausges.  v.  1836,  cap.  UI,  §.  3  u.  §.  7;  Hausgesetz 
des  Braunschweig-Lüneburg.  Gesammthanses,  v.  1831.  art.  1;  K 
Sachsen,  Hausges.  1837.  §.  8;  S.-Coburg-Gotha,  Haasgesetz  1856. 
§.  93.  —  Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Mitglieder  des 
Hauses  fordern  femer  folgende  Yerfassungsurkunden :  Bayern,  V.-ü.  tod 
1818.  Tit.  n,  §.  3.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819.  §.  8.  —  Grossherz. 
Hessen,  V.-U.  1820,  art.  5.  —  Sachsen-Altenburg,  Grundgesetz  ▼. 
1831.  §.  28.  —  Dasselbe  drücken  aus  durch  die  Bezeichnung:  „hausge- 
setzliche Ehe:  Hannover,  Landesverf.-Ges.  1840.  §.  12.  —  Braun- 
schweig, neue  Landschaftsord.  1832.  §.  14. 

>)  Bayern,  Hausges.  von  1819.  Tit.  U,  §.  2.  „Wenn  der  König  die 
Bewilligung  ertheilt,  so  wird  die  Urkunde  darüber  unter  k.  eigenh&ndiger 
Unterschrift  und  k.  Siegel  und  unter  der  Contrasignatur  des  Staatsministers 
des  k.  Hauses,  ausgefertigt"  —  Ueber einstimmt:  Hannover,  Hausges. 
Y.  1836.  cap. in,  §.  5 ;  Hausgesetz  des  Braunschweig- Lüneburgischen 
Gesammt-Hauses  v.  1831,  §.  3;  Würtemberg,  Hausges.  1828,  art  la 
„vorg&ngige  ausdrückliche  Einwilligung  des  Königs."  Ueberein- 
stimmt:  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.  93.  Hannover,  Hausges. 
V.  1836,  cap.  HI,  §.3.  „mit  des  Königs  förmlichertheilter  Einwilligung 
geschlossen.'*  Ebendas.  §.  7 ;  ,.Ohnedies  sind  die  Prinzen  und  Prinzessinnen 
des  Hauses  verbunden,  zu  den  Ehen,  welche  sie  einzugehen  beabsich- 
tigen,  die   Einwilligung   des  Königs  nachzusuchen."  —  K.  Sachsen. 
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IV.  In  allen  neueren  Hansgesetzen  ist  übereinstimmend 
als  Bechtsnacbtheil  einer  ohne  Einwilligang  des  Souverains  ge- 
schlossenen Ehe  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  ausgesprochen, 
dass  die  hieraus  entsprossene  Descendenz  nicht  thronsucces- 
sionsfähig  ist  und  für  den  angeheiratheten  Oatten  und  die 
Kinder  keine  Ansprüche  auf  Rang,  Titel  und  Wappen  des  re- 
gierenden Hauses  begründet  werden.  Meistens  sind  daran 
noch  andere  Rechtsnachtbeile  geknüpft,  doch  besteht  hierin 
keine  vollkommene  Gleichmässigkeit®). 


Hausges.  v.  1837,  §.  9.  ,Jörmliche,  durch  besondere  Urkunde  in 
Gewissheit  zu  setzende  Einwilligung  des  Königs." 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  Tit.  11,  §.  3.  „Unterbleibt  diese  förm- 
liche Einwilligung,  so  hat  die  geschlossene  Ehe  eines  Mitgliedes  des 
königlichen  Hauses  in  Beziehung  auf  den  Stand,  Titel  und  Wappen 
desselben  (?)  keine  rechtliche  Wirkung.  Eben  so  wenig  können 
daraus  auf  Staatserbfolge,  Apanage,  Aussteuer,  Witthum, 
selbst  auf  die  nach  älterem  Herkommen  und  Familienverträgen  zugestandenen 
Yortheile  einer  Ehe  zur  linken  Hand  Anspruch  gemacht  werden.  Die  aus 
solcher  Ehe  erzeugten  Kinder  oder  die  zurackgebliebene  Wittwe  haben 
nur  eine  Alimentation  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Vaters  oder 
Ehegemahls  zu  fordern.**  —  Das  würtemberg.  Hausgesetz  y.  1828, 
art  19,  besagt  in  besserer  Redaktion  des  ersten  Satzes:  „Eine  nicht  haus- 
gesetzmässig  von  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  geschlossene 
Ehe  übertragt  in  Beziehung  auf  ^tand,  Titel  und  Wappen  keine 
Rechte  auf  den  angeheiratheten  Gatten  und  die  aus  solcher  Ehe 
erzeugten  Kinder.**  Im  Uebrigen  stimmt  das  würtembergische  Hausges. 
mit  dem  bayerischen  fast  wörtlich  überein,  nur  dass  es  auch  noch  die 
Nadelgelder  besonders  als  solche  nennt,  worauf  ein  Anspruch  durch 
solche  Ehe  nicht  begründet  wird.  —  Das  Hausgesetz  des  braunschweig- 
Itineburgischen  Gesammthauses  v.  1831  bestinmit  nur,  art  4:  „Eine 
Ehe,  welche  ohne  förmlich  erfolgte  Einwilligung  des  regierenden  Herrn 
eingegangen  worden  ist,  überträgt  auf  die  darin  erzeugten  Kinder  weder 
ein  Successionsrecht  in  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Staaten  des  Gesammthauses  Braunschweig-Lüneburg,  noch  die 
Befugniss,  sich  des  Ranges,  Titels  und  Wappens  des  durchlauchtigsten 
Hauses  zu  bedienen.**  —  Gleichlautend  ist  im  Wesentlichen  das  hanno- 
verische Hausgesetz  v.  1836,  cap.  lU,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  1837,  §.  9:  „Ohne  die  förmliche  .  .  .  Einwilligung  des  Königs  ist  die 
Ehe  eines  Prinzen  vom  k.  Hause  ungiltig  und  deren  Nachkommen- 
schaft nicht  successionsfähig.  Vermählt  sich  eine  Prinzessin 
des  k.  Hauses  ohne  Einwilligung  des  Königs,  so  ist  die  Ehe  aus  diesem 
Grunde  allein  zwar  nipht  ungiltig,  die  Prinzessin  hat  aber  keinen 
Anspruch  auf  Aussteuer.**    Ebendas.  §.  11.    „Die  das  Privatvermögen 
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y.  In  einigen  der  neuesten  Ebtiugesetze  sind  ancb  die 
Ehevertrttge  der  Prinzen  nnd  Prinzessinnen  des  Hauses  f&r  im- 
giltig  erklärt,  wenn  sie  nicht  die  Bestfttigang  des  Sonreruns 
erhalten  haben  ^. 

VL  In  Bezog  anf  die  beabsichtigte  Eingehung  einer  eben- 
bürtigen Ehe  enthalten  einige  Hansgesetze  die  Znsichenmg, 
dass  die  Einwilligang  des  SonTcrains  ohne  besondere  wichtige 
Gründe  nicht  werde  verweigert  werden^). 

Vn.  Uebrigens  wird  daselbst  anch  mitunter  ansdrflcklieh 
erwähnt,  dass  nichts  desto  weniger  die  Beurtheilung  der  Frage, 
ob  Gründe,  die  Einwilligung  zu  versagen,  vorhanden  sind  oder 
nicht,  dem  regierenden  Herrn  in  jedem  Falle  ausschliesslieh 
zusteht'). 

VIU.  Fehlt  bei  der  Ehe  eines  Prinzen  oder  einer  Prin- 
zessin des  Hauses  nur  die  väterliche  Einwilligung,  da  wo 
sie  nach  gemeinem  Rechte    erforderiich  wäre,  so  muss  der 


betreffenden  privatrechtlichen  Ansprache  der  ans  einer  solchen  Ehe,  oder 
ans  der  nnebenbttrtigen  Ehe  einer  PrinEessin  des  k.  Hauses  erzeugten 
Kinder  nnd  des  aberlebenden  Ehegatten  beziehen  sich  auf  das  YermOgeB 
des  Vaters  oder  der  Mutter  und  beziehentlich  Ehegemahls,  anch  auf  das 
etwa  noch  yon  Ascendenten  der  solchergestalt  verm&hlt  gewesenen  Prinzen 
und  Prinzessinnen  anfallende  Vermögen,  vorausgesetzt,  dass  hinsichtlich 
der  Prinzessinnen  die  Uterliche  Einwilligung  in  die  Heirath  stattgefunden 
habe/<  —  S.-Goburg-Gotha,  Hausges.  1855.  §.  96.  „  .  .  .  keinerlei 
Rechte  in  Bezug  auf  Stand,  Titel  und  Wappen:  begründet  auch  dem  herz(^ 
Hanse  gegenüber  keinerlei  Yerwandtschafts-  oder  Erbrecht,  anch 
keinerlei  sonstigen  Vermdgensanspruch,  namentlich  auch  keinen  Anspruch 
auf  Apanage,"  u.  s.  w. 

7)  Bayern,  Hausges.  v.  1819:  „Alle  von  den  Prinzen  und  Prin> 
zessinnen  des  k.  Hauses  geschlossenen  £hevertr&ge  sind  nichtig,  wenn 
sie  die  k.  Bestätigung  nicht  erhalten  haben."  —  üebereinstimmt:  War- 
temberg,  Hansgesetz  v.  1828,  art  20.  —  K.  Sachsen,  Hausgesetz  von 
1837.  §.  12.  schaltet  nach  dem  Worte  „nichtig"  ein:  „so  weit  sie 
nicht  das  Privatvermögen  betreffen."  —  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  §.  95.  „Ehevertr&ge,  welche  von  Prinzen  und  Prinzessinnen 
des  herzogl.  Hauses  abgeschlossen  werden,  erlangen  erst  durch  die 
Zustimmung  des  Herzogs  rechtliche  Giltigkeit" 

*)  Wttrtemberg,  Hausges.  v.  1828,  §.  18,  a.  E.  —  Hannover, 
Hausges.  v.  1836,  §.37,  a.  £.  —  S.-Coburg-6otha,  Hausges.  1855.  §.93. 

>)  Hausgesetz  des  Braunschweig-Lttneburg.  Gesammthauses  von 
1836.  cap.  HI,  §.  4. 
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demnngeachtet  erwirkte  Consens  des  regierenden  Hen*n  als 
obrigkeitliche  Ergänzung  des  fehlenden  väterlichen  Gonsenses 
betrachtet  und  daher  dem  Vater  das  Recht  znr  weiteren  An- 
fechtung der  Ehe  abgesprochen  werden. 

IX.  Fehlt  die  väterliche  Einwilligung  in  Fällen,  wo 
sie  gemeinrechtlich  erfordert  wird,  zu  der  Ehe  eines  Prinzen 
oder  einer  Prinzessin  aus  einem  Hause ,  in  welchem  keine 
Familiengewalt  des  regierenden  Herrn  in  der  bespro- 
chenen Beziehung  anerkannt  ist,  so  ist  die  Frage,  welche 
Rechtsfolge  hier  der  Mangel  der  väterlichen  Einwilligung 
hat,  rein  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  zu  be- 
urtheilen.  Hier  steht  nun  im  Allgemeinen  fest,  dass  Niemand 
als  der  Vater  selbst  für  berechtigt  gelten  kann,  aus  diesem 
Grunde  die  Ehe  anzufechten^^),  und  ebenso  gewiss  ist,  dass 
bei  katholischen  Häusern  die  mangelnde  Einwilligung  des 
Vaters  nach  den  bestimmten,  die  strengeren  Grundsätze  des 
römisehen  Rechtes  aufhebenden  Vorschriften  des  canonischen 
Hechts,  nur  als  impedimentum  impediens  betrachtet  werden,  also 
kein  Vemichtnngsgrund  einer  bereits  geschlossenen  Ehe  mehr 
sein  kann^O-  i^  Bezug  auf  die  protestantischen  Häuser  ist 
aber  diese  Frage  streitig,  weil  von  einem  Theile  der  protestan- 
tischen Rechtslehrer  die  Verbindlichkeit  des  canonischen  Rechts 
in  diesem  Punkte  geleugnet  wird^^). 


")  Cap.  3  X.  de  divortiis  (4,  19).  —  Vergl.  H.  A.  Zachariae, 
Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  53,  Note  3. 

<0  Cap.  6  X,  de  raptorib.  (5,  17.).  —  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  refonn. 
matrim.  c.  1.  —  üeber  die  ganz  in  diesem  Sinne  gegebene  Erklärung  des 
Kaisers  Ferdinand  I.  in  Urk.  v.  13.  Sept  1561,  bezüglich  der  Ehe  seines 
Sohnes,  des  Erzherzogs  Ferdinand  von  Oesterreich  mit  der  Phi- 
lippine Welser,  s.  meine  Schrift :  Ueber  Missheirathen.  Stuttgart  1853, 
§.  31. 

«)  Vergl.  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  8.  Aufl.  §.  280.  —  J.  H. 
Böhmer,  Jus.  ecd.  protest.  L.  IV.  T.  2,  §.  22;  T.  3,  §.  51.  —  Eichhorn, 
Kirchenrecht  11,  S.  357  u.  f.  —  Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.  1853) 
§.  254.  —  Die  strengere  Ansicht  vertrat  Würtembergauf  dem  Reichstage 
bei  Anfechtung  der  Ehe  des  Herzogs  LeopoldEberhard  zu  Würtem- 
berg-Mömpelgard  und  der  nachmaligen  Gräfin  v.  Sponek.—  Moser, 
Familienstaatsrecht  II,  S.  12. 
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§.  218. 

n.   Trauung  durch  Procuratoren.     Dispensationen. 

Eheverträge. 

Als  Eigentbümlichkeiten  des  Eberechtes  der  regierenden 
Familien  sind  besonders  anfzuftibren : 

I.  Sowobl  bei  den  katboliscben  als  protestan- 
tiseben  souverainen  Familien  wird  die  Trauung  per  procura- 
torem  für  zulässig  geacbtet  und  ist  noeb  häufig  im  Gebraacfae  0- 

U.  Bei  den  protestantischen  regierenden  Häuser  wird 
anerkannt,  dass  der  Souverain  yon  den  kirchlichen  und  bfir- 
gerlicben  Ehebindemissen,  sowohl  sich  als  die  Mitglieder  seines 
HauseS;  dispensiren  kann^).  Eben  daher  erklärt  sich,  dass 
dabei  die  Aufgebote  wegzufallen  pflegen. 

IlL  Bei  der  Schliessung  von  Ehen  der  Mitglieder  regieren- 
der Häuser  sind  durchaus  schriftliche  Ebeberedungen  fiblich, 
obgleich  kein  gemeinverbindlicbes  Gesetz  dergleichen  vor- 
schreibt ^). 

§.  219. 

in.    Gewissensehe  ^). 

I.  Die  kirchlichen  Erfordernisse  einer  giltigen  Ehe  sind 
hinsichtlich  der  Mitglieder  der  deutschen  regierenden  Familien 


1)  de  Ludewig,  de  matrimoniis  principum  per  procuratores.  1724.  — 
Richter,  Kirchenrecht  (4.  Aufl.)  §.  265.  IV.  —  In  der  früheren  Zeit 
war  bei  mehreren  grossen  europäischen  Höfen,  z.  B.  in  Frankreich,  auch 
eine  symbolische  Beschreitung  des  Ehebettes  durch  den  Procurator  üblidi, 
sog.  Bett  Sprung, 

«)  Siehe  §.  219.  Note  13.  —  Vergl.  J.  L.  Müller  vom  Dispensations- 
recht  in  verbotenen  Ehen  der  Fürsten  und  Stände,  1706.  —  J.  H.  Böhmer, 
de  principum  ac  statum  evangelicorum  dispensandi  jure.  Hai.  1722. 

3)  Es  findet  sich  zwar  im  röm.  Rechte  (Nov.  117.  cap.  4).  Autheutica: 
ad  L.  23.  Cod.  de  nuptiis  (5,  4.)  die  Vorschrift:  „Maximis  decorati  digni- 
tatibus  usque  ad  illustres,  non  nisi  dotalibus  instrumentis  conscriptis, 
rite  contrahunt  nuptias."  Dass  diese  Stelle  aber  nicht  auf  Illustres, 
im  Sinne  des  deutschen  Rechtes  zu  beziehen  ist,  leuchtet  von  selbst  ein. 

0  Klüber,  öfiFenÜ.  R.  §.  245,  Note  e;  §.  261,  Note  c.  —  H.  A. 
Zachariae,  deut.  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67, B.  —  Weitläufig  erörtert  findet 
sich  die  Streitfrage  über  das  Successionsrecht  der  aus  einer  Gewissens- 
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im  Allgemeinen  dieselben,  wie  bei  allen  übrigen  Mitgliedern 
einer  der  christlichen  Gonfessionen. 

II.  In  den  katholischen  sonverainen  Fürstenhäusern  kom- 
men daher  die  Vorschriften  des  Concilium  Tridentinum  zur 
Anwendung,  wonach  zur  giltigen  Schliessung  der  Ehe  die  Er- 
klärung ihrer  Einwilligung  vor  dem  competenten  Pfarrer  und 
zwei  Zeugen  erfordert  wird^). 

ni.  Da  die  Protestanten  die  Beschlüsse  des  Concilium  Tri- 
dentinum nicht  für  sich  verbindlich  anerkennen  und  eine  posi- 
tive gemeinverbindliche  Vorschrift  ftlr  die  gesammte  pro- 
testantische Kirche  in  Deutschland,  wodurch  eine  bestimmte 
Form  der  Eingehung  der  Ehe  als  wesentlich  vorgeschrieben 
worden  wäre,  nicht  vorhanden  ist,  so  muss  angenommen  wer- 
den, dass  es  hinsichtlich  der  Protestanten  überhaupt  bei  dem 
Grundsatze  des  römischen  Rechtes^),  welcher  auch  im  canoni- 
schen Bechte  bis  zum  Concilium  Tridentinum  uneingeschränkt 
anerkannt  war^),   verblieben  ist,  und  dieser  als  juristisch 


ehe  erzeugten  Kinder  in  den  Schriften  über  den  gräfl.  B entin ck* sehen 
Successionsstreit  Yergl.  insbesondere  (dafür):  (Kl über)  Rechtliche 
Ausführung  der  Ebenbürtigkeit  und  Successionsfahigkeit  der  Söhne  des  H. 
Reichsgrafen  W.  G.  F.  Bentinck,  Varel  1830.  —  C.  T.  Di  eck,  die  Gewis- 
sensehe, Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  und  Missheirath.  Halle  1838. 

—  Uriheil  der  Juristenfakult&t  zu  Jena,  betreffend  den  reichsgräflich 
Bentinck*schen  Successionsstreit,  (herausgeg.  v.  Dieck)  Leipzig  1843, 
S.  290  u.  f.  —  Michaelis,  Votum  über  den  reichsgräfl.B  entin  ck 'sehen 
Erbfolgerechtsstreit.  Heft  1.  (Tübingen,  1841)  S.  14  u.  f.  —  Heft  2  (1841) 
S.  13  u-  f.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  H,  (1857)  S.  228  flg. 

—  (Dagegen):  Heffter,  die  Erbfolge  der  Mantelkinder,  Kinder  aus 
Gewissensehen,  aus  putativen  Ehen  und  der  Brautkinder  bei  Lehen  und 
Familienfideicommissen,  Berlin  1835.  —  Wilda,  in  d.  Zeitschr.  f.  deut 
R.  1841.  Bd.  VI.  S.  148  u.  f. 

•)  ConciL  Trident.  Sess.  24.  de  reform,  matrim.  c.  1. 

^)  L.  30.  Dig.  de  Regul.  jur.  (ülpianus)  „Nuptias  non  concubitus, 
sed  consensus  facit." 

*)  Cap.  1.  X.  de  sponsal.  (4,  1.)  —  Vergl.  meine  deutsche  R-Gesch. 
3.  Aufl.,  Thl.  H.  (Stuttgart,  1858)  §.  81.  —  üeber  die  Gewissensehe  des 
Grafen  Anton  von  Isenburg- Büdingen  zu  Kelserbach  (geb.  1501, 
gast  1563)  mit  der  Tochter  eines  Schäfers ,  CatharinaGumpel,  und 
deren  Beurtheilung  durch  das  erzbischöfliche  Gericht  zu  Mainz,  ganz 
nach  den  Grundsätzen  des  älteren  canonischen  Rechts,  vergl.  meine 
Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  Stuttgart  1853,  S.  89  u.  f. ; 
100  u.  f. 
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gemeines  Recht ^)  für  die  ProteBtanten  fortwährend  gilt,  wo 
er  nicht  durch  eine  partikoltre  Landeflkirchenordnnng  aufge- 
hoben ist 

IV.  Dorch  die  protestantischen  Landeskirchenordnangen 
ist  nun  aber  wohl  allgemein  die  Tran  an  g  dnrch  den  compe- 
tenten  Pfarrer  als  wesentliche  Form  yorgeschrieben  worden, 
und  kann  daher  dieses  Erfordemiss  nunmehr  als  ein  histo- 
risch gemeines  Recht*)  der  protestantischen  Landeskirchen 
in  Deutschland  angenommen  werden,  wonach  ftlr  die  Anwen- 
dung des  obigen  juristisch  gemeinen  Rechtsgmndsatzes  im 
Allgemeinen  kein  Raum  mehr  übrig  geblieben  ist. 

V.  Es  kann  daher  sowohl  bei  Katholiken  als  Protestanten 
nur  noch  davon  die  Rede  sein,  ob  ausnahmsweise  bei 
Mitgliedern  regierender  Familien  einer  sog.  Gewissensehe 
{matrimanium  elQndestinum)^  d.  h.  einer  ohne  kirchliche  Förm- 
lichkeit, wenn  auch  nicht  im  eigentlichen  Sinne  heimlich') 
eingegangenen  Ehe,  in  gewissen  Fällen  die  voOe  Rechtswirkung 
einer  mit  gehöriger  Förmlichkeit  eingegangenen  Ehe  beigelegt 
werden  kann,  so  dass,  worauf  es  hier  hauptsächlich  ankommt, 
die  aus  derselben  entsprossene  Descendenz  thronsuccessions- 
fähig  ist 

VI.  Es  ist  hier  vor  allem  einleuchtend,  dass  in  jenen  sou- 
yerainen  deutschen  Regentenhäusem,  in  welchen  durch  neuere 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  die  Einwilligung  des  Sonverains 
zur  Schliessung  der  Ehe  als  Bedingung  der  SuccessionsflLhig- 
keit  der  Descendenz  vorgeschrieben  worden  ist  (§.  217),  der 
Fall  einer  Gewissensehe,  d.  h.  dass  sodann  die  Ehe  ohne  die 
gehörige  kirchliche  Form  eingegangen  werde,  gar  nicht  als 
jemals  eintretend  zu  erwarten  ist. 

Vn.  Im  Uebrigen  sind  folgende  Unterscheidungen  zu 
machen : 


5)  Siehe  über  diesen  Begriff,  oben  §.  70.  I.  —  Luther,  in  der 
Vorrede  zu  seinem  Traubüchlein,  fesste  ganz  entschieden  die  Ehe  blos  als 
ein  weltliches  Geschäft  auf;  erst  in  den  Kirchenordnungen  der  Reformirten 
wurde  die  Trauung  zur  Vorschrift  gemacht 

«)  Siehe  oben  §.  70.  IL 

')  Eigentliche  Heimlichkeit  oder  Verheimlichung  gehört  eben  so  wenig 
zum  Wesen  der  Gewissensehe,  als  dieselbe  nothwendig  eine  unstandesm&ssige 
Ehe  ist 
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A)  Da  die  katholische  Kirche  kein  anderes  Recht  flir 
die  Mitglieder  eines  regierenden  katholischen  Hauses  hat,  als 
fUr  alle  tlbrigen  Mitglieder  der  Kirchengesellschaft,  und  da  der 
katholische  Souverain  auch  nicht  Inhaber  der  katholischen 
Kirchengewalt  ist,  also  in  dieser  Hinsicht  kein  Dispensations- 
recht  hat,  so  kann  eine  formlos  eingegangene  Ehe,  sowohl 
eines  katholischen  Souverains,  als  eines  katholischen  Mitgliedes 
seines  Hauses  unter  keinen  anderen  Voraussetzungen  die 
Kechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Föimlichkeit  eingegange- 
nen Ehe  haben,  als  wenn  jene  (wohl  äusseret  seltenen)  Fälle 
eintreten  sollten,  in  welchen  nach  katholischem  Kirchenrechte 
auch  heut  zu  Tage  noch  ausnahmsweise  jedem  Katho- 
liken die  Schliessung  der  Ehe  ohne  kirchliche  Form  rechtlich 
gestattet  ist:  nämlich  1)  wenn  die  Ehe  an  einem  Orte  ge- 
schlossen worden  ist,  an  welchem  die  Beschlüsse  des  Condlium 
Tridenünum  nicht  publicirt  worden  sind*),  oder  2)  wenn  die 
Ehe  an  einem  Orte  geschlossen  wird,  wo  es  unmöglich  ist, 
einen  Pfarrer  zuzuziehen,  weil  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist"). 

B)  Hinsichtlich  der  protestantischen  Fürstenhäuser 
war  es  zur  Zeit  des  Reiches  die  gemeine  aber  keineswegs  un- 
bestrittene Rechtslehre,  dass  alle  Personae  illustres  befugt 
wären,  Gewissensehen  mit  voller  Rechtswirknng  einer  mit 
kirchlicher  Form  eingegangenen  Ehe  einzugehend^),  weil  man 


•)  Concil.  Trid.  Sess.  24.  de  reform.  matr.  c.  1.  in  fin.  —  Walter, 
Kirchenrecht,  (11.  Aufl.  1854.  §.  300.  Note  3.)  —  Vorausgesetzt  wird  dabei, 
dass  sich  die  Contrahenten  nicht  in  fraudem  legis  an  einen  Ort  begeben, 
wo  das  Condlium  Tridentinum  nicht  publicirt  ist  Schenkel,  instit  jur. 
eccl.  n,  §.  638,  Note  ••«). 

»)  Vergl.  Verordnung  Benedict.  XIV.,  v.  4.  Nov.  1741;  und  Declarat 
Congreg.  concil.  vom  16.  Februar  1595.  —  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV. 
S.  355  u.  f.  —  Walter,  Kirchenrecht,  §.  300,  Note  4. 

*^)  J.  G.  Schloer,  vindic.  legitimor.  natal.  liberor.  e  matrimon.  S.  K  J. 
prindpum  comitumve  A.  C.  addictor.  solo  mutuo  consensu  matrim.  neglecta 
omni  solenn,  eccl.  contractis,  natorum,  Mogunt  1782.  —  Thi baut, System 
des  Pand.-R.  §.  300.  —  Dagegen:  G.  H.  S.  de  Gazert,  de  liberis  ex 
matrim.  consc.  illegitimis.  Giessen,  1773.  —  Ebenso  Moser,  in  s.  dcut 
Staatsr.  XVin,  S.  494  u.  XIX,  S.  497.  (1745);  Familienstaatsr.  Thl.  U, 
S.  208.  (1775);  später  sprach  er  sich  für  die  Successionsf&higkeit  der 
Kinder  aus  solchen  Ehen  aus.  (Abhandl.  verschiedener  Rechtsmaterien, 
1777,  Stück  XVn,  S.  53  u.  f.)  —  Gewöhnlich  wird  der  im  J.  1771  bei  dem 
Keichshofrath  anhängig  gemachte  Rechtsstreit  des  Grafen  Johann  Ludwig 
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die  protestantischeD  LandeskirchenordnangeD,  welche  die  kircb- 
liche  TranuDg  YorschriebeD,  nnr  als  Ansflnss  der  landesherr- 
licheD  Gewalt  betrachtete,  welche  somit  nur  dieUntertba- 
nen  yerpflichten  könoe,  zn  welchen  aber  die  Hitglieder  der 
landesherrlichen  Familie  nicht  gezählt  wnrden").  Da  nnn 
aber  heut  zu  Tage  die  Mitglieder  eines  sonverainen  Hauses 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  regierenden  Herrn  allerdings  als 
Unterthanen  zn  betrachten  sind,  so  pflegt  man  dieselben  nim- 
mehr  auch  als  durch  die  Landeskirchenordnung  gebunden  zn 
betrachten  ^^).  Dagegen  kann  das  Recht  eines  protestantischen 
Landesherrn  oder  Souverains,  eine  Gewissensehe  mit 
voller  Rechtswirkung  einer  mit  kirchlicher  Form  geschlossenen 
Ehe  einzugehen,  beziehungsweise  sieh  selbst  von  der  kirch- 
lichen Form  als  Inhaber  der  Kirchengewalt  zu  dispensiren,  so 
wie  ihm  in  dieser  Eigenschaft  auch  das  Recht  zu  gleicher 
Dispensation  der  protestantischen  Mitglieder  seines  Hauses  und 
aller  seiner  protestantischen  Unterthanen  zusteht,  mit  Grund 
nicht  bezweifelt  werden,  da  die  kirchliche  Form  der  Ehe- 
Schliessung  nach  protestantischen  Lehrbegri£fen  kein  Dogma, 
sondern  nur  eine  disciplinäre  Anordnung  ist^^). 


zu  Leiningen-GuDtersblum  als  Beispiel  daf&r  angeftüirt,  dass  auch 
der  Reichshofrath  die  SuccessionsßLhigkeit  der  Kinder  aus  der  Gewissensehe 
eines  Reichsstandes  anerkannt  habe.  Nach  dem  Wenigen  aber,  was  über 
diesen  Rechtsfall  aus  Gerstlacher,  Handbuch,  Theil  X  p.  1833  bekannt 
geworden  ist,  muss  zweifelhaft  bleiben,  ob  hier  überhaupt  eine  Gewissens- 
ehe in  Frage  stand,  und  ob  nicht  vielmehr  es  sich  nur  um  die  davon  ganz 
verschiedene  Frage  handelte,  ob  Braut-Kindern  die  Jura  legiümamm 
urtheilsmässig  beizulegen  seien,  wenn  der  Br&utigam  nach  förmlicher 
Verlobung  die  Trauung  ohne  Rechtsgrund  verweigert,  und  sich  böalicfa 
entfernt?  Vcrgl.  Glück,  Comment.  Bd.  XXIV.  p,  364  u.  f.  —  Richtig  ist 
jedoch,  dass  nach  dem  älteren  canonischen  Rechte,  welchem  in  manchen 
Ländern  die  protestantische  Praxis  sich  anschloss,  auch  in  einem  solchen 
Falle  allerdings  das  Verlöbniss  als  in  eine  wahre  Ehe  umgewandelt  betrachtet 
wird.    Walter,  Kirchenrecht,  11.  Aufl.  §.  303. 

4»)  Siebe  oben  §.  213.  216. 

«>)  £s  ist  dies  jedoch  nach  dem,  was  oben  §.  215,  I,  in  Bezog  auf  die 
im  Uebrigen  allgemein  anerkannte  Fortdauer  der  Giltigkeit  der  zur 
Reichszeit  geltenden  Grundsätze  des  Familiearechts  der  souverainen  Häuser 
gesagt  wurde,  nichts  weniger  als  consequent 

«)  üebereinstimmt:  H.  Ä.  Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  B.  —  Siehe  be- 
sonders  G.  G.Bretschneider,  theolog.  Gutachten  über  die  Frage,  ob  die 
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VIII.  Es  versteht  sich  aber  von  selbst,  dass  die  Absicht, 
eine  Ehe  einzugehen,  fest  stehen  muss,  wenn  von  einer  Ge- 
wissensehe überhaupt  (im  Gegensatze  vom  Concubinate)  die 
Rede  sein  solP^). 

IX.  Die  neueren  Hausgesetze  erwähnen  die  Gewissensehe 
gar  nicht. 

§.  220. 

IV.    Missheirath^). 

1)   Einleitung. 

I.  Es  ist  eine  alte,  noch  fortwährend  viel  behandelte 
Streitfrage,    ob  die  Eigenschaft  als  vollberechtigtes  Mitglied 


mit  Unterlassung  der  kirchlichen  Trauung  von  einem  evangelischen,  mit 
der  höchsten  Episkopalgewalt  bekleideten  Landesherrn  geschlossene  Ehe, 
and  namentlich  eine  Gewissensehe  desselben  nach  den  Grundsätzen  des 
evangelischen  Christenthums  für  eine  wahre  Ehe  angesehen  werden  könne. 
Leipz.  1844.  —  Walter,  Kirchenrecht,  (11.  Aufl.)  1854,  §.  300,  n.  14.  - 
Richter,  Kirchenrecht,  (4.  Aufl.)  18&3,  §.  265,  Note  10. 

^*)  Die  Entscheidung  kann  hier,  wo  es  hauptsächlich  auf  den  Sinn  der 
von  den  Partheien  gebrauchten  Worte  ankommt,  sehr  schwierig  sein. 
YergL  Beispiele  bei  Leyser,  Medit  ad.  Fand.  spec.  298  u.  585;  Moser, 
Staatsr.  XIX,  S.  307.    (Fall  des  Grafen  Philipp  von  Falckenstein  a.  1552.) 

—  Auch  in  dem  B entin ck*schen  Prozess  wurden  in  dieser  Hinsicht  sehr 
verschiedene  Ansichten  geltend  zu  machen  gesucht,  namentlich  über  das 
Zutreffen  der  Bezeichnung  in  L.  114.  Dig.  de  Verb.  sig.  „amica,  quae 
uxoris  loco  sine  nuptiis  in  domo  est'*  auf  die  im  concreten  Falle  abge- 
gebenen Erklärungen.  Yergl.  Jenaer  ürtheil,  S.  344;  dagegen  meine 
Schrift:  über  hohen  Adel  (1853)  S.  12.  Note  •♦). 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  IL  p.  23  u.  f.  —  Pütter,  über  Miss- 
heirathen  deutscher  Fürsten  und  Grafen.  Göttingen,  1796.  —  Dagegen 
meine  Schrift:  üeber  Missheirathen  in  den  deutschen  regierenden  Fürsten- 
häusern überhaupt  und  in  dem  oldenburgischen  Gesammthause  insbesondere. 
Stuttgart  1853.  —  Yergl.  auch  Heffter,  Beitr.  z.  deutschen  Staats-  und 
Fürstenrecht,  Berlin  1829,  Abhdl.  I;  u.  derselbe,  in  derZeitschr.  f.  deut. 
Recht,  Bd.  IL  Heft  2.  ~  Chr.  G.  Göhrum,  Geschiohtl.  Darstellung  der 
Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  nach  gem.  deut.  Rechte.  II  Bde.,  Tübingen, 
1846.  —  Vergl.  Gönner,  Staatsr.  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  §.  32.  >- 
Klüber,  öffentl.  R.  §.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  — 
Weiss,  Staatsr.  §.  240.  -—  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  68.  ü. 

—  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  H,  S.  234  flg.  —  üeber  die 
Zweckmässigkeit  haus-  und  verfassungsmässiger  Bestimmungen  über 
Jtfissheirathen,  siehe  R.  v.  Mohl,  Politik,  Bd.  I  (1862)  S.  130  flg. 
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einer  regierenden  (früher  reiehsständisehen)  Familie  gemein- 
rechtlich auch  durch  Abstammnng  ans  einer  Btandes- 
gleichen  Ehe  bedingt  sei^« 

IL  Dass  eine  gemeinverbindliche  positiv  gesetz- 


*)  Diese  Frage  wurde  sehr  vielseitig  in  neuerer  Zeit  erortet:  I)  in 
Bezug  auf  die  Ansprüche  des  Obersten  August  von  Este,  auf  die  Thron- 
folge in  Hannover.  (Siehe  die  vorzüglichsten  hierher  gehörigen  Sduiften 
oben  §.  217.  Note  2.)  ~  II)  In  Betreff  der  Ansprüche  der  Krone  Bayern 
an  Landestheile  des  Grossherzogthums  Baden  (sog.  sponheimerSnc- 
cessionsstreit).  Die  bedeutendsten  Sehriften  hierüber  (für  Baden) 
sind:  Ueber  die  Ansprüche  der  Krone  Bayern  an  Landestheile  des  Grosah. 
Baden.  Mannheim  1827.  —  K.  S.  Zachariae,  Ueber  die  Ansprüche  etc. 
Heidelberg  1828.  (Auch  in  den  Heidelb.  Jahrb.)  —  (Klub er)  Der  spon- 
heimische  Surrogat-  und  Successionsstreit.  Giessen  1^8.  —  Für  den  Sieg 
der  histor.  und  rechtl.  Wahrheit  etc.  Giessen.  —  üeberblick  der  Controvera- 
und  Wechselschriften  n.  s.  w.  2  Hefte.  Giessen  1828.  1829.  (In  dem 
zweiten  Hefte,  S.  7  u.  f.  sind  die  von  bayerischer  Seite  dagegen 
erschienenen  Schriften  angeftütirt)  —  HI)  In  Betreff  der  Ansprüche  des 
fürstl.  Löwen  st  ein*  sehen  Hauses  auf  Successionsrecht  in  Bayern: 
(Gonstantin,  Erbprinz  von  Löwenstein-Rosenberg)  Widerlegung  einiger 
falschen  Nachrichten  in  Bezug  auf  den  Ursprung  des  hochfürstl.  Hauses 
L.-W.  etc.  Werthheim  1831.  —  Kl  üb  er,  die  eheliche  Abstammung  des  f. 
Hauses  L.-W.  etc.  Frkf.  a.  M.  1837.  --  K.  S.  Zachariae,  Ueber  das 
Recht  des  f.  Hauses  L.-W.  etc.  Heidelbeig  1838.  (Auch  in  d.  Hddelb. 
Jahrb.)  •—  (Heffter),  Votum  eines  norddeutschen  Publidsten  etc.  HaUe, 
1838.  --Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schriften  Klttber*B 
und  eines  norddeutschen  Publidsten.  Heidelberg  1888.  —  YoUgraff,  des 
ftirstl.  Hauses  L.-W.  ehel.  Abstammung.  Halle  1838.  —  lY)  In  Bezog  aof 
den  gr&flich  bentinck*schen  Successionsstreit:  Ausser  den  oben 
§.  219  Note  1)  angeführten  Schriften  von  Klüber,  Dieck  und  Michae- 
lis gehören  hieher  die  s&mmtlichen  in  Druck  erschienenen  beiderseitigen 
Prozessschriften:  Jenaer  Urtheil  (herausg.  v.  Dieck,  1843,  S. 273 n.  £) 
(Es  gebührt  diesem  Fakult&tsnrtheile  eine  um  so  grössere  Beachtung,  als 
dessen  Ausarbeitung  von  einem  der  letzten,  noch  in  der  Beichsieit  selbet 
theoretisch  und  praktisch  gebildeten  und  als  ausgezeichnet  tüchtig  aner- 
kannten Publidsten,  dem  verst  Geh.-Rathe  Schmid  herrührt)  —  K  S. 
Zachariae,  in  d.  Heidelb.  Jahrb.  1840.  S.  27  u.  1  —  Michaelis  in 
Richter*s  Jahrb.  1840.  S.  260  u.  f.  --  Deutsche  YierteQahraschiift  1842, 
Januar-M&rz,  S.  117  u.  £.  ~  Reichard,  in  der  Zdtscfar.  t  ges.  Staatsw. 
1844,  Hft  m,  S.  540.  -*  (Heffter),  die  gegenwärtige  Lage  des  reich^grifl. 
bentinck*schen  Rechtsstreites,  Berlin  1840,  S.  136  n.  1  —  Welcher,  der 
reichagräfl.  bentinck*sche  Erbfolgestreit,  Heidelberg,  1847.  S.  38  u.  £  — 
Meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit  Stattgart  1863. 
S.  139  u.  f. 
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liehe  Norm,  welche  ein  solches  Erforderniss  aufgestellt  hätte, 
vor  der  Abfassnng  der  Wahlkapitnlatioii  K.  Karl 's  VH.  (1742) 
nicht  vorhanden  war,  nnd  dass  die  in  die  Wahlkapitolation 
K.  EarTs  VII.  art.  XXII.  §.  4  aufgenommene  und  in  den 
nachfolgenden  Wahlkapitulationen  beibehaltene  Bestimmung  die 
Sache  nicht  erschöpft,  daif  als  unstreitig  und  allgemein  aner- 
kannt betrachtet  werden. 

III.  Dagegen  fand  die  Ansicht  vielfache  Vertreter,  dass 
durch  ein  uraltes  gemeines  deutsches  Herkommen,  welches 
nur  durch  die  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert  vorwie- 
gende romanisirende  Richtung  in  seiner  doktrinellen  Anerken- 
nung einigermassen  erschüttert  worden,  die  Geburt  aus  stan- 
desgleicher Ehe  als  ein  wesentliches  gemeinrechtliches 
Erforderniss  für  die  Zuständigkeit  der  vollen  Familien-  und 
namentlich  Successionsrechte  als  Mitglied  eines  reichsständischen 
oder  Überhaupt  landesherrlichen  Hauses  eingeftlhrt  worden  sei'). 
Es  entbehrt  jedoch  diese  Ansicht  allen  geschichtlichen  Grundes 
und  ist  daher  auch  jederzeit  auf  das  Lebhafteste  und  mit  vol- 
lem Rechte  bestritten  worden^). 

§.  221. 
2)  Begriff  von  Missheirath  und  unstandesmässiger  Ehe. 

I.  Unstandesmässig  ist  eine  jede  Ehe,  bei  welcher  die 
Ehegatten  nicht  von  gleichem  Geburtsstande  sind. 

U.  Unter  Missheirath  (disparagium)  versteht  man  ins- 
besondere eine  unstandesmässige  Ehe,  welche  wegen 
Standesungleichheit  der  Ehegatten  von  Rechtswegen  (sei  es 
zufolge  eines  Staats-  oder  Hausgesetzes,  aUgcmeinen  oder  Fa- 
milienherkommens) keine  volle  Rechtswirkung  fttr  den 
standesniederen  Ehegatten  und  die  aus  solcher  Ehe  er- 
zeugten Kinder  haben  kann ^),  und  insbesondere  den  Nach- 
theil mit  sich  bringt,  dass  der  standesniedere  Ehegatte  und 


»)  Dies  ist  die  Grundidee  der  oben  Note  *)  angeführten  Pütter'schen 
Schrift  Ober  die  Missheirathen. 

*)  Die  nähere  Ausführung  und  Begründung  dieser  Ansicht  hat  sich 
meine  Schrift  über  Missheirathen,  1853,  zur  Aufgabe  gemacht. 

*)  Daher  erklärt  man  das  dvfparagima  gewöhnlich  als:  ,,niatrimonium 
ex  lege  inaequale/' 

Z»pfl,  SUatsiecht.   5.  Antl.   I.  31) 
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die  Kinder  nicht  an  dem  Bange  und  Stande  des  höherge- 
borenen Ehegatten  Tbeil  nehmen  können,  nnd  die  Kinder  eben 
desshalb  auch  von  der  Saccession  in  die  Regierung  und 
das  damit  zusammenhängende  Stammgut,  Lehen  nnd  Hansfidd- 
commiss  zumVortheile  der  Übrigen  Erbfolgeberech- 
tigten ausgeschlossen  sind  2). 

in.  Die  Eigenschaft  einer  Ehe  als  Missheirath  wird 
hauptsächlich  da  in  Frage  kommen,  wo  die  Gemahlin  von 
niederem  Stande  ist:  insoweit  jedoch  .eine  cognati sehe  Sac- 
cession in  eine  Landesregierung  und  damit  zusammenhängen- 
des Stammgut,  Lehen  oder  Hausfideicommiss  zulässig  ist^  kann 
diese  Frage  wohl  auch  in  dem  Falle  zur  Beurtheilung  kom- 
men, wenn  sich  ein  weibliches  Mitglied  einer  regierenden 
Familie  mit  einem  Manne  niedrigeren  Standes  vermählt  hat. 

IV.  Da  aber  nicht  jede  Abstufung  des  Geburtsstan- 
des  der  Ehegatten  die  vorgedachten  NachtheUe  zur  Folge  haben 
kann,  so  muss  zwischen  eigentlichen  Missheirathen  nnd 
anderen  unstandesmässigen  Ehen  wohl  unterschieden 
werden  ^). 

V.  Als  leitender  Grundsatz  muss  bei  der  Lehre  von  der 
Missheirath  vorangestellt  werden,  dass  die  Ehe  überhaupt  ein 
so  wichtiges  und  in  die  geseUschafüiche  Ordnung  so  tief  ein- 
greifendes Institut  ist,  dass  da,   wo  das  Vorhandensein  einer 


<)  In  anderer  Beziehung  als  zu  den  Erbfolgeberechtigten,  welchen 
bei  Lehen  auch  der  Lehnsherr  wegen  seines  Heimfalirechtes  (sog.  Folge 
des  Herrn)  gleichsteht,  kommt  die  Missheirath  heut  zu  Tage  nicht  mehr  in 
Frage.  —  Jenaer  Urtheil  im  gräfl.  Bentincjc'schen  Successionsstreit, 
S.  283:  „Von  einem  Rechte  der  Lehnsleute  oder  sogar  der  Ünterthanen, 
Kindern  aus  ungleicher,  aber  wahrer  rechtmässiger  und  kirchlich  gültiger 
Ehe  des  Landesherrn  die  Regierungs-Nachfolge  «treitig  zu  machen,  etwa 
nach  Analogie  der  Rechtsbücher  der  hohenstaufischen  Zeit  (Sachs.  Lehn-& 
art.  20;  Schwab.  Lehnr.  art.  41  (39),  kann  heut  zu  Tage  nicht  mehr  die  Bede 
sein."  —  üebrigens  sagen  diese  Stellen  auch  keineswegs,  dass  die  Lehnsleute 
dem  nicht  ebenbürtigen  Sohne  den  Antritt  der  Landesregierung  verwehren 
dürfen,  sondern  es  ergibt  sich  daraus,  namentlich  aus  dem  schwäb.  Lehnr. 
(Lassb.)  c.  39  klar,  dass  es  ihnen  nur  frei  stand,  ihm  ihre  Lehen  xa 
refutiren,  wenn  sie  nicht  seine  Vasallen  sein  wollten. 

3)  Jenaer  Urtheil  S.  275:  „Die  blosse  Ungleichheit  des  Standes, 
des  Vermögens,  der  Bildung,  macht  aber  eine  Ehe  noch  nicht  zur  Miss- 
heirath, so  oft  auch  eine  solche  unstandesmässige  und  ungleiche  Verbindung 
im  gemeinen  Leben  mit  diesem  Namen  belegt  wird.** 
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wahren  und  insbesondere  mit  voUer  kirchlicher  Form  einge- 
gangenen Ehe  feststeht,  den  Kindern  anch  alle  Rechte  wahrer 
Ehekinder  zugesprochen  werden  mttssen,  so  weit  nicht  eine 
positive  Bechtsquelle  ausnahmsweise  eine  Beschränkung 
eihtreten  zu  lassen  nöthigt^). 

§.  222. 

3)  GeschichtKches  in  Bezug  auf  Missheirathen  und 
unstandesmässige  Ehen   bis   zum  XV.  Jahrhundert^). 

I.  Aus  der  Zeit  vor  der  Völkerwanderung  fehlt  es 
an.  allen  Beweisen  fttr  die  Behauptung,  dass  Ehen  unter  den 
etwa  vorhandenen  verschiedenen  Klassen  der  voll  freien 
Leute  Missheirathen  gewesen  wären  ^). 

n.  Ebenso  fehlt  es  auch  in  der  merowingischen  und 
karolingischen  Zeit  an  allen  Beweisen,  dass  eine  Ehe  eines 
vollfreien  Mannes  höheren  Ranges  mit  einer  vollfreien 
Frau  niedrigeren  Ranges  als  Missheirath  betrachtet  worden 
wäre^):  und  nach  dem  Principe  des  Ständeverhältnisses  jener 
Zeit  war  dies  geradezu  unmöglich^).    Dass  eine  freie  Frau 


*)  Jenaer  Urtheil  S.  277,  Nr.  3.  —  Die  Heilighaltung  der 
Rechte  der  Ehekinder,  der  Schutz  derselben  in  ihrem  Successionsrechte 
und,  seit  der  Bekanntschaft  mit  dem  römischen  Rechte,  mindestens  in  ihrem 
Pflichttheilsrechte,  ist  ein  henrorragender  Ghacakterzug  der  mittelalterlichen 
Rechtspflege,  wie  sich  dies  aus  den  nachfolgenden  Darstellungen  deutlich 
eigeben  wird. 

*)  Siehe  hierüber:  meine  Schrift  über  Missheirathen,  Stuttgart,  1853; 
meine  deut  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  11.  §.  82.  90a;  und 
besonders  meine  Alterthümer  des  deut  Reichs  und  Rechts,  Bd.  II  (1860), 
Abhandl.  m.  IV.  Y.  und  VII. 

*)  Meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  S.  2.  —  Die  Nachweisungen, 
welche  Waitz,  Verfassungsgeschichte  Bd.  I,  1844,  darüber  gegeben  hat, 
dass  sich  aus  der  Zeit  der  Völkerwanderung  durchaus  keine  Rechtsunter- 
schiede zwischen  dem  Adel  und  den  übrigen  Freien  in  Bezug  auf  Ehe, 
Wehrgeld  u.  s.  w.  nachweisen  lassen,  dürfen  als  erschöpfend  betrachtet 
werden. 

^)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.3;  meine  deut.  Rechts- 
geschichte, 3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II,  §.  82. 

*)  Cap.  Caroli  M.  a.  803.  §.  1:  „Non  est  nisi  liber  et  servus.'*  — 
Ueber  die  SteUe  ausMeginhard,  translatio  S.  Alezandri,  welche  mitunter 
dagegen  angeführt  werden  will,  s.  meine  Schrift:  über  Missheirathen  S.  5, 
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höheren  Standes,  wenn  sie  sich  mit  einem  freien  Manne 
niederen  Standes  verband,  nur  noch  den  Stand  ihres  Ehegatten 
haben  konnte,  und  dass  in  diesem  Falle  auch  nur  der  Bang 
und  Stand  des  Vaters  auf  die  Kinder  überging,  kann  unmög- 
lich als  Beweis  für  das  Dasein  einer  Missheirath  in  einem 
solchen  Falle  angenommen  werden,  da  das  Wesen  der  vollen 
Rcchtswirkung  einer  Ehe  gerade  darin  besteht,  dass  Frau  und 
Kinder  am  Range  und  Stande  des  Vaters  Thdl  nehmen.  Nor 
die  Ehe  zwischen  Freien  und  Unfreien  war  in  dieser  Pe- 
riode mit  Nachtheilen  bedroht,  und  zwar  in  sehr  verschiedener 
Weise  nach  den  einzelnen  Volksrechten.  Eine  solche  Ehe 
wurde  nach  einigen  Volksrechten  als  nichtig  oder  sogar  .als 
strafbares  Verbrechen  behandelt;  nach  anderen  wurde  der 
freie  Ehegatte  in  den  Stand  des  unfreien  hinabgestossen;  nach 
wieder  anderen  blieb  er  zwar  persönlich  frei,  die  Unfreiheit 
des  anderen  Ehetheils  aber  vererbte  sich  auf  die  Kinder^),  und 
dies  ist  der  Sinn  der  Paroemie:  „das  Kind  folgt  der  ärgeren 
Hand." 

III.  Auch  das  canonische  Recht,  welches  schon  um 
dieselbe  Zeit  zu  den  germanischen  Völkern  kam,  weiss  doreb- 
aus  nichts  von  Missheirathen  unter  den  verschiedenen  Klassen 
der  Freien;  es  schliesst  sich  vielmehr  genau  den  damaligen 
Ansichten  der  germanischen  Völker  an,  betrachtet  die  Ehen 
unter  allen  Freien  ohne  Unterschied  als  vollwirkend  und  die 
daraus  entsprungenen  Kinder  als  erbfähig^).  Bei  der  Verbin- 
dung zwischen  Freien  und  Unfreien  dagegen  präsumirt  das 
canoniscbe  Recht,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils,  nur  Con- 
cubinat^);  es  hält  aber  die  Ehe,  wo  der  animus  conjugali»  fest- 


Note;  und  ausführlicher  meine  deut  R-Gesch.  a  Aufl.  ThL  II  (1858), 
§.  82.  Note  7;  meine  AlterthOmer  d.  deut  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  n  (1860) 
S.  232  u.  flg. 

B)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deutschen  R-Gesch.  3.  Aufl. 
(1858)  ThL  II,  §.  82. 

«)  Causa  32,  Qu.  2.  can.  3.  (Leo,  papa,  a.  443):  „Nuptianun  autem 
foedera  inter  ingenuos  suntlegitima,  etintercoaequal es.**  Meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.4;  meine  deut  RechtsgescL  3.  Aufl. 
(1858)  Thl.  II,  §.  82.  Note  6. 

7)  Siehe  die  Beweisstellen  in  meiner  deut  R-Gesch.  3.  Aufl.  (1858) 
Th.  II,  §.  82.  Note  18  flg.  —  Uebereinstimmt  hiermit  femer:  Causa  32, 
Qu.  2.  can.  15:  „Liberi  dicti,  qui  ex  libero  sunt  matrimonio  ortL    Kam 
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steht,  ans  Rttcksicht  auf  das  Sakrament  aufrecht^),  tritt  jedoeB 
dem  weläichen  Bechte  nicht  entgegen,  sofern  dieses  anf  die 
Kinder  ans  solchen  Ehen  die  Unfreiheit  des  einen  Eltemtheils 
vererben  lässt  Nur  darin  machte  das  canonische  Recht  eine 
wesentliche  Aendemng,  dass  es,  was  bis  dahin  die  Yolksrechte, 
80  wie  auch  das  römische  Recht,  nicht  anerkennen  wollten, 
anch  unter  Unfreien  unter  einander  eine  wirkliche  Ehe 
annahm^)  nnd  daher  den  Herren  derselben  das  willkflhrliche 
Trennen  der  Ehen  der  Unfreien  untersagte  '^).  Es  ist  daher 
ganz  falsch,  wenn  man  behauptet,  das  canonische  Recht  habe 
zuerst  die  altdeutsche  Lehre  von  den  Missheirathen  unter 
verschiedenen  Klassen  der  Freien  zu  erschttttem  versucht,  denn 
es  gab  noch  keine  derartige  germanische  Missheirathslehre, 
als  die  Kirche  auf  die  deutschen  Völker  einzuwirken  anfing  ^^). 
rV.  Im  XII.  Jahrhundert  überwog  sogar  nach  dem  Zeug- 
nisse der  Rechtsbttcher  und  Urkunden  aus  dem  Xin.  und  XIV. 
Jahrhundert  die  Ansicht,  dass  das  Ehekind  stets  frei  geboren 
sei,  wenn  auch  nur  der  eine  Eltemtheil  frei  war;  insbeson- 
dere galt  dies,  wenn  die  Mutter  eine  freie  Frau  war,  so  dass 
mindestens  der  Grundsatz:  ^^partua  seguüur  ventrem*^  zu  Gun- 
sten der  Freiheit  als  massgeb^d  betrachtet  wurde  ^^).  Es 
entwickelte  sich  sogar  hieraus  eine  an  vielen  Orten  bis  in  das 
XVIIL  Jahrhundert  (partikularrechtlich)  praktisch  gebliebene 
Lehre  von  Nachtheilen  der  freien  Geburt  für  das  mit 
einer  freien  Frau  ehelich  erzeugte  Kind  eines  hörigen,  eigenen 


filii  ex  libero  et  ancilla  (d.  h.  aus  einer  Ehe  eines  Freien  mit  einer 
Unfreien)  servilis  conditionis  sunt  Semper  enim,  qui  nasdtur, 
deteriorem  (parentisj  statum  sumit...  Isti  vero,  qui  non  sunt  de 
legitimo  matrimonio,  matrem  potius  quam  patrem  sequuntur"'  (d.  h. 
sie  können  sogar  frei  sein,  wenn  ihre  uneheliche  Mutter  eine  Freige* 
borene  ist). 

•)  Causa  29,  Qu.  2.  can.  2,  8. 

*)  Dies  ist  die  Bedeutung  von  „coaequales'*  in  Causa  d2,  Qu.  2. 
c  3  (siehe  oben  Note  6).  * 

«>)  Siehe  die  B^eisstellen  in  meiner  deut  IL-Gesch.  3.  Aufl.  (1858) 
Thl.  n,  §.  26.  Note  23. 

«I)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  4. 

«)  Vergl.  Sachsensp.  Landr.  lU.  §.  72;  Sachs.  Weichbild  (v. 
Daniels)  art.  6.  —  Vergl.  die  Nachweisungen  und  Erörterungen  in  meinen 
Alterthflmem  des  deut  Reichs  u.  Rechts,  Bd.  n  (1860),  S.  230.  236  flg. 
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Öder  Dienstmannes,  gleichsam  einQ  umgekehrte  Misshei- 
rat hslehre,  indem  man  ein  solches  Kind  nicht  zur  Erbfolge 
in  das  väterliche  Zins-  oder  Dienstgat  znliess^  wenn  es  sich 
nicht  in  die  Hörigkeit,  Leibeigenschaft  oder  Dienstbarkeit  er- 
geben wollte  ^^).  Daneben  kam  aber  allmählig  die  Ansicht  auf, 
dass  die  Söhne  dem  Stande  des  Vaters ,  die  Töchter  dem 
Stande  der  Mutter  folgten,  und  endlich  gewann  im  Ausgange 
des  XII.  Jahrhunderts  wieder  die  ältere,  schon  in  der  kaith 
lingischen  Zeit  bemerkte  Ansicht  die  Oberhand,  dass  das 
Kind  unter  allen  Umständen  dem  Stande  des  dienstpflichtigen 
oder  unfreien  Eltemtheils,  gleichviel  ob  Vater  oder  Mutter, 
folgen  müsse  ^^).  Diese  letztgedachte  Umbildung  des  Rechtes, 
auf  welche  allein  die  Parömie  geht:  „das  Kind  folgt  der  ärge- 
ren Hand^'^^),  wurde  ttbrigens  noch  im  XIV.  Jahrhundert  mit- 
unter als  eine  grosse  Härte  und  durch  Willktthr  des  Herren- 
standes dem  Volke  in  der  hohenstaufischen  Zeit  aufgedrungene 
Neuerung  betrachtet  ^®). 

V.  Im  Uebrigen  hält  noch  im  dreizehnten  Jahrhundert 
der  Sachsenspiegel  genau  und  streng  an  der  wahren  alt- 
deutschen Theorie  fest,  dass  das  von  yolIAreien  Eltern  erzeugte 
Kind  unbedingt  seines  Vaters  landrechtlichen  Geburtsstand 
(Recht)  und  dessen  lehenrechtlichen  Rang  (Schild)  als  fahn- 
lehnfähig  oder  ritterlehnfähig  hat,  je  nachdem  nämlich  der 
Vater  zu  dem  reichsständischen  Herrenstande,  d.  h.  zu  den 
damals  allein  sog.  Edlen  (Adel),  oder  zu  den  ritterlehnfähi- 
gen,  schöffenbarfreien  Geschlechtem  gehörte  ^^).     Daher  sagt 


»3)  Vergl.  meine  Alterthtimer,  Bd.  U  (1860),  Abhandl.  VII.  „We  um- 
gekehrte Missheirath'S  S.  228-258. 

»«)  Ebendas.  S.  236  flg. 

«)  Schwabensp.  Landr.  (v.  Lassberg)  c.  67;  Sachs.  Weichbild 
(v.  Daniels)  art.  6.  §.  3.  —  Auf  Ehen  unter  den  verschiedenen  Klassen  der 
Vollfreien  wird  diese  Parömie  nie  in  den  Quellen  bezogen.  Nicht  entgegen 
steht  die  sententia  Rudolphi  I.  a.  1282,  bei  Pertz,  Legg.  11,  439;  siebe 
die  Nachweisung,  dass  unter  den  hier  genannten  ,jrustici,  vel  rusticae,  qui 
liberi  dicuntur'S  nur  Censuales,  Latenleute  u.  dergl.  zu  verstehen  sind, 
meine  Alterthtimer,  Bd.  II  (1860),  S.  143  flg.  168  flg.  239. 

<6)  Sachs.  Weichbild  (v.  Daniels)  art  6.  §.  3.  —  Vergl,  meine 
Alterthümer,  Bd.  U  (1860),  S.  237  flg. 

»7)  Sachsensp.  Ldr.  (Homeyer)  I,  16.  §.  2.  „Svart  kind  is  vri 
unde  echt,  dar  behalt  it  sines  vaters  recht."  —  Ebendas.  HI.  72.    „Dat 
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der  Sachsenspiegel  sogar  ausdrücklich,  dass  ein  Kind  einer 
freien  Mutter  besser  geboren  sein  könne  als  diese  selbst, 
was  nur  möglich  ist,  wenn  die  Mutter  einfach  gebürtsfrei,  der 
Vater  aber  vom  ritterlehnfähigen,  schöffenbarfreien  Stande  oder 
vom  Herrenstande  war^^).  Im  Uebrigen  findet  sich  im  Sach- 
senspiegel noch  erwähnt,  dass  Kinder  einer  Frau  höherer 
Klasse,  welche  sich  mit  einem  Manne  niederer  Klasse  yerhei- 
rathet,  nicht  das  besondere  Standesrecht  der  Mutter  haben 
können  *^),  was,  wie  schon  oben  (unter  No.  II)  erwähnt  wurde, 
aber  keine  Besonderheit,  sondern  Consequenz  des  Principes 
der  Ehen  unter  Freien  ist;  auch  wird  noch  ganz  in  lieber- 
einstimmung  mit  dem  älteren  und,  wie  eben  angeführt  wurde, 
nach  einiger  Schwankung  seit  dem  Ausgange  des  XIL  Jahr- 
hunderts wiederhergestellten  Rechte  angegeben,  dass,  wenn 
freie  Leute  mit  Dienstleuten  oder  eigenen  Leuten  sich  verhei- 
rathen,  die  Dienstpflicht  des  unfreien  Eltemtheils  auf  die 
Kinder  vererbt  2^). 

VI.  Der  Spiegel  deutscher  Leute  und  der  Schwaben- 
spiegel dagegen,  wenn  auch  etwas  jünger  als  der  Sachsen- 
spiegel, doch  immerhin  noch  dem  XIII.  Jahrhunderte  angehörig, 
sprechen  zum  erstenmale  einen  Satz  aus,  der  eine  Missheiraths- 
theorie  in  dem  heut  zu  Tage  angenommenen  Sinne  zeigt,  in- 
dem sie  den  Kindern  eines  Mannes  vom  Herrenstande  und 
einer  Frau  aus  den  mittelfreien  (ritterlichen,  vasaUitischen  oder 

echte  kind  nnd  vri  behalt  sines  vaters  schilt  und  nixnt  sin  erve  unde  der 
müder  also,  of  it  ir  evenburdich  is,  oder  bat  (d.  h.  besser)  geboren.'' 

«)  Sachsensp.  Ldr.  III,  72.  (s.  Note  17.)  —  Vergl.  Sachsensp.  I, 
51.  §.  S.  ,^Ein  wif  mag  gewinnen  echt  kint,  adel  kint,  egen  kint,  unde 
keves  (uneheliches)  kinf  —  Siehe  meine  Schrift:  lieber  Missheirathen, 
§.  6.  —  Meine  deat  it-Gesch.  8.  Aufl.  Thl.  n  (1858),  §.  90. 

*>)  Sachsensp.  Ldr.  III,  73.  „Nimt  aber  en  vri  scepenbare  wif  enen 
birgelden  oder  enen  landseten,  vnde  wint  sie  kindere  bi  ime,  di  ne  sint 
ire  nicht  ebenburdich  an  bute  und  an  wergelde,  wende  se  hebben 
irs  vater  recht  unde  nicht  der  muter,  dar  umme  ne  nemen  sie  der 
muter  erve  nichf  —  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  8.  —  Meine 
deut  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  (1858)  Thl.  II,  §.90.  —  Vergl.  meine  Alter- 
thümer,  Bd.  n  (1860),  S.  167. 

^)  Sachsensp.  Ldr.  I,  16.  §.  2.  „Is  aber  die  vater  oder  de  muter 
dinstwif,  it  kint  behalt  sogetan  recht,  als  it  in  geboren  is.''  —  Meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  6.  —  Meine  deut  R. -Gesch.  3.  Aufl. 
(1858)  Thl.  n,  §.  90. 
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schöffenbaifreien  Stande)  den  Rang  und  Stand  des  Vaters  ab- 
sprechen und  ihnen  nur  den  ihrer  Mutter  beilegen  ^<).  Mag  man 
dieser  ihrer  Bedentuqg  und  ihrem  Werthe  nach  sehr  zweifelhaf- 
ten Aenssernng  des  Spiegels  deutscher  Leute  und  des  Schwaben- 
spiegels aber  noch  so  yiel  Gewicht  beilegen,  so  kann  darans, 
bei  dem  geraden  Widerspruche  des  in  yoUer  Gteltung  neben 
demselben  fortbestehenden  Sachsenspiegels ,  doch  nimmermehr 
auf  ein  damals  schon  yorhandenes  gemeines  deutsches  Her- 
kommen geschlossen  werden  ^^). 

Vn.  Dazu  kommt  aber  noch  Überdies ,  dass  gerade  ans 
kaiserlichen  Urkunden  des  XlII.  Jahrhunderts,  also  aus  ^eich- 
zeitigen  Urkunden,  namentlich  eines  Kaisers  aus  einem  sttd- 
deutschen  Hause,  Rudolph's  yon  Habsburg,  sieh  mit 
Bestimmtheit  ergibt,  dass  der  Kaiser,  nach  des  Reiches  damals 
geltenden  Rechten,  ftlr  die  Successionsfähigkeit  der  Kinder  eines 
Reichsftrsten  in  Land  und  Leute  durchaus  nichts  yorauasetzte, 
als  dass  die  Gemahlin  eine  freie  Frau  (kein  Dienstweib)  sei, 
daher  er  denn  auch  in  betreffenden  FäUen  den  Frauen  nur 
Freilassungsbriefe,    aber   keine  Standeserhöhungen  (im  Sinne 

*0  Der  Spiegel  deutscher  Leute,  herausgegeben  von  J.  Ficker, 
Innsbruck,  1859.  c62.  —  Schwabens p.  Ldr.  (Lassbg.)  c  70.  ,^  is 
niemen  semper  vri.  wan  des  vater  und  muter.  und  der  (d.  h.  deren)  Tater 
und  muter  semper  vri  warn  . . .  und  ist  loch  div  muter  semper  vri  und  der 
vater  mitel  vrL  divkint  werdent  mitel  vrien.  vnd  ist  der  vater  semper 
vri  und  div  muter  mitel  vri.  div  kint  werdent  aber  nitel 
vrien.**  —  Yergl.  aber  den  wahren  Sinn  dieser  Stelle  und  den  Begriff 
von  Semperfreien  und  Mittelfreien  besonders  meine  Alterthümer,  Bd.  IL 
(1860)  S.  217  flg.  —  Bemerkenswerth  ist ,  dass  der  Schwabenspiegel  über 
den  Fall,  wenn  ein  mittelfreier  Mann  eine  Frau  aus  dem  freien  Bauern- 
stände (nach  seiner  Terminologie  eine  Landsassenfreie)  heirathet,  gar 
nichts  sagt:  ebenso  erwähnt  er  Ehen  mit  Frauen  aus  dem  Stande  der 
Städte bttrger  gar  nicht  Es  scheint  darin  schon  eine  Andeutung  von 
dem  SU  liegen,  was  fortwährend  in  Bezug  auf  Ehen  von  Männern  des 
ritterlichen  Adels  mit  bürgerlichen  Frauen  als  Recht  gegolten  hat  und 
noch  gilt,  dass  nämlich  jedenfalls  eine  solche  Ehe  nach  unzweifelhaftem 
Herkommen  keine  Missheirath  ist  Pütter,  Missheirathen,  8.  486.  540; 
Eichhorn,  deut  Priv.-R.  §.  293.  —  Jenaer  ürtheil,  S.  289.  —  Vagi 
meine  Alterthümer,  Bd.  11  (1860),  S.  225. 

*>)  lieber  die  fast  allgemein  vollständig  übersehenen  scharfen  G^ensilxe 
des  Sachsenspiegels  und  des  Schwabenspiegels  in  dieser  Lehre  und 
insbesondere  des  Ständesystems  der  beiden  Spiegel,  siehe  meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  9^13. 
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von  hoben  Adelsverleihnngen)  ertheflte,  welcher  letzteren  sie 
eben  so  wenig  bednrfteu,  als  dergleichen  tiberhaapt  damals 
noch  gar  nicht  eingeführt  nnd  gebräucblich  waren  ^^. 

Vin.  Auch  die  im  XIV.  Jahrhunderte  abgefasste  Glosse 
des  Sachsenspiegels  lehrt  noch  ausdrücklich,  dass  eine 
freie  Ehefrau  ohne  alle  Emschränkung  an  dem  Standesrechte 
des  höher  geborenen  Gemahls  Antheil  nimmt  ^):  die  volle 
Bechtswirkung  der  Ehe  fUr  die  Kinder  ergibt  sich  hiemach 
von  selbst. 

§.  223. 

4)  Geschichtliches  über  Missheirathen  und  unstandes- 
mässige  Ehen  vom  XV.  Jahrhunderte  bis   zur  Abfas- 
sung der  Wahlkapitulation  K.  KarFs  VII.   1742. 

L  In  den  folgenden  Jahrhunderten,  namentlich  im  XV., 
XVI.  und  XVIL  Jahrhundert  bis  kurze  Zeit  vor  der  Errichtung 
der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  VII.  1742  betrachtete  die 
Doktrin  fast  einstimmig  die  Ehen  zwischen  Fürsten  und  Frauen 
vom  ritterlichen  Adel  oder  Bttrgerstande  als  vollgiltig  wirkende 
Ehen  und  erkannte  durchaus  kein  gemeines  Herkommen  an, 
wonach  solche  Ehen  Missheirathen  sein  sollten.  Die  wenigen 
Stimmen,  überdies  nur  Personen  von  geringer  juristischer  Be- 
deutung angehörig,  welche  es  in  dieser  Zeit  wagten,  das  6e- 
gentheil  zu  behaupten,  fanden  sofort  von  den  angesehensten 
Männern  des  Faches  eine  derbe  Abfertigung,  und  wurde 
denselben  geradezu  entgegen  gehalten,  dass  das  gemeine  un- 


»)  Die  Erklärung  der  Urkonden  Budolph*8  L  (ürk.  a.  1278  betreff, 
die  Ehe  des  Markgrafen  Heinrich  des  Erlaachten  von  Meissen  mit 
Elisabeth  von  Maltitz,  und  ürk.  v.  1273  und  1287  betreffend  die 
Ehe  des  edeln  Herrn  Reinhard  von  Hanau  mit  Adelheit  von 
Münzenberg),  welche  von  Pütter,  Missheirathen  S.  36  u.  f.,  ganz 
misBverstanden  worden  sind,  siehe  in  meiner  Schrift:  lieber  Missheiraüien, 
§.  14—20. 

**)  Glosse  zu  Sachs  ensp.  Landr.  HI,  45.  §.  3.  „Wisse  des  Mannes 
Ehre  zieret  oder  schmücket  das  Weib,  und  er  adelt  sie,  sintemal  sie 
seine  Genossin  wird,  alsbald  sie  in  sein  Bette  tritt'*  —  VeigL  §.  223  Note  4 
—  Dieselbe  Bechtsansicht  drückt  in  Bezug  auf  den  Bitterstaad  die  Parömie 
aus:  »JRittersweib  hat  Bittersrecht'' 
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zweifelhafte  Herkommen  des  deutschen  Kelches  gegen  die  An- 
nahme einer  Missheirath  in  diesen  Fällen  seiO- 

II.  Petrus  ab  Andlo  aus  dem  XV.  Jahrhundert  weiss 
nur  davon,  dass  einige  Familien  des  schwäbischen  Herrenstan- 
des  solche  Ehen  als  Missheirathen  mit  Berufung  auf  ihr  Spe- 
cialherkommen behaupten  wollten^  und  erklärt  sich  entsdiieden 
gegen  die  Vemttnftigkeit  und  somit  gegen  die  Rechtsbeständig- 
keit einer  solchen  Gewohnheit^). 

III.  Die  Rechtslehrer  der  folgenden  Jahrhunderte  nnd  zwar 
gerade  die  namhaftesten  derselben  ohne  Ausnahme,  also  gerade 
die  Männer,  auf  deren  Schultern  die  Wissenschaft  ruhte  und 
welche  man  doch  sonst  in  allen  übrigen  Rechtstheilen  als  die 
Väter  und  unverwerflichen  Zeugen  der  Praxis  anerkennt,  er- 
klärten sich  übereinstimmend  für  das  Successionsrecht  der  aus 
solchen  Ehen  entsprossenen  Kinder  und  deren  Recht  auf  die  Täter- 
liehen  Titel  und  Würden  ^)  und  zeigen  nur  darin  eine  Meinungs- 
verschiedenheit, ob  auch  die  Gemahlin  niederen  Standes  ohne 
weiteres  böfngt  sei,  die  hohen  Adelstitel  ihres  Gemahls  zn  Äh- 
ren, oder  ob  diese  dazu  einer  besonderen  kaiserlichen  Stan- 
deserhöhung bedürfe^). 

f)  Dies  weiset  Patt  er  selbst  nach,  in  dem  liter&r-geschichtlieheii 
Anhange  zu  seinem  Werke  über  Missheirathen,  S.  487  u.  f.  —  Yollkoinmen 
hiermit  übereinstimmend  hat  sich  auch  erklärt  Heffter,  in  dem  oben 
§.  220,  Note  1.  angef.  Votum  eines  norddeut  Publicisten  8.  87  u.  f.  — 
Siehe  meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  144  n.  f. 

>)  Petrus  ab  An^llo,  de  imp.  Rom.  IL  c  12.  „...  quae  profecto 
observantia  haud  satis  honesta  esse  videtur.*'  YergL  hierüber  meine 
Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  29,  30.  —  Meine  deut  Bechtsgesdi. 
3.  Aufl.  (1858)  ThL  n,  §.  94b. 

3)  So  z.  B.  erklären  die  Kinder  von  Reichsfürsten  aus  Ehen  mit  nie- 
deren adeligen  oder  bürgerlichen  Frauen  für  successions^ig: 
Pfeil  zu  Nürnberg,  Vultejus,  Sixtinus  (von  beiden  sind  im  Namen 
der  marburger  Juristenfakultät  bearbeitete  Gutachten  über  diese  Frage 
bekannt),  Besold,  Stephanus,  Rumelinus,  Obrecht,  Bo<^erus, 
RhetiuB,  Hörn,  Titius,  Itter,  Schilter,  Heinr.  Cocceji,  Nicol 
Myler  ab  Ehrenbach,  Pfeffinger  etc.  —  Meine  Schrift:  Ueber 
Missheirathen,  §.  26. 

4)  Petrus  ab  Andlo  II,  c.  11.  „Plebc^ja  nupta  nobili  effidtur  nobiüs.** 
—  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  1734.  P.  I,  §.  XI,  m. 27, 28  stellt  dag^en 
in  Abrede,  dass  eine  Frau  vom  niederen  Adel-  oder  Bürgerstande  durch 
Verheirathuug  mit  einem  Reichs -Fürsten  ohne  weiteres  den  Rang  und 
Titel  des  Gemahls  erlange,  spricht  jedoch  den  Kindern,  wenn  die  Mutter 
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IV.  Richtig  ist,  dass  diese  Bechtslehrer  im  Geschm'acke 
und  nach  der  Sitte  der  damaligen  Zeit  ihre  Grttnde  grössten- 
theils  ans  dem  römischen  Rechte,  als  dem  gemeinen  Reichs- 
rechte,  hernahmen.  Nichtsdestoweniger  ist  es  eine  durchaus 
verkehrte  Vorstellung,  wenn  man  glaubt,  dass  die  Rechtsge- 
lehrten hier  durch  unpassende  Anwendung  des  römischen 
Rechtes  ein  altes  deutsches  Herkommen  zu  zerstören  gesucht 
hätten,  da,  wie  gezeigt  wurde  (§.  221),  ein  solches  niemals  be- 
standen hatte.  Vielmehr  vertraten  hier  diese  Rechtsgelehrten 
wirklich  der  Sache  nach  das  wahre  alte  deutsche  Herkommen, 
wenn  gleich  ihre  Argumentation  aus  dem  römischen  Rechte 
nach  dem  gegenwärtigen  Zustande  der  Wissenschaft  des  deut- 
schen Rechts  nicht  als  nothwendig  oder  erschöpfend  betrachtet 
werden  kann.  Doch  ist  auch  hierbei  nicht  zu  übersehen,  dass 
gerade  in  dieser  Lehre  schon  in  den  Urkunden  des  K.  Ru- 
dolph's  I.  (im  XUI.  Jahrhundert)  auf  das  römische  Recht  als 
Reichsrecht  Bezug  genommen  worden  war  ^),  und  dass  bei  der 
seit  dem  XV.  Jahrhundeii;  allgemein  verbreiteten  Ansicht  von 
der  Reception  des  römischen  Rechts  als  gemeines  Reichsrecht, 
ohne  Ausschluss  irgend  einer  Materie,  die  Berufung  auf  dessen 
Sätze  nichts  Befremdliches  haben  kann  ^),  und  sicher  die  Geg- 
ner dieselbe  auch  nicht  unterlassen  haben  würden,  wenn  sie 
eine  Bestätigung  ihrer  Ansicht  daraus  hätten  schöpfen  können. 


von  niederem  Adel  ist,  das  Successionsrecht  und  die  väterlichen  Würden 
imbedingt  zu:  wenn  die  Mutter  bürgerlich  ist,  glaubt  er  aber  („p  Uta  rem'*), 
dass  die  Agnaten  nicht  schuldig  seien,  sie  zur  Succession  kommen  zu  lassen, 
wenn  sie  nicht  eine  Standeserhöhung  vom  Kaiser  erwirkt  hätten,  welcher 
er  aber  sodann  unbedingt  Rechtswirkung  beilegt.  —  Vergl.  Gribner, 
delin.  jurisprud.  privat  illustrium.  1745.  p.  66. 

(^)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  28. 

^)  Rühmt  doch  der  Schwabenspiegel  (Landr.  nach  Lassbg.  c.  1,  b.) 
von  sich  selbst,  dass  er  abgesehen  von  den  Constitutionen  deutscher  Kaiser, 
( „Karlsrecht'^ ) ,  aus  dem  römischen  Rechte  (romische  phaKte)  und  den 
canonischen  Rechtsbüchern  („den  Büchern  Decretnm  et  Decretat')  ausge- 
zogen sei.  —  Auch  Heffter  (s.  Note  1.)  erkennt  an,  dass  der  „roma- 
nistische Grundsatz"  zugleich  auf  das  Reichsherkommen  gestützt 
war,  und  fügt  bei:  „Unmöglich  lässt  sich  jenen  Männern  eine  solche 
gänzliche  Verblendung  beimessen,  dass  sie  etwas  anderes  für  Recht  erachtet 
hätten,  als  sie  wirklich  vor  sich  sahen.  Sie  fussten  freilich  auf  das  römische 
und  canonische  Recht,  aber  war  beides  nicht  wirklich  als  Reichsrecht 
anerkannt,  und  mit  kaiserlichem  Namen  geheiligt?" 
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y.  Dass  es  den  Juristen  des  XV. — ^XVni.  Jahrhunderts 
nicht  in  den  Sinn  kommen  konnte,  durch  Bestreitung  der  Miss- 
heirathseigenschaft  unstandesmftssiger  Ehen  der  Fürsten  das 
fürstliche  Ansehen  herunter  zu  setzen,  oder  gar  GmndsStze 
einer  demokratischen  Gleichheit  zur  Geltung  zu  bringen,  vrird 
Niemand  bezweifeln  wollen,  der  mit  dem  Geiste  jener  Zeiten, 
dem  Charakter  dieser  Männer  und  der  Stellung,  die  sie  zu 
ihren  Landesherren  einnahmen,  auch  nur  einigennassen  be- 
kannt ist^)« 

VI.  Diese  Ansicht  der  Bechtsgelehrten  findet  aber  ihre  volle 
Bestätigung  in  der  kaiserlichen  Praxis  selbst,  und  namentiich 
ist  es  sehr  bezeichnend,  dass  Kaiser  Ferdinand  L  seiner 
Unzufriedenheit  wegen  der  Ehe  seines  Sohnes,  des  Erzherzogs 
Ferdinand  von  Oesterreich,  mit  der  Philippina  Welser 
von  Augsburg  in  keiner  anderen  Weise  eine  praktische  Folge 
zu  geben  vermochte,  als  dass  er  zu  detai  äussersten  Nothbe- 
helfe  der  deutschen  Kaiser,  der  Machtvollkommenheit 
(§.  85)  griff,  und  kraft  dieser  das  Successionsrecht  der  aus 
dieser  Ehe  stammenden  Descendenz  (Überdies  nur  vorläufig) 
aufhob,  was  er  nicht  nothwendig  gehabt  hätte,  wenn  nach 
einem  gemeinen  Herkommen  den  Kindern  an  sich  das 
Successionsrecht  in  die  österreichischen  Erblande  nicht  zuge- 
standen hätte  ^). 

YII.  Richtig  ist,  dass  seit  dem  XV.  Jahrhundert  in  mehre- 
ren reichsftlrstlichen  Familien  ausdrttckliche  Hansgesetze  er- 
richtet wurden,  wodurch  theils  die  Ehen  mit  bUrgerlichen 
Frauen,  theils  sogar  auch  mit  Frauen  vom  ritterlichen  Adel,  ja 
sogar  mitunter  von  neugräflichem  Geschlechte,  für  Missheirathen 
erklärt  wurden.  Allein  alle  diese  Hausgesetze  sind  in  ihrem 
Inhalte,  namentlich  hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  einer  solchen 
Verbindung,  so  abweichend  von  einander,  dass  schon  aus  die- 
sem Grtüide  hieraus  kein  gemeines  Herkommen  erkannt 
werden  kann  ^).  Auch,  ist  nicht  zu  ttbersehQn,  dass  der  Kaiser 


7)  Meine  Schrift:  lieber  MiBSheirathen,  §.  26. 

*)  Auch  die  kaiserliche  Urkunde  ▼.  13.  Sept  1561  bezüglich  dieaer  Ehe 
ist  von  Pütter  nicht  gehörig  au^fasst  worden.  —  Meine  Schrift  über 
Missheirathen,  §.  81,  32. 

*)  Siehe  eine  überBlchtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenartigen 
Bestimmungen  der  älteren  Hauigesetze,  in  meiner  Schrift:  üeber  Büss- 
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solchen  Hansgesetzen,  wodurch  auch  die  Ehen  mit  Frauen  vom 
ritterlichen  Adel  für  Missheirathen  erklärt  werden  sollten,  nur 
in  sehr  seltenen  Fällen  die  Bestätigung  ertheilte,  vielmehr  diese 
regelmässig  abgeschlagen  wurde  ^% 

VIII.  Aus  dem  häufigeren  Vorkommen  solcher  Hausgesetze 
kann  daher  nicht  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  bei  mehre- 
ren reichsständischen  Häusern,  namentlich  bei  den  .grösseren 
altfbrstlichen  Häusern,  deren  Häupter  immer  mehr  die  Stellung 
souverainer  europäischer  Fürsten  und  Famifienverbindungen 
mit  grossen  auswärtigen  Kronen  anstrebten,  immer  lebhafter 
ein  Interesse  hervortrat,  Ehen  mit  Frauen  niedrigeren  Stan- 
des zu  vermeiden  ^^). 

IX.  Dazu  kam  auch  noch  das  unmittelbare  Interesse, 
welches  die  Agnaten  hatten,  durch  Verdrängung  der  De- 
Bcendenz  des  regierenden  Herrn  unter  Hinweisung  auf  die  Un- 
standesmässigkeit  seiner  Ehe,  die  Regierungsnachfolge  für  sich 
selbst  zu  gewinnen,  zu  welchem  Behufe  dieselben  nicht  sel- 
ten ihren  Einfluss  am  kaiserlichen  Hofe  geltend  zu  machen 
wussten  ^^), 

X.  Bei  der  vorzugsweise  praktischen  Richtung  der  Rechts- 
gelehrsamkeit im  vorigen  Jahrhundert,  welche  sich  hauptsäch- 
lich nach  PräJudicien  und  thatsächlichen  Vorgängen  richtete, 
konnte  es  sonach  nicht  fehlen,  dass  allmählig  die  alte  Theorie 
erschüttert, wurde  und  die  Meinungen  der  Rechtslehrer  anfingen, 


heirathen,  §.  35.  36.  —  Dass  selbst  eine  U  eher  ein  Stimmung  der 
vorhandenen  Hausgesetze  kein  gemeines  Recht  für  andere  Familien 
begründen  könnte,  hat  schon  Selchow,  RechtsMe,  Lemgo  1792.  p.  192. 
recht  gut  ausgeführt 

*o)  Pütter,  Missheirathen,  S.  304,  306—309,  besonders  S.  240,473.  — 
Moser,  Staatsr.  XIV.  S.  237.  Dessen  Familienstaatsrecht,  II,  129.  — 
Jenaer  Urtheil,  S.  285.  —  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  S.  77. 
Note;  S.  81. 

««)  Pütter,  Missheirathen,  S.  330. 

^*)  Selchow,  RechtsMe,  I,  191  u.  f.  sagte  darüber  sehr  freimüthig: 
„Kurz,  hier  entscheidet  oft  Hofluft  mehr  als  Recht"  —  Putte r,  Miss- 
heirathen, S.  132,  184,  416,  wollte  dagegen  bemerkt  haben,  dass  der 
kaiserliche  Hof  die  Succession  aus  unstandesmässiger  Ehe  begünstigte,  wenn 
es  sich  darum  handle,  einen  katholischen  Zweig  eines  reichsständischen 
Hauses  gegen  einen  protestantischen  zu  begünstigen.  Meine  Schrift: 
Ueber  Missheirathen,  §.  42  u.  52. 
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schwankeDd  zu  werden  ^^).  Jedoch  kam  es  weder  zur  Bildung 
eines  neuen  gemeinen  Herkommens ^^),  noch  auch  sii 
einer  reichsgesetzlichen  Bestimmung ,  bis  auf  die  Zeit  der  Ab- 
fassung der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  Vn.  1742,  zu  welcho* 
Zeit  eine  unstandesmässige  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich 
Yon.S.  Meiningen ^^)  die  nächste  Veranlassung  gab,  dass 


«^  Meine  Schrift:  Ueber  Missheiradien,  §.  S9,  40.  —  Dtss  es  sidi 
noch  am  Ausgange  des  XYI.  und  am  Anfiuaige  des  XYIL  JdulL  bei 
den  altfUrstlichen  H&nsem  nur  erst  darum  handelte,  ihr  Interesse  su 
einem  Rechte  zu  machen,  ergibt  sich  am  deutlichsten  aus  dem  Schwanken 
und  der  Unsicherheit  und  Wülkürlichkeit,  womit  sich  die  ersten  Yertheidiger 
der  Successions-Unfthigkeit  der  aus  unstandesm&ssiger  Ehe  stammenden 
Kinder  aussprechen.  Meistens  sind  sie  geneigt,  die  Kinder,  wenn  die 
Mutter  von  altem  niederen  Adel  ist,  als  sucoessionsfUiig  m  betrachten; 
wenn  die  Mutter  aber  eine  Bürgerliche  ist,  sie  aussuschliessen.  Von  dem 
Falle,  wenn  die  Mutter  aus  einer  neu  geadelten  Familie  stammt,  schweigen 
sie  meistens  g&nzlich;  auch  beschränken  sie  mitunter  den  Begriff  „Plebeja" 
unter  Bezugnahme  auf  das  römische  Recht  (L.  1.  §.  11.  de  dignitat ;  L.  10. 
Dig.  de  Senator.)  auf  Frauenspersonen  ans  dem  niederen  BOiger-  und 
Bauernstände ,  und  sehen  daher  in  der  Ehe  mit  BeamtentOchtem,  besonders 
wenn  der  Vater  Ratfasrang  hatte,  keine  Miasheirath,  weil  der  Ursprung 
alles  Adels  in  Staats&mtern  zu  suchen  seL  So  z.  B.  Ludolf,  de  jure  fem. 
illustr.  1734,  P.  I,  §.  XI.  Xu.  —  v.  Seckendorff,  Farstenstaat  Part  2. 
Cap.  7.  Nr.  26.  erwähnt  es  nur  als  eine  alte  Sitte  (nicht  als  rechtliche 
Nothwendigkeit),  dass  sich  deutsche  „Fürsten  und  vor  nehme 
Reichsgrafen"  nicht  mit  „gemeinen  tou  Adel  oder  bürgerlichen 
Standes"  verheirathen,  weil  es  ihnen  nicht  allein  „zur  Übeln  Nachrede 
gereiche,  sondern  sich  auch  Beispiele  finden,  dass  d^n  Kindern  ihr  Stand 
und  Erbfolge  vielfach  streitig  gemacht  oder  geschmälert  worden  sei" 

<«)  Wenn  man  anerkennen  muss,  dass  bis  zum  Ausgange  des  XYIL 
Jahrhunderts  notorisch  ein  gemeines  Hericommen  nicht  voriianden  war, 
wonach  Ehen  selbst  fürstlicher  Reichsstände  mit  Frauen  Tom  niederen  Add 
oder  Bürgerstande  Missheirathen  gewesen  wären,  so  ist  doch  wohl  einleuch- 
tend, dass  der  kurze  Zeitraum  vom  Anfange  des  XYIIL  Jahriiunderts  bis 
zur  Abfassung  der  Wahlkapitulation  K.  KarPs  YII.  1742  an  sich  nidit 
ausreichen  konnte,  um  die  neue  Bildung  eines  gerade  entgegenstehenden 
gemeinen  Herkommens  zu  ermöglichen.  Meine  Schrift:  Ueber  hoben 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  142  u.  f. 

«>)  Ueber  die  Ehe  des  Herzogs  Anton  Ulrich  mit  der  Philippina 
Gäsarea  Schurmann,  siehe  Pütter,  Missheirathen,  S.  234  u.  f.  — 
Moser,  Familienstaatsr.  U,  p.  87  u.  ü  —  Meine  Schrift:  Ueber  Misshei- 
rathen, §.  43;  und  meine  Schrift:  Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit, 
S.  113  u.  f.  148  u.  £  —  Unter  dem  21.  Febr.  1727  war  die  Philippina 
Schurmann  von  K.  Karl  VI.  in  den  Beichsflürstenstaad  erhoben  worden, 
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eioige  altfllreüiche  Häuser  auf  die  reichsgesetzliche  Bestimmung 
des  Begriffes  und  der  Rechtsfolgen  einer  Missheirath  drungen**). 

§.  224. 

5)  Die  Bestimmung  der  Wahlkapitulation  K.  Karl's  VII. 

(1742)  über  notorische  Missheirathen. 

I.  Bei  den  Verhandlungen  wegen  der  Errichtung  einer 
reichsgesetzlichen  Bestimmung  über  Missheirathen  zeigte  sich 
bald,  dass  eine  Vereinigung  der  verschiedenen  Ansichten  und 
Wunsche  sehr  schwer,  und  mindestens  nicht  in  der  Kürze  der 
Zeit;  welche  ftir  die  Errichtung  der  neuen  Wahlkapitulation 
mit  K.  Karl  VII.  zugemessen  war,  erreicht  werden  konnte^). 
U.  Der  Antrag  mehrerer  altfllrstUchen  Häuser,  dass  jede  Ehe 
eines  Mannes  aus  einer  alt  fürstlichen  Familie  mit  FVauen 


mit  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Successionsrechte  för  ihre  bereits 
vorhandenen  Kinder:  durch  eine  Resolution  des  E.  Karl  VII.  y.  24.  Sept 
1744  an  den  Reichshofrath  worden  aber  die  Successionsrechte  wieder  abge- 
sprochen. Der  Herzog  ergriff  nun  den  Becors  an  den  Reichstag,  wurde 
aber  durch  ein  von  den  drei  ReichscoUegien  beschlossenes  Gutachten  vom 
24.  Juli  1747,  welches  durch  Hofdekret  v.  4.  Sept  1747  von  K.  Franz  I. 
bestätigt  wurde,  abgewiesen. 

^)  Schon  1708  hatten  zu  Braunschweig  einige  FOrstenhtaser  verabredet, 
mit  den  übrigen  alt-fürstlichen  Hänsem  Schritte  zu  thun,  damit  der 
beständigen  Wahlkapitulation  ein  Passus  wegen  der  h&nfigen  Erhebungen 
in  den  gräflichen  oder  gar  fürstlichen  Stand,  insbesondere  wegen  der 
Standeserhöhungen  der  nicht-ebenbürtigen  Gemahlinnen,  eingefügt  würde. 
G er Btl acher,  Hdb.  der  R.-6e8etze  IV;  639.  —  Im  Jahre  1717  schlössen 
die  herzogl.  sächsischen  und  fÜrstL.  anhaltischen  Häuser  einen  besonderen 
Vertrag  wegen  der  Behandlung  unstandesmässiger  Ehen.  Die  ungenauen 
Angaben  Pütter* s  und  Moser's  über  diesen  Vertrag  sind  berichtigt  in 
Hellfeld,  Beitr.  z.  Staatsr.  u.  z.  Gesch.  v.  Sachsen,  HI,  290  und  hiemach 
im  Jenaer  Urtheil  p.  281,  282  mitgetheilt 

*)  Am  Uebersichtlichsten  ist  die  Geschichte  dieser  Verhandlungen 
zusammengestellt  im  Jenaer  Urtheil  (in  c.  Bentinck)  S.  280  u.  f.  — 
Meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  §..44— 48.— Bei  der  Wahl  KarFs  VH. 
hielten  mehrere  altfürstliche  Häuser  eine  Versammlung  zu  Offenbach, 
und  übergaben  hiemach  ihre  Wünsche,  insbesondere  wegen  der  Misshei- 
rathen und  der  meiningen'schen  Sache  in  einer  Schrift  v.  16.  Oct  1741 
dem  kurfürstlichen  CoUegium.  VergL  über  die  Verhandlungen  und  Ab- 
stimmungen Moser,  Wahlcap.  Karins  VII.  mit  Anmerk.  ThL  I.  Anh. 
S.  37.  —  Pütter,  Missheirathen,  S.  274  u.  f. 
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unter  dem  alten  reichsgräflichen  Stande  reichsg^setx- 
lich  als  Missheirath  erklärt  werden  solle ,  wnrde  abgdehnt') 
und  überhaupt  verständigte  man  sich  nur  tlber  eine  sehr  un- 
bestimmte Fassung,  indem  der  Kaiser  in  der  Wahlkapitnlation 
seit  1742,  art.  XXII.  §.  4,  nur  versprechen  mnsste^  er  werde 
nicht  ,ydenen  aus  unstreitig  notorischer  Missheirath 
eines  Standes  d^  Reiches  oder  aus  solchem  Hanse  entspros- 
senen Herren,  zur  Verkleinerung  des  Hauses,  die  väterUeheD 
Titel,  Ehren  und  Würden  beilegen,  viel  weniger  diesd- 
ben  zum  Nachtheile  der  wahren  Erbfolger  and  ohne 
derselben  besondere  Einwilligung  ftir  ebenbürtig  und 
successions fähig  erklären;  auch  wo  dergleichen  vorhin 
bereits  geschehen,  solches  für  null  und  nichtig  an- 
sehen und  achten '^ 

UI.  Seit  der  Aufnahme  dieser  Stelle  in  die  Wahlkapitn- 
lation sind  die  Ansichten  der  Publicisten  über  den  Begriff  der 
Missheirath  noch  verworrener  geworden  als  vorher,  und  stehen 
sich  seitdem  hauptsächlich  drei  Meinungen  gegenüber,  indem 
die  Einen  jede  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischer 
Familie  mit  Frauen  von  anderem  Adel  oder  vom  Bürgerstande  ^) 


*)  Immer  waren  es  diealtfürstlichen  H&user,  welche  die  Au&teUong 
strenger  Missheiraihsgnmds&tze  betrieben.  Dass  sie  jede  £he  mit  Frauen 
unter  dem  altgräflichen  Stande  als  Missheirath  erklärt  zu  sehen 
wünschten,  beweiset  u.  A.  die  ausdrückliche  Verabredung  in  dem  Vertrage 
zu  Braunschweig  1717  (s.  §.  223,  Note  16;  Jenaer  Urtheil,  S.  282) 
and  das  k.  preuss.  Schreiben  (1744?)  an  K.  Karl  VII.,  welches  Pütter, 
Missheirathen,  p.  287,  288  mittheilt 

s)  Diese  Meinung  vertrat  hauptsächlich  Pütter,  doch  gibt  «r  selbst 
(Missheirathen,  S.  434)  in  Bezug  auf  die  Reichsgrafen  zu,  dass  Ehen 
derselben  mit  adeligen  Frauen  meistens  nicht  als  Missheirathen  betrachtet 
wurden;  und  noch  bestimmter  sagt  dies  S trüben,  Nebenstunden,  Bd  V, 
S.  249.;  und  dessen:  Rechtliche  Bedenken,  Tbl.  n,  Nr.  135;  in  der 
neuesten  Ausgabe  von  Spangenberg,  Bd.  II.  (Hannover,  1827)  S.  301 
folg.  Nr.  GGGCLXXn,  und  besonders  Spangenberg's  Note  auf  S.  309. 
—  Ebenso:  Eichhorn,  £inl.  in  das  deut  Privatr.  4.  Aufl.  G^ttingen, 
1856.  §.  292.  <-  ä  A.  Zachariae,  deut.  Staats-  u.  Bundesrecht,  Bd.  IL 
(2.  Aufl.  1853)  §.  68.  S.  321  flg.  ->  Bemerkenswerth  ist,  dass  die  Put- 
te rasche  Theorie  bei  den  gleichzeitigen  Publicisten,  welchen  die  Reichs- 
präzis  noch  aus  unmittelbarer  Anschauung  bekannt  war,  &st  allgemeinen 
Widerspmcli  erfuhr.  Vergl.  Häberlin,  Repertorium,  Bd.  HI  (1793), 
S.  630,  und  besonders  dessen  Handbuch  des  deut.  Staatsrechts  nach  dem 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  225.  Erlänterang  der  Bestimmung  in  der  Wahlkapitalation.    625 

Andere  aber  nur  deren  Ehen  mit  Bürgerlichen  %  noch  Andere 
aber  selbst  letztere  Ehen  nicht  unbedingt  als  notorische  Miss- 
heirathen  betrachten^).  Geht  man  aber  genauer  in  die  Sache 
ein^  so  zeigt  sich,  dass  hier  mehrfache  Unterscheidungen  ge- 
macht werden  müssen^). 

§.  225. 

6)   Erläuterung    der  Bestimmung  in   der  Wahlkapitu- 
lation K.  Karl's  VII.  1742,  art  XXH.  §.  4  über 
Missheirathen  ^). 

Vergleicht  man  den  Wortlaut  der  Wahlkapitulation  art. 
XXII.  §.  4  mit  den  ihrer  Abfassung .  vorhergegangenen  Ver- 
handlungen, so  muss  man  anerkennen: 

I.  Diese  Stelle  bezieht  sich  nur  auf  unstreitig  noto- 
rischeMissheirathen.  Auf  andere  unstandesmässige  Ehen, 
welche  nicht  unter  diesen  Begriff  fallen,  ist  sie  daher  nicht 
auszudehnen. 


System  Pütter's,  Bd.  III  (1797),  §.448.  S.  509.511.  in  der  Note;  Leist, 
Lehrb.  (2.  Aufl.  1805)  §.  3:  Gönner,  deut  StaAtsr.  (1804)  §.  74;  Runde, 
Grunds,  d.  gem.  deut.  Priv.-R.  (8.  Aufl.  1829)  §.578;  Danz,  Handb.  d. 
deut.  Priv.-R.,  nach  dem  System  Runde's  (1800)  §.  579  flg.;  J.  J.  Moser, 
Staatsr.  Bd.  XIX,  S.  1—369;  und  besonders  dessen  Familienstaatsrecht, 
Bd.  II,  S.  23.  151—174;  G.  M.  Weber,  Handbuch  des  in  Deutschland 
üblichen  Lehnr.,  Bd.  III  (1810),  S.  206.  Erst  neueren  Schriftstellern  gilt 
mitunter  Pütt  er  als  untrügliche  Autorität. 

*)  Diese  Meinung  ist  in  der  neueren  Zeit  die  verbreitetste.  —  Vergl. 
ausser  den  in  Note  3  angeführten  Schriften:  Heffter,  Beitr.  zum  deut 
Staats-  u.  Fürstenrocht,  Berlin  1829,  S.  45  flg.  —  Grundier,  Polemik 
des  germ.  Hechts,  Thl.  III  (Marburg  u.  Halle  1834),  §.  518.  S.  103  flg.  — 
Klüber,  öflFentl.  Recht  (4.  Aufl.  1840),  §.  245.  Note  b,  und  §.  303  Note  g, 
S.  468;  und  dessen  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  262  flg.  —  Bluntschli, 
deut  Priv.-R.,  Bd.  II  (München  1860),  S.  171.  172.  —  Weiss,  System  d. 
deut  Staatsr.  (Regensb.  1843)  §.  240.  —  JenaerUrthcil  (i.  c.  Bentinck) 
S.  283. 

5)  Meinung  von  Mittermaier,  Priv.-R.,  VII.  Aufl.  Bd.  II,  §.  378,379; 
Welcker,  der  reichsgräfl.  bentinck' sehe  Erbfolgestreit,  S.  38  u.  f.  — 
Meine  Schrift:  lieber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  §.  71.  —  Gen  gl  er, 
Lehrb.  des  gem.  deut  Privatr.  (Erlangen  1851)  §.  167,  S.  822  flg..  831  flg. 

•)  Hiervon  im  §.  225. 

1)  Meine  Schriften:  Ueber  Missheirathen,  §.  45  u.  f.;  Ueber  hohen 

Z  ö  p  f  1 ,  SUAUrecht.  5.  Aufl.  I  40 
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n.  Was  eine  nnstreitig  notorische  MisdieinÜi  sei, 
ist  aber  in  der  Wahlkapitolation  nicht  gesagt.  Vielmehr  steht 
geschichtlich  fest,  dass  man  sich  Aber  diesen  Begriff  nicht  hatte 
vereinigen  können^,  nnd  dass  dessen  Feststellong  einem  be- 
sonderen Reichsbeschlusse  vorbehalten  worden  war'),  der  abo* 
niemals  erfolgt  ist^).  Es  ist  daher  an  der  Begrifbbestimmnng 
der  notorischen  Missheirath  im  Verhältniss  zn  dem  alteren 
Rechte  durchaus  nichts  verändert,  sondern  nur  so  viel  1742 
neu  eingeführt  worden,  dass  der  Kaiser,  welcher  sein  Standes- 
erhöhungsrecht (als  Reservatrecht)  bisher  unbestritten  nnd  un- 
beschränkt zu  Gunsten  von  standesniederen  Frauen  und  der^ 
Descendenz  zu  ttben  befugt  war,  nunmehr  ftü-  einen  gewissen 
Fall,  nl^ch  bei  unstreitig  notorischer  Missheirath,  in  der 
Ausitbung  des  Standeserhöhungsrechtes  reichsconstitntions- 
massig  beschränkt  sein  sollte. 

III.  Nach  dem  Reichsrechte,  wie  es  vor  der  Abfassung  der 
Wahlkapitulation  von  1742  in  Geltung  bestand,  konnte  aber 
als  gemeinrechtlich  unstreitige  notorische  Misshei- 
rath nur  die  Ehe  eines  Herrn  aus  einem  reichsständischen 
Hause  mit  einer  unfreien  (hörigen,  leibeigenen  oder  sonst 
dienstpflichtigen)  Person,  nicht  aber  die  Ehe  mit  einer  voll- 


Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  140,    145  u.  f.  ~  Jenaer  Urtheil  L  c 
Bentinck,  S.  282  n.  f. 

s)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  4a 

s)  Schon  am  14.  Febr.  1742  erging  ein  kurfürstliches  Coll^palschreiben 
an  den  Kaiser  mit  dem  Branchen  „wegen  eines  Regnlativi  derer  dafilr  an 
haltenden  etwa  noch  zweüelhafien  Missheirathen  die  nähere  Abmaass 
gründlich  erstmOglich  zu  Stande  zo  bringen/*  —  Moser,  Staatar.  XIX, 
241  n.  f.  -  Pütter,  Missheirathen,  S.  281. 

4)  Ein  bei  der  Wahl  Leopold's  U.  1790  von  Brandenburg  und 
Brannschweig  beantragter  und  von  Pfiüa  und  K.  Sachsen  gebilligter  Zusatz, 
wonach  der  Kaiser  sich  verpflichten  sollte,  die  HausvertrSge  der  Reichs- 
st&nde  unweigerlich  zu  bestätigen  etc.,  wurde  in  Folge  des  Widerspruches 
der  geistlichen  Kurfürsten  und  Böhmens  abgelehnt  H&berlin,  präg. 
Gesch.  d.  neuesten  W.-K.  Leipzig,  1792,  S.  297,  301.  —  Meine  Schrift: 
Ueber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  141,  Note.  —  Dagegen  wurde 
noch  in  die  W.-K.  des  letzten  Kaisers  Franz  ü.,  a.  1792,  der  Zusatz  auf- 
genommen: „So  viel  aber  die  erforderliche  nähere  Bestimmung  anbetrifft, 
was  eigentlich  notorische  Missheirathen  seien,  woUen  wir  den  zu  einem 
darüber  zu  fassenden  Regulative  erforderlichen  Reichsschluss  bald  möglichst 
zu  befördern  uns  angelegen  sein  lassen.*' 
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freien  Fran  ans  dem  ttbrigen,  gleichviel  ob  dynastischen  oder 
ritterlichen  (sog.  niederen)  Adel  oder  aus  dem  Bürgerstande,  be- 
trachtet werden.  Auch  war  in  den  letztgedachten  Fällen  eine 
kaiserliche  Standeserhöhnng  der  Qemahlin  and  der  Kinder  über- 
haupt keine  rechtliche  Nothwendigkeit,  wenn  es  auch  in  den 
letzten  Zeiten  des  Reiches  üblich  geworden  war,  sie  (vorsorg- 
lich) nachzusuchen. 

IV.  Im  Uebrigen  hing  alles  von  der  Hausverfassung 
der  einzelnen  reichsständischen  Familien  ab.  Es  konnte  daher 
wohl  nach  dieser  auch  noch  weiter  unstreitige  noto- 
rische Missheirathen  geben:  namentlich  in  dem  Falle,  wo  ein 
vom  Kaiser  bestätigtes  Hausgesetz  vorlag,  in  den  darin  be- 
stimmten FäUen^).  Unter  diesen  Voraussetzungen  konnte  so- 
wohl die  Ehe  mit  adeligen  als  bürgerlichen  Frauen  noto- 
rische Missheirath  sein. 

V.  Darüber,  dass  die  Ehe  eines  Herrn  aus  reichsständischem 
Hause  mit  Frauen  von  nicht  reichsständischem  Adel  überhaupt 
ohne  Unterschied,  ob  er  deutscher  oder  ausländischer  Adel  ist, 
und  daher  um  so  mehr  eine  Ehe  mit  einer  Frau  aus  einer 
hochtitulirten  auswärtigen  Adelsfamilie,  nach  gemeinem 
deutschen  Rechte  keine  Missheirath  ist,  dürfte  unter  allen  den- 
jenigen, welche  nicht  Parteiinteressen  vertreten,  heut  zu  Tage 
keine  Meinungsverschiedenheit  mehr  anzutreffen  sein^*),  und 
eben  so  wenig  konnte  jemals  mit  Grund  bezweifelt  werden, 
dass  dann  die  Ehe  nicht  als  Missheirath  angefochten  werden 
konnte,  wenn  die  Frau  vor  der  Verheirathung  durch  kaiser- 
liche Standeserhöhung  die  hochadeligen  Titel  erlangt  hatte  ^). 

^)  Es  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Kaiser  regelmässig 
den  Bestimmungen  der  Hausgesetze,  wonach  die  Ehen  mit  „ritterbür- 
tigen  und  stiftsmässigen  Franen'S  oder  „Damen  des  niederen 
Adels"  als  Missheirath  erklärt  werden  wollten,  die  Bestätigung  versagten. 
Vergl.  die  Confirmation  der  gräfl.  Erbach'schen  Primogenitur -Ordnung 
durch  K.  Joseph  IL  vom  28.  Mai  1784,  iu  Keuss,  Staatskanzlei,  Th.  X, 
S.  120.  —  Noch  andere  Beispiele  siehe  bei  Moser,  Familienstaatsrecht, 
Bd.  II,  S.  129.  130.  —  Wären  solche  Ehen  nach  einem  unzweifelhaften 
Reichsherkommen  für  notorische  Missheirathen  zu  achten  ge- 
wesen, so  würde  eine  Verweigerung  der  kaiserlichen  Confirmation  solcher 
hausgesetzlichen  Bestimmungen  allen  rechtlichen  Grundes  entbehrt  haben. 

*)  lieber  die  Ehen  mit  auswärtigem  hohen  Adel,  s.  meine  Schrift: 
Ueber  Missheirathen,  §.  36—63. 

^)  Ebendas.  §.  54  u.  55. 

40* 
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VL  Dagegen  besteheo  noch  Zweifid  dartber,  ob 
Bfiduicht  aof  den  Fall  des  Henogs  Anton  Ulrick  Ton 
8.  Meiningen,  da  dieser  znnIdHt  die  Aafnafane  cner  ge- 
aelzliehen  Beatimmnng  in  die  Wahlkapünlation  Teranlaast  kat, 
die  Ehe  eines  Herrn  ans  reichsständisclieni  Haue  sut 
eino*  bfirgerlichen  Fran  fortan  gemeinrechtlick  als 
Hissheirath  betrachtet  werden  mfisse?  Die  Bejahnag  dieser 
Frage  ist  aber  danun  bedenklieh,  wefl  der  Herxog  Anton 
Ulrich  einem  Hanse  angehörte,  in  weldiem  sehoo  frdi& 
hansgesetzlich  strenge  Ebenbfirtigkdtsgnindsitze  in  Besag 
anf  die  Ehen  eingef&hrt  worden  waren,  daher  anch  seine  Ehe 
mit  einer  Bürgerlichen  vom  Kaiser  nnd  Reiche  wohl  als  eine 
notorische  Missbeirath  erklärt  werden  konnte,  ohne  dass  damit 
ein  Princip  als  gemeinrechtliches  ausgesprochen  war. 

VII.  Uebrigens  könnte  ans  der  Beziehung,  in  welcher  der 
Fan  des  Herzogs  Anton  Ulrich  ?on  S.  Meiningen  zn  der 
Bestimmung  in  der  W.-K.  Art  XXIL  §.  4  steht,  doch  in  kei- 
nem Falle  mehr  abgeleitet  werden,  als  dass  Ehen  von  Herren 
ans  reichsfürstlichen  Hänsem  mit  bfirgerlichen  Franen 
als  gemeinrechtlich  notorische  Missheirathen  betrachtet 
werden  könnten^). 

VIU.  Hinsichtlich  der  wirklich  auf  den  Kdchstagen  Sitz 
nnd  Stimme  führenden  Reichsgrafen  ist  gewiss,  dass  anch  sie 
ein  Recht  auf  die  Erfüllang  der  in  der  Wahlkapitnlation  ge- 
gebenen kaiserlichen  Zusage  des  Schutzes  gegen  die  ans  Miss- 
heirathen entsprungene  Descendenz  haben,  da  dieser  kaiser- 
liche Schutz  nicht  blos  den  Reichsfürsten,  sondern  überhaupt 
allen  Ständen  des  Reiches  versprochen  ist-').  Allein  daraus 
folgt  noch  nicht,  dass  auch  hinsichtlich  ihrer  alle  jene  Ehen 
als  unstreitige  notorische  Missheirathen  zu  betrachten 
wären,  die  es  hinsichtlich  des  FUrstenstandes  sind.  Höchstens 
könnte  dies  noch  in  Bezug  auf  die  altgräflichen  reichs- 
ständischen Familien  gelten,  da  die  Reichsf&rsten  diese  allein 


•)  So  erkl&rt  sich  Moser,  Staatsrecht,  8.  361;  ehenso  das  Jenaer 
ürtheil,  S.  283.  „Nur  der  eine  Satz  ist  reichsgesetzlich  entschieden, 
dass  die  Ehe  einer  Person  bürgerlichen  Standes  mit  einem  Reichsfarsten 
für  eine  Missheirath  zu  halten  sei"  etc. 

»)  Jenaer  ürtheil,  S.  284. 
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sich   vollkommen   als   in   diesem  Theile   des   Standesrechtes 
gleichgestellt  betrachteten  ^^). 

IX.  Hinsichtlich  der  nengrä fliehen  Hänser  aber,  welche 
wirklich  Sitz  und  Stimme  anf  dem  Reichstage  führten,  konnte 
von  unstreitig  notorischer  Missheirath  ihrer  Mitglieder, 
abgesehen  von  Ehen  mit  unfreien  Frauen,  erst  dann  die  Rede 
sein,  wenn  sie  desshalb  ein  vom  Kaiser  bestätigtes  Familien- 
statut errichteten,  weil  sie  selbst  erst  aus  dem  niederen  Stande 
hervorgegangen  waren,  also  ein  notorisches  Familienherkom- 
men in  dieser  Beziehung  gar  nicht  haben  konnten,  und  über- 
dies von  den  fürstlichen  und  altgrääichen  Häusern  selbst  eine 
Verbindung  mit  den  neugräflichen  Häusern  vielfach  als  un- 
standesmässig,  wenn  gleich  nicht  als  unstreitig  notorische  Miss- 
heirath, angesehen  wurde  ").  Die  Erwerbung  der  Reichsstand- 
schaft begründete  aber  fltr  ein  neugräfliches  Haus  eben  so 
wenig  eine  Verpflichtung,  bei  sich  Missheii-athsgrundsätze 
einzuführen ,  als  diese  von  selbst  (ipso  jure)  mit  dem  Erwerb 
der  Reichsstandschaft  eintraten. 

X.  Auf  jene  neugräflichen  oder  titulargräflichen  Häuser, 
welche  noch  nicht  wirklich  zu  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichs- 
tage aufgenommen  worden  waren,  findet  die  Bestimmung  der 
Wahlkapitulation  Art.  XXII.  §.  4  so  wenig  Anwendung,  als 
auf  den  übrigen  nichtrreichsständischen ,  unmittelbaren  oder 
landsässigen  Adel  ^^). 

§.  225  a. 

7)   Der  angebliche  Einfluss   der  Auflösung  des   deut- 
schen Reiches   auf  die  Lehre  von   den  Missheirathen. 

I.  Alsbald  nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
wurde  die  Frage  angeregt,  ob  nicht  hierdurch  und  insbeson- 

*o)  Jenaer  ürtheil,  S.  282. 

«•)  Siehe  oben  §.  224,  Note  2. 

*«)  Auch  Pütt  er,  Missheirathen,  S.  331,  erklärt  sich  ausdrücklich 
dahin,  dass  nur  die  Reichsgrafen  von  alten  reichsständischen  Häusern  an 
den  eigenthümlichen  Instituten  des  deutschen  Fiirstenrechts  Antheil  nehmen. 
—  Sehr  ausführlich  und  bestimmt  sprach  sich  in  gleichem  Sinne  aus: 
K.  F.  Eichhorn,  Rechtsgutachten,  betr.  die  Succession  in  die  reichsgräfl. 
Bentinck'schen  Herrschaften.  1829.  (Als  Manuscr.  gedruckt,  Heidel- 
berg, 18^17,  S.  12  u.  f.) 
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dere  durch  den  Art.  II  der  Rbeinbiindsakte,  welcher  die  fer- 
nere Unverbindlichkeit  der  Reichsgesetse  ftlr  die  Bheinbonds- 
ftlrsten,  ihre  Staaten  und  Unterthanen  aussprach  0  9  die  Yesr- 
bindlichkeit  der  Bestimmungen  der  Wahlkapitulation  Arl  XXII. 
§.  4  ttber  die  Missheirathen  aufgehoben,  beziehungsweise  die 
ganze  Missheirathslehre  unpraktisch  geworden  sei,  so  dass 
Überhaupt  keine  Ehe  eines  Herrn  aus  jetzt  souverainem  oder 
standesherrlichem  Hause  fernerhin  von  den  Agnaten  als  Misshei- 
rath  angefochten  werden  dürfe  ^).  Ea  kommt  aber  hiergegen  in 
Betracht,  dass  die  Wahlkapitulation  nur  das  kaiserliche  Recht 
beschränkt  hatte,  durch  Standeserhöhungen  die  nach  dem 
Herkommen  selbstyerständlich  eintretende  Rechtsfolge  der  Suc- 
cessionsuniUhigkeit  der  aus  notorischer  Missheirath  erzeugten 
Kinder  zum  Nachtheile  der  Agnaten  abzuwenden').  Die  aus 
dem  Missbrauche  dieses  kaiserlichen  Rechtes  den  Agnaten 
drohende  Gefahr  allein  ist  es  daher,  was  durch  die  Auflösung 
des  deutschen  Reiches  und  zwar  von  selbst  hinweggefallen  ist, 
und  in  soweit  ist  allerdings  die  Bestimmung  in  der  Wahl- 
kapitnlation  Art.  XXII.  §.  4  gegenstandlos  geworden.  Im 
Uebrigen  konnte  weder  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches 
noch  der  Art  II.  der  Rheinbundsakte  einen  Einfluss  auf  die 
fortdauernde  Giltigkeit  der  alten  Missheirathsgrundsätze  äossem, 
weil  dieselben  nicht  in  der  Wahlkapitulation,  überhaupt  in  kei- 
nem  Reichsgesetze,  sondern  nur  in  dem  Herkommen  und  in  den 
rechtsbeständigen  Hausgesetzen  der  ehemals  reiobsständischen 
Häuser  wurzeln^),  und  es  notorisch  nicht  im  Entferntesten  in 
der  Absicht  der  Rheinbundsglieder  lag,  hieran  etwas  zu  ändern^). 
Auch  haben    nicht    nur   alle   souverainen  deutschen  Fürsten- 


<)  Siehe  oben  §.  72,  Note  4. 

*)  Diese  Frage  bejahte  Gönner  im  Archiv  für  Gesetsgebmig  und 
Reform  des  juristischen  Studiums,  Bd.  I  (1808),  Nr.  XVII,  S.  290—310. 

s)  Siehe  oben  §.  225. 

*)  Ueber  die  Fortdauer  der  auf  Herkommen  beruhenden  staatsrecht- 
lichen Grundsätze  nach  der  Auflösung  des  Reiches,  siehe  oben  §.  72,  L  3. 

')  Für  diese  Ansicht,  und  somit  gegen  Gönner,  haben  sich  sämmtliche 
übrige  Schriftsteller  erklärt,  welche  diese  Frage  behandeln.  Yergl.  G.  M. 
Weber,  Handb.  des  Lehnrechts,  Bd.  UI,  S.  203— 218.  —  Hcffter.Beitr. 
z.  deut  Staats-  u.  Fürstenr.,  S.  70  flg.  —  Grundier,  Polemik  des  germ. 
Rechts,  Bd.  III,  S.  107—109.  —  ElOber,  öifentl.  K  d.  deut  Bundes  etc. 
4.  Aufl.  §.  245.  —  G engl  er,  Lehrb.  d.  deut  Privatr.  (1855)  S.  831  flg. 
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hänser  an  den  reichsrechtliohen  Grundsätzen  ttber  Missheirathen 
fortwährend  festgehalten,  sondern  mehrere  derselben  haben  sich 
überdies  veranlasst  gefanden,  noch  strengere  Grundsätze  auf- 
zustellen, als  zur  Reichszeit  fllr  gemeinrechtliche  geachtet 
werden  konnten^). 

§.  226. 

8)  Neuere  haus-  und  grundgesetzliche  Bestimmungen 
über  Missheirathen.     Praktisches  Recht  überhaupt. 

I.  In  mehreren  deutschen  regierenden  Häusern  ist  nun- 
mehr theils  durch  Hausgesetze,  theils  durch  Verfassungsur- 
kunden, die  Abstammung  aus  ebenbürtiger  Ehe  als  Be- 
dingung der  Thronfolgefähigkeit  der  Descendenz  vorgeschrieben 
worden  0.  Eine  ausdrückliche  Begriffsbestimmung,  was  jetzt 
als  ebenbürtige  Ehe  zu  betrachten  sei,  enthalten  jedoch  nur 
allein  das  hannoverische  Hausgesetz  von  1836^)  und  das 
8.  coburg-gothaische  Hausgesetz  von  1855^). 


•)  Siehe  den  folgenden  §.  226. 

*)  A)  Hausgesetze:  Bayern  v.  1819.  Tit  1.  §.  1,  a.  —  Würtem- 
berg  V.  1828.  Art.  1,  c,  d.  —  Hannover  v.  1836.  Gap.  HI,  §.  1.  —  K. 
Sachsen  1837,  §.  1,  d,  e.  §.  10.  —  S.-Coburg-Gotha,  1855,  §.  94.  — 
B)  Verfassungsurkunden:  Bayern,  1818,  Tit  II,  §.2.  —  K.  Sachsen, 
1831,  §.  6.  -  Hannover,  1840,  §.  12.  —  Würtemberg,  1819,  §.  8.  — 
Kurhessen,  1852,  §.  3.  ~  Grossh.  Hessen,  1820,  Art.  5.  —  Nur  far 
die  Succession  des  Weibsstammes  ist  die  Abstammung  aus  ebenbür- 
tiger Ehe  der  Prinzessinnen  gefordert,  in  der  Declaration  (Grundlage  des 
Hausgesetzes)  des  Grossh.  Karl  von  Baden  v.  4.  Okt.  1817,  §.  3. 

*)  Hannoversches  Hausgesetz  v.  1836.  „Als  ebenbürtig 
werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche  Mitglieder  des  Hauses  entweder 
unter  sich  abschlicssen ,  oder  mit  Mitgliedern  eines  anderen  souverainen 
Hauses,  oder  aber  mit  ebenbürtigen  Mitgliedern  solcher  Häuser,  welche  laut 
Art.  14.  der  deutschen  Bundesakte  den  Souverains  ebenbürtig  sind."  — 
£inen  ähnlichen  Satz  enthielt  die  Verfassnngsurkunde  von  Schwarz- 
burg-So ndershausen  V.  1841,  §.  7;  in  der  Yerfassungs-Urkunde  von 
1849  ist  derselbe  weggeblieben. 

')  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.94:  „Hinsichtlich  der  Eben- 
bttrtigkeit  der  Ehe  verbleibt  es  zunächst  bei  den  in  dem  Testamente  des 
Herzogs  Franz  Josias  v.  1.  Okt.  1733  etc.  enthaltenen  Bestimmungen, 
denen  zufolge  seine  Nachkommen  sich  an  keine  andere  als  Fürstliche 
oder  gut  Gräfliche  Häuser  und  Familien  verheirathen  sollen."  (Vergl. 
noch  Note  5). 
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II.  Alg  ebenbftrtige  Ehen  sind  nach  dem  strengeren  Geiste, 
in  welchem  diese  neueren  Bestimmungen  überhaupt  abgefiust 
wurden,  zunächst  nnd  unstreitig  Ehen  mit  Mitgliedern 
souverainer  Hänser  zu  verstehen.  Diesen  gleich  geachtrt 
werden  nach  ausdrücklicher  Bestinmiung  in  der  deutschen  Ban- 
desakte Ehen  mit  Mitgliedern  der  deutschen  standesherr- 
lichen Häuser,  d.  h.  derjenigen  firtther  reichsständischen, 
flirstlichen  und  reichsgräflichen  Häuser,  welche  seit  1806  me- 
diatisirt  worden  sind^). 

m.  Wegen  Gleichheit  des  Grundes  müssen  auch  noch 
hierher  gezäUt  werden :  1)  Ehen  mit  Ifitgliedem  jener  ehemals 
reichsständischen  Häuser,  welche  schon  vor  1806  mediatisirt 
worden  waren  ^);  2)  Ehen  mit  Mitgliedern  jener  Familien, 
welchen  die  Bundesyersammlung  durch  besondere  Bundesbe- 
Schlüsse  die  gleiche  persönliche  Rechtsstellung  mit  den  eigent- 
lichen standesherrlichen  Familien  einräumt,  obschon  sie  zur 
Reichszeit  keine  Reichs -Standschaft  besassen^);  und  3)  naeh 
der  notorischen  Praxis,  Ehen  mit  Mitgliedern  solcher  enro- 
päischen  Regentenfamilien,  welche  zwar  durch  Revolution  ihre 
Krone  verloren  haben,  jedoch  zu  der  Zeit,  als  sie  dieselbe 
trugen,  notorisch  als  legitime  Regentenfamilien  betrachtet 
wurden^).  4)  Da  der  Ausschluss  der  in  einer  Missheirath  er- 
zeugten Kinder  überhaupt  nur  zu  Gunsten  der  Agnaten  ein- 
geführt ist,  so  steht  es  auch  bei  dem  Dasein  eines  neuen 
strengen  Hausgesetzes  in  deren  Befngniss,  noch  andere 
Ehen  als  ebenbürtige  anzuerkennen,  wozu  eine  Verpflich- 


4)  Die  B.-A.  Art.  14.  erkllLrt  aiudraddich,  dass  deo  standesherr- 
lichen Häusern  „das  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher 
damit  verbundenen  Sinne,  verbleibe." 

')  Die  Bundesakte  hatte  keine  Veranlassung,  von  diesen  Familien 
besonders  zu  sprechen.  Es  darf  daher  daraus,  dass  sie  (Art  14.)  nur  von 
den  seit  1806  Mediatisirten  spricht,  nicht  gefolgert  werden,  als  habe  sie  den 
früher  Mediatisirten  an  ihren  selbstverständlichen  Standesrechten  etwis 
abbrechen  wollen.  Will  sie  doch  auch  den  seit  1806  Mediatisirten  nicht 
etwa  erst  die  Ebenburt  verleihen,  sondern  nur  deren  Fortbestand  gegeo 
etwaige  Zweifel  sichern.    (Siehe  Note  4.) 

0)  Dies  ist  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Grafen  von  Pappenheim,  tob 
Rechberg  und  von  Bentinck  geschehen.  Siehe  oben  §.  113.  Note  6. 7. 

^  Dahin  gehören  z.  B.  die  Familien  Wasa  und  Bourbon. 
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tnng  in  der  Bnndesakte  oder  im  Hausgesetze  nicht  begrün- 
det ist«). 

IV.  Hinsichtlich  jener  regierenden  Familien,  in  welchen 
durch  kein  Haus-  oder  Verfassungsgesetz  Ebenbürtigkeit 
der  Ehen  im  yorgedachten  Sinne  ausdrücklich  vorgeschrieben 
ist,  verbleibt  es  durchaus  bei  dem  älteren  Rechte 
(§.  225).  Insbesondere  steht  durch  die  Praxis  fest,  dass  in 
diesen  souverainen  Häusern  Ehen  mit  Frauen  aus  ehemals 
reichsfreien  Familien,  welche  nur  Landeshoheit,  aber  keine 
Reichsstandschaft  hatten,  nicht  als  Missheirathen  betrachtet 
werden^). 

V.  Für  die  Fälle,  wo  es  zweifelhaft  emcheinen  kann, 
ob  eine  Ehe  als  Missheirath  betrachtet  und  somit  das  Succes- 
sionsrecht  der  Descendenten  von  Seiten  der  Agnaten  bestritten 
werden  kann,  gelten  insbesondere  noch  folgende  Regeln: 
1)  Auch  da,  wo  die  strengsten  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  zur 
Anwendung  zu  bringen  sind,  kommt  es  nicht  auf  stifts- 
mässige  Ahnenprobe,  d.  h.  nicht  darauf  an,  dass  der 
hohe  Adel  von  Vater-  und  Mutterseite  bestimmte  Generationen 
rückwärts  als  angeerbt  bewiesen  werden  kann'^).  2)  Die  An* 
erkennung  einer  Ehe  als  ebenbürtige  durch  die  Agnaten 
schliesst  jede  weitere  Anfechtung  derselben  als  Missheirath  aus, 
und  kann  daher  auch  den  hieraus  entsprungenen  Kindern 
nachher  von  den  Agnaten  die  standesmässige  Abstammung 
nicht  mehr  bestritten  werden'^).  3)  Die  Anerkennung  einer 
Ehe  als  standesmässige  oder  vollwirkende  kann  von  den 
Agnaten  sowohl  ausdrücklich  als  stillschweigend  (durch  con- 


*)  Ausdrücklich  erkennt  dies  an:  S.- Coburg -Gotha,  Hausgesetz 
1855.  §.  94  „Sofeme  der  anzuheirathende  Ehegatte  nicht  einem  regie- 
renden Hause,  oder  einer  der  im  Art.  14.  der  deut  B.-A.  ausdrücklich 
für  ebenbürtig  erklärten  deutsch-standesherrlichen  Familie  angehört, 
ist  die  Frage,  ob  die  Vermählung  eine  ebenbürtige  und  in  dieser 
Hinsicht  hausgesetzmässige  sei,  von  einem  Familienrathe  zu  ent- 
scheiden." 

•)  Siehe  unten  Note  13.  —  Dies  rechtfertigt  sich  um  so  mehr,  als 
selbst  die  Bundesversammlung  wiederholt  schon  solchen  uicht-reichsstän- 
dischen  landesherrlichen  Familien  die  Au&ahme  in  die  Matrikel  der  stan- 
desherrlichen Häuser  gewährt  hat    Siehe  oben  Note  6. 

4«)  Meine  Schrift:  lieber  Missheirathen,  §.  61 

")  £benda8.  §.  65. 
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dadente  Handlungen)  geschehen  ^^.  4)  Ist  ein  Kind  in  der 
regierenden  Familie,  welcher  es  durch  Gebart  angehört,  ehh 
mal  als  Prinz  oder  Prinzessin  von  Geblüt  anerkannt,  so  ist  es 
eben  hierdurch  jeder  anderen  regierenden  Familie  ebenbttrtig, 
von  welchem  Stande  auch  seine  Matter  oder  Ahnfran  gewesen 
sein  möge^'). 

VI.  Kein  Agnat  kann  eine  Ehe  als  Missheirath  anfediten, 
welcher  selbst  aas  einer  Ehe  gleicher  Art  geboren  ist^^).  Es 
kann  daher  insbesondere  kein  Descendent  dnem  anderen  Fa- 
miliengliede,  dessen  Stammbaum  auf  dieselbe  standesongleiche 
Stammmotter  zurttckflihrt,  das  Snccessionsrecht  wegen  anstan- 
desmässiger  AJi>kanft  bestreiten  ^^). 

YII.  Da  die  Competenz  der  Bundesaasträgalinstans  and 
des  Bandesschiedsgerichts  nicht  auf  die  Streitigkeiten  über  die 
Ebenbttrtigkdt  der  Ehen  and  die  Successionsfähigkdt  der 
Kinder  in  den  sourerainen  Häusern  erstreckt  ist,  und  auch 
die  Landesgerichte  hierüber  zu  entscheiden  nicht  befagt  sind, 
so  fehlt  es  dermal  an  einer  competenten  richterlichen  Inatans, 
sofern  nicht  durch  ein  Hausgesetz  ein  Schiedsgericht  fltr  sol- 
eben  Fall  angeordnet  oder  das  Recht  der  Entscheidung  in 
zweifelhaften  Fällen  dem  Familienraih  beigelegt  ist^^.  In  Er* 

**)  EbendaB.  §.  66. 

^)  Dieser  Sati  ist  allgemein  praktisch  anerkannt  Wer  ihn  leugnen 
woUte,  worde  das  Eherecht  der  regierenden  Familien  nnd  das  EbenbOrtig- 
keitsprincip  in  die  unsAglichste  Yerwifrong  bringen.  Es  möchte  schwerlich 
heut  zu  Tage  noch  eine  souyeraine  Familie  in  Deutschland  geben,  unter 
deren  Ahnfrauen  nicht  eine  Stammmutter  von  bürgerlichem  Stande  oder 
niederem  Adel  sich  beende.  Siehe  die  genealogischen  Nachweisungen  in 
meiner  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  58.  u.  §.  64  in  den  Noten.  — 
Vergl.  über  den  neuesten  Fall  im  Mecklenburg-Schwerin*schen 
Hause,  die  hiermit  genau  übereinstimmende  Erklärung  des  Staateministeriums 
▼om  16.  April  1862  (in  der  A.  A.  Zeitung  y.  27.  April  1862  Nr.  117).  — 
Die  Grossmutter  der  Grossherzogin  Auguste,  gebomen  Prinzessin  R  e  u  s  s , 
war  die  Gemahlin  des  Grafen,  dann  Fürsten  Heinrich  XLIV.  yon  Renss, 
und  stammte  aus  der  reichsfreien  Familie  von  Geuder,  welche  Landes- 
hoheit, aber  keine  Landesherrlichkeit  besass. 

««)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  67. 

*^)  Meine  Schrift:  Kritische  Bemerkungen  zu  den  Schriften  etc.  über 
die  eheliche  Abstammung  des  ftürstlichen  Hauses  Löwenstein-Wertheim. 
Heidelberg  1833.  S.  33. 

«•)  Letzteres  ist  im  S. -Co bürg- Gotha* sehen Hausgesetse  geschehen. 
Siehe  oben  Note  8. 
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macgeliiDg  einer  solchen  hansgesetzlichen  Anordnung  kann 
sich  aber,  wenn  die  Ruhe  in  den  Bandesstaaten  dnrch  einen 
derartigen  Streit  ernstlich  bedroht  erscheinen  sollte,  die  Bnn- 
desyersammlang  veranlasst  finden,  die  Streitfrage  als  eine  po- 
litische zu  behandeln,  und  wird  sodann  zu  ermessen  haben, 
in  wie  fem  sie  deren  Erledigung  durch  Vermittelung,  durch 
Veranlassung  eines  schiedsgerichtlichen  Austrags  oder  durch 
Selbstentscheidnng  herbeizuführen  ist^^). 

§.  227. 

V.  Morganatische  Ehe*). 

1)     BegriflF.     Geschichthches. 

I.  Nach  den  Grundsätzen  des  Privatflirstenrechts  hielt 
man  zur  Keichszeit  die  Mitglieder  reichsständischer  Familien 
auch  für  befugt,  eine  sog.  morganatische  Ehe  (Ehe  zur  linken 
Hand,  matrimanium  ad  morganaticam  s.  ad  legem  Salicam)  ein- 
zugehen ^).  Dieselbe  Befugniss  kommt  noch  heut  zu  Tage  den 
Mitgliedern  der  jetzt  souverainen  Familien  zu  ^). 


«7)  Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Ebenbürtigkeits-  und  Successions- 
streitigkeiten  in  den  souverainen  Häusern  sind  die  Streitigkeiten  gleicher 
Art  in  den  standesherrlichen  oder  anderen  mediatisirten  Familien.  In 
diesen  gebührt  die  Entscheidung  den  Gerichten  des  Staates,  welchem  sie 
angehören,  und  ist  eben  dadurch  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
ausgeschlossen. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  165  u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin. 
§.23.  —  Desselben  Missheirathen,  S.  27.  49.  361—367.  372  u.  f.  — 
Dagegen  aber:  meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  Stuttgart,  1853. 
§.  21—25.  -  Vergl.  Kohl  er,  PrivatfÜrstenrecht,  §.  51  u.  f.  —  Gönner, 
Staatsr.,  §.  74.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  32.  —  Kl  über,  öffentl.  R. 
§.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  233,  264.  —  Weiss,  Staatsr., 
§.  240.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  68.  IL  —  J.  Held, 
System  des  Verf..Recht8,  Thl.  II  (1857),  S.  223  flg. 

>)  Die  Bezeichnung  „morganatisch^*  wird  von  der  Morgengabe  abge- 
leitet; Ehe  zur  linken  Hand  wird  sie  von  der,  übrigens  ausserwesentlichen 
Formalität  der  Trauung  zur  linken  Hand  benannt  Die  Bezeichnung,  ad 
Legem  Salicam,  deutet  auf  den  Ursprung  des  Instituts  als  fränkische 
Gewohnheit.  Siehe  unten  Note  5.  Jedoch  wird  sie  in  der  Lex  Salica 
selbst  nicht  erwähnt.    Meine  deutsche  H.-Gesch.  3.  Aufl.  Thl.  U,  §.  90. 

3)  In  deigenigen  regierenden  Häusern,  in  welchen  jetzt  durch  Haus- 
gesetze allgemein  bei  Vermählungen  der  Mitglieder  die  Einwilligung- des 
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II.  Unter  morganatischer  Ehe  versteht  man  eine  Ehe,  bei 
deren  Eingehung  in  den  Ehepakten  festgesetzt  wird,  dass 
die  Gemahlin  und  Kinder  an  dem  Range  und  Stande  des  Ge- 
mahls nnd  Vaters  keinen  Antheil  nehmen^  und  letztere  auch 
keine  Snceessionsrechte  in  die  Regiemng  nnd  die  damit  so- 
sammenhängenden  Stamm-,  Lehen-  nnd  Fideicommissgiiter  (Do- 
mänen nnd  dergl.)  des  regierenden  Hanses  haben  sollen^). 
Das  Erbfolgerecht  der  Kinder  ist  hier  hinsichtlich  der  väter- 
lichen Hinterlassenschaft  anf  dasjenige  beschränkt ,  was  ihr» 
Mntter  als  Morgengabe  oder  unter  einer  anderen  Bezeicbnnng 
als  ein  anf  sie  zn  übertragendes  Vermögen  ausgesetzt  oder 
ihnen  selbst,  als  zu  hoffender  Descendenz,  in  dem  Ehevertrage 
bestimmt  worden  ist.  Ebenso  werden  der  Stand  und  der  Titel, 
welchen  die  Gemahlin  und  die  Kinder  ftthren  sollen,  durch  die 
Ehepakten  bestimmt. 

III.  Die  morganatische  Ehe  scheint  ursprünglich  bei  den 
Franken  in  Gebrauch  gewesen  zu  sein.  Jedoch  findet  man  die- 
selbe erst  im  XII.  Jahrhundert  in  einer  italienischen  fiechts- 
quelle,  dem  lombardischen  Lehnrechte,  und  zwar  als  eine 
mailändische  Gewohnheit  aufgefOhrt^).  Seit  dem  XIV.  Jahr- 
hunderte finden  sich  auch  Beispiele  ihrer  Eingehung  in 
Deutschland^). 

IV.  Gewöhnlich  werden  morganatische  Ehen  dann  einge- 
gangen, wenn  bereits  aus  einer  früheren  Ehe  snccessionsfähige 
Descendenten  vorhanden  sind,  um  die  Erbrechte  derselben  nicht 
durch  die  Concurrenz  von  Kindern  aus  einer  zweiten  Ehe  zu 
schmälern,  oder  um  dem  Lande  nicht  zu  grosse  Lasten  in  Bezug 
auf  die  standesmässige  Erhaltung  einer  zahh-eicheren  f&rstlichen 


Soaverains  erfordert  wird  (§.  217),  ist  diese  auch  bei  den  morganatisdien 
Ehen  erforderlich. 

*)  Daher  pflegt  man  die  morganatische  Ehe  aach  kurz  zu  definiren 
als:  ,ymatrtmomum  ex  päd o  inaequale", 

*)  IL  Feud.  29.  „Qoidam  habensfilium  ex  nobili  coignge,  post 
mortem  ejus  non  Valens  continere,  aliam  minus  nobilem  diixit:  qoi  nolens 
ezistere  in  peccato,  eam  desponsavit  ea  lege,  ut  nee  ipsa  nee  filii  ejns 
amplius  habeant  de  bonis  patris,  quam  dixerit  tempore  sponsalionim  . . . 
quod  Mediolanenses  dicunt  accipere  uxorem  ad  morganaticam:  alibi  lege 
8alica."  •—  II.  F.  26.  §.  15.  „...  quamvis  ratione  improbetur  taüs 
conditio,  ex  usu  tamen  admittitur. 

•)  Pütt  er,  Missheirathen,  S.  49. 
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Kachkommenschaft  anfzabttrden.  Aach  findet  man  mitunter  in 
älteren  Hansgesetzen  oder  fürstlichen  Testamenten  die  jüngeren 
(sog.  nachgebomen  Söhne),  wenn  sie  sich  nicht  dem  geistlichen 
Stande  widmen  wollten  nnd  keine  Gelegenheit  zu  einer  reichen 
Heirath  fanden,  aufgefordert,  nur  morganatische  Ehen  einzu- 
gehen, um  den  Glanz  der  erstgebomen  Linie  besser  aufrecht 
halten  zu  können^. 

y.  Nach  dem  lombardischen  Lehnrechte  waren  die  in 
morganatischer  Ehe  erzeugten  Rinder  von  der  Lehnerbfolge 
unbedingt,  von  der  Allodialerbfolge  aber  nur  zu  Gunsten  der 
aus  einer  anderen  unbeschränkten  Ehe  ihres  Vaters  abstam- 
menden Kinder  ausgeschlossen :  sie  gingen  also ,  als  filii  legi- 
timi,  in  der  Allodialerbfolge  den  väterlichen  Agnaten  vor^). 

VL  Durch  einen  Zusatz,  welchen  die  k.  Wahlkapitulation 
Art.  XXn.  §.  4  bei  der  Wahl  des  K.  Leopold  IL  (1790) 
erhielt,  wurden  dieselben  Grundsätze,  wie  sie  seit  K.  Karl  VIL 
(1742)  hinsichtlich  der  in  notorischer  Missheirath  erzeugten 
Kinder  aufgesteUt  worden  waren,  auch  auf  die  aus  „einer 
gleich  Anfangs  eingegangenen  morganatischen 
Heirath  erzeugten  Kinder  eines  Standes  des  Reiches  oder 
aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn''  ausgedehnt,  und  war 
somit  dem  Kaiser  auch  hinsichtlich  dieser  Kinder  untersagt, 
denselben  ohne  Einwilligung  der  Agnaten  die  väterlichen  Titel, 
Ehren  und  Würden  beizulegen,  oder  sie  zum  Nachtheile  der 
wahren  Erbfolger  ftlr  successionsf ähig  zu  erklären. 

')  Vergl.  das  Tcstameut  des  Herzogs  Adolph  Friedrich  von 
Mecklenburg  a.  1654,  bei  Ludolf,  de  jure  femin.  illustr.  1734.  Part.  I. 
§.  IX,  Nr.  38.  39.  „Würde  es  aber  unsern  jungem  Söhnen  an  solcher 
Gelegenheit  sich  zu  vermählen  ermangeln  (i.  e.  mit  Erlangung  ansehnlicher 
Mitgift  etc.),  wollen  wir  lieber,  dass  sie  mit  einer  ehrlichen  züchtigen 
Jungfer  Privatstandes  in  eine  solche  christliche  Ehe,  welche  man  nennet 
matrimonium  ad  marganaticam,  sich  begeben  sollen."  —  Danz,  üeber 
Familiengesetze  des  hohen  deut.  Adels,  welche  standesm&ssige  Vermählungen 
untersagen.    Frkf.  1792. 

»)  U.  F.  29.  (fährt  fort:)  „Hie  tiliis  ex  ea  susceptis  decessit  Isti  in 
proprietatem  non  succedunt  aliis  exstantibus:  sed  nee  in  feudo,  etiam 
aliis  non  existentibus,  qui  licet  legitimi  sint,  tarnen  in  beneticio  minime 
succedunt.  In  proprietate  vero  succedunt  patri,  prioribus  non  existentibus: 
succedunt  etiam  fratribus  sine  legitima  proje  decedentibus,  secundum  usum 
Mediolanensium."  Vergl.  meine  Schrift:  ITeber  Missheirathen,  §.  21. 
Note  •). 
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§.  228. 
2)  Praktisches  Recht. 

I.  Morganatische  Ehen  werden  nach  der  Praxis  nnr  mit 
Frauen  eingegangen ,  welche  den  regierenden  Familien  nicht 
ebenbürtig  sind:  jedoch  steht  kein  verbietendes  Gesetz  ent- 
gegen^ wenn  eine  Dame  von  ebenbürtiger  Abkuiift  sich  zn 
einer  morganatischen  £he  herbeilassen  wollte^).  Die  von 
Einigen^)  aufgestellte  Behauptung,  dass  bei  ebenbürtigem 
Stande  der  Gemahlin  die  morganatische  Clausel  unverbindlich 
sein  und  dem  vollen  Successionsrechte  der  Kinder  nicht  ent- 
gegen stehen  würde,  ist  ohne  allen  Grund  ^).  Uebethaupt  liegt 
der  Rechtsgrund  der  Beschränkung  des  Erbrechts  der  morga- 
natischen Ehekinder  nicht  darin,  dass  die  Mutter  von  niederem 
Stande  ist,  sondern  lediglich  im  Ehevertrage^). 

II.  Es  steht  daher  dem  Mitgliede  eines  regierenden  Hauses, 
sofeme  die  von  ihm  beabsichtigte  morganatische  Ehe  nicht 
überdies  nach  den  besonderen  Haus-  und  Verfassungsgesetzen 
eigentliche  Missheirath  sein  würde,  gemeinrechtlich  frei,  die 
morganatische  Ehe  sowohl  als  unbedingte  oder  als  be- 
dingte einzugehen,  d.h.  in  den  Ehepakten  gewisse  Fälle 
zu  bezeichnen,  bei  deren  Eintritte  die  morganatische  Ehe  als 
eine  volle  ohne  Beschränkung  eingegangene  Ehe  wirken  und 
den  daraus  erzeugten  Kindern  das  volle  Successionsrecht  als 
wahren  Ehekindern  zukommen  solle -'^). 


«)  Meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  21.  §w  22. 

*)  z.  B.  Pütter's  Missheirathen,  S.  361  u.  f. 

')  Sehr  gut  hat  das  schon  ausgeführt  Moser,  Famiüenstaatar.  II,  167. 

«)  A.  M.  ist  Pütter,  Missheirathen,  S.  366,  372.  —  Siehe  aber  dagegen 
meine  Schrift:  Ueber  Missheirathen,  §.  22. 

B)  So  z.  B.  ist  das  jetzt  regierende  grossherzogliche  Haus  Baden  aus 
einer  bedingten  morganatischen  (zweiten)  Ehe  des  Markgrafen,  nachher 
Kurfürsten  und  sodann  Grossherzogs  Karl  Friedrich  entsprossen.  YeigL 
Pf  ist  er,  geschichU.  Eutwickelung  des  Staatsrechts  des  Grosaherzogthoms 
Baden,  Heidelberg  1836.  I.  S.  102  u.  f.  —  Ausdrückhch  wurde  das 
Successionsrecht  der  Descendenz  aus  dieser  Ehe  von  den  Grossmächten 
Oesterreich,  Preussen,  England  und  Kussland  anerkannt  und  garantirt  in 
dem  frankfurter  Territorialrecess  t.  20.  Juli  1819.  Art  X.  —  Adtere  Bei- 
spiele bei  Pütter,  1.  c.  $.  24,  Note  d. 
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III.  Vor  der  Einführung  des  (§.  227,  VI.)  erwähnten  Zu- 
satzes in  der  Wahlkapitulation  E.  Leopold's  IL  (1790) 
konnte  sogar  jede  unbedingte  morganatische  Ehe,  die  nicht 
zugleich  notorische  Missheirath  war,  durch  eine  nadh  ihrem 
Abschlüsse  gegebene  Willenserklärung  des  Gemahls  giltig  in 
eine  volle  Ehe  ungewandelt  werden®). 

IV.  Ist  eine  Ehe,  die  an  sich  nicht  notorische  Missheirath 
ist,  einmal  ohne  morganatische  Glausel  geschlossen,  so  kann 
eine  solche  später  zum  Nachtheile  der  Kinder  nicht  mehr 
rechtsgiltig  beigefügt  werden'). 

V.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  durch  Haus- 
oder Verfassungsgesetze  Ebenbürtigkeit  der  Ehen  als  Be- 
dingung des  Successionsrechts  der  Kinder  vorgeschrieben  ist 
(§.  226),  können  die  Mitglieder  des  Hauses  mit  nicht-ebenbürti- 
gen Frauen  nur  noch  morganatische  Ehen  eingehen.  Uebrigens 
sagt  nur  das  k.  hannoverische  Hausgesetz  ausdrücklich, 
dass  auch  der  regierende  Herr  selbst  mit  einer  nicht- 
ebenbürtigen  Frau  nur  eine  morganatische  Ehe  eingehen 
kOnne^. 

VI.  Die  Regierungsnachfolge  der  Kinder  aus  morganati- 
scher Ehe  ist  nach  Ausweis  der  Wahlkapitulation  seit  1790 
Art.  XXn.  §.  4  lediglich  Familienangelegenheit  des  re- 
gierenden Hauses.  Es  stand  daher  der  Regierungsnachfolge 
solcher  Kinder  in  die  allodialen  Besitzungen  reichsgesetzlich 
nichts  im  Wege,  wenn  die  Agnaten  zustimmten,  oder  keine 
vorhanden  waren:  hinsichtlieh  der  Lehen  stand  es  unter  glei- 
cher Voraussetzung  dem  Kaiser  oder  anderem  Lehensherrn 
frei,  dieselben  zur  Lehenfolge  zuzulassen.  Da  nunmehr  in 
Deutschland  alle  Kronen  allodial  sind,  so  muss  der  Souverain 
für  befugt  erachtet  werden,  bei  Ermangelung  anderer  succes- 
sionsberechtigten  Agnaten,  seine  oder  eines  anderen  Prinzen 


*()  Moser,  Familien-Staatsr.  II,  8.  168  u.  f. 

')  Moser,  1.  c.  II,  S.  170.  —  üeber  den  berühmten  Fall  der  Ehe  des 
Herzogs  Christian  Karl  zu  Norberg  (1702)  mit  dem  Fräulein  von 
Eichelberg,  welcher  durch  einen  späteren  Vertrag  den  fürstlichen  Stand 
seiner  Descendenz  bis  zum  Absterben  des  Herzogs  von  Holstein 
Joachim  Friedrich  und  seiner  Lehenserben  suspendirte,  s.  meine 
Schrift:  Ueber  Mißsheirathen,  §.  72.  Nr.  3. 

8)  Hannover.  Hausgesetz  v.  1836.  Cap.  111.  §.  9. 
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seines  Hauses  in  moi^anatischer  Ehe  erzengte  Descendenz 
durch  eine  autonomische  Verfügung  zur  Thronfolge  befähigt  zu 
erklären,  so  weit  nicht  die  Verfassung  hierzu  die  Mitwirkung 
der  Landstände  nöthig  macht  ^). 

§.  229. 

Eheliche  Güterverhältnisse  in  den  deutschen  regieren- 
den Häusern*). 

I.  Die  ehelichen  Güterverhältnisse  werden  in  den  regie- 
renden Häusern  durch  die  bei  der  Eingehung  der  Ehe  zu 
schliessenden  Eheberedungen  (§.  219  III.)  geordnet  2);  daher 
ist  die  Frage,  welches  eheliche  Gütersystem  als  das  gemein- 
rechtliche fUr  die  regierenden  Familien  zu  betrachten  sei,  ohne 
praktisches  Interesse, 

IL  Da  die  werthvoUsten  Besitzungen  der  regierenden  Fa- 
milien schon  zur  Reichszeit  meistens  Stammgnts- Eigenschaft 
hatten,  pder  Lehen,  oder  in  einem  Familienfideicommiss- 
verbände  begriffen  waren,  so  konnte  sich  in  den  reichsstän- 
dischen Häusern  nicht  wohl  ein  System  der  ehelichen  Gü- 
tergemeinschaft ausbilden,  und  ist  diese  in  den  jetzt 
souverainen  deutschen  Häusern  auch  durchaus  nicht  in  Ge- 
brauch ^), 

IIL  Vielmehr  werden  die  Eheverträge  in  diesen  Häusern 
regelmässig  auf  der  Grundlage  des  alten  deutschen  bei  dem 
Adel  ausgebildeten  Güterrechts  abgeschlossen,  wonach  die  Frau, 


9)  Dies  ist  in  allen  jenen  Staaten  noth wendig,  in  welchen  durch  ein 
Verfassungsgesetz  die  Thronfolge  als  bedingt  durch  Abstammung  aus 
ebenbürtiger  und  hausgesetzlicher  Ehe  vorgeschrieben  ist  (Siehe  oben 
§.  226.) 

*)  G.  M.  de  Ludolf.  de  jure  femiuarum  illustrium.  Jena,  1734.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  67  u.  f. 

«)  S.- Alten  bürg,  V.-ü.  von  1831,  §.  23.  alin.  2.  „Die  Einkünfte 
(der  Gemahlin  des  regierenden  Herzogs)  an  Zinsen  von  der  Morgen  gäbe, 
an  Nadelgeldern  und  Renten  des  Paraphernalvermögens  werden 
durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bestimmt.  §.  24.  Der  Betrag  und  die 
Verhältnisse  des  Witthums  der  Gemahlin  des  Herzogs,  sowie  der  Witt- 
wensitz  wird  ebenfalls  zunächst  durch  den  Inhalt  der  Ehepakten  bestimmt** 

3)  Hombergk  a  Vach,  de  commun.  bonor.  inter  co^juges  illustres 
exule  1767. 
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welche  bisher  von  ihrer  Familie  unterhalten  wurde,  nunmehr 
Yon  dem  Gemahle  ihren  standesmässigen  Unterhalt  nnd  eine 
Wittwenversorgung  zu  erwarten  hat.  Es  sind  dabei  die  In- 
stitute des  deutschen  Privatrechts,  insbesondere  des  gemeinen 
Adelsrechts,  wie  Morgen  gäbe*),  Nadelgelder,  Spielgel- 
der^) und  Witthum^)  gebräuchlich,  welche  alle  im  einzel- 
nen Falle  besondere  Verabredungen  voraussetzen,  sofern  nicht 
darüber  ausdrückliche  hausgesetzUche  Bestimmungen  vorhanden 
sind,  wie  dies  nunmehr  in  mehreren  Staaten  der  Fall  ist^). 

*)  Die  Morgengabe  ist  in  fürstlichen  Häusern  üblich  als  ein  Geschenk, 
welches  der  Gemahl  der  Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  macht,  so  dass  sie 
Eigenthümerin  davon  wird  und  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  darüber 
verfügen  kann;  thut  sie  dies  nicht,  und  verstirbt  kinderlos,  so  fällt  es 
wieder  an  den  Gemahl  zurück.  So  ist  die  Clausel  zu  verstehen:  „wie 
Morgengabsrecht  und  Gewohnheit  ist"  Yergl.  Pütter,  auserl.  RechtsfkUe, 
Bd.  I,  Tbl.  n,  S.  478. 

*)  üeber  Nadelgelder,  Spielgelder  u.  dergl.,  siehe  Eichhorn,  Priv.-R. 
4.  Ausg.  §.  303.  —  Mittermaier,  Priv.-R  7.  Ausg.  §.  397.  —  Jedenfells 
versteht  man  darunter  Gelder,  worüber  die  Frau  freie  Verfügung  hat; 
erstere  Bezeichnung  ist  gebräuchlich,  wenn  sie  der  Ehemann  ihr  nach  dem 
Ehevertrage  zu  geben  hat;  letztere  bedeutet  oft  auch  so  viel  QlsjMraphema, 
mit  welchen  die  Frau  von  ihren  Eltern  ausgestattet  wird.  Yergl.  Scherz, 
Glossar,  german.  h.  v.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  23.  a  lin.  2. 
(Siehe  oben  Note  2).  —  Ebendas.  heisst  es  weiter:  „Die  Nadelgelder 
machen  einen  Theil  der  Civilliste  des  regierenden  Hauses  aus.'* 

^)  Das  Witthum  (vidualütumj  bezweckt  den  standesmässigen  Unterhalt 
der  Wittwe  auf  so  lange,  als  sie  nicht  zu  einer  zweiten  Ehe  schreitet. 
Ausdrücklich  erklärt  dies:  Hannover,  Hausges.  1836.  §.  32.  —  Yergl. 
Eichhorn,  deut  Priv.-R.  (4.  Ausg.)  §.  304.306.  —  Mittermaier, 
(7.  Aufl.)  §.  396.  —  Moser,  Famü.-Staatsr.  Th.  H,  S.  672. 

7)  Bayern,  Hausges.  v.  1819.  TiL  YI,  §.  12.  „Das  Witthum  der 
regierenden  Königin  bestimmt  sich  nebst  einer  anständig  eingerichteten 
Residenz  jedesmal  nach  dem  abgeschlossenen  Ehevertrage,  darf  aber 
künftig  nie  mehr  als  120,000  fl.  jährlich  nebst  benöthigter  Fourage  und 
Holz  betragen.'*  §.  16.  „Die  nachgebomen  Prinzen  bestimmen  auf  ähnliche 
Weise  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  jedoch  muss  die  darüber  ausgefer- 
tigte Urkunde  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.*'  —  Sehr 
ausführliche  Bestimmungen  über  das  Witthum  einer  Königin,  Kronprinzessin 
und  der  Wittwen  anderer  Prinzen  enthält  das  würtemberg.  Hausges.  v. 
1828,  §.  53—61.  Die  Witthümer  werden  aus  der  Staatskasse  geleistet; 
eine  königliche  Wittwe  erhält  als  Witthum  neben  einer  standesmässig 
meublirten  Residenz  und  einem  anständig  meublirten  königlichen  Lustschloss 
zum  Sonuneraufenthalte  jährlich  100,000  fl.  und  zur  standesmässigen 
Einrichtung  ihres  Hofhalts  eine  Aversalsumme  von  25,000  fl.  —  Hannover, 

Zöpfl,  Staatirecht.  5.  Aufl.   I.  41 
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VL  Bringt  die  Fran  eine  Mitgift  oder  Anssteoer  in  die 
Ehe,  so  kjum  derselben  in  der  Eheberedmig  auch  wohl  der 
Charakter  dner  eigentlichen  dos  im  rOmischen  Sinne  beigelegt 
werden,  und  ist  sodann  die  Fran  aneh  berechtigt,  von  dem 
Manne  eine  Widerlage  {donatio  propter  nuptias)  nach  römischen 
Grundsätzen  zn  beanspmdien^).  Mit  dem  Zubringen  einer 
solchen  dos  kann  auch  die  Festsetzung  eines  Leibgedinges 
verbunden  werden,  insofern  darein  gewilligt  wird,  dass  die  dog 
nicht  bei  Auflösung  der  Ehe  znrttckgegeben  werden  soll'), 
sondern  zum  Nutzen  des  Stanmi-  und  Fideicommissgutes  zu 
verwenden  ist 


Hansges.  ▼.  1836,  §.  32--d6.  (Eine  königliche  Wittwe  erhält  als  Witthmn 
aosser  einer  standesmässigen  Residenz  jährlich  40,000  Rthlr.  in  Gold,  und 
zum  Behufe  der  standesmässigen  Einrichtong  die  Aversionalsnoinie  fon 
10,000  Rthlr.  in  Gold.  Während  der  Dauer  der  Minderjährigkeit  des 
Königs  wird  das  Witthum  der  Mutter  aus  der  Erondotation,  nicht  ans  der 
Staatskasse  bestritten.  Eine  verwittwete  Kronprinzessin  erhält  als  Witthmn 
ausser  einer  standesmässig  eingerichteten  und  menblirten  Wohnnng  jährlich 
20,000  fl.  in  Gold.  Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  bezieht  ihr  Witthum 
aus  ihrem  Eingebrachten  und  dem  Privatvermögen  ihres  Gemahls. 
Ausserdem  steht  ihr  der  Genuss  der  H&Ifte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen 
Kinder  zu,  so  lange  diese  minderjährig  sind.)  Die  Bestimmungen  des  k.hanno- 
versehen  Hausgesetzes  wurden  in  dem  Ges.  v.  5.  Sept  1848  im  Allgemeinen 
bestätigt,  jedoch  mit  dem  Beifügen :  ,,Das  Witthum  der  Königin  soll  jedoch 
jährlich  60,000  Thlr.  Gold  betragen,  und  die  geringste  Apanage  eines  zur 
Apanage  berechtigten  vol^ährigen  Prinzen  des  k.  Hauses  ans  6000  Rthlr. 
Gold  bestehen.**  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.36-41.  „Jährliches 
Witthum  einer  Königin  40,000  Thlr.  nebst  Wohnung  in  einem  königlichen 
Schlosse;  Aversionalquantum  zur  ersten  Einrichtung  30,000  Thlr.  ans  der 
Staatskasse.  Witthum  einer  Kronprinzessin  25.000  Thlr.  aus  der  Staatskasse. 
Die  nachgebomen  Prinzen  bestimmen  das  Witthum  ihrer  Gemahlinnen,  wie 
im  bayer.  Hausgesetze  unter  Bestätigung  des  Königs.  —  S. -Altenburg, 
Verfassungsurkunde  v.  1831.  §.  24.  (s.  oben  Note  2).  —  Ebendaselbst: 
„Das  Witthum  kommt  mit  dem  Eintritte  des  Falls  in  diesem  Vertrags- 
massig  festgesetzten  Betrage  ohne  Weiteres  in  der  Civilliste  des 
herzoglichen  Hauses  in  Ansatz  .  .  .  Wegen  des  eintretenden  Witthums 
kann  die  bestehende  Civilliste  nicht  ohne  landständische  Zustimmung  erhöht 
werden,  und  es  ist  daher  bei  Abfassung  von  Ehepakten  hierauf  jederzät 
Rücksicht  zu  nehmen." 

«)  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  69.  70. 

0)  Das  Leibgeding  (dotaUtium)  besteht  gewöhnlich  aus  dem  Ver- 
sprechen vierfacher  Zinsen  der  Dos,  und  unterscheidet  sich  von  dem 
einfachen  Witthum  dadurch,  dass  diese  Rente,  welche  stets  das  Einbringen 
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§.  230. 

Persönliche   Stellung   der   Gemalilinen  der  Mitglieder 

regierender  Familien  und  der  Gemahle   regierender 

Ftirstinnen. 

I.  Die  Gemahlin  des  Souverains  tritt  mit  der  Verehelichung 
als  Unterthanin  unter  dessen  Staats-  und  Familiengewalt,  wenn 
sie  derselben  nicht  schon  vorher  unterworfen  war*). 

II.  Dasselbe  gilt  von  den  Gemahlinen  der  Prinzen  des 
Hauses  ^),  und  ebenso  auch  umgekehrt  von  dem  Gemahle  einer 
durch  die  weibliche  Thronfolge  zur  Selbstregierung  gelangten 
Fürstin. 

III.  Die  Gemahlin  des  Souverains  nimmt  übrigens  an  dessen 
Kange,  Titel  und  Würden  AntheiP)  und  führt,  wenn  sie  aus 
einem  an  Rang  höheren  Hause  stammt,  nebenbei  meistens  ein 
hierauf  bezügliches  Prädikat  fort.    Andere  Privilegien  hat  sie 


einer  Dos  und  deren  Verwendung  zum  Nutzen  des  Stammes  voraussetzt, 
der  Wittwe  selbst  dann  lebenslänglich  bleibt,  wenn  sie  zu  einer  zweiten 
Ehe  schreitet.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  71.  —  de  Ludolf,  de  jure  feminar. 
iUustr.  P.  II,  c.  2,  §.  V,  34  seq.  —  Eichhorn,  deut  Pr.-R.  §.  305.  — 
Mittermaier,  Priv.-R.  §.  395. 

*)  Dieser  Grundsatz  galt  von  jeher  in  den  souverainen  Famüien ;  nicht 
aber  in  den  deutschen  reichsständischen  und  landesherrlichen  Familien  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung.  —  Letzteres  bestritt  Chr.  Schöne,  Bedenken 
ob  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherm  Gemahlin  ihres  Gemahls 
Unterthanin  sei?  Leipzig  1733  u.  1750.  — Siehe  aber  dagegen  deLudolf, 
de  jure  femin.  ülustr.  P.  1,  §.  19.  —  Moser,  Staatsr.  XX,  p.  338  u.  f.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  73.  -  Klüber,  öflfentl.  R.  §.  248.  —  In  den 
neueren  Hausgesetzen  wird  gewöhnlich  die  Gemahlin  des  regierenden  Herrn 
ausdrücklich  unter  den  Mitgliedern  des  Hauses  aufgeführt,  welche  der 
Hoheit  und  Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  unterworfen  sind.  —  Wür- 
temberg,  Hausges.  v.  1828,  Art.  1,  a.  —  Hannover,  Hausges.  v.  1836, 
Cap.  I,  §.  3,  a.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  b.  —  In  dem 
bayerischen  Hausgesetze  von  1819  ist  die  namentliche  Aufführung  der 
Königin  auffallender  Weise  unterlassen  worden. 

«)  Bayer.  Hausges.  v.  1819,  Tit.  II,  §.  1,  6;  §.  2.  —  Würtemberg, 
Haasgesetz  v.  1828,  Art  1,  d.  —  Hannover,  Hausgesetz  v.  1836,  Cap.  I, 
Art.  3,  d.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  v.  1837,  §.  1,  e. 

3)  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  23.  „Die  Gemahlin  des  Herzogs 
führt  den  Titel  und  das  Wappen  ihres  Gemahls.  Sie  hat  den  Rang  vor 
allen  übrigen  Gliedern  der  Familie,  unmittelbar  nach  dem  Regenten.** 
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nicht,  sofern  ihr  dieselben  nicht  durch  besondere  Verleihung 
beigelegt  sind^)« 

IV.  Der  Titel  des  Gemahls  einer  selbstregierenden  Ffirstin 
muss  aber,  so  weit  er  sich  auf  diese  Verbindung  bezieht,  durch 
ein  Staatsgesetz  besonders  bestimmt  werden. 

§.  231. 
Ehescheidung*). 

I.  Hinsichtlich  der  katholischen  Beichsstände  war  von 
jeher  unbestritten  anerkannt,  dass  dieselben  in  Ehesclieidungs- 
Sachen  kein  von  den  übrigen  Mitgliedern  der  katholischen 
Kirche  verschiedenes  Recht  haben.  Es  war  daher  bei  denselben 
nach  den  Grundsätzen  des  tridentinischen  Concils  niemals  eine 
wirkliche  Ehescheidung  {divortiumj  separatio  a  vinculo)  statthaft, 
sondern  nur  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  {separatio 
quoad  thorum  et  mensarri)  ^),  womit  jedoch  die  FäUe,  in  welchen 
eine  Ehe  wegen  eines  trennenden  Ehehindernisses  {impediTnentum 
dirimens)  als  nichtig  erkläii;  werden  kann,  nicht  zu  verwech- 
seln sind  3).  Bei  diesen  Grundsätzen  ist  es  auch  heut  zu  Tage 
noch  hinsichtlich  der  katholischen  Mitglieder  regierender  Fa- 
milien geblieben. 

II.  Bei  den  protestantischen  Reichsständen,  welche 
sich  nach  der  Lehre  ihrer  Kirche  hinsichtlich  der  Eheschei- 
dung weder   durch  die  Vorschriften  des  älteren  canonischen 


*)  Dies  war  schon  im  römischen  Rechte  anerkannt  L.  31.  Dig.  de 
legib.  (1)3),,...  Augusta  autem,  licet  legibus  soluta  non  est,  Principes 
tarnen  eadem  illae  privilegia  tribuunt,  quae  ipsi  habent*' 

*)  Siehe  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  Bd.  II,  S.  395  ql  £  — 
Estor  de  divortio  praesertim  personar.  iUustr.  in  Germ.  1747. 

*)  Concil.  Trid.  de  reform,  matrim.  Sess.  24,  c.  7.  —  Yergl.  über  das 
Geschichtliche:  Glttck,  Gomment  XXVI.  p.  346  u.  f. 

')  In  diesen  Fällen  bleibt  es  bei  den  Vorschriften  des  canonisehen 
Hechtes,  und  ist  daher  in  einigen  Fällen,  z.  B.  wenn  Zwang  zur  Eingehung 
der  Ehe,  und  nicht  erfolgte  consum-matio  matrimonU  behauptet  wird,  fort- 
während auch  die  Beweisführung  durch  Eideshelfer  bei  den  geisUichen 
(namentlich  päpstlichen)  Gerichten  in  Gebrauch.  Nach  diesem  Grundsatze 
wurde  bei  der  Trennung  der  Ehe  der  Prinzessin  Charlotte  Augaste 
von  Bayern  (nachherigen  vierten  Gemahlin  des  Kaisers  Franz  I.  von 
Oesterreich)  und  des  damaligen  Kronprinzen  von  WOrtembeig  (1814) 
verfahren. 
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Rechts,  noch  des  tridentinischen  GoncQs  gebunden  halten  and 
überhaupt  die  Ehe  nicht  als  Sakrament  betrachten,  wurde  nicht 
nur  die  eigentliche  Ehescheidung  aus  den  im  gemeinen  pro- 
testantischen Kirchenrechte  anerkannten  Gründen  (divortium  ob 
indignationem)  für  statthaft  erachtet,  sondern  auch  mitunter  die 
Behauptung  aufgestellt,  dass  protestantische  Reichsstände  das 
Recht  hätten,  durch  freiwillige  Uebereinkunft  (divortium  bona 
gratid)  ihre  Ehe  aufzulösen^),  und  dass  bei  ihnen  auch  aus 
anderen  als  gemeinrechtlichen  Gründen  die  Ehe  getrennt  wer- 
den könne  ^).  Allein  diese  (ohnehin  nur  vereinzelten)  Behaup- 
tungen widerstreiten  der  allgemeinen  Lehre  der  protestantischen 
Kirche  von  der  Ehescheidung,  da  auch  diese,  als  eine  christ- 
liche Kirche,  keine  Will kühr  in  dieser  Beziehung  anerkennen 
kann  %  obwohl  allerdings  in  einzelnen  Fällen  solche  Willktihr 
unterlaufen  ist^).  Der  Grundsatz,  dass  in  protestantischen 
Fürstenhäuseni  eine  Ehescheidung  nur  aus  den  nach  dem 
protestantischen  Kirchenrechte  giltigen  Scheidungsursachen  für 
statthaft  erachtet  werden  kann,  muss  auch  hinsichtlich  der 
jetzt  souverainen  Familien  als  fortwährend  geltend  betrachtet 
werden. 

III.  Die  Frage,  wer  in  Ehestreitigkeiten  der  Mitglieder 
protestantischer  Fürstenhäuser  der  competente  Richter  sei,  war 
schon  zur  Reichszeit  vielfach  streitig^). 

§•  232. 

Legitimation  unehelicher  Kinder*). 

I)  Legitimatio  per  rescriptum. 

I.  Dass  den  unehelichen  Kindern  der  Mitglieder  eines 
ehemals  reichsständischen,  jetzt  souverainen  Hauses,  als  solchen 

«)  Moser,  Familienstaatsr.  II,  S.  402,  §.  29. 

^)  Dies  behauptet  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  246. 

^)  Moser,  Famil.-Staatsr.  II,  S.  425.  —  Bekanntlich  eiferten  auch 
die  ausgezeichnetsten  protestantischen  Beformatoren  jederzeit  mit  grösster 
Entschiedenheit  gegen  die  Willkühr  der  landesherrlichen  Ehescheidungen, 
z.  B.  Hein  rieh 's  YIU.  von  England. 

0  Beispiele  bei  Moser,  1.  c 

»)  Davon  unten  §.  268. 

0  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  Famih-Staatsr.  11,  853  u.  f.  — 
H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  67. 
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keine  Snccessionsrechte  und  andere  damit  zasammenhäBgende 
Familienrechte  zukommen  können,  ist  nnbestritten  anerkannt  ^). 

n.  Was  aber  die  Wirkung  einer  Ugitimaüo  anbelangt,  so 
moss  man  die  Ugitimatio  per  re»eriptum  und  die  legütmaUo 
per  »ubeequens  matrimoniuni  unterscheiden. 

HL  Hinsichtlich  der  kgitimatio  per  reecriptum  betrachtete 
man  es  zur  Reichszeit  als  einen  durch  das  lombardische  Recht ') 
und  durch  ein  damit  übereinstimmendes,  beständiges,  uraltes 
deutsches  Herkommen  überhaupt  festgestellten  Grundsatz,  dass 
die  durch  kaiserliches  Rescript  legitimirten  Kinder  (sog.  Buch- 
kinder)^)  von  aller  adeligen  Stammguts-,  Lehen-  und  Fand- 
lienfideicommissfolge  zum  Vortheile  der  anderen  legitimen 
Erbfolgeberechtigten  ausgeschlossen  seien  ^). 

IV.  In  Bezug  auf  die  Ugitimatio  per  reecriptum  gab  es  f&r 
die  reichsständischen  Familien  daher  ebensowenig  ein  beson- 
deres Recht,  als  wie  für  den  ritterlichen  Adel.  Ueberdies 
konnte  in  den  reichsständischen  Familien  einer  vom  Kaiser 
ohne  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen  Erbfolgeberech- 
tigten   (einschliesslich    des    Lehensherm   bei  Territoriallehen) 

*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  „lUegitunae  prolis  plane  nuUa  in  terris 
patemis  successio  esV*  Siehe  ttber  natürliche  Kinder  reicbsst&ndischer 
Herren  überhaupt:  Moser,  Familienstaatsr.  11,  S.  860  u.  f. 

')  U.  Feud.  26.  §.  10.  ,, Naturales  filii,  liceat  postea,  fiant  legitimi, 
ad  successionem  feudi  nee  soli,  nee  cum  aliis  admittuntur."  —  So  yer- 
schieden  auch  die  Ansichten  über  den  Sinn  dieser  Stelle  waren  (siehe 
unten  §.  234  Note  2  und  6),  so  verstand  sie  doch  die  Theorie  und  Praxis 
seit  den  Zeiten  der  G-lossatoren  ausnahmslos  mindestens  dahin,  dass 
uneheliche,  durch  Rescript  legitimirte  Kinder  von  der  Lehenfolge  ausge- 
schlossen seien. 

4)  Sie  hiessen  so,  weil  sie  h&ufig  eine  ausführliche  Urkunde  in  /anna 
UbdU  erhielten. 

•)  Schwabenspiegel,  (Lassberg)  c.  47.  „Gewinnet  aber  ein  man 
ein  sun  vnelichen,  den  mag  de  pabest  wol  seinem  ekind  machen,  vnd  och 
der  Keiser  .  .  .  aber  weder  pabest  noch  Keiser  die  mögen  in  daz  reht 
nimen  geben,  daz  si  ir  mage  geerben  mugen,  als  ob  sie  in  ir  muter  libe 
ekind  warin  gewesin.'*  -  Man  sieht  daraus,  dass  die  deutsche  Praxis  im 
XIIL  Jahrhunderte  der  Legiümatio  per  reecriptum  prindpie  aberliaapt 
keine  andere  Wirkung  beilegte,  als  die,  welche  man  nachher  mit  dem 
Begriffe  einer  sog.  LegidmaUo  miwue  piena  verband:  d.  h.  dass  der  Kaiser 
wohl  in  staatsbürgerlichen  Beziehungen  den  Makel  der  unehelichen 
Geburt  auslöschen,  nicht  aber  Familienrechte  gegen  den  Willen  der 
Familienglieder  verleihen  könne. 
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erwirkten  legitimatio  per  reacriptum  um  so  weniger  die  Wirkung 
beigelegt  werden,  den  Mangel  der  rechtmässigen  Geburt  in  Be- 
zug auf  das  Successionsrecbt  und  die  Familientitel  und  Wtlrden 
zu  beseitigen,  als  schon  in  Bezug  auf  Missheirathen  und  mor- 
ganatische Ehen  die  kaiserliche  Machtvollkommenheit  durch 
die  Wahlkapitulation  Art.  XXH.  §.  4  (seit  1742  und  1790) 
beschränkt  worden  war*). 

V.  Wenn  aber  die  Zustimmung  der  Agnaten  oder  anderen 
Erbfolgeberechtigten  (und  bei  Lehen  des  Lehensherm)  erfolgte, 
oder  keine  solchen  Erbberechtigten  vorhanden  waren,  so  stand 
derSuccession  der  durch  kaiserliches  Rescript  legitimirten  Kinder 
eines  Reichsstandes  in  Land  und  Leute  nichts  im  Wege. 

VI.  Von  Legitimationen  durch  kaiserliches  Rescript  kann 
heut  zu  Tage  seit  der  Auflösung  des  Reichsverbandes  keine 
Rede  mehr  sein.  Dagegen  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  in 
den  jetzt  souverainen  Häusern  der  Souverain  seinen  (oder  an- 
derer Mitglieder  des  Hauses)  unehelichen  Kindern  volle  Fa- 
milien- oder  Successionsrechte  durch  Rescript  unter  denselben 
Voraussetzungen  giltig  beilegen  kann,  unter  welchen  ein  sol- 
ches früher  vom  Kaiser  giltig  erbeten  und  ertheilt  werden 
konnte,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  dass  keine  Rechte  an- 
derer Erbberechtigten  gekränkt  werden  und  nicht  die  Landes- 
verfassung in  dieser  Beziehung  dem  Souverain  Beschränkungen 
auflegt^).  Letzteres  ist  namentlich  der  Fall  in  allen  jenen 
Staaten,  in  welchen  ein  Verfassungsgesetz  die  Successionsfähig- 
keit  von  der  Geburt  in  wahrer,  ebenbürtiger  und  hausgesetz- 
licher Ehe  abhängig  macht.  In  den  neueren  Hausgesetzen  ist 
daher  von  einer  derartigen  legitimatio  per  rescriptum  nicht 
mehr  die  Rede  und  dieselbe  stillschweigend  als  ausgeschlossen 
zu  erachten. 

ö)  Siehe  oben  §.  224.  227.  VI. 

')  Schon  im  Mittelalter  wurde  das  Recht  souverainer  Herrscher,  einen 
ihrer  natürlichen  Söhne  durch  Legitimatio  per  rescriphim  zur  Regiemngs- 
uachfolge  zu  befähigen,  alsselbstyerständlich  betrachtet ;  zur  Beseitigung 
etwaiger  Zweifel  wurde  aber  von  den  Souverainen  mitunter  ein  päpstliches 
Rescript  nachgesucht  Yergl.  Gap.  13.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17): 
„Insnper  cum  Rex  superiorem  in  temporalibus  minime  recognoscat,  sine 
juris  alterius  lacsione  in  eo  se  jurisdictioni  nostrae  subjicerc  potuit,  in  quo 
videretur  aliquibus,  quod  per  se  ipsum  (non  tanquam  Pater  cum  filiis,  sed 
tauquam  princeps  cum  subditis)  potuit  dispensare." 
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§.  233. 

n.   Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe*). 

1)  Vorbemerkung.     Die  angebliche  gemeine  Lehre. 

I.  Seit  dem  vorigen  Jahrhunderte  begegnet  man  in  publicisti- 
schen  Werken  sehr  häufig  der  Behauptung,  dass  in  den  reichs- 
ständischen  Familien  nach  gemeinem  Privatfürstenrechte 
auch  die  durch  die  nachfolgende  Ehe  legitimirten  unehelichen 
Kinder  (sog.  Mantel-  oder  Gürtelkinder)*)  von  der  Suc- 
cession  in  die  Regierung  und  die  damit  zusammenhängenden 
Güter  ebenso  ausgeschlossen  wären,  wie  die  durch  kaiserliche 
Rescripte  legitimirten  Kinder  3). 

II.  Allein  so  gewiss  die  Succession  solcher  Kinder  in 
grösseren  Territorien,  wo  Landstände  von  Adel  vorhanden 
waren,  als  mancherlei  Unannehmlichkeiten  ausgesetzt  betrach- 
tet werden  musste,  so  besteht  doch  kein  gemeinverbind- 
liches Gesetz^),  noch  ein  erweisliches  gemeines  Herkom- 
men, welches  die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten 
unehelichen  Kinder  eines  reichsständischen  Herrn  von  der 
Regierungsnachfolge  ausgeschlossen  hätte  ^),  sondern  man  findet 

0  Ausser  den  in  §.  292.  Note  1  angeführten  Schriften  gehören 
inshesondere  noch  hieher  die  im  §.  219.  Kote  1  und  im  §.  220.  Note  2,  IV. 
angeführten  Schriften  über  den  Bentinck*schen  Succepsionsstreit. 

*)  Sie  wurden  so  genannt,  weil  üe  bei  der  Trauung  ihrer  Aeltem  unter 
dem  Mantel  (Schleier)  der  Mutter  zu  knien  oder  durch  eine  Schnur  an 
deren  Gürtel  gebunden  zu  werden  pflegten. 

«)  Pütter,  prim.  lin.  §.  27.  —  Moser,  Famil.-Staatsr.  II,  S.  855 
u.  f.  —  In  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhunderte  war  die  unbeschränkte 
SuccessionsfiUiigkeit  der  Mantelkinder  fast  widerspruchslose  gemeine  Lehre. 
Wenn  daher  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  I,  §.  67.  S.  314.  Note  7.  sagt, 
erst  in  neuerer  Zeit  sei  die  Successionsfähigkeit  der  Mantelkinder  in  Land 
und  Leute  vertheidigt  worden,  zuerst  von  Di  eck  etc.,  so  ist  dies  nur  im 
Gegensatze  zu  den  Juristen  des  XVIII.  Jahrhunderts,  und  selbst  da  nicht 
ganz  richtig. 

*)  Ausdrücklich  gibt  dies  zu  Moser,  1.  c.  S.  855. 

»)  Das  Hauptargument  von  Moser,  1.  c.  866.  und  Pütter,  1.  c  §.  27. 
und  ihren  Anhängern,  besteht  darin,  dass  sie  (umgekehrt)  das  Dasein 
eines  Herkommens  zu  Gunsten  der  p.  s.  m.  legitimirten  Kinder 
läugnen;  allein  hierauf  kann  es  nicht  ankommen,  da  feststeht,  dass  die 
gemeingiltige  Gesetzgebung  des  Reiches  für  das  Successionsrecht 
der  p.  8.  m.  Legitimirten  ist 
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nur  so  viel,  das  seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  einzelne  reichs- 
ständische Familien  durch  hausgesetzliche  Bestimmungen  auch 
die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  von  der  Re- 
giernngsnachfolge  auszuschliessen  strebten,  und  dass  die  recht- 
liche Giltigkeit  derartiger  hausgesetzlicher  und  insbesondere 
fideicommissariseher  Bestimmungen  zufolge  der  den  Reichs- 
ständen in  dieser  Hinsicht  beigelegten  Autonomie  niemals  be- 
anstandet worden  ist. 

III.  Gemeinrechtlich  hatten  aber  die  reichsständischen 
Familien  auch  in  Bezug  auf  Legitimation  unehelicher  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  kein  anderes  Recht,  als  der  ritter- 
liche Adel^),  und  daher  erklärt  sich,  warum  in  den  Rechts- 
quellen und  in  der  Literatur  vor  dem  XVIII.  Jahrhunderte  die 
Frage  nach  dem  Successionsrechte  der  durch  nachfolgende 
Ehe  legitimirten  Kinder  reichsständischer  Herren  von  der 
Frage  nach  deren  Successionsrechte  in  adelige  Stamm-,  Lehen- 
und  Familienfideicommissgtiter  überhaupt  nicht  unterschieden 


6)  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  67,  meint  zwar,  es 
lasse  sich  durch  kein  Beispiel  nachweisen,  dass  die  Grundsätze  des  römischen 
und  canonischen  Rechtes  üher  die  legitimatio  p.  s.  m.  bei  dem  hohen  und 
reichsunmittelbaren  Adel  Eingang  geftmden,  und  bei  diesem  das 
zweifellose  ältere  deutsche  Recht  verdrängt  hätten.  Alleia  auf  das 
Dasein  solcher  Beispiele,  da  ohnehin  nachfolgende  Ehen  in  reichsstän- 
dischen Familien  sehr  selten  vorkamen,  kann  es  nicht  ankommen,  da 
das  römische  und  canonische  Recht,  um  im  Privatfilrstenrechte  zur  Anwen- 
dung zu  kommen,  nicht  erst' des  Beweises  ihrer  speciellen  Reception  oder 
ihres  Gebrauches  in  vorgekommenen  Fällen  durch  den  hohen  oder 
reichsunmittelbaren  Adel  bedftrfen,  sondern,  wenn  ihre  Grundsätze  ausge- 
schlossen werden  sollen,  der  Beweis  eines  entgegenstehenden  Her- 
kommens geführt  werden  muss.  Von  diesem  gilt  aber  auch  hier,  was 
V.  Selchow,  Rechtsfälle,  Lemgo,  1792.  p.  192.  sehr  gut  in  Bezug  auf  das 
angebliche  gemeine  Herkommen  in  Missheirathssachen  gesagt  hat,  dass 
selbst  die  üebereinstimmung  der  Hausgesetze  oder  Praxis  von  „vierzig 
fürstlichen  Häusern  dem  Einundvierzigsten  noch  keine  Verbind- 
lichkeit auflegen  könne."  —  LegiJnis,  rwn  exemplis  judiccmdum  est.  — 
Sodann  ist  das  ältere  deutsche  Recht  schon  seit  dem  XIH.  Jahrhunderte 
nichts  weniger  als  unzweifelhaft  für  den  Ausschluss  der  p.  s.  m. 
Legitimirten,  wie  sich  im  §.  234.  zeigen  wird.  Endlich  ist  es  mit  Beispielen 
eine  gar  missliche  Sache,  da  deren  Aufzeichnung  .und  Bekanntwerden 
(sowohl  der  fQr,  als  gegen  eine  Behauptung  sprechenden)  durchaus  Sache 
des  Zufalls  und  überall  nur  Unvollständigkeit  anzutreffen  ist. 
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wurde'')  nnd  auch  hent  zn  Tage  gemeinrechtlich  nicht  unter- 
schieden werden  kann,  sondern  in  Ermangelang  neuerer  ge- 
meinrechtlicher Normen  ganz  nach  gleichen  Grundsätzen  ent- 
schieden werden  muss^). 

§.  234. 
2)  Die  Quellengeschiclite  in  Bezug  auf  die  Legitima- 
tion durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Unstreitig  wurde  nach  den  älteren  deutschen  Rechten 
bis  zum  XIII.  Jahrhunderte,  den  durch  nachfolgende  Ehe 
legitimirten,  unehelich  geborenen  Kindern  weder  im  Ällod  noch 
im  Lehen  das  Successionsrecht  wirklich  in  der  Ehe  geborener 
Kinder  beigelegt/). 

IL  Desgleichen  schliesst  eine  aus  der  Mitte  oder  zweiten 
Hälfte  des  XIL  Jahrhunderts  stammende  Stelle  des  seit  dem 
XV.  Jahrhunderte  auch  in  Deutschland  als  subsidiäre  Rechts- 
quelle recipirten  lombaidischen  Lehnrechts,  die  unehelichen 
Kinder  (naturales)^  auch  wenn  sie  nachher  legitimirt  werden, 
von  der  Lehen  folge  aus,  und  zwar  ihrem  Wortlaute  nach, 
ohne  einen  Unterschied  zwischen  der  Legitimation  durch  Re- 
Script  oder  durch  nachfolgende  Ehe  zu  machen-). 


')  Dies  zeigt  sich  recht  deutlich  aus  der  literirgeschichtlichen  üeber- 
sieht  bei  Pütt  er,  Missheirathen,  p.  4d2,  519. 

*)  Diejenigen,  wetehe  die  p.  s.  m.  Legitimirten  überhaupt  als  durch 
das  gemeine  deutsche  Hecht  von  der  adeligen  Lehen-,  Stammguts-  und 
Familientideicommissfolge  ausgeschlossen  betrachten,  müssen  allerdings  dies 
auch  consequent  in  Bezug  auf  die  Eegienmgsnachfolge  thun:  diejenigen 
aber,  welche  in  ersterer  Hinsicht  der  entgegengesetzten  Meinung  den  Vorzug 
geben,  haben  keinen  Grund,  in  Bezug  auf  reich  s  st  indische  Familien 
eine  andere  Bechtsansicht  als  gemeinrechtlich  begründet  anzunehmen. 

<)  VergL  meine  deut  Rechtsgesch.  3.  Aufl.  18&8.  Tbl.  n,  §.  87.  und 
§.  89e.  —  Mit  Unrecht  beruft  man  sich  jedoch  zum  Beweise  des  älteren 
deutschen  Rechts  auf  den  Sachsenspiegel,  I,  36,  37;  z.  B.  H.  A. 
Zachariae,  a.  a.  0.  §.  67.  Nr.  3.  —  Allein  diese  beiden  Stellen  handehi 
durchaus  nicht  von  der  Legitimation  unehelicher  Kinder,  sondern  der 
Sachsenspiegel  1,36.  behandelt  nur  die  Frage  nach  der  rechtzeitigen 
Geburt  eines  in  der  Ehe  gebomen  Kindes  nach  römischen  Grundsätzen; 
der  Sachsenspiegel  I,  37.  handelt  aber  theils  von  der  Nichtigkeit 
der  Ehe  nach  den  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  {L.  un,  de  r€gpiu  virg.J, 
theils  davon,  dass  die  im  Ehebruche  erzeugten  Kinder  (nach  cap.  6.  X. 
qui  filii  sint  leg.)  durch  nachfolgende  Ehe  nicht  legitimirt  werden  können. 

<)  Es  ist  dies  das  berühmte  Cap.  Naturales  IL  Feud.  26.  §.  la 
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m.  Die  Ansicht  des  älteren .  dentschen  fiechts  wurde  aber 
schon  sehr  frühzeitig,  und  schon  lange  vorher,  ehe  von  einer 
Beception    der    römischen    justinianischen    Bechtsbücher    in 


(siehe  den  Text,  oben  §.  232.  Note  3).  -~  Erst  in  der  neuesten  Zeit  hat 
Bieck,  in  der  Revisionsgegenschrift  in    der   Bentinck*schen  Sache, 
Halle  1844,  S.  209,  und  sodann  in  einer  ausführlichen  hesonderen,  nach 
seinem  Tode  von  Michaelis  in  s.  Votum,  Heft  4.  1848,  herausgegebenen 
Abhandlung  behauptet,  dass  das  Cap.  Naturales  sich  gar  nicht  auf  die 
Mantelkinder  beziehe,  sondern  von  Kindern  aus  einer  lombardischen 
Missheirath  (Verbindung  eines  freien  Mannes  mit  einer  ancüla  aldia)  handle, 
und  dass  daher  der  Liher  feudorum  gar  keine  Bestimmung  über  das 
Successionsrecht  der  Legüimati   p.  s.  m.  enthalte.    Die  Argumentationen 
in  der  zuletzt  genannten  Abhandlung,  die  zunächst  gegen  meine  Bemer- 
kungen gegen  Dieck  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbuchs  gerichtet 
sind,  können  nur  denjenigen  blenden,  der  das  lombardische  Recht  nicht 
oder  nur  oberflächlich  kennt    Es  kommt  aber  hier  in  Betracht:  a)  dass 
Dieck  das  Zusammenleben  eines  freien  Mannes  mit  einer  Frau  aus  dem 
nicht  für  vollfrei  geachteten  Stande  der  Aldionen  ohne  ofidmus  conjugalü, 
also  den  Goncubinat,  welcher   nach   dem  lombardischen  Rechte  zwar 
keine  strafbare  Verbindung  war,  aber  durchaus  nicht  als  Ehe  galt, 
ganz  gegen  die  Quellen  als  unstandesmässige  Ehe  oder  Missheirath 
auffasst;  b)  dass  auch  das  canonische  Recht  diese  Verbindung  mit  solchen 
oder  anderen  unfreien  Frauen  gerade  so  als  Goncubinat  verdammte,  wie 
ein  Zusammenleben  mit  einer  freien  Frau  ohne  Ehe;  (Causa  32.  Qu.  2, 
c.  11.    „Ancillam  a  thoro  abjicere  et  uxorem  certae  ingenuitatis  acdpere, 
non  dttplicatio  conjugii,  sed    profectus   est  honestatis*' ;  vergl.  mit 
Causa  32.  q.  4.  c.  15.);  c)  dass  das  Wort  „Naturales"  aus  der  römischen 
Sprache  in  die  Lombarda  und  in  den  Über  Feudorum  übergegangen  ist, 
und  von  den  lateinschreibenden  Lombarden  sicher   nur  zur  Bezeichnung 
von  Kindern  gebraucht  wurde,  welche  sich  mit  dem  römischen  Concubinen- 
kinde  in  gleicher  oder  ähnlicher  rechtlicher  Stellung  befanden;  d)  dass 
aus  der  Vergleichung  der  Lombarda  mit  dem  ebenfalls  hauptsächlich  in 
der  Lombardei  gesammelten  und  gelehrten  canonischen  Rechte  (Causa  32, 
Qu.  2.  c.  15.  „Naturales  autem  dicuntur  ingenuarum  concubinarum   filii'') 
feststeht,  dass  ebensowohl  die  Sohne  freier  als   unfreier  Concubinen 
yyNaJbwrale^''  hiessen;  e)  dass  endlich  die  Glossatoren,  welche  unmittelbar 
nach   der   Compilation   des  liber  feudorum  über   denselben  Vorlesungen 
hielten  und  ihn  glossirten,  die  also  Zeitgenossen   seines  Textes  und 
ebenfalls  Lombarden  waren,  doch  wohl  sicher  wissen  mussten,  was  y^Natok- 
räM^  im  Sinne  des  lombardischen  Rechtes  sind,  und  f)  dass  diese  Glossa- 
toren und  alle  ihre  Nachfolger  unter  „Naturalee"  stets  alle  unehelichen 
Kinder,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei  war,  begriffen 
haben.  —  Dass  übrigens  aber  das  Gap.  NübwrdUe  als  ein  blosser  Lehentext 
durchaus  nicht  massgebend  für  Successionen  in  Allodien  sein  könnte, 
bedarf  als  selbstverständlich  keiner  Ansführung. 
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Dentschland  die  Rede  war,  durch  das  canonische  Recht 
darchbrochen ,  welches  fUr  aUe  Stände  ohne  Unterschied 
gleiche  Giltigkeit  beansprucht,  da  die  Kirche  hinsichtlich  ihrer 
Vorschriften  niemals  einem  Standesanterschiede  nnter  den 
Klassen  der  Freien  einen  Einflass  gestattete.  Das  canonische 
Recht  stellt  nämlich,  von  dem  favor  matrimonii  ausgehend,  die 
durch  nachfolgende  kirchliche  Schliessung  der  Ehe  legitimirten 
Kinder  den  in  der  Ehe  geborenen,  und  zwar  ohne  alle  Unter- 
scheidung von  AUodial-  oder  Lehenfolge,  von  römischrechüicher 
(bürgerlicher)  oder  nach  deutschem  Stammgutssysteme  zn  be- 
urtheilender  Erbschaft,  vollkommen  gleich*). 

IV.  Diese  Grundsätze  des  canonischen  Rechts  waren  aber 
nach  dem  Zeugnisse  des  Schwabenspiegels  c.  377  in 
Deutschland  schon  im  XIII.  Jahrhundert  vollständig  durchge- 
drungen^).   Indem  sonach  der  Schwabenspiegel  mit  aus- 

>)  Vorgl.  Decretal.  Gregor.  IX.  Tit  qui  filii  sint  legitim.  (4, 17).  —  Das 
canonische  Recht  behandelt  in  diesem  Titel  die  Legitimation  vorzugsweise 
mit  Rücksicht  auf  die  Successionsrechte.  Dass  hierbei  grösstentheils  Ton 
keiner  gemeinen,  nach  römischem  Rechte  vererbenden,  sondern  von  adeliger 
Stammguts-  und  Landesfolge  die  Rede  ist,  ergibt  sich  nicht  nur  aus  dem 
bereits  oben  (§.  232.  Note  7.)  angeführten  Cap.  13.  h.  t  und  aus-Oap.  7. 
cod.,  sondern  auch  sehr  deuüich  aus  Cap.  1.  eod.  Hier  wird  nämlich 
darüber  Beschwerde  geführt,  dass  der  Vatersbruder  (PcOruus)  seine  Nichte, 
die  nur  p.  s.  m.  legitimirt  ist,  exherediren  will.  Wäre  von  romischer,  resp. 
bürgerlicher  Erbfolge  die  Rede,  so  wäre  diese  Beschwerde  sinnlos,  da  die 
Nichte  nach  röm.  Rechte  kein  Notherbenrecht  am  Onkel  hat,  also  sich  nie 
über  „exhere<lare**y  was  hier  ganz  überflüssig  wäre,  beschweren  könnte. 
Die  Bedeutung  dieses  „exheretiare**  als  Ausschliessen  von  der  Stammguts- 
folge  und  seine  Beziehung  zur  germanischen  Stammgutsfolge  ergibt  sich 
aber  klar  aus  der  Lombarda,  Leg.  Luitprandi  VI,  51.  ~  Siehe  meine 
dcut.  R.-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  II,  §.  113.  VII. 

4)  Siehe  oben  Note  1.  —  Um  die  Bedeutung  des  canonischen  Rechtes 
in  dieser  Lehre  richtig  zu  würdigen,  muss  man  sich  daran  erinnenu  dass 
die  Frage  nach  der  Legitimität  eines  Kindes  ein  Präju dici alpunkt  iiir 
die  Erbschaft  war,  den  nur  das  geistliche  Gericht  entscheiden  konnte, 
und  dessen  Ausspruch  sodann  der  welUiche  Richter  hinsichtlich  der  Erb- 
schaftsfrage zu  Grunde  legen  musste,  wie  dies  der  Schwabenspiegel 
c.  377.  (siehe  Note  5)  ausdrücklich  sagt,  der  hier  buchstäblich  mit  cap.  5. 
7.  9.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17)  übereinstimmt.  (Vergl.  auch  Schwa- 
benspiegel [Lassberg]  c.  40.).  —  Es  ist  daher  eine  ganz  unrichtige 
Ansicht,  wenn  man  behauptet,  dass  nur  die  geistlichen  Gerichte  für  die 
Siiccessionsfähigkeit  der  Manteikinder  gesprochen  hätten,  oder  glaubt,  dass 
die    welüichen  Gerichte   nach  der  mittelalterlichen  Vorstellung   rechtlich 
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drttcklicher  Bezugnahme  auf  das  canonische  Recht  die  Zulas- 
sung der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  zur  Erb- 
folge y,in  Lehen  und  Allod^^  ausspricht ^) ,  hat  er  ihre 
Zulassung  zu  jeder  Art  von  Erbfolge,  auch  in  Land  und 
Leute,  oder  eine  Landesherrschaft,  ausgesprochen,  da  das  mit- 
telalterliche Becht  keinen  stärkeren  als  diesen  Ausdruck  kennt, 
um  zu  bezeichnen,  dass  ein  Kind  seine  Eltern  oder  sonstige 
Verwandten  in  aller  und  jeder  Beziehung  erben  soll. 

V.  Diese  Lehre  des  canonischen  Bechts  erhielt  in 
Deutschland  durch  die  Reception  des  römischen  Rechts  eine 
neue  Stütze,  da  auch  dieses  die  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirten Kinder  den  in  der  Ehe  erzeugten  vollkommen  gleich 
stellt 

VI.  Seit  dem  Siege  des  canonischen  Rechts  in  der  Legiti- 
mationslehre verstand  die  deutsche  Praxis  den  lombardischen 
Lehentext  nur  noch  von  den  durch  Reskript  legitimirten 
Kindern^).  Sie  hatte  auch  zu  einer  solchen  einschränken- 
den Auslegung  vollen  Grund,  da  das  canonische  Recht  die 
Legitimität  der  vor  Eingehung  der  förmlichen  Ehe  geborenen 
Kinder  durchaus  nicht  als  eine  rückwärts  auf  deren  Geburt 


hätten  für  befugt  gelten  können,  gegen  das  canonische  Recht  bei  ihrer 
älteren  Praus  zu  bleiben. 

«)  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  377.  ,jaat  ein  man  ein  frowe 
ze  lededichen  dingen,  unt  hat  kint  bi  ir  vil  oder  lützel.  Ynde  nimet  er  si 
darnach  ze  rehter  e  (Ehe),  swaz  si  kinde  sampt  hetten  zm  6.  6.  (»■  zuvor, 
ehe  (da)  daz  si  einander  ze  6  {Ehe)  nemen.  div  sint  ellv  (aüe)  sampt  rehte 
e  kint  {EheJänder)  vnd  erbent  eigen  vnd  lehen  von  vater  vnde  von 
muter  vnde  von  andren  iren  fränden  {Freunden,  Verwandten),  alse  wol 
alse  div  kint  die  si  darnach  gewinnent.  so  si  einander  ze  ^  {lüie)  genomen 
hant  wil  man  in  dez  vor  weltlichen  (gerihte)  nüt  gelovben.  so  suln 
si  ir  elich  reht  vor  geistlichen  gerihte  behalten,  vnd  soln  dez  brieve 
vnde  ingesigel  nemen.  so  behabent  si  ir  reht  vor  allem  weltlichen  gerihte 
mit  rehte." 

^)  Selbst  Pütter,  welcher  vorzüglich  aus  Rücksicht  auf  die  hier 
häufige  Unstandesmässigkeit  der  Ehe  das  Successionsrecht  der  p.  s.  m. 
legitimirten  Kinder  in  den  reichsständischen  Häusern  bestreitet,  nennet  in 
8.  prim.  lin.  §.  27.  die  Einschränkung  der  Bestimmung  in  II.  F.  26.  §.  10. 
auf  die  per  rescriptum  Legitimirten  und  die  Zulassung  der  p.  s.  m.  Legi- 
timirten zur  Lehnfolge  eine  „interpretcUto  peranügua  et  fere  usiudis**,  mit 
spedeller  Beziehung  auf  einen  durch  ein  Reichshofraths-Conclusum  vom 
23.  Dec  1715  zu  Gunsten  der  Letzteren  entschiedenen  Fall. 
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654     §.  234.  Die  Qaellengeschichte  in  Bezug  auf  die  Legitimation. 

ZU  beziehende  Reehtsfiktion,  sondern  als  eine  immanente, 
wesentliche  Wirkung  der  Ehe  anffasste^,  daher  anch  mit  Ab- 
sicht von  dem  römischen  Erfordernisse  der  Legitimation,  daas 
anch  das  zu  legitimirende  Kind  einwillige,  Umgang  nimmt  nod 
eben  desshalb  auch  in  seinen  gesetzlichen  Texten  niemals 
bei  nachfolgender  Ehe  von  Legitimation  der  vorebelichen 
Kinder  spricht,  anch  diese  niemals  als  y^Uffitimati*\  sondern 
nur  allein  als  ,ykgttimi^^  bezeichnet. 

YIL  Auf  der  anderen  Seite  sträubte  sich  das  Interesse  der 
Agnaten  gegen  die  Anerkennung  der  römischen  und  canoni- 
schen Grundsätze,  and  suchte  man  deren  Anwendung,  da  man 
sie  in  Bezug  auf  die  rein  bürgerliche  Erbschaft  nicht  ver- 
hindern konnte,  wenigstens  in  Bezug  auf  adelige  Lehen, 
Stammgttter  und  Familienfideicommisse  durch  die  Behauptung 
auszuschliessen,  dass  sie  in  solchen  Beziehungen  darum  nicht 
anzuwenden  wären,  weil  dem  römischen  Rechte  solche  Guts- 
verhältnisse  völlig  fremd  gewesen  wären  ^).  Daher  entspann 
sich  der  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzte  Streit  Aber 
die  Successionsfähigkeit   der  Legitimirten   in   adelige  Lehen, 


^)  Cap.  6.  X.  qui  filii  sint  legitimi  (4,  17.)  „Tanta  est  vis  matrimonii. 
ut  qoi  antea  sunt  geniti,  post  contractum  matrimoniam  legitimi  habean- 
tur."  —  Die  Kirche  bedurfte  hier  keiner  Rechts fiktion,  und  ▼oUte 
keine  solche,  sie  schnitt  vielmehr  nur  die  Untersuchung  darüber  ab,  ob  die 
bisherige  Verbindung  ein  Concubinat  war  (was  das  römische  Recht  als 
nothwendig  voraussetzte,  weil  es  sonst  keine  Ltgitimatio  p.  s.  m.  zulässt), 
oder  ob  bisher  Gewissensehe  bestand.  Cap.  9.  X.  eod.  ,,Si  qui  autem 
de  clandestino  matrimonio,  postmodum  ab  ecciesia  comprobato,  geneimti 
fuerint,  eos  legitimos  judices  filios  et  haeredes."  —  Es  ist  ein  grosser 
und  schon  von  Weber,  Handbuch  des  Lehnrechts,  Bd.  11 J.  S.  260.  mit 
Recht  scharf  gerügter  Irrthum,  wenn  man  glaubt,  das  canonische  Recht 
habe  in  der  Lehre  von  der  Legiümatio  p.  s.  m.  nur  das  römische  Recht 
copirt:  es  finden  sich  sehr  wesentliche  Unterscheidungen  zwischen  beiden 
Rechten,  wie  hier  gezeigt  wird. 

«)  Wenn  man  (wie  z.  B.  J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  H. 
(1857)  S.  227.  Note  1)  behauptet,  der/avor  mairimonü  könne  immer  nur 
privatrechtliche  Wirkung  haben  und  jedenfalls  nicht  den  politisch  so 
wichtigen  Zweifel  an  der  Echtheit  der  Geburt  beseitigen,  so  istErvteres 
nichts  Anderes,  als  einepetüio  principii,  und  das  Obwalten  des  letztgedachten 
Zweifels  eine  weitere  selbstständige  thatsächliche  Frage,  welche  nach  Lage 
des  Falles  ebensowohl  auch  bezüglich  der  w&hreud  der  Ehe  erzeugten 
Kimler  angeregt  werden  kann. 
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§.  235.  Praktisches  Recht  in  Bezug  auf  die  Legitimation.        655 

Stammgttter  und  Familienfideicommisse  nach  gemeinem 
Bechte,  wobei  sich  aber  nicht  verkennen  lässt,  dass  die  An- 
sicht der  Juristenfakultäten  und  die  Praxis  der  obersten  Reichs- 
gerichte sich  entschieden  fttr  die  Successionsf ähigkeit  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  erklärt  hat,  und  der  Be- 
weis eines  besonderen,  gegentheiligen,  für  die  reichs- 
ständischen Familien  gemeinrechtlich  giltigen  Standes- 
rechtes m  dieser  Hinsicht  nicht  geführt  werden  kann^). 

§.  235. 

3)   Praktisches  Recht   in  Bezug   auf  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe. 

I.  Wo  keine  besonderen  Haus-  und  Landesgesetze,  Fa- 
milienverträge oder  Familienfideicommissstiflungen  entgegen- 
stehen *),  muss  auch  bei  den  jetzt  souTcrainen  Familien  als 
gemein  giltiges  Beeht  die  Successionsfähigkeit  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  betrachtet  werden,  da  in 
der  Erwerbung  der  SouTcrainetät  an  sieh  keine  Veränderung 
des  früheren  Familienrechts  «enthalten  ist. 

n.  Das  einfache,  wenn  auch  ausdrückliche  Erfordern  einer 
ehelichen  Abstammung  in  den  Familienfideicommissstif- 
tungen  kann  aber  an  sich  allein  nicht  für  eine  hausgesetzliche 


9)  Siehe  Pütter,  Missheirathen,  492,  519;  prim.  lin.  §.27.  — Göritz, 
7..  Lehre  von  der  Erbfolgefähigkeit  der  vorehelichen  Kinder  in  Lehen  und 
Stammgüter,  in  d.  Zeitschrift  f.  deut.  Recht,  Bd.  VII,  1843,  S.  319  u.  f. 
333.  —  Unbestreitbar  ist  die  unbeschränkte  Successionsfähigkeit  der 
Mantelkinder  in  Bezug  auf  den  Bürgerstand  und  den  nicht  reichsstandischen 
Adel  bis  auf  die  Gegenwart  als  gemeines  Recht  anerkannt  geblieben, 
und  diese  Theorie  sowohl  in  ältere  als  neuere  Lehngesetzgebungen  aus- 
drücklich als  die  richtige  aufgenommen  worden.  Weber,  Handbuch  des 
Lehnrechts  III,  S.  2i>3  u.  f.  —  Umsomehr  müsste  also  das  Gegentheil,  wenn 
es  als  gemeines  Recht  der  reichsständischen  Familien  gelten  sollte, 
aus  besonderen  Rechtsquellen  nachgewiesen  werden,  was  aber,  wie 
gezeigt  wurde,  nicht  möglich  ist 

0  In  dem  österreichischen  Pactum  successorium  von  1703  (E. 
Leopold  I.)  wurden  die  Mantelkinder  ausdrücklich  von  der  Succession 
ausgeschlossen.  „In  omne  aevum  valituram  legem  dictamus  ut  in  .  .  .  . 
Nostris  Regnis  et  provinciis  hereditariis  successio  Marium  sanguinis  nostri 
per  lineam  masculinam  ex  legitimo  matrimonio  progenitorum, 
non  legitimatorum,  omnibus  feminis  .  .  .  preferatur." 
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656  §.  236.  Adoption. 

Anordnung  des  Aasschlosses  der  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirten  Kinder  von  der  Succession  erachtet  werden  >),  sofeni 
nicht  aus  anderen  Umständen  besonders  erhellt,  dass  wirklich 
die  Absicht  bei  der  Aufstellung  einer  solchen  Vorschrift  auf 
den  Ausschluss  solcher  legitimirten  Kinder  gerichtet  gewe- 
sen sei^). 

UI.  In  jenen  deutschen  Begentenhäusem,  in  welchen  nun- 
mehr die  Thronsuccessionsrechte  ausdrücklich  nach  Haus-  oder 
Verfassungsgesetzen  durch  Abstammung  aus  einer  mit  Zustim- 
mung des  Hauptes  der  Familie  eingegangenen  Ehe  bedingt 
sind,  kann  die  Streitfrage  über  die  Successionsfähigkeit  der 
durch  nachfolgende  Ehe  legitimirten  Kinder  keine  weitere 
praktische  Bedeutung  haben  ^). 

§.  236. 

Adoption*). 

I.  Zur  Beichszeit  bestand  kein  gemeinverbindliches  Beichs- 
gesetz,  welches  einem  Herrn  aus  reichsständischem  Hause  die 


^)  Darüber,  dass  gemeinrechtlich  das  Wort  „ehelich"  sowohl 
die  in  der  Ehe  erzeugten,  als  die  durch  nachfolgende  £he  l^timiiten 
Kinder  begreift,  kann  nach  der  vollen  rechtlichen  Gleichstellung  beider  als 
Uffüimi  im  römischen  und  canonischen  Rechte  durchaus  kein  g^grOndeter 
Zweifel  bleiben.  Auch  die  G.  B.  Karins  IV.,  cap.  VII,  §.  2,  welche  nr 
Nachfolge  in  die  KurfürstenthOmer  yJiUum  legitimum*'  beruft,  ist  in  keinem 
anderen  Sinne  aufzufassen.  Hätte  hierunter  etwas  anderes  verstanden 
werden  wollen,  als  nach  des  Reiches  gemeinen  Rechten  darunter 
zu  verstehen  ist,  so  häptte  dies  nothwendig  hier  besonders  gesagt  und  her- 
vorgehoben werden  müssen.  —  Die  Analogie,  welche  Gerber  in  seinem 
sog.  Votum  über  den  gr&fl.  Aid enburg-Bentinck* sehen  Succession»- 
streit  V.  privatrechtl.  Standpunkte,  Berlin  1854,  hiergegen  von  den  Adop- 
tivkindern hat  hernehmen  wollen,  die  auch  UgiUmiy  aber  doch  nicht 
eheliche  Nachkommen  des  Adoptivvaters  seien,  ist  selbst  nicht  eimnal 
für  das  bürgerliche  Recht  stichhaltig. 

')  Viel  zu  weit  geht  in  dieser  Beziehung  G.  F.  Rheinwald,  die 
Erbfolgeunfähigkeit  der  Mantelkinder  aus  Gründen  der  Aldenbarg- 
Bentinck*8chen  Familienstatuten  etc.  Frankf.  a.  M.  1860. 

4)  Dies  ist  auch  der  Grund,  warum  die  neueren  Haasgesetze  g»r  nickt 
mehr  von  den  Mantelkindem  sprechen. 

1)  Mosej,  Staatsr.  XXII,  399  u.  f.  —  Dessen  Famü.-Staatsr.  II,  886 
u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  29.  -^  Klüber,  öffentL  K.  §.  245.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  233.  -  Weiss,  System  §.  240.  —  H.  A. 
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Adoption  untersagt  hätte.  Jedoch  galt  bei  den  allodialen 
Stamm-  nnd  Familienfideicommissbesitznngen  der  Grundsatz 
als  selbstverständlich,  dass  kein  Adoptirter  znr  Snccession 
kommen  konnte,  so  lange  noch  Geblütserben  vorhanden  waren; 
nnd  ebenso  waren  nach  allgemeinen  lehenrechtlichen  Grund- 
sätzen die  Adoptirten  von  der  Lehenfolge  selbst  dann  ausge- 
schlossen, wenn  keine  geborenen  Lehenfolger  vorhanden  waren, 
sofern  nicht  der  Lehensherr  in  diesem  Falle  dem  Adoptirten 
eine  neue  Belehnung  ertheilte^).  Ueberhaupt  war  die  Adoption 
in  den  reichsständischen  Häusern  wenig  in  Gebrauch,  da  man 
sich  zum  Behufe  der  Vorsorge  Air  den  Fall  des  Aussterbens 
der  Familie  lieber  der  Erbverträge  bediente. 

n.  Ein  Landesherr,  welcher  der  letzte  seines  Stammes 
und  durch  keine  Landstände  beschränkt  war,  konnte  zwar 
unbezweifelt  einen  Nachfolger  in  die  Begierung  seiner  allodialen 
Herrschaften  adoptiren;  jedoch  war  die  Zustimmung  des  Kaisers 
nothwendig,  so  weit  es  sich  um  den  Uebergang  von  Titehi  und 
Würden  handelte,  die  nur  vom  Kaiser  verliehen  werden  konn- 
ten ').  Es  finden  sich  Beispiele,  dass  die  Kaiser  bei  Erhebung 
in  den  Reichsfbrsten-  oder  Beichsgrafenstand  dem  Neuerhobe- 
nen sofort  das  Becht  beilegten,  dass  er  selbst  im  Falle  kin- 
derlosen Ablebens,  oder  dass  der  letzte  seines  Stammes  einen 
Nachfolger  adoptiren  und  die  verliehenen  Titel  und  Bechte  auf 
diesen  versenden  dürfe ^);  auch  findet  sich  ein  Beispiel,  dass 


Zachariae,  deut  Staatsr.  2.  Aufl.  §.  66.  —  J.  Held,  System  des  Ver^- 
Bechts,  Bd.  n  (1857),  S.  224. 

*)  n.  Fand.  26.  §.  8.  „Adoptivus  filius  in  feado  non  suocedif 

3)  Moser,  FamUienstaatsr.  II,  892  n.  f. 

«)  Moser,  Staatsr.  XXn,  405;  FamUienstaatsr.  II,  S.  '889,  893.  -> 
Eine  solche  kaiserliche  Erlanbniss  zu  adoptiren  enthielt  das  Ran tz au* sehe 
Grafendiplom  ▼.  16.  Nov.  1650.  (abgedruckt  als  Beilage  B.  in  der  Schrift: 
Kuno,  Graf  zu  Rantzau-Breitenburg,  Vorläufige  Widerlegung  etc. 
einiger  falschen  Nachrichten,  die  Grafschaft  Rantzau  betr.,  Heidelbg.  1840.) 
—  Diesem  Rantzau' sehen  Grafendiplome  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  das 
Aldenburgische  Grafendiplom  ▼.  15.  Juli  1653  nachgebildet  (s.  meine 
Schrift:  Ueber  hohen  Adel,  §.  84,  S.  192.  Note  «) ;  und  über  dessen  Erklä- 
rung eben  das.  §.  85.  §.  100).  Es  ist  vollständig  abgedruckt  in  J.  G.  v. 
Meiern,  Regensb.  Reichstagshandlungen  v.  1553^1654,  S.  904  u.  f.; 
s.  auch  Moser,  Staatsr.  XXU.  S.  346  u.  f. 

Z  »  p  f  1 ,  SUfttorecht.  Ö.  Aufl.  I.  42 
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658  §'  237.  Volljährigkeit  und  Yoiyährigkeitserklftning. 

die  Adoption  gewählt  wurde,  am  eine  voraossicbtlich  lange 
andauernde  vormandschaftliche  Segierong  zu  vermeiden^). 

ni.  Hent  zu  Tage  ist  die  Adoption  in  den  sonverainen 
deutsehen  Regentenhänsem  ungebränchlich.  Abgesehen  hier- 
von ist  in  denselben  ein  Recht,  durch  Adoption  Familien-  nnd 
Regierungsnachfolgerecht  zu  flbertragen,  überhaupt  nnr  in  dem 
Umfange  und  unter  denselben  Voraussetzungen  anzuerkennen, 
wie  von  dem  Adoptirenden  ein  Erbvertrag  mit  gleicher  Wir- 
kung geschlossen  werden  könnte^),  und  auch  dies  nur,  in  so 
fem  der  Adoption  nicht  die  besonderen  Haus-  oder  Staats- 
gesetze entgegen  stehen.  Bei  Constitutionen -monarchischer 
Staatsform  kann  daher  eine  Adoption  nur  mit  landstandischer 
Zustimmung,  also  nur  kraft  eines  hinzukommenden  förmlichen 
Verfassungsgesetzes,  Thronfolgerechte  begründen^). 

IV.  Wo  zur  GUtigkeit  der  Ehen  der  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses  die  Einwilligung  des  Familienhauptes  erforder- 
lich ist,  muss  dieselbe  wegen  Gleichheit  des  Grundes  auch  bei 
den  Adoptionen  derselben  fär  nothwendig  geachtet  werden. 

V.  In  mehreren  neueren  Hausgesetzen  souverainer  deut- 
scher Familien  ist  den  Mitgliedern  derselben  die  Adoption 
durchaus  untersagt^). 

§.  237. 
Volljährigkeit  und  VoUjährigkeitserldäning. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  bestand  keine  allge- 
meine r eich s gesetzliche  Norm  hinsichtlich  des  Eintrittes 
der  Volljährigkeit  und  beziehungsweise  Regiernngsfähigkeit  bei 
den  Mitgliedern  der  reichsständischen  Familien.  Es  galt  daher 


*)  In  dieser  Weise  adoptirte  Kurfürst  Friedrich  der  Siegreiche  von 
der  Pfalz  den  unmündigen  Kurprinzen  Philipp,  Sohn  seines  Bruders 
Ludwig.  Moser,  Famil.-Staat8r.  n,  S.  889.  und  dessen  deut  Staatsr. 
Bd.  XVII,  S.  321;  Bd.  XIX.  S.  84. 

^)  Vergl.  über  die  Thronfolge  aus  Erbvertrftgen,  unten  §.  255. 

7)  J.  Held,  System  des  Yeil-Rechtes,  Bd.  U  (1857),  S.  224. 

8)  K.  bayer.  Famil.-Statut,  y.  1819.  Tit  II,  §.  ö.  „Keinem  Mitgliede 
des  königlichen  Hauses  ist  eine  Adoption  gestattet.''  —  Ebenso  im  kgL 
sächsischen  Hausgesetze  v.  30.  Dec  1837,  §.  13;  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855,  Art.  97.  (fügt  bei):  „  .  .  .  eine  gleichwohl  Torgenommene 
wäre  nichtig." 
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$.  287.  Yoiyfthrigkeit  und  Vol^fthrigkeitserklftning.  659 

als  gemeinrechtlich  die  römisch-rechtliche  Bestimmong  des  Ein- 
trittes der  Volljährigkeit  mit  dem  25.  Jahre  ^). 

n.  In  den  Ländern  des  sächsischen  Rechtes  trat  auch 
in  den  reichsständischen  Häusern,  insofern  keine  hesonderen 
hausgesetzlichen  Normen  bestanden,  die  Yoiyährigkeit  mit 
dem  Yollendeten  21.  Jahre  ein^). 

in.  Fttr  die  Erbprinzen  in  den  kurfürstlichen  Häusern 
(sog.  Kurprinzen)  war  durch  die  goldene  Bulle  das  acht- 
zehnte Jahr  als  Volljährigkeitstermin  festgesetzt  worden^). 

lY.  Auch  gegenwärtig  besteht  keine  Gleichmässigkeit  hin- 
sichtlich der  Volljährigkeit  in  den  deutschen  souverainen  Häu- 
sern. Die  ehemals  kuriUrstlichen  Häuser  haben  den  in  der 
goldenen  Bulle  ftlr  die  Erbprinzen  festgesteUten  Termin  bei- 
behalten; derselbe  ist  auch  nunmehr  in  mehreren  anderen  re- 
gierenden Häusern  angenommen  worden^).  Die  Volljährigkeit 
der  übrigen  Prinzen  eines  solchen  Hauses  ist  mitunter  auf 
einen  späteren  Termin  (das  21.  Jahr)  gesetzt^). 


0  Moser,  Staatsr.  XYIU,  S.  383  u.  f.  419  u.  f.  —  Dessen  per- 
sönliches Staatsr.  I,  559  u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.  80. 

«)  Siehe  §.  213.  Note  4.  —  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  77. 

3)  Aurea  Bulla  Caroli  IV.,  a.  1356.  Cap.  VII,  §.4.  „  .  .  legitimam 
aetatem  .  .  .  quam  in  Principe  Electore  decem  et  octo  annos  completos 
censeri  volumus."  —  Es  war  dies  der  allgemeine  Vol^&hrigkeitstermin 
nach  dem  älteren  süddeutschen  Rechte.  Schwabenspiegel  (Lassberg) 
c  51.  „Als  ein  man  kumt  hinz  achtzehen  iam,  so  hat  (er)  sine  volle 
tage,  wil  er  so  mag  er  vormunt  haben,  wil  er.  er  mag  sin  wol  och  enbem. 
aber  kunic  Karle  hat  gesetzet  er  sul  pfleger  hanvnz  fiunf  zweinzeciam.'' 

<)  Bayern,  Verf.-Ürk.  1818,  Tit.  n,  §.  7.  „Die  VoUjfthrigkeit  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  tritt  mit  dem  zurück- 
gelegten 18.  Jahre  ein."  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831.  §.  8.  „Der  König 
wird  volljährig,  sobald  er  das  18.  Jahr  zurückgelegt  haf  —  Ebenso: 
Preussen,  V.-ü.  1850.  Art  54.  —  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  13.  - 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  9.  —  Baden,  Apanagengesetz  v.  21.  Juli 
1839,  Reg.-Bl.  24;  §.  5.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831.  §.  5.  —  Braun- 
schweig, neue  Ldschftsord.  1832.  §.  15.  (12.).  —  Oldenburg,  rev. 
Staatsgrundges.  1852.  §,  19.  —  Das  21.  Jahr  fordern:  S.-Meiningen, 
Grdges.  1829.  Art.  4.  —  S.- Alten  bürg,  Grundges.  1831,  §.  15.  — 
S.-Coburg-Gotha,  Verf.-Ü.  1852.  §.  11.  und  Hausges.  1855.  §.  86.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  1849.  §.  52.  —  Anhalt-Bernburg, 
V.-ü.  1850.  §.  90.  —  Wald  eck,  V.-ü.  1852,  §.  16.  —  Reuss,  j.  L., 
V.-ü.  1852.  §.  48. 

»)  So  z.  B.   K.  Sachsen,  Hausges.    1837.   §.  61.   —    Hannover, 

42* 
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y.  Eine  VoUjährigkeitserklänmg  {venia  aetaiu)  minder- 
jähriger Mitglieder  reichBBtändiflcher  Familien  mogste  zur 
Beichszeit  bei  dem  Kaiser  naehgesueht  werden.  Ans  diesem 
Gmnde  hielt  man  anch  die  kaiserliche  Confiimation  von  haas- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  wodurch  der  Volljährigkeitstermin 
kürzer,  als  im  gemeinen  (römischen)  Rechte  bestimmt  w^en 
wollte,  fttr  nothwendig.  Heut  zu  Tage  mnss  es  als  ein  Recht 
des  Sonverains  als  Hanpt  des  Hanses  betrachtet  werden,  den 
Prinzen  and  Prinzessinnen  desselben  eine  Volljährigkeit»- 
erklärung  zu  ertheilen  und  zwar  auch  sogar  dem  Erbprinzen 
zum  Behufe  des  Regierungsantrittes,  sofern  nicht  eine  aus- 
drückliche Bestimmung  der  Landesverfassungsurkunde  ent- 
gegensteht, wonach  die  Zustimmung  der  Landstände  oder 
Agnaten  einzuholen  wäre^),  oder  nach  dem  (reiste  der  Verfas- 
sung jede  Volljährigkeitserklärung  des  Thronfolgers  an  sich 
als  ausgeschlossen  zu  erachten  ist"). 


Häufiges.,  Gap.  5,  §.  2.  —  Baden,  Apanagenges.  v.  21.  Juli  1839,  Reg.-Bl. 
24;  §.  6.  ^  Im  würtemberg.  Hausges.  1828.  Art  15.  ist  die  YolU&hrig- 
keit  der  königlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  (ausser  dem  Thronfolger) 
auf  das  21.  Jahr,  die  der  übrigen  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses  auf 
das  22.  Jahr  festgesetzt  —  In  den  Grundgesetzen,  welche  dieVol^ihrigkeit 
des  regierenden  Herrn  auf  21  Jahre  bestimmen,  (Note  4.)  wird  ngel- 
massig  ausdrücklich  derselbe  Termin  fOr  die  Yol^ährigkeit  der  fibrigen 
Mitglieder  des  Hauses  festgesetzt 

6)  Besondere  Bestimmungen  über  die  Yollj&hrigkeitserkl&rung 
enthalten:  S.- Altenburg,  Grdges.  1831,  §.  15.  a  linea  2 und  3:  ,J>en 
Prinzen  des  Hauses  kann  der  regierende  Herzog,  auf  Ansuchen  ihres 
bisherigen  6der  hierzu  besonders  bestellten  Vormunds,  die 
Grosfijährigkeit  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens  das  18.  Jahr  ihres  Lebens 
erfüllt  haben.  Der  Herzog  selbst  kann  von  dem  an  Jahren  ältesten 
Herrn  des  sächsischen  Gesammthauses  aller  Linien,  nach  zurück- 
gelegtem 18.  Lebensjahre  unter  Zustimmung  der  bisherigen  Vormund- 
schaft und  Regentschaft  für  gros^ährig  erklärt  werden."  ~  Fast 
wörtlich  übereinstimmt:  S.-Meiningen,  Grdges.  1829,  Art  4.~S.-Go- 
burg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  87.  „Den  Prinzen  und  Prinzessinnen 
des  herzogl.  Hauses  kann  der  Herzog  auf  Ansuchen  ihres  Vaters  oder 
Vormundes  die  Rechte  der  Vol^&hrigkeit  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens 
das  18.  Jahr  ihres  Alters  eriüllt  haben.'* 

7)  Dies  darf  als  Regel  bei  allen  jenen  neueren  Verfusungsurknnden 
angenommen  werden,  welche  einen  kurzen  Volljährigkeitstermin  (18  Jahre) 
festsetzen  und  specielle  Vorschriften  über  die  bis  zu  diesem  Termine  ein- 
tretende RegierungSTormundschaft  enthalten. 
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§.  238. 

Vormundschaft. 

L   Begierungsvormundschaft  im  Falle  der  Minder- 
jährigkeit des  Thronfolgers^). 

1)  Geschichtliches. 

I.  Die  vormundschaftUche  Landesregierang  (Begierangs- 
Yormundschaft,  Regentschaft)  bei  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers,  welcher  selbstverständlich  der  Fall  gleich  steht, 
wenn  bei  eintretender  Thronerledigang  die  Geburt  eines  Nach- 
folgers erwartet  wird^),  gebührte  nach  den  Orandsätzen  des 
älteren  deutschen  Rechts  von  Rechtswegen  dem  nächsten  gross- 
jährigen successionsberechtigten  Agnaten,  und  zwar  als  ein  jus 
quaesitum,  gleichsam  als  eine  ihm  ebenfalls  erbrechtlich  zustehende 
Befugniss^).  Doch  gelangte  dieser  Grandsatz  nur  in  Bezug  auf  die 
kurfürstlichen  Häuser  zu  einer  ausdrücklichen  reichsgesetzlichen 
Sanktion,   welche   aber  hier  unverkennbar  kein  besonderes 


*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  74  u.  f.  —  Moser,  Staat».,  Bd.  XVn.  XVm. 

—  Dessen  persönliches  Staatsrecht  I,  S.  288  u.  f.  —  Leist,  Staatsrecht 
(2.  Aufl.)  §.  49.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  245.  —  Klüber,  öffenü.  R.  §.  247. 

—  Kohler,  Handb.  §.  64  u.  f.  —  -Weiss,  Staatsr.  §.  249.  —  H.  A, 
Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  80  u.  f.  —  J.  Held,  System  des 
Verf.-Recht8,  Bd.  H  (1857),  S.  276  flg.  —  Vergl.  meine  Schrift:  die 
BegierungSTormundschaft  im  Verhältnisse  zur  Landesverfassung.  Heidelbg. 
1830.  -  Bluntschli,  allgem.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1857)  Thl.  H,  S.  51  flg. 

—  W.  Th.  Kraut,  die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deut 
Hechts.  Bd.  III,  die  Lehens-  und  Kegierungsvormundschaft  enthaltend; 
Göttingen  1859.  —  R  v.  Mohl,  Staatsrecht,  VöUterrecht  u.  Politik,  ThL  I, 
(Tübingen  1860)  S.  144-206. 

*)  üebrigens  erw&hnen  diesen  FaU  nur  allein  die  (wieder  ausser  Wir- 
kung gesetzte)  Verfassungsurkunde  y.  Mecklenburg-Schwerin  von 
1849.  §.  65,  und  der  badische  Entwurf  eines  Begentschaftsgesetzes  yon 
1862,  art  12,  ausdrücklich. 

')  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c  26.  „Swa  die  sune  ze  ir  iam 
(niht)  sint  chomen,  da  sol  der  elteste  bruder  sins  vater  swert  nemen,  ze 
tot  leibe,  und  er  ist  der  chinde  yoget,  biz  daz  si  zir  iam  chomenf  —  üeber 
den  Begriff  yon  Todleib  als  heredüasy  reUqudae,  siehe  meine  deutsche 
Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858.  ThL  II.  §.  119,  Note  13,  S.  815. 
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Recht  für  dieselben  begründen,  als  viebnehr  nur  das  gemeine 
alte  Herkommen  flir  dieselben  sicher  steUen  wollte^). 

n.  In  vielen,  insbesondere  in  den  kleineren  reicbsstän- 
dischen  Häusern  drangen  aber  allmählig,  jedoch  unter  häufigem 
Widerstreite  der  Agnaten,  die  Grundsätze  des  römischen  Vor- 
mundschaftsrechts in  der  Art  und  Weise  ein,  wie  dieselben 
überhaupt  in  Deutschland  recipirt  worden  waren,  so  dass  man 
häufig  die  Regierungsvormundschaft  des  nächsten  Agnaten  nur 
noch  als  eine  tutela  legüima  betrachtete  und  ihren  Eintritt  auf 
den  Fall  beschränkte,  wenn  der  Vater  nicht  durch  testamen- 
tarische Anordnung  (tutela  testamentaria)  oder  etwa  auch,  nach 
den  Grundsätzen  des  deutschen  Privatrechts,  durch  einen  Ver- 
trag (tutela  paetitia)  Vorsorge  getroffen  hatte.  Wo  die  römi- 
schen Grundsätze  eingedrungen  waren,  liess  man  auch  die 
Mutter  und  die  Grossmutter  vor  den  Agnaten  zur  Ueber- 
nahme  der  voimundschaftlichen  Regierung. 

ül.  Auch  legten  sich  die  obersten  Reichsgerichte 
als  die  unmittelbaren  Organe  der  kaiserlichen  Gerichtsbarkeit 
über  die  reichsständischen  Familien  in  Ermangelung  testamen- 
tarischer oder  gesetzlicher  Vormtinder  die  Befugniss  bei, 
subsidiär  eine  tutela  dativa  anzuordnen. 

IV.  Mitunter  findet  sich  auch  eine  Mitwirkung  der  Land- 
stände bei  der  Anordnung  und  Führung  der  vormundschaft- 
lichen Regierung. 

V.  Der  Kampf  des  alten  deutschen  und  des  römischen 
Rechts  in  dieser  Lehre  hatte  zur  Folge,  dass  sich  nicht  selten 
in  einer  und  derselben  Familie  eine  verschiedenartige  Behand- 
lung der  einzelnen  Vormundschaftisfälle  zeigt  ^). 


*)  Aurea  Bulla,  cap.  7.  §.  4.  „Si  priucipem  electorem  seu  ^os 
primogenitum  aut  filium  seniorem  laicum  mori  et  heredes  masculo  legitunos, 
laicos,  defectum  aetatis  patientes,  relinquere  contingeret;  tunc  frater  senior 
ejusdem  primogeniti  tutor  eorum  et  administrator  existat,  donec  senior  ex 
bis  legitimam  aetatem  attigerif'  etc. 

»)  Vergl.  Moser,  badisches  Staatsr.  §.  43. 
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§.  239. 

2)    Praktisches   Recht   in  Bezug   auf  die  Regierungs- 

vormuudschaft   hinsichtKch  der  Delationsgrlinde  bei 

Minderjährigkeit  des  Thronfolgers. 

In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  keine  Bestim- 
mungen über  die  Regierungsvormundschaft  bei  Minderjährigkeit 
des  Thronfolgers  durch  neue  Verfassungsgesetze  eingeführt 
worden  sind,  verbleibt  es  bei  dem  bisherigen  Familienherkom- 
men, je  nachdem  dieses  sich  an  die  Grundsätze  des  älteren 
deutschen  Rechts  und  der  goldenen  Bulle  oder  an  die  römische 
Lehre  angeschlossen  hat  Aber  auch  die  neueren  Verfassungs- 
gesetze enthalten  keine  ganz  gleichförmigen  Orundsätze  tiber 
die  Delationsgrttnde  der  Regierungsvormundschaft.  Unverkenn- 
bar liegt  zwar  den  meisten  neueren  Verfassungsgesetzen  der 
deutschen  Staaten  die  Ansicht  zu  Orunde,  dass  der  nächste 
successions-  und  regierungsfähige,  volljährige 
Agnat  geborner  Regierungsverweser  sei:  jedoch  fin- 
den sich  dabei  sehr  verschiedenartige  Modifikationen,  die  theils 
auf  einem  Anordnungsrechte  des  Regierungsvorgängers,  theils 
auf  einer  Einwirkung  der  Landstände  beruhen,  welchen  man 
besonders  in  der  neueren  Zeit  in  mehreren  Staaten  grösseren 
Einfluss  gewähren  zu  müssen  geglaubt  hat  Hiemach  sind 
folgende  Systeme  zu  unterscheiden: 

L  Nur  in  wenigen  neueren  Verfassungsurkunden  (Wür- 
temberg,  K.  Sachsen  und  Preusscn  und  im  badischen 
Entwurf  eines  Regentschaftsgesetzes)  hat  man  an  dem  Grund- 
satze des  alten  deutschen  Rechts  und  der  goldnen  Bulle 
(§.  238)  streng  festgehalten,  dass  der  nächste  volljährige 
Agnat  ein  festes  Recht  auf  die  Fühi-ung  der  Regentschaft 
hat,  welches  ihm  durch  keine  Disposition  des  Regierungsvor- 
fahrers entzogen  werden  kann.  In  diesen  Staaten  kann  nur 
in  Ermangelung  eines  solchen  befähigten  Agnaten  die  Regent- 
schaft in  anderer  Weise  geordnet  werden  *). 


0  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  12.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831. 
§-  9.  —  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  56.  —  Badischer  Entwurf  eines 
Hegentschaftsgesetzes  y.  1862  art.  2. 
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II.  Nach  anderen  Yerfassunggnrknnden  ist  dem  Son- 
yer ain  das  Recht  beigelegt,  nnter  den  volljährigen 
Prinzen  des  Hanses  den  Reichsverweser  für  die  Zeit  der 
Mindeijährigkeit  seines  Nachfolgers  zu  wählen;  in  Ermange- 
lung einer  solchen  Ernennung  fällt  aber  die  Reichsyerwesnng 
dem  nächsten  Yolljährigen  Agnaten  kraft  Gesetzes  zn^. 

m.  In  einigen  Staaten  ist  der  Sonyerain  bei  der  Anord- 
nung einer  Regentschaft  für  die  Dauer  der  Mindeijährigkeit 
seines  Nachfolgers  an  die  Zustimmung  der  Landstände  ge- 
bunden '). 

IV.  Nach  einigen  Verfassungsurkunden  wird  auch  die 
Mutter,  nach  anderen  auch  die  Grossmutter  des  minder- 
jährigen Thronerben  von  väterlicher  Seite,  sofern  sie  sich 
nicht  wieder  verheirathet  haben,  und  die  Ehe  nicht  etwa  durch 
Scheidung  getrennt  worden  war^),  zur  Regentschaft  während 
der  Mmderjährigkeit  des  Thronfolgers  gesetzlich  berufen: 
jedoch  in  einigen  Staaten  nur  dann,  wenn  kein  regiemngs- 


*)  Eine  Verordnung  über  die  Regentschaft  zu  machen,  erUftien  den 
SouTerain  ftlr  berechtigt:  Bayern,  V.-U.1818,  Tit  ü,  §.  10.  —  S.-Al- 
tenburg,  V.-U.  1831,  J.  16.  —  Braunschweig,  L.  0. 1832,  §.  17.  la  19. 

—  Hannover,  V.-U.  1840.  §.  la  19.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  18.  —  Ohne  Einschr&nkung  erlaubt  dem  Souyerain  die  Anordnung: 
Waldeck,  V.-U.  1852.  i  20.  —  Alle  diese  Ver&ssnngsnrkunden  rufen 
abereinstinunend  bei  Ermangelung  einer  solchen  Anordnung  sofort  den 
n&chsten  Agnaten  gesetzlich  sur  Regentschaft,  mit  Ausnahme  der 
V.-U.  y.  Altenburg,  Coburg-Gotha  und  Waldeck,  welche  zunftchst 
die  Mutter  rufen  (s.  Note  6).  —  Die  hannover.  Verf.-Urk.  1840,  f.  18, 
verstattet  sogar  dem  Könige,  wenn  er  Gründe  hat,  von  dem  seinen 
Agnaten  einger&umten  Vorzuge  bei  der  Anordnung  der  B^gentschaft 
abzugehen,  einen  nicht  regierenden  Prinzen  aus  den  souverainen 
deutschen  Fürstenhäusern,  welcher  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat,  zum 
Begenten  zu  ernennen.  —  Aehnliche  Bestimmungen  enthält:  Braun- 
schweig,  n.  L.  0.  §.  17. 

»)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  arL  21.  —  Coburg-Gotha,  V.-U. 
1852.  §.  18.  -  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852.  §.  46. 

0  Die  wied erver mfthlte  Mutter  oder  Grossmutter  schliessen  aus: 
Hannover,  V.-U.  1840.  §.  19.  -Anhalt-Bernburg,  V.-U.  1850.  §.  91. 

—  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852.  art  22.  §•  1.  —  Reuss,  j.  L.,  V.-U. 
1852.  §.47.  -  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852.  §.  13.  —  Badischer 
Entwurf  eines  R^gentschaftsgesetzes  v.  1862.  art  2.  —  Ausschluss  durch 
Ehescheidung  erw&hnen  nur  Hannover,  V.-U,  1840.  $.  19.  a.  £.,  und 
der  Badische  Entwurf  v.  1862.  art  2. 
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fähiger  Agnat  yorhanden  ist^);  in  anderen  Staaten  ist  die 
Mutter  Bogar  mit  Vor  zag  vor  den  Agnaten  znr  Ftthmng  der 
Regentschaft  berechtigt  erklärt^). 

V.  Es  findet  sich  auch  die  Bestimmnng,  dass  in  Er- 
mangelang von  Agnaten  die  Oemahlin  des  minderjährigen 
SoaverainSy  wenn  sie  bereits  das  25.  Jahr  vollendet  hat,  and 
zwar  mit  Yorzng  vor  der  leiblichen  Matter  and  der  Gross- 
matter von  Täterlicher  Seite,  zar  Regentschaft  berufen  isf). 

VI.  In  einer  Verfassangsarkande  wird  die  Oemahlin  des 
Soayerains  nicht  nur  mit  Vorzug  vor  der  leiblichen  Mutter 
und  Grossmutter,  sondern  sogar  mit  Vorzug  vor  den 
fttrstUchen  Agnaten  zur  Regentschaft  gerufen^. 

Vü.  Ist  der  Prinz ,  welchem  als  nächsten,  thronfolge- 
berechtigten Agnaten  die  Regentschaft  zufällt,  selbst  noch 
minderjährig  oder  regierungsunfähig,  so  geht  sie  an  denjenigen 
Yol  1jährigen  Agnaten  über,  welcher  nach  ihm  der  nächste 
ist^).  Als  volljährig  muss  der  Agnat  betrachtet  werden, 
wenn  er  das  zur  Selbstfbhrung  der  Regierung  vorgeschriebene 


B)  So  in  Bayern»  nur  die  Mutter.  Y.-ü.  1818»  T.  n,  $.  18;  in  WUr- 
temberg,  Mutter  undGrossmutter  von  y&terlicher  Seite.  Y.-ü.  1819. 
§.  12;  ebenso  Hannover,  Y.-U.  1840,  §.  19.  alinea2;  Braunschweig, 
L.  0.  1832,  §.  18;  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  22,  §.  2.  —  Ba- 
discher  Entwurf  v.  1862.  art  2. 

«)  S.-Altenburg,  Y.-U.  1831.  §.  16;  Anhalt-Bernburg,  Y.-U. 
1850.  §.  91;  Reuss,  j.  L.,  Y.-U.  1852.  §.  47;  Coburg-Gotha,  Y.-U. 
1852,  §.  13;  Kurhessen,  Y.-U.  1831.  §.  7.  —  Die  Grossmutter  ist  nach 
diesen  Gesetzen  nicht  gerufen;  nur  die  waldeck.  Y.-U.  1852,  §.  20.  ruft 
die  leibliche  Mutter,  und  nach  ihr  die  T&terliche  Grossmutter  mit 
Vorzug  vor  dem  nächsten  Agnaten. 

T)  Hannover,  Y.-U.  1840,  §.  19.  a  linea  2.  —  Der  badische  Ent- 
wurf von  1862.  art.  2.  beruft  die  Gattin,  Mutter  und  Grossmutter  des 
Grossherzogs  nach  den  Agnaten,  aber  vor  den  cognatischen 
Thronfolgern  zur  Regentschaft. 

•)  Waldeck,  Y.-U.  1852.  §.  20.  —  Ueber  die  Zweckmässigkeit  des 
Ausschlusses  der  Weiber  von  der  Regentschaft  überhaupt,  siehe  R.  v. 
Mo  hl,  Staatsrecht,  Yölkerrecht  und  Politik,  Bd.  I  (Tübingen,  1860), 
S.  164.  186. 

•)  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit.  E,  §.  10.  a  linea  3.  —  Hannover, 
V.-U.  1840.  §.  19.  —  Badischer  Entwurf  von  1862.  art.  3:  „Bei  Min- 
derjährigkeit oder  Abwesenheit  des  zur  Regentschaft  berufenen 
Thronfolgers  f&llt  bis  zu  dessen  Yol^ährigkeit  oder  Rückkehr  die  Regent- 
schaft an  den  nächstfolgenden  Berechtigten.** 
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Alter  (§.  237)  erreicht  hat^o).  An  andere  Erfordernisse ,  als 
geistige  und  körperliche  Regienmgsfittügkeit  und  Volljährigkeit 
ist  die  Fähigkeit  eines  Prinzen,  die  Regentschaft  zu  fiber 
nehmen,  gemeinrechtlich  nicht  geknüpft.  Mitonter  ist  aber 
auch  noch  die  Eigenschaft  als  Oberhaupt  eines  anderen  Staates 
ein  Hindemiss  ^^);  eine  Verfassung  schliesst  auch  den  Agnaten, 
der  nicht  protestantischen  Glaubens  ist,  von  der  Regentschaft 
aus  "). 

VIÜ.  Vorschriften  ftir  den  Fall,  dass  die  Regentschaft  bei 
dem  Uebergange  der  Krone  an  die  weibliche  Linie  nothwen- 
dig  wird,  finden  sich  nur  in  der  Verfassungsurkunde  von  Han- 
nover und  in  dem  badischen  Entwürfe  eines  Regentschaft»- 
gesetzes  von  1862  ^5). 

IX.  In  einigen  Verfassungsurkunden  finden  sich  auch 
besondere  aber  ebenfalls  sehr  verschiedenartige  Bestimmungen 
für  den  Fall,  dass  kein  zur  Regentschaft  befähigtes  Mitglied 
des  regierenden  Hauses  vorhanden  und  auch  von  dem  Regie- 
rungsvorgänger  keine  Vorsorge  ftlr  die  Führung  der  Regent- 
schaft Namens  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen  wor- 
den ist  Es  lassen  sich  hier  vier  Systeme  unterscheiden: 
1)  Die  Kegentschaft  geht  kraft  Gesetzes  an  den  ersten  Krön- 


w)  Ausdrücklich  erklärt  dies  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19. 

**)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852.  art  25.  §.  2,  —  Dasselbe  gilt  als 
selbstverständlich  in  jenen  Staaten,  deren  Grundgesetze  überhaupt  die 
Unverträglichkeit  der  Regierung  mit  der  Krone  eines  anderen  Staates  aua- 
sprechen  (siehe  §.  249).  —  Gemeinrechtlich  ist  dies  nicht  Die  Verl-ürlL 
des  Kgr.  Sachsen  v.  1831.  §.  13.  erkennt  überdies  ausdrücklich  an,  dass 
der  Regierungsverweser  Oberhaupt  eines  auswärtigen  Staates  sein  könne. 
(Siehe  §.  243.  Note  9.) 

«)  S. -Coburg. Gotha,  V.-ü.  1852.  §.  20.  „Der  Statthalter  sowie  der 
Reichsverweser  muss  protestantischen  Glaubens  sein." 

«)  Hannover,  V.-ü.  1840.  §.  19.  a  linea  3  u.  4.  ,Jst  die  Thronfolge 
auf  die  weibliche  Linie  übergegangen,  so  gebührt  die  Regentschaft  lilr  die 
dazu  nach  Erlöschung  des  Mannsstammes  zuerst  berufene  (mindeijähpge) 
Königin,  dem  Gemahle  derselben,  falls  dieser  das  21.  Jahr  vollendet  hat, 
sodann  ihrer  leiblichen  Mutter  und  endlich  ihrer  Grossmutter  von  väter- 
licher Seite.  Zu  der  Regentschaft  über  den  Sohn  oder  die  Tochter  einer 
regierenden  Königin  (Erbtochter)  ist  zunächst  die  Gemahlin,  oder  der 
Gemahl  nach  den  obigen  Bestinunungen,  und  nach  dieser  die  Gross- 
mutter der  mütterlichen  Seite  berufen.**  —  Badischer  Entwurf 
von  1862.  art  2;  siehe  oben  Note  7. 
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beamten  ttber^^);  oder  2)  an  den  ältesten  regierenden 
Herrn  des  in  mehreren  Linien  regierenden  Gesammthau- 
ses^^);  oder  3)  die  Ernennung  des  Regenten  geschieht  unter 
Vermittelung  der  deutschen  Bundesversammlung^^);  oder 
4)  der  Regent  wird  durch  die  Landstände  erwählt,  theils 
mit,  theils  ohne  ausdrückliche  Beschränkung  der  Wahl  auf 
volljährige  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
Fttrstenhäusem  ^^). 

X.  Die  Regentschaft  des  nächsten  Agnaten,  der  Gemahlin, 
der  Mutter  und  Grossmutter,  sowie  der  übrigen  etwa  durch 
das  Gesetz  bestimmt  bezeichneten,  nicht  erst  durch  eine  Wahl, 
wie  in  den  Fällen  IX,  3  und  4,  zu  ermittelnden  Personen  tritt 
kraft  Gesetzes  ein^^). 


*«)  Bayern,  V.-ü.  1818.  Tit  11,  §.  10.  „In  Ermangelung  derselben 
(geeigneter  Agnaten  oder  einer  verwittweten  Königin)  übernimmt  sie  (die 
Regentschaft)  jener  Kronbeamte,  welchen  der  letzte  Monarch  hierzu 
ernennt,  und  wenn  von  demselben  keine  solche  Bestimmung  getroifen  ist, 
so  geht  sie  an  den  ersten  Kronbeamten  über,  welchem  kein  gesetzliches 
Hindemiss  entgegensteht 

*«)  S.- Alten  bürg,  V.-U.  1831,  §.  16,  ruft  in  Ermangelung  von  einer 
Mutter  oder  Agnaten  im  herzoglichen  Hause  „den  ältesten  regierenden 
Herrn  im  Gesanrmt hause  Sachsen,  gothaer  Linie." 

<6)  Nach  der  hannover.  Verf.-Ürk.  1840,  §.  21,  soll  die  deutsche 
Bundesversammlung  von  den  vereinigten  Ministem  und  allgemeinen 
Ständen  um  die  Benennung  dreier  Bundesfürsten  ersucht  werden, 
welche  einen  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörigen 
souverainen  Fürstenhäusern,  der  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat, 
zum  Regenten  ernennen." 

*')  Braun  schweig,  n.  L.  0.  1832.  §.  19.  „Wäre  keine  der  Personen, 
welche  das  Gresetz  zur  Vormundschaft  beruft,  vorhanden  oder  schlügen  diese 
die  Vormundschaft  aus,  so  wählt  die  Ständeversammlung  auf  den 
Vorschlag  des  Staatsministeriums  den  Vormund  aus  den  vol^'ährigca 
nicht-regierenden  Prinzen  der  zum  deutschen  Bunde  gehö« 
rigen  Fürstenhäuser,"  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  art  57.  „Ist  kern 
vol^ähriger  Agnat  vorhanden  und  nicht  bereits  vorher  gesetzliche  Vorsorgo 
für  diesen  Fall  getroifen,  so  hat  das  Staatsministerium  die  Kammern  zu 
benifen,  welche  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten  erwählen.  Bis 
zum  Antritte  der  Regentschaft  von  Seiten  desselben  führt  das  Staatsmini- 
sterium die  Regierung. 

«)  Ausdrücklich  sagt  dies:  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art.  23.— 
Ebenso  der  badische  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  v.  1862.  art  4. 
—  Auch  die  preussische  V.-U.  v.  1850,  art.  56,  kann,  der  ungenauen 
Hedaction  dieses  Artikels  ungeachtet,  nicht  anders  verstanden  werden. 
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§.  240. 

n.    Einrichtung  einer  Regentschaft  bei  Verhinderung 

des  Souverains  an  der  Selbstregierung. 

1)  Durch  den  Souverain  selbst.     SteUvertretong. 

Mitregentschaft. 

Die  Einrichtung  einer  Regentschaft  kann  auch  noch  ans 
anderen  Gründen  nothwendig  werden ,  als  wegen  der  IGnder- 
jftbrigkeit  des  Sonverains.  Man  pflegt  die  hierher  gehörigen 
Fälle  hent  zn  Tage  gewöhnlich  unter  der  Bezeichnung  als 
Verhinderung  des  Souverains  an  der  Selbstregierung  zu 
begreifen.  Die  Anordnung  der  Regentschaft  kann  in  diesen 
Fällen  theils  durch  den  Souverain  selbst  geschehen,  theüs 
muss  sie  für  denselben  bewirkt  werden. 

I.  Das  Erste re  ist  der  Fall,  wenn  der  Souverain  durch 
eine  voraussichtliche  längereAbwesenheit  ausserhalb  des 
Landes,  oder  durch  andere  dieser  gleich  zu  achtende 
Thatumstände,  an  der  Führung  der  Regierung  behindert 
wird^).  Es  ist  nämlich  als  selbstverständlich  zu  betrachten, 
und  überdies  in  vielen  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  po- 
sitiv ausgesprochen,  dass  der  Sitz  der  Landesregierung 
nicht  ausserhalb  der  Landesgränzen  verlegt  wer- 
den darf^),  so  wie  auch,  dass  der  Fürst  seinen  wesentlichen 
Aufenthalt  im  Lande  zu  nehmen  hat^. 

0  So  z.  B.  wird  in  England»  wenn  eine  Königin  regiert,  «nch  die 
Niederkunft  derselben  hierher  gerechnet,  und  der  Gemahl  derselben 
unter  Zustimmung  des  Parlaments  für  einen  bestimmten  Zeitraum  als  Regent 
ernannt  Die  deutschen  Verfassungsurkunden  behandeln  diesen  Fall  nicht 
besonders :  doch  darf  hier  sicher  die  Analogie  der  Abwesenheit  ansseriialb 
des  Landes  als  massgebend  betrachtet  werden. 

«)  Würtemberg,  V.-U.  1819.  §.  6.  „Der  Sitz  der  Regierung 
kann  in  keinem  Falle  ausserhalb  des  Königreichs  verlegt  werden.**  — 
Uebereinstimmt;  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1862.  art  14.  §.  1.  ~  Kur- 
hessen, V.-U.  1852.  §.  9.  —  Waldeck,  V.-U.  1852.  §.13.  —  Coburg- 
Gotha,  V.-U.  1852.  §.  5.  -  Braunschweig,  n.  L.  0.  1832.  „Der Sitz 
der  Landesregierung  kann,  dringende  Nothfälle  ausgenommen, 
nicht  ausser  Landes  verlegt  werden.*'  —  Uebereinstimmt:  Hannover, 
V.-U.  1840.  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-U.  1849. 
§.  56.  (Als  solche  Nothiälle  bezeichnen  einige  dieser  Gesetze  namentlich 
Krieg  und  Aufruhr.) 

»)  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art  14,  §.  2;  Coburg-Gotha, 
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n.  In  solchem  Falle  der  Abwesenheit  oder  vorübergehen- 
den Verhinderung  gebührt  dem  Soaverain  selbst  das  Recht, 
eine  Stellvertretung  in  der  Regierung,  und  zwar  in  der 
Weise,  welche  ihm  im  einzelnen  Falle  die  geeignetste  zu  sein 
scheint,  anzuordnen^)  und  zwar  ohne  Mitwirkung  der  Land- 
stände ^),  sofern  nicht  die  Verfassungsurkunde  für  diesen  Fall 
besondere  Vorschriften  enthält^). 

m.  Anstatt  der  Anordnung  einer  Stellvertretung  ist  mit- 
unter die  Erklärung  des  nächsten  Thronfolgeberechtig- 
ten'') oder  auch  der  Gemahlin  des  Souverains  als  Mitre- 
genten beliebt  worden^). 


y.-U.  1852,  §.  13;  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  13.  —  AnsnahmsMe  zeichnet 
aus:  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.  4,  8,  9.  —  K.  Sachsen,  V.-U. 
1831,  §.  5,  fordert  Zustimmung  der  Stände,  wenn  der  König  seinen  we- 
sentlichen Aufenthalt  ausserhalb  Landes  nehmen  will. 

*)  Ueber  die  Einrichtung  der  Stellvertretung  bei  Abwesenheit  des  Sou- 
verains, vergL  R  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I. 
(Tübingen  1860),  S.  156.  170. 

*)  Das  Recht  des  Souverains,  in  dem  Falle  der  Verhinderung  selbst 
eine  Stellvertretung  oder  Kegentschaft  anzuordnen,  erkennen  an:  Bayern, 
V.-U.  1818,  Tit.  n,  §.  11;  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  9;  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  16:  „Vom  Könige  hängt  es  ab,  ob  er  (im  Falle  der  Abwe- 
senheit) die  Stellvertretung  einem  Mini  st  errat  he,  oder  einer  Person 
übertragen  wiU.  Im  letzteren  Falle  gelten  hinsichtlich  der  persönlichen 
Erfordernisse  des  Stellvertreters  die  Bestimmungen  des  2.  Absatzes  des 
§.  18."  (Siehe  oben  §.  239,  Note  2.)  —  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852, 
art.  16.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  14.  —  Badischer  Entwurf  des 
Regentschaftsgesetzes  von  1862,  art.  11. 

•)  Nach  der  würtemberg.  V.-U.  1819  steht  die  Regentschaft  ohne 
Unterschied  der  Fälle  stets  dem  nächsten  vol^ährigen  Agnaten  zu.  — 
Zustimmung  der  Landstände  zu  der  von  dem  Souverain  für  den  Fall 
seiner  Abwesenheit  zu  trefifenden  Anordnung  einer  Regentschaft  fordert: 
Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.46. 

7)  So  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  (1830),  in  Kurhessen  (1831). 

")  Vergl.  über  die  Ernennung  der  Herzogin  Friederike  von  Anhalt- 
Bern  bürg,  den  B.-B.  vom  25.  Okt  1855,  Prot  §.  289. 
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§.  241. 
2)  Anordnung  einer  Regentschaft  flir  den  regierenden 

Fürsten. 
a)   GeschichtKches  ^). 

I.  Hinsichtlich  der  Frage ,  ob  eine  Regentschaft  (frfifaer 
sogen.  Administration)  für  den  regierenden  Heim  nnter 
Verhältnissen  anzuordnen  sei,  unter  welchen  er  selbst  (wie 
z.  B.  im  Falle  von  Geisteskrankheit)  nicht  fähig  ist,  eine  Stell- 
yertretnng  einzurichten,  gebührte  nach  dem  zur  Reichszeit 
giltigen  Rechte  die  Entscheidung  den  fürstlichen  Agnaten, 
welche  zu  diesem  Behufe  als  Familienrath  zusammen  traten^). 

U.  Auch  findet  man  nicht  selten,  dass  durch  Täterliche 
Anordnungen  nach  Analogie  der  testamentarischen  Anordnung 
einer  Tutel  über  Minderjährige  eine  Regentschaft  für  den 
Nachfolger  angeordnet  wurde,  wenn  sich  Gründe  der  Behin- 
derung desselben  an  der  Selbstftihrung  der  Regiemng  schon 
bei  dem  Leben  des  Vorgängers  äusserten. 

UI.  Desgleichen  konnte  auch  durch  die  obersten  Reichs- 
gerichte eine  Regentschaft  (Adminisration)  der  Landes- 
regierung angeordnet  werden,  in  welchem  Falle  das  betreffende 
Dekret  bestimmte,  wie  weit  die  Befugnisse  des  Administrators 
reichen  sollten*^).  Auch  stand  den  obersten  Reichsgerichten 
die  Cognition  zu,  wenn  sich  die  Interessenten  nicht  über  die 
Nothwendigkeit  der  Administration  vereinigen  konnten. 

IV.  Nach  Umständen,  wenn  nämlich  eine  vollständige 
Suspension  von  der  Landesregierung  gegen  den  Willen  des 
regierenden  Herrn  eintreten  sollte,  sollte  sogar  ein  Reichs- 
schluss  der  Anordnung  der  Administration  vorangehen*). 

*)  Die  goschichtlichcn  Belege  siehe  besonders  in  den  oben  §.  238  an- 
geführten Schriften  von  J.  J.  Moser. 

*)  Dies  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  konnte  umsoweniger  beanstandet 
werden,  als  ihnen  sogar  die  Befugniss  zukam,  einen  Unfähigen  von  der 
Uegienmg  ganz  auszuschliesscn.    Siehe  unten  §.  279. 

^)  Mitunter  bezog  sich  die  Administration  nur  auf  die  Verwaltung  der 
Einkünfte  (wie  eine  Sequestration),  so  dass  im  Uebrigen  der  Landesherr 
befähigt  blieb,  alle  anderen  Regierungshandlungen,  welche  keine  Verf&gang 
über  die  Einkünfte  enthielten,  vorzunehmen. 

«)  Siehe  oben  §.  91,  Note  4. 
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§.  242. 

b)  Praktisclies  Recht  bezügUch   der  Anordnung   einer 
Regentschaft  fiir  den  regierenden  Fürsten. 

I.  Auch  heut  zu  Tage  muss  es  noch  gemeinrechtlich  als 
ein  Recht  der  fürstlichen  Agnaten  betrachtet  werden,  im  Falle 
der  Behinderung  des  Souverains  als  Familienrath  zusammen* 
zutreten  und  über  die  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  allein 
zu  beschliessen  ^)  y  sofern  nicht  ein  neueres  Verfassungsgesetz 
darüber  Bestimmungen  enthält,  wonach  hierbei  die  Mitwirkung 
der  Landstände  erfordert  wird^). 

U.  Im  Allgemeinen  muss  dabei  die  Analogie  der  Grund- 
sätze über  die  Regentschaft  bei  der  Minderjährigkeit  des 
Thronfolgers  als  massgebend  betrachtet  werden,  so  dass  also, 
wenn  die  Nothwendigkeit  des  Eintritts  einer  Regentschaft  ftir 
den  Sou verain  von  den  Agnaten  anerkannt  worden  ist,  die- 
jenige Person,  welche  nach  der  Verfassung  des  Staates  oder 
dem  Herkommen  des  Hauses  zur  Führung  der  Regierungsvor- 
mundschaft  ftir  den  minderjährigen  Fürsten  berufen  ist  (§.  239), 
auch  fUr  berufen  zur  Führung  der  Regentschaft  fiir  den  be- 
hinderten Souverain  betrachtet  werden  muss.  Nur  wenige 
Verfassungsurkunden  inifen  für  den  Fall  der  Behinderung 
des  Souverains  dessen  Gemahlin,  mit  Vorzug  vor  den  übri- 
gen berechtigten  Mitgliedern  des  Hauses,  zur  Regentschaft, 
und  meistens  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  noch 
minderjähriger  Erbprinz  aus  derselben  Ehe  vorhanden  ist, 
und  nur  für  die  Dauer  von  dessen  Minderjährigkeit^). 

HI.  Dieselbe  Analogie  der  Grundsätze  über  die  Regent- 
schaft bei  Minderjährigkeit  des  Thronerben  muss  auch  Platz 
greifen    hinsichtlich  der  Frage,  ob  der  Regierungsvorgänger 

*)  Der  Grund  hiervon  ist  derselbe,  wie  im  §.  241,  Note  2,  angegeben 
wurde,  indem  auch  heut  zu  Tage  noch  das  Recht  der  Agnaten,  einen  ab- 
solut Unfähigen  gänzlich  auszuschliessen ,  als  gemeinrechtlich  anerkannt 
wird.    Siehe  unten  §.  279. 

*)  Vergl.  über  die  zur  Mitwirkung  zu  berufenden" Personen,  R.  v.  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860),  S.  174  flg. 

3)  Reuss,  j.  L.  V.-U.  1852,  §.  49;  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  7; 
S.  Coburg- Gotha,  V.-U.  1852,  §.  17.  —  Unbedingt  ruft  die  Gemahlin 
primo  ioco  nur:  Wal  deck,  V.-U.  1852,  §.  20. 
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befugt  iatj  flir  den  voraoBsichtlich  an  der  Begierong  behin- 
derten Nachfolger  eine  Regentschaft  anzuordnen. 

IV.  Die  meisten  neueren  Haas-  nnd  Verfassnngs- 
gesetze  stellen  den  Fall  der  Behinderung  an  der  Fflhrung 
der  Regierung  dem  Falle  der  Mindeijährigkeit  ausdrücklich 
und  wenigstens  in  so  weit  gleich,  dass  sie  auch  in  ersterem 
Falle  die  Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  R^;ent8chaft 
ausdrflcklicb  aussprechen. 

V.  Gewöhnlich  ist  auch  in  den  neueren  Verfassungsgetzen 
das  Recht  des  Souverains  ausdrücklich  anerkannt,  f&r  den 
Fall  Anordnungen  zu  treffen,  dass  sich  schon  während  seiner 
Regierung  bei  dem  Thronfolger  eine  solche  Geistes-  oder 
Eörperbeschaffenheit  zeigt,  welche  diesem  die  dereinstige  eigene 
Führung  der  Regieruug  unmöglich  machen  würde,  jedoch  ist 
mitunter  dabei  die  Mitwirkung  der  Landstände  d.  h.  die  Er- 
richtung eines  Gesetzes  vorgeschrieben^). 

VI.  In  Ermangelung  solcher  Vorsorge  ist  ausser  der 
Beschlussfassung  durch  die  Agnaten  mehrfach  auch  die  Zu- 
stimmung der  Landstände  vorgeschrieben,  oder  sogar  auch 
diesen  allein,  wo  Agnaten  fehlen,  die  Entscheidung  über  die 
Nothwendigkeit  der  Anordnung  einer  Regentschaft  und  die 
Ernennung  des  Regenten  zugewiesen  worden^). 

«)  So  z.  B.  in  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  13;  K.  Sachsen»  V.-ü. 
1831,  §.  10;  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  7  nnd  9;  Oldenburg,  rend. 
V.-U.  1852,  art  21;  Reuss,  j.  L.  V.-ü.  1852,  §.  46;  Coburg-Gotha, 
V.-U.  1852,  §.  15;  Badischer  Entwurf  eines  RegentschaftsgeseUes,  1862, 
art.  5.  —  Nicht  erfordert  ist  hierbei  die  standische  Mitwirkung:  Han- 
nover, V.-ü.  1840,  §.  18. 

B)  Zustimmung  der  Stände  zur  Uebemahme  der  Regentschaft  durch 
den  nächsten  volljährigen  Agnaten,  von  welchem  also  auch  der 
Antrag  auszugehen  hat,  verlangen:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  n,  §.  11. 
—  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  56.  (Ist  kein  voiyähriger  Agnat  vorhanden, 
so  hat  nach  der  preuss.  V.-U.  §.  57,  das  Staatsministerium  den  An- 
trag an  die  Kammern  zu  bringen.  Siehe  oben  §.  239,  Note  17.)  —  Einen 
Beschluss  durch  eine  Versammlung  (Familienrat h)  der  volljährigen 
Agnaten,  welcher  jedoch  der  zunächst  zur  Regentschaft  berufene  Agnat 
nicht  beizuwohnen  hat,  nebst  Zustimmung  der  Stände  verlangen:  Wflr- 
temberg,  V.-U.  1819,  §.  13,  a  linea  2;  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  11; 
Hannover,  V.-U.  1840,  §.  20;  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  art  14; 
Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  16.  —  Nach  der  kurhessischen  Ver- 
fassung von  1831,  §.  8,  liegt  die  nothwendige  Einleitung  zur  Regent- 
schaft dem  Gesammtstaatsministeiium  ob.  —  Nach  dem  badischen  Ent- 
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VII.  Eine  positive  Aufzählung  der  Grttnde,  ans  welchen 
eine  Regentschaft  für  den  regierenden  Herrn  anzuordnen  sei, 
fand  sich  schon  in  der  Reichsgesetzgebung  nicht.  Doch  hielt 
man  zur  Reichszeit  die  Analogie  der  Gründe,  welche  nach  ge- 
meinem (römischen)  Rechte  die  Anordnung  einer  Guratel  über 
grossjährige  Personen  bewirken  konnten,  für  massgebend.  Auch 
die  neueren  Verfassungsurkunden  haben  es  grösstentheils  ver- 
mieden, solche  Gründe  aufzuzählen®),  oder  haben  sich  doch 
nur  auf  einige  wenige  Andeutungen  beschränkt  und  vielmehr 
die  Entscheidung  in  das  Ermessen  der  Agnaten  und  beziehungs- 
weise der  Landstände  verstellt*^),  was  bei  der  Eigenthümlich- 
keit,  welche  jeder  einzelne  Fall  darzubieten  pflegt,  nur  als 
zweckmässig  erkannt  werden  kann. 

VIII.  Die  Verfassungsgesetze,  welche  von  der  Regentschaft 
handeln,  gehen  sämmtlich  von  der  Unterstellung  aus  und  heben 
mitunter  sogar  ausdrücklich  hervor,  dass  die  Regentschaft  nur 
von  einer  einzigen  Person  geführt  werden  darf®);  jedoch 
ist  dem  Regenten  in  einigen  dieser  Gesetze  ein  Regentschafte- 


wurf  eines  Hegentschaftsgesetzes  von  1862,  art.  6,  soll  der  Antrag  an  die 
Stände  vom  Staatsministerium  „auf  Anregung  und  keinesfalls  ohne 
Anhörung  des  Familienrathes"  ausgehen,  und  von  den  vereinigten 
Kammern  darüber  entschieden  werden.  Nach  art  7  dieses  Entwurfes  soll 
das  Staatsministerium  wegen  des  Antrags  auf  Einsetzung  einer  Regentschaft 
nicht  verantwortlich  sein  und  bis  zur  Entscheidung  der  Stände  darüber 
nicht  entlassen  werden  können.  —  Die  preuss.  Verfassung  v.  1850  nennt 
den  Familien rath  nicht,  setzt  aber  unverkennbar  die  Berathung  des  als 
Regent  eintretenden  nächsten  Agnaten  mit  dem  Familienrathe  als  selbstver- 
ständlich voraus.  Kur  so  viel  lässt  sich  aus  der  Fassung  des  art  56  der 
preuss.  Verfassung  ableiten,  dass  der  nächste  Agnat  durch  die  abweichende 
Meinung  des  Familienrathes  nicht  gehindert  sein  würde,  den  Antrag  auf 
Einrichtung  der  Regentschaft  an  die  Stände  zu  bringen. 

•)  So  z.  B.  die  bayer.  V.-ü.  1818;  Würtemberg,  V.-ü.  v.  1819; 
K.  Sachsen,  V.-ü.  1831;  Kurhessen,  V.-ü.  v.  1831;  Preussen,  V.-ü, 
1850;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852 ;  Reus8,j.  L.  V.-ü.  1852;  Waldeck, 
V.-ü.  V.  1852;  Badischer  Entwurf  v.  1862. 

'»)  So  spricht  z.  B.  die  hannover,  V.-ü.  1840,  §.  17  und  §.  20,  nur 
von  einem  solchen  „geistigen  Zustande"  welcher  den  König  zur 
Führung  der  Regierung  unfähig  macht  —  Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852, 
§.  15:  „. . .  eine  solche  Beschaffenheit  des  Geistes  oder  Körpers,  dass 
derselbe  (Thronfolger)  nicht  im  Stande  wäre,  die  Regierung  gehörig  zu 
führen"  etc. 

«)  So  z.  B.  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  19. 

Z  tf  p  f  1 ,  Staatsrecht,   ft.  Aufl.  I.  43 
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rath  beigeordnet  y  über  dessen  Einrichtung  aber  keine  Gleich- 
förmigkeit besteht^).  Selten  ist  den  Ständen  eine  Mitwirknog 
bei  der  Besetzung  des  Regentschaftsrathes  gestattet^®). 

§.  242a. 

3)   Anfang  der  Regentschaft. 

I.  Wo  eine  bestimmte,  nicht  erst  durch  Wahl  zu  ernen- 
nende Person  durch  das  Haus-  oder  Verfassungsgesetz  oder  das 
Herkommen  zur  Regentschaft  berufen  ist  (§.  239),  fällt  ihr  diese 
kraft  Gesetzes  oder  ijyso  jure  zu,  und  ist  dieselbe  gemein- 
rechtlich sofort  befugt,  zu  regieren,  so  wie  die  Succession 
des  minderjährigen  Thronfolgers  eintritt  oder  die  dauernde  Be- 
hinderung des  Souverains  durch  den  Familienrath  anerkannt 
ist^).  Ist  die  zur  Regentschaft  berufene  Person  überdies  der 
nächste  Agnat,  so  kommt  noch  besonders  der  Grund  hinzu, 
dass  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechtes  die 
Vormundschaft  desselben  selbst  wie  eine  Ali;  von  (interimisti- 
scher) Erbfolge,  oder  doch  als  ein  eben  so  wie  eine  Erbschaft 


9)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  n.  §.  19:  „Das  Gesammtministeriam 
bildet  den  Regentschaftsrath,  und  der  Reichsverweser  ist  yerbimden,  in 
allen  wichtigen  Angelegenheiten  das  Gutachten  desselben  zu  erholen/*  — 
Eben  so:  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  14.  41.  —  Nach  der  V.-ü.  für 
Würtemberg,  1819,  §.  15.  45,  bildet  das  Geheimerathscoll^um  den  Ke- 
gentschaftsrath.  —  Sachsen-Altenburg,  V.-ü.  1831,  §.  17;  „Der  Vor- 
mundschaft steht  ein  aus  mindestens  drei  Mitgliedern  bestehendes  Ministe- 
rium als  Regentschaftsrath  zur  Seite,  welchen  dieselbe  in  allen  R^enmgs- 
angelegenheiten  zu  Rathe  zu  ziehen  hat  Wenn  in  dieser  Beziehung  von 
dem  verstorbenen  Landesherm  keine  Anordnung  getroffen  ist,  so  tritt  das 
bisherige  Ministerium  in  den  Regentschaftsrath  ein."  —  Reuss,  j.  L.  V.-U. 
1852,  §.  49:  ,,Der  Regentschaft  steht  auf  Grund  der  Hausgesetze  ein  Re- 
gentschaftsrath zur  Seite." 

«)  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  8:  „In  allen  Fällen  steht  ijer  Regent- 
schaft ein  Rath  von  vier  Mitgliedern  zur  Seite,  welche  zugleich  Minister 
oder  Geheime  Rathe  sein  können,  und  wenigstens  zur  Hälfte  mit  Beistim- 
mung der  Landstände  zu  wählen  sind."  —  üeber  die  Bedenken  gegen  die 
Zweckmässigkeit  solcher  Gollegialbehörden  vergl.  R.  v.  Mo  hl,  Staatsrecht, 
Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I.  (Tübingen  1860)  S.  164. 

<)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831, 
§.  8.  —  Daher  spricht  z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  ü,  §.  16.  von  dem 
„nach"  dem  Antritte  der  Regentschaft  vom  Regenten  in  der  zu  berufenden 
Ständeversammlung  zu  leistenden  Eide. 
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anfallendes  Recht  betrachtet  wnrde^.  Analog  ist  aach  der 
durch  Vorsorge  des  Regierungsvorgängers  ernannte  Regiemngs- 
Vormund  gemeinrechtlich  befugt,  sofort  die  Regentschaft  an- 
zutreten, so  wie  der  Successionsfall  oder  ein  anderer  besonders 
vorgesehener  Fall  emtritt. 

U.  Aber  auch  da,  wo  nach  einer  neueren  Yerfassnngsur- 
künde  die  Zustimmung  der  Stände  zur  Einrichtung  der  Regent- 
schaft, beziehungsweise  zur  Feststellung  des  sie  nöthig  machen- 
den Thatumstandes  erforderlich  ist  (§.  239  VI),  hat  die  durch 
das  Verfassungsgesetz  berufene  Person  (§.  239)  sofort,  wie  das 
Bedürfniss  eintritt,  die  Regierung  zu  übernehmen^)  und  (pro- 
visorisch) unter  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  Staatsmi- 
nisteriums zu  fuhren,  bis  die  Erklärung  der  schleunigst  zu 
berufenden  Ständeversammlnng  und  die  etwa  vor  derselben 
vorzunehmende  Eidesleistung  des  Regenten  erfolgen  kann^). 

in.  In  Ermangelung  einer  gesetzlich  zur  Regentschaft 
berufenen  Person  —  also  nur  im  Noth falle  —  hat  das  bis- 
herige Staatsministerium  diese  provisorische  Regierung  selbst 
zu  führen^).  Dasselbe  gilt,  wo  nach  singulärer  Vorschrift  der 
Verfassung  der  Anfang  der  regentschaftlichen  Regierung  bis 
nach  der  Eidesleistung  des  Regenten  hinausgeschoben  ist^). 

rV.  Der  Regent  hat  regelmässig  bei  dem  Antritte  seiner 


«)  Schwabensp.  (v.  Lassberg)  c.  26;  siehe  oben  §.  238,  Note  3.  — 
Daher  spricht  der  Sachsenspiegel,  n.  33,  vom  „anersterhen*'  der 
Vormundschaft  —  Vergl.  meine  deutsche  Rechtsgeschichte,  3.  Aufl.  1858, 
Thl.  2,  §.  93,  m,  S.  682. 

5)  P  reu  SS.  V.-U.  1850,  §.  56.  Schon  die  hier  vorgeschriebene  Einbe- 
rufung der  Ständeversammlung  zur  Gonstatirung  des  Bedürfnisses  einer 
Regentschaft,  ist  ein  Regierungsakt  des  nächsten,  von  der  Verfassung  als 
Regent  berufenen  Agnaten. 

*)  Ausdracklich  sagt  dies:  Preussen,  V.-U.  1850,  %,  58.  —  Uebrigens 
versteht  sich  diese  fortdauernde  Verantwortlichkeit  des  bisherigen  Staats- 
ministeriums in  jeder  constitutionellen  Monarchie  von  selbst. 

«)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Preussen,  V.-ü.  1850,  §.  57.  — 
Auch  dies  darf  als  selbstverständlich  in  jeder  constitutionellen  Monarchie 
betrachtet  werden.  —  Viel  weiter  geht  der  badische  Entwurf  des  Re- 
gentschaitsgesetzes  v.  1862,  art.  6  u.  7,  wonach  in  jedem  Falle  das 
Staatsministerium  provisorisch  die  Regierung  von  der  Berufung  des  Fa- 
milienrathes  an  bis  zum  Beschlüsse  der  Ständeversammlung  führen  soll. 

•)  So  in  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  22. 

43* 
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Regierung,  wie  der  Souverain  beim  Begieniiigsantritte ,  einen 
Eid  zu  schwören  oder  eine  feierliehe  Versicherung  zu  geben, 
worin  er,  wie  ein  Thronfolger,  die  Beobachtung  und  Aufiecht- 
haltnng  der  Verfassung  gelobt'');  mitunter  ist  in  diesen  Eid 
auch  das  Versprechen  aufgenommen,  dem  minderjährigen  Sou- 
verain bei  dessen  Volljährigkeit  die  Regierung  getreu  zu  über- 
geben ^). 

V.  In  mehreren  Verfassungsurkunden  ist  ausdrücklich  Tor- 
geschrieben,  dass  auch  der  Regent,  wie  der  Souverain  (§.  240) 
seinen  wesentlichen  Aufenthalt  innerhalb  des  Staatsgebietes 
haben  soll^). 

§.  248. 

4)  Rechtsverhältnisse  während  der  Regentschaft. 

I.  Mag  die  Regentschaft  wegen  Minderjährigkeit  oder 
wegen  Behinderung  des  Souvcrains  für  denselben  angeord- 
net worden  sein,  so  hat  der  Regierungsverweser,  jetzt  vorzugs- 
weise „Regent"  genannt  —  da  der  monarchische  Staat  in 
keinem  Augenblicke  ohne  ein  regierungsfähiges  Oberhaupt 
bestehen  kann  —  die  volle  politische  Stellvertretung 
des  minderjährigen  oder  an  der  Führung  der  Regierung  be- 
hinderten Souvcrains.  Als  Repräsentant  desselben  hat  er 
somit  auch  während  der  Dauer  dieser  Stellvertretung  gegen- 
über dem  Volke  und  anderen  Staaten  die  vollen  Rechte 
und  Pflichten  und  tlberhaupt  die  gesammte  rechtliche  und 
politische  Stellung  eines  wirklichen  Souvcrains,  jedoch 
mit  der  Beschränkung  im  Titel,  wodurch  auf  das  Verhältniss 
der  Stellvertretung  hingewiesen  wird.    Der  Regent  hat  daher 

7)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  II,  §.  16;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  U;  Kurhessen,  V.-U,  1831,  §.  8;  Braunschweig,  n.  L..0.  1832, 
§.  20;  Hannover,  V.-U.,  1840,  §.22;  Preussen,  V.-ü.  1850.  §.58;  Wal - 
deck,  y.-U.  1852,  §.  21;  Baden,  £ntwiirf  des  Regentschaftsgesetses  von 
1862,  art.  8. 

•)  Dieser  Beisatz  findet  sich  nur  in  Bayern,  Y.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  16. 

*)  Unbedingt  fordern  wesentlichen  Aufenthalt  des  Regicrungsverwesen 
im  Lande:  Schwariburg-Sondershausen,  V.-ü,  1849,  §.  66;  Giden- 
burg, rev.  V.-U.  1852,  art  25,  §.  2;  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  20. 
—  K.  Sachsen,  Y.-U.  1831.  §.  13:  „Der  Regierungsrerweser  hat,  inso- 
fern er  nicht  ein  auswär.tiger  Regent  (Souverain)  ist,  seinen  we- 
sentlichen Wohnsitz  im  Lande  zu  nehmen." 
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aach  das  Recht ,  in  der  landeBheiTÜchen  Residenz  za  wohnen 
und  einen  angemessenen  Unterhalt  zn  beziehen^). 

II.  Der  Grundsatz,  dass  der  Regent  als  interimistischer 
Staatsherrscher  alle  Souyerainetätsrechte  ansttht,  insofern  nicht 
durch  die  Verfassung  besondere  Beschränkungen  angeordnet 
sind,  war  schon  zur  Reichszeit  positiv  anerkannt:  er  galt  nicht 
nur  in  Bezug  auf  die  Reichsvikarien  ^) ,  sondern  war  nament- 
lich in  der  goldenen  Bulle  in  Bezug  auf  die  Regierungsvor- 
mundschaft  in  den  einzelnen  Kurstaaten  mit  solcher  Bestimmt- 
heit ausgesprochen,  dass  der  Regent  sogar  fllr  verpflichtet 
erklärt  war,  sich  alle  Regierungsrechte  ohne  Ausnahme  bei- 
zulegen^). Auch  ist  dieser  Grundsatz  heut  zu  Tage  in  vielen 
deutschen  Verfassungsurkunden  ausdrücklich  anerkannt,  und 
zwar  in  einigen  ausnahmlos  ^) ,  in  anderen  sind  einzelne  Ein- 
schränkungen beigeltlgt  worden^).  £s  sind  daher  auch  die- 
jenigen Klassen  von  Gesandten,  welche  bei  der  Person  des 
Souverains  accrcditirt  zu  werden  pflegen,  bei  dem  Regenten 
und  nicht  bei  dem  minderjährigen  oder  behinderten  Souverain 
zu  accreditiren ;  auch  ist  der  Regent  im  Zweifel  befugt,  alle 


0  Bayern,  V.-U.  Tit  II,  §.  20.  —  Bestreitung  des  Aufwandes  des 
Regenten  aus  der  Civilliste  schreibt  Yor:  Sachsen,  Y.-U.  1831,  g.  14. 

«)  Siehe  oben  §.  89. 

')  Aurea  Bulla,  1356,  cap.  VII,  §.  4:  „ . .  .jus,  yocem  et  potesta- 
tcm  et  omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse  sibi  totaliter  cum  officio 
teneatur  protinus  assignare." 

*)  So  in  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  24:  „Der  Regent  übt  im  Namen 
des  Fürsten  die  volle  Staatsgewalt  aus',  wie  sie  diesem  selbst  verfassungs- 
mässig zusteht"  —  Preussen,  Y.-U.  1850,  §.  58:  „Der  Regent  übt  die  dem 
König  zustehende  Gewalt  in  dessen  Namen  aus/'  --  Badischer  Ent- 
wurf des  Regentschaftsgesetzes  v.  1862,  art.  8:  „Der  Regent  übt  im  Na- 
men des  Grossherzogs  dessen  verfassungsmässige  Regierungsgewalt  voll 
und  unverkürzt  aus." 

8)  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  n,  §.  17.  „Der  Re- 
gent übt  während  seiner  Reichsverwesung  alle  Regierungsrechte  aus, 
welche  durch  die  Verfassung  nicht  besonders  ausgenommen  sind."  —  Wür- 
temberg,  V.-U.  1819,  §.  15.  „Der  Reichsverweser  übt  die  Staatsgewalt 
in  dem  Umfange,  wie  sie  dem  Könige  zusteht,  im  Namen  des  Königs 
verfassungsmässig  aus."  —  üebereinstimmen :  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831, 
§.  12;  Hannover,  V.-U.  1840,  §.23;  Schwarzburg-Sondershausen, 
V.-ü.  1849,  §.  54;  Preussen,  V.-U.  1850,  §.  58;  Oldenburg,  rev.  V.-ü. 
1852,  art  25;  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  24.  —  Badischer  Entwurf  des 
Bcgentschaftsgesetzes  v.  1862,  art  9. 
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Arten  von  Staatsverträgen  mit  fremden  Staaten  abznschliessen, 
Grundgesetze  zu  errichten^),  oder  in  den  bestehenden  Grand- 
gesetzen auf  yerfassungsmässigem  Wege  die  f&r  zeitgemäss 
erachteten  Abändemngen  vorzunehmen^). 

III.  Die  besonderen  Beschränkangen ,  welche  einzdne 
deutsche  Verfassongsurkunden  der  Re^ernngsgewalt  des  Re- 
genten setzen,  sind:  1)  Alle  erledigten  Aemter,  mit  Ausnahme 
der  Justizstellen,  können  während  der  Regentschaft  nur  provi- 
sorisch besetzt  werden  ®) ;  2)  der  Regent  kann  keine  Krongfiter 
veräussem®);  3)  keine  heimfallenden  Lehen  verleihen  nnd 
4)  keine  neuen  Aemter  einftlhren  ^^) ;  5)  keine  Standeser- 
höhungen ertheilen^^);  6)  keine  neuen  Ritterorden  einführen; 
7)  kein  Mitglied  des  geheimen  Rathes  anders  als  in  Folge 
eines  gerichtlichen  Erkenntnisses  entlassen  ^^) ;  8)  keine  Schmä- 
lerung der  Rechte  des  Souverains  vornehmen  oder  gestatten  ^^) ; 

9)  keine  Aenderung  im  Grundsysteme  und  in  den  verfassongs- 
mässigen  Rechten  der  allgemeinen  Ständeversammlung  und 
der  Provinzialstände  vornehmen  oder  gestatten  ^^) ,  oder  doch 

10)  nur  mit  Zustimmmung  des  Familienrathes  in  dringenden 
und  Nothfilllen^^)  oder  11)  nur  mit  Giltigkeit  auf  die  Dauer 
der  Regentschaft  ^^). 


^)  An  der  Abfiueung  des  deutseben  Bundesakte  (8.  Jon!  1815)  haben 
drei,  an  der  Abfassung  der  Scblussakte  der  wiener  Ministerialconferenzen 
vom  15.  Mai  1820  zwei  vormundschaftliche  Regierungen  Antheil  genommen. 

^)  Uebereinstimmend  hiermit  ist  durch  Bundesbeschluss  t.  4.  Not.  1830, 
Protok.  §.  273  (bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  Jur.  Confoed  Germ.  3.  Aufl.,  Th.  IL 
S.  221),  die  Rechtsgiltigkeit  der  von  dem  Könige  von  Hannover  und 
England  als  Regierungsvormund  inBraunschweig  errichteten  erneuer- 
ten Landschaftsordnung  vom  25.  April  1820  ausgesprochen  worden. 

s)  Dies  bestimmt  nur  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  18. 

»)  Nur  in  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  H,  §.  18. 

»•)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  ü,  §.  18;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  15,  nennt  als  ausgenommen  nur  „Hof&mter*'. 

")  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  15;  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  23. 

«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15. 

**)  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.23;  Schwarzburg-Sonderhansen, 
V.-ü.  1849,  §.  54. 

**)  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  23. 

«)  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  12;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art  25. 

*«)  Diese  Beschrankung  hat  nur  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  15. 
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lY.  Die  Verfassangsnrkanden  schreiben  insgemein  aus- 
drücklich vor,  dass  alle  Verfügungen  des  Eegenten  ,yim  Na- 
men^'  des  Souverains,  an  dessen  Stelle  er  regiert,  erlassen 
werden  sollen*^):  die  bayerisehe  Verfassungsurkunde  enthält 
noch  die  besondere  Vorschrift ,  dass  auch  die  Münzen  mit 
dem  Bildnisse  des  durch  den  Begenten  vertretenen  Souverains 
geprägt  werden  sollen  *^). 

V.  Im  Verhältniss  zu  den  Landständen  kommt  dem  Re- 
genten der  Charakter  der  Unverantwortlichkeit,  wie 
jedem  regierenden  Fürsten,  zu*^). 

§.  244. 

5)  Beendigung  der  Regentschafit.   Rechtsverhältnisse 
nach  derselben. 

I.  Die  Regentschaft  endigt,  wenn  sie  wegen  Minderjährig- 
keit des  Souverains  eintrat,  mit  der  Volljährigkeit  desselben ; 
ausserdem  mit  dem  Wegfalle  des  Grundes  seiner  Behinderung 
an  der  eigenen  Führung  der  Regierung*),  worüber  unter  Um- 
ständen ein  Beschluss  des  Familienrathes  und  der  Landstände 
nothwendig  werden  kann^;. 

ü.  Ueber  das  Rechtsverhältniss  des  Regenten  zu  dem 
durch  ihn  vertretenen  Sou verain  nach  Beendigung  der  Re- 
gentschaft, namentlich  bei  erlangter  Volljährigkeit  des  minder- 
jährigen Thronerben,  finden  sich  in  den  neueren  Veifassungs- 
urkunden  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen.  Zur  Zeit  des 
Reiches  betrachtete  man  hinsichtlich  der  Beurtbeilung  der  Ver- 
bindlichkeit der  Handlungen  des  Regierungsverwesers  für  den 
grossjährig  gewordenen  Thronerben  nicht  selten  die  Grundsätze 
des   gemeinen   römischen  Rechtes   über  die  Vormundschaften 


*')  Siehe  die  oben  in  Note  4  u.  5  angeführten  Verfassungsurkunden. 

w)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  15. 

«)  Ausdröcklich  ist  dies  aber  nur  gesagt  in:  S.-Co bürg- Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  21. 

*)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  II,  §.  21;  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  17;  Hannover,  V.-U.  1840,  §.24;  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852, 
art.  26. 

«)  Dies  schreibt  vor:  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  24;  Oldenburg, 
V.-U.  1852,  art.  26;  Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  18. 
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als  massgebend,  nnd  dies  konnte  auch  bei  kleineren  landes- 
herrlichen Häasern,  wo  die  RegierongsTomiundschaft  sich 
wenig  Yon  einer  bürgerlichen  Vormundschaft  unterschied,  ins- 
besondere ans  dem  Gmnde  für  zulässig  gelten,  weil  damals  in 
den  obersten  Reichsgerichten  eine  Instanz  bestand,  vor  wel- 
cher über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  de$(  Regierungs- 
verwesers und  seine  etwaige  Haftung  und  Verantwortlichkeit 
gegenüber  von  dem  bisherigen  Pupillen  gestritten  und  auch 
Restitution  gegen  verletzende  Handlungen  des  Regierungsvor- 
mundes  ertheilt  werden  konnte.  Allein  schon  bei  den  grösse- 
ren, namentlich  bei  den  kurfUrsÜichen  Häusern,  musste  die 
Anwendung  der  gemeinen  oder  römisch  rechtlichen  Grundsätze 
in  dieser  Beziehung  mindestens  als  unzulänglich  erscheinen, 
und  zwar  schon  desshalb,  weil  nach  der  goldenen  Bulle  der 
Regierungsverweser  in  den  kurfürstlichen  Staaten  nicht  wie  ein 
blosser  Administrator  oder  Vormund  im  civilrechtlichen  Sinne, 
son  iem  als  ein  selbstberechtigter  regierender  Herr  wäh- 
rend der  Dauer  seiner  Regentschaft  betrachtet  werden  sollte'), 
in.  Diese  Auffassung  der  Stellung  des  Regenten  zu  dem 
bevormundeten  Souverain  ist  jetzt,  wegen  Gleichheit  des 
Grundes,  als  die  gemeinrechtliche  zu  erachten.  Es  muss  daher 
als  Princip  betrachtet  werden,  dass  der  volljährig  gewordene 
Thronerbe  oder  der  zu  eigener  Führung  der  Regierung  geistig 
wie  körperlich  wieder  befähigte  Souverain  aDe  Regiemngs- 
handlnngen  des  Regenten  so  anerkennen  muss,  wie  er  die 
eines  jeden  anderen  legitimen  Regierungsvorgängers  anerken- 
nen müsste*). 

IV.  Kein  neueres  Verfassungsgesetz  behandelt  den  Fall, 
welche  Rechtsfolge  eintreten  solle,  wenn  der  Regent  etwa  seine 
Gewalt  benutzen  wollte,  den  Souverain  von  der  Regierung  ganz 
zu  verdrängen,  indem  man  unverkennbar  davon  ausging,  dass 
ein  solches  Beginnen  nach  den  über  die  Einrichtung  der  Re- 
gentschaft angenommenen  Grundsätzen  gar  nicht  denkbar  sei. 

V.  Von  einer  w  integrum  restitutio  des  volljährig  gewor- 
denen oder  wieder  genesenen  Souverains-  gegen  die  Regierungs- 
handlungen des  Regenten  kann  heut  zu  Tage  bei  dem  Mangel 


3)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  YII,  $.  4,  siebe  oben  §.  243,  Note  3), 
«)  Siebe  unten  §.  266. 
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einer  za  ihrer  Ertheilnng  competenten  gerichtUchen  Instanz 
nicht  mehr  die  fiede  sein.  Wohl  aber  sind  jene  Regiemngs- 
handlangen  des  Regenten  als  ipso  jure  nichtig  zu  betrachten^ 
welche  der  Regent  in  yerfassnngswidriger  Weise  oder  gegen 
ein  ausdrückliches  Verbot  der  Verfassungsurkunde  vorgenom- 
men haben  sollte.  Wenn  solche  Regierungshandlangen  des 
Regenten  etwa  den  in  der  Bundesgesetzgebung  aufgestellten 
Grundsätzen  über  die  Aufrechthaltung  des  monarchischen  Prin- 
cips  oder  über  andere  bundesmässige  Verpflichtungen  zuwider 
sein  sollten,  so  wtlrde  dadurch  auch  ein  Einschreiten  der  Bun- 
desversammlung begründet  werden^)« 

VI.  Im  Uebrigen  steht  dem  zur  eigenen  Regierung  gelang- 
ten Souverain  jederzeit  frei,  die  ihm  missfälligen  Einrichtungen 
des  Regenten  auf  dem  landesverfassungsmässigen  Wege,  also 
nach  Lage  des  Falles  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  mit 
Zustimmung  der  Landstände  zu  beseitigen  oder  durch  neue 
verfassungsmässige  Anordnungen  zu  ersetzen. 

Vn.  Eine  Rechnungsablage  des  Regenten  während  der 
Regentschaft  oder  bei  Beendigung  derselben  findet  heut  zu 
Tage,  wo  dieselbe  einen  durchaus  anderen  Charakter  als  die. 
bürgerliche  Vormundschaft  angenommen  hat,  wenigstens  in 
jenen  Staaten,  in  welchen  Landstände  und  diesen  verantwort- 
liche Ministerien  bestehen,  selbstverständlich  nicht  mehr  statt. 

§.  245. 

Privatrechtliche  Vormundschaft. 

a)   Ueber  die  Person  und  das  Privatvermögen  des 
minderjährigen  oder  behinderten  Souverains. 

L  Der  Sache  nach  verschieden  von  der  Regierungsvor- 
mundschaft  (Regentschaft)  ist  die  Vormundschaft  über  die 
Person  und  das  Privatvermögen  eines  minderjährigen  oder  an 
der  Führung  der  Regierung  durch  geistige  oder  köi*perliche 
Krankheit  oder  Schwäche  behinderten  Souverains.  Zur  Reichs- 
zeit wurde  die  Nothwendigkeit  einer  Vormundschaft  in  dieser 
Beziehung,  so  wie  die  Delation  derselben  und  der  Umfang  der 
yormundschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  gemeinrechtlich  auch 


«)  Wiener  Schlussakte  v.  15.  Mai  1820,  art.  57.  58. 
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in  den  reichsständischen  Häusern  im  AUgememen  nach  den 
Grandflätzen  des  gemeinen  Beichsrechtes  behandelt.  Daher 
konnte  auch  der  RegiernngSYormund  reeht  wohl  zugleich  Vor- 
mund des  minderjährigen  oder  an  der  Regierung  behinderten 
Landesherrn  in  priyatrechtiichem  Sinne  sein.  Dies  alles  ist 
auch  in  den  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  noch  als 
gemeines  Recht  zu  betrachten. 

n.  Die  neueren  Verfassungsurkunden  und  Hansgesetze 
gebrauchen  zum  Theil  das  Wort  Vormundschaft  als  Gegen- 
satz zu  Regentschaft  oder  Regiernngsverwesung.  Sie  be- 
handeln regelmässig  auch  nur  die  Vormundschaft  fiber  den 
minderjährigen  Thronfolger,  lieber  den  Fall,  wenn  eine 
cura  personalis  über  den  Souverain  wegen  Geistesschwäche  und 
dergl.  nothwendig  werden  soUte,  enthalten  sie  meistens  keine 
Bestimmungen^),  und  mttssen  daher  in  solchem  FaUe  die  Air 
die  Vormundschaft  ttber  den  minderjährigen  Souverain  aufge- 
stellten Grundsätze  zur  analogen  Anwendung  gebracht  werden. 

ni.  Die  neueren  Haus-  und  Verfassungsgesetze  legen  ins- 
besondere nicht  selten  das  Recht  der  Erziehung  des  min- 
derjährigen Souverains,  sofern  nicht  von  dem  Vater  darüber 
eine  Bestimmung  getroffen  worden  ist,  ausdrücklich  der  Mut- 
ter oder  auch  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  bei^ 
jedoch  in  allen  Fällen  unter  der  Oberaufsicht  des  Regiemngs- 
yerwesers  *). 

IV.  Nur  wenige  Verfassungsurkunden  untersagen  dem 
Regierungsverweser  auch  zugleich  die  (privatrechtliche)  Vor- 
mundschaft ttber  den  minderjährigen  Souverain  zu  f&hren^). 

*)  Nur  die  hannover.  Y.-U.  1840,  §.  25  a  linea  3,  hat  darüber  eine 
Bestimmung.    Siehe  unten  Note  3. 

<)  Nur  die  Mutter  nennt  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  a  ~ 
Die  Mutter  und  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  nennen:  Würtem- 
berg,  V.-U.  1819,  §.  16;  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  15;  und  k.  sächs. 
Hausgesetz  1837,  §.  65  u.  f.;  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  25;  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  28. 

')  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  27.  „Der Regent,  mit  Aufinahme 
der  Mutter  und  Grossmutter,  kann  die  Vormundschaft  aber  dai 
mindexjährigen  Grossherzog  nicht  führen."  —  Uebereinstimmt:  Waldeck, 
V.-U.  1852,  §.  25.  —  Beschränkter  ist  die  Bestimmung  in  Hannover, 
V.-ü.  1840,  §.  25,  a  linea  3.  „Die  Aufsicht  über  die  Person  des  durch 
Geisteskrankheit  an  der  Regierung  verhinderten  Königs,  und  die 
Sorge  für  denselben,  darf  der  Regent  nicht  übernehmen."*  — Ffir 
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V.  Andere  Verfassungsnrkunden  legen  dagegen  ausdrück- 
lich dem  Regenten  ausser  der  Regentschaft  auch  die  Vor- 
mundschaft bei,  bald  mit,  bald  ohne  Einschränkung  auf  den 
Fall,  dass  der  vorhergehende  Landesfürst  keine  Bestimmung 
über  die  Erziehung  des  minderjährigen  Thronfolgers  getroffen 
hat*). 

VU.  Mitunter  ist  dem  Regierungsverweser  das  Recht  bei- 
gelegt,  wenn  keine  väterliche  Bestimmung  getroffen  worden 
und  auch  keine  Mutter  (Wittwe  des  *  letzten  Souverains)  vor- 
handen ist,  die  privatrechtliche  Vormundschaft  über  den  min- 
derjährigen Souverain  unter  Vernehmung  des  Regentschafts- 
cathes^)  oder  des  Familienrathes^)  anzuordnen  oder  selbst  zu 
übernehmen ''). 

§.  246. 

b)  Vormundschaften   über  die  übrigen  ÄEtglieder 
der  regierenden  Häuser. 

I.  Die  Vormundschaften  in  Betreff  der  übrigen  Mitglieder 
regierender  Häuser  wurden  zur  Reichszeit  insgemein  nach  den 
Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  behandelt.  Dabei  ist  es 
auch  heut  zu  Tage  verblieben  und  sprechen  daher  die  neueren 
Verfassungsurkunden  von  diesen  Vormundschaften  gar  nicht, 
da  sie  dieselben  als  dem  Gebiete  des  Privatrechts  angehörig 
betrachten. 

IL  Die  neueren  Hausgesetze  haben  darüber  folgende  Be- 
stimmungen: 1)  Die  Prinzen  des  königlichen  Hauses  können 
für  die  Verwaltung  des  Vermögens  und   die  Erziehung  ihrer 

diesen  Fall  bestimmte  auch  schon  das  hannover.  Hausges.  v.  1836,  cap.  VI, 
§.  2,  dass  der  Familienrath,  mit  Ausschluss  des  Regenten,  zu 
entscheiden  habe,  ob  diese  Aufsicht  und  Sorge  für  die  Person  des  ver- 
hinderten Königs  der  Mutter,  der  Grossmutter,  oder  einem  der  im  König- 
reiche wohnenden  Geschwister  des  Königs,  oder  welchem  anderen  Mitgliede 
des  Hauses  zu  übertragen  sei. 

*)  Mit'  dieser  Einschränkung  geschieht  dies  in  Braun  schweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  22;  ohne  dieselbe:  Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  16; 
Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  14. 

s)  Bayern,  Hausges.  y.  1819,  Tit  9,  §.  4;  K.  Sachsen,  Hausges. 
V.  1837,  §.  68. 

«)  Oldenburg,  rev.  V.-U.  1852,  Art  28,  §.  2. 

^  Hannover,  V.-U.  1840,  §.  20,  a  linea  1:  „  . .  .jedoch  mit  Beirath 
der  vereinigten  Minister.'* 
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minderjährigen  Kinder  Vormtinder  ernennen:  diese  mtissen 
aber  von  dem  Sonverain  bestätigt  werden^).  2)  Wenn  der 
Vater  entweder  selbst  keine  Vonnttnder  ernannt  hat,  oder  die 
ernannten  die  königliche  (renehmignng  nicht  erhalten  haben, 
so  kommt  ihre  Bestellnng  dem  Sonverain  za^).  3)  Die  d^ 
Vormttndem  anvertraute  Erziehung  der  Prihzen  und  Prinzessin- 
nen des  Hanses  unterliegt  der  Aufsicht  des  Sonverains  ^).  4)  Die 
Vonnttnder  leisten  den  Eid  in  die  Hände  des  Souverains,  oder 
in  dessen  Auftrag,  in  die  des  Ministers  des  Hanses^).  5)  In 
Ansehung  der  Vermögensverwaltung  haben  die  Vormünder  die 
Landesgesetzgebnng  zn  beobachten^).  6)  Bei  Handlungen  der 
Vormünder,  welche  nach  dem  Landesrechte  der  Bestätigung 
der  Gerichte  bedürfen,  ist  die  Bestätigung  des  Sonverains 
oder  die  der  obersten  Landesbehörde  in  Vormnndschai^sachen 
erfordert^).  7)  Der  Vormund  ist  zur  jährlichen  Rechnnngsab- 
läge  bei  der  hansgesetzlich  oder  vom  Sonverain  bestimmten 
Behörde  verpflichtet').    8)  Der  Sonverain  hat  das  Recht,  in 

0  Bayern,  Hausges.  t.  1819,  Tit  IX,  §.  6;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art.  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  VII,  §.  2;  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  69;  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  88. 

*)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX.  §.  7;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  YU,  §.  2;  K  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  70.  (Ebendas.  §.  71,  wird  noch  ausdrücklich  beigefügt, 
dass  es  einer  gerichtlichen  Bestätigung  der  vom  Könige  ernannten 
Vormünder  nicht  bedürfe.)  —  Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  88: 
„  . . .  Wird  diese  Bestätigung  versagt,  oder  hat  der  Vater  in  Fällen,  da  ein 
Vormund  nöthig  ist,  die  Ernennung  eines  solchen  unterlassen,  so  ist  der 
Herzog  Vormund,  oder  ernennt  einen  solchen.  Die  Bestellung 
des  Vormundes  erfolgt  in  allen  Fällen  durch  das  zuständige  Gericht'* 

3)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  8;  Würtemberg,  Hausges. 
1828,  Art  14;  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  VII,  §.  1;  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  §.  72. 

*)  Würtemberg,  Hausges.  Art  12;  Hannover,  Hausges.  1836, 
Cap.  Vn,  §.  3. 

■)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  9;  K.  Sachsen,  Hausges. 
1837,  §.  73. 

«)  Ersteres  schreibt  vor:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  IX,  §.  9;  Leu- 
teres:  Würtemberg,  Hausges.  1828,  Art  13;  jedoch  ist  in  wichtigeren 
Fällen  Bericht  an  den  König  zu  erstatten.  Nach  dem  k.  sächs.  Hausges. 
1837,  §.  74,  ist  dem  Könige  vorbehalten,  die  Behörde  zu  bestimmen,  von 
welcher  der  Vormund  Dekrete  oder  Genehmigung  einzuholen  hat 

^)  Würtemberg,  Hausges.  1828.  Art  13.  (Rechnungsablage  vor  der 
höchsten  Landesbehörde  in  Vormundschaftssachen);  Hannover,  Hausges. 
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Yorkommendeii  Fällen  auch  Vermögens -Cnrateln  anzuordnen, 
falls  solche  nicht  testamentarisch  eingesetzt  sind.  Bei  der 
Wahl  der  Coratoren  sollen  die  nächsten  Erben  stets  zuerst 
berücksichtigt  werden  ^).  9)  Eine  sehr  singulare  Bestimmung 
enthält  das  bayerische  Hau&gesetz  yon  1819  Tit.  IX, 
§.  5.  Hiemach  verbleiben  die  königlichen  Prinzessinnen 
anter  der  Curat el  des  Monarchen  oder  des  Reichsverwesers 
bis  zu  ihrer  Vermählung  ohne  Unterschied,  ob  sie  bei  der  ver- 
wittweten  Königin  sich  befinden,  oder  ein  besonderes  Haus  f&r 
sie  gebildet  worden  ist. 

§.  247. 

Thronfolge. 

L    Erbfolge  nach  Geblütsrecht  ^). 

a)   Geschichtliches*). 

Das  System  der  Erbfolge,  welches  gegenwärtig  in  den 
deutschen  regierenden  Häusern  hinsichtlich  der  Thronfolge 
gilt,  hat  sich  nur  allmählig  entwickelt.  Es  hängt  dies  damit 
zusammen,  dass  eine  reichsständische  Familie  in  der  älteren 
Zeit  die  Länder,  in  welchen  sie  regierte,  aus  sehr  verschiede- 
nen Rechtstiteln  besass. 

I.  Hinsichtlich  der  allodialen  Herrschaften,  in  welchen 
der  Landesherr  zugleich  als  Grundherr  erschien,  war  die  Erb- 
lichkeit zu  keiner  Zeit  bezweifelt  worden.  Sie  richtete  sich 
ganz  nach  den  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Rechts  über 


Cap.  Vn,  §.  3.  (bei  dem  Ministerium  oder  der  von  demselben  ernannten 
Behörde).  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  74,  (bei  der  vom  Könige  zu 
bestimmenden  Behörde). 

«)  Hannover,  Hausges.  1836,  Cap.  Vm,  §.  2. 

»)  Moser,  Staatsr.  XH,  Cap.  60  u.  f.,  S.  337  u.  f.  —  Dessen  Fa- 
mUienstaatsr.  ■  I ,  Cap.  I.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  11  u.  f.  Dessen  Er- 
örterungen I,  Nr.  n.  IX.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  233  u.  f.  ~  Leist, 
Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  30  u.  f.  —  Klüber,  öffentl.  R.,  §.  242  u.  f.  —  Mau- 
renbrecher, §.231  u.  f.  —  Weiss,  Staatsr.,  §.  238  u.  f.— H.  A.Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  64  u.  f.  — J.  Held,  System  des  Verf.-Rechts, 
Bd.  n,  (1857),  S.  202  flg. 

«)  Vergl.  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  H,  §.  51,  52.  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen  Fürsten- 
häusern. Leipzig,  1851.  —  J.  Held,  a.  a.  0.  H,  148  flg. 
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die  Vererbmig  des  echten  Eigenthnms^  d.  h.  an  nnbeweglicheo 
Sachen  y  insbesondere  der  adeligen  Stammgfiter.  Hierbd  er- 
kannte man  yon  jeher  den  Vorzug  des  Mannsstammes 
vor  dem  Weibstamme,  im  Uebrigen  aber  die  Theilbarkeit 
des  Allodes  unter  die  gleich  nahen  Erbberechtigten  an. 

n.  In  den  reichslehenbaren  Territorien,  welche  den 
Charakter  von  Amtsbezirken  (Fttrstenamt)  hatten,  bemühten 
sich  die  Kaiser  bis  in  das  XUI.  Jahrhundert,  die  Erblichkeit 
oder  mindestens  doch  die  Theilbarkeit  prindpiell  auszn- 
schliessen,  vermochten  aber  auf  die  Dauer  diesen  Grundsatz 
nicht  aufrecht  zu  erhalten^). 

III.  In  der  älteren  Zeit  betrachtete  man  durch  die  Thei- 
lung  der  Lehen  das  gegenseitige  Successionsrecht  der  Theilen- 
den  und  ihrer  Stämme  als  völlig  aufgehoben  (sog.  Todthei- 
lungen):  später  suchte  man  zur  Bewahrung  desselben  die 
lehensherrliche  Genehmigung  der  Theilungen  nach  (sog.  Muth- 
schierungen)  und  führte  zu  diesem  Behufe  insbesondere 
Belehnungen  zur  gesammten  Hand  ein^). 

IV.  Eine  positive  reichsgrundgesetzliche  Bestimmung  ttber 
Untheilbarkeit  findet  sich  nur  in  Bezug  auf  die  kurfürstlichen 
Häuser  in  der  goldenen  Bulle  E.  EarTs  IV.,  und  zwar 
nach  dem  Wortlaute  dieses  Gesetzes  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Kur  stimme  als  die  Regierung  der  Eurländer.  Beide  soll- 
ten nach  der  Bestimmung  dieses  Gesetzes  stets  nur  von  einem 
Mitgliede  des  Hauses  nach  Primogeniturordnung  geftlhrt 
werden  ^). 

3)  Sachsenspiegel  III,  53.  §.  3:  „Man  ne  mut  ok  nen  gerichte 
delen/*  —  Sachs.  Lehnr.  c.  20,  §.  5.  Schwabensp.  (Lassberg)  c  1^1, 
§.  6:  „Wen  fmanj  mag  dehein  (kein)  fürstenamt  mit  rehte  zwein  mamien 
nivt  gelien,  ir  dewedere  (keiner  von  ihnen)  mag  mit  rehte  ni?t  davon  ein 
fiirste  gesin.  noch  ein  forste  geheizzen.  also  mag  man  marpgrafschall  noch 
graveschaft.  Swer  din  theilend,  so  hant  si  ir  namen  verlorn.'*  —  Schwab. 
Lehr.  (Lassberg),  c.  41.  —  L  Feud.  13:  „In  feudo  comitatus  vel  marchiae, 
vel  aliarum  dignitatum  non  cstsuccessio  . . .  sed  hodie  hoc  usurpatum 
est."  —  Constit  Friderici  I,  a.  1158  (in  II.  Feud.  55.  §.  2)  „Praeterea 
ducatus,  marchia,  comitatus,  de  cetero  non  dividantur."  — 

4)  lieber  Todtheilung  und  Muthschierung,  vergl.  Weber,  Handb.  des 
Lehm-.  III,  421  u.  f.  —  Meine  deut  Rechtsgeschichte  3.  Aufl.  1858,  ThL  U, 
§.  119,  S.  815. 

8)  Aurea  Bulla,  a.  1356,  cap.  VII,  §.  2.  „Statuimos,  et  impenah 
autoritate  praesenti  lege  perpctuis  temporibus  valitora  decemimus,  ut  post- 
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V.  Landesbezirke  y  welche  ein  ReichsfQrst  von  einem  an- 
deren oder  einer  fremden  Krone  zn  Lehen  hatte,  wurden  nach 
den  gemeinen  lehenrechtlichen  Grundsätzen  vererbt;  sofern 
nicht  die  Lehenbriefe  etwas  Besonderes  festsetzten. 

VI.  Seit  dem  XIV.  und  noch  mehr  seit  dem  XV.  u.  XVI. 
Jahrhundert  trat  bei  vielen,  besonders  bei  den  grösseren 
reichsständischen  Häusern  das  Interesse  hervor,  zur  Erhaltung 
des  Glanzes  und  der  politischen  Bedeutung  des  Hauses  ihre 
Besitzungen  zu  einem  untrennbaren  Ganzen  hinsichtlich  der 
Vererbung,  wenn  auch  noch  nicht  zu  einem  eigentlichen  Staats- 
körper, zu  verbinden.  Dieser  Zweck  wurde  durch  Familien- 
verträge und  Testamente  zu  erreichen  gesucht,  wodurch  den 
an  sich  verschiedenen  Besitzungen  der  Charakter  eines  untheil- 
baren  Familienfideicommisses,  wenigstens  filr  so  lange,  als  eine 
gewisse  Linie  des  Hauses  blühte,  beigelegt  wurde.  In  Folge 
hiervon  wurde  die  Einführung  der  Primogenitur  immer  häufiger. 
Uebrigens  ersieht  man  aus  den  die  Einftlhrung  der  Primogeni- 
tur betreffenden  Urkunden  sehr  deutlich,  wie  auch  in  dieser 
Lehre  das  römische  Recht  bereits  eingedrungen  war,  da  man 
nicht  nur  zur  Einführung  derselben,  wegen  der  darin  lie- 
genden Schmälerung  und  theilweisen  Umgehung  der  Pflicht- 
theilsrechte  der  sog.  nachgebomen  Söhne  die  kaiserliche  Gon- 
firmation  ftir  erforderlich  hielt,  sondern  auch  in  den  fürstlichen 
Testamenten,  namentlich  im  XVI.  und  XVU.  Jahrhundert,  der 


quam  iidem  Principes  Elcctores  Seculares,  vel  eonun  quilibet  esse  desierit, 
jus,  yox  et  potestas  Electionis  hujusmodi  ad  filiumsuum.  primogeni- 
tum,  similiter  laicum,  libere  et  sine  contradictione  ci^guspiam  devolvatur." 
§.  3.  ,,Si  vero  primogenitus  htgus  modi,  absque  heredibus  masculis  legiti- 
mis  laids  ab  hac  luce  migraret,  virtute  praesentis  imperialis  edicti,  jus,  vox 
et  potestas  Electionis  praedictae  ad  seniorem  fratrem  laicum,  per 
yeram  paternalem  lineam  descendentem,  et  deinceps  ad  Ulius 
primogenitum  laicum  devolvatur/'  §.  4.  „Et  talis  successio  in  primo- 
genitis  et  heredibus  Principum  eorundem  in  jure,  voce,  et  potestate  prae- 
missis,  perpetuis  temporibus  observetur/^  Siehe  noch  ebendas.  cap.  XXV. 
§.  2,  3,  4;  abgedruckt  hier  unten  §.  250,  Note  6  u.  7.  —  Für  das  Erzhaus 
Oesterreich  war  die  Primogeiutur  schon  durch  das  (angebliche) PrivUe- 
gium  des  E.  Friedrich  L,  a.  1156  eingeführt  worden.  Yergl.  meine 
deut.  R-Gesch.  3.  Auü.,  Thl.  n,  S.  490  flg.  (vollständig  abgedruckt  in 
Pertz,  Monum.  Germ.  Leg.  T.  II,  99). 
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Erstgeborne  häufig  als  herts  ex  asse  aufgefasst  und  bezeichnet 

werde®), 

§.  248. 

b)   Praktisches  Recht. 

1)   Allgemeiner  Charakter  der  Thronfolge. 

I.  Alle  Thronfolge  nach  Gebltttsrecht,  sie  mag  auf 
Grcsetz,  Herkommen,  Hausverträgen  oder  einer  Familienfidei- 
commisBStiftang  bemhen,  hat  im  Allgemeinen  denselben  Gmnd- 
Charakter,  welcher  aller  deutschen  adeligen  Stammguts-,  Lehen- 
und  Familienfideicommissfolge  übereinstimmend  zukommt  0-  Als 
eine  eigentliche  „Folge''  im  Sinne  des  deutschen  Rechts^ 
ist  die  Thronfolge  kein  Fortsetzen  der  Rechtspersön- 
lichkeit des  Vorgängers  und  kein  Eintreten  in  dieselbe 
kraft  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willens- 
bestimmung des  Verstorbenen,  wie  dies  im  Begriffe  des 
römischen  heres  liegt  —  also  keine  successio  ex  henefido  de- 
functi  —  sondern  sie  ist  ein  Einrücken  in  den  durch  das 
Ableben  des  'Vorgängers  eröffneten  Kronbesitz  aus  einem 
Rechtsgrunde,  welcher  bereits  vorher  bestand,  zum  Behufe 
der  Ausübung  des  eigenen  Rechts  an  dem  Gegenstande 
der  Folge,  d.  h.  hier,  an  der  Regierung. 

II.  Die  Thronfolge   ist  daher  auch  Singular-Succes- 


•)  Yergl.  z.  B.  Testament  K.  Ferd.  IL,  1621,  bei  Moser,  Staatsr.  XIL 
p.  414  u.  f.  „  . . .  so  instituiren ,  nennen  und  setzen  Wir  zu  Unserem  un- 
widersprechlichen  rechten  natürlichen  Universalerben  und  Erb- 
nehmer  vorgedachten  Unseren  freundlichen,  geliebten  Sohn  Ferdinand 
Ernst,  dass  er  nemblich  alle  Unsere  zugehörige  Erbkönigreich,  Erzherzog- 
u.  Fttrstenthum  etc.  etc.  als  der  erst-  und  älteste  gebohrene  etc.  allein 
inhaben,  regieren,  herrschen  und  genüssen  .  .  .  BoUe.**  —  Testament  des 
Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  von  Brandenburg,  20.  MJurz  1688,  (bei 
Höfler,  friknkische  Studien  im  IX.  Bd.  des  Archivs  der  k.  k.  Akad.  der 
Wiss.  für  Kunde  d.  Österreich.  Geschichtsquellen.)  „Fünftens;  gleichwie  dn 
mein  Churprinz  und  Sohn  Friedrich  Haeres  ex  aase  sein  must"  etc. 

«)Ph.  Knipschildt,  de  fideicom.  famil.  nobil.  Ulm,  (Edit  2)  1654. 
M eurer  von  der  Succession  in  Lehn-  und  Stammgüter  unter  dem  hohen 
und  dem  niederen  deutschen  Adel.  Leipzig  1781.  —  C.  v.  Salza  o.  Lich- 
tenau, die  Lehre  von  Familien-,  Stamm-  und  Geschlechtsfideicommissen, 
Leipzig  1838. 

«)  Vergl.  meine  deutsche  K-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Tbl.  II,  §.  117,  V, 
S.  801. 
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sion  in  dem  Sinne,  wie  dies  die  deutsche  adelige  Stammgüts-, 
Lehen-  und  Fideicommissfolge  tlberhaapt  ist^).  Dass  die 
Grundsätze  der  römischen  Universalsuccession,  welche  in  der 
Beichszeit  mitunter,  aber  stets  sehr  unpassend,  eingemischt 
wurden,  auf  die  Thronfolge  durchaus  unanwendbar  sind,  wurd 
heut  zu  Tage  unbestritten  anerkannt. 

ni.  Alle  Thronfolge  nach  Geblütsrecht  ist  nur  Descen- 
dentenfolge,  d.h.  es  werden  überhaupt  nur  Descenden- 
ten  des  ersten  Erwerbers  der  Krone  zur  Thronfolge  ge- 
rufen. Seitenverwandte  (GoUateralen)  des  letzten  Besitzers 
der  Krone  haben  daher  als  solche  kein  Thronfolgerecht, 
sondern  nur  insofern,  als  sie  zugleich  jene  Eigenschaft  als 
Descendenten  des  ersten  Erwerbers  besitzen.  Ganz  dasselbe 
gilt  von  den  Äscendenten  des  letzten  Besitzers^). 

IV.  Allgemein  ist  in  den  deutschen  regierenden  Häusern 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme 
anerkannt^).  Man  pflegt  das  auf  diesem  Grundsatze  beruhende 
System  als  „Thronfolge  nach  dem  salischen  Gesetz'^ 
zu  bezeichnen,  weil  derselbe  in  diesem  alten  fränkischen 
Volksrechte  flbr  die  Stammgutsfolge  überhaupt  ausgespro- 
chen ist®). 

»)  Ebendas.  Thl.  U,  §.  117,  VE.  S.  802. 

4)  Eine  Ascendentenfolge  könnte  heut  zu  Tage  bei  der  Thronfolge 
überhaupt  möglicherweise  nnr  da  in  Frage  kommen,  wenn  bei  dem  Er- 
löschen des  Mannsstammes  die  weibliche  Succession  eintritt  und  die  noch 
lebende  Matter  oder  Orossmutter  des  letzten  Souverains  zugleich  ein  ge- 
borenes Mitglied  desselben  Hauses  wäre.  Die  sammtlichen  neueren 
Haus-  und  Yerfassungsgesetze  nehmen  auf  diesen,  an  sich  sehr  singulären 
Fall  keine  Bücksicht  und  räumen  einer  weiblichen  Verwandten  wegen  der 
zufällig  in  ihrer  Person  concurrirenden  Ascendenteneigenschaft  durchaus 
keinen  Vorzug  vor  den  übrigen  Frauen  oder  Cognaten  ein.  —  üeber  den 
früher  zwischen  Koch,  Danz,  Gönner,  Klüpfel  und  Majer  über  die 
weibliche  Ascendentenfolge  in  Lehen  geführten  Streit,  s.  Weber,  Handb. 
d.  Lehnrechts  m.  S.  350  u.  f. 

B)  Yergl.  H.  A.  Zachariae,  das  Successionsrecht  im  Gesammthause 
Braunschweig-Lüneburg  und  der  ausschliessliche  Anspruch  Han- 
novers auf  das  in  Erledigung  kommende  Herzogthum  Braunschweig. 
Leipzig,  1862,  S.  13.  24  flg. 

«)  Lex  Salica  (emend.),  Tit.  62,  §.  6:  „De  terra  vero  salica 
nulla  portio  mulieri  veniat,  sed  ad  virilem  sexum  tota  terrae  hereditas 
perveniat"  —  Siehe  meine  deut.  R-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  ü,  §.33, 
n,  S.  403  und  §.  114,  I,  S.  781. 

Züpfl,  Staatsrecht.  6.  Aufl.   I«  44 
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V.  Wie  jede  germanische  Immobiliarerbfolge  und  insbe- 
sondere die  adelige  Stammgutsfolge,  hat  auch  die  Thronfolge, 
und  zwar  für  die  agnatischen  Thronerben  männlichen  Ge- 
schlechts ohne  Ausnahme,  die  beiden  Hauptwurkungen  der  alt- 
deutschen erblichen  (Jewere  beibehalten,  nämlich:  1)  die 
Wart  (das  Wartrecht)  und  2)  den  Fall  (das  Anfalls- 
recht, Saisine)'). 

VI.  Unter  dem  Wartrechte ^)  wird  hier  das  verstanden, 
dass  der  Thronerbe  eben  aus  dem  Grunde,  weil  er  nicht  ex 
beneficio  ukimi  defuncti  snccedirt,  ein  festes  Successionsrecht 
in  die  Krone  hat,  welches  ihm  durch  keine  einseitige  Verfü- 
gung des  Vorgängers  entzogen  werden  kann*);    daher  denn 


7)  Eben  das.,  Thl.  II,  §.  118,  S.  808  fl. 

s)  Im  Sachsensp.  III.  84,  §.  3  heisst  dieses  Recht  „Wardange*' 
und  ein  Erbe,  der  es  hat:  „der  des  gutes  wardende  ist"  Vergl.  Bam- 
berger  Stadtr.  aus  dem  XIV.  Jahrhunderte,  §.  296.  304.  in  meiner  Aus- 
gabe, Heidelberg  1839;  Urknndenbuch,  S.  85.  87. 

<)  Dieses  Wartrecht  ist  dasselbe  feste,  vom  ersten  Erwerber 
abgeleitete  jedem  Descendenten  desselben  als  solchen  nut&ndige  Recht, 
welches  man  im  Lehnrechte  als  jW  wccedendi  bezeichnet,  d.  h.  das  Suc- 
cessionsrecht an  sich,  ohne  dessen  Zuständigkeit  man  nicht  Ton  der 
Successionsordnung,  d.  h.  zur  Ausübung  desselben  in  bestimmter 
Reihenfolge,  gerufen  werden  kann.  (Ueber  den  früher  zwischen  Posse 
and  Runde  geführten  Streit  über  den  Unterschied  von  Successionsrecht 
und  Successionsordnung,  s.  Weber,  Haudb.  d.  Lehnrechts,  m,  S.  380a.£ 
~  Dabei  sprachen  die  Publicisten  und  unter  dem  Einflüsse  der  Doctrin 
auch  viele  hausgesetzliche  Bestimmungen  aus  den  beiden  letzten  Jahrhun- 
derten von  einem  condominium  (eventuaU)  oder  Civil  besitze  (d.  h.  ide- 
alen Gesammtbesitze)  der  fürstlichen  Familie  als  Grund  des  jta  wccedennU 
(des  Wartrechtes).  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  31.  —  Beispiele  s.  bei  Moser, 
badisches  Staatsr.  §.  82.  —  Allein  die  Auffassung  des  Wartrechtes  als  Aos- 
fluss  eines  (angeblichen  germanischen,  auf  einem  Solidarprindp  beruhenden 
eventuellen)  condomvdum^  wie  dies  von  Pütter,  B.  W.  Pfeiffer  (s.  unten 
§.  251,  Note  1)  u.  A.  geschieht,  ist  durchaus  geschichtswidrig;  denn  das 
in  der  romanisirenden  Feudistenschule  der  letzten  Jahrhunderte  aufgebrachte 
sogenannte  eventuelle,  d.  h.  Erbrecht  bewirkende  Cresammteigen- 
thum  ist  eben  nichts  anderes,  als  das  Wartrecht  selbst,  dessen  juristische 
Natur  man  verkannte,  und  daher,  anstatt  es  als  das  historische  Princip  der 
deutschen  Descendentenfolge,d.h.alsdasWe8en  desGeblütsrechts 
der  rechten  Erben  zu  begreifen,  nach  einem  ebenso  überflüssigen  als  fal- 
schen, angeblich  höherem  Principe  haschte,  als  dessen  Wirkung  es  erscheinen 
sollte.  Eine  solche  Darstellung  ist  aber  eben  so  unrichtig  und  nichtssagend, 
als  wenn  man  bei  der  römischen  herMtas  für  das  Suitätsprincip  noch 
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auch  bei  der  Thronfolge  keine  Enterbung   im  Sinne   des 
römischen  Givikechtes  Platz  greifen  kann^^). 

VII.  Das  Anfallsrecht  äussert  sich  darin,  dass  die 
Krone  an  den  Thronerben  übergeht;  ohne  dass  es  von  seiner 
Seite  irgend  einer  Antretung  der  Erbschaft  im  römischen  Sinne 
{aditio  hereditatis  oder  agnitio  bonorum  possessionis)  bedarf*^), 
so  dass  er  also  den  Kronbesitz  des  Begierungsvorgängers  ohne 
alle  Unterbrechung  fortsetzt.  Dies  ist  der  Sinn  derParömie: 
„der  König  stirbt  nicht"^^). 


ein  höheres  Princip  in  einem  angeblichen  condomimum  der  sui  mit  dem 
paterfamüiaa  suchen  wollte,  was  übrigens  auch  sogar  schon  im  römischen 
Rechte,  freilich  ohne  all«  praktische  Bedeutung,  yersucht  worden  ist.  Yergl. 
L.  11,  Dig.  de  liberis  et  posthumis  (28,  2).  —  Nicht  zu  yerwechseln  mit 
diesem  im  alten  deutschen  Rechte  begrtLndeten  Wartrechte  der  rechten 
Erben  ist  die  im  neueren  Lehnrechte  aufgekommene  Anwartschaft, 
welche  dem  Anwärter  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den  sie  er- 
theilendeü  Lehensherrn,  aber  kein  dingliches  Recht  am  Lehen  selbst 
gibt    Siehe  unten  §.  256,  Note  2. 

*<*)  Eine  Enterbung  (exheredatio)  in  dem  Sinne,  welcher  im  römischen 
Rechte  damit  verbunden  wird,  war  dem  deutschen  Rechte  von  jeher  unbe- 
kannt. Sie  kann  daher  auch  jetzt  nie  da  Platz  greifen,  wo  nach  rein 
deutschen  Rechtsgrundsätzen  geerbt  wird.  Meine  deut  R- Gesch., 
3.  Aufl.  1858,  Thl.  II,  §.  113,  Vü;  §.  115;  §.  121.  -  Dagegen  galten 
im  deutschen  Rechte  grobe  Verbrechen  gegen  den  Erblasser  begangen,  als 
Unwürdigkeitsgründe,  welche  den  Erben  ipso  jure  yon  der  Erbfolge 
ausschlössen.  Sachsenspiegel  III,  84,  §.  3.  —  Dies  galt  auch  nach 
derL. BajuvariorumTit.  n,  c.  10,  hinsichtlich  der  Regierungsnachfolge: 
„Si  quis  filius  Ducis  tarn  superbus  aut  stultus  fuerit,  ut  patrem  suum  de- 
honestare  voluerit  per  consilium  malignorum,  vel  per  fortiam,  et  regnum 
ejus  aufferre  ab  eo  . . .  sciat  se  ille  filius  contra  legem  fecisse ,  et  de  here- 
dttate  patris  sui  esse  dejectum."  —  Dasselbe  verordnete  reichsgesetzlich 
der  Mainzer  Landfrieden  K.  Friedrich*s  L,  a.  1235,  c.  11.  —  Die 
neueren  Verfassungsurkunden  enthalten  hierüber  gar  keine  Bestimmung,  da 
man  den  Eintritt  eines  solchen  Falles  nicht  für  möglich  hält. 

««)  Daher  noch  die  Ausdrücke:  „Erbfall''  und  „Todesfall."  —  Yergl. die 
Rubrik  im  Bamberg  er  Stadtrechte,  Tit.  XXIV.  „von  erbvellen."  —  Der 
Fall,  oder  die  scdsine^  welche  noch  der  Code  Napoleon  a.  724  unter 
diesem  Namen  den  Geblütserben  (heritiers)  beilegt,  ist  nichts  Anderes,  als 
die  Gewer  des  Vermögens,  welche  von  dem  Erblasser  unmittelbar  bei  dem 
Todesfalle  an  den  (Intestat-)  Erben  übergeht 

^^)  Diese  publicistische  Parömie  entspricht  der  gemeinen  deutsch  -  und 
französischrechtlichen  Parömie:  „der  Tode  erbt  den  Lebendigen:  le  mort 
KcUsü  le  vif.''  Meine  deutsche  R.-Gescb.  3.  Aufl.,  1858,  Thl.  II,  §.  117, 
Note  3  u.  f. 

44* 
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§.  249. 

2)    Fähigkeit  zur  Thronfolge. 

Unvereinbarlichkeiten  mit  der  Eigenschaft  eines 

Souverains. 

I.  Eine  positive  reichsgnindgesetzliche  Vorschrift  über  die 
Erfordernisse  der  Snccessionsfäbigkeit  bestand  znr  Reichszeit 
nur  in  der  goldenen  Balle  bezüglich  der  korfllrstlichen  Häuser. 
Hiemach  war  znr  Snccessionsfäbigkeit  nichts  weiter  Torge- 
schrieben,  als  1)  legitime  Abstammung,  2)  weltlicher 
Stand  und  3)  physische  und  geistige  Tüchtigkeit  zur 
Führung  der  Regierung^). 

II.  Dieselben  Eigenschaften  wurden  im  ADgemeinen  auch, 
als  in  der  Natur  der  Sache  liegend,  bei  den  übrigen  reichs- 
ständischen Häusern  ftir  die  Snccessionsfäbigkeit  erfordert^) 
und  sind  daher  auch  heut  zu  Tage  noch  als  die  gemeinrecht- 
lichen Erfordernisse  derselben  zu  betrachten. 

III.  Sowohl  in  älteren  als  in  neueren  Hausgesetzen  und 
Verfassungsurkunden  wurden  partikularrechtlich  die 
Erfordernisse  der  Snccessionsfäbigkeit   vermehrt,    durch  das 

1)  Aurea  Bulla,  cap.  YII,  §.  2.  . . .  fiüum  säum  primogenitoBi,  le- 
gi timum,  laicum  (siehe  oben  §.  247,  Note  5).  —  Vergl.  eben  das.  Cap. 
XXV,  §.  3.  (Siehe  diesen  Text  unten  §.  250,  Note  6). 

<)  Nur  in  Bezug  auf  den  geistlichen  Stand  schwankte  die  Praxis,  ob 
derselbe  ein  allgemeiner  Ausschliessungsgrund  von  der  Regieningsnachfolge 
sei,  oder  ob  derselbe  nur  bei  lehnbaren  L&ndem  (wegen  II.  Fend  26, 
§.  5,  und  Sachs.  Liehnr.  c.  2)  in*Betracht  komme;  auch  bei  den  letzteren 
war  dies  bestritten,  da  schon  das  schwäbische  Lehnr.  (Lassberg)  c  4. 
die  Lehnfähigkeit  der  „Pfaffen  von  Rittersart"  anerkennt  Pütter,  prim. 
lin.  §.  21.  —  Uebrigens  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  ein  haupt- 
sächlicher Grund,  wesshalb  der  hohe  und  niedere  Adel  seine  nachgeborenen 
Söhne  so  häufig  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  liess,  und  sie  dazn  be- 
sonders in  Testamenten  u.  dergh  aufforderte,  darin  lag,  dass  sie  darin  eine 
standesmässige  Versorgung  finden,  und  eben  desshalb  bei  der  Erbfolge  in 
die  väterlichen  Besitzungen  von  der  Concurrenz  mit  den  weltlichen  Söhnen 
ausscheiden   sollten.     Daher  bestimmten   mitunter  Hausgesetze,  dass   die 
Söhne  geistlichen  Standes  erst  in  Ermangelung  von  Erben  weltlichen  Stan- 
des zur  Succession  kommen,  sodann  aber  wieder  in  den  Laienstand  zurück* 
treten  sollten,  u.  dergl.,  was  bei  protestantischen  Häusern  ohnehin  keine 
Schwierigkeiten  hatte,  und  bei  Katholiken  mit  päpstlicher  Dispensation  eben- 
falls zu  bewirken  war.    Vergl.  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts,  Bd.  HI, 
S.  322  u.  f. 
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Erforderniss  der  Qebnrt  ans  ebenbürtiger,  hansgesetzmässiger, 
mit  Zustimmung  des  Souverains  geschlossener  Ehe^). 

IV.  Eine  Vorschrift  über  die  confessionelle*  Religionseigen- 
schaft des  Souverains  findet  sich  nur  in  der  würtember- 
gischen  Verfassung  und  hinsichtlich  der  Religionseigensehaft 
des  fiegiernngsverwesers  oder  Statthalters  in  der  Verfassungs- 
urkunde flir  S.-Coburg-6otha^). 

V.  Mitunter  ist  auch  die  Unvereinbarlichkeit  der 
Erbfolge  in  eine  Krone  mit  dem  Besitze  eines  anderen 
Thrones  durch  Haus-  oder  Landesverfassungsgesetze  ausge- 
sprochen worden.  Uebrigens  finden  sich  hierbei  Verschieden- 
heiten, je  nachdem  diese  Unvereinbarlichkeit  unbedingt^) 
oder  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  eintreten  soll ^). 


3)  Siehe  oben  §.  217.  219.  226. 

*)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  5.  „Der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen.**  —  S.-Co bürg- Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  20.  „Der 
Statthalter,  so  wie  der  Regierungsverweser  muss  protestantischen 
Glaubens  s&n.**  —  Haus  vertrage,  welche  den  Landesnachfolger  zu  einer 
bestimmten  Confession  verpflichteten,  wurden  zur  Reichszeit  für  un- 
verbindlich gehalten.  Gönner,  Staatsr.  §.  22,  Note  v;  dessen  Jurist 
Abhandl.  Tbl.  I,  Nr.  1.  —  Dagegen  wurde  die  testamentarische  Einsetzung 
eines  Prinzen,  der  nicht  schon  an  sich  ein  festes  Successionsrecht  (Wart- 
recht) hatte,  unter  der  Bedingung,  dass  er  eine  gewisse  Confession  annehme, 
keineswegs  für  eine  conditio  turpis  angesehen.  Yergl.  das  Godicill  der 
Markgräiin  Sibylla  Augusta  von  Baden-Baden,  a.  1733,  bei  Moser, 
FamiL-Staatsr.  L  965.  -  Thibaut,  System  des  Pand.-R.  §.  954,  Note  y. 

^)  Unbedingt  schliesst  den  Souverain  eines  anderen  Staates  von 
der  Thronfolge  aus:  Baden,  Deklaration  des  Grossherzogs  Karl  v.  4.  Oct. 
1817,  als  Grundlage  des  Hausgesetzes  §.  3,  Nr.  4  e;  „...niemals  aber 
diese  Landesnachfolge  auf  einen  Herrn  fallen  könne,  der  schon  einen  an- 
deren Staat  besitzt,  oder  zu  dessen  Regierung  unmittelbar  berufen  ist:  in- 
dem entweder  ein  solcher  weiblicher  Descendent,  wenn  ihn  die  Erbfolge 
trifft,  der  Regierung  seines  eigenen  Stammlandes  feierlich  entsagen 
muss,  oder  aber  die  Nachfolge  in  dem  Grossherzogthume  Baden  nach 
obigen  Erbfolgegrundsätzen  an  den  nächsten  nicht  regierenden  Herrn 
übergeht." 

c)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  6.  „Sollte  die  bayerische  Krone 
nach  Erlöschung  des  Mannsstammes  an  den  Regenten  einer  grösseren 
Monarchie  gelangen,  welcher  seine  Residenz  im  Königreiche  Bayern 
nicht  nehmen  könnte  oder  würde,  so  soll  dieselbe  an  den  zweitgebore- 
nen Prinzen  dieses  Hauses  übergehen,  und  in  dessen  Linie  sodann  die- 
selbe Erbfolge  eintreten,  wie  sie  oben  verzeichnet  ist  Kommt  aber  die 
Krone  an  die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen,  so 
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deatgcben  Staates  sollte  auch,  scbon  der  Natur  der  Saehe 
nach,  die  Uebemahme  eines  Hof-,  Militär-  oder  Civilstaats- 
dienstes  in  einem  anderen  Staate  betrachtet  werden.  Jedock 
sagen  dies  nur  sehr  wenige  Verfassongsnrkanden  aosdrflck- 
lich'^),  and  findet  sich  daher  auch,  dass  in  einigen  kleineren 
Staaten  die  Bekleidung  einer  hoben  militärischen  Charge  dnreh 
den  Souverain  in  einem  anderen  Bandesstaate  nicht  beanstan- 
det  wird^).     Dasselbe   gilt  von    der  Einnahme  eines  Sitzes 


wird  sie  zwar  Königin,  sie  mnss  jedoch  einen  Vicekönig,  der  seine 
Residenz  in  der  Hauptstadt  des  Königreichs  zu  nehmen  hat,  ernennen,  nnd 
die  Krone  geht  nach  ihrem  Ableben  an  ihren  zweitgeborenen  Prinzen 
über."  ~-  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  Art  15.  „Der  Grossherzog  kann 
nicht  zu  gleicher  Zeit  Oberhaupt  eines  ausserdeut sehen  Staates  sein, 
noch  in  Dienstespflichten  irgend  eines  anderen  Staates  stehen.  Die 
Regierung  kann  ohne  Zustimmung  des  allgemeinen  Landtags  nicht  mit  der 
Regierung  eines  anderen  deutschen  Staates  in  einer  Person  yereinigt 
werden.**  —  S.-Coburg-Gotha  V.-ü.  1852,  §.  19.  „Die  Staatsregierung 
kann,  ausgenommen  in  dem  §.  9  voigesehenen  Falle,  (dass  nimUch  zur 
Zeit  eines  Erbfalles  ausser  dem  Könige  von  England  oder  ausser  dem  eng- 
lischen Thronfolger  ein  successionsfUiiger  Nachkomme  aus  der  Spedallinie 
des  Prinzen  Albert  nicht  vorhanden  sei)  auf  den  Inhaber  eines  aus  ser- 
deutschen Thrones  nicht  gelangen.  Wenn  ein  Herzog  einen  aoaserdeot- 
sehen  Thron  besteigt,  so  wird  dafür  angenommen ,  dass  er  darauf  Yeracht 
geleistet  habe,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren.''  —  Schwarzburg- 
Sondershausen,  y.-U.  1849,  §.  50:  „Ist  er  (der  nächste  Throneibe) 
bereits  Oberhaupt  eines  anderen  Staates,  so  muss  er  auf  Verlangen  des 
Landtags  entweder  auf  diese  oder  auf  die  ihm  angeMnne  Regiernngs- 
folge  verzichten."  —  Prenssen,  V.-ü.  1850,  Art  55:  „Ohne  Einwilli- 
gung beider  Kammern  kann  der  König  nicht  zugleich  Herrscher  frem- 
der Reiche  sein.*' 

7)  Ausdrückliche  Bestimmungen  finden  sich  nur  in:  Oldenbrrg,  rev. 
V.-U.  1852,  Art  15.  (Unbedingtes  Verbot;  siehe  Note  6).  —  Nur  mit  Zu- 
stimmung der  Landstftnde  gestattet,  in:  Schwarzburg-Sonders* 
hausen,  V.-U.  1849,  §.  56  a.  £.  —  Die  Rheinbundsakte,  Art.  7. 
enthielt  darüber  folgende  Bestimmung:  ,Jies  princes  devront  nöcesaairemeat 
toe  independans  de  toute  Puissance  etr  angäre  k  la  conf(§d^ration,  et  ne 
pourront  consäquemment  prendre  du  Service  d^ancun  genre  que  dans  les 
Etats  conf^däres  ou  alli^  k  la  conü^^ration.  C!eux  qui,  tent  d^  an 
Service  d'autres  Puissances,  voudront  y  rester,  seront  tenus  de  fidre  passer 
leurs  Principaut^  sur  la  töte  d*un  de  leurs  £n£uis.'* 

s)  So  z.  B.  in  Nassau,  in  den  henoglich  sächsischen  und  den 
fürstlich  reussischen  H&usem. 
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Geblüt»). 

VII.  Auch  hat  sich  seit  d^r  Stiftnng  des  Rheinbundes  und 
des  deutschen .  Bundes  unter  den  Bundesgliedem  die  Ansicht 
festgestellt,  dass  ein  deutscher  Souverain  als  solcher,  d.  h. 
wegen  seines  Staates  oder  wegen  einzehier  Bestandtheile 
seines  Staatsgebietes  weder  Vasall  eines  anderen  souverainen 
Fürsten  ^^),  noch  auch  eines  seiner  eigenen  Unterthanen  sein 
kann  ^^);  wohl  aber  findet  sich  ein  Beispiel,  dass  ein  deutscher 
Souverain   als  Inhaber  einer  im  Qebiete  eines  anderen  Bun- 

desfürsten  gelegenen  Standesherrschaft  den  Lehenverband 

fortsetzt  12)^ 

§.  250. 

Von  der  geistigen  oder  körperlichen  Unfähigkeit   des 

Thronerben  zur  Führung  der  Regierung  und  deren 

Rechtsfolgen  insbesondere. 

I.  Schon  nach  den  Grundsätzen  des  alten  deutschen  Rechts 
über  die  Immobiliarerbfolge  überhaupt  wurden  Personen, 
welche  an  solcher  körperlichen  Missbildung  und  Unvollkom- 
menheit  litten,  dass  denselben  der  Gebranch  der  Geisteskräfte 
unmöglich  war,  sowie  auch  solche,  deren  Geschlecht  zweifel- 
haft war,  von  der  Erbfolge  in  das  AUod  und  Lehen  ausge- 
schlossen^); diejenigen  aber,  welche  nur  an  einzelnen  körper- 


*)  So  z.  B.  in  Hannover,  als  Mitglied  des  englischen  Königshauses. 

i<^)  Dieser  Grundsatz  lag  den  Abstimmungen  der  Majorität  in  der 
Streitfrage  zwischen  Kurhessen  und  Wal  deck,  die  von  ersterem  be- 
hauptete Lehensherrlichkeit  über  das  Fürstenthum  Waldeck  betreffend, 
resp.  dem  B.-B.  vom  20.  Januar  1848  zu  Grunde.  Siehe  unten  §.  259 
und  §.  444. 

**)  Beispiele  von  deutschen  Reichsständen,  die  Vasallen  ihrer  eigenen 
Unterthanen  waren,  siehe  in  Klüber,  Abhandlungen  I,  S.  19,  N.  3.  — 
J.  C.  Rau,  progr.  de  superiori  inferioris  vasaUo.  Lips.  1801. 

«)  Nach  der  Augsb.  Allg.  Zeitung  v.  27.  April  1862,  Nr.  117,  S.  1983 
leistet  der  Herzog  von  Braun  schweig  dem  König  von  Preussen  den 
Lehenseid  wegen  der  in  Preussisch-Schlesien  belegenen  Standesherrschaft 
Oels. 

')  Sachsenspiegel,  I,  a.  4.:  „Uppe  altvile  (Z^oiUer)  unde  uppe 
dverge  ne  irstirft  weder  len  noch  erve,  noch  uppe  kropelkint ...  De  mesel- 
seke  fmclselsüchtigey  d,  k.  auwätzigej  man  ne  untveit  weder  len  noch  ervo.** 
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liehen  Mängeln  litten,  wie  Stamme,  Blinde,  Lahme  (Hand-  oder 
Fnsslose),  liess  man  dagegen  nnbedenklich  zor  Erbfolge  im 
All  od;  die  Erbfolge  im  Lehen  aber,  wobei  aneh  das  In- 
teresse des  Lehensherm  wegen  Leistung  der  Lehendienste  in 
Frage  kam,  wurde  ihnen  nach  säehsischem  Rechte  abgespro- 
chen^); nach  dem  als  gemeines  Recht  geltenden  lombardi- 
schen Lehenrechte  war  aber  dies  nicht  nnr  bestritten,  sondern 
es  findet  sich  namentlich  in  einer  ans  jüngerer  Zeit  stammen- 
den nnd  daher  das  praktische  gemeine  Recht  darlegenden 
Stelle  (II.  Feud.  36)  mit  Verwerfung  der  gegentheiligen  Mei- 
nung die  Ansicht  als  die  richtige  vorgetragen,  dass  solche  ein- 
zelne körperliche  Mängel  von  der  Lehenfolge  nicht  ans- 
schliessen  ^).  Ueberdies  war  allgemein  anerkannt,  dass  ebe 
hieraus  abgeleitete  Lehensunfähigkeit  nur  eine  respektive 
d.  h.  das  Interesse  des  Lehensherm  allein  beriihrende  sei, 
dass  daher  nur  dieser  befugt  war,  einen  damit  behafteten 
Mann  von  der  Lehenfolge  auszuschliessen,  und  dass  daher 
die  Agnaten  durchaus  kein  Recht  hatten,  ihn  zu  verdrängen, 
wenn  ihn  der  Lehensherr  zulassen  wollte^). 

n.  In  Bezug  auf  die  Regierungsnachfolge  machten  sich  in 
den  reichsständischen  Häusern  alsbald  staatsrechtliche  Rttck- 
sichten  u.  Erwägungen  geltend^),  da  man  sehr  wohl  einsah,  dass 


*)  Sachsensp.  I,  a.  4:  „Wirt  ok  ein  kint  geboren  stnm  oder  hande- 
los oder  YOtelos,  oder  blint,  dat  is  wol  erve  to  landrechte  und  nicht 
lenerve." 

')  I.  Feud.  6.  ,  Jftutus  fendnm  retinere  non  potest;  sdlicet ,  qui  nollo- 
modo  loquitur."  Dagegen  11.  Feud.  36.  „Mutna  et  surdus,  coecos,  dandos, 
yel  aliter  imperfectus,  etiam  si  sie  natus  fiierit,  totom  feudum  patemom 
retinebit.  Obertus  es  Gerardus,  et  multi  alii.  Quidam  tarnen  dicunt,  enm, 
qai  talis  natus  est,  feudum  retinere  non  p08se,quia  ipsum  seryire  non 
valet." 

«)  Vergl.  Weber,  Handb.  d.  Lehnrechts,  Bd.  IH,  S.  332  u.  £ 

■)  Die  besonderen  Erfordernisse  körperlicher  Tüchtigkeit,  welche  der 
Schwaben  Spiegel  (Lassberg)  c  122  von  dem  zu  wählenden  Kaiser 
forderte  (siehe  oben  §.  82,  Note  2),  wurden  übrigens  niemals  als  mass- 
gebend für  die  Erbfolge  in  den  Fürstenhäusern  betrachtet  Dass  den  Ar 
die  letzteren  massgebenden  Grunds&tzen  seit  dem  XIV.  Jahrhunderte 
nicht  mehr  die  einseitige  Rücksicht  auf  die  Fähigkeit  zur  Leistung  der 
Lehndienste  zu  Grunde  lag,  zeigt  deutlich  der  Inhalt  der  Goldenen 
Bulle,  Cap.  XXV,  §.  3,  (siehe  Note  6).  Vergl  Struv,  Jurispmd.  beroica, 
Tom.  VII,  (1753)  p.  454. 
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renden  Familien  selbst  das  fortwährende  Bestehen  emer  geord- 
neten nnd  kräftigen  Regiemng  erheische.  Daher  sprach  schon 
die  goldene  Bnlle  (cap.  XXV.  §.  3)  in  Bezug  auf  die  kurfürst- 
lichen Häuser  den  Grundsatz  ans,  dass  die  Regierung  an 
keinen  Prinzen  vererben  könne ^  welcher  an  einer  Geistes- 
störung oder  Geistesschwäche  leide,  oder  sonst  mit 
einem  solchen  wesentlichen  (körperlichen)  Mangel  be- 
haftet sei,  welcher  ihm  das  Regieren  von  Land  und  Leuten 
unmöglich  mache  ^). 

III.  Eine  Aufzählung  der  einzeben  körperlichen 
Mängel,  welche  eine  Unfähigkeit  zur  Regierung  begründen 
solle,  wurde  in  der  goldenen  Bulle  nicht  gegeben,  in  der  rich- 
tigen Erwägung,  dass  hier  das  Meiste  von  den  besonderen 
Umständen  des  einzelnen  Falles  abhänge.  Unverkennbar  lag 
aber  hiemach  der  Bestimmung  der  goldenen  Bnlle  eine  Unter- 
scheidung der  vollständigen,  jetzt  sog.  absolutenUnfähig- 
keit  zur  Regierung  und  anderer  geringerer  Mängel  (der 
später  unpassend  sog.  relativen  Unfähigkeit)  zu  Grunde, 
und  nur  hr  den  ersteren  Fall  sanktionirte  sie  den  Ausschluss 
eines  Kurprinzen^). 

IV.  In  den  übrigen  reichsständischen  Häuseiii  betrachtete 
man,  obschon  die  goldene  Bulle  nicht  die  Bedeutung  eines  auch 
für  sie  geltenden  Reichsgesetzes  hatte,  nichts  desto  weniger 
die  analoge  Anwendbarkeit  der  Jn  diesem  Gesetze  aufgestellten 
Grundsätze,  als  durch  die  Natur  der  Sache  gerechtfertigt  ^). 

V.  Diesen  Grundsätzen  schloss  sich  auch  die  Praxis  der  ober- 


«)  Aurea  Bulla,  cap.  XXV,.  §.  2:  „Decemimus  igitur  .  .  quod  ex 
nunc  .  .  .  perpetuis  futuris  temporibas  insignes  et  magnifici  Principatus 
(sc.  fUectomm)  .  .  .  scindi,  dividi  seu  quavis  conditione  dismembrari  non 
debeant,  sed  ut  potias  in  sua  perfecta  integritate  perpeti^o  nianeant/'  (§.  3.) 
„Primogenitus  iilius  succedat  in  eis,  sibique  soll  jus  et  dominium  competat, 
nisi  forsitanmente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  ac  notabilis 
defectuB  existeret  propter  quem  non  deberet  seu  possit  hominibus 
principari.** 

^)  Aurea  Bulla,  cap.  XXV,  §.  4:  „In  quo  casu  inhibita  sibi  suc- 
cessione  secundo  genitum,  se  fuerit  in  ea  progenie,  seu  alium  seniorem 
fratrem,  seu  consanguineum  laicum,  qui  paterno  stipiti  in  descendenti  recta 
linea  proximior  fuerit,  yolumus  successumm.'' 

»)  Moser,  Familien-Staatsr.  1,  S.  20,  §.  13. 
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gemeines  Keicnsrecht  anerkannt,  dass  eine  bei  dem  An- 
falle der  Begierang  vorhandene  OeistesstOrong  oder  Geistes- 
schwäche  oder  wesentlicher  körperlicher  Mangel  den  Erbprinzen 
von  der  Regierangsnachfolge  von  Bechtswegen  ausschliesat  and 
die  Regierang  an  den  nächsten  befähigten  Agnaten  vererbt,  dass 
dagegen  bei  voraassichtlich  vorübergehender  Unfähigkeit  des 
Thronfolgers  eine  Regiernngsvormondschaft  anzuordnen*  ist, 
einzebe  körperliche  Mängel  and  Schwächen  aber  kein  Binder- 
niss  der  Thronfolge  und  der  Selbstregierang  sind^^). 

VI.  Dies  mass  aach  heat  za  Tage  noch  als  Gnmdsatz 
des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts  anerkannt  werden,  da 
die  Aaflösang  des  Reiches  and  die  Erwerbung  der  Sonveraine- 
tät  in  dieser  Beziehung  keine  Veränderung  in  dem  bis  dahin 
gültigen  Rechte  bewirkt  hat<^). 

VII.  In  mehreren  neueren  Verfassungsgesetzen  wird  da- 
gegen sogar  ein  geistiges  Leiden  nicht  mehr  als  ein  Grand 
des  Ausschlusses  des  Thronerben  von  der  Regierangsnachfolge 
betrachtet,  sondern  es  tritt,  wie  bei  dem  Falle  der  Minder- 
jährigkeit, nur  eine  Regentschaft  ein^^).    Diese  Bestimmung 


^)  Die  Praxis  des  Reichshofrathes,  an  welchem  gewöhnlich  dergleichen 
Sachen  zur  Verhandlung  kamen,  zeigt  das  berahmte  Reichshofrathsgutach- 
ten  vom  7.  Juli  1729,  den  geisteskranken  Herzog  Maria  Gonzaga  von 
Guastalla  betr.;  abgedruckt  in:  Merkwürdige  Reichshofrathsgutachteu. 
Fraukf.  1795,  Bd.  III,  S.  213  u.  £  — ,  Siehe  auch  Pfeffinger,  Vitriar. 
illustr.  Tit.  III,  p.  759,  765,  Note  e.  —  Dass  die  Zustimmung  des  Geistes- 
kranken zu  seinem  Ausschlüsse  von  der  Thronfolge  nicht  erfordert  wird, 
versteht  sich  von  selbst  —  Pfeffinger,  1.  c  p.  766,  Note  f.  t,Quem 
enim  legcs  excludunt,  ejus  consensu  opus  haud  est,  ut  pro  exduso  habeatur/* 

*•)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  21.  —  Ptttter,  prim.  lin.  §.  22.  — 
Gönner,  Staatsr.  §.  234.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  35.—  Viel  Un- 
richtiges findet  sich  in:  H.  B.  Oppenheim,  staatsrechtl.  Betrachtungen 
über  Regierungsfähigkeit  und  RegentschafL  Stuttgart  1844.  (Aach  in  den 
constitutionellen  Jahrbüchern.) 

**)  Klüber,  öffentl.  R.  §.  245.  — Schmalz,  Staatsr.  §.  257.  —  Mao- 
renbrecher, Staatsr.  §.233.  — Weiss,  Staatsr.  §.  240.—  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  70.  —  Vergl.  auch  K.  Tabor,  die  körperliche 
Thronfolgefahigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  in  d.  Zeitschr.  L  deuL 
R  1844,  Bd.  IX,  S.  238. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  II,  §.  9.  11.  —  Würtemberg,  V.-ü. 
1819,  §.  11  u.  f.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-ü.  1820,   §.  5  a.   E.  - 
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krankhafter  Zustand,  insbesonclere  ein  geistiges  Leiden,  als 
ein  Yorübergehendes  nnd  heilbares,  oder  als  ein  unheilbares^ 
oder  was  als  ein  wesentlicher  oder  minder  wesentlicher  Mangel 
zn  betrachten  sei,  sowie  auch  durch  die  Erwägung,  dass  unter 
Umständen  auch  Verwickelungen  in  Bezug  auf  die  Thronfolge 
entstehen  könnten,  wenn  nach  dem  Ausschlüsse  des  leidenden 
Thronerben  demselben  noch  eine  successionsfähige  Descendenz 
geboren  werden  sollte  ^^). 

Vin.  In  jenen  Fällen,  wo  der  Ausschluss  des  Thronerben 
wegen  geistiger  od^r  wesentlicher  körperlicher  Leiden  und 
Mängel  rechtlich  begründet  ist,  steht  es  dem  nächsten  zur 
Thronfolge  berufenen  Agnaten  selbstverständlich  frei,  anstatt 
der  sofortigen  Geltendmachung  seines  Successionsrechtes  die 
Regierung  vorerst  in  der  Eigenschaft  als  Regent  (Regierungs- 
verweser) zu  übernehmen,  die  Thronbesteigung  alsSouverain 
aber  bis  zu  dem  Zeitpunkte  auszusetzen,  wo  dieselbe  durch 
die  Interessen  des  Staates  unaufschieblich  geboten  wird^^). 


Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.  7.  -  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,-  §.  9  u.  f.  — 
Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  18.  —  Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  §.  20. 
—  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  53.  —  Preussen, 
V.-ü.  1850,  Art.  56.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  12;  gleich- 
lautend  im  Hausgesetze  y.  1855,  §.  11. 

<')  Der  b ad i sehe  Entwurf  des  Regentschaftsgesetzes  von  1862  be- 
trachtet ebenfalls  den  Eintritt  einer  Regentschaft  als  die  Regel,  erklärt  es 
aber  im  Art  5  für  zulässig,  dass  „nach  Beschaffenheit  des  Falles  durch  ein 
Gesetz  bestimmt  werde,  dass  der  präsumtive  Thronfolger  von  der 
Thronfolge  ausgeschlossen  sein  soll.*'  —  Ueber  das  Rechtsverhält^ 
niss  der  eventuellen  Descendenz  eines  als  regierungsunfähig  ausge- 
schlossenen Prinzen,  siehe  unten  §.  279  a  IV. 

^)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  S.  21.  —  Struv,  Jurisprud.  heroica, 
T.  VIL  p.  454.  —  In  dieser  Weise  ist  in  Baden  bei  dem  Ableben  des 
Grossherzogs  Leopold  verfahren  worden.  Der  Grossherzog  Friedrich 
übernahm  die  Regierung  am  24.  April  1852  anstatt  seines  kranken  Bruders 
Ludwig  (t  1858)  als  Regent,  und  nahm  erst  durch  Patent  vom  5.  Sept. 
1856  den  grossherzogl.  Titel  an. 


700  §•  2^1-  Erbfolgeordnung  im  Blannsstamme 

§.  251. 

Erbfolgeordnung  im  Mannsstamme. 

Agnatisch  -  linealische    Primogenitur*). 

I.  In  denjenigen  reichsständischen  Häusern ,  in  welchen 
nicht,  wie  bei  den  korfilrstlichen,  die  Primogenitnrordnnng  oder 
sonst  eine  specielle  Snccessionsordnnng,  wie  Majorat,  Seniorat 
oder  Minorat  eingeführt  war^),  betrachtete  man  insgemein  jene 
Successionsordnung  als  die  gemeinrechtliche,  welche 
im  lombardischen  Lehnrechte  fiir  die  Lehenfolge  vor- 
geschrieben  war,  da  man  diese  selbst  nur  als  eine  Nachbil- 
dung and  Aasbildung  der  adeligen  Stammgutsfolge  auffasate  ^). 

IL  Als  Princip  galt  hierbei  die  Grundansicht,  dass  von 
dem  letzten  Thronbesitzer  die  Eröffiiung  des  Kronbesitzes  (der 
Fall  oder  Anfall,  §.  248)  ausgeht,  also  das  Yerhältniss  zu 
diesem  das  Einrücken  in  den  Kronbesitz  bestimmt^). 

ni.  Man  unterschied  daher  zwei  Klassen  oder  ordines: 
1)  In  der  Carsten  Klasse  succedirten  die  Descendenten  des 
letzten  Thronbesitzers  ganz  in  derselben  Weise,  wie  die 
erste  Klasse  der  Intestaterben  (die  Klasse  der  Descendenten 
des  Erblassers)  nach  römischem  Rechte  suecedirt;  die  succes- 


0  C.  Gh.  Hofacker,  Comment  de  origi&ibus  et  fifttis  saccesdonis  er 
juris  primogeniturae.  Götting.  1771.  —  B.  W.  Pfeiffer,  Ober  die  Ord- 
nung der  Regierungsnachfolge  in  den  deutschen  Staaten.  Kassel  1826.  — 
H.  J.  F.  Schulze,  das  Recht  der  Erstgeburt  in  den  dentachen  Fürsten- 
häusern. Leipzig,  1851. 

*)  Siehe  oben  §.  247.  —  Alle  diese  besonderen  Succesaionsarten  haben 
den  Zweck,  Theilungen  zu  verhüten.  Majorat  ist  im  Allgemeinen  jede 
Successionsart,  wobei  das  Alter  einen  Vorzug  gibt:  im  engeren  Sinne  heisst 
Mflgorat  die  Successionsart,  wobei  zuerst  auf  Grades  nähe  gesehen  wird, 
und  nur  unter  gleich  Nahen  das  Alter  den  Vorzug  gibt  Primogenitur 
ist  vorhanden,  wo  ohne  Rücksicht  auf  Gradesn&he  der  Vorzug  der  Linien 
und  in  den  Linien  durch  Erstgeburt  bestimmt  wird.  Bei  Seniorat  suece- 
dirt jedesmal  der  Aelteste,  bei  Minorat  der  Jüngste  der  ganzen  Familie 
ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  der  Linien. 

3)  Hinsichtlich  der  lehn  baren  Territorien  konnte  dies  an  sich  keinen 
Anstand  haben:  aber  auch  hinsichtlich  der  allodialen  Territorien  hielt 
man  sich  an  die  Analogie  der  Lehentexte.  Pütter,  prim.  lin.  §.  11 
und  36. 

*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  14. 
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Köpfen,  die  EntferntereB  sucoedirten  tn  shrpes,  und  zwar  mit 
sog;  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Herauftreten  an  die  Stelle 
ihres  vorverstorbenen  parens  in  infinitum^),  2)  In  der  zweiten 
Klasse  succedirten  die  Collateralen  des  letzten  Besitzers, 
welche  zugleich  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  waren, 
daher  denn  auch  in  Bezug  auf  Brfider  4ind  Bruderskinder  die 
volle  Geburt  keinen  Vorzug  vor  der  halben  Geburt  begründen 
konnte.  Dabei  war,  wie  im  gemeinen  Lehenrechte,  fortwäh- 
rend streitig,  ob  diese  Klasse  nach  rein  römischen  Grundsätzen 
(sog.  Gradualsystem)®)  oder  nur  allein  mit  Rücksicht  auf 
die  Nähe  der  Linien  (nach  sog.  reinen  Linealsystem)'') 


B)  Dieses  sog.  Repräsentationsrecht  war  dem  nrsprüngliclien  deutschen 
Rechte  sowohl  in  der  Klasse  der  Descendenten  als  der  Collateralen  fremd 
und  war  noch  im  14.  Jahrhunderte  nicht  allgemein  in  der  Praxis  der  deut- 
schen (Berichte  anerkannt.  Yergl.  meine  deut  R-Oesch.,  3.  Aufl.  1858, 
Thl.  n,  §.  113,  X,  S.  770  u.  §.  117,  X,  S.  805. 

")  Das  römische  oder  Gradualsystem  vertheidigten  noch  Schilter,  de 
natura  success.  feud.  §.  3;  Meyer,  gemeinrechtliche  Erbfolgeordnung  in 
Stammlehen.  1805.  —  Mit  Beschränkung  auf  allodialeTerritorien 
yertheidigte  es  auch  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  S.  727,  Nr.  6.  —  Ebenso 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  238.  —  Man  berief  sich  auf  n.  Feud.  11, 
§.  1:  „His  (filiis)  yero  deficientibus  vocantur  primo  fratres  cum  fratrum 
praemortuorum  filiis ,  deinde  agnati  ulteriores*'  und  11.  Feud.  27.  „ ...  ad 
agnatum  proximiorem  feudum  pertinebit,  eodem  prorsus  observando,  quan- 
tum  ad  ordinem  gradus,  qui  continetur  in  legibus.'*  Die  ent- 
gegenstehende Stelle  IL  Feud.  50.  suchte  man  durch  (willkührliche)  ein- 
schränkende Interpretation  zu  entfernen.  —  Heut  zu  Tage  hat  das  reine 
GradualsysteiA  in  Bezug  auf  Lehen  keine  Vertheidiger  mehr. 

'")  Das  reine  Linealsystem  stützt  sich  auf  n.  Feud.  50:  „Si  iUe,  qui 
feudum  habet,  decesserit  nollo  filio  relicto:  anadomnes,  vel  ad  quos 
perveniat,  quaeritur?  Respondeo,  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  existalinea 
sunt,  ex  qua  iste  fuit."  Diese  Stelle  enthält  das  neuere  gemeine  lom- 
bardische Recht  und  derogirt  somit  den  älteren  Texten  n.  Feud.  11  u.  37. 
Das  reine  Linealsystem  vertheidigten  u.  A.  Preuschen,  rechtl.  Ausführung, 
dass  die  Lehnsfolge  der  Seitenverwandten  nach  den  Stämmen  etc.  zu  be- 
uriheilen  sei.  Frkft.  1752  (auch  in  Ze  per  nick,  Samml.  auserles.  Abhandl. 
a.  d,  Lehnr.  Bd.  HI,  Nr.  II).  —  Pütt  er,  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  VT. 
Dessen  Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  90  u.  f.  —  Biener,  Diss.  de  success.  feudor. 
Lips.  1782,  Cap.  IV.  —  Posse,  über  Erbfolgerecht  u.  Erbfolgeordnung, 
Rostock  1796,  S.  163  u.  f.  —  Derselbe:  über  Erbfolge  in  Lehen  oder 
Stammgüter.  Rostock  1800.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  235.  —  Leist,  Staatsr. 
§.  36.  —  Schmalz,  Staatsr.   §.  274.  275.  —  Siehe  besonders:  ünter- 
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gieicn  ^nacn  sog.  gemiscniem  oaer  vioaiiiionssysiem 
oder  Linealgradualsystem)^)  succedire. 

IV.  Nach  dem  geschichtlichen  fintwickelnngsgange 
des  Successionsrechts  in  den  deutschen  Fürstenhäusern^)  ist 

suchungen  über  die  Natur  der  Nachfolge  der  Seitenverwandten  in  dem 
herzogl.  Hause  Sachsen  überhaupt,  und  in  dem  herzogl.  Sachsen -go- 
thaischen Gesammthause  insbesondere.    Coburg  1822. 

*)  Das  Linealgradualsy Stern  Terbindet  die  Texte  EL  Feud.  11,37 
u.  50  und  glaubt  dieselben  durch  einander  gegenseitig  eigftnzen  so  mOssen. 
Allein  dies  steht  mit  dem  Geiste  sämmtlicher  Texte  ia  Widerspruch,  deren 
jeder  sich  als  etwas  in  sich  vollkommen  Abgeschlossenes  darsteUt  Auch 
ist  ein  solcher  gektlnstelter  Yereinigungsversuch  schon  darum  nach  her- 
meneuüschen  Kegeln  unstatthaft,  weil  der  Über  feudorum  kein  Gesetzbuch, 
selbst  nicht  einmal  eine  aus  einem  Gusse  'hervorgegangene  und  mit  der  Ab- 
sicht,, ein  harmonisches  Ganze  zu  bilden,  verfasste  Compüation,  wie  Justi- 
ni an 's  Pandekten  oder  Codex,  sondern  ein  nur  allm&hlig  und  planlos  aus 
verschiedenen,  sich  gegenseitig  durchaus  nicht  berücksichtigenden  Original- 
aufsätzen zusammengeschobenes  Rechtsbuch  ist,  und  das  Lehnrecht  in  seiner 
lebendigen  Fortbildung  durch  die  Doktrin  und  Praxis  in  verschiedenen 
Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  zeigt.  YergL  meine  deut  R-GescL, 
3.  Aufl.,  Thl.  I,  §.  29,  S.  120  flg.  —  Das  Lineal-Gradualsystem  vertheidig- 
ten  Puffendorf,  Observ.  Jur.  Tom.  III,  Nr.  136.  —  G.  L.  Böhmer, 
princ.  jur.  feud.  §.  144,  442.  —  C ramer,  OpuscuL  Supplem.  p.  4,  p.  278 
u.  f.  —  Moser,  P'amilienstaatsr.  I,  S.  727,  Nr.  8.  —  Siehe  besonders  ftr 
die  Linealgradualerbfolge:  Dan z.  Versuch  einer  historischen  Entwickelung 
der  gemeinrechtlichen  Erbfolgeart  in  Lehen.  Stuttgart  17d3.  —  Weber, 
Handb.  d.  Lehnr.  III,  486  u.f.  ->  Eichhorn,  Einl.  in  d.  deut  Priv.-B^ 
§.  356.  —  Pfeiffer,  in  der  oben  Note  1  angeführten  Schrift  —  J.  Held, 
System  des  Verf.-Rechts,  Bd.  II,  (1857),  S.  251. 

0)  Das  reine  Linealsystem  ist  die  streng  logische  Entwickelung  des 
G rundsatzes ,  dass  die  Lehenfolge  wesentlich  eine  Descendentenfolge 
des  ersten  Erwerbers  ist  (§.  248).  Zu  diesem  Systeme,  welches  keine  Rück- 
sicht auf  die  Gradesnähe  zum  letzten  Besitzer  nimmt,  musste  nothwendig 
die  Entwickelung  des  Lehnrechtes  führen.  Denn  anfänglich  erbten  die 
Collateralen  des  kinderlosen  Lehnbesitzers  gar  nicht,  weder  nach  lombar- 
dischem, noch  nach  deutschem  Rechte.  (Schwabenspiegel,  Lassberg. 
Lchnr.  c.  42.  „Es  erbet  niemand  Lehn,  denn  der  Vater  auf  den  Sohn.'0 
Als  man  aber  diesen  Collateralen  wegen  der  Investitur  des  ersten  Er- 
werbers das  Wart-  und  Anfalls  recht  der  Descendenten  (das  cha- 
rakteristische Recht  der  sog.  rechten  Erben)  beigelegt  hatte,  d.  h.  sie 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zur  Lehnfolge  rief,  so  war  kein 
Grund  mehr  vorhanden,  hinsichtlich  ihrer  eine  andere  Erbfolge-Ord- 
nung, wie  in  der  eigentlichen  Desceudentenklaase ,  gelten,  d.  b.  die  Ent- 
fernteren im  Grade  durch  den  Näheren  ausschliessen  zu  lassen,  resp.  ihnen 
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Scheidungen  zu  Grunde  gelegt  ^^)  und  ist  auch  in  einem 
neueren  Falle  bei  der  Succession  der  Seitenlinien  zur  Anwen- 
dung gebracht  worden  ^^).  Hiemach  succediren  die  in  der 
nächsten  Parentel  (Jined)  stehenden  Personen  nicht  nur  mit  Vor- 
zug vor  den  entfernteren  Parentelen  (soli),  sondern  auch  mit 
sog.  Repräsentationsrechte,  d.  h.  mit  Herauftreten  der  im  Grade 


das  Repräsentationsrecht  zu  verweigern,  welches  man  als  Eigenthümlichkeit 
der  römischen  Descendenten folge  kennen  gelernt  und  mit  dem  römi- 
schen Hechte  recipirt  hatte;  und  dies  ist  es,  was  ü.  Feud.  50  ausspricht 
Man  kann  daher  auch  nicht  gegen  das  reine  Lineal-System  mit  Grund 
einwenden,  dass  schon  im  älteren  deutschen  Rechte,  nach  dem  Grundsatze, 
je  näher  dem  Sippe,  desto  näher  dem  Erhe,  die  Gradesnähe 
bei  der  Erbfolge  der  Seitenverwandten  bertlcksichtigt  worden  sei,  denn  dies 
war  kein  eigenthümlicher  Grundsatz  der  deutschen  Collateralen- 
folge,  sondern  ursprünglich  allgemeiner  Grundsatz,  auch  bei  der  Des- 
cendentenfolge,  da  selbst  bei  dieser  das  alt«  deutsche  Recht  kein 
Repräsentationsrecht  kannte.  (Siehe  Note  5.)  Gerade  bei  der  Descenden- 
tenfolge  ist  aber  dieser  altdeutsche  Grundsatz  notorisch  durch  das  römische 
Recht  beseitigt  worden,  und  kann  daher  auch  nicht  mehr  bei  jener  schein- 
baren Art  von  Gollateralenfolge  gelten,  wo  die  Collateralen  des  letzten  Be- 
sitzers nicht  als  solche,  sondern  in  der  Eigenschaft  als  Descendenten 
(nämlich  des  ersten  Erwerbers)  erben. 

**)  Hiermit  stinmien  überein:  Weiss,  Staatsr.  §.  241.  —  H.  A.  Zacha- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  71.  —  B.  W.  Pfeiffer,  1.  c.  §.  44,  46  will 
diese  Grundsätze  nur  für  die  Lehnfolge,  die  auf  „gesammter  Hand^'  be- 
ruht, anerkennen.  Dabei  ist  aber  übersehen,  dass  die  Belehnung  zur  ge- 
sammten  Hand  nur  ein  künstliches  Mittel  war,  den  Collateralen  die 
Rechte  „rechter  Erben"  d.  h.  die  Rechte,  wie  sie  Descendenten 
haben  würden,  zu  geben,  so  lange  ein  Geblütsrecht  der  Collateralen, 
als  Descendenten  des  ersten  Erwerbers  zu  succediren,  noch  nicht  an- 
erkannt war. 

**)  So  z.  B.  in  dem  rheingräflich  D ha un' sehen  Successionsfalle;  das 
Urtheil  des  Reichskammergerichts  v.  20.  Dec.  1764,  siehe  bei  Pütt  er,  prim. 
lin.  §.  36,  Note  c. 

**)  Erbtheilung  der  sächs.  ernestinischen  Häuser  v.  15.  Nov. 
1826,  nach  dem  Aussterben  von  Sachsen-Gotha,  11.  Fiebr.  1825.  —  Für 
Sachsen-Meiningen  wurde  damals  ein  Grades -Vorzug  beansprucht; 
(siehe  kurze  Nachrichten,  die  Erbfolgeordnung  in  dem  herzoglichen  Hause 
Sachsen  betr.  Meiningen  1822),  was  mehrfache  Streitschriften  (siehe  die 
coburgische  Schrift  oben  Note  7,  u.  A.  auch  von  Eichhorn  u.  Schmalz, 
1826)  zur  Folge  hatte.  Die  Sache  wurde  durch  die  angeführte  Erbtheilung 
auf  Grundlage  des  reinen  Linealsystems  verglichen. 


704  §.  252.  Weibliche  Thronfolge. 

Entfernteren  (omnes)  an  die  Stelle   deB   verstorbenen  j>aren8 
gerade  so,  wie  in  der  Klasse  der  Descendenten  ^^). 

V.  Heut  zu  Tage  ist  in  allen  regierenden  Familien,  mdr 
stens  durchgreifend,  die  agnatisch-linealische  Primo- 
geniturordnnng  eingeführt,  d.  h.  das  reine  Linealsystem, 
mit  Beiftlgung  des  Vorzugs  der  Erstgeburt,  so  dass 
sich  sowohl  der  Vorzug  der  HaupÜinien  unter  sich,  als  der 
Nebenlinien  in  denselben  lediglich  durch  die  Erstgeburt  be- 
stimmt ^^). 

VI.  In  jenen  regierenden  Häusern,  in  welchen  die  Primo- 
geniturordnung  nur  fOr  die  jeweils  regierende  Hauptlinie  ein- 
geführt ist'^),  muss  auch  gegenwärtig  noch  bei  dem  Abgange 
der  regierenden  Hauptlinie  die  Lineal  folge  als  die  gemein- 
rechtliche Successionsart  ftür  die  unter  der  Hauptlinie  begriffe- 
nen Speciallinien  betrachtet  werden,  sofern  nicht  besondere 
Familienverträge,  Observanzen  oder  Gesetze  entgegenstehen  *®). 

§.  252. 

WeibKche  Thronfolge. 

1)  Statthaftigkeit  derselben  überhaupt. 

I.  In  der  älteren  Zeit,  insbesondere  so  lange  und  so  weit 
die  Landesregierung  noch  mehr  oder  minder  den  Charakter 
eines  Amtes  (Ftlrstenamtes)  trug^),  war  der  Weibsstamm 


")  Vergl.  den  Text  von  II.  Feod.  50,  oben  Note  7. 

*«)  Bayern,  V.-ü.  1848,  Tit  ü,  §.  2.  -  Baden,  V.-ü.  1818,  §.  4, 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  2.  —  Würtemberg,  V.-U.  1819, 
§.  7.  — Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5.  —  S.-Meiningen-Hildburg- 
hausen,  V.-ü.  1829,  §.  3.  —  Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  3.  — K.  Sach- 
sen, V.-U.  1831,  §.  6.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831,  §.  13.  —  Braun- 
schweig, L.-0.1832,  §.  14. —Hannover,  V.-U.  1840,  §.  12.  —  Olden- 
burg, rev.  V.-ü.  1852,  art.  17,  §.  L  —  Reuss,  j.  Linie,  V.-ü.  1852,  §.  45. 
—  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  15.  —  Schwarzburg-Sondersh.,  V.-ü. 
1849,  §.  50.  —  Preussen,  V.-ü.  1850,  art  53.  —  S.-Coburg-«Gotha, 
V.-ü.  1852,  §.  6  und  Hausges.  1855,  art.  5,  8. 

»)  So  z.  B.  die  herzogl.  sächsischen  Häuser;  s.  oben  Note  12. 

«)  S.-Meiningen-Hildburghausen,  V.-ü.  1829,  art.  3.  —  Anhal  t- 
Bernburg,  V.-ü.  1850,  §.  88. 

4)  Siehe  oben  §.  247,  H. 
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TOD  der  Nachfolge  in  die  Regienmg  selbstverständlich  ganz 
ausgeschlossen. 

n.  Da  aber  die  meisten  alten  Volksrechte,  auch  die  Lex 
Salica,  richtig  verstanden^),  sowie  auch  der  Sachsen-  und 
Schwabenspiegel  nur  einen  mehr  oder  minder  beschränkten 
Vorzug  des  Mannsstammes  vor  dem  Weibsstamme  bei  der 
Erbfolge  in  die  allodialen  Erb-  oder  Stammgflter  kannten  ^)y  so 
konnte  sich  alsbald  in  Bezug  auf  die  allodialen  Herrschaf- 
ten, in  welchen  überhaupt  die  Landesregierung  nicht  als  ein 
Fttrstenamt,  sondern  mehr  als  ein  Ausfluss  oder  eine  Pertinenz 
des  echten  Eigenthums ,  ähnlich  wie  die  jetzt  sog.  Grundherr- 
schaft, betrachtet  wurde ^),  die  Ansicht  bilden,  dass  hierin 
subsidiär,  d.  h.  nach  Abgang  des  Mannsstammes,  allerdings 
der  Weibsstamm  successionsfähig  sei. 

HL  Diese  Ansicht  musste  um  so  mehr  Verbreitung  durch 
den  Einfluss  des  römischen  Rechtes  gewinnen,  da  dieses  die 
Frauen  den  Männern  im  Erbrechte  sogar  gleichstellt.  Man 
glaubte  sonach  dadurch,  dass  man  an  dem  Vorzuge  des 
Mannsstammes  festhielt,  dem  alten  deutschen  Rechte  alle  mög- 
liche Rücksicht  getragen  zu  haben,  und  daher  wurde  in  der 
späteren  Zeit  des  Reichs  bei  den  allodialen  Ländern  all- 
gemein die  subsidiäre  Regierungsnachfolge  des  Weibsstam- 
mes präsumirt,  sofern  sie  nicht  durch  Hausgesetze  oder 
Erbveiträge  ausdrücklich  ausgeschlossen  war^). 

IV.  Ausserdem  war  aber  der  Weibsstamm  der  reichsstän- 
dischen Häuser  zur  Reichszeit  nur  noch  successionsfähig  bei 
Weiberlehen  und  sog.  gemeinen  (d.  h.  nach  gemeinem  Civil- 
rechte  vererblichen)  Erblehen^). 


«)  Siehe  oben  §.  248,  IV. 

5)  Vergl.  hierüber  meine  deut.  R.-Ge8ch.  3.  Aufl.  1858,  ThJ.  II,  §.  114 
und  117. 

*)  Darauf  deuten  sehr  bestimmt  auch  die  feststehenden  urkundlichen 
Bezeichnungen  solcher  freien  Herrschaften  ids proprium,  domtnium,  domanium 
u.  dergl.  ~  üeber  die  Entwickelung  der  Landesherrschaft  aus  der  Grund- 
herrschaft, siehe  meine  AlterthOmer  des  deut  Reichs  und  Rechts,  Bd.  I, 
(1860),  §.  19  flg. 

»)  Ludolf,  de  jure  fem.  illust  P.  H,  c.  1,^.  VII,  XI. 

')  So  war  z.  B.  das  Erzherzogthum  Oesterreich  schon  durch  das  (angeb- 
liche) Privilegium  K.  Fried  rieh's  L,  a.  1156.  (Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  IT, 

Zöpfl,  Staatsrecht.   5.  Aufl.   I.  45      ^^  I 
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y.  In  Bezog  auf  die  übrigen  lehn  baren  Territorial  war 
aber  der  Weibsstamm  bis  zur  An^ösung  des  Reiches  als  aue- 
eessionsnnfähig  ausgeschlossen^). 

VI.  Hent  za  Tage  muss  der  Weibsstamm  in  den  regier^i- 
den  FürstenhäQsem  gemeinrechtlich  als  subsidiär  diron- 
folgeberechtigt  nach  yöUigem  Abgange  des  Mannsstammes 
betrachtet  werden,  weil  nanmehr  alle  deutschen  Kronen  alle- 
dial  sind^).  Die  meisten  neueren  Verfasaungsnrkimden 
erkennen  daher  auch  die  Statthaftigkeit  der  subsidiären  weib- 
lichen (cognatischen)  Thronfolge  ausdrücklich  an'). 

Vn.  Nur  in  wenigen  Verfassongsurkunden  ist  der 
Weibsstamm  von  der  Thronfolge  ausdrflcklich  ausgeschlossen 
worden  ^^). 


p.  99)  als  Weiberlehen  verliehen.  „Et  si  .  .  .  Dax  Austriae  sine  berede 
filio  decederet,  idem  ducatus  ad  seniorem  filiam,  quam  reliquerit,  de- 
volvatur." 

^  Dies  zufolge  der  gemeinen  lehenrechtlichen  Gnmdsfttze,  wonach  die 
Lehen  regelmässig  nur  im  Mannsstamme  vererben.  I.  Feud.  8.  pr. 

")  Mehr  als  ein  subsid&res  Thronfolgerecht  nach  dem  Abgange 
des  Mannsstammes  kann  dem  Weibsstamme  nicht  beigelegt  werden.  TergL 
J.  Held,  System  des  Verf.-Recht8 ,  Bd.  n  (1857),  S.  265,  und  besonders 
die  oben  §.  248,  Note  5,  angeführte  Schrift  von  H.  A.  Zachariae,  das 
Successionsreeht  im  Gesammthause  Braunschweig-LUneburg  etc. 
Leipzig  1862. 

»)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  U,  §.  5.  —  Baden,  V.-ü.  1819,  §.  4, 
resp.  Declaration  v.  4.  Octob.  1817,  §.  3.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  7. 

—  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  7. 

—  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  15.  — 
Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  50. 

10)  Oldenburg,  V.-U.  1852,  art.  17,  §.  2.  „Die  weibliche  Erbfolge 
bleibt  auch  nach  Abgang  des  Mannsstammes  ausgeschlossen."  —  üeberein- 
Btimmt:  Kurhessen,  V.-ü.  1831,  §.3.  —  Mehrere  Ver&ssungsurkunden, 
wie  z.  B.  die  preussische  V.-ü.  v.  1850,  schweigen  ganz  über  die  weib- 
liche Thronfolge;  namentlich  ist  dies  der  Fall  in  solchen  Staaten,  welche 
von  Speciallinien  eines  Gesammthauses  regiert  werden,  wie  die  grossh.  und 
herzogl.  s&chsischen,  reussischen  und  an hal tischen  Häuser,  oder 
wo  Erbverträge  mit  anderen  souverainen  Häusern  für  den  Abgang  des 
Mannsstammes  bestehen. 
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§.  253. 
2)  Grundsätze  über  die  weibliche  Thronfolgeordnung*). 

I.  Die  Grandsätze»  welche  man  znr  Reichszeit  hinsichtlich 
der  Snccessionsordnung  bei  Regierangsnachfolge  des  Weibs- 
stammes als  gemeinrechtlich  massgebend  betrachtete,  beruhten 
in  Ermangelang  allgemeiner  Vorschriften  der  Reichsgesetze  anf 
Analogie  der  bei  der  Successionsordnang  des  Mannsstammes 
geltenden  Regeln ,  und,  sofern  es  sich  am  Weiberlehen  han- 
delte,  aaf  den  Vorschriften  des  gemeinen  Lehnrechts. 

IL  Dieselben  Orandsätze  sind  auch  jetzt  noch  als  gemein- 
rechtlich giltig  in  den  regierenden  Häusern  zu  betrachten 
und  sind  überdies  grösstentheils  durch  die  neaeren  Verfas- 
sungsgesetze  ausdrücklich  anerkannt  worden.  Es  gelten  daher 
bei  der  Thronfolge  des  Weibsstammes  im  Allgemeinen  diesel- 
ben Grundsätze,  welche  ftir  die  Succession  des  Mannsstammes 
in  der  betreffenden  Familie  gelten,  sofern  nicht  durch  beson- 
dere Vorschriften  eine  Ausnahme  begründet  ist^).  Der  Grund 
hiervon  liegt  darin,  dass  bei  dem  Eintritte  der  weiblichen  Erb- 
folge die  Yon  der  Snccessionsordnung  gerufenen  Frauen  und 
deren  Descendenz  so  zu  beti'achten  sind,  als  wenn  erstere 
Männer  und  letztere  eine  agnatische  Descendenz  wären, 
weil  sie  in  solchem  Falle  auch  wirklich  ein  Recht  der  Män- 
ner und  Agnaten  in  Anspruch  zu  nehmen  und  auszuüben 
befugt  sind'). 


<)  Moser,  Staatsr.  XVI,  267  u.  f.;  Familienstaatsr.  I,  839  u.  f.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  54  u.  f.;  Erörterungen  Bd.  I,  Nr.  YII.  —  Gönner, 
Staatsr.  §.  238.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  39.  —  Schmalz,  Staatsr. 
§.  278.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  236.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  241. 
—  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  73.  -  Schott,  über  die 
Natur  der  weiblichen  Erbfolge  etc.  Tübingen  1809. 

»)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.5.  „  .  .  .  geht  die  Thronfolge  auf 
die  weibliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolgeordnung, 
die  für  den  Mannsstamm  festgesetzt  ist,  über/'  —  Braunschweig,  neue 
L.-0.  1832,  §.  14.  „Erlischt  der  Mannsstamm  des  fürstlichen  Gesammt- 
h an 8 es,  so  geht  die  Regierung  auf  die  weibliche  Linie  nach  gleichen 
Grundsätzen  über.'' 

•)  Genau  so  drückt  ach  aus:  bayer.  V.-U.  1818,  Tit.  n,  §.  5.  „...so 
dass  die  zur  Zeit  des  Ablebens  des  letztregierenden    Königs  lebenden 

45* 
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in.  Es  geht  daher  gemeinrechtlich^  d.  h.  iBSofem 
nicht  ein  giltiges  Hans-  oder  Yerfassnngsgesetz  etwas  an- 
deres verordnet,  die  dem  letzten  Eronbesitzer  nächste  weib- 
liche Verwandte,  also  jedenfalls  die  Tochter  desselben,  die 
sog.  Erbtochter  (nnd  nnter  mehreren  Töchtern  die  Erst- 
geborne) und  deren  Descendenz  den  übrigen  Frauen  des 
Hauses  und  deren  Descendenz,  namentlich  also  den  bereits  in 
früheren  SuccessionsfäUen  übergangenen  Frauen  in  den  Seiten- 
linien, den  sog.  Segredienterbinnen  und  deren  Descen- 
denz, vor*).  Ob  die  Regredienterbinnen  etwa  keine  Erb- 
yerzichte  geleistet  hatten,  oder  ob  ihren  Erb  verzichten  der 
Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls  beigeAtgt  ist,  kann  in 
Bezug  auf  die  Thronfolge  nicht  in  Betracht  kommen**^). 

bayerischen  Prinzessinnen  oder  Abkömmlinge  derselben,  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechts,  ebenso  als  wären  sie  Prinse'n  des  ur- 
sprünglichen Mann'sstammes  des  bayerischen  Hauses  nach  dem 
Erstgeburtsrechte  und  der  Linealerbfolge-Ordnung  zur  Thronfolge  berufen 
werden." 

*)  Darüber,  dass  die  Erbtochter  den  Regredienterbinnen  in  der 
Thronfolge  vorgeht,  ist  man  heut  zu  Tage  allgemein  einverstanden, 
vergl.  die  oben  Note  1  angeführten  Schriften.  Zur  Zeit  des  Reichs  wurde 
jedoch  bei  Gelegenheit  mehrerer  Successionsfölle  sehr  heftig  darüber  ge- 
stritten: am  Meisten  bei  dem  Erlöschen  des  habsburgischen  Manns- 
atammes  in  Karl  VI.,  1740,  als  Bayern  aus  dem  Grunde  der  Regredient- 
erbschaft  Ansprüche  auf  die  österreichischen  Erblande  erhob.  —  Die 
vollständige  Uebersicht  der  Literatur  über  diese  Streitfrage  und  der  Grunde 
für  und  gegen,  siehe  in  Falk,  Eranien  z.  deut.  Rechte,  Bd  I,  (1828)8.  63 
u.  f.  —  Vergl.  auch  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  HI,  S.  316  u.  t 

»)  Der  Grund  hiervon  li^  darin,  dass  die  Frauen,  so  lange  der 
Mannsstamm  blüht,  an  den  bei  der  heutigen  Thronfolge  in  Frage  kommen- 
den Ländern  überhaupt  (de  jure)  kein  mit  demselben  concurriren- 
des  Successionsrecht  haben,  also  der  Verzicht  von  Haus  aus  gegen- 
standslos und  der  dabei  etwa  gemachte  Vorbehalt  des  ledigen  Anfalls 
eben  desshalb  bedeutungslos  ist  —  Ganz  anders  konnte  sich  aber 
im  einzelnen  Falle  die  Sache  zur  Reichszeit  gestalten,  wenn  es  sich 
um  Besitzungen  handelte,  auf  welche  die  Frauen  zu  der  Zeit,  als  sie  ver- 
zichteten und  den  Vorbehalt  des  ledigeu  Anfalls  machten,  wirklich  ein  mit 
dem  Mannsstamme  (ihreu  Brüdern)  concurrireudes  Recht  hatten, 
z.  B.  bei  reinen  Allodien,  hinsichtlich  deren  kein  Vorzug  des  Manns- 
stammes eingeführt  war,  oder  bei  fetidis  femimnu  promisamf  odet*  nach 
gemeinem  Civilrechte  vererblicheu  Erblehn,  wo  Männer  und  Frauen  unter 
einander  zur  Succession  gerufen  waren.  (Vergl.  auch  Maurenbrecher, 
Staatsr.  §.  236,  Note  d.)    Aus  derartigen  Rücksichten  erklärt  sich  recht 
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IV.  Ist  keine  Erbtochter  oder  deren  Descendenz  vorhan- 
den, 80  gelten  gemeinrechtlich  hinsichtlich  der  Frauen  in 
den  Seitenlinien  and  ihrer  Deseendenz  mit  Rücksicht  darauf, 
ob  Primogeniturordnung  angeordnet  ist  oder  nicht,  dieselben 
Regeln,  wie  bei  der  Saccession  agnatischer  Gollateralen  ^). 

V.  Der  Grundsatz,  dass  es  keine  Regredienterb- 
schaft  gibt,  ist  auch  in  allen  neueren  Verfassungsgesetzen, 
welche  diese  Frage  besonders  behandeln,  ausdrücklich  aner- 
kannt worden;  hinsichtlich  der  Frage  aber,  welche  Frau  als 
die  dem  letztregierenden  Fürsten  nächste  zu  betrachten 
sei,  finden  sich  zwei  verschiedene  Systeme  in  den  neueren 
Verfassungsurkunden  aufgestellt.  Es  ist  nämlich  entweder 
1)  ohne  alle  Abweichung  genau  die  linealische  Primogeni- 
turordnung, wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes 
vorgeschrieben '');  oder  2)  es  soll  der  Weibsstamm  nach  Li- 
neal-Gradualsystem  succediren,  was  durch  die  Formel 
ausgedrückt  wird:  „nach  Nähe  der  Verwandtschaft  mit 
dem  letztregicrenden  Herrn  "s),  und  wobei  für  den  Fall  der 

wohl,  waram  bei  dem  Reichskammergerichte  in  mehreren  Fällen  für  die 
Regredienterbinneu  in  der  Weise  gesprochen  wurde,  dass  sie  als 
Miterbinnen  neben  der  Erb tochter  erklärt  wurden,  d.  h.  ihre  früher 
verzichteten  Erbantheile  nunmehr  herausgegeben  erhielten,  so  z.  B.  in 
dem  kammergerichtlichen  Urtheile  in  der  gräfl.  Sulz 'sehen  Successions- 
sache  v.  15.  Juli  1701,  bei  Moser,  Familien-Staatsr.  I,  S.  904,  während 
in  anderen  Fällen,  z.  B.  in  der  Hessen- Hanau 'sehen  Sache  vom 
Reichskammergerichte  für  die  Erbtochter  gesprochen  wurde.  Siehe  unten 
Note  27. 

«)  Wo  also  in  Ermangelung  einer  Primogenitur-Ordnung  Erb th ei- 
lung zulässig  ist,  wird  der  Weibsstanun  in  den  Seitenlinien,  wie  der 
Mannsstamm,  gemeinrechtlich  nach  reinem  Linealsysteme  gerufen. 

7)  Dies  thut  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  H,  §.  5.—  Braunschweig, 
n.  L.-0.  1832,  §.  14. 

")  Diese  Fassung,  die  allerdings  etwas  undeutlich  ist  und  daher 
auch  missverstanden  werden  kann,  als  ob  dadurch  etwa  nur  allein  ein 
Vorzug  des  Grades  der  Verwandtschaft  mit  dem  letztregierenden  Herrn 
habe  angeordnet  werden  wollen,  findet  sich  in  sämmtlichen,  unten  in  Note 
9  und  10  verzeichneten  Verfassungsurkunden.  Allein  die  Ansicht,  dass 
hierdurch  sowohl  der  Vorzug  der  Linie  als  des  Grades  (ein  Linealgra- 
dualsystem)  habe  angeordnet  werden  wollen,  rauss  darum  als  die  richtige 
betrachtet  werden:  1)  weil  überhaupt  der  Vorzug  der  Nähe  der  Li  nie n 
auch  bei  dem  Mannsstamme  unbedingt  berücksichtigt  wird,  und  im  Zweifel 
für  die  Succession  des  Weibsstammes  dieselben  Grundsätze  gelten  müssen, 
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Gleichheit  des  OradeB  in  zweifacher  Wdse  Vorsorge 
getroffen  ist,  nftmlich  entweder  so,  dsss  sodann  anf  das 
Alter  der  Linien,  nnd  wenn  aach  dieses  gleich  ist,  anf  das 
Alter  der  Person  Bflcksicht  genommen  wird*);  oder  so, 
dass  bei  gleicher  Gradesnähe  sofort  das  Alter  der  Person 
den  Vorzug  bestimmt ><^).  Ganz  Yom  gemeinen  deutschen 
Fttrstenrechte  abweichende  Bestimmongen  enthält  die  Yon  dem 
Grossherzoge  Karl  von  Baden  fbr  die  weibliche  Thronfidge 
in  diesem  grossherzog^chen  Hanse  (einseitig)  ausgegangene 
Deklaration  y.  4.  Oktober  1817,  welche  als  die  „Grundlage 
des  Hansgesetzes^^  m  der  badischen  Verfassungsurkunde  von 
1819  §.  4  für  einen  wesentlichen  BestandtheU  der  Verfassung 
erklärt  worden  ist"). 


wie  bei  der  Thronfolge  des  Mannsstammes  t  2)  weil  sonst  leicht  der  Fsll 
eintreten  könnte,  namentlich  da,  wo  bei  Gleichheit  des  Grades  sogar  das 
Alter  der  Person  berücksichtigt  werden  soll,  dass  sogar  eine  direkte  De- 
scendentin  des  letztregierenden  Herrn  (also  aus  seiner  eigenen  Linie) 
z.  B.  seine  eigene  Enkelin  oder  doch  eine  Descendentin  aus  der  Linie, 
aus  der  er  selbst  stammt  (ex  qua  iste  fuit  U.  Feud:  50)  z.  B.  die  Tochter 
oder  Enkelin  von  seinem  Bmder  durch  eine  Yatersschwester  (Tante)  aus- 
geschlossen werden  wOrde ;  und  sicher  lag  nicht  in  der  Absicht,  die  Fraaen 
aus  der  letztregierenden  Linie,  d.  h.  die  Erbtochter  und  deren  Descendenz, 
den  Frauen  aus  den  entfernteren  Seitenlinien  nachzusetzen,  oder  in  Con- 
currenz  mit  denselben  zurttckzudr&ngen  und  somit  ein  System  der  Erbfolge 
einzuführen,  welches  sogar  den  im  römischen  Rechte  begründeten  Charakter' 
der  Descendentenklasse  und  der  Klasse  der  Brüder  nnd  Brudersldnder  ersten 
Grades,  als  Klassen  der  n&chsten  Verwandten,  zerstören  würde. 
3)  Wäre  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gewesen,  die  Frauen,  an  welche  der 
erste  Anfall  der  Krone  geschehen  soll,  lediglich  durch  die  Grades  nähe 
bestimmen  zu  lassen,  so  hatte  nicht  gesagt  werden  dürfen:  „Nähe  der 
Verwandtschaft'*,  sondern  es  h&tte  gesagt  werden  müssen:  „Nühe  des 
Grades  der  Verwandtschaft.** 

')  So  bestimmt  im  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  7.  —  Hannover, 
V.-U.  1840,  §.  12.  — Schwarzburg-Sondershansen,  V.-ü.  18^,  §. 5a 

»«)  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  7.— Grossh.  Hessen,  V.-U.  1880, 
§.  5.  —  Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  15. 

*i)  Hiernach  soll  die  weibliche  Thronfolge  nach  drei  Linien  stattfinden: 
1)  die  der  Töchter  des  weiland  Erbprinzen  Carl  Ludwig,  2)  die  des 
Markgrafen,  nachher  Grossherzogs  Ludwig  (yon  welchem  aber  keine  ano- 
cessionsßdiige  weibliche  Nachkommenschaft  voiiianden  ist)  und  3)  die  der 
Prinzessinnen  aus  der  jetzt  regierenden  Linie  (der  früheren  Grafen  von 
Hochberg) abermals  nach  dreiLinien,  durchgehend  mit  Erstgeburts- 
recht in  den  Linien. 
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VI.  In  einigen  Verfassnngen  ist  ansdrttcklich  bestimmt, 
dass  die  weibliche  Thronfolge  nur  dann  bei  dem  Abgange  des 
Mannsstammes  eintreten  soll,  wenn  auch  keine  Erbverbrli- 
derten  vorhanden  sind^^).  Wo  diese  Bestimmung  aufgenom- 
men ist,  findet  sonach  bei  der  weiblichen  Snccession  der  we- 
sentliche Unterschied  von  der  agnatischen  Thronfolge  statt, 
dass  die  snccessionsfähigen  Frauen  und  deren  Descendenz 
zwar  auch  Anfallsrecht,  d.  h.  das  Recht  haben,  dass  an  sie 
die  Krone,  wenn  sie  ihnen  anfällt,  ipso  jure  übergeht  ^^) :  aber 
sie  haben  keine  Wart,  d.  h.  sie  haben  kein  so  festes  Suc- 
cessionsrecht,  dass  ihnen  nicht  dasselbe  durch  Erbverträge, 
welche  der  Mannsstamm  oder  der  letzte  agnatische  Thronbe- 
sitzer mit  anderen  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  schlie- 
sen  würde,  entzogen  werden  könnte.  Wo  die  Verfassungs- 
urkunde aber  nicht  ausdrücklich  den  flir  subsidiär  nach  Abgang 
des  Mannsstammes  thronfolgeberechtigt  erklärten  Weibs- 
stamm des  regierenden  Hauses  für  ausgeschlossen  durch  das 
Dasein  von  Erbverbrüderten  erklärt,  muss  angenommen 
werden,  dass  demselben  auch  ebensowohl  wie  dem  Manns- 
stamme ein  Wart  recht  an  der  Krone  zustehe,  und  also  auch 
der  Mantisstamm  oder  der  letzte  agnatische  Kronbesitzer  keine 
Erbverträge  zum  Zwecke  des  Ausschlusses  des  Weibsstammes 
von  der  Thronfolge  schliessen  darf  ^*). 

Vn.  Fällt  die  Krone  durch  Erbfolge  an  eine  Frau,  so  ist 
sie  auch  befugt,  selbst  die  Regierung  anzutreten  und  zu 
fuhren  und  zwar  sowohl  nach  gemeinem  Rechte  ^^),  als  nach 


««)  AasdrOckUch  ist  dies  bestimmt  in:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  U, 
§.  5.  •—  Grossherzogthiim  Hessen,  Y.-U.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen, 
V.-ü.  1831,  §.  7. 

«)  Vergl.  oben  §.  248. 

**)  Gegen  diese  DarsteUung  polemisirt:  J.  Held,  System  des  Yerf.- 
Rechtes,  Bd.  H,  (1857)  S.  267.  —  Siehe  auch  unten  §.  256,  IV,  V. 

^)  üebrigens  war  dies  zur  Reichszeit  in  Bezug  auf  die  lehnbaren 
Territorien  bestritten  wegen  H.  Feud.  17,  pr.  „Non  enim  patet  locus  feminae 
in  feudi  successione,  donec  masculus  supperest  ex  eo,  qui  primus  de  hoc 
feudo  fiierit  investitus.'*  Demnach  zogen  viele  sogar  den  Sohn  seiner 
Mutter  vor.  So  z.  B.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  m,  S.  283  u.  f.  —  AUein 
wenn  man  diese  Worte  in  dem  ganzen  Zusammenhange  der  Stelle,  deren 
Schluss  sie  bildet,  aufifasst,  so  ergibt  sich,  dass  daselbst  nur  von  dem  Falle 
gehandelt  wird,  wo  die  Mutter  des  maectdus  bereits  vorv  er  sterben  war. 
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der  ausdrücklichen  Erklärung  aller  diesen  Fall  behandelnden 
jetzt  geltenden  Verfassungsurkunden  ^^).  Eine  Thronfolge, 
welche  nur  ratione  tranamiasionia  eine  weibliche  wäre,  so  daas 
mit  Ueberspringung  der  zunächst  berufenen  Frau,  oder  der 
Frauen  überhaupt,  der  nächste  männliche  Descendent  in 
der  weiblichen  Linie  zur  Thronfolge  berufen  wäre,  findet  sieh 
gegenwärtig  in  keinem  deutschen  Haus-  oder  Verfaasuigsge- 
setze^^),  ausser  in  der  badischen  Deklaration  vom  4.  Okt 
1817^^).  Nach  der  bayerischen  Verfassungsurkunde  mnss 
jedoch  die  Thronerbin,  wenn  sie  die  Gemahlin  eines  auswärti- 
gen grösseren  Monarchen  ist,  einen  Vicekönig  aofsteUen, 
welcher  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  von  Bayern  zu 
nehmen  hat'^). 

YUI.  Stehen  bei  dem  Anfalle  einer  Ejrone  an  den  Weibs- 
stamm ein  Mann  und  eine  Frau  in  gleichen  Verhältnissen, 
so  hat  gemeinrechtlich  das  männliche  Geschlecht  den 


Hiermit  stimmt  auch  überein  11.  Feud.  30.  Auch  steht  durchaus  U.  Feud. 
51,  §.  3  nicht  entgegen,  da  diese  Stelle  sogar  ansdracklich  den  Tod  der 
Mutter  vorausgesetzt,  und  nur  die  Frage  behandelt,  ob  der  nuucuhis  als 
solcher  den  mit  ihm  in  gleicher  Yerwandtschaftsn&he  stehenden  Franen 
vorgehe  oder  nicht  —  Die  hier  als  die  richtigere  angeföhrte  Meinung 
wurde  besonders  vertheidigt  von  Gönner,  Arch.  för  Ges.  u.  Reform  des 
Jurist  Studiums.  Bd.  II,  Hft.  II,  Nr.  XV.  -  Uebereinstimmt:  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Staatsr.  2.  Auü.,  §.  73. 

«)  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  H,  §.  5.—  Würtemberg,  V.-ü.  1819, 
§.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  5.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831, 
§.  7. —  Braunschweig,  n.L.-0. 1832,  §.  14.  —  Hannover,  V.-ü.  1840, 
§.  12.  —  Schwarzburg-Sondershausen,  V.-ü.  1849,  §.  50. 

^7)  Nur  das  Landesgrundgesetz  von  Schwarzburg-Sondershau- 
sen  V.  1841,  §.  6  enthielt  die  Vorschrift,  dass  die  Regierung  nur  so  lange 
in  weiblicher  Hand  bleiben  soUe,  „bis  ein  regierungsflUiiger  Prinz  dieselbe 
beanspruchen  kann,  welcher  selbst  aUe  n&heren  weiblichen  Verwandten  von 
der  Thronfolge  ausschliesst ''  Durch  das  Verfassungsgesetz  v.  J.  1849,  §.  55. 
ist  aber  diese  Bestimmung  beseitigt  worden. 

<>)  Die  badische  Declaration  v.  4.  October  1817,  §.  3,  ruft  vom 
Weibsstamme  in  den  daselbst  aufgeführten  Linien  (siehe  oben  Note  11) 
nur  allein  die  „männlichen,  ehelichen,  ebenbürtigen  Nachkommen 
der  Prinzessinnen.'^  Auch  dieser  letztere  Beisatz  ist  bemerkenswerth^  da 
diese  Declaration  für  die  Succession  des  Mannstammes  die  Ebenbart 
nicht  als  Bedingung  der  Successionsf&higkeit  vorschreibt 

«)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  6. 
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Vorzug  Tor  dem  weiblichen^).  In  den  neueren  Verfas- 
snngsurknnden,  welche  aber  entweder  sofort  die  Primogenitur- 
Ordnung  auch  bei  dem  Weibsstamme  anordnen,  oder  in  anderer 
Weise  durch  Anordnung  eines  Vorzugs  der  Linie  oder  des 
Grades  in  Verbindung  mit  der  Rücksicht  auf  das  Alter  der 
Person  einer  Concnrrenz  mehrerer  Thronerben  im  Weibsstamme 
vorbeugen,  ist  dagegen  meistens  ausdrücklich  erklärt  worden, 
dass  das  Geschlecht  bei  dem  Anfalle  der  Krone  keinen  Vor- 
zug gewähren  solle  ^^). 

IX.  Ist  die  Regierung  einmal  an  eine  Frau  oder  an  einen 
männlichen  Descendenten  im  Weibsstamme  übergegangen, 
und  steht  deren  weitere  Vererbung  in  Frage,  so  tritt  in  dem 
neuen  regierenden  Hause  sofort  der  Vorzug  des  männ- 
lichen Geschlechts  vor  dem  weiblichen  sowohl  nach  gemei- 
nem Rechte  ^^),  als  nach  ausdrücklicher  übereinstinmiender 
Verordnung  in  den  neueren  Verfassungsurkunden  sofort  wieder 
ein,  und  tritt  überhaupt  die  Successionsordnung,  welche  bisher 
für  den  Mannsstamm  galt,  wieder  in  volle  Wirksamkeit  ^3). 

X.  In  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Vorschrift  besteht, 
dass  der  Fürst  nicht  zugleich  Staatsherrscher  eines  anderen 
Staates  sein  darf,  ist  mitunter  fttr  den  Fall,  dass  die  Krone 
durch  die  weibliche  Succession  an  den  Souverain  oder  Erb- 
prinzen eines  grösseren  Staates  gelangen  würde,  vorgeschrieben, 
dass  dieselbe  sofort  an  den  zweitgebornen  Prinzen  über- 
gehen soll^*). 


w)  Dies  ist  der  wahre  Sinn  von  ü.  Feud.  17,  30  und  51,  §.  3.  ~  Die 
praktische  Entscheidung  enthält  namentlich  (w&hrend  in  IL  Feud.  51,  §.  3 
nur  über  das  Dasein  der  Streitfrage  referirt  wird)  11.  Feud.  17.  „Cumque 
inter  sapientes  saepe  super  hac  quaestione  sit  disputatum,  tandem  pro 
masculo  pronunciatum  est''   Vergl.  oben  Note  15. 

**)  Dies  ist  der  FaU  in  sämmtlichen  in  Note  16  angeführten  Verfas- 
sungsurkunden. 

*«)  Hierüber  war  man  schon  zur  Reichszeit  einverstanden,  wegen 
IL  Feud.  17  u.  30. 

w)  Ausdrücklich  so  bestimmt  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  II,  §.5.— 
Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  7.  —  Grossh.  Hessen,  V.-U.  1820,  §.  5. 
-  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  7.  —  Hannover,  V.-ü.  1840,  §.  12.  — 
Waldeck,  V.-ü.  1852,  §.  75.  —  Seh  war  z  bürg- Sonde  rsh.,  V.-ü.  1849,. 
§.  50.  —  Auch  liegt  dies  impUcüe  in  der  braun  schweig,  n.  L.-O.  1832, 
§.  14. 

««)  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit.  H,  §.  6.  —  Siehe  oben  §.  249,  Note  5,  6. 
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XI.  Eine  mit  der  agnatigchen  yermischte  wdbliehe 
Thronfolge  (tueeuno  promucud)^  wie  sie  in  England  und 
Spanien  besteht ^^)y  und  in  Dänemark  dnreh  das  Königs- 
gesetz Tom  14.  Novbr.  1665  unter  K.  Friedrich  UL  ange- 
ordnet war^),  d.  h.  eine  Snccessionsordnnng,  wonach  nnr  die 
Söhne  des  regierenden  Herrn  and  deren  männliche  Desoen- 
denz  einen  Vorzag  Tor  den  Töchtern  haben,  die  Töchter  aber 
und  deren  Descendenz  die  Brflder  and  anderen  Agnaten  in 'den 
Seitenlinien  aasschliessen  ^^),  besteht  gegenwärtig  in  keinem  der 
jetzigen  Bandesstaaten. 

XU.  Die  in  Bezag  auf  die  Thronfolge  in  dem  deutschen 
Bundeslande  Holstein  bei  bevorstehendem  Erlöschen  des  von 
E.  Friedrich  III.  von  Dänemark  abstammenden  Manns- 
stamme durch  den  offenen  Brief  des  K.  Christian  Vni. 


^  In  Bezog  aaf  Spanien  veigL  meine  Schrift:  die  spanische  Suc- 
ceasionsfrage.  Heidelb.  1839.  Von  dieser  Schrift  ist  in  Paris  (1839)  eine 
francösche  und  spanische,  in  London  (1840)  eine  englische  Uebersetznng 
erschienen. 

*>)  D&nisches  Königsgesetz,  K.  Friedrich*s  IH,  ▼.  14.  Nov. 
1665,  §.  XXI.  Sollte  es  sich  ereignen  .  .  .  dass  das  ganze  m&nn liehe 
Geschlecht  Yon  der  Schwertseite,  d.  h.  von  K.  Friedrich's  Söhnen 
Christian  und  Georg  abstammend,  g&nzlich  ausgestorben  w&re,  so  soll 
die  Erbsuccession  in  der  Regierung  des  letzten  Königs  Sohn  es- Töch- 
tern und  ihren  Linien  angehören,  wenn  es  solche  gibt;  wo  nicht,  dann 
seinen  eigenen  Töchtern,  zuerst  der  Aeltesten  und  ihren  absteigenden 
Linien,  hernach  den  Anderen  und  ihren  absteigenden  Linien,  einer  nach 
der  anderen,  Linie  nach  Linie;  und  unter  denen,  welche  gleich  sind  in 
der  Linie,  wird  allezeit  zuerst  das  Geschlecht  und  dann  das  Alter 
beachtet,  so  dass  die  Söhne  stets  den  Töchtern  vorgehen,  und  dann  die 
Aelteren  den  Jüngeren."  (Abgedruckt  u.  A.  in  L.  Wienbarg,  das  dä- 
nische Königsgesetz,  Hamburg  1847,  S.  103). 

*^)  In  Deutschland  besteht  eine  derartige  gemischte  Suocessions- 
ordnung  nur  bei  den  sog.  fuldischen  Lehen,  welche  aber  heut  zu  Tage 
nnr  noch  bei  dem  nicht-regierenden  Adel  vorkommen.  Veigl.  meine 
Schrift:  die  weibliche  Lehnerbfolge  in  fuldische  und  pfalz-fuldische 
Mannlehen  und  Burglehen.  Stuttgart  1852.  —  Noch  im  vorigen  Jahrhun- 
derte wurde  ein  berühmter  Rechtsstreit  zwischen  dem  Kurfürsten  von  der 
Pfalz  und  dem  Grafen  von  Hanau,  resp.  dessen  Tochter,  der  Erbprin- 
zessin von  Darmstadt  wegen  der  Succession  in  die  fuldischen  Lehen 
zu  Otzberg  etc.  geführt  (Hanauischer  Successionsstreit)  und  vom 
Beichskammergerichte  in  paueBsano  für  die  Erbtochter  entschieden,  worauf 
sich  die  Parteien  verglichen.  Vergl.  Ludolf,  de  jure  fem.  illustr.  Jena 
1734;  append.  docum.  P.  II,  Nr.  IV.  p.  213  u.  f. 
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vom  8.  Juli  1846  angeregte  Streitigkeit^)  hat  durch  das  lon- 
doner GonferenzprotokoU  vom  8.  Mai  1852 ,  worin  die  Erhal- 
tung tler  dänischen  Oesammtmonarchie  ausgesprochen  wurdö  ^) 
und  durch  das  darauf  gebaute  dänische  Thronfolgegesetz  vom 
31.  Juli  1853  dahin  eine  thatsächliche  Beendigung  gefunden, 
dass  mit  Umgehung  der  zunächst  successionsberechtigten 
schleswig-holstein-sonderburg-augusten burgischen  Linie 
der  Prinz  Christian  aus  der  schleswig-holstein-sonderburg- 
glttcksburgischen  Linie  und  dessen  eheliche  Descendenz  von 
Mann  zu  Mann  zum  Thronerben  der  dänischen  Oesammtmon- 
archie erklärt  worden  ist^^).    Das  Gleiche  gilt  von  der  Erb- 


*>)  Dieser  offene  Brief  findet  sich  in  G.  y.  Meyer,  Corp.  Jnr. 
Gonfoed.  Germ.  8.  Aufl.  1859,  Thl.  n,  S.  443. 

*)  An  der  Errichtung  des  londoner  Vertrags  ▼.  8.  Mai  1852  bethei- 
ligten sich  Oesterreich,  Grossbritannien,  Frankreich  und 
Schweden.  Am  19.  Juni  1852  ¥rurde  derselbe  von  den  fünf  Grossmftch- 
ten  und  Schweden  ratiticirt. 

^)  Ueber  die  schleswig-holsteimsche  Erbfolgefrage  vergl.  Uwe  Lorn- 
sen,  die  Unionsverfassung  D&nemarks  und  Schleswig-Holsteins.  Nach  des 
Verfassers  Tode  herausgegeben  von  Beseler,  Jena  1841.  —  Samwer, 
die  Staatserbfolge  der  Herzogthflmer  Schleswig-Holstein  etc.  Hamburg  1844. 

—  Michelsen,  polemische  Erörterung  etc.  Leipz.  1844.  —  Verhandlungen 
der  d&n.  u.  holst  Stftndeversammlungeu  des  J.  1844  über  die  Erbfolge  in 
den  HerzogthOmem  Schleswig;  Holstein  und  Lauenburg.  Schleswig  1845.  ~ 
H&lschner,  die  Staatserbfolge  der  Herzogthümer.  Bonn  1846.  —  Die 
vier  wichtigsten  Aktenstücke  der  Schleswig.  Ständevers.  v.  1846,  herausge- 
geben von  Michelsen,  Jena  1847.  —  Falk  (und  acht  andere  Professoren 
zu  Kiel)  Staats-  und  Erbrecht  des  Herzogthums  Schleswig;  Kritik  des  Gom- 
missionsbedenkens  etc.  Hamburg  1846.  —  Falk  und  Dahlmann,  die 
histor.  Landesrechte  in  Schleswig  und  Holstein,  urkundlich.  Hamburg  1847. 

—  Falk,  Sammlung  der  wichtigsten  Urkunden,  welche  auf  das  Staatsrecht 
der  Herzogthümer  Schleswig  und  Holstein  Be^ug  haben.  Kiel  1847.  — 
H.  A.  Zachariae,  znr  schleswig-holsteinischen  Frage.  Göttingen  1847.  — 
Bunsen,  Denkschrift  über  die  veriassangsmftssigen  Rechte  der  Herzog- 
thümer etc.  Berlin  1848.  —  Dagegen  u.  A.:  Dircking-Holmfeld,  Essai 
historique  sur  la  question  de  la  succession  du  royaume  de  Dannemark  etc. 
Copenhague  1844.  —  G.  F.  Wagener,  über  die  unzertrennliche  Verbin- 
dung Schleswigs  mit  D&nemark  etc.  Kopenhagen  1848.  —  W.  Zimmer- 
mann, das  wahre  Rechtsverhftltniss  der  Herzogthümer  Schleswig  u.  Hol- 
stein zu  einander,  zu  Deutschland  und  zn  D&nemark.  Hannover  1854.  — 
Eine  Uebersicht  der  Vorg&nge  in  der  deutschen  Bundesversammlung  be- 
züglich der  Behandlung  der  schleswig-holstein.  Sache  s.  in  meinem  Vor- 
trage in  der  15.  Sitzung  der  ersten  badischen  Kammer,  28.  Sept  1850, 
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folge  in  dem  deutschen  Bnndeslande  Lanenburg,  welches 
Herzogthnm  —  früher  ein  Reichslehen^  in  welchem  nur  die 
männlichen  Leibeslehenserben  zur  Snccession  kommen 
konnten  —  die  Krone  Dänemark  im  Jahre  1815  durch  Ver- 
träge erworben  hatte '0?  worauf  Bezug  nehmend ,  in  dem  offe- 
nen Briefe  des  K.  Christian  Vin.  vom  8.  Juli  1846  auch  die 
Erbfolge  nach  Massgabe  des  dänischen  Königsgesetzes 
für  giltig  erklärt  worden  war^^). 


(voUstftndig  abgedmckt  in  der  karlamher  Zeitung  v.  29.  Sept.  1850).  — 
lieber  die  Successionsansprüche  des  preusBischen  Königshauses  an  die 
Herzogthümer  Schleswig-Holstein  als  abstammend  von  der  Prinzessin  Eli- 
sabeth von  Dänemark,  Gemahlin  des  Kurfürsten  Joachim  I.  von  Bran- 
denburg, s.  £.  Helwig,  die  Erbansprüche  etc.  Lemgo  u.  Detmold  1846. 

'*)  Preussen  hatte  durch  Tausch-  und  Gessionsvertrag  d.  d.  29.  Mai 
1815,  Art  lY.  (wörtlich  angenommen  in  der  W.  C.  A.  v.  9.  Jnni  1815, 
art  XXIX.)  von  Hannover  das  Herzogthum  Lauenburg  in  der  Absicht 
erworben,  es  an  Dänemark  gegen  das  diesem  von  Schweden  (g^gen 
Norwegen  nach  dem  kieler  Frieden  vom  14.  Januar  1814)  erworbene 
Vorpommern  und  Rügen  auszutauschen.  Hannover  cedirte  das  Herzog- 
thum an  Preussen  „pour  dtre  possM^  en  tonte  propri^tä  et 
souverainct^  par  lui  et  ses  successeurs.*'  Preussen  cedirte  dasselbe 
hierauf  an  Dänemark  durch  Staatsvertrag  vom  4.  Juni  1815  (Art  HI.) 
„ä  perp^tuit^,  pour  dtre  possMä  par  S.  M.  en  tonte  sonverainet^ 
et  propri^t^''.  Die  feierliche  Uebergabe  geschah  am  26.  Juli  1816  zu 
Ratzeburg.  In  der  ersten  Sitzung  der  deutschen  B.-Y.  v.  5.  Nov.  1816, 
liess  der  K.  v.  Dänemark  erklären:  „S.  M.  betrachten  Lauenbarg  fort- 
während als  ein  deutsches  Herzogthum.'' 

^)  Rechtsverwahrungen  w^gen  behaupteter  Ansprache  auf^die  Succes- 
sion  im  Herzogthume  Lauenburg  hatten  an  der  Bundesversammlung 
schon  in  der  ersten  Sitzung  der  deut  B.-V.  5.  Nov.  1816  das  Gesammthaus 
Anhalt  und  beide  Mecklenburg  erhoben  (G.  v.  Meyer,  Corp.  Con- 
foed.  Germ.,  3.  Aufl.,  1859,  Thl.  U,  S.  17).  Nach  dem  Erscheinen  des  offenea 
Briefes  erneuerten  sie  dieselben  in  der  28.  u.  29.  Sitzung  der  B.-Y.  am  17. 
u.24.Sept  1846,  Prot  §.  272  u.  283  (v.  Meyer,  a-a.  0.  S.  445).  Wdtei« 
Erklärungen  von  Anhalt,  siehe  in  den  Protokollen  dejr  B.-Y.,  21.  Siu., 
12.  Aug.  1852,  §.  233,  und  26.  Sitzung,  9.  Dec  1852,  §.  296.  —  Sodann 
gaben  auch  K.  Sachsen  (1.  Sitzung  der  B.-Y.  14.  Jan.  1847,  Prot  §.  13, 
(G.  v.  Meyer,a.a.  0.  H.,  447)  und  19.  Sitzung,  29.  Juli  1852,  Prot  §.  197) 
die  grossherzogl.  und  herzogl.  sächsischen  Häuser  in  der  10.  Sitzung 
der  B.-Y.  v.  15.  April  1847,  §.  100,  eine  Rechtsverwahrung  wegen  ihrer 
Successionsansprüche  zu  Protokoll.  (G.  v.  Meyer,  a.a.  0.,  Thl.  U,  452). 
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I.  Eine  testamentarische  YerfUgnog  über  das  Territoriom 
und  die  Regierangsnachfolge  in  demselben  war  zur  Reichszeit 
möglich  und  statthaft,  wenn  das  Territorium  allodial  und 
keine  Person  im  Manns-  oder  Weibsstamme  vorhanden  war, 
welche  auf  dasselbe  aus  einem  Familienfideicommissverbande 
oder  wegen  herkömmlicher  Stammgutseigenschaft  desselben  ein 
festes  Successionsrecht  (Wartrecht)  hatte.  Unstreitig  konnte 
daher  der  erste  Erwerber  eines  solchen  allodialen  Territoriums 
oder  der  letzte  des  successionsberechtigten  Stammes  darüber 
testamentarisch  frei  verftigen^. 

IL  Bei  lehnbaren  Territorien  war  überdies  eine  testamen- 
tarische Verftigung,  wodurch  dieselben  an  Personen  gebracht 
werden  sollten,  die  nicht  in  der  ersten  Investitur  begriffen 
waren,  nur  statthaft,  wenn  das  Lehen  entweder  mit  dem  Rechte, 
darüber  zu  testiren,  verliehen  war^),  oder  der  Lehensherr  (bei 
Reichslehen  der  Kaiser)  besonders  seine  Einwilligung  dazu 
ertheilte^). 


0  Moser,  Staatsr.  XVn.,  S.  1  u.  f.  —  Dessen  Familien-Staatsr.  I, 

5.  964u.  f.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  241.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  42. 
—  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  241.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  246.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I.,  §.  74.  II.  —  J.  Held,  System 
des  Verf..Rechts,  Bd.  II,  (1857),  S.  259. 

*)  Pütter,  prim.  lin.  §.  60.  —  S.  F.  Willenberg,  de  jure  ultimi 
gentis  Buae,  Jena  1735.  4.  —  Die  Frage,  wie  weit  die  Befugniss  eines  Sou- 
verains,  über  die  Krone  zu  testiren,  gehen  könne,  wurde  besonders  erör- 
tert bei  Gelegenheit  der  Testamente  des  K.  Karls  11.  von  Spanien  v.  1699 

6.  Febr.  und  1700,  2.  Okt.,  welche  den  spanischen  Successionskrieg  zur 
Folge  hatten.  Vergl.  Buddeus,  de  testamentis  summor.  imperantium, 
speciatim  Caroli  11,  Hispaniae  regis.  Hai.  1701. 

')  Dies  war  z.  B.  der  Fall  bei  0 e  s  t  e  r r  e  i eh.  (Angebliches)  Privilegium 
Frider.  I.  Imp.  a.  1156,  bei  Pertz,  Mon.  Germ.  Leg.  T.  I,  p.  99.  „Dux 
austriae  donandi  et  deputandi  terras  suas  cuiciunque  voluerit,  habere  debet 
potestatem  liberam,  si  quod  absit,  sine  heredibus  liberis  decederet,  nee  in 
hoc  per  imperium  ullo  modo  debet  impediri."  Bestätigt  wurde  dieses  Vorrecht 
von  Karl  V.  1530,  in  den  erneuerten  österr.  Privilegien.  Moser,  Familien- 
staatsr.  I,  964. 

*)  Bei  den  grösseren  Reichslehen  war  nach  Analogie  der  Ertheilung 
von  Anwartschaften  auch  die  Zustimmung  des  Reichstags  nothwendig. 


)gle 


718  §•  2^-  Testamentarische  Thronfolge. 

III.  Testamentarische  Verordnungen  eines  regi^^nden 
Herrn,  wodurch  er  Anordnungen  über  die  Erbfolgeordnung 
unter  seinen  Descendenten  oder  anderen  successionsberechtig- 
ten  Familiengliedem  treffen  wollte,  z.  B.  Primogeniturordnungen, 
Vormundschaftsbestellungen,  u.  s.  w.  wurden  als  einseitig 
erlassene  Hausgesetze  betrachtet^).  Ihre  Verbindlichkeit 
war  daher  theils  von  erlangter  kaiserlicher  Confirmation,  theils 
von  der  Einwilligung  der  Familienglieder,  die  bereits  Wartrecht 
oder  andere  erworbene  Rechte  hatten,  theils  von  der  Familien- 
Observanz,  namentlich  davon  abhängig,  welchen  Einfluss  die- 
selbe dem  römischen  Rechte  gestattete^). 

IV.  Ob  die  Beobachtung  der  römischen  Testamentafor- 
men  bei  Testamenten  der  regierenden  reichsständischen 
Herren  erforderlich  sei,  war  sti*eitig  "*) ;  sicher  ist,  dass  dieselben 
selbst  von  den  mächtigsten  Reichsständen  beobachtet  zu  wer- 
den pflegten^),  dass  sie  aber  bei  wu-klich  souverainen  Herren 
nicht  fllr  nothwendig  erachtet  wurden^). 

V.  Durch  die  Erwerbung  der  Souverainetät  ist,  an  sich 
betrachtet,  an  den  Grundsätzen,  welche  zur  Reichszeit  hinsicht- 
lich des  testamentarischen  Verfligungsrechtes  tlber  die  Regie- 
rnngsnachfolge  in  allodialen  Territorien  bestanden,  nichts  ge- 
ändert worden.  Vielmehr  müssen  sogar  die  Beschränkungen, 
welche  früher  in  der  Lehenseigenschaft  vieler  Territorien  be- 
gründet waren,  als  weggefallen  betrachtet  werden.  Uebrigens 
kann  unter  den    gegenwärtigen  Verhältnissen    überhaupt  nur 

B)  Siehe  oben  §.  214,  238,  247. 

^)  Ueber  die  Erbfolge  aus  Testamenten,  welche  unter  den  GeblUtserben 
desshalb  Bestimmungen  trafen,  siehe  besonders:  Moser,  Staatsr.  XVI,  471 
u.  f.    Dessen  Familienstaatsr.  I,  9&3  u.  f. 

7)  Für  die  Nothwendigkeit  der  Beobachtung  der  römischen  Formen  bei 
Testamenten  der  Reichstände  erklärten  sich  auch  Moser,  Gramer, 
V.  Selchow  und  Bodmann  u.  A.  —  Leist,  Staatsr.  §.  42,  Nr,  3.  — 
Pütter,  prim.  lin.  §.  79.  —  Dagegen  Schrader,  Buddeus  u.  A.  (Siehe 
oben  Note  2).  —  Die  nichtregierenden  Mitglieder  reichsst&ndischer 
Häuser  hatten  unbestritten  die  römischen  Testamentsformen  zu  beobachten. 

*)  So  z.  B.  zeigt  das  von  Höfler  im  XI.  Bde.  d.  Archiys  z.  Kunde 
Österreich.  Gesch.-Quellen  mitgetheilte  Testament  des  Churfürsten  Fried- 
rich Wilhelm  zu  Brandenburg  v.  26.  März  1688  die  Unterschrift  toü 
7  churfürstlichen  Käthen  als  Zeugen. 

8)  Ausser  Buddeus  (siehe  Note  2);  veigL  Patter,  ErörteruDgen  I, 
S.  186  u.  f. 
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noch  von  einem  Bechte  des  Fflrsten,  mit  welchem  die  regie- 
rende Familie  aasstirbt,  über  die  Krone  testamentarisch  zu 
verftlgen^  die  Rede  sein.  In  den  neueren  Verfassangsurkanden 
geschieht  aber  auch  von  einem  solchen  Rechte  keine  Erwäh- 
nung, und  muss  dieses  daher  für  die  constitutione!! 
monarchischen  Staaten,  in  welchen  die  Thronfolge  jetzt 
nicht  mehr,  wenn  es  auch  früher  der  Fall  gewesen  wäre,  auf 
einem  reinen  Patrimonialprincipe  und  auf  der  Hansverfas- 
sung  allein,  sondern  auch  auf  Verfassungsgesetzen  be- 
ruht, als  stillschweigend  ausgeschlossen  betrachtet  werden  *<*). 
VI.  Jedenfalls  kann  keine  deutsche  Krone  an  einen  aus- 
wärtigen nicht  verbündeten  Fürsten  ohne  einhellige  Zustimmung 
der  Bundesversammlung  durch  irgend  eine  testamentarische 
Verfügung  eines  Bundesgliedes  gebracht  werden  ^i). 

§.  255. 

IIL    Veitragsmässige  Thronfolge*). 

I.  So  weit  die  Territorien  allodial  waren,  wurde  zur 
Zeit  der  Reichsverbindung  die  Zulässigkeit  einer  Verfügung 
über  die  Regierungsnachfolge  durch  Erbverträge,  sowie 
auch  die  wechselseitige  Einräumung  eines  Erbfolgerechts 
durch  Verträge  unter  reichsständischen  Häusern  (sog.  Erb- 
verbrüderungen,  j^^cta  confratemitatis)  nicht  bezweifelt.  Bei 
lehnbaren  Ländern  war  die  Wirksamkeit  der  Erbverträge  und 
Erbverbrüderungen  bedingt  durch  die  Einwilligung  des  Lehens- 
herm'^),  also  bei  Reichslehen  des  Kaisers"^). 

*o)  Wo  die  Succession  lediglich  auf  der  Hausverfassung  beruhte,  hatten 
die  Landstände,  wenn  solche  überhaupt  vorhanden  waren,  auch  zur  Reichs- 
zeit nicht  bei  der  testamentarischen  Verfügung  mitzuwirken. 

")  Arg.  W.  S.-A.  art.  6.  —  Siehe  oben  §.  140. 

«)  Moser,  Staatsr.  XVII,  9  u.  f.  —  Dessen,  Familienstaatsr.  I,  969 
u.  f.  —  Pütter,  prim.  lin.  §.  59.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  240.  —  Leist, 
Staatsr.  (2  Aufl.)  §.  41.  —  Klub  er,  öffentl.  R.,  §.  242,  Note  e.  —  Mau- 
renbrecher, Staatsr.  §.  239.  —  Weiss,  Staatsrecht  244.  -^  H.  A.  Za- 
ch ariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  74,  L  — J.Held,  System  des  Ver&ssungs- 
Rechts,  Bd.  II  (1857),  S.  2.58  flg.  —  Vergl.  überhaupt:  Beseler,  die 
Lehre  von  den  Erbverträgen.  II  Bde.  Göttingen  1835,  37. 

*)  Moser,  Familienstaatsr.  I,  1022. 

3)  Als  eine  allgemeine  kaiserliche  Bestätigung  der  älteren  Erb- 
verbrüderungcn  über  Rcichslehen  betrachtete  man  die  Bestimmung  in 
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720  S-  266.  Yertragsnitatige  Thronfolge. 

II.  Nach  der  deatschrechtlichen  Onmdidee  des  Erbver- 
tragfl,  dasB  derselbe  ein  Rechtsgeschäft  sei,  wodurch  sich  der- 
jenige, der  keinen  rechten  Erben  (Leibeserben)  hat,  einen 
solchen  (gleichsam  künstlich)  erschafft^),  hatte  sich  das  Recht, 
durch  Erbverträge  über  ein  Territorium  zu  verfttgen,  zunächst 
als  das  Recht  des  letzten  Besitzers  ausgebildet,  mit  wel- 
chem die  regierende  Familie  in  ihrem  successionsberechtigten 
Stamme  erlosch.  Doch  konnte  auch  die  Zulässigkeit  von  Erb- 
vertragen  oder  Erbverbrflderungen,  welche  der  erste  Erwer- 
ber eines  Territoriums  für  den  Fall  des  Erlöschens  seiner 
Descendenz  schloss,  nicht  bezweifelt  werden.  Desgleichen 
konnten  auch  Erb  Verbrüderungen  durch  die  Zustimmung  und 
Mitwirkung  der  sämmtlichen  successionsberechtigten  Mitglieder 
des  Hauses,  wie  diese  zur  Errichtung  von  Hausverträgen  er- 
forderlich war,  zu  Stande  kommen. 

UI.  Mitunter  dienten  die  ErbverbiUderungen  auch  dazu, 
bei  Theilungen  das  gegenseitige  Successionsrecht  bei  dem  Aus- 
sterben einer  der  abgetheilten  Linien  zu  erhalten,  da  nach 
dem  älteren  Rechte  eine  vollständig  durchgeführte  Theilung, 
(sog.  Todtheilung)^),  bei  den  Allodien  das  feste  Succes- 
sionsrecht (das  Wartrecht)  und  bei  lehnbaren  Tenitorien  sogar 
das  gesammte  gegenseitige  Successionsrecht  aufhob^). 

IV.  Ausser  diesem  Falle  finden  sich  Erbverbrflderungen 
besonders  bei  solchen  Häusern,  in  welchen,  (wie  bei  den 
Lehen  regelmässig)  der  Weibsstamm  kein  Successionsrecht 
oder  darauf  vollständig  verzichtet  hatte.  Daher  findet  man, 
dass  bei  Errichtung  von  Erbverbrüdernngen  regelmässig  nur 

der  W.  K.  Leopohrs  I,  1658)  Art.  VI:  „Wie  wir  denn  auch  die 
vor  diesem  unter  ihnen  (den  Keichsständen)  den  Rachs-coMtäyHomhug 
gem&ss  gemachte  uniones  gleichergestalt,  zuvörderst  aber  die  anter  Kor- 
fürsten,  Fürsten  und  St&nden  ausgerichteten  Erbverbrüderangen  hienoit 
confirmiren  und  approbiren.*'  In  der  W.-K.  KarTsYI.  1711  (und  seitdem) 
Art«  I)  §.  9,  versprach  der  Kaiser,  er  werde  solche  uniones^  Erbverbrü- 
derungen etc.  auf  gebührendes  Ansuchen,  ohne  Weigerung  und  Auf- 
enthalt in  beständiger  Form  confirmiren.    Yergl.  Moser,  a.  a.  0.  I,  1017. 

«)  Meine  deutsche  R.-6eschichte,  3.  Aufl.  1868,  Thl.  II,  §.  115,  121. 
—  Der  Erbvertrag  vertrat  daher  im  alten  deutschen  Rechte  oft  die  Stelle 
der  Adoption. 

<)  Siehe  oben  §.  247,  m. 

*)  lieber  dieParoemie:  „Theilung  bricht  Folge'*  s.  meine  dent 
a-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  H,  §.  119,  VI. 
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war,  hatte  man  kein  Bedttrfniss,  Erbverbrüderungen  einzugehen, 
weil  hier  das  Aussterben  der  snecessionsfähigen  Descendenz 
nicht  wohl  zu  befürchten  war.  Uebrigens  hätte  hier  die  Er- 
richtung einer  Erbverhrttderung  mit  einem  anderen  reichsstän- 
dischen Hause  nicht  ohne  Einwilligung  des  Weibsstammes 
von  den  Agnaten  giltig  geschehen,  d.  h.  dessen  Ausschluss  durch 
die  Erbverbrflderten  rechtlich  begründet  werden  können^). 

V.  Durch  den  Erbvertrag  erhielt  der  Vertragserbe  (sowie 
bei  Erbverbrttderungen  das  erbverbrüderte  Haus)  das  feste, 
unentziehbare  und  ipso  jure  wirkende  Nachfolgerecht,  wie  ein 
agnatischer  Gebltitserbe.  Daher  konnte  sich  in  einigen  reichs- 
ständischen  Häusern  die  Ansicht  bilden,  dass  die  Erbverbrüder- 
ten  (gleichsam  als  fingirte  Agnaten)  dem  Weibsstamme  vor- 
gehen, als  man  anfing,  auch  diesen  fUr  successionsfähig  zu 
betrachten  ^). 

VI.  Eine  Einwilligung  der  Landstände  war  bei  der 
Errichtung  von  Erbverträgen  oder  Erbverbrttderungen  unter 
reichsständischen  Häusern  gemeinrechtlich  nicht  nothwendig^^^). 

VII.  An  diesen  Grundsätzen  ist  durch  die  Auflösung 
des  deutschen  Reichs  und  die  Stiftung  des  Rheinbundes 
nichts  verändert  worden.  Es  müssen  daher  auch  heut  zu  Tage 
noch  die  zur  Reichszeit  giltig  zu  Stande  gekommenen  Erbver- 
brttderungen als  fortwährend  rechtsbeständig betrachtetwerden^^). 

')  Moser,  a.  a.  0.  I,  1016. 

*)  Deutlich  ergibt  sich  dies  aus  dem  (angeblichen)  Privilegium  des 
K. Friedrich  I.  a.  1156,  für  Oesterreich:  (s.  oben  §.  254,  Note  3),  wonach 
der  Herzog  nur  in  Ermangelung  von  .jheredänu  Uberis^^  d.  h.  Iieibeserben 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts  über  die  Erbfolge  in  das  Herzog- 
thum  in  beliebiger  Weise,  also  auch  durch  Erbvertrag  sollte  verfügen  dür- 
fen. —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VL 

»)  Dies  bestimmt  z.  B.  die  bayerische  V.-U.  1818,  Tit  11,  §.  5.  Der 
Weibsstamm  behält  daher  das  subsidiäre  Thronfolgerecht, und  geht  ihm 
nur  der  Mannsstamm  des  erbverbrüderten  Hauses  vor.  Ueber  die  ver- 
schiedenen Auslegungen  dieser  Stelle  vergl.  v.  Dresch,  Abhandlungen. 
München,  1830,  S.  219  u.  f.  —  Siehe  auch  oben  §.  253,  VI. 

«<»)  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  1022. 

*•)  Das  Stillschweigen  neuerer  Verfassungsurkunden  über  bereits  be- 
stehende Erbverbrüderungen  kann  selbstverständlich  den  erworbenen  Rech- 
ten keinen  Abbruch  thun. 

Z  »  p  f  1 ,  SUatorecht.   ».  Anfl.  I.  46 


722  §•  255.  YertngsaOamge  Thronfolge. 

Vm.  Die  Frage  aber,  ob  ein  jetzt  Boaveraines  deutsches 
Hans  noch  heat  za  Tage  flir  berechtigt  zn  halten  sei,  Erbver- 
brfldemngen  mit  anderen  sonverainen  deutschen  Hänsern  ein- 
zugehen, oder  ob  dazn  wenigstens  die  Zostimmong  der  Lan  ei- 
st an  de  erforderlich  sei,  ist  yerschieden  zn  beantworten,  je 
nachdem  entweder  überhaupt  keine  neuere,  auf  das  Princip 
der  constitutionellen  Monarchie  gegründete  landständische  Ver- 
fassung eingeführt  worden  ist  ^2)»   oder  die  neuere   landstän- 
dische  Verfassung  die  im  Beichsrechte  begründete  Befhgnifls 
der  Agnaten  des  regierenden  Hauses,  solche  Erbyerbrfidemngen 
einzugehen,  anerkennt,  ohne  den  Landständen  eine  Befngniss 
zur  Mitwirkung  ausdrücklich  einzuräumen,  d.  h.  ohne  eine  B  e- 
schränkung  des  bisher  uneingeschränkten Beehtes  ein- 
zuführen^^), oder  je  nachdem  in  der  neueren  landständischen 
auf  dem  Principe  der  constitutionellen  Monarchie  bemhenden 
Verfassung  die  Verftigung  über  die  Krone  durch  Erbvertrag 
eben  sowohl,  wie  durch  Testament,  mit  Stillschweigen  ttber- 
gangen  und   nur  allein   das  Geblütserbrecht  der  jetzt 
regierenden   Familie   als   verfassungsmässig   begründet  aner- 
kannt^^), oder  endlich  sogar  ausdrücklich  für  den  Fall  des 
Erlöschens  des  jetzt  regierenden  Hauses  im  Mannsstamme  eine 
Vereinbarung  über  die  sodann  eintretende  Thronfolge  mit  den 


^)  Hier  ist  von  selbst  einleuchteni}  warum  es  bei  den  Gnmdsfttsen 
des  älteren  Reichsrechtes  sein  Bewenden  haben  muss. 

«)  Dies  ist  der  Fall  in:  Bayern,  V.-ü.  1818,  TiL  ü,  §.  5.  —  Grossh. 
Hessen,  V.-ü.  1820,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  1831,  §.  7.  —  Dass  hier,  so 
kurz  sich  auch  diese  Yerfassungsurkunden,  von  welchen  die  beiden  letzteren 
der  bayerischen  V.-U.  in  diesem  Punkte  nachgebildet  sind,  aosdracken, 
nicht  blos  fortdauernde  Erbverbrüderungen,  sondern  auch  neu  von  den 
Agnaten  zu  errichtende  gemeint  sind,  ergibt  sich  daraus,  dass  in 
Bayern  keine  solche  Erbverbrüdemng  im  J.  1818  bestand,  und  auch  jetzt 
noch,  so  viel  bekannt,  keine  besteht  Ueber  den  Streit,  ob  in  Bayern  die 
Zustimmung  des  Weibsstammes  und  der  Landst&nde  erforderlich  sei,  vergL 
V.  Dresch,  Abhandl.  1830,  S.  221  u.  f.  —  Pötzl,  bayer.  Staatsverf.-R. 
1847,  S.  194.  — -  Die  kurhess.  V.-ü.  v.  1831,  §.  4.  spricht  dagegen  nur 
von  fortdauernder  Erbverbrüderung.  —  In  den  übrigen  deutschen  Vei^- 
sungsurkunden  geschieht  keine  Erwähnung  von  den  Erbverbrüderungen. 

<«)  Hier  muss  analog  dasselbe  gelten,  was  oben  §.  254  in  Bezug  auf 
das  Stillschweigen  der  neueren  constitutionell  monarchischen  Verfassungen 
über  die  testamentarische  Thronfolge  gesagt  worden  ist 
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in  Gemässheit  der  zur  Reichszeit  bereits  bestandenen  Grund- 
sätze bejaht;  in  den  beiden  letzteren  Fällen  aber  verneint 
werden. 

IX.  Die  EiTichtung  einer  Erbverbrüdernng  eines  souve- 
rainen  deutschen  Hauses  mit  einem  früher  ebenfalls  reichs- 
ständischen, aber  jetzt  standesherrlichen  Hause  ist  durch  kein 
Bundesgesetz  untersagt:  es  wird  aber  voraussichtlich  bei  der 
wesentlichen  Verschiedenheit  des  Verhältnisses,  in  welchem 
die  regierenden  und  die  standesherrlichen  Familien  zu  ihren 
Territorien  stehen,  ein  solcher  Fall  nicht  eintreten  ^®). 

X.  Ein  auswärtiges  regierendes  Haus  aber,  welches  nicht 
Bundesglied  ist,  würde  durch  Erbvertrag  ebensowenig  als  durch 
Testament  ohne  einhellige  Zustimmung  sämmtlicher  Bundes- 
glieder in  der  Bundesversammlung  zur  Thronfolge  in  einem 
deutschen  Bundeslande  gelangen  können  ^^). 

§.  256. 

IV.     Von     der     Regierungsnaclifolge     aus    Sammtbe- 

lelinungen,  Eveiitiialbelehiiungen,  Lehensanwartschaften 

und  der  Lehensherrlichkeit  ^). 

1)  Aelteres  Recht. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  konnte  in  Bezug  auf 
die  lehenbaren  Territorien  ein  Successionsrecht  sowohl  durch 
Sammtbelehnungen  {investitura  dmultanea y  Simultanbe- 
lehnung,    Belehnung    zur    gesammten   Hand)    als   durch 


w)  Wie  z.  B.  in  der  Oldenburg,  revid.  V.-ü.  1852,  §.  18. 

^6)  Unter  den  wenigen  Verfassungsurkunden,  welche  überhaupt  von  der 
Erbverbrüderung  sprechen  (ß.Note  13)  bestimmt  nur  die  bay  er.  V.-ü.  1818, 
Tit.  n,  §.  5,  dass  die  Erbverbrüderung  mit  einem  anderen  fürstlichen 
Hause  aus  dem  „deutschen  Bund"  geschlossen  werden  müsse. 

17)  Auch  hier  gelten  analog  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  der  testa- 
mentarischen Erbfolge.    Siehe  §.  254. 

4)  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  43,  44.  -  Gönner,  Staatsr.  §.  242. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.  245.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  240.  — 
H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  74.  —  J.  Held,  System  des 
Vert-Rechts,  Bd.  ü  (1857),  S.  258. 
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724    §•  256.  Begieniiigiiiadifolge  wob  lehenrechüichen  VerhiltnissexL 

Eyentnalbelehnmigen  (investitura  eventualii  oder  esspeda- 
tiva  feudi  guaUficata)  und  Lehensversprecben  (exspeUativa  feudi 
eimplext  einfache  Lehensanwartschaften  oder  Lehens- 
exspektanzen)  erworben  werden^);  auch  wurde  d^  Heim- 
fall des  lehenbaren  TerritoriumB  an  den  Lehensherm  durch 
das  Aussterben  der  vasallitischen  Familie  oder  durch  Verwir- 
kung,  oder  ans  anderen  im  Lehenvertrage  besonders  bezeich- 
neten Grflnden,  als  eine  Art  der  Saccession  (sog.  Folge  des 
Herrn)  betrachtet. 

U.  Hinsichtlich  der  Ertheilung  von  Eventualbe- 
lehnungen  and  Anwartschaften  an  Reichslehen  war 
aber  der  Kaiser  in  der  letzteren  Zeit  ebenso,  wie  bei  der 
Wiederverleihung  heimgefallener  Keichslehen  flberhaapt, 
an  die  Zustimmung  der  Reicbsstände,  insbesondere  des  kur- 
fürstlichen CoUegiums  und  nach  Umständen  auch  des  Fttrsten- 
rathes  und  des  CoUegiums  der  Reichsstädte  gebunden^). 


*)  lieber  die  Begriffe  von  Sammtbelehnungf  Eventoalbelehnung  und 
Lehensanwartschaft,  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  S.  78  n.  f.  —  Za 
bemerken  ist,  dass  nach  dem  in  der  Feadisteu-Schule  seit  den  letzten  drei 
Jahrhunderten  festgestellten  Sprachgebrauche  unter  einfacher  Lehens- 
anwartschaft  nur  ein  einfaches  Lehenversprechen  (Geding  am 
Lehen)  ohne  dazu  gekommene  Eventualbelehnung ,  verstanden  wird,  wel- 
ches nach  gemeinem  Lehenrechte  nur  ein  persönliches  Recht  gegen  den 
versprechenden  Lehensherm  und  höchstens  noch  gegen  dessen  Erben  im 
römisch-civilrechlichen  Sinne  begründet,  w&hrend  in  den  Rechtsbüchem  des 
Xin.  Jahrhunderts  nur  dann  von  Wart  und  Anevelle  (Anfiülsrecht)  ge- 
sprochen wird,  wo  Jemand  bereits  durch  Belehnung  ein  festes  (sog.  ding- 
liches) Recht  der  Folge  hat  —  Siehe  oben  §.  248,  Note  9. 

s)  lieber  die  allm&hlig  immer  grössere  Beschränkung  des  Kaisers  veiigL 
die  W.-K.  Karrs  V.  (1519)  art  24,  §.  1.  Hiemach  sollten  die  gK^sseien 
Reichslehen  nicht  wieder  verliehen,  sondem  zu  Reichsdomänen  gemacht 
werden.  Ferdinand  IL  musste  in  der  W.-E.  (1619),  art  28  versprechen, 
auf  die  grösseren  Reichslehen  keine  Anwartschaft  ertheilen  zu  wollen. 
In  der  W.-K.  Ferdinand's  IV.  (1653)  wurde  bestimmt,  dass  der  Kaiser 
ohne  die  Einwilligung  der  Kurfürsten  die  grösseren  Reicfaslehen  nicht 
wiederverleihen,  noch  An  wartschaften  daraufgeben  solle.  Seit 
der  perpetuirlichen  W.-K.  (1711)  lautete  die  betreffende  Stelle  (veiigL 
W.-K.  Franz'  II.  1792),  art.  XI,  §.  10:  „Wenn  auch  in's  künftige 
Lehen  dem  Reiche  durch  Todesfälle  oder  Yerwirkung  anheim  fallen  sollten, 
so  etwas  Merkliches  ertragen,  als  Kurfürstenthümer,  FarstenthQmer, 
Graf-  und  Herrschaften,  Städte  und  dergl.,  die  sollen  und  wollen  Wir,  die 
Kurfürstenthümer  ohne  des  kurflirtlichen  coUegü,  die  Fürstenthümer,  Graf- 
und  Herrschaften,  Städte  u.  der^I.  aber,  ohne  der  kurfürstlichen,  fürstlichen, 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  257.  Regierangsnachfolge  ans  kaiserlichen  Lehensanwartschaften,  725 

III.  Die  Bechtsbeständigkeit  einer  solchen  Belehnong  war 
(nnd  ist)  selbstverständlich  nach  den  znr  Zeit  der  Verleihnng 
geltenden  Bechtsgrundsätzen  zu  beurtheilen  ^). 

IV.  War  demnach  die  Einwilligung  des  kurflirstlichen  and 
beziehungsweise  der  anderen  reichsständischen  CoUegien  er- 
theilt  worden,  so  begründete  bei  Reichslehen  schon  die  er- 
theilte  kaiserliche  (einfache)  Lehensanwartscbaft  ebensowohl 
ein  festes,  auch  von  den  nachfolgenden  Kaisem  anzuerkennen- 
des Successionsrecht,  als  wenn  eine  förmliche  Eventualbe- 
lehnung  (die  regelmässig  aber  nicht  fehlte)  dazu  gekommen 
war*). 

§.  257. 
2)  Neueres  Recht. 
a)  Regierungsnachfolge  aus  kaiserlichen  Lehensanwart- 
schaften und  Eventualbelehnungen*). 

I.  In  Bezug  auf  jene  Staaten,  welche  dem  Rheinbunde 
beigetreten  wfuren,  muss  die  rechtliche  Fortdauer  der  durch 
kaiserliche  L^hensanwartschaften  und  Eventualbe- 
lehnungen  unter  denselben  begründeten  Successionsrechte 
unbedingt  behauptet  werden,  weil  dieselben  sich  gegenseitig 
den  Fortbestand    aller    bereits    begründeten   „eventuellen 


auch  (wenn  es  nämlich  eine  Reichsstadt  betrifft)  städtischer  coUegianim 
Yorwissen  und  Consens,  ferner  Niemanden  leihen,  auch  Niemand 
eine  Expekt^nz  oder  Anwartang  darauf  geben";  (§.  11)  ,,Sondem 
zur  Unterhaltung  des  Reiches ,  Unser  und  Unser  nachkommenden  Kö- 
nige und  Kaiser  behalten,  einziehen  und  inkorporiren";  (§.  12)  „Doch  Uns, 
von  wegen  unserer  Erblande  und  sonst  männiglich  an  seinen  Rechten 
und  Freiheiten,  auch  den  von  Unsem  Vorfahren  am  Reiche  den  Ständen 
propter  bene  merita  ertheilten  und  den  damaligen  Reichsconsti- 
tutionen  gemässen  Anwartungen  auf  künftig  sich  erledigende 
Reichslehen  an  ihrer  Kraft  und  Bindlichkeit  unschädlich.'* 

«)  W.-K.  Franz'  IL  (1792)  art.  XI,  §.  12.  (Siehe  Note  3.) 
5)  Es  ergibt  sich  dies  aus  der  W.-K. Franz'  ü. (1792) art XI,  §.10— 
12.  (Siehe  Note  3.)    Bei  den  Lehen,  die  nicht. Reichslehen  waren,  liess 
sich  das  Gleiche  nicht  behaupten.    (Siehe  Note  2.) 

*)  Eine  (jedoch  nicht  ganz  genaue)  Uebersicht  der  verschiedenen  Mei- 
nungen der  Schriftsteller  findet  sich  in  Hclwing,  die  Erbansprüche  des 
k.  preussischen  Hauses  an  die  Herzogthümer  Schleswig-Holstein.  Lemgo 
und  Detmold  1846,  S.  209  u.  f. 
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Snccessionsrechte'^  gegenseitig  in  der  Bheinbandsakte 
ohne  alle  Einschränknng  zugestanden  haben  ^). 

II.  In  Bezug  auf  die  Übrigen  deutschen  Regiernngen  unter 
sich  und  deren  Verhältniss  zu  den   ehemaligen  Rheiobands- 
gliedem,  sowie  dieser  zu  jenen,  muss  aber  die  Frage,  ob  ans 
kaiserlichen  Anwailschaften  und  Eventualbelehnungen  heut  zu 
Tage  noch  Successionsrechte  abgeleitet  werden  können,   mit 
folgender  Unterscheidung  beantwortet  werden.     A)  Eine   Be- 
fngniss  der  Eventualbelehntcn  oder  Anwärter,  die  jetzt  regie- 
rende^ souveraine,  das  Territorium  in  Folge  der  Auflösung  des 
Reichs  als  Allod  besitzende  Familie  in  der  Verfügung  Aber 
dasselbe  auf  den  Fall  des  Erlöschens  ihres  Mannsstammes  in 
irgend  einer  Weise  zu  beschränken,   kann  heut  zu  Tage 
nicht  anerkannt  werden.    Der  Grund  hiervon  liegt  darin,  dass 
jede  Eventualbelehnung,  (welcher  eine  kaiserliche  reichs- 
constitutionsmässig  ertbeilte  Anwaltschaft  gleichsteht)  wenn  sie 
gleich  für  den  Eventualbelehnten  ein  festes  Successionsrecht 
(sog.  dingliches  Recht)  am  Lehngute  im  Verhältnisse  zum 
Lehensherrn  und  zu  dritten  Personen  begründete,  dies  doch 
nur  auf  den  Fall  und  in  der  Voraussetzung  that,  dass  das 
Lehen   dem  Lehensherrn   eröffnet  werde.     Ein    solcher 
Eröffnungsfall  ist  aber  nunmehr  undenkbar :  vielmehr  liegt 
es  in  dem  Begriffe  der  Allodifikation,  dass  das  jetzt  re- 
gierende,  souveraine    Haus    keine   Rücksichten    auf   etwaige 
Eventnalbelehnte  oder  Anwäiter  zu  nehmen  hat,  wenn  es  et\va 
die    Successionsfähigkeit    seines    Weibsstammes    einzuftibren, 
oder  flir  den  Fall  seines  Erlöschens  eine  Erbverbrüderung  mit 
einem  anderen  regierenden   Hause    einzugehen   beabsichtigen 
sollte.    Hierftir  spricht  auch  ganz  entscheidend,  dass  die  in 
der  ersten  Investitur  begriffenen  Personen  (der  sog.  Hanpt- 
vasall  und  dessen  Descendenz)  nach  lebenrechtlichen  Grund- 
sätzen schon  während  des  Bestehens  des  Lehenverban- 
des  mit  den  Eveutualbelehuten  oder  Anwäitem  in  gar  keiner 


«)  Rheinbundsakte,  art.  34.  (Siehe  oben  §.  107,  Note  14.)  —  Es 
möchte  aber  wohl  diese  Frage  in  Bezug  auf  die  ehemaligen  Rheinbunds- 
staaten unter  einander  kaum  eine  praktische  Bedeutung  haben;  wenigstens 
scheinen  zur  Zeit  keine  solchen  kaiserlichen  Anwartschaften  oder  Eventual- 
belehnungen des  einen  rheinbündischeu  Fürstenhauses  auf  die  Territorien 
des  anderen  bekannt  zu  sein. 
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in  keiner  Weise  Rücksicht  zn  nehmen  hatten,  weil  die  Even- 
tnalbelehnten  nicht  mit  ihnen  in  dersel1)en  Investitur  begrif- 
fen sind,  sondern  deren  eventuelles  Recht  nur  in  einer 
völlig  neuen  (zvreiten)  Investitur  wurzelt.  B)  Dagegen 
muss  das  Successionsrecht  der  Eventualbelehnten  als  fortwäh- 
rend begründet  anerkannt  werden,  wo  sich  der  Hauptvasall 
oder  dessen  Descendenz  rechtsgiltig  durch  besonderen  Vertrag 
zur  Anerkennung  desselben  verpflichtet  haben  sollte^),  sowie 
auch  in  dem  Falle,  wenn  das  jetzt  regierende  souveraine  Haus 
in  den  nach  seiner  Haus-  oder  Landesverfassung  regierungs- 
fähigen Stämmen  erlöschen  würde,  ohne  eine  Verfügung  über 
die  Krone  getroffen  zu  haben,  so  dass  also  diese  als  vakant 
erscheinen  würde.  In  diesen  Fällen,  muss  die  reichsconsti- 
tutionsmässige  Verleihung  der  Anwartschaft  oder  Eventualbe- 
lehnung  den  übrigen  deutschen  Staaten  gegenüber  fortwährend 
als  ein  wirksamer  Rechtstitel  der  Staatssuccession  betrachtet 
werden,  da  unter  diesen  Voraussetzungen  der  Anspruch  des 
Eventualbelehnten  nicht  nur  mit  keinem  anderen  durch  ältere 
oder  neuere  Rechtstitel  besser  begründeten  Rechte  im  Wider- 
spruche steht,  sondern  in  der  früheren  reichscoUegiaüschen 
Zustimmung  auch  bereits  die  Einwilligung  der  anderen  deut- 
schen Staaten  zu  seiner  Besitzergreifung  des  Landes  auf  den 
Fall  des  Erlöschens  der  Descendenz  des  Hauptvasallen  wirk- 
lich enthalten  ist. 

§.  258. 

b)   Regierungsnachfolge   aus  kaiserlichen  Sammt- 
belehnungen  ^). 

I.    Successionsansprüche,    welche    sich    auf  kaiserliche 

')  Darin  allein,  dass  der  Haiiptvasall  in  eine  Eventualbelehnung  ein- 
fach einwilligte,  kann  aber  noch  keineswegs  eine  Beschränkung 
desselben  oder  seiner  Descendenz  in  der  fraglichen  Beziehung  abgeleitet 
werden,  da  seine  Einwilligung  an  sich  für  das  rechtliche  Entstehen  der 
Eventualbelehnung  ganz  gleichgiltig  fsnperflnumj  war. 

*)  J. E.Lars en,  von  dem  Institute  der  Gesammtbelehnung  und  dessen 
Anwendung  auf  das  Herzogthum  Holstein.  A.  d.  Dänischen  übersetzt  von 
Ed.  Lehmann.    Copenhagen  1848. 
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Sammtbelebnungen  sttttzen,  müssen  auch  heut  va  Tage 
noch  als  ohne  Einschränkang  wirksam  zn  Recht  bestehend 
anerkannt  werden ,  sofern  sie  nicht  schon  znr  Keichszeit  nach 
lehenrechtlichen  Gmntlsfttzen  wieder  verwirkt  worden  waren. 

IL  Der  Grand  hiervon  liegt  in  dem  Wesen  der  Samm^ 
belehnnng  selbst,  welches  darin  besteht,  dass  entweder  Personen 
znr  Erhaltung  des  ihnen  an  sich  nach  Geblfltsrecht  als  Col- 
lateralen  bereits  zuständigen  Successionsrechts ,  oder  zur  Er- 
werbung eines  diesem  analogen  Successionsrechts  (gleichsam 
als  fingirte  Agnaten)  in  die  Investitur  des  Hauptvasallen 
(prima  investüura)  und  deren  Erneuerungen  (renaveOio  inveHi- 
turae)  aufgenommen  wurden^),  so  dass  also  die  Sammtbe- 
lehnten  von  Haus  aus  vollkommen  denselben  Rechtstitel  f&r 
ihr  Snccessionsrecht  im  Lehen  hatten,  wie  der  Hauptvasall  und 
dessen  Descendenz  selbst. 

III.  Daher  kann  auch  die  Allodifikation  des  Terri- 
toriums, welche  mit  der  Erlöschung  des  Reichsverbandes  ein- 
getreten ist,  nichts  an  dem  Verhältnisse  der  Descendenz  des 
Hauptvasallen  zu  den  Sammtbelehnten  ändern,  und  zwar  um 
so  weniger,  wo  die  Sammtbelebnung,  wie  in  den  meisten  Fäl- 
len, nur  zur  Erhaltung  des  an  sich  begründeten  Gebltttsrechts 
bei  vorkommender  Theilung  des  Lehens  diente^).  Aber  auch 
in  jenen  (seltenen)  Fällen,  in  welchen  die  Sammtbelehnung 
als  Erwerb sgrund  der  Lehenfolge  nach  dem  Abgange  der 
lehenfähigen  Descendenz  des  Hauptvasallen  erscheint,  konnte 
die  mit  der  Auflösung  des  Reichs  ipso  jure  eingetretene  Allodi- 
fikation keine  Aenderung  in  den  Successionsverhältnissen  zum 
Nachtheile   der   Sammtbelehnten    bewirken,    beziehungsweise 


*)'Im  ersterea  Falle  nannte  man  die  Simultanbelehnten  „geborne 
Sammtbelehute'* ;  im  zweiten  Falle  hiessen  sie  ,,prä8entirte  Sammtbe- 
lehute",  weil  sie  nur  auf  Vorschlag  des  Hauptvasalleu  mithelehnt  wurden. 

3)  Gemeinrechtlich  wai*  die  Sammtbelehnung  auch  bei  Reichslehen  nicht 
mehr  nothwendig  zur  Erhaltung  (conservatio)  des  Successionsrechtes, 
seitdem  man  dieselben  überhaupt  als  erblich  betrachtete ;  wohl  ab<fr  musste 
sie  bei  Belehnungsemeuemngen  nachgesucht  werden,  wo  dies  besonders 
hergebracht  war.  Reichshofrathsordnung  K.  Ferdinand*s  III. 
1654.  Tit.  in,  §.  12:  „In  welchen  Geschlechten  und  in  demjenigen  Reichs- 
Kreisen,  da  die  gimuUanea  investUura  hergebracht  und  im  Gebrauche,  dabei 
solle  solche  auch  gehalten  und  derselben  nachgelebht  werden.**  —  Dieser 
Gebrauch  bestand  vorzugsweise  in  den  Ländern  des  sächsischen  Rechts. 
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nicht  Her  DeBcendenz  des  Haoptvasallen  das  Recht  erwachsen, 
die  Snccession  der  Sammtbelehnten  durch  einseitige  Disposi- 
tion Über  die  Erbfolge  in  dem  Territoriam  zu  alteriren,  weil 
eine  solche  Sammtbelehnung  überhaupt  nicht  ohne  Ein- 
willigung des  Hauptvasallen  ertheilt  werden  konnte, 
und  dieselbe  daher  zugleich  auch  den  Charakter  eines  Erb- 
vertrags hat. 

IV.  Darin  allein,  dass  die  Sammtbelehnten  etwa  zur 
Reichszeit  nur  unterlassen  haben,  bei  vorgekommenen  Her- 
renfällen  und  Leheufällen  die  Erneuerung  der  Sammt- 
belehnung nachzusuchen,  kann  aber  keineswegs  ein  aus- 
reichender Orund  gefunden  werden,  um  ihr  Successionsrecht 
als  erloschen  zu  erklären,  da  überhaupt  eine  solche  Unterlas- 
sung vor  dem  wirklichen  Anfalle  des  Lehens  den  Verlust  des 
Successionsrechts  nicht  unmittelbar  und  unbedingt  zur  Folge 
hatte,  sondern  nur  dem  Lehensherrn,  nicht  aber  dem 
Hauptvasallen  oder  dessen  Descendenz,  aus  solcher  Unterlas- 
sung ein  Recht  erwuchs,  die  Sammtbelehnten  von  der  Lehen- 
folge auszuschliessen,  daher  denn  auch  ihr  Lehenfolgerci^ht 
unbezweifelt  fortbestand,  wenn  der  Lehensherr  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch  machte^). 

§.  259. 
c)  Regierungsnachfolge  wegen  Lehensheirlichkeit. 

L  Wenn  die  Auflösung  des  deutschen  Reiches,  wegen 
Wegfalls  des  Lehensherm,  d.  h.  des  Kaisers  und  Reichs,  in 
Bezug  auf  die  Reichs lehen  die  unmittelbare  Wirkung  haben 
musstc,  dass  dieselben  fortan  von  den  souverain  gewordenen 
Reichsständen  als  AUodien  besessen  werden,  so  liegt  doch  eine 
gleiche  Nothwendigkeit  keineswegs   in  der  Natur  der  Sache 


*)  IL  Feud.  55.  —  Weber,  Handb.  des  Lehnrechts  IV,  S.  210  u.  f. 
714  u.  f.  —  Nur  mit  dieser  nach  Lehnrecht  selbstverständlichen  Beschrän- 
kung sind  Gönner,  Staatsr.  §.235;  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  36,u.A. 
zu  verstehen,  wenn  sie  kurzweg  erwähnen,  dass  durch  Vernachlässigung 
der  bei  Theilungen  allenfalls  nöthigen  gesammten  Hand  das  Successions- 
recht der  Sammtbelehnten  verloren  gehen  könne. 
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hinsichtlich  jener  Territorien,  welche  ein  Reichsstand  von  dem 
anderen  zu  Lehen  tmg^). 

II.  Von  jeher  war  nach  allgemeinen  lehenreehtlichen 
Grandsätzen  anerkannt,  dass  Sonverainetät  nnd  Lehenv^band 
sich  nicht  absolut  ansschliessen,  nnd  eine  sonveraine  Krone 
nicht  minder  y  als  die  dentsch-staatsrechtliche  Landeahohect^ 
sehr  wohl  als  Lehen  von  einem  anderen  Soaverain,  der  in 
dieser  Beziehnng  als  Suzerain  bezeichnet  wnrde,  verliehen 
and  abhängig  sein  konnte^). 

III.  Nach  diesen  allgemeinen  Grandsätzen  mflsste  daher 
angenommen  werden,  dass  die  zor  Reichszeit  bestandene 
Lehenverbindong  eines  deutschen  Fürstenhauses  gegen  ein  an- 
deres, und  daher  auch  das  Successionsrecht  desselben  als 
Lehensherm  in  das  lehnbare  Territorium  bei  eintretendem 
Heimfalle,  der  Auflösung  des  Reichs  angeachtet,  fortbestehe. 
Da  jedoch  unzweifelhaft  sowohl  bei  der  Stiftung  des  Rhein- 
bundes, als  anch  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  von 
der  Ansicht  ausgegangen  wurde,  dass  die  fernere  Austibnng 
lehenherrlicher  Rechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staats- 
gebiet eines  Anderen  oder  dessen  Theile^)  mit  der  politischen 
Stellung,  in  welche  dieselben  fortan  zu  einander  traten,  unver- 
einbar sei,  und  daher  auch  noch  gegenwärtig  von  der  deut- 
schen Bundesversammlung  flbr  unstatthaft  geachtet  wird^),  so 
kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  hiermit  auch  das  Succes- 
sionsrecht, die  sog.  Folge  des  Herrn  oder  das  Heim- 


*)  Das  Gegenthei]  behauptete:  Wippermann:  Steht  die  Grafschaft 
zu  Wal  deck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit?  Halle  1847. —  Siehe 
aber  dagegen:  Aisberg,  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  die 
Grafschaft  Wal  deck  unter  hessischer  Lehnsherrlichkeit  stehe?  Kas- 
sel, 1848. 

*)  So  z.  B.  war  früher  Dänemark  ein  deutsches,  Neapel  ein  päpet- 
liches  Lehen  u.  s.  w.  Siehe  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  I,  21  u.  £ 

3)  lieber  den  hiervon  wesentlich  verschiedenen  Fall,  wenn  der  G^^n- 
stand  der  Lehensverbindung  nur  eine  Standesherrschaft  ist,  welche 
im  Staatsgebiete  eines  Lehensherrn  liegt,  der  niemals  Mitglied  des  Bhein> 
bundes  war,  siehe  ol)en  §.  249,  YII,  bei  Note  12. 

4)  y ergl.  den  in  der  Streitsache  zwischen  Kurhessen  und  W a  1  d e c k 
ergangenen  Bundcsbeschluss  vom  20.  Januar  1848,  Prot  §.  43.  und  die 
demselben  vorangegangenen  Abstimmungen.  Siehe  oben  §.  249,  YII  und 
unten  S.  444. 
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falls recht;iiinweggefallen  sei,  welches  in  der  Lehenshenriich- 
keit  Ar  den  Fall  liegt,  dass  die  vasallitische  Familie  in  den 
nach  dem  Lehnvertrage  snccessionsberechtigten  Linien  aus- 
stirbt 

IV.  Die  Beantwoi-tung  dieser  Frage  muss  verschieden  aus- 
fallen, je  nachdem  die  ehemalige  Lehensherrlichkeit  eines 
Bnndesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  Anderen  oder  dessen 
Theile  dermal  nur  als  zur  Zeit  u  n  w  i  r  k  s  a  m  oder  als  völlig  e  r  1  o  - 
8  che n  zu  erachten  ist,  was  nach  den  im  einzelnen  Falle  obwal- 
tenden Verhältnissen  ermessen  werden  muss.  Aus  dieser  Rück- 
sicht hat  auch  die  Bundesversammlung  in  dem  einen  Falle,  in 
welchem  sie  die  Unstatthaftigkeit  der  Ausübung  lehensherrlicher 
Rechte  eines  Bundesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  An- 
deren bereits  ausgesprochen  hat,  die  „Offenhaltung  wegen 
der  Frage  des  Heimfallsrechtes''  beschlossen,  d.h.  die 
Beschlnssfassung  hierüber  auf  so  lange  ausgesetzt,  bis  ein 
praktisches  Bedürfniss  eine  Entscheidung  im  gegebenen  Falle 
nothwendig  machen  wird^). 

§.  260. 

V.   Vorsorge   bei   dem   Mangel   von    Successions- 
berechtigten. 

Sollte  in  einem  deutschen  Staate  der  Fall  eintreten,  dass 
eine  Thronerledigung  wegen  Mangels  von  Successionsberech- 
tigten zu  befürchten  steht  und  nach  der  Verfassung  des  Lan- 
des auch  nicht  durch  Erbverbrüderung  oder  Testament  des 
letzten  Thronbesitzers  ein  anderes  Fürstenhaus  zur  Regierung 
berufen  werden  darf,  so  ist  von  diesem  durch  Vereinbarung 
mit  den  Landständen  Vorsorge  für  die  Thronfolge  zu  treffen  ^). 
Sollte  dies  durch  Umstände  unmöglich  geworden  sein,  so 
müsste  die  Einleitung  zur  Wiederbesetzung  des  Thrones  von 
der  Bundesversammlung  in  die  Hand  genommen  werden,  da 
es  sich  hier  offenbar  um  eine  für  den  Bund  in  seiner  Ge- 
sammtheit  höchst  wichtige  Sache  handeln  würde.    Das  Wahl- 


^)  Yergl.  den  in  Note  4  angeführten  Bundesbeschluss  v.  20.  Jan.  1848. 
^)  Ausdracklich  so  bestimmt  in  Karhessen,  Y.-U.  1831,  §.  4.  — 
Oldenburg,  rev.  V.-ü.  1852,  art  18. 
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recht  zum  Behafe  der  Berofimg  eioer  neuen  Dynastie  auf  den 
erledigten  Thron  würde  aber  in  solchem  Falle  der  Volksyer- 
tretong  des  betreffenden  Landes  nicht  bestritten  werden  können^. 

§.  261. 

Von  der  Versorgung   der  nachgebomen  Prinzenj 

Apanagen.   Paragien.   Secundogenituren  ^). 

I.  Wo  Primogenitur  eingeführt  nnd  eben  dadurch  die 
Theilnng  des  Landes  unter  die  Söhne  ausgeschlossen  wurde, 
betrachtete  man  schon  zur  Reichszeit  die  sog.  nachgebornen 
Söhne,  d.  h.  alle  übrigen  ausser  dem  Erstgebornen,  für  be- 
rechtigt, eine  Versorgung  zu  beanspruchen,  welche  auch  auf 
ihre  Descendenz  bis  zu  deren  Erlöschen  vererbte.  Bestand 
diese  Versorgung  in  der  Zuweisung  von  Gütern  oder  Herr- 
schaften, welche  die  Nachgebornen  unter  der  Landeshoheit  des 
Erstgebornen  besassen  und  vererbten,  so  hiess  sie  Paragium; 
bestand  sie  in  einer  Rente,  so  wurde  sie  Apanagium  (Apanage) 
genannt^). 

II.  Heut  zu  Tage  sind  besonders  die  Apanagen  in  Ge- 
brauch, doch  finden  sich  in  einigen  Staaten  auch  noch  Para- 
gien; als  eine  Unterart  der  Apanagen  sind  die  sog.  Secundo- 
geniturenzu  betrachten  ^).  Auch  bestehen  mitunter  besondere 
fideicommissarische  Stiftungen  zu  Gunsten  des  an  Jahren  älte- 
sten Mitgliedes  (Senior)  des  regierenden  Hauses^). 


«)  V.  DreBch,  Abhandlungen.  München,  1830.  S.  226.  —  Elüber, 
öffenü.  R.,.§;247,  V. 

0  Moser,  Staatsr.  XIV.  --  Dessen  Familienstaatsrecht  I,.4<X)  o.  f.  — 
Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  38.  —Gönner,  Staatsr.,  §.  237. —Elüber, 
öifentl.  R.,  §.  250  u.  f.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  238.  —  Weiss, 
Staatsr.  §.  243.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §.  94. 

<)  lieber  Fatxignim  s.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  m,  417  u.  £  -  Ueber 
Apanagium  ebendas.  lY,  3  u.  f.  ~  In  den  Paragien  hatte  mitunter  der 
Besitzer  eine  beschränkte  Regierungsgewalt  (sog.  Paragia  impropria) ;  ihre 
Stellung  war  deijenigen  der  jetzigen  Standesherrschaften  ähnlich. 

s)K.  Sachsen,  Hausgesetz  v.  1837,  §.42.  „  .  .  .  (Es)  besteht  eine 
durch  ausdrückliche  Verträge  gegründete,  auf  der  Staatskasse  ruhende  Se- 
cundogenitur  für  die  uachgebome  Descendenz  der  Stifterin.  (§.43.)  Sie 
begreift  eine  aus  der  Staatskasse  zu  zahlende  Jahresrente  von  85,000  Thlm. 

«)  So  z.  6.  die  oldislebener  Senioratsstiftung,  im  coburg-gothai- 
sehen  Hausgesetz  1855,  §.  72,  73. 
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III.  Die  Grösse  der  Apanagen  wurde  zur  Reichszeit  nur 
nach  billigem  Ermessen  bestimmt,  welches  Piincip  schon 
die  goldene  Bulle  aufstellte  und  wobei  man  sowohl  auf  den 
Ertrag  des  Domänengntes  als  des  eigentlichen  Patrimoniums 
der  Familie,  nach  Abzug  der  Regierungsunkosten,  Rücksicht 
nahm  ^).  Daher  hielt  man  auch  bei  Vermehrung  der  Einkünfte 
des  Erstgebornen  Anträge  auf  Vermehrung  der  Apanagen  fUr 
begründet^). 

IV.  Die  Grundsätze  vom  römischen  Pflichttbeile  kamen 
hierbei  so  wenig  in  Anwendung,  als  die  von  einer  auf  das 
Nothdttrftige  beschränkten  Alimentationspflicht^). 

V.  Wo  nicht  von  Alters  her  Paragien  oder  besondere  Pi- 
deicommissstiftungen  bestehen,  oder  wo  die  Domänen  des 
regierenden  Hauses  nicht  ausreichen,  muss  das  Land  subsidiär 
zur  Bestreitung  der  Apanagen  beitragen;  auch  liegt  die  Ver- 
pflichtung   zu   deren  Leistung  ganz    der  Staatskasse  ob,  wo 


8)  Aurea  Bulla,  cäp.  25,  §.5:  „Qui  (primogenitus)  tarnen  apud  alios 
fratres  et  sorores  se  dementem  etpium  exhibebit  continuo,  juxta  datam 
sibi  a  Deo  gratiam  et  suum  bene  placitum  et  ipsius  patrimonii  facul- 
tates,  diyisione,  scissione  seu  dimembratione  Principatus  et  pertinentiarum 
ejus  sibi  modis  omnibus  interdicta."  —  Ganz  in  diesem  Geiste  bestimmt  das 
8.-cobarg- gothaische  Hausges.  1855,  §.  112:  „Die  Apanagen,  Susten- 
tationsgelder,  Mitgaben  und  Witthume  sind  aus  dem  Abwurf  des  Domä- 
nengutes zu  bestreiten/' 

c)  Pütt  er,  comm.  de  augendo  apanagio,  auctis  reditibus  primogeniti. 
Jena  1746  und  in  dessen  Sylloge  comm.  jus  priv.  princ.  illustr.  p.  49.  — 
Dessen  prim.  lin.,  §.  46.  —  Kurb essen,  Hausges.  1817,  §.  11:  „Der 
Sou verain  kann  die  Apanagen  nach  Befinden,  besonders  bei  einem  wesent- 
lichen und  bedeutenden  Zuwachs  von  Gebiet  vermehren,  in  keinem 
Falle  aber  vermindern."  —  S.-Coburg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  105: 
„Sofern  künftig  für  das  herzogliehe  Specialhaus  nach  den  Grundsätzen  der 
sächsischen  Hausverfassung  durch  Abgangs-,  Mittellehnschafts-,  An- 
wartungs-  oder  £rbverbrüderungsrecht  ein  neuer  Anfall  an  Land  und  Leu- 
ten und  Domänen  sich  ereignet,  so  tritt  eine  Erhöhung  der  Apanagen 
in  dem  nämlichen  Verhältnisse  ein,  in  welchem  sich  das  Einkommen 
des  Herzogs  aus  den  Domänen  vermehrt."  Vergl.  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  3;  siehe  unten  Note  9. 

')  Pütter,  prim.  lin.,  §.  42,  43.  —  Bei  den  früher  häufigen  Streitig- 
keiten in  den  reichsständischen  Familien  über  die  Grösse  der  Apanagen 
bezog  man  sich  mitunter  auf  die  unpassende  Analogie  von  1.  Feud.  6. 
(„Mutus  feudum  retinere  non  potest  .  .  .  quo  ei  ablato,  si  se  exhibere  non 
valeat,  tantum  ei  relinqui  debet,  uude  se  sustinere  possit") 
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keine  Domänen  vorhanden  oder  völlig  mit  dem  Staatsgnte  ver- 
schmolzen  worden  sind  ^).  In  solchen  Fällen  ist  da,  wo  Land- 
stände bestehen  y  die  landständische  Bewilligung  im  einzelnen 
Falle,  sowie  auch  za  einer  bleibenden  normalen  Bestimmung 
der  Grösse  der  Apanagen  und  ähnlicher  Bezttge  erforderlich^). 

VL  In  den  neueren  Hausgesetzen  sind  die  Apanagen, 
welche  die  Staatskasse  zu  bestreiten  hat,  in  verschiedener 
Weise  bestimmt  worden"^).  Mitunter  ist  ausdrücklich  festge- 
setzt, dass  sie  nicht  in  liegenden  Gütern  bestehen,  sondern 
nur  in  Geldrenten  angewiesen  werden  können^').  Nebenein- 
künfte,  welche  von  Militär-  oder  anderen  Chargen  oder  ans 
besonderen  Titehi  bezogen  werden,  dürfen  in  die  Apanage 
nicht  eingerechnet  werden*^). 

VII.  Nach  gemeinem  Rechte  haben  die  Söhne  des  re- 
gierenden Herrn,  den  Erbprinzen  inbegriffen,  kein  Recht  auf 
eine  Apanage,  so  lange  der  Vater  lebt,  sondern  es  hat  dieser 
von  seinen  Einkünften  denselben  die  nöthigen  Mittel  zum  stan- 
desmVssigen  Unterhalt  zu  gewähren.  Wenn  daher  bei  dem 
Aussterben  der  erstgebornen  Linie  ein  bisher  apanagirter  Prinz 
zur  Thronfolge  gerufen  wird,  so  geht  sein  bisheriger  Antheil 
an  der  Apanage  nicht  auf  seine  Söhne  über,  sondern  wächst 
den  übrigen  Apanageberechtigten  zu.  Erst  wenn  der  regie- 
rende Herr  stirbt  und  der  Erbprinz  ihm  in  der  Regierung  folgt, 
beginnt  somit  der  Anspruch  der  übrigen  Söhne  auf  eine  Apanage. 
Ob  diese  Apanage  von    dem    zur  Regierung   gelangten  Erb- 


«)  So  z.  B.  in  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  1  u.  f. 

»)  So  z.  B.  Hannover,  Ilausgez.  1836,  cap.  X,  §.  3:  „Der  Betrag 
dieser  Renten  (Staatsapanagen)  kann  mit  Zustimmung  der  allgemeinen 
Stände  vermehrt  werden.  Eine  Verminderung  derselben  findet  nicht 
statt,  es  sei  denn,  dass  eine  unabwendliche  Landesnoth  ein  Anderes  erfor- 
derte." 

*«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  II.  -  Würtemberg,  Hausges.  1828, 
Abschn.  VII.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  —  K.  Sachsen, 
Hausges.  1837,  Abschn.  V.  — '  Baden,  Apanagenges,  v.  21.  Juli  1839, 
§.  1  flg.  —  S.-Coburg- Gotha,  Hausges.  1855,  Abschn.  VIII. 

*')  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  1.  —  Würtemberg,  Haus- 
ges. 1828,  §.  23.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  3.  —  K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  16.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  12. 

«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  1.  —  Hannover,  Hausges. 
1836,  cap;  X,  §.  9. 


Digitized  by  LjOOQ IC 


§.  261.  Von  der  Versorgung  der  nachgeborncu  Prinzen.        735 

prinzen  ans  seinen  Einkünften  zu  bestreiten  ist,  oder  ob  dessen 
nunmehr  apanageberechtigte  Brüder  durch  ihre  Concurrenz  die 
Apanagen  der  übrigen  Apanagirten  schmälern,  hängt  von  den 
Bestimmungen  des  Hausgesetzes  ab.  Im  Zweifel  muss  Ersteres 
angenommen  werden. 

VIII.  Die  neueren  Haus-  und  Apanagengesetze  gewähren 
dagegen  meistens  auch  dem  Erbprinzen  und  den  übrigen 
Söhnen  des  Souverains  schon  bei  dessen  Leben  von  dem  Tage 
ihrer  Volljährigkeit,  oder  von  einem  anderen  (späteren)  Zeit- 
punkte, beziehungsweise  von  der  Begründung  eines  eigenen 
Haushaltes  an,  jährliche  Renten  aus  der  Staatskasse  zum  Be- 
hufe  ihres  Unterhaltes,  theils  auch  unter  dem  Namen  von 
Apanagen,  theils  unter  dem  Namen  von  Sustentationen 
oder  Jahrgeldern,  Deputaten,  oder  auch  ohne  solche 
Bezeichnung,  und  bestimmen  zugleich  ausdrücklich,  von  wel- 
chem Zeitpunkte  an  die  Prinzen  befugt  sind,  sich  zu 
etabliren  ^^). 

IX.  Das  Becht,  eine.  Apanage  zu  beziehen,  tritt  für  die 
Descendenten  nachgeborner  Prinzen  bei  dem  Tode  ihres  Vaters 
ein,  sofern  nicht  die  Haus-  oder  Apanagengesetze  ihnen  schon 
früher  selbstständige  Renten  unter  dem  Namen  von  Apanagen 
oder  Sustentationen  anweisen.  Solche  Renten  fallen  wieder 
hinweg,  sowie  die  Prinzen  in  den  Genuss  der  Apanage  ein- 
treten. ^4). 

X.  Die  apanagirten  Prinzen  haben  von  ihrer  Apanage  den 
Unterhalt    ihres   Hauses,    die   Aussteuer    ihrer  Töchter,   die 


«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  1—5.  —  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  30  u.  f.  -  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X.  §.  10 
u.  f.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  19  u.  f.  —  Baden,  Apanagen- 
gesetz 1839,  §.  1  u.  f.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  98  u.  f. 
—  Die  Bezeichnung  der  von  der  Staatskasse  für  den  Unterhalt  des  Erb- 
prinzen und  der  anderen  Söhne  des  Souvcrains  bei  dem  Leben  desselben 
zu  zahlenden  Renten  als  Apanagen  ist  ganz  unpassend  und  im  Vergleich 
mit  dem  älteren  Rechte  unrichtig.  Das  Recht,  sich  sclbstständig  zu 
etabliren  ist  für  die  Prinzen  meistens  (ohne  Rücksicht  auf  den  etwaigen 
früheren  VoUjährigkeitstermin)  in  den  angeführten  Gesetzen  auf  21  Jahre 
festgesetzt 

*«)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  36,  38.  —  Hannover,  Haus- 
gesetz 1836,  cap.  X,  §.  22  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  8  u.  f. 
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üuer  Linie  sa  bestreitai "). 

XL  Ist  die  AfMUiage  dn  flr  allemal  flir  gewisse  Linien 
des  regierenden  Hanses  festgesetzt,  so  wichst  in  dem  Falle 
des  Abganges  einzelner  Zweige  dersdben  der  erOffisete  An- 
tfaeQ  der  Apanage  mit  den  darauf  haftoiden  Lasten  des  Witt, 
tiinms,  des  Unterhaltes  nnd  der  Ansstener  der  PrinzessinneD 
den  flbrigen  Zwdgen  d^  Linie  zn^^).  Eine  QetatwTSügt)  Dis- 
position ttber  die  Apanage  steht  keinem  Apanagirten,  selbst 
nieht  in  seiner  Linie,  zn<^). 

XIL  Meistens  ist  das  Recht,  eine  Apanage,  Snstentation 
n.  dergl.  zn  beziehen,  durch  Abstanmwng.ans  einer  haosgesetz- 
mässigen,  ebenbfirtigen ,  mit  Bewilligung  des  Sonverains  ein- 
gegangenen Ehe  nnd,  sofern  die  Apanage  mit  der  Etablirong 
zusammenhängt,  durch  Eingehung  einer  solchen  Ehe  bedingt  ^^); 
auch  müssen  diese  Renten  regelmässig  im  Lande  verzehrt 
werden,  und  ist  der  längere  Aufenthalt  ausser  Landes  mit  Zu- 
rttckhaltung,  nach  Umständen  auch  jmit  (theilweisem)  Verluste 
der  Apanagen  bedroht  i^). 

XIII.  Mitunter  sind  Apanagen  oder  Sustentationen  in  der 
Art  privilegirt,  dass  sie  ganz  oder  zu  einem  bestimmten  Tbeile 
keiner  Beschlagnahme  zu  Gunsten  von  Gläubigem  unterworfen 
sind*»). 


»)  Bayern,  Haasges.  1819,  Tit  VI,  §.  6,  Absatz  1.  —  Wartem- 
berg,  Hausges.  1828,  §.  26.  —  Hannover,  Haasges.  1836,  cap.  X,  §.  8, 
17  u.  f.  —  Baden,  Apanagengesetz  1839,  §.  12,  a  linea  3.  —  S.-Cobarg- 
Gotha,  Hausges.  1855,  §.  101. 

•«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  6,  Absatz  2.  —  Hannover, 
Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  20.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  29,  30. 

<T)  Kur  mit  specidler  Erlaubniss  des  Königs  gestattet  eine  solche  Dis- 
position: Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VIII,  §.  6. 

*s)  Siehe  oben  §.  217,  Note  6.  —  Vergl.  auch  Baden,  Apanagengesetz 
1839,  §.  11. 

*«)  Siehe  oben  §.  216,  Note  7.  —  Würtemberg,  Hausgesetz  1828, 
§.  24.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  6.  —  K.  Sachsen,  Haus- 
gesetz 1837,  §.  17.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  13. 

«)  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  25.—  Hannover,  Hanqgesetz 
1836,  cap.  X,  §.  7.  -  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §,  18.  —  Baden, 
Apanagenges.  1839,  §.  14. 
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§.  262. 

Versorgung  der  Prinzessiimen.  Aussteuer.  Erbverzichte. 
Witthümer  der  Gemahlinnen  der  Prinzen^). 

I.  So  lange  die  Prinzessinnen  nnverheii'athet  sind,  muss 
flir  ihren  standesmässigen  Unterhalt  gesorgt  werden.  Diese 
Sorge  liegt  gemeinrechtlich  dem  Souverain  während  seines 
Lebens  in  Bezug  auf  seine  Töchter  nnd  den  Prinzen  des 
Hauses  für  ihre  weibliche  Descendenz  ob,  und  ist  von  dem 
Ersteren  aus  seinen  Einkünften  resp.  aus  der  Civilliste,  wo 
eine  solche  besteht,  zu  bestreiten,  sofern  nicht  durch  Haus-  oder 
Apanagengesetze  der  Staatskasse  eine  Verpflichtung  zur  Lei- 
stung bestimmter  Summen  als  Sustentation  für  die  Töchter 
auferlegt  ist^).  Die  nachgebomen  Prinzen  haben  aber  die 
Sustentation  ihrer  Töchter  aus  ihren  Apanagen  zu  bestreiten '), 
sofern  nicht  mit  den  Ständen  desshalb  eine  andere  Verein- 
barung getroflen  worden  ist. 

U.  Nach  dem  Ableben  des  Souverains  gellet  die  Verbind- 
lichkeit, für  den  standesmässigen  Unterhalt  von  dessen  hinter- 
bliebenen  Prinzessinnen-Töchtern  zu  sorgen,  auf  den  Nachfolger 
in  der  Regierung  über^).  Die  neueren  Haus-  und  Apanagen- 
gesetze pflegen  auch  für  diesen  Fall  den  Töchtern  Renten 
(Apanagen)  aus  der  Staatskasse  zu  bestimmen,  die  zum  Theile 
danach  verschieden  sind,  je  nachdem  die  Prinzessinnen-Töchter 
bei  der  verwittweten  Gemahlin  verbleiben,  oder  sich  selbst- 
ständig etabliren,  d.  h.  ein  eigenes  Haus  bilden^),  wozu  sie 
mit  der  Erreichung  eines  gewissen  Alters  für  befugt  erklärt 
werden  *). 


<)  Moser,  Staatsr.  XXII,  281  iL  f.  —  DeBsen  Fainil.-Staat8r.  n,  887, 

«)  Bayern,  Hausges.  v.  1819,  Tit.  VI,  §.  8.  —  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  15  u.  f.  -— 
K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  32  u.  f  —  S.-Goburg-Gotha,  Hauflges. 
1855,  §.  107. 

»)  Siehe  §.  261,  X. 

*)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  9. 

«0  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  VI,  §.  10.  —  Vergl.  Würtemberg, 
Hausges.  1828,  §.  44.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  33,  34.  —  S.-Co- 
burg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  107. 

•)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VI,  §.  9,  a  linea  2:  „Ohne  besondere 
Gründe  kann  aber,  sobald  die  Prinzessin  das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat, 

ZOpfl,  Staatsrecht.  5.  Aufl.   I.  47 
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alteren  Kecnte  aen  rrmzessinnen  eine  Mitgabe  oder  Ansstener, 
sog.  Abfertigung,  Ausfertigung,  Abfindung'),  wdche 
von  dem  Landesherm  aus  seinen  Einkünften  bestritten  wurde  ^): 
bei  Unzulänglichkeit  der  Domäneneinkfinfte  wurden  schon 
frühzeitig  Beisteuern  von  dem  Lande  zu  diesem  Zwecke  erho- 
ben, sog.  Fräulein-Steuern  oder  Prinzessinnen-Steuern^). 
In  den  neueren  Haus-  und  Apanagengesetzen  sind  bestimmte 
Summen  ausgesetzt,  welche  bei  der  Verheirathung  der  Prin- 
zessinnen als  einmalige  Totalabfindung  von  der  Staats- 
kasse zu  bezahlen  sind^^).  Töchter  apanagirter  Prinzen  haben 
aber  aus  der  Staatskasse  nur  dann  eine  Aifesteuer  zu  fordern, 
wenn  eine  solche  in  den  partikulären  Haus-  oder  Apanagen- 
gesetzen  begründet  ist^^). 


derselben  die  BesteUung  eines  eigenen  Hauses  nicht  verweigert  werden/*  — 
Baden,  Apanagenges.  1839,  §.6.  „  . . .  nach  dem  zurückgelegten  21.  Jahrv.^ 

^)  Moser,  Staatsr.  XX,  129  n.  f.,  190  u.  f. 

•)  YergL  Moser,  badisches  Staatsr.  S.  63—66. 

•)  Meine  deuL  K-Oesch.  Thl.  D,    3.  Aufl.  1858,   §.  54,  K.  16.  - 
Moser,  Staatsr.  XX,  129,  176  u.  f. 

*o)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  Yl,  §.  11:  „Für  jede  Prinzessin  aus 
der  k.  Hauptlinie  ist  bei  ihrer  Vermählung  zur  Aussteuer  nnd  Total- 
abfindung  ein  Beitrag  von  100,000  fl.  festgesetzt*'  ~  Die  gleiche  Sumraf 
bestimmt  für  Töchter  des  Königs  als  Mitgabe  aus  der  Staatskasse: 
Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.49;  Ar  die  Enkelinnen  desselben  (§.50) 
40,000  fl.  —  Nach  dem  hannover.  Hausges.  1836,  cap.  X,  §.  29  erhält 
eine  Tochter  des  Königs  als  Mitgift  50,000  Rthlr.  in  Golde;  eine  En- 
kelin desselben  20,000  Kthlr.  in  Golde  aus  der  Staatskasse;  nach  dem 
k.  Sachs.  Hausges.  1H37,  §.  35,  erh&lt  jede  Prinzessin  ans  der  k.  Haupt- 
Knie  (Tochter  des  Königs  oder  Kronprinzen)  zur  Aussteuer  und 
völligen  Abfindung  50,000  Thlr.  -  (Von  Baden,  s.  Note  11.)  —  S.-Co- 
burg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  109:  „Die  Töchter  des  Herzogs  erhalteu 
bei  ttirer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  20,000  fl.  rheinisch.'*  —  Baden. 
Apanagenges.  1839,  §.  19:  „Die  Mitgabe  und  Ausstattung  (siehe  Note  11) 
erschöpft  alles,  was  eine  Prinzessin  für  sich  und  ihre  Nachkommen  bis 
zum  Aussterben  des  grossli.  Mannsstamnics  an  das  Domanial-  und  andere 
Fideicommissvcmiögen,  so  i^ic  an  den  Staat  zu  fordern  berechtigt  ist  1ns- 
l>esoiidere  kann  eine  Prinzessin,  wenn  sie  sich  zum  zweitenmale  vermählt, 
keine  neue  Mitgabe  oder  Ausfertigung  verlangen.''  Letzteres  bestimmt  auch 
ausdrücklich  Hannover,  Hausges,  1836,  cap.  X,  §.  31,  a  linea  2. 

H)  Würteinberg,  Hausges.  1828,  §.  51:  „Die  Tochter  des  Kron- 
prinzen erhalten  l>ei  ihrer  Vermählung  eine  Mitgabe  von  ,S(),(X)0  fl.  Ver- 
lieren al>er  solche  Töihter  ihren  Vater  als  Kronprinzen  vor  ihrer  Vermäh- 
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der  Thronfolge  und  des  damit  etwa  verbundenen  Haasfidei- 
commisses  in  Uebang  geblieben,  obschon  durch  diese  nichts 
weiter  anerkannt  wird,  als  was  sich  nach  der  dermaligen  Ver- 
fassung von  selbst  versteht^^),  daher  auch,  wenn  etwa 
ein  solcher  Erbverzicht  bei  der  Verheirathung  unterblieben 
wäre,  die  Prinzessin  nichts  desto  weniger  für  verzichtet  ge- 
achtet wird^*). 

V.  Wittwen  apanagirter  Prinzen  (einschltissig  der  Wittwe 
eines  Erbprinzen)  haben  nur  dann  einen  Anspruch  auf  eine 
als  Witthum  von  der  Staatskasse  zu  zahlende  Rente,  wenn 

lung,  so  werden  sie  den  übrigen  Enkelinnen  des  Königs  gleichgestellt  und 
erhalten  eine  Mitgabe  von  40,000  fl.  (§.  52).  Die  übrigen  Prinzessinnen 
des  k.  Hauses  erhalten  eine  Mitgabe  von  30,000  fl."  -  Aehnliche  Bestim- 
mungen enthält  das  hannoversche  Hausgos.  1836,  cap.  X,  §.  29,  30; 
sodann  weiter  §.  31 :  „Die  Mitgift  verbleibt  der  Prinzessin  auch  nach  Auf- 
hebung der  Ehe  und  geht  mit  ihr  in  eine  zweite  Ehe  über;  sie  vererbt 
nach  ihrem  Tode  auf  ihre  Doscendenz  .  .  .  Wenn  die  Mitgift  bei  kinder- 
loser Ehe  nach  den  Bedingungen  des  Ehevertrags  zurückfallt,  so  fällt  sie 
der  Staatskasse  anheim."  —  Nach  dem  k.  sächs.  Hausges.  1837,  §.  35, 
erhält  jede  Prinzessin  aus  der  Nebenlinie  zur  Aussteuer  und  völligen  Ab- 
tindung  20,000  Thlr.  aus  der  Staatskasse.  —  Baden,  Apanagenges.  1839, 
§.16:  „Zur  Mitgabe  empfängt  jede  Prinzessin,  Tochter  eines  Grossherzogs, 
wenn  sie  sich  mit  Einwilligung  des  Grossherzogs  standesmässig  vermählt, 
40,000  fl.;  jede  andere  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  in  gleichem  Falle 
25,000  fl.  (§.  17).  Behufs  ihrer  standesmässigen  Ausstattung  werden  nebst- 
dem  jeder  Prinzessin,  Tochter  eines  Grossherzogs  15,000  fl.;  einer  jeden 
anderen  Prinzessin  des  grossh.  Hauses  10,000  fl.  entrichtet 

IS)  Im  XV.  n.  XVI.  Jahrhunderte  Hess  man  die  Prinzessinnen  mitunter 
schon  bei  erreichtem  12.  Jahre  auf  alle  Ansprüche  verzichten,  mit  Ausnahme 
ihrer  Aussteuer,  so  z.  B.  in  Baden.  —  Moser,  bad.  Staatsr.  S.  66  u.  f. 
—  Aehnlich  bestimmt  das  hannoverische  Hausges.  1836,  cap.  IV,  §.  6: 
„Die  Prinzessinnen  des  Hauses  haben  nach  vollendetem  16.  Jahre  und 
jedenfalls  vor  ihrer  Vermählung  Verzichtsurkunden  auszustellen,  in  wel- 
chen sie  für  sich  und  ihre  Erben  der  Staatssuccession  bis  auf  deu 
ledigen  Anfall  entsagen,  nicht  minder  erklären,  dass  sie  Hir  sich  und  ihre 
Erben  in  Hinsicht  auf  Privaterbschaft  ein  Mchreres  nicht  in  Anspruch 
nehmen,  als  ihnen  dieses  Hausgesetz  ausdrücklich  zuspricht** 

"). Siehe  oben  §.  253  Note  5,  Moser,  Famil.-Staatsr.  I,  747  u.  f. 

")  Audrücklich  erklärt  dies:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  V,  §.  3, 
a  linea  2;  übereinstomt:  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  15.  —  Han- 
nover, Hausges.  Cap.  IV,  §.  6.  (s.  Note  12). 

47* 


§.  263. 
Sonderung  der  Staats-  und  Privatverlassenschaft*), 

I.  Die  Sondernng  der  Staats-  nnd  Privatverlassenschaft 
pflegte  zur  Reichszeit  nicht  selten  grosse  Schwierigkeiten  zu 
veranlassen,  da  überhaupt  das  Staats-  nnd  Familieneigenthom 
häufig  nicht  wohl  zu  unterscheiden  war,  indem  viele  Gebiete 
nicht  geschlossen  {territoria  non  clausa)  waren,  auch  die  regie- 
rende Familie  selbst  einzelne  Landestheile,  Güter  u.  dergl.  ans 
sehr  verschiedenen  Rechtstiteln  und  mit  verschiedenen  Befug- 
nissen besass. 

II.  Am  Wichtigsten  war  der  Fall,  wenn  der  Hannsstamm 
ganz  oder  in  einer  Speciallinie  ausstarb.  Hier  war  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  1)  ob  und  welche  Landestheile  und 
Güter  lehn  bar  waren,  und  2)  ob  und  welche  allodialen  Lan- 
destheile und  Güter  etwa  in  einem  Haus-Fideicommissver- 
bande  begriflfen  waren. 

m.  In  ersterer  Beziehung  brachte  man  die  gemeinrecht- 
lichen Grundsätze  über  die  Sonderung  des  AUodes  vom  Lehen 
zur  Anwendung^;  in  letzterer  Beziehung  unt^^chied  man,  ob 
der  Fideicommissverband  nur  innerhalb  der  im  Mannsstanune 


«>)  Solche  Bestimmungen  enthalten:  Würtemberg,  Haosges.  182& 
§.  56  u.  f.  —  Baden,  Apanagenges.  1839,  §.  21  n.  f.  —  Hannover. 
Ilaasges.  1836,  Cap.  X,  §.  36:  ,,Jede  andere  Wittwe  des  Hauses  (aussei 
einer  verwittweten  Königin  und  Kronprinzessin)  bezieht  ihr  Witthum  aus 
ihrem  Eingebrachten  nnd  dem  Privatvermögen  ihres  Gemahls.  Ausserdem 
steht  ihr  der  Genuss  der  Hälfte  der  Apanagen  ihrer  leiblichen  Kinder  zu^ 
so  lange  diese  minderjährig  sind.  Insofern  diese  Einkünfte  nicht  ausreichen, 
tritt  die  im  cap.  VH,  §.  136,  des  Staatsgrundgesetzes  gegebene  Bestim- 
mung ein.'* 

0  Moser,  Staatsr.  XY,  282  u.  f.,  XVI,  60  u.  f.  —  Dessen  pereönl. 
Staatsr.  I,  532  u.  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  40.  --  Gönner, 
Staatsr.  §.  239.  —  Klttber,  öffentl.  R.,  §.  243,  335,  339  u.  f.  ~  Mau- 
renbrecher,* Staatsr.  §.237. —  Weiss,  Staatsr., §.  265.  —  H.A. Zach a- 
riae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  i;  §.  75.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-Bechts,  Bd.  H, 
(1857),  S.  212.  —  Posse,  aber  die  Sonderung  reichsständischer  Staats-  u. 
PrivatverlassenschafL  Göttiugen  1790. 

«)  Vergl.  Weber,  Handb.  d.  Lehnr.  IV,  663  u.  f 
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die  nnnmehr  von  dem  Fideieommissverbande  befreiten  Landes- 
theile  oder  Güter,  wie  namentlich  die  Domänen,  den  AUodial- 
erben  zu,  wogegen  dieselben  im  zweiten  Falle  durch  die  nun- 
mehr berufenen  anderen  Speciallinien  des  Hauses  oder  die 
Erbverbrtiderten  ausgeschlossen  waren. 

IV.  In  allen  Fällen  erschien  der  Staatssuccessor  als  Vin- 
dikant,  er  mochte  die  Lehenqualität  oder  die  Fideicommiss- 
Qualität  eines  Landestheiles  oder  der  Domänen  behaupten,  und 
lag  ihm  daher  die  Beweislast  gegen  die  Allodialerben  ob. 

V.  Im  Allgemeinen  sprach  man  den  Allodialerben  den 
ganzen  beweglichen  Nachlass^),  mit  Einschlnss  des  Haus- 
schmuckes u.  s.  w.  zu,  sofern  nicht  eine  weiter  wirkende  Haus- 
iideicommisseigenschaft  desselben  erweislich  war;  desgleichen 
sogar  den  Ueberschuss  der  Kammereinktinfte,  indem  man  hier 
die  Grundsätze  von  den  Rechten  des  Erben  eines  Usufructuars 
zur  analogen  Anwendung  brachte. 

VI.  Heut  zu  Tage,  wo  die  Staatsgebiete  durchaus  ge- 
schlossene sind  und  die  Regelung  des  Staatshaushaltes  schon 
längst  überall  eine  feste  Bestimmung  des  Staatseigenthums 
nottiwendig  gemacht  hat,  und  dasselbe  daher  nicht  leicht  mehr 
vermischt  mit  dem  Privateigenthume  des  regierenden  Hauses, 
sowohl  in  seiner  Gesammtheit  als  bezüglich  seiner  einzelnen 
Mitglieder,  einschlüssig  des  Souverains,  angetroffen  wird,  wer- 
den an  sich  nicht  leicht  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die 
Scheidung  der  sog.  Staats  Verlassenschaft  und  der  Privatver- 
lassenschaft des  Souverains  oder  anderer  Mitglieder  des  regie- 
renden Hauses  entstehen  können,  mit  Ausnahme  des  Falles, 
dass  iu  einem  Staate  die  Scheidung  der  Domänen  des  regie- 
renden Hauses  und  des  Staatsgutes  zu  der  Zeit  noch  nicht 
vollständig  erfolgt  sein  würde,  wo  der  regierungsfähige  Stamm 
erlöschen  sollte.  In  diesem  Falle  müssen  auch  gegenwärtig 
noch  die  zur  Reichszeit  giltigen  Grundsätze  als  die  geltenden 
betrachtet  werden,  d.  h.  es  kann  von  Gütern,  die  an  sich  im 
Privateigenthume  sein  können,  die  Eigenschaft  als  Staats- 
eigenthum  nicht  weiter  angenommen  werden,  als  dieselbe  ent- 
weder gesetzlich  bestimmt  oder  sonst  erweislich  ist. 

3)  Vergl.  auch  Pütt  er,  prim.  lin.  §.  57. 


742         §-  263.  Sonderang  der  Staats-  nnd  PrivatTerlasscnschaft 

VII.  Als  allgemeiner  leitender  Grundsatz  ist  anerkannt, 
dass  alles  dasjenige,  was  von  dem  verstorbenen  Soaverain  ans 
Staatsmitteln  nnd  ans  Rücksicht  auf  den  Staat ,  d.  h.  in  der 
Absicht,  dass  es  dem  Staate  erworben  sein  solle,  gleichviel  ob 
ans  Staats-  oder  privatrechtlichen  Titeln  erworben  wnrde,  als 
Staatseigenthum  zu  betrachten  ist,  dagegen  aber  alles  Vermö- 
gen als  Privatvennr)gen  des  Souverains  (sog.  Schatnllgnt) 
und  daher  auch  als  Thcil  seiner  Privatvcrlasscnschaft  zn  be- 
trachten ist,  was  der  Sonverain  vor  der  Gclangnng  zum  Throne 
bereits  besessen  hat,  sowie  was  der  Sonverain  mit  diesem  Ver- 
mögen oder  sonst  aus 'Privatmitteln,  beziehungsweise  ans  Er- 
sparnissen aus  den  seiner  freien  Verfligung  unterstellten  Renten 
und  Einkünften  oder  aus  Privatrechtstiteln  und  ohne  Absicht 
der  Erwerbung  flir  den  Staat  angesehafit  hat  und  von  ihm 
nicht  ausdrücklich  dem  Staatsvermögen  einverleibt  worden  ist^). 

VIII.  Nicht  minder  muss  auch  die  Unterscheidung  von 
hausfideicommissarischem  Vermögen  (auch  sog.  Hansallo- 
dium)  als  fortwirkend  betrachtet  werden,  wo  dergleichen 
Stiftungen  bestehen,  und  ist  dies  daher  ebenfalls  nicht  der 
Privatverlassenschaft  des  Souverains  zuzuzählen,  so  lange  ein 
regierungsfähiger  Stamm  vorhanden  ist^). 


4)  In  dieser  Weise  ist  der  Unterschied  von  Staatsgut  u.  PrivatTermögen 
des  Souverains  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  Vm,  §.  1.  — 
W^ürtemberg,  V.-U.  1819,  §.  2. —  Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI, 
§.  3.  —  K.  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  55,  57.  —  S.-Coburg-Gotha, 
Hausges.  1855, §.  79.  —  Das  k.  hannoverische  Hausges.  a.  a.  0.  enthalt 
(a  linea  2)  noch  die  besondere  Bestimmung:  „Beim  Ableben  des  Königs 
wird  der  Betrag  der  cap.  VH,  §.  125  des  Staatsgrundgesetzes  für  den  Un- 
terhalt des  Königs  und  der  k.  Familie  jährlich  ausgesetzten  Kapital  -  uud 
Grundrenten,  vom  Anfange  des  Jahres  bis  zum  Todestage  gezählt,  zu  der 
k.  Privat-Erbschaft  gerechnet,  jedoch  nach  Abzug  der  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte  zu  berechnenden,  laut  §.  130  desselben  Kapitels  auf  der  Krondo- 
tation ruhenden  Verbindlichkeiten.'* 

»)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VIII,  §.  1.  —  Hannover,  Hausges. 
1836,  cap.  XI,  §.  3,  cap.  XH,  §.  2,  3.  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  69,  71. 
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§.  264.  Von  der  Erbfolge  iu  das  Privatverniögeii.  743 

§.  264. 

Von   der   Erbfolge  in    das   Privatvermögen   der  Mit- 
glieder des  regierenden  Hauses. 

I.  Zur  Reicbszeit  galten  für  die  Erbfolge  in  das  Privat- 
vermögen  der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Civihechts.  Es  konnte  daher  der  Erblasser 
darüber  testamentarisch  verfligen^  musstc  aber  in  diesem  Falle 
seine  letztwillige  Verfügung  sowohl  der  Form,  als  dem  Inhalte 
nach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  gemäss  einrichten, 
also  auch  die  Notlierben  gehörig  einsetzen  oder  enterben,  und 
umgekehrt  waren  diese  befugt,  ihre  Pflichttheilsrechte  geltend 
zu  machen.  Auch  ein  regierender  Landesherr  durfte  sich  nicht 
über  die  Beobachtung  dieser  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes 
hinwegsetzen,  da  die  Landeshoheit  wesentlich  von  einer  vollen 
Souverainetät  verschieden  war  ^).  In  Ermangelung  einejr  rechts- 
beständigen Verfügung  über  die  Privatverlassenschaft  trat  die 
Intestaterbfolge  des  gemeinen  Rechtes  ein.  Die  Erben  durften 
sich,  wie  bei  jeder  anderen  Privaterbschaft,  der  gesetzlichen 
Rechtswohlthaten  bei  der  Erbschaftsantretnng  (beneßcium  inven- 
tani  u.  s.  w.)  bedienen,  um  sich  vor  den  Nachtheilen  der  Er- 
werbung einer  tiberschuldeten  Erbschaft  zu  bewahren*). 

IL  Diese  Grundsätze  sind  in  Bezug  auf  die  Mitglieder 
eines  souverainen  Hauses,  abgesehen  vom  regierenden  Herrn, 
noch  heut  zu  Tage  durchaus  praktisch^),  sofern  ihnen  nicht 
ein  Hausgesetz  eine  völlig  freie  Verfügung  gestattet^). 


0  Siehe  oben  §.  254. 

*)  Moser,  persönl.  Staatsr.  II,  588  u.  f. 

3)  Ausdrücklich  bestimmt  in:  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit.  VIII,  §.  5; 
„Die  übrigen  Glieder  des  k.  Hauses  (ausser  dem  Könige)  sind  bei  Dispo> 
sitionen  über  ihr  Privatvermögen  an  die  Beobachtung  der  bürgerUchen  Ge- 
setze gehalten,  nach  welchen  auch  die  Erbfolge  in  dasselbe  bestimmt  wird/* 
~  Uebereinstimmen:  Würtemberg,  Ilausges.  1828,  §.  65.  —  K.  Sach- 
sen, Hausges.  1837,  §.  59. 

*)  Dies  thut  das  haunover'sche  Hausges«  1836,  cap.  XI,  §.  5:  „Die 
Mitglieder  des  k.  Hauses  haben  freie  Verfügung  über  ihr  PriTatvermögen, 
insofern  sie  nicht  in  Absicht  ihres  Erbvermögeus  durch  besondere  Familien- 
lideicommisse  beschränkt  sind.  Insofern  sie  nicht  disponirt  haben,  kommen 
die  Landesgesetze  bei  der  Vererbung  in  Anwendung." 
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744  §•  2^-  Von  der  Erbfolge  in  das  PrivatYcrmögen. 

III.  In  Bezug  auf  die  Privatyerlasfienschaft  der  regieren- 
den Herren  mass  dagegen  in  Folge  ihrer  nunmehrigen  Son- 
verainetät  als  gemeingiltiger  Grandsatz  anerkannt  werden, 
dass  dieselben  nicht  mehr  an  die  Vorschriften  des  gemeinen 
Civilrechts,  weder  hi  Bezug  auf  die  Form  noch  auf  den  Inhalt 
der  letztwilligen  Verftigangen  ttber  ihren  Privatnachlass  gebun- 
den sind,  also  auch  dieselben  von  Notherben  weder  wegen 
unförmlicher  Enterbung  oder  Uebergehung  angefochten,  noch 
auch  Ergänzungen  des  Pflichttheils  verlangt  werden  können  ^), 
sofern  nicht  eine  besondere  hausgesetzliche  Bestimmang  den 
Souyerain  zur  Beobachtung  der  civih*echtlichen  Vorschriften 
oder  eines  Theiles  derselben  verpflichtet^). 

IV.  Auch  finden  sich  in  den  neueren  Hausgesetzen  einige 
eigenthümliche  Bestimmungen,  indem  entweder  1)  die  Intestat- 
erbfolge Überhaupt  nur  bewegliches  Vermögen  begreifen  kann') 
und  die  Prinzessinnen  auch  von  dieser  Intestaterbfolge  in  das 
bewegliche  Privatvermögen  des  Souverains  und  des  Manns- 
stammes überhaupt,  so  lange  letzterer  blfiht,  ganz  ausgeschlos- 


")  Die  ünbeschr&nktheit  des  Souverains  bezüglich  der  letztwilligen  Ver- 
fügungen über  sein  Privatvermögen  wurde  von  jeher  ans  dem  Begriffe  der 
Souverainetftt  abgeleitet  Vergl.  Hugo-Grotius,  de  Jure  B.  et  P.  L.  IL 
cap.  VII,  §.  X,  XI,  XXV.  —  Vergl.  auch  L.  31.  Dig.  de  leg.  (1.  3.)  „iVin- 
cep8  legibus  solutus  est"  —  Ausdrücklich  sagt  dies:  Bayern,  Hausges. 
1819,  Tit.  Vni,  §.  2:  „Der  Monarch  ist  in  seiner  Disposition  an  die  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Rechtes  nicht  gebunden.'*  —  Uebereiiistiinmen: 
Hannover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  K.  Sachsen,  Haasgesetz 
1837,  §.  58. 

«)  So  z.  B.  S.-Coburg-Gotha,  Hausges.  1855,  §.  80:  „Ueber  sein 
Privatvermögen  kann  der  Herzog  unter  Lebenden  und  auf  den  Todes&il 
▼erfügen:  er  ist  bei  letztwilligen  Verfügungen  sowohl  hinsichtlich  der  Form^ 
als  des  Inhalts  an  die  Vorschriften  des  bttrgeriichen  Rechtes  gebunden; 
indessen  finden  die  Bestimmungen  über  das  Recht  der  Notherben  und 
der  falcidi sehen  Quart  keine  Anwendung  auf  das  Testament  des  Her- 
zogs. Der  Herzog  kann  weder  ein  testamenlum  principi  oblatumj  noch  ein 
testamentum  müids  errichten.*' 

')  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  IH,  §.  1,  a  linea  2:  „Auch  alle  neue  Er- 
werbungen aus  Privattiteln,  an  unbeweglichen  Gütern,  sie  mögen  Inder 
Haupt-  oder  Nebenlinie  geschehen,  wenn  der  erste  Erwerber 
w&hrend  seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat,  kommen  in 
den  Erbgang  des  Mannsstammes  und  werden  als  der  Gesammtmasse 
(d.  h.  der  Staats verlassenschaft)  einverleibt  angeadien.**  —  VeigL 
Gesetz  v.  9.  M&rz  1828,  das  Staatsgut  betreffend. 
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sen  werden  ^)y  oder  2)  ttberhanpt  gar  keine  Intestaterbfolge 
(weder  der  Söhne  noch  der  Töchter)  des  Sonverains  eintreten 
kann,  weil  jene  Bestandtheile  des  beweglichen  nnd  unbeweg- 
lichen PrivatvermögenSy  über  welche  der  Souverain  nicht  nnter 
Lebenden  oder  von  Todeswegen  verftgt  hat,  kraft  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Bestimmung  ohne  Weiteres  (ipso  jure) 
als  vereinigt  mit  dem  Hausfideicommiss  oder  Hausallo- 
dium betrachtet  und  nur  mit  diesem  vererbt  werden*). 

§.  265. 

Regierungsantritt.^). 

L  Schon  zur  Reichszeit  erkannte  man  es  als  gemeinrecht- 
lichen Grundsatz  an,  dass  die  Regierung  unmittelbar  (ipso  jure) 
mit  dem  Anfalle  der  Succession  an  den  Nachfolger  übergeht 
und  dieser  sofoi-t  befugt  ist,  alle  Regierungshandlungen  vorzu- 
nehmen 2).  Der  neue  Landesherr  pflegte  seinen  Regierungs- 
antritt durch  Patente  im  Lande  bekannt  zu  machen,  und  von 
seinen  Unterthanen  und  Dienern  eine  förmliche  Huldigung  zu 
verlangen,  dagegen  aber  die  Landesgrundverfassung  zu  be- 
stätigen und  besondere  Reversalen  hierüber  zu  eHheilen  ^). 


*)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  V,  §.3:  „Die  Prinzessinnen  sind  nicht 
nur  von  der  Regierungsnachfolge,  sondern  auch  von  der  Intestaterb- 
folge alles  beweglichen  Vermögens  des  Mannsstammes,  sowohl  in 
der  Hauptlinie  als  in  den  Nebenlinien  ausgeschlossen,  so  lange  noch  männ- 
liche Sprossen  im  k.  Hause  vorhanden  sind/*  Yergl.  ebendaselbst, 
Tit  Vm,  §.  3. 

»)  So  bestimmt  in  HaÄnover,  Hausges.  1836,  cap.  XI,  §.  1.  —  S.-Co- 
burg- Gotha,  Hausges.  1855,  §.  81.  —  Dasselbe  bestimmt  das  k.  s&chs. 
Hausges.  1837,  §.  56  hinsichtlich  jenes  Privat-Vermögens,  welches  der  König 
schon  vor  der  Thronbesteigung  bereits  besessen  hat  Hinsichtlich  jenes 
Vermögens,  welches  der  König  erst  während  seiner  Regierung  aus  irgend, 
einem  Privatrechtstitel  erwirbt,  steht  ihm  sogar  nur  eine  Verfügung  unter 
Lebenden  zu.    Ebendas.  §.  57. 

*)  Moser,  Staatsr.  XVIH,  471  u.  f.  —  Dessen  persönl.  Staatsr. 
Thl.  II,  1  u.  f.  —  Leist,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  §.  47.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  243. 
—  Weiss,  Staatsr.  §.  248.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.), 
I,  §.  79. 

«)  Siehe  oben  §.  248.  VH. 

')  Vergl.  auch  Ickstadt,  vindiciae  potestatis  territorialis  adversus 
capitulationum  compactatorum  et  litterarum  reversalium  abusus.  Monachii, 
1795  (in  opuBC.) 
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II.  Aach  bent  zu  Tage  sind  diese  Grundsätze  noch  als  die 
gemeinrechtüchen  za  betrachten. 

UI.  Nach  einigen  Verfassangsarknnden  hat  der  Sonvorain 
bei  dem  Regierungsantritte  in  vorgeschriebener  Förmlichkeit 
zu  schwören^  oder  eidlich  in  einem  Patente  zu  versich^m, 
dass  er  nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Landes 
gemäss  regieren  werde  ^);  in  anderen  Verfassungsurknnden 
wird  eine  gleiche  Zusicherung  vom  Souverain  in  einer  Ur- 
kunde bei  seinem  landesherrlichen  Worte  ^)  ei-theilt  Nach 
anderen  Verfassungsurknnden  soll  die  allgemeine  Landeshuldi- 
gung oder  Huldigung  der  Landstände  erst  nach  solcher  Zu- 
sicherung des  Souverains  stattfinden^). 

IV.  In  einigen  der  neuesten  Verfassungsurkunden  ist  so- 
gar ausgesprochen,  dass  der  neue  Souverain  nur  erst  von  dem 
Augenblicke  an  zur  Ausübung  der  Regierung  berechtigt  sei, 
wo  derselbe  die  Verfassung  in  bestimmter  Förmlichkeit  be- 
schworen hat^). 

*)  Persönliche  Eidesleistung  des  Königs  in  einer  feierlichen  Versamm- 
lung der  Staatsminister,  der  Mitglieder  des  Staatsrathes  und  einer  Deputa- 
tion der  Stände,  wenn  sie  zur  Zeit  versammelt  sind,  schreibt  vor: 
Bayern,  V.-U.  1818,  Tit.  X,  §.  1;  eidliche  Gelöbniss  in  Gegenwart 
der  vereinigten  Kammern:  Preussen,  V.-U.  1850,  art  54;  eidliche  Zu- 
sicherung in  Patent:  Oldenburg,  rev.  Staatsgrundges.  1852,  art.  197«  — 
S.-Coburg-Gotha,  V.-U.  1852,  §.  157.  —  Waldeck,  V.-U.  1852,  §.  17. 

5)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  10.  — Grossh.  Hessen,  V.-ü.  1820, 
§.  106.  —  K.  Sachsen,  V.-U.  1831,  §.  138.  —  S.-Altenburg,  V.-U.  1831, 
§.  266.  —  Braunschweig,  n.  L.-0.  1832,  §.  4.  —  Hannover,  Ges. 
vom  5.  Sept.  1848,  §.2.  —  Weimar,  revid.  Grundges.  von  1850,  §.  67.  — 
Kurhessen,  V.-U.  1831,  §.  6.  —  Schwarzburg-Sondersh.,  Ges.  vom 
2.  Aug.  1852,  §.  13,  (stott  §.  55  der  V.-U.  v.  1849).  —  Reuss,  j.  L.,  V.-ü. 
1852,  §.  103. 

•)  Würtemberg,  V.-U.  1819,  §.  10.  —  Hannover,  Ges.  v.  5.  Sept 
1848,  §.  2.  —  Weimar,  revid.  Grundges.  1850,  §.  68.  —  Kurhesseu, 
V.-U.  1831,  §.  6.  -  Oldenburg,  revid.  V.-U.  1852,  art  198.  —  Waldeck, 
V.-U.  1852,  §.  18. 

'')  Am  Ausführlichsten  bestimmte  dies:  Schwarzburg-Sondersh. 
V.-U.  1849,  §.  55,  a  linea  3:  „Vor  der  Ablegung  des  obigen  Eides  ist  der 
Fürst  zur  Ausübung  der  Regierung  nicht  befugt  In  der  Zwischenzeit 
werden  die  verfassungsmässigen  Rechte  desselben  von  dem  Ministerium  mit 
Verantwortlichkeit  ausgeübt  Diese  Bestimmungen  kommen  auch  bei  dem 
Eintritte  einer  Regentschaft  zur  Anwendung.''  Diese  Sätze,  wonach  ein 
förmliches  iiUerr^gnum  eintreten  konnte,  sind  aber  durch  Ges.  v.  2.  Aug. 
1852,  §.  13  aufgehoben  worden.  —  Dagegen  bestimmt  noch:  Oldenburg, 
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V.  Welche  Bestimmung  aber  aueh  eine  Verfassangsnrkande 
über  den  Regierungsantritt  des  Thronfolgers  and  den  Anfang 
seiner  Regierang  aufgenommen  haben  mag,  so  tritt  doch  mit  dem 
Ableben  des  Reg.-Vorgängers  niemals  in  Bezug  auf  einen 
Theil  des  Staatsgebietes  eine  possessio  vacua  ein  und  können 
überhaupt  bei  dem  durchaus  verschiedenen  rechtlichen  Charak- 
ter der  Staatssuccession  von  einer  bürgerlichen  Erbfolge  die 
civilistischen  Grundsätze  über  eine  hereditas .  jacens  keine  An- 
wendung finden^). 

§.  266. 

Verbindlichkeit  des  Tlu'oufolgcrs  aus  den  Rogierungs- 
imd  rrivatlmiidlungeu  des  Vorgänger»  *). 

I.  Schon  in  sehr  früher  Zeit  findet  man  in  den  Rechts- 


revid.  V.-U.  1852,  art  97,  §.  3:  „Bis  zur  Erlassung  eines  solchen  Patents 
wird  die  Staatsverwaltung  von  dem  bei  der  Regierungseriedigung  vorhan- 
denen Staatsministerium  unter  verfassungsmässiger  Verantwortlichkeit  wahr- 
genommen." —  Eine  gleichlautende  Bestimmung,  aber  nur  in  Bezug  auf 
den  Fall,  dass  eine  Regentschaft  eingerichtet  wird,  hat  die  preuss. 
V.-U.  1850,  art.  58,  a  Imea  2.  —  S.-Coburg-Gotha,  V.-ü.  1852,  §.  159: 
„Bevor  die  über  das  eidliche  Angelöbniss  auf  die  Verfassung  ausgestellte 
Urkunde  an  den  gemeinschaftlichen  Landtag  abgegeben  worden  ist,  kann 
der  Herzog,  beziehentlich  der  Statthalter,  oder  der  Regierungsverweser  keine 
Rcgierungshandlung  vornehmen.  In  der  Zwischenzeit  gehen  die  nothwen- 
digcn  Regierungshandlungen  von  dem  Staatsministerium  aus.  In  welcher 
Form  dies  geschehen  soll,  wird  durch  Gesetz  bestimmt*'  —  Nach  §.  158 
dieses  Staatsgrundgesetzes  tritt  der  gemeinschaftliche  Landtag,  wenn  der 
Herzog  stirbt,  oder  wenn  die  Regierung  des  Statthalters  oder  des  Regie- 
rungsverwesers endigt,  spätestens  am  4.  Tage  darauf,  ohne  Berufung  in 
Gotha  zusammen,  falls  derselbe  nicht  gerade  einberufen  ist,  um  den  von 
Seiten  des  Regierungsnachfolgers,  des  Statthalters  oder  Regierungsverwesers 
zu  leistenden  verfassungsmässigen  Eid  entgegen  zu  nehmen. 

^)  Das  Gegen  theil  behauptete  Hannover  in  dem  Antrage  gegen 
Schaumburg-Lippe,  das  Stcinhuder  Meer  betr.,  Prot,  der  B.-V.  vom 
13.  Aug.  1861,  §.  92,  S.  134.  —  Vergl.  aber  dagegen:  die  Erklärung  von 
Schaumburg-Lippe,  Prot.  d.  B.-V.1862,  25. Sitz.,  §.211,  S.  344  flg.— 
J.  J.  Mos  er,  deut  Staatsr.  Bd.  XVIII,  S.  471  fl.  u.  dessen  persönl.  Staatsr., 
Thl.  II,  S.  1  fl.  —  Gönner,  deut  Staater.,  §.  243.  —  Lei  st,  Lehrb.,  2.  Aufl., 
§.  47.  --  Mauronbrecher,  Gi-undsätze  1837,  §.  242,  S.  466.  —  Weiss, 
System  1843,  S.  436.  —  H.  A.  Zachariae,  deut  Staate-  u.  Bundesrecht, 
2.  Aufl.  Thl.  I,  (1853),  §.  65,  S.  304.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R., 
Bd.  II,  (1857)  S.  203.  —  Vergl.  oben-  §.  248,  VH. 

*)  Moser,  persönl.  Staater.  U,  211  u.  f.  —  Ptitter,  prim.  lin.,  §.  64. 
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qaellen  den  Grundsatz  ausgesprochen ,  dasa  der  Thronfolger 
zur  Anerkennung  der  Regierungshandlnngen  des  Vorgängers 
verpflichtet  sei^. 

IL  Insbesondere  ist  dieser  Grundsatz  wiederholt  im  canoni- 
schen Rechte  ausgesprochen^);  nicht  minder  fand  er  zur  Beichs- 
zeit  officielle  Anerkennung^). 

ni.  Hauptsächlich  kam  der  Um&ng,  in  wdchem  dieser 
Grundsatz  anzuwenden  sei,  hinsichtlich  der  von  dem  Vorgänger 
Contrahirten  Schulden  in  Fi-age,  oder  hinsichtlich  der  dem 
Lande  (und  bei  geistlichen  Territorien,  der  Kirche)  nachtheili- 
gen Handlungen  des  Vorgängers.  Die  Schwierigkeiten  lagen 
zum  grossen  Theile  darin,  dass  damals  überhaupt  in   vielen 

—  A.  X  Schnauben,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ihm  und  seinen 
Vorfohren  ge^benen  Gesetze  gebunden.  A.d.  Latein,  von  Hagemeister. 
Rostock,  1795.  —  v.  Kamptz,  Erörterung  der  Verbindlichkeit  des  welt- 
lichen Reichsfürsten  a.  d.  lüindlungen  s.  Vorfahren.  Neustrelitz,  1800.  -* 
W.  J.  Behr,  Erörterung,  in  wiefern  ist  der  Regent  eines  Staates  an  die 
Handlungen  seines  Regierungsvorfahrers  gebunden.  Bamberg,  1818.  — 
V.  Eberz,  Versuch  Ober  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Regenten 
f.  s.  Regierungsnachfolger.  Landsh.  1819.  —  Gönner,  Staatsr.,  §.  244.  — 
Leist,  Staater.  (2.  Aufl.)  §.  48.  —  Klüber,  öffenü.  R,  §.  252.  —  Mau- 
renbrecher, Staater.,  §.  243.  -  Weiss,  Staater.,  §.250.  —  K.  ^.  Zacha- 
riae,  vierzig  Bacher  vom  Staate.  I,  92.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr. 
(2.  Aufl.),  I,  §.  76.  —  J.  Held,  System  des  Verf.-R,  Bd.  H,  (1857)  S.  219. 

*)  L.  Bajuvar.  U,  c.  8:  „Si  quis  hominem  per  jussionem  regia  vel 
duds  Bui  occiderit,  non  requiratnr  ei,  nee  faidosus  sit,  quia  jussio  domini 
sui  fuit,  et  non  potuit  contradicere  jussionem.  Sed  dux  defendat  enm  et 
filios  ^us  pro  eo.  Et  si  dux  ille  mortuus  fuerit,  alius  dux,  qui  in  loco  ejus 
succedit,  defendat  eüm.'* 

s)  Gap.  1,  X,  de  Solution.  (3.  23).  Alexander  IH.  a.  1170:  „Sicut  filins 
debita  patris  solvere  tenetur,  ita  praelatus  sui  praedecessoris,  pro 
Ecclesiae  necessitate  contracta."  —  Cap.  3  de  sentent  et  re  jndic 
in  VI,  (2.  14.)  Innocentius  IV.  a.  1250:  „Cum  tam  supradicti  avi  donatio, 
quam  locorum  adquisitio  praemissorum  fueriut  nomine  regni  factae, 
memoratus  rex  (der  Thronfolger)  donationem  servare  hujusmodi 
tenebatur." 

<)  Schreiben  des  K.  Franz  H.  an  die  Kurftlrsten  wegen  der  preussi- 
sehen  Occupationen  in  Franken  v.  7.  Sept.  17%  in  H&berlin*s  Staate- 
archiv, Heft  IX,  Nr.  1:  „Man  Qberlässt  hierbei  einem  Jeden,  die  weitaus- 
sehenden  Folgen  zu  berechnen,  welche  nothwendig  in  ganz  Deutechland 
entstehen  würden,  wenn  je  die  Meinung  vorherrschend  werden  sollte,  dass 
der  Nachfolger  in  der  Regierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren, 
die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  ah  regierende  Fürsten  vorgenom- 
men haben,  der  R^l  nach  nicht  gebunden  sei.'* 
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über  das  Princip,  aus  welchem  die  Verbindlichkeit  des  Thron- 
folgers zur  Anerkennnung  der  Regiemngshandlnngen  des  Vor- 
gängers abzuleiten  sei,  theils  Überhaupt  nicht  im  Klaren,  theils 
wurden  darüber  sehr  abweichende  Meinungen  aufgestellt. 

lY.  In  reinen  Patrimonialstaaten  wollte  man  den  fiechts- 
grund  dieser  Verpflichtung  in  der  Eigenschaft  des  Thronfolgers 
als  Univeralsuccessors  erkennen^). 

V.  Wo  aber  der  Nachfolger  —  was  selbst  bei  patrimo- 
nialen  Ländern  vorkommen  konnte,  wenn  dieselben  lehnbar, 
oder  in  einem  familjenfideicommissarischen  Verbände  begriffen 
waren  —  nur  als  Singularsuccessor  in  die  Krone  eintrat, 
wie  dies  namentlich  heut  zu  Tage  bei  aller  deutschen  Thron- 
folge der  Fall  ist,  fand  man  sich  dadurch  in  Verlegenheit  ver- 
setzt, dass  man  insgemein  das  Wesen  der  Singularsuc- 
cession  dai*in  zu  finden  glaubte,  dass  der  Singularsuc- 
cessor keine  Verfügungen  des  Vorbesitzers  über 
den  Gegenstand  der  Succession  anzuerkennen  verpflichtet  sei^). 
Da  man  jedoch  sehr  wohl  fUhlte,  dass  mit  der  Hertibemahme 
eines  solchen  Grundsatzes  ein  geordnetes  Staatsleben  nicht 
bestehen  könne,  so  bezog  man  sich  mcistentheils  auf  die 
Ewigkeit  des  Staates,  d.  h.  darauf,  dass  der  ewige  Staat 
durch  jeden  Regenten  als  sein  Organ  spreche^).  Eben  hier- 
durch gründete  man  aber  bewusst  oder  unbewusst,  die  Ver- 
bindlichkeit des  Thronfolgers  aus  den  Regierungshandlungen 
des  Vorgängers  auf  das  Princip  einer  angeblichen  Staats- 
souverainetät  neben  der  Fürstensouverainetät,  also  auf 
eine  an  sich  unhaltbare  Hypothese^). 


*)  Vergl.  Hugo  Grotius,  de  Jur.  Belli  et  Pacis,  Lib.  II,  c.  14, 
§.  10  u.  f. 

«)  Vergl.  (M.  Hof  man)  Versuch,  in  wie  weit  ist  der  Successor  smgu- 
laris  ex  pacta  et  Providentia  majorum  zur  Anerkennung  der  Verträge  und 
Handlungen  der  Vorfahren  verpflichtet?  1797.  —  K.  Th.  Wedekind, 
können  die  deutschen  Stammgutsgrundsätze  einen  Regierungsnachfolger  be- 
freien, die  Regentenhandlungen  seines  Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die 
erweislichen  und  rechtlichen  Schulden  desselben  zu  bezahlen?  Frankf.  1802. 

')  Dies  thut  schon  Baldus  (f  1400)  Consil.  Lib.  I,  cons.  27,  Lib.  II, 
cons.  159,  Nr.  4  und  nach  ihm  fast  alle  Neueren. 

8)  Vergl.  hierüber  oben  §.  54.   —  Selbst  wenn  man  die  sog.  Staats- 
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VI.  Das  richtige  Princip  und  zugleich  das  Kriterium, 
wonach  sich  ttber  die  Verbindlichkeit  oder  Unverbindlichkeit 
der  Handlungen  des  Regierungsvorgängers  im  eiuzdnen  Falle 
mit  Sicherheit  entscheiden  lässt,  liegt  aber  eben  in  dem  We- 
sen der  Singularsuccession  selbst,  wenn  dasselbe  nur 
richtig  aufgefasst  wird.  Der  Charakter  der  Singularsuccession 
besteht  nämlich  nicht  darin,  dass  der  Nachfolger  ttberhaupt 
keinerlei  Verfügung  des  Vorbesitzers  über  den  Gegenstand 
der  Succession  anzuerkennen  schuldig  ist,  sondern  darin,  dass 
der  Singularsuccessor  nur  anzuerkennen  braucht,  ab^  auch 
alles  anerkennen  muss,  was  der  Voriger  innerhalb  des 
ihm  recht-  und  gesetzmässig  zustehenden  Kreises 
von  Befugnissen  über  den  Successionsgegenstand  yerf&gt 
hat»). 

VU.  Hieraus  allein  schon  ergiebt  sich  als  logische  und 
praktische  Folgerung,  dass  der  Thronfolger  verpflichtet  ist, 
alle  Regentenhandlnngen  als  giltig  und  rechtsbeständig  anzu- 
erkennen, welche  von  dem  Vorgänger  innerhalb  der  Gren- 
zen seiner  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  in 


sottverainet&t  einschränkend  anf  das  zurückführt ,  was  oben  §.  57  die 
Staatspersönlichkeit  genannt  worden  ist,  so  wäre  hiermit  noch  nichts 
erklärt,  weil  immer  noch  die  Frage  zu  lösen  bliebe,  aus  welchem  Grunde 
durch  die  Staatspersönlichkeit  die  Fortdauer  der  rechtlichen  Giltig- 
keit  der  Kegierungshandlungen  des  Vorgängers  und  ihre  Verbindlichkeit 
für  den  Nachfolger  vermittelt  und  erhalten  werde. 

0)  So  z.  B.  muss  auch  schon  nach  Givilrecht  der  Käufer  als  Singular- 
successor des  Verkäufers  die  Hypotheken  anerkennen,  welche  dieser  als 
bisheriger  Eigenthttmcr  auf  das  Grundstück  gelegt  hatte ;  ebenso  muss  nach 
Lehnrecht  jeder  Lchnfolger,  wenn  er  gleichwohl  nur  Singularsuccessor  des 
bisherigen  Vasallen  ist,  die  Schulden  anerkennen,  die  derselbe  unvermeid> 
lieh  zur  £rhaltung  des  Lehens  hatte  machen  müssen  u.  s.  w.  —  Das  ältere 
deutsche  Recht  ging  sogar  noch  viel  weiter,  indem  es  ungeachtet  ihm  die 
Universalsuccession  völlig  unbekannt  war,  doch  die  Erben  der  Mobilien 
und  mitunter  insbesondere  die  Söhne  als  solche  zur  Haftung  für  die 
Schulden,  sogar  fOx  die  rechtswidrigen  Handlungen  des  Vaters  ver- 
pflichtete, mit  welcher  Bechtsanschauung  offenbar  auch  das  oben  Note  3 
angeführte  Gap.  1,  X,  de  solutionibus,  so  wie  auch  zum  Theile  die  bekannte 
Vorschrift  in  U.  Feud.  45,  zusammenhängt,  wonach  der  Sohn  nur  dann  in 
des  Vaters  Lehen  folgen  konnte,  wenn  er  zugleich  auch  dessen  Allodial- 
verlassenschaft  {hereditas)  annahm.  —  Vergl.  meine  deut  R.-Gesch.  3.  Aufl. 
Thl.  n,  §.  102,  IX,  §.  117,  VII. 
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rechtsbetändig  anzuerkennen  schuldig  ist,  welche  mit  den 
Grundgesetzen  des  Staates  oder  der  Hausverfassung 
im  Widerspruche  steht  ^i). 

VIII.  Selbstverständlich  kann  daher  auch  der  Thronfolger 
jede  Regentenhandlung  des  Vorgängers  umstossen,  welche  die- 
ser selbst  als  ungiltig  und  verfassungswidrig  anzufechten  be- 
rechtigt gewesen  wäre  ^2). 

IX.  Ganz  in  diesem  Sinne  haben  mehrere  deutsche  Ver- 
fassungsurkunden den  Grundsatz  der  Verbindlichkeit  der 
Regierungshandlungen  des  Vorgängers  ftir  den  Thronfolger, 
ausgesprochen  ^^), 


**)  Maurenbrecher,  in  der  Schrift:  die  deutschen  regierenden 
Fürsten  etc.,  1839,  suchte  dasselbe  Princip  und  Kriterium  dadurch  auszu- 
drücken ,  dass  er  darauf  Rücksicht  zu  nehmen  empfahl ,  ob  durch  die  Ke- 
gierungshandlung  des  Vorgängers  „erworbene  Rechte"  begründet 
worden  seien. 

^*)  So  einfach  sich  dieses  Princip  ausspricht,  so  schwierig  kann  dessen 
Durchführung  im  einzelnen  Falle  werden ,  da  nicht  selten  gerade  über  die 
Vorfrage  nach  der  Haus-  oder  Landesverfassung  Zweifel  entstehen  kön- 
nen, wie  weit  der  Kreis  der  verfassungsmässigen  Befugnisse  des  Vor- 
gängers, besonders  bei  repräsentativer  Verfassung,  gehe. 

**)  Beispiele  von  Fällen,  in  welchen  ein  Souverain  seine  eigenen 
Regierungshandlungen  und  sogar  Zusicherungen,  eine  Regierungsmassregel 
seines  Vorgängers  nicht  umstossen  zu  wollen,  ii\r  ungiltig  erklären  kann, 
enthält  schon  das  canouische  Recht.  Vergl.  cap.  18,  X,  de  jure  jurando 
(2.  24).  Innocentius  111,  a.  1205.  (Der  König  von  Arragonien  hatte 
eidlich  zugesagt,  die  Münzen  seines  Vaters  innerhalb  gewisser  Zeit  nicht 
zu  verrufen,  es  fand  sich  aber,  dass  dieselben  gefälscht  worden  waren  und 
dem  Volke  dadurch  grosse  Beschwerde  erwuchs);  cap.  33,  X,  eod.  Hono- 
rius  111.  a.  1220.  „  •  •  •  quod  .  .  .  Hungariae  Rex  illustris  alienationes 
quasdam  fecerit  in  praejudicium  regni  sui**  etc.  —  Ganz  überein- 
stimmend erklärt  auch  der  Schwabenspiegel  (Lassberg)  c.  308,  I,  375, 
V,  den  nachfolgenden  Bischof  für  befugt,  nachtheilige  Veräusserungen  oder 
Tausch  (Wechsel)  von  Dienstleuten  oder  Gütern  der  Kirche  umzustossen. 

")  Zuerst  geschah  dies  in  der  V.-U.  von  S.-Altenburg,  1832,  §.  14; 
„Die  Regentenhandlungen  des  Vorfalirers  sind  von  dem  LandesnacUblger 
anzuerkennen  und  zu  vertreten,  insofern  sie  ohne  Ueberschreitung  der  ver- 
fassungsmässigen und  hausgesetzlichen  Befugnisse  unternommen  worden.'' 
—  Aehnlich  bestimmt  jetzt;  Scbwarzburg-Sondersbausen,  V.-U. 
1849,  §.  51:  „Die  rechtmässigen  Regierungshandlungen  des  Vorfahren  ver- 
ptlichten  den  Nachfolger."  —   Anhalt-Bernburg,   V.-U.   1850,  §.  89: 
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X.  Da  die  RegierangsbefiigniBa  eines  Soayeraiim  beztlglieh 
der  Behandlung  der  einzelnen  FftUe  (im  Gegensätze  der 
Oesetzgebnng)  der  Katar  der  Sache  nach  aaf  seine  Le- 
bensdauer beschränkt  ist^  so  müssen  alle  Verftigangen,  wo- 
durch er  seinem  Nachfolger  in  der  Behandlang  kttnftiger 
einzelner  Fälle  Yorgreifen,  beziehungsweise  in  dessen 
künftige  Regierung  eingreifen  würde,  an  sich  als  ongiltig 
und  fbr  diesen  Letzteren  unverbindlich  Jbetrachtet  werden.  Der 
Nachfolger  ist  daher  auch  nicht  schuldig,  von  dem  Vorgänger 
gegebene  Versprechen  einer  Anstellung  im  Staats- 
dienste'^), oder  einfache  Lehenversprechen  (Lehenexspektan- 
zen)  zu  eritUlen,  sondern  es  sind  diese  nur  als  rein  persön- 
liche Zusagen  des  Vorgängers  zu  betrachtend^). 

XL  Nur  die  von  dem  Regierungsvorgänger  ertheilten 
förmlichen  Eventualbelehnungen  oder  sog.  qualificir- 
ten  Lehenexspektanzen  machen  gemeinrechtlich  von  dieser 
Regel  eine  Ausnahme  ^^).   Neuere  Gesetze  sprechen  aber  (sehr 

,,Alle  rechtsgiltigen  Regeutenhandlungen  und  Gesetze  sind  von  dem  Be- 
gieningsnachfolger  unbedingt  anzuerkennen  und  za  yertreten.*' 

**)  Ein  solches  Versprechen  könnte  schon  gegen  den  versprechen- 
den Sou verain  kein  Klagerecht  begründen,  da  es  immer  unter  der  selbst- 
verständlichen (stillschweigenden)  Voraussetzung  ertheilt  zu  betrachten  ist, 
dass  der  Souverain  zur  Zeit  der  ErOffiaung  der  fraglichen  Amtstelle  es 
noch  dem  Staatsinteresse  angemessen  findet,  sie  dem  betreffenden  Subjekte 
zu  abertragen.  Ausdracklich  verbieten  die  Ertheilung  von  Anwartsdiaften 
auf  Staats&mter:  Bayern,  V.-U.  1818,  Tit  m,  §.  5.  —  Groash.  Hessen, 
V.-ü.  1820,  §.  48. 

^)  Ueber  die  Verbindlichkeit  der  vom  Yoigftnger  ertheUten  einfiuhen 
Lehenexspektanzen  für  den  Thronfolger  war  von  jeher  viel  Streit  YergL 
G.  L.  Böhmer,  diss.  de  obligatione  successoris  ex  exspectativa  fendali 
antecessoris.  1749.  (Eousd.  Elect.  J.  F.  T.  IL  Nr.  VI.)  —  (F.  v.  Hof  mann) 
Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  Lehennachfolgers  an  die  vom 
VorMren  ertheilte  Anwartschaft  und  Eventualbelehnung.  1778.  —  Strn- 
ben,  rechtl.  Bedenken,  I,  Nr.  115.  —  Runde,  Beitr.  ü,  Nr.  4  u.  5.  — 
Unter  den  Neueren  halten  die  Lehensanwartschaften  f&r  unverbindlich  für 
den  Nachfolger:  P&tz,  Lehnr.  §.  132.  —  Gönner,  Staatsr.  §.  244.  — 
Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  248,  Note  g  und  in  der  Schrift:  die  deut 
regierenden  Fürsten.  S.  145  u.  152.  —  Weiss,  Staatsr.  §.  250.  —  A.  M. 
ist  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.  (2.  Aufl.)  I,  §•  77,  Note  5.  —  üeber  die 
besonderen  Gmnds&tce  bei  kaiserlichen  Lehensanwartschaften,  dehe 
oben  §.  257. 

^)  Nach  dem  Alteren  deutschen  Lehnrechte  Sachsenspiegel,  Lehn- 
recht (Homeyer),  art.  11,  §.  1,  und  dem  ftltereren  lombaidischen  Lehn- 
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zweckmässig)  aach  diesen  alle  verbindende  Kraft  bezüglich 
des  Nachfolgers  m  der  Regiemng  ab^^). 

XIL  Die  Frage,  ob  im  einzelnen  Falle  der  Nachfolger  an 
die  Begierangshandlangen  des  Vorgängers  gebunden  sei, 
konnte  nicht  nur  znr  Reichszeit  (xegenstand  gerichtlicher  Ver- 
handlang Yor  den  Beichsgerichten  werden,  sondern  sie  kann 
dies  auch  hent  zn  Tage  noch  nnter  Umständen  vor  den  Lan- 
desge Hebten  werden,  sofern  nämlich  eine  Verpflichtung  des 
Fiskus  in  Frage  steht.  In  anderen  Beziehungen  sind  die 
etwa  entstehenden  Meinungsverschiedenheiten  durch  Verhand- 
lung mit  den  Landständ^  zur  Erledigung  zu  bringen;  auch 
kann  unter  Umständen  ein  Einschreiten  der  Bundesversamm- 
lung begründet  sein,  sofern  z.  B.  der  Regierungsvorgänger 
Bewilligungen  gemacht,  oder  Einrichtungen  getroffen  hätte, 
welche  nicht  mit  den  Grundsätzen  der  Bundesverfassung  über- 
einstimmen *^). 

rechte,  I.  Feud.  9,  war  der  Nachfolger  auch  nicht  an  die  vom  Vorgänger 
ertheilte  Eventaal belehnung  gebunden.  Der  Grund  hiervon  lag  aber 
nur  darin,  dass  man  jede  zu  einer  Zeit,  wo  das  Gut  noch  in  der  Gewere 
eines  berechtigten  Vasallen  (also  possessio  nondum  vacua)  war,  ertheilte 
Investitur  für  nichtig  hielt.  Vergl.  I.  Feud.  9.  —  Schwabenspiegel, 
Lehnrecht  (Lassberg)  cap.  19.  —  Später  wurde  diese  Ansicht  aufge- 
geben und  die  bedingte  Investitur  nach  Analogie  der  bedingten  Schen- 
kung (vergl.  cap.  3,  de  sentent  et  re  judic  in  VI.  2,  14)  für  rechtlich 
zulässig  erachtet,  jedoch  nur  bei  Lehen,  die  von  weltlichen  Lehens- 
herren releviren,  während  man  bei  den  von  geistlichen  Lehensherren 
relevirenden  Lehen  das  ältere  Recht  beibehielt.  (I.  Feud.  9  vergl.  mit  II. 
Feud.  26  „Morüms  receptum  est^'  etc.  u.  ü.  Feud.  35).  Der  Grund,  warum 
man  seitdem  den  Nachfolger  des  weltlichen  Lehensherm  far  verpflichtet 
betrachtete,  die  von  dem  Vorgänger  ertheilten  Eventualbelehnüngen  anzu- 
erkennen, lag  aber  nicht  etwa  darin,  wie  Viele  irrthümlich  glauben,  dass 
man  hier  Begriffe  der  römischen  Universalsuccession  eingemischt 
hätte,  sondern  darin,  dass  man  die  Ertheilung  einer  bedingten  Investitur 
nunmehr  für  einen  rechtsbeständigen  (legitimen)  Dispositionsakt  des 
weltlichen  Vorgängers  betrachtete,  daher  ihn  auch  der  Singularsuccessor 
anerkennen  musste;  während  man  im  Interesse  der  Kirche  die  Dispositions- 
befugniss  der  Bischöfe  über  die  Kirchengüter  in  möglichst  engen  Schranken 
hielt  —  Vergl.  meine  deut  K-Gesch.  3.  Aufl.  1858,  Thl.  n,  §.  53,  Note  23. 
—  Ausdrücklich  erkennt  die  Verbindlichkeit  der  Eventualbeleh- 
nüngen für  den  Nachfolger  an :  Badisches  Lehnedikt  1807,  §.20. 

")  Z.  B.  Bayern,  Lehnedikt,  1806,  §.  41,  und  V.-ü.  von  1818, 
Tit  m,  §.  5. 

««)  Siehe  oben  §.  152. 

ZSpfl,  Staatsrecht.  6.  Anll.   I.  48    ^^  . 
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Thronfolger  der  Natur  der  Sache  nach  nar  dann  und  in  soweit 
anzuerkennen,  als  er  Erbe  des  Ersteren  im  ciTÜistisehen 
Sinne  geworden  ist.  Die  Privatverlassenschaft  des  Vorgängers 
anzutreten,  ist  der  Thronfolger,  wenn  er  auch  nach  civilistischen 
Grundsätzen  dazu  berufen  wäre,  niemals  verpflichtet ,  selbst 
nicht  der  Sohn^^).  Die  eigenthümlichen  Grundsätze  des  lom- 
bardischen Lehnrechts  (U.  Feud.  45)  finden  hier  dnrchatis  keine 
analoge  Anwendung  ^^).  Auch  die  Verfügungen  de«  Begie- 
rungsYorgängers  über  das  Familien-,  Domänen-  oder  Kammer- 
gut ist  der  Thronfolger  nicht  weiter  anzuerkennen  schuldig, 
als  dies  ein  jeder  Stammguts-  oder  Familienfideicommiss-Naeh- 
foiger  bezüglich  der  Handlungen  seines  Vorgängers  zu  thnn 
verpflichtet  ist**). 

§.  267. 

Von  dem  Gerichtsstände  der  Mitglieder  souverainer 

Familien. 

1)    Ueberhaupt. 

I.  Zur  Zeit  der  Reichsverbindung  hatten  die  sämmtlichen 
Mitglieder  reichsständischer  Familien  ihren  Gerichtsstand  in 
Civil-  und  Criminalsacben  vor  den  höchsten  Reichsgerichten, 
jedoch  in  der  Art,  dass  bei  Civilsachen  regelmässig  zuvor  die 
ihnen  reichsgesetzlich  zugebilligten  Austräge  als  erste  Instanz 
angegangen  werden  mussten^). 

U.  Bei  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches ,  sowie  bei 
der  Stiftung  des  Rheinbundes  und  des  deutschen  Bundes  wur- 
den über  den  Gerichtsstand  der  Mitglieder  der  souverainen 
Familien  keine  allgemeinen  Normen  aufgestellt,  sondern  es 
blieb  den  Souverainen  überlassen,  im  Wege  der  partikulären 


«)  Ausdrücklich  hatte  dies  ausgesprochen:  V.-U.  von  Schwarzburg- 
SonderShausen  von  1841,  §.  28.  —  In  der  neuen  V.-ü.  von  1849  ist 
dieser  Satz  als  selbstverständlich  hinweggeblieben. 

«0)  Lei  st,  Staatsr.  §.  42.  —  v.  Kamptz,  Versuch  über  das  lombar- 
dische Lehnsgesetz,  U,  Feud.  46.  Göttingen,  1794. 

«*)  Gönner,  Staatsr.  §.  244,  V.  B.  —  Maurenbrecher,  deutsches 
Staatsr.  §.  244. 

0  Siehe  oben  §.  99,  100,  101,  216. 
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Landes-  oder  Hansgesetzgebong  die  erforderlichen  Einrichtongen 
zu  treffen. 

ni.  In  reinen  CiviUachen  nehmen  hent  zu  Tage  die 
Mitglieder  regierender  Häuser,  sofern  nicht  ein  Haosgesetz  eine 
besondere  Ansnahme  begründet  nnd  dem  regierenden  Fttrsten 
selbst  die  Entscheidung  Yorbehalt,  Becht  vor  den  Landesgerichten. 
Doch  hatte  die  regierende  Familie  bisher  in  Civilsachen  ge- 
wöhnlich einen  privilegirten  Gerichtsstand^);  in  mehreren 
Staaten  ist  aber  auch  dieser  aufgegeben  worden,  und  nehmen 
nunmehr  die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  rein  bttr- 
gerlichen  Elagsachen  Recht  vor  den  gewöhnlichen  Landes- 
gerichten im  ordentlichen  Instanzenzuge  ^). 


«)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  X,  §.  1:  „Real-  o.  vermischte 
Klagen  gegen  ein  Glied  des  k.  Hauses  werden  bei  den  einschlftgigen 
k.  Appellationsgerichten  angebracht  (§.  2.)  Ueber  alle  andere  persönliche 
gerichtliche  Angelegenheiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Hauses 
verfugt  und  entscheidet  der  König"'  —  (nach  vorgängiger  Instruktion  des 
Prozesses  durch  die  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  und  des 
Appellationsgerichtes  der  Residenzstadt  und  erstattetem  gemeinschaftlichen 
Gutachten  der  beiden  Staatsministerien  des  Hauses  und  der  Justiz  in  erster 
und  zugleich  letzter  Instanz.)"  —  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  64: 
„In  bürgerlichen  Rechtssachen  ist  fiOr  Personal-  und  Realklagen 
gegen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  die  oberste  Justizstelle  des  Königreichs 
(das  k.  Obertribunal)  deren  Gerichtsstand.  Von  dem  Ausspruche  desselben 
ist  die  Appellation  in  der  nämlichen  Fonn  gestattet,  wie  die  gewöhnliche 
Revisionsnachweisung  bei  dem  Obergerichte  stattfindet,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  noüa  vorgetragen  werden  können,  und  dass  es  auf  die  bei 
dem  Revisionsverfahren  erforderliche  Summe  nicht  ankommt*'  —  Hanno- 
ver, Hausges.  1836,  IX,  §.  1:  ,Jn  bttrgerlichen  Rechtssachen  haben 
bei  Real-  und  Personalklagen  die  Mitglieder  des  k.  Hauses  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  in  erster  Instanz  bei  der  betreffenden  Justiz- 
kanzlei, in  zweiter  und  letzter  bei  dem  Oberappellationsgerichte  des  König- 
reichs." —  Vergl.  K  Sachsen,  Hausges.  1837,  §.  75:  „Ueber  den  Gerichts- 
stand der  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  k.  Hauses  enthält  das  Gesetz 
über  privilegirte  Gerichtsstände  Bestimmungen.*'  (Eine  besondere  Vorschrift 
für  die  Behandlung  von  Civilstreitigkeiten  der  Prinzen  und  Prinzessinnen 
unter  sich  enthält  ebendas.  §.  77.)  —  S.-Coburg-Gotha,  Hausges. 
1855,  §.  114:  „Für  die  Mitglieder  des  herzogL  Hauses  sind  die  Justiz-Col- 
legien  zu  Coburg  und  Gotha  die  zuständigen  Gerichtshöfe  fEkr  aUe  Givil- 
rechtsstreitigkeiten.** 

3)  So  z.  B.  Baden,  Ges.  v.  15.  Febr.  1851,  die  Aufhebung  der  be- 
freiten Gerichtsstände  betr.  (Reg.-Bl.  Nr.  XIH.)  „  .  .  .  jedoch  bleibt  es  in 
Bezug  auf  den  Gerichtsstand   der   Mitglieder  der   grossherzogl.   Familie, 
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in  verDrecnensBacnen  Kann  nacn  aem  isegnne  aer  sonyenuie- 
tit  keine  Bede  sein.  Der  Gerichtsstand  der  nicht-regieren- 
den Mitglieder  eines  regierenden  Hauses  in  Criminalsaehen 
wird  durch  die  Landes*  oder  Hansgesetzgebnng  bestimmt^). 

y.  Die  neneren  Hansgesetze  gehen  yon  der  Grandansidit 
anS;  dass  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  des  r^ereo- 
den  Hauses  dem  Sonverain  als  Haupt  des  Hauses  und  als 
Ausfluss  seiner  Familiengewalt  zustehe.  Sie  legen  daher  dem 
Sonverain  das  Becht  bei|  in  streitigen  persönlichen  und  Fami- 
lienangelegenheiten  der  Mitglieder   des   Hauses   (soweit  sie 


ihre  bfirgerlichenRechtgstreitigkeiten  mit  dritten  Perionen 
abgerechnet,  bei  den  bisherigen  Hechten.'' 

4)  AnadrOddiche  Bestimmangen  hieraber  enthalten:  Wfirtemberg, 
Ebnages.  1828,  $.  67:  „Sollte  der  FaU  eintreten,  daaa  ein  Mitglied  dea 
k«  Hausea  aich  einea  wirklichen  Verbrechena  oder  Yeigehena  acholdig 
machte,  ao  wird  der  König  den  im  vorbeigehenden  Artikel  erwähnten  Fa- 
milienrath,  unter  Beiziehong  der  beiden  Yorat&nde  dea  Obertribonala, 
ala  obersten  k.  Gerichtshof  constituiren,  damit  von  demselben 
nach  gepflogener  Unteraachung  und  auf  den  Vortrag  dea  Justiaminiaters, 
nach  den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles  ein  Erkenntniaa  gefiUh 
werde.  Letzteres  wird  sodann  dem  Könige  vorgelegt,  und  ftlls  kerne  Be- 
gnadigung erfolgt,  deaaen  Vollziehung  angeordnet'*  —  Hannover,  Hans- 
gesetz  1836,  Gap.  E^  §.  3:  „In  Fällen,  welche  fbr  daa  peinliche  Verfiüiren 
geeignet  sind,  fiült,  insofern  sie  Mitglieder  des  Hauses  persönlich  betreffen 
und  keine  königliche  Abolition  dazwischen  tritt,  die  Untersuchung  einem 
Familien rathe  anheim,  welcher  zu  dem  Ende  ana  demjenigen  voiyUuigen 
Prinzen  des  Hauaea,  bei  welchen  kein  rechtlichea  Hindemiaa  obwaltet,  und 
den  BtimmfOhrenden  Mitgliedern  dea  Ministem  gebildet  wird,  um  ala  ober- 
Bter  Gerichtshof  nach  den  Landesgesetzen  zu  untersuchen  und  zu  er- 
kennen. Wenn  daa  in  Untersuchung  befindliche  Mitglied  es  verlangt,  wird 
der  Famiüenrath  durch  Mitglieder  aus  den  höchsten  Landesgerichten  ver- 
stärkt Der  König  leitet  die  Untersuchung  persönlich  oder  durch  Vollmacht; 
ihm  bleibt  das  Recht  der  Bestätigung  des  Urtheiis  und  der  Begnadigung." 
—  Nach  dem  k.  s&chsischen  Hausges.  von  1837,  §.  77,  hat  in  solchem 
Falle  „daa  Appellationsgericht  zu  Dresden  die  Untersuchung  zu  f&hren, 
nach  Schluss  der  Akten  und  geführter  Vertheidigung  aber  das  Oberappel- 
lationsgericht das  Erkenntniss  zu  verabfassen,  welches  dem  Könige  zur  Ge- 
nehmigung und  Bestätigung  durch  den  Justizminister  vorzulegen  ist  Der 
König  entscheidet  dann  in  letzter  Instanz  wobei  §.  52  der  V.-U.  (daa 
Begnadigungsrecht  betreffend)  in  Anwendung  zu  bringen  ist'*—  Das  bayer. 
Hausges.  v.  1819  behandelt  diesen  FaU  nicht  ausdrücklich;  derselbe  ist 
jndoch  unverkennbar  unter  Tit  X,  §.  4,  mitbegriffen  (siehe  unten  Note  5). 
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nicht  einige  der  ersteren  den  Gerichten  zuweisen)  selbst  zn 
entscheiden^  nachdem  die  Sache  vorher  in  besonders  vorge- 
schriebener Weise  instrnirt  worden  ist.  Dabei  ist  regehnässig 
ein  Familienrath  eingerichtet,  dessen  Zuziehung  bald  in 
das  Ermessen  des  Sonverains  verstellt,  bald  als  eine  Nothwen- 
digkeit  erklärt  ist,  und  dessen  Erkenntnisse  der  Bestätigung 
des  Souverains  unterliegen^). 

VI.  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  mitunter  hinsicht- 
lich der  Vormundschaften  ^)  und  tiber  Ablegung  von  Eiden  und 
Zeugnissen  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses^). 

§.  268. 

2)  Gerichtsstand   der  Mitglieder  regierender  Familien 
in  Ehestreitigkeiten  insbesondere^). 

I.  Ehestreitigkeiten  der  Mitglieder  reichsständischer  Häuser 
wurden  zur  Beichszeit  als  causae  fori  mixH  behandelt,  d.  h.  als 
solche,  welche  theils  vor  das  geistliche,  theils  vor  das  welt- 
liche Forum  gehörten').  Vor  der  Beformation  stand  bereits 
so  viel  fest,  dass  dieselben  nur  in  soweit  vor  die  höchsten 
Keichsgerichte  gehörten,  als  es  sich  um  die  civilistischen 
Wirkungen  der  Ehescheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  einer 


8)  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  X,  §.  4:  „Dem  König  bleibt  es  vor- 
behalten, zu  Entscheidung  wichtiger  Fälle  in  persönlichen  Angelegen- 
heiten der  Glieder  des  k.  Hauses  einen  Familienrath  zu  berufen.  Derselbe 
besteht  aus  dem  Könige,  dem  Kronprinzen,  denjenigen  Prinzen  des  k.  Hau- 
ses, welche  das  21.  Jahr  erreicht  haben,  den  Kronbeamten  und  Ministem/' 
(§.  8.)  „Der  Familienrath  erkennt  in  der  ihm  beigelegten  Eigenschaft  nach 
den  rechtlichen  Verhältnissen  des  Falles.  Die  Bestätigung  bleibt  dem  Kö- 
nige Yorbehalten.**  —  Eine  ähnliche  Bestimmung  enthält  Wfirtemberg, 
Hausges.  §.  66.  —  Yergl.  die  übrigen  hier  einschlägigen  Bestimmungen  des 
würtembergischen,  hannoverschen  u.  k.  sächsichen  Hausges. 
oben  in  Note  3  u.  4. 

«)  Siehe  oben  §.  245,  246. 

0  Z.  B.  Bayern,  Hausges.  1819,  Tit  X,  §.  3:  „Die  Deposition  bei 
Zeugschaften  ist  von  den  k.  Familiengliedem  bei  fürstlichen  Treuen  und 
Glauben  durch  emen  Präsidenten  des  Oberappellationsgerichtes  zu  erholen 
nnd  dem  einschlägigen  Gerichte  mitzutheilen.*'  ^  K.  Sachsen  Hausgesetz 
1837,  §.  78. 

*)  Siehe  hierttber  besonders  Moser,  Familienstaatsr.  H,  S.  895  u.f. 

«)  Moser,  Familienstaatsr.  ü.  S.  438,  §.  44. 
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Ehe,  wie  Alimentation  der  Ehefrau ,  Restitation  oder  Verlost 
der  dos  oder  der  donatio  propter  nuptias  u.  s.  w.  handelte'). 
Die  kirchenrechüichen  Fragen  gehörten  dagegen  vor  das  forum 
ecchsiaaticum  (das  bischöfliche  Gericht)  nnd  wurden  desshalb 
auch,  wie  alle  Ehesachen,  jederzeit  von  dem  Reiehakam- 
mergerichte  als  Präjadizialsacfaen  dorthin  verwiesen^).  Hierbei 
ist  es  auch  hinsichtlich  der  katholischen  Beichsstände  bis  zur 
Auflösung  des  Reichs  ^)  und  auch  heut  zu  Tage  noch  hinsicht- 
lich der  katholischen  Mitglieder  regierender  Hänser  Ter- 
blieben  ^). 

U.  In  den  protestantischen  Häusern  machte  sich  der 
Mangel  eines  allgemein  competenten  geistlichen  Forum  alsbald 
sehr  flihlbar,  und  waren  auch  die  Meinungen  der  Publicisten  sehr 
getheilt.  Während  Einige  für  die  protestantischen  Reichsstände 
in  Ehestreitigkeiten  volle  Souverainetät  behaupteten,  d.  h.  einem 
protestantischen  Landesherrn  das  Recht  beilegten,  selbst 
seine  eigene  Ehe  zu  scheiden^),  so  wollten  Andere  dem 
Kaiser,  da  er  doch  die  oberste  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit 
sei,  die  Grerichtsbarkeit  in  den  Ehestreitigkeiten  der  protestan- 
tischen Reichsstände  beilegen,  jedoch  meistens  mit  der  Be- 
schränkung, dass  er  eine  Commission  aus  anderen  protestan- 
tischen Reichsständen  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  der 


5)  Moser,  a.  a.  0.  S.  438  u.  f.,  §.  45. 

4)  Vergl.  z.  B.  in  der  Isenburgischen  Sache  das  Erkenntniss  des 
R.  K.  G.  V.  28.  Sept  1615  bei  J.  Ch.  von  Uffenbach,  de  ConsiL  Caes. 
Imp.  aul.  1700,  pag.  84  seq.  —  Siehe  aber  den  Isenbargi sehen  Fall 
meine  Schrift:  Ucber  hohen  Adel  und  Ebenbürtigkeit,  S.  90  n.  £; 
S.  101  u.  f. 

B)  Es  ist  aus  der  Reichszeit  nur  ein  einziger  FaU  bekannt,  wo  ein 
Kaiser  eine  fürstliche  Ehe  aus  kaiserlicher  Machtvollkonunenkeit  trennte, 
nämlich  als  K.  Ludwig  d.  Bayer  die  Ehe  des  Erzherzogs  Heinrich 
von  Oesterreich  mit  der  Margaretha  Maultasch  auflöste,  nnd  diese 
seinem  Sohne,  Ludwig  dem  Brandenburger,  vermählte,  worüber  aber 
eine  grosse  Aufregung  am  päpstlichen  Hofe  und  in  ganz  Deutschland 
entstand. 

<)  Ausdrücklich  erklärt  das  würtembergische  Hansges.  1828, §.65, 
a  linea  2:  „Bei  fürstlichen  Personen  nicht  evangelischer  Confession  werden 
zugleich  die  Grundsätze  ihrer  Kirche  berücksichtigt  werden."" 

0  Beispiele  bei  Moser,  a.  a.  0.  3%  u.  f.  —  Ludolf,  de  jore  fem. 
illustr.  P.  I,  §.  XX,  Note  a.  ~  Dagegen  s.  Moser,  a.  a.  0.  S.  439 n. f. 
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dende  Behörde  niedergesetzt  werden  mttsse,  wenn  nicht  haas- 
gesetzlich ein  gewisses  Consistorium  ein  ftir  allemal  in  solcher 
Eigenschaft  anerkannt  worden  sei.  Die  Niedersetznng  der  ent- 
scheidenden Behörde  wurde  aber  in  verschiedener  Weise  be- 
wirkt, indem  bald  die  Parteien  sich  compromissarisch  über  ein 
gewisses  Gericht  (Consistorium)  einigten^),  bald  der  Landes- 
herr sein  eigenes  Consistorium  oder  ein  arideres,  oder  eine 
theologische  und  juristische  Fakultät  mit  der  Fällung  des  Ur- 
theils  beauftragte,  oder  einzelne  Personen  (meistens  Consisto- 
rialräthe  und  Herren  von  Adel)  in  vorkommendem  Falle  dazu 
ernannte,  oder  es  wurde  von  Seite  des  Kaisers  oder  der  ober- 
sten Reichsgerichte  darauf  gedrungen,  dass  auf  eine  solche 
Weise  eine  Instanz  zur  Entscheidung  eines  vorliegenden  Falles 
ernannt  werde  ^®). 

III.  Unter  den  neueren  Hausgesetzen  enthalten  nur 
das  würtembergische,  hannoversche  und  k.  säch- 
sische Hausgesetz  ausdrückliche  Bestimmungen  über  den 
Gerichtsstand  der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  Ehe- 
scheidungssachen ^1). 


8)  üffenbach,  de  consil.  imp.  aul.  p.  84.  —  Siehe  dagegen  Moser, 
a.  a.  0.  S.  440.  —  Luther  selbst  woUte  bekanntlich  alle  geistliche  Ge- 
richtsbarkeit in  Ehesachen  abgeschafft  wissen:  von  Ehesachen  Tom.  VI. 
Wittenberg,  Fol.  257:  „Ich  wehre  mich  fast,  rufe  und  sehreie,  man  soll 
solche  Sachen  der  weltlichen  Obrigkeit  lassen."  etc.  Siehe  Ludolf,  de  jure 
fem.  illustr.  P.  I,  §.  XX,  note  e,  p.  35. 

0)  Dies  geschah  noch  in  neuerer  Zeit  bei  der  Trennung  der  Ehe  des 
Prinzen  Gustav  von  Wasa  und  der  Prinzessin  Louise  von  Baden 
(1844);  auf  das  Ersuchen  beider  Theile  wurde  von  dem  Grossherzoge  Leo- 
pold von  Baden  als  erwählten  Schiedsrichter  ein  evangelisches  Consisto- 
rium niedergesetzt  und  dessen  Urtheile  behufs  der  Vollziehung  die  Geneh- 
migung ertheilt 

«)  Moser,  a.  a.  0.  S.  443  u.  f.  —  Ludolf,  a.  a.  0.  P.  I,  §.  XX 
p.  34.  —  Dabei  sorgte  man  in  gleicher  Weise  auch  für  weitere  Instanzen, 
wenn  Rechtsmittel  gegen  den  Ausspruch  gebraucht  werden  wollten.  —  M  o- 
ser,  a.  a.  0.  445. 

")  Würtemberg,  Hausges.  1828,  §.  65:  „Würden  bei  einem  Mit- 
gliede  des  k.  Hauses  Ehezwistigkeiten  entstehen,  so  sind  dieselben  von  dem 
einen  oder  andern  Theile  an  den  König  zu  bringen,  welcher  sie  beizu- 
legen suchen,  auch  nach  Befund  der  Umstände  ein  eigenes  Consistorium 


760       §•  9^-  ^^^  ^^  Baditeii  des  SoaTenanB  im  AUgemeineii. 

Dreizehnter  Abschnitt 

Yra  iei  Rechtei  4«  StmreniM  ttkr  4a  ■•kotsncU« 
im  AllgeMdi». 

§.  269. 

Von  den  Rechten  des  Souveraing  im  Allgemeinen. 

Oberste  Eintheilung.    Wesentliche  imd  ausserwesent- 

Eche  Hoheitsrechte  (Regalien). 

L  Obgleich  die  Staatsgewalt  als  das  Herrscherrecht  des 
Sonveraiiis  ihrem  Begriffe  nach  nniheilbar  ist  (§.  51),  so 
äussert  sie  sich  doch  theils  in  verschiedener  Weise,  iheils  in 
verschiedenen  Beziehungen  thätig.  In  diesem  Sinne  kann 
man  daher  anch  von  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  liegen- 
den Befugnissen  sprechen,  welche  (im  weiteren  Sinne) 
Hoheitsrechte,  politische  Gewalten,  jura  majestatiea 
oder  regatia  genannt  werden  ^). 

11.  Das  philosophische  Recht  kennt  anch  keine  an- 
deren Hoheitsrechte  als  nnr   absolnt-w^sentliche   (sog. 


in  Beziehnng  auf  die  Trennung  der  Ehe  niedersetzen  und  dessen  Ansspnich 
zur  Bichtsdmiir  der  dabei  betheiligten  Ehegatten  bestätigen  wird." 
(Yeigl.  auch  oben  Note  6.)  —  Hannover,  Hansges.  1836,  Gap.  DC,  $.  2: 
,JEheliche  Zwistigkeiten  im  k.  Hanse  wird  der  König  beizulegen  Sachen, 
oder  erforderlichen  Falls  zur  Untersuchung  einer  eigenen  ehegerichtlichen 
Behörde  stellen,  deren  ürtheil  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorzol^gen 
ist/'  —  K.  Sachsen,  Hau^ges.  1837,  §.  77,  a.  E:  „Zur  Entscheidung  Ton 
Eheirrungen  wird  der  König  in  vorkommenden  FftUen  jedesmal  ein  be- 
sonderes, dem  Erfordern iss  entsprechend  bestalltes  Gericht 
niedersetzen.** 

0  Diese  Ausdrftcke  werden  bei  den  Alteren  Schiiftstellem  meistens  als 
gleichbedeutend  gebraucht,  so  z.  B.  bezeichnen  sie  die  Kirchenhoheit 
als  poteitas  civiti»  oder  imperium  civüe^  oder  als  jus  mc^jeskUicumy  circa 
Sacra  n.  s.  w.  —  Hier  werden  mit  den  Bezeichnungen  „Migestfttsrechte, 
politische  Gewalten  und  Hoheitarechte**  verschiedene  Arten  der  Rechte 
des  Souverains  bezeichnet  (siehe  unten  §.  270,  Y.)-  Der  Ausdruck  ^^regaUt^ 
wird  fortan  nur  r^fanAssig  in  der  hier  unten  (Nr.  HL)  angegebenen 
engeren  Bedeutung  gebraucht 
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regaUa  tsaentiaUa^  immanentiay  9vo€  majora)^  d.  h.  nur  solche 
Befugnisse  des  Sonverains,  welche  ihm  schon  vermöge  des 
Begriffes  als  Staatsherrscher  in  Bezug  auf  den  Staat  zu- 
kommen und  daher  auch  schon  im  Begriffe  der  Staats- 
gewalt selbst  liegen  und  durch  logische  Entwickelung  der- 
selben anerkannt  werden. 

ni.  Das  positive  Becht  pflegt  aber  meistens  der  Staats- 
gewalt auch  noch  emige  besondere  Bechte  aus  besonderen 
positiven  (historischen)  Titeln  beizulegen.  Diese  sind  entweder 
solche  Bechte,  welche  das  Vorhandensein  eigenthümlicher 
Verhältnisse  oder  Zustände  im  Staate  voraussetzen,  sodann 
aber  ebenfalls  dem  Staatsherrscher  zufolge  des  Begriffes  der 
Staatsgewalt  unmittelbar  beigelegt  werden  müssen,  und  die 
man  desshalb  als  relativ-wesentliche  Hoheitsrechte  be- 
zeichnet^): oder  es  sind  solche  Bechte,  welche  an  sich  be- 
trachtet ftir  Privatrechte  zu  achten  wären,  aber  in  einem 
Staate  aus  Bttcksicht  auf  den  materiellen  Nutzen,  welchen 
sie  gewähren,  der  Staatsgewalt  ausschliesslich  beigelegt 
worden  sind.  Diese  Bechte  werden  sodann  zufällige  Hoheits- 
rechte (regalia  non  essentiaHoy  accidentialiat  minoraj  utüia)  auch 
Begalien  schlechthin  oder  im  engeren  Sinne  genannt. 

§.  270. 
Von   der  Eintheilung   der  wesentlichen  Hoheitsrechte. 

L  lieber  die  Eintheilung  der  wesentlichen  Hoheits- 
rechte (§.  269)  herrscht  eine  grosse  Verschiedenheit  der  An- 
sichten. 

n.  Die 'älteste  Eintheilung  ist  die  rein  formale  Einthei- 
lung der  Staatsgewalt  in  gesetzgebende,  richterliche 
und  vollziehende  Gewalt,  die  sog.  Trias  polüica  des 
Aristoteles,  welche  auch  noch  Montesquieu  und  Filan- 
gieri  beibehalten  haben.  Die  Unzulänglichkeit  dieser  Ein- 
theilupg  war  Ursache,  dass  man  immer  mehr  Gewalten  und 
Hoheitsrechte  erschuf,  ohne  ttber  das  Princip  der  Unterschei- 
dung derselben  im  Beinen  zu  sein.  Die  französischen  Schrift- 
steller  seit  der  Bestauration  und    der  Einführung  der    con- 


«)  Siehe  unten  §•  273,  B. 
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stitntionellen  Monarchie  in  Frankreich ^  wie  z.  B.  Benjamin 
Constant,  fügten  der  gesetzgebenden,  richterlichen  nnd  voll- 
ziehenden Gewalt  meistens  noch  eine  vierte  Gewalt  (sog.  paur 
voir  royal)  bei,  welche  sie  nicht  nur  von  der  vollziehenden  Ge- 
walt {pouvoir  adminUtratif,  minütteriel)  unterscheiden,  sondern 
überdies  als  ttber  dieser  und  den  drei  erstgenannten  Gewalten 
stehend  und  dieselben  beherrschend  (daher  auch  sog.  pouvoir 
moddrateur)  darstellen  ^).  In  neuerer  Zeit  wird  gewöhnlich  als 
eine  fünfte  Gewalt  noch  eine  Repräsentativ-Gewalt(poti- 
voir  reprhentatif)  hinzugesetzt,  worunter  man  das  Recht  der 
Krone  begreift,  den  Staat  gegen  Aussen  zu  vertreten. 

III.  In  Deutschland  schloss  man  sich  theils  mehr  oder 
minder  dem  Systeme  der  französischen  Publicisten  an,  theils 
betrat  man,  wie  Schlözer,  Pölitz  u.  A.,  einen  umgekehr- 
ten Weg  und  machte  den  Versuch,  die  Zahl  der  zu  unter- 
scheidenden Hoheitsrechte  einzuschränken  und  unterschied  nur 
eine  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt^  ohne 
jedoch  darum  im  Principe  klarer  zu  werden,  oder  diesen  Ver- 
such consequent  durchzuführen,  indem  man  sodann  meist 
zu  Snbdivisionen  der  vollziehenden  Gewalt  schritt  und  letztere 
auf  verschiedene  Weise  in  richterliche  und  vollziehende  Gewalt 
im  engeren  Sinne,  in  strafende,  oberaufsehende,  repräsentative 
Gewalt,  Gameralgewalt  u.  s.  w.  zerlegte.  Noch  andere  haben 
sich,  wie  Krug,  darauf  beschränkt,  der  Trias  poUUca  des 
Aristoteles  noch  eine  vierte  Gewalt,  die  oberaufsehende, 
beizufügen. 

IV.  Dagegen  trat  schon  früh  bei  den  vorzugsweise  der 
praktischen  Richtung  huldigenden  deutschen  Publicisten, 
wie  namentlich  bei  Moser,  Pütter,  Leist  und  Gönner, 
eine  materielle  Auffassung  d.  h.  die  Rücksicht  anf  die 
möglichen  Objekte  (Materien)  der  Hoheitsrechte  als  vorherr- 
schend hervor,  ohne  dass  jedoch  das  Verhältniss  dieses  Ge- 
sichtspunktes zur  aristotelischen  Lehre,  d.  h.  zur  formalen 
Eintheilung  überhaupt,  mit  der  gehörigen  Schärfe  hervorgehoben 
und  entwickelt  worden  wäre. 


0  Hiervon  wird  unten  bei  Darstellung  des  monarchischen  Prindps  und 
der  sog.  fürstlichen  Prärogative  in  der  constitutionellen  Monarchie 
besonders  gehandelt. 
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sind  jedoch  drei  Klassen  der  wesentlichen  Hoheitsrechte  zu 
unterscheiden,  welche  am  geeignetsten  I.  als  Majestätsrechte 
(Jura  majestatica),  11.  als  materielle  Hoheitsrechte  oder 
Hoheitsrechte  im  engeren  Sinne  (jura  sublimia)  und  HL  als 
formelle  Hoheitsrechte  oder  als  politische  Gewalten 
(potestates  politicae)  bezeichnet  werden. 

§.  271. 
I.  Von  den  Majestätsrechten. 

I.  Die  Majestätsrechte,  als  erste  Klasse  der  Befug- 
nisse aufgefasst,  welche  in  der  Sonverainetät  liegen,  sind  die- 
jenigen Rechte,  welche  als  persönliche  Prädikate  des 
herrschenden  Subjektes  unmittelbar  wegen  seiner  Innehabung 
der  Staatsgewalt  erscheinen. 

n.  Entsprechend  dem  rechtlichen  Charakter  der  Staats- 
gewalt (§.  öl)  ergeben  sich  als  Majestätsrechte  des  Souverains 
1)  die  Unverantwortlichkeit^),  2)  die  Heiligkeit^)  und 
3)  die  höchste  äussere  Würde  (Ehre)  oder  die  Majestät 
im  eigentlichen  (engeren)  Sinne  ^). 


^)  Durch  das  Prädikat  der  Un Verantwortlichkeit  unterscheidet 
sich  der  Souverain  wesentlich  von  dem  Präsidenten  einer  Bepublik. 

<)  Die  Heiligkeit  der  Person  des  Souverains  äussert  sich  praktisch 
darin,  dass  Angriffe  auf  dieselbe  besonders  hoch,  als  Hochverrath  oder 
Majestätsbeleidigung  bestraft  werden.  Mitunter  pflegt  man  auch  die 
Heiligkeit  des  Souverains  als  ünverletzlichkeit  zu  bezeichnen. 
Mehrere  deutsche  Verfassungsurkunden  enthalten  in  Bezug  auf  den  Souve- 
rain ausdrücklich  die  Bestimmung:  „Seine  Person  ist  heilig  und  unverletz- 
lich." Z.  B.  Bayern,  V.-ü.  1818,  Tit  H,  §.  1.  —  Baden,  V.-U.  1819, 
§.  5.  —  Würtemberg,  V.-ü.  1819,  §.  4.  —  Grossherz.  Hessen,  V.-ü. 
1820,  §.  4.  —  K.  Sachsen,  V.-ü.  1831,  §.  4  u.  s.  w. 

3)  Der  Majestätstitel  wird  übrigens  nur  von  Kaisern  und  Kö- 
nigen wirklich  geführt  Bei  anderen  Monarchen,  welche  königliche 
Ehren  haben,  wie  die  Grossherzoge  und  Kurfürsten  des  ehemaligen  deut- 
schen Keiches,  ist  der  Titel  königliche  Hoheit  gebräuchlich;  bei  an- 
deren regierenden  Fürsten  das  Prädikat  Hoheit  oder  Durchlaucht 
Vergl.  oben  §.  120.  —  Ausdrücklich  spricht  von  „beleidigter  Majestät" 
des  Grossherzogs,  das  Strafgesetzbuch  für  das  Grossherzogthum  Hessen, 
1841,  art  150. 
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m.  Als  mit  dem  Begriffe  der  SonverainetSt  zugleich  ge- 
geben, werden  diese  persönlichen  Attribute  jedem  Staatsherr- 
scher  beigelegt,  welcher  Art  auch  die  Beherrschnngsform  des 
Staates  sein  mag.  Sie  kommen  daher  in  einer  Demokratie 
nicht  minder  dem  sonyerainen  Volke  zu,  als  dem  Herrscher  in 
einer  Monarchie^). 

IV.  Die  Eigenthttmlichkeit  der  vorgenannten  Majeatäts- 
rechte  besteht  darin,  dass  sie  nicht,  wie  die  ttbrigen  Hoheits- 
rechte,  in  den  Formen  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung 
ausgeübt  werden,  sondern  nur  als  höchst  persönliche  Qualifica- 
tionen  des  herrschenden  Subjekts  in  demselben  (wie -die  Ur- 
rechte im  Individuum)  verletzt,  d.  h.  strafbare  Angriffe  auf 
dieselben  unternommen  werden  können'). 

§.  272. 

n.  Von  den  materiellen  Hoheitsrechten. 

a)  Deren  Eintheilung.  Innere  und  äussere  Hoheitsrechte. 

I.  Nimmt  man  bei  der  Eintheilung  der  Rechte  der  Staats- 
gewalt auf  die  Gegenstände  (Objekte,  Materien)  Rücksicht, 
in  Bezug  auf  welche  sie  thätig  wird,  so  kann  und  muss  man 
so  viele  Hoheitsrechte  unterscheiden,  als  es  Gegenstände, 
d.  h.  Verhältnisse  im  Staate  und  im  Volksleben  gibt,  welche 
politische  Bedeutung  haben  können,  und  hiermit  ist  der  Be- 
griff der  materiellen  Hoheitsrechte  als  der  Hoheits- 
rechte in  gegenständlicher  Beziehung  von  selbst  gegeben. 

n.  Jene  Verhältnisse  können  aber  auf  zwei  grosse  Klassen 
gebracht  werden,  nämlich:  1)  Rechtsverhältnisse  des  inneren 
Staatslebens  d.  h.  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Staats- 
herrscher und  den  Unterthanen,  und  2)  Rechtsverhältnisse 


*)  Bei  der  Demokratie  ist  es  schon  physisch  anmöglich,  den  Soaverain 
(das  souveraine  Volk)  znr  Verantwortung  zu  ziehen.  Auch  ist  die  Idee  der 
Miyestät  historisch  von  der  römischen  Republik  (MqjegUu  pqpuli  Romam) 
auf  die  Monarchie  übergegangen.  (Yergl.  die  Ltx  CameUa  und  die  Lex 
JfiUa  MajestaUt.) 

B)  Daher  hat  auch  der  Souyerain  nicht  sowohl  die  M^jestftt,  die  ün- 
verantwortlichkeit  und  Unverletzlichkeit,  wie  er  z.  B.  die  Gerichtsbarkeit 
u.  dergl.  hat,  sondern  er  ist  und  heisst  die  Migestitt,  er  ist  heilig  oder 
unTerletzlich  und  unverantwortlich. 
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nach  theilen  sich  die  materiellen  Höheitsrechtenatnrgemäss 
in  innere  nnd  in  äussere  Hoheitsrechte. 

§.  273. 
b)   üebersicht  der  inneren  Hoheitsrechte. 

L  Die  inneren  Hoheitsrechte  (Jura  aublimia  interna)  sind 
entweder  absolut  oder  relativ  wesentliche,  je  nachdem 
die  politischen  Verhältnisse,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  in 
keinem  Staate  fehlen  können  oder  nur  zufällig  (historisch)  in 
gewissen  Staaten  vorkommen  (§.  269). 

U.  Die  absolut  wesentlichen  Hoheitsrechte  zerfallen 
sodann  wieder  in  ursprüngliche  (primäre)  oder  abgelei- 
tete (secundäre)  Hoheitsrechte,  je  nachdem  sie  mit  dem  Be- 
griffe und  dem  Zwecke  des  Staates  unmittelbar  gegeben 
sind,  oder  nur  mittelbar  aus  dem  Staatszwecke  fliessen,  und 
sich  selbst  als  Mittel  für  die  praktische  Ausübung  der  ur- 
sprünglichen wesentlichen  Hoheitsrechte  darstellen. 
A)  Als  absolut  wesentliche  Hoheitsrechte  sind  zu  er- 
achten, und  zwar: 
I.  als  ursprüngliche    absolut  wesentliche  Hoheits- 
rechte: 

1)  Die  Gebietshoheit  (Jus  sublime  in  territorium^  unpas- 
send auch  von  Vielen  das  Obereigenthum  des  Staates 
genannt),  als  Inbegriff  der  Befugnisse  der  Staatsgewalt 
über  das  Staatsgebiet. 

2)  Die  Justizhoheit  oder  nach  älterem  Sprachgebrauche 
Gerichtsbarkeit  (Jurisdiction  auch  häufig  sog. richter- 
liche   Gewalt^),   als    Inbegriff  der  Hoheitsrechte    des 

^)  Im  positiven  deutschen  Staatsrechte  bezeichnete  man  zur  Reichszeit 
die  Justizhoheit  (Justizgewalt)  des  Kaisers  und  der  Landesherren  durch- 
gängig als  Gerichtsbarkeit  (jurisdictio),  siehe  oben  §.  84,  103;  die 
philosophische  Schule  brachte  dagegen  die  Bezeichnung  „richterliche 
Gewalt"  in  Uebung.  Der  Streit  darüber,  ob  diese  letztere  Bezeichnung 
überhaupt  eine  richtige  sei,  weil,  wie  z.  B.  von  Rotteck,  Vemunftrecht  11, 
p.  205,  dagegen  geltend  machte,  dass  Richten  nur  eine  Denkfunktion 
sei,  oder  ob  dieselbe  unter  die  mate-riellen  oder  unter  die  formalen 
Hoheitsrechte   (die  eigentlichen   politischen   Gewalten)   zu  rechnen, 


tnune)  darch  eine  wohlgeordnete  Bechtspflege  mit  der 
Unterabtheiinng  in  Ciyiljastizhoheit  nnd  Criminal- 
justizhoh^ity  einschltlssig  der  Bog.  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit'). 
3)  Die  Polizeihoheit  (jus  poKtiae)  als  die  Befagniss  der 
Staatsgewalt,  Gutes  schaffend,  befördernd  und  Über- 
wachend nnd  Nachtheiliges  verhUtend,  fiir  allseitige 
Entwickelang  der  nationalen  Eriifte  nnd  Befriedigung  der 
yolksmässigen  Bedürfnisse  zu  wirken,  mit  der  Unterab- 
theiinng in  die  beiden  Hauptklassen:  1)  Sicherheits- 
oder  Rechts-Polizei  und  2)  Cultur-Polizei,  letztere 
mit  vielfachen  Unterarten,  nach  der  Verschiedenheit  der 
hierher  gehörigen  Gegenstände^. 


oder  ob  sie  als  eine  selbstst&ndige  politische  Gewalt,  oder  als  eine  Funk- 
tion der  vollziehenden  Gewalt  aufzufassen, oder  ob  sie  unter  der  Grerichts- 
barkeit  begriffen  und  gleichbedeutend  mit  Jnstizhoheit,  oder  ob  sie  Ton 
derselben  zu  unterscheiden  und,  was  wohl  das  Bichtigste  ist,  auf  den  Be- 
griff der  Rechtsprechung  zu  beschi&nken  sei,  daif  als  ein  reiner 
Schulstreit  (und  zum  Theile  Wortstreit)  filglich  hier  bei  Seite  gelassen 
werden.  Praktische  Bedeutung  hat  nur  allein  die  Frage,  ob  die  eigentliche 
Rechtsprechung,  n&mlich  die  richterliche  Entscheidung  der  einzeliien 
Fälle  in  Jnstizsachen,  ein  persönliches  Recht  des  Souverains  sei, 
d.  h.  ob  der  Souverain  ein  Selbstentscheidnngsrecht  in  Jnstiz- 
sachen  habe;  und  diese  Frage  ist  nach  der  Verschiedenheit  der  Staats- 
formen (ob  autokratische  oder  beschränkte,  insbesondere  constitntioaelle 
Monarchie,  oder  Republik),  und  zum  Theile  selbst  nach  einzelnen  Yerfas- 
sungsurkunden  und  Hausgesetzen  auch  verschieden  zu  beantworten.  Siehe 
oben  §.  267,  V,  §.  268  H.  u.  unten  §.  276,  I,  3. 

<)  Der  reinen  Theorie  nach  möchte  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit, als  eine  beurkundende  und  vorsorgliche  Thätigkdt  der  Staatsge- 
walt zur  Verhütung  künftiger  Rechtsstreitigkeiten,  wohl  richtiger  ihre  Stel- 
lung unter  der  Polizeihoheit  finden.  Allein  im  praktischen  deutschen 
Staatsrechte  ist  dieselbe,  wie  auch  der  Name  anzeigt,  stets  als  ein  Aosfliias 
der  Justizhoheit  des  Staates  betrachtet  und  auch  von  jeher  die  Lehre  von 
der  Vormundschaft  und  dergl.  Instituten,  worin  sich  die  Vorsorge  der 
Staatsgewalt  über  schutzbedürftige  Individuen  in  rechtlicher  Beziehung 
äussert,  als  Theil  des  Givilrechts  von  der  deutschen  Rechtswissenschaft  be- 
handelt worden. 

3)  Hierher  gehören  als  Unterarten  die  mitunter  als  besondere  Hoheit»- 
rechte  angeführten  sog.  £rziehang8-  und  Unterrichtshoheit-,  Berg-,  Forst-, 
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gewisse  Personen  and  Saehen  oder  ganze  Klassen  der- 
selben za  gründen^). 
II.  Die  abgeleiteten  absolut-wesentliichen  Hoheits- 
rechte sind: 

1)  Die  Finanzhoheit  oder  anch  sog.  Fiskalhoheit  als 
die  Befugniss  der  Staatsgewalt  znr  Erwerbung,  Erhaltung 
und  Verwaltung  eines  öffentlichen  Vermögens  und  über- 
haupt zur  Geltendmachung  der  Vermögensrechte  des 
Staates  als  Mittel  für  die  Bedürfnisse  des  Staates,  wovon 
eine  Unterart,  das  Nothrecht  (jus  eminena),  auch  sog. 
Machtvollkommenheit  des  Staates  ist. 

2)  Die  Landesdiensthoheit  mit  den  Unterarten  Militär- 
hoheit, Aemterhoheit  und  Recht  der  gemeinen 
Landfolge. 

B)  Als  relativ  wesentliche  Hoheitsrechte  kommen  in  den 
deutschen  Staaten  vor: 

1)  die  Lehenshoheit, 

2)  die  Kirchenhoheit  und 

3)  in  den  constitutionellen  Monarchieen  die  fürstliche 
Prärogative. 

§.  274. 

c)  Uebersiclit  der  äusseren  Hoheitsrechte. 

Auch  hinsichtlich  der  äusseren  Hoheitsrechte  kann  man 
solche  unterscheiden,  deren  Zuständigkeit  unmittelbar  aus  dem 
Begriffe  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  fliesst,  und 
solche,  welche  einem  Staate  gegen  andere  Staaten  nur  in 
Folge  specieller  (historischer)  Titel  zustehen.  Zu  den  erste- 
ren  gehören: 

1)  das  Gesandtschaftsrecht  (jtis  legationum)\ 

2)  das  Recht  der  Bündnisse  und  Staatsverträge  jeder 
Art  (Jus  foederum) ;  und 

Jagd-,  Wasser-,  Brücken-,  Deich-  und  Strassenbauhoheit,  Feuerpolizeihoheit, 
Industrieconcessionshoheit,  das  sog.  Münzregal  u.  s.  w. 

*)  Hierher  gehören  auch  das  Recht  der  Begnadigung,  der  Standes- 
erhöhung, Ordens-,  Titel-  und  Würden-  oder  sonstigen  Dekorationsver- 
leihungen  etc. 
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3)  dasBttBtnngs-  und  Kriegsrecht  (jus  armonm^  et  bdK) 
als  die  BefagniiBB  zur  SelbBtrertheidigiuig  und  Selbsthilfe 
mit  bewafineter  Macht;  sowie 

4)  ttberhaupt  alle  Befagnisse,  welche  einem  sonyeraineD  Staate 
nach  dem  allgemeinen  Völkerrechte  in  den  möglichen 
Verkehrbeziehnngen  zu  den  anderen  Staaten  zustehen. 

Auf  besonderen  historischen  Titeln  beruhende  Staatsberech- 
tigungen gegra  auswärtige  Staaten  sind: 

1)  die  sog.  Staatsservituten; 

2)  die  Lehensherrlichkeit  (iuzeramet^  eines  Staates 
ttber  einen  anderen;  und 

3)  die  Schirmherrlichkeit  oder  das  Protektorat 
Diese  beiden  letzteren  Arten  der  Staatsberechtignngen  haben 

gegenwärtig  in  den  deutschen  Bundesstaaten  keine  praktische 
Bedeutung^). 

§.  275. 
in.  Von  den   formellen  Hoheitsrechten  oder  den  po- 
litischen Gewalten.     Gesetzgebende   und  vollziehende 

Gewalt. 

I.  Mit  den  materiellen  Hoheitsrechten  sind  jene  Grundver- 
hältnisse  des  öffentlichen  Lebens  angegeben,  auf  welche  die 
Staatsgewalt  ihrem  Begriffe  nach  einwirken  muss.  Die  Art 
und  Weise  aber,  d.  h.  die  Form,  in  welcher  die  Staatßgewalt 
auf  diese  Grundverhältnisse  einwirken  kann,  ist  der  Natur  der 
Sache  nach  und  wesentlich  nur  eine  zweifache:  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Es  gibt  daher  auöh  in  Wesen- 
heit nur  zwei  formelle  Hoheitsrechte  oder  politische  Ge- 
walten, nämlich  die  gesetzgebende  und  die  voll- 
ziehende (jcwalt  (pouvoir  Ugistatif  et  pouvoir  administraiif). 

n.  Ueberdies  kann  der  Natur  der  Sache  nach  diese  zwei- 
fache Thätigkeitder  Staatsgewalt  in  der  Form  der  Gesetzgebung 

0  Ueber  die  Nichtanerkennung  eines  Lehenfirerbandes  eines  deutschen 
Bundesstaates  gegen  einen  anderen  Staat,  s.  oben  §.  259.  ~  Ein  Protek- 
toratsverhältniss  bestand  ttber  einen  Theil  der  deutschen  Staaten  während 
der  Bheinbundszeit  Rheinbundsakte,  v.  12.  Juli  1806,  artXU:  „Sa 
Mijest^  r£mpereur  des  Fran^ais  sera  proclam^  Protecteur  de  la  Con- 
fi^^ration;  et  en  cette  qualit^,  au  d^s  de  chaque  Prince-Primat,  il  en 
nommera  le  successeur." 
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and  Vollziehung  nur  bei  den  inneren  Hoheitsrechten  (§.273) 
stattfinden  0;  bei  den  änsseren  Hoheitsrechten  kann 
aber  die  Staatsgewalt  nnr  allein  in  einer  Form,  nämlich  nur 
als  vollziehende  Gewalt,  thätig  sein,  da  kein  Staat  der 
gesetzgebenden  Gewalt  eines  anderen  Staates  eine  Ein- 
wirkung auf  sich  gestatten  könnte,  ohne  eben  hierdurch  seine 
Souverainetät  aufzugeben. 

§.  276. 

Die    Thätigkeitsformen     der    vollziehenden     Gewalt 

Oberaufsichts-,  Verordnungs-,  Entscheidungs-  und 

Staatsvertretungsrecht  (Repräsentativgewalt). 

I.  Die  Staatsverwaltung  oder  die  vollziehende 
Gewalt  äussert  ihre  Thätigkeit  in  den  Beziehungen  des  in- 
neren und  äusseren  Staatslebens  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  in  mehrfachen  Formen:  nämlich 

1)  entweder  beobachtend  oder  beaufsichtigend , 
indem  die  Eenntnissnahme  von  den  Bedürfhissen  und  Vor* 
gangen  in  den  einzelnen  Kreisen  des  Staatslebens  die  Be- 
dingung alles  positiven  Wirkens  und  Eingreifens  der  Staats- 
gewalt überhaupt  ist.  In  dieser  Bichtuog  ihrer  Thätigkeit 
anfgefasst,  wird  die  vollziehende  Gewalt  als  Recht  der  Ober- 
aufsicht, jt/«  Supremat  inapeciionis,  auch  als  oberaufsehende 
Gewalt  bezeichnet^). 


*)  Jedes  materielle  innere  Hoheitsrecht  kann  daher  definirt  werden 
als  das  Recht  der  Gesetzgebung  und  Vollziehung  in  Bezug  auf  das  Ob- 
jekt desselben,  z.  B.  die  Justizhoheit  als  das  Recht  der  Gesetz- 
g.ebung  und  Vollziehung  in  Justizsachen  u.  s.  w.  Uebrigens  muss 
selbst  hier  nicht  immer  nothwendig  die  doppelte  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt stattfinden;  so  z.  B.  können  Privilegien,  welche  nur  für  gewisse 
einzelne  Fälle  zu  wirken  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  Moratorien,  Erfindung»- 
patente,  Privilegien  gegen  Nachdruck,  von  dem  Souverain  als  Inhaber  der 
vollziehenden  Gewalt  einseitig  (ohne  Mitwirkung  der  Landstände)  ertheUt 
werden,  sofern  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  die  Ertheilung  derselben 
nur  allein  im  Wege  der  Gesetzgebung  gestattet 

4)  Der  Streit  darüber,  ob  die  sog.  oberaufsehende  Gewalt  nicht 
etwa  vielmehr  als  eine  besondere,  der  vollziehenden  coordinirte  Gewalt 
aufgegeben  werden  solle,  ist  jedenfalls  ganz  unfruchtbar,  da  die  Staats- 
gewalt doch  in  keinem  Falle  in  anderer  Weise  als  durch  die  Oigane  der 
vollziehenden  Gewalt  Aufsicht  üben  kann. 

ZUptl,  StMUrecht.   6.  Aufl.  I.  49 
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2)  Von  der  vollziehenden  Gewalt  gehen  auch  alle  An- 
ordnungen oder  Verfügungen  ans,  welche  noäiwendig 
sind,  nm  den  Vollzug  der  Gesetze  zu  sichern  und  den  Rechte- 
zustand,  die  öffentliche  Ordnung  und  Wohlfahrt  unter  dem 
Drange  der  wechselnden  Erscheinungen  des  Staatslebens  zu 
erhalten  und  zu  fördern.  Diese  Thätigkeit  der  vollziehenden 
Gewalt  pflegt  man  das  Verordnungsrecht  zu  nennen^). 

3)  In  der  voUziehenden  Gewalt  liegt  femer  das  Ent- 
scheidungsrecht über  die  Subsumtion  der  einzelnen  Fälle 
unter  die  Gesetze  und  andere  feststehende  allgemeine  Grund- 
sätze. Sonach  ist  nicht  nur  die  Entscheidung  in  Administrativ- 
und  Polizeisachen  sondern  auch  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen^)  oder  die  sog.  richterliche  Gewalt^)  an 
sich  betrachtet  und  nach  dem  geschichtlichen  Entwickelungs- 
gange  des  Staatslebens  ursprünglich  eine  Thätigkeitsform  der 
vollziehenden  Gewalt^).  Daher  wird  auch  noch  heut  zu  Tage 
in  allen  Monarchien,  absoluten  wie  constitutionellen,  die  Ge- 
richtsbarkeit oder  Rechtshandhabung  als  von  der  Krone  aus- 
gehend betrachtet^),  wenngleich  aus  Rücksicht  auf  die  Sicher- 
stellung der  individuellen  Freiheit  die  Rechtsprechung  in 
Justizsachen  durch  die  Verfassung  den  Verwaltungs-  und  Po- 
lizeibehörden, sowie  der  persönlichen  Einwirkung  des  Souve- 
rains  entzogen  und  an  besondere  hiervon  unabhängig  erklärte 
Behörden,  die  Gerichte,  verwiesen  worden  ist. 

4)  Der  vollziehenden  Gewalt  liegt  endlich  die  Voll- 
streckung oder   Vollziehung  im   engeren  buchstäblichen 

*)  Von  dem  Unterschiede  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  wird 
unten  §.  438  besonders  gehandelt. 

')  Siehe  über  den  Begriff  von  Justizsachen  unten  §.  450. 

«)  Siehe  oben  §.  273  Note  1. 

*)  Aus  der  Geschichte  der  Staatenbildung  ergibt  sich  deutlich,  dass  bei 
patriarchalischen  und  verwandten  Zuständen  Könige  und  andere  Obrig- 
keiten gerade  darum  eingesetzt  wurden,  um  Richter  zu  haben.  So  wurde 
auch,  nicht  nur  nach  mittelalterlicher  Ansicht  (Sachsenspiegel  m.  52, 
§.  2),  sondern  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  der  deutsche  König  oder 
Kaiser  als  oberster  gekomer  Richter  bezeichnet,  siehe  oben  §.  84,  in, 3. 
Unverkennbar  wird  in  jeder  Autokratie  das  Recht  des  Richtens  von  dem 
Subjekte  der  vollziehenden  Gewalt  als  Bestandtheil  derselben  in  Anspruch 
genommen.  Davon,  wie  dieses  Recht  des  Richtens  von  den  römischen  Im- 
peratoren ausgeübt  wurde,  enth&lt  das  Corpus  juris  massenhaft  Zeugnisse. 

6)  Siehe  unten  §.  448. 
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Sinne  ob,  d.  h.  sie  hat  die  erforderlichen  und  gesetzmässigen 
Zwangsmittel  zur  Anwendung  zu  bringen,  sofern  nicht  den 
Gesetzen,  richterlichen  Urtheilen  nnd  ihren  eigenen  Anord- 
nungen Gehorsam  geleistet  wird. 

II.  In  Bezug  auf  die  Verhältnisse  des  äusseren  Staats- 
lebens äussert  sich  die  vollziehende  Gewalt  als  das  Recht  der 
Staatsvertretung,  wofür  in  der  neueren  Zeit  der  Ausdruck 
„Repräsentativgewalt^^  üblich  geworden  ist. 


Vierzehnter  Abschnitt 

Von  der  Beendiguiig  der  Soaverainetat 

§.  277. 

Von   der  Beendigung  und   dem  Verluste   der  Sonve- 
rainetät im  Allgemeinen. 

Die  möglichen  Beendigungsarten  der  Sonverainetät  sind 
in  den  deutschen  monarchischen  Staaten,  abgesehen  von  dem 
Tode  des  StaatsherrscherS;  fremder  Eroberung  und  frei- 
williger Abtretung  des  Landes  an  einen  anderen  Souve- 
rain*):  1)  die  Thronentsagung  des  bisherigen  Souverains; 

2)  die  Entsetzung  desselben  von  der  Regierung  durch  einen 
Beschluss  der  Agnaten  wegen  absoluter  Regierungs- 
unfähigkeit  oder   Missbrauches    der   Staatsgewalt; 

3)  die  Entthronung  durch  eine  Revolution. 

§.  278. 
L   Von  der  Thronentsagung  insbesondere. 

I.  Durch  die  Thronentsagung  (Abdankung,  abdicatio^ 
rmgnatio)  als  freiwillige  Verzichtlfeistung  des  bisheri- 
gen Souverains  auf  die  fernere  Regierung  wird  die  Thronfolge 
ganz  in  gleicher  Weise,  wie  durch  das  Ableben  des  Souverains, 
eröffnet  (sog.  anticipirte  Thronfolge). 


*)  Die  Gnmds&tze  des  deutschen  Bondesrechtes  über  die  Abtretung  von 
Bundesländern  an  andere  Souveraine,  s.  oben  §.  117. 

49* 
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II.  Die  Thronentsagung  steht  ansschliesslich  in  dem  freien 
Entschiasse  des  Sonverains.  Einer  Einwilligung  der  Agnaten 
oder  der  Landesvertretnng  bedarf  es  dazu  nicht  ^). 

in.  Die  Thronentsagung  schliesst  den  resignirenden  Mon- 
archen regelmftssig  für  alle  Zukunft  von  der  Begierung  aus^, 
sofern  nicht  bei  derselben  ein  besonderer  Vorbehalt  der  Wie- 
derttbemahme  in  einem  bestimmten  Falle  gemacht  worden  isf). 

IV.  Will  der  Souverain  einer  erblichen  Monarchie  nicht 
nur  fllr  seine  Person,  sondern  ftür  die  ganze  Familie  der  Krone 
entsagen;  so  ist  dazu  die  Zustimmung  aller  d^jenigen  Fami- 
lienglieder erforderlich,  welche  bereits  erworbene  Rechte  auf 
die  Thronfolge  haben  ^). 

V.  Regelmässig  behält  der  resignirende  Souverain  die  bis- 
her geführten  Titel;  in  jedem  Falle  aber  die  Eigenschaft  eines 
Mitgliedes  des  regierenden  Hauses  und  alle  hiervon  ab- 
hängigen Rechte. 

§.  279. 

II.   Von   der  Entsetzung   des  Souverains  von  der  Re- 
gierung durch  Beschluss  der  Agnaten  wegen  Unfähig- 
keit oder  wegen  Missbrauches  der  Staatsgewalt^). 
1)  Allgemeine  Grundsätze. 

I.  Nach  Analogie  der  Grundsätze  Aber  den  Ausschluss  ab- 
solut Unfähiger  von  der  Thronfolge  hat  man  es  von  jeher  in 

0  KI  aber,  öflfentl.  Recht,  §.  256,  hat  das  Gegentheil  tos  dem  Gnmde 
behauptet,  weil  da«  Regieren  eine  TertragsrnftMig  vom  Soaveiain  Qber- 
nommene  Pflicht  sei.  Allein  diese  Behauptung  beruht,  abgesehen  toh 
der  im  deutschen  Staatsrecht  unzulässigen  Einmischung  der  Rousseau- 
sehen  Staatsvertragstheorie,  auf  einer  unrichtigen  Vorstellung  von  der 
Herrscherpflicht.  Diese  besteht  nur  darin,  Terfassungsm&ssig  zu 
regieren,  und  ist  der  Natur  der  Sache  nach  an  die  Voraussetzung  geknüpft, 
dass  der  zur  Regierung  Berufene  von  seiner  Berechtigung  Gebrauch 
machen  will.  —  Vergl.  Maurenbrecher,  Staatsr.  §.  147,  §.  247.  — 
Weiss,  Staator.  §.  266.  —  H.  A.  Zachariae,  Staatsr.,  2.  Aufl.,  §^  S4,  L 
—  J.  Held,  System  des  Verf-Rechts,  Bd.  H,  S.  295  flg. 

*)  „In  dubio  ad  jura  renundata  non  dator  regressus.''  Vergl.  IL  Fead.84. 

')  Ein  seltenes  Beispiel  der  Wiederübemahme  der  Regierung  nach  der 
Resignation  findet  sich  in  Spanien,  unter  K.  Philipp  V.  1724. 

«)  Hugo  Grotius,  de  Jure  B.  et  P.  Lib.  H.  cap.  VE,  §.  26. 

«)  Moser,  persönl.  Staatsr.  I,  666  u.  f.  --  Klüber,  flffsntl.  Recht, 
$.  247,  Note  b,  IV,  und  §.  255.  —  Maurenbrecher,  Staatsr.,  §.  147.  — 
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dem  deutschen  Staatsrechte  als  ein  Recht  der  forstlichen 
Agnaten  betrachtet,  die  Entsetzung  des  regierenden  Herrn 
von  der  Landesregierung  durch  einen  Familienbeschluss  aus- 
zusprechen, wenn  sich  eine  absolute  Unfähigkeit  desselben 
nach  der  Uebemahme  der  Begierung  zeigen  sollte,  so  wie  auch 
in  den  Fällen  einer  eintretenden  geringeren  sog.  relati- 
ven Unfähigkeit,  die  Einrichtung  einer  Regierungsvor- 
m  und  Schaft  zu  yeranlassen  ^). 

II.  Insbesondere  wurde  vou  jeher  der  Miss  brauch  der 
Staatsgewalt  als  eine  Thatsache  betrachtet,  wodurch  sich 
entweder  eine  absolute  oder  relative  Regierungsunfähigkeit 
kundgibt.  Zu  dieser  Auffassung  musste  man  um  so  mehr  ge- 
langen, als  es  kein  Recht  der  Bef^trafung  eines  Souverains  gibt^). 

III.  Wie  gross  und  welcher  Art  aber  der  Missbrauch  der 
Regierungsgewalt  sein  müsse,  damit  die  Agnaten  sich  für 
rechtlich  befugt  halten  können,  eine  förmliche  Entsetzung 
des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  auszusprechen, 
und  somit  denselben  ftir  absolut  regierungsunfähig  zu  er- 
klären, lässt  sich  im  Allgemeioen  nicht  näher  bezeichnen, 
als  dass  hierzu  eine  solche  fortgesetzte  Handlungsweise 
des  Fürsten  vorausgesetzt  wird,  welche  unzweifelhaft  erkennen 
lässt,  dass  er  sich  nicht  zu  einer  ordnungsmässigen  Regierung 


Weiss,  Staatsr.  §.  266.  —  Zachariae,  deut  Staatsr.  2.  Aufl.,  §.  84,  11. 
—  Vergl.  F.  K.  von  Strombeck,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste 
Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staatsrerbandes  entgegenhandelt?  Braunschw. 
1830.  (4.  Anü.  1832).  —  Vergl.  die  Bemerkungen  hierüber  von  E.  H.  jQr- 
gens,  in  der  Schrift:  ttber  die  Nothwendigkeit  durchgreifender  Reformen 
bei  der  gegenwärtigen  Lage  Deutschlands.  Braunschw.  1831.  --  Meine 
Schrift:  die  Eröfihnng  der  legitimen  Thronfolge  als  rechtliche  Folge  des 
Missbrauches  der  Staatsgewalt  Heidelberg  n.  Leipzig,  1833. 

*)  Siehe  oben  §.  240  u.  f.  —  In  neuerer  Zeit  haben  mitunter  Sonve- 
raine  bei  Torgerttckten  Jahren  den  Thronfolger  als  Mitregenten  erklärt, 
und  diesem  die  wesentlichsten  Hegicrungsgeschäfte  übertragen.  Welche 
Rogentenhandlungen  hiemach  der  bisherige  Souverain  noch  selbst  vorneh- 
men kann,  hängt  von  den  bei  der  Einrichtung  der  Mitregentschaft  ge- 
machten Vorbehalten  ab. 

*)  Siehe  oben  §.  267,  FV.  —  Viele  wollen  in  dem  Missbrauche  der 
Staatsgewalt  einen  stillschweigenden  Verzicht  des  Fürsten  auf  (ver- 
fassungsmässiges) Regierungsrecht  sehen.  Es  ist  dies  aber  eine  jener  eben 
so  unrichtigen  als  unnöthigen  Fiktionen  im  Staatsrechte,  welche  überall 
mehr  verwirren  als  erklären. 
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gefletzlicben  debniiken  binwegsetit,  welcbe  die  unabbliigiglLeit 
der  Gerichte,  die  Lmdrtinde  und  die  VerantworClichkeit  der 
Minister  in  einem  wohlgeordneten  Staate  gegen  fiiistliche  WDt 
kfihr  bflden  soOen,  so  dasa  also  der  Ffirst  die  Garantien  dff 
bfirgerlidien  Freiheit  nnd  des  Rechtszostandes  im  Staate  ohne 
wdtere  Mög^ehkeit  ein^  yerfassongsmissigen  Votheidigmig 
Tcrnichtet  hat 

IV.  Das  Beeht  der  f&rstliehen  Agnaten,  nnto*  solchen 
VeiMItnissen  bis  znr  förmlichen  Entsetzung  des  regie- 
renden Henn  Torznsehreäten,  kann  als  ein  fandamental- 
herkömmliches  in  Deutschland  bezeichnet  werden.  Es 
findet  sich  schon  in  dem  ältesten  Haasgesetze  anerkannt, 
welches  bis  jetzt  in  Europa  bekannt  geworden  ist,  nämlich  in 
dem  Hausgesetze  des  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  Tom 
Jahre  817^).  Mit  Berufung  auf  dieselben  Grundsätze  wurde 
im  Jahre  1606  von  den  Agnaten  des  Hauses  Oesterreich  sogar 
die  Absetzung  des  Kaisers  Rudolph  IL  ausgesprochen ,  und 
der  Erzherzog  (nachher  Kaiser)  Matthias  zum  regierenden 
Fürsten  erklärt^).    Das  neueste  durch  die  Anerkennung  des 


*)  Diyisio  imperii  Ludovid  Imp.  inter  filios  suos  &.  817,  c  10,  bei 
Pertz.  Mon.  GemL  Tom.  lieg.  I,  p.  199:  „Si  autem  .  .  .  evenerit,  ut  aliquis 
illoram  (sc.  filionim)  ...  aut  divisor  aut  oppressor  ecclesiamm  et  paiqte- 
rum  extiterit^  aut  tyrannidem,  in  qua  omnis  cradelitas  consistit,  exer- 
caerit,  primo  secreto  secandum  Domini  praeceptum  per  fideles  I^gatos  semel 
bis  et  ter  de  sua  ementatione  commoneator,  at  si  his  renisos  fiierit,  acces- 
Situs  a  fratre  coram  altero  firatre  patemo  et  fratenio  amore  moneator  et 
castigetur.  £t  si  hanc  salnbrem  admonitionem  peoitus  spreverit,  com- 
muni  omnium  sententia  (Familicnbescliluss  der  Agnaten)  quid  de  illo 
agendum  sit,  decematur,  ut  quem  salubris  ammonitio  a  nefandis  acUbns 
revocare  non  potuit,  imperialis  poteütia  communisque  omnium  sen- 
tentia coerceat'* 

^)  Vergl.  die  Urkunde  bei  Du  mon t  T.  V.  p.  2,  p.  68:  „Cum  renun 
praescntium  deplorato  statu  .  ,  .  constat,  S.  G.  Migestatem,  Dominum  et 
fratrem  nostnim  observandum  ex  quadam  animi  indispositione  et  in- 
firmitate,  quae  sua  periculosa  intervalla  habet,  in  gubeinatione 
regnorum  .  .  .  minus  sufficientem  et  idoneum  esse,  ita  ut  üsa  Deo 
sibi  commissis,  eo  quo  par  est  modo  prae  esse  nequeat . . .  Kos  Mathiajs, 
Maximilianus,  etc.  etc.  fratres  et  patrueles  ingenti  dolore  per- 
moti  .  .  .  nullum  aliud  remedium  praesentius  esse  compeiimus,  quam 
ut...  hactenus  laudabili  a  majoribus  nostris  conservata  consue- 
tudine  . . .  Caput  nobis  et  Columen  domus  nostrae .. .  religamus,  etc. 
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deutschen  Bandes  sanktionirte  Beispiel  bildet  die  unter 
Berafting  auf  das  deutsche  Herkommen  verfügte  Absetzung  des 
Herzogs  Karl  von  Braunschweig  durch  die  Agnaten  die- 
ses fürstlichen  Hauses^). 

V.  Die  neueren  Verfassungen  der  deutschen  Staaten 
schweigen  durchgängig  über  die  Rechtsfolgen  des  hier  voraus- 
gesetzten groben  Missbrauches  der  Staatsgewalt,  wohl  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde,  weil  sie  davon  ausgehen,  dass  durch 
ihre  Einftlhrung  ein  solcher  Fall  an  sich  uimiöglich  gemacht 
worden  sei.  Wo  aber  eine  Verfassungsurkunde  überhaupt  die 
absolute  Unfähigkeit'  nicht  mehr  als  Grund  des  Aus- 
schlusses von  der  Thronfolge  gelten  lässt,  oder  ausdrück- 
lich far  .jede  Art  der  später  eintretendbu  Unfähigkeit 
nur  die  Anordnung  einer  Regentschaft  gestattet^),  müssen  die 
Agnaten  nunmehr  auch  auf  die  Ergreifung  dieses  Auskunfts- 
mittels für  beschränkt  erachtet  werden,  wenn  sie  die  Entfernung 
des  regierenden  Herrn  von  der  Regierung  wegen  Missbrauches 
der  Staatsgewalt  für  nothwendig  erachten. 


«)  Beschluss  der  Bundes-Ver&  v.  2.  Decbr.  1830:  „wegen  der 
bedenklichen  Verhältnisse  in  der  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig 
bei  der  auffallenden  Denk-  und  Handlungsweise  des  Herzogs  Karl 
V.  Braunschweig"  bei  v.  Mey e r ,  Corp.  Jur.  Conf.  Germ.  3.  Aufl.  Thl.  H.  S.  221 : 
„Seine  Durchlaucht  der  Herzog  Wilhelm  von  Braunschweig-Oels  wird 
ersucht,  die  Regierung  des  Herzogthums  Braunschweig  bis  auf  Weiteres  zu 
führen,  und  Alles,  was  zur  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicherheit  und  der 
gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthume  erforderlich  sein  möchte,  allenfalls 
unter  Beihilfe  des  Bundes  vorzukehren"  .  .  .  Femer  wurde  „den  berechtig- 
ten Agnaten  Sr.  Durchlaucht  des  Herzogs  Karl  anheim  gegeben,  die  nöthige 
definitive  Anordnung  für  die  Zukunft  in  Gemässheit  der  herzoglich-braun- 
schweigischen  Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  anderen  souverainen 
Häusern  üblichen  Herkommens  zu  berathen  und  zu  bewirken."  — 
Die  hierauf  von  den  Agnaten  getroffene  definitive  Anordnung  siehe  eben- 
daselbst S.  221  flg. 

T)  Siehe  oben  §.  242  nud  250. 
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§.  279  a. 

2)  Von  dem  Einflasse  der  Entsetzung  eines  Souverains 
und   des   Ausschlusses  eines  Erbprinzen    wegen    Un- 
fähigkeit auf  das  Successionsrecht  seiner  nachher 
erzeugten  Descendenz^). 

I.  Ist  ein  SouTerain  wegen  der  im  §.  279  beschriebenen 
FJUle  der  Regierongsanf  ähigkeit  rechtsgiitig  von  der  Regierang 
entsetzt  worden,  so  geht  die. Krone ,  wie  bei  der  Thronenlr 
sagnng  (§.  278)  durch  anticipirte  Thronfolge  an  den  nächsten 
saccessionsfähigei^  Agnaten ,  also  selbstverständlich  und  un- 
zweifelhaft auf  die  Descendenz  des  abgesetzten  Fttrsten  über, 
wenn  eine  solche  vorhanden  ist 

U.  Hatte  aber  der  abgesetzte  Souverain  zur  Zeit  der  Ent- 
setzung keine  successionsfähigen  Descendenten,  so  dass  also 
die  Krone  an  den  nächsten  CoUateralen  ttbergegangen,  d.  b- 
dieser  als  wirklicher  Thronfolger  und  nicht  bloss  als  Regie- 
rungsverweser (Regent)  eingetreten  ist,  so  bleibt  Letzterer  an 
der  Regierung,  wenn  auch  dem  abgesetzten  Fürsten  nachher 
noch  eine  successionsfähige  Descendenz  geboren  wird.  Es 
kann  daher  auch  diese  spätere  Descendenz  des  abgesetzten 
Fttrsten  auch  bei  erlangter  Grossjäbrigkeit  von  dem  nunmehri- 
gen Souverain  nicht  die  Niederlegung  der  Regierung  zu  ihren 
Gunsten  begehren,  wie  dies  bei  blosser  Regentschaft  der  Fall 
sein  würde  ^). 

UL  Folgerichtig  vererbt  sodann  auch  die  Krone  auf  die 
Descendenz  des  als  Souverain  eingetretenen  CoUateralen  und 
kann  gegen  diese  von  der  eventuellen  Descendenz  des  abge- 
setzten Fürsten  kein  Vorzugsrecht  beansprucht  werden,  weil 
nach  dem  legitimen  Uebergange  der  Krone  auf  den  Collatera- 

*)  Die  nachstehende  Ausführung^  velche  sich  dem  Sinne  nach  uberein- 
Btimmend  schon  in  der  dritten  Ausgabe  dieses  Lehrbuches  als  §.  92,  X, 
£and,  ist  nur  durch  ein  Redaktionsversehen  bei  der  vollständigen  Umän- 
derung des  Systems  in  der  vierten  Auflage  hinweggeblieben. 

•)  Sehr  richtig  wurde  von  Hannover  in  der  IS.  Sitzung  der  B.-V. 
vom  11.  Mai  1831,  Prot  §.  120,  S.  489  gesagt:  ,,Wer  die  Prämisse  ein- 
räumt —  (dass  nämlich  in  einem  solchen  Fall  die  Souverainetät,  und  nicht 
blos  die  Regentschaft,  an  den  nächsten  Agnaten  übergegangen  ist)  —  der 
muas  auch  die  daraus  nothwendig  hervorgehende  Folge  zugestehen.** 
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len  nunmehr  dieser  und  seine Descendenz  in  die  rechtliche 
Stellung  einer  Knea  -primogenüa  eingetreten  ist,  und  überhaupt 
kein  Fall,  d.  h.  keine  Throneröffnung -'^)  fernerhin  mehr  von 
dem  abgesetzten  Fürsten ,  sondern  nur  noch  von  dem  nun- 
mehrigen Sonverain  ausgehen  kann,  und  überhaupt  nach  den 
Grundsätzen  der  Linealfolgeordnung,  von  welcher  die  Primo- 
geniturordnung  ebenso,  wie  die  Linealgradualfolge  eine  Unter- 
art ist^),  die  Krone  in  jener  Linie  bis  zu  deren  Erlüscben 
bleibt,  aufweiche  sie  nun  einmal  aus  irgend  einem  recht- 
lichen Grunde  gekommen  ist^). 

IV.  Wegen  völliger  Gleichheit  des  Grundes  müssen  auch 
dieselben  Grundsätze  hinsichtlich  der  eventuellen  Descendenz 
eines  Erbprinzen  als  massgebend  betrachtet  werden,  welcher  zur 
Zeit  seines  Ausschlusses  von  der  angefallenen  Thronfolge  noch 
kinderlos  war  %  Daher  findet  sich  auch  weder  in  der  g  0 1  d  e  n  e  n 
Bulle  K.  KarTs  IV.  cap.  25,  §.  4''),  noch  in  einem  späteren 
Haus-  oder  Verfassungsgesetze  ein  Vorbehalt,  wonach  die  even- 
tuelle Descendenz  eitaes  ausgeschlossenen  Erbprinzen  einen  Vor- 
zug vor  der  neu  in  die  Regierung  getretenen  Linie  oder  die 
Abtretung  der  Regierung  von  derselben  verlangen  dürfte. 

V.  Nach  dem  Aussterben  oder  sonstigem  Wegfall  der  De- 
scendenz des  in  die  Regierung  eingetretenen  Gognaten  ist  aber 
die  eventuelle  successiotisfähige  Descendenz  eines  abgesetzten 
Fürsten  oder  eines  als  unfähig  ausgeschlossenen  Erbprinzen  aller- 
dings befugt,  den  Vorzug  vor  den  übrigen  Seitenlinien  zu  ver- 
langen, weil  ihr  in  diesem  Falle  rechtlich  nichts  weiter  im 
Wege  steht,  ihre  Eigenschaft  als  erstgeborene  Linie  im  Ver- 
hältniss  zu  diesen  übrigen  Linien  wie'der  geltend  zu  machen. 


«)  Siehe  oben  §.  248,  V,  Vü;  §.  251,  U. 

«)  Siehe  oben  §.  251. 

')  Vei^l.  die  oben  in  §.  251,  Note  7,  angeführte  Bestimmung  in  IL  Feud. 
50:  „  .  .  .  (pervenit)  ...  ad  solos  et  ad  omnes,  qui  ex  ista  lineasunt, 
ex  qua  iste  (der  letzte  Inhaber)  fuit*'.  —  Struv,  Jurispnidentia  heroica, 
T.  VII,  S.  470,  S.  11.  —  Vergl.  auch  die  übereinstimmende  Erklärung  von 
Hannover  in  der  XVIIL  Sitzung  der  ß.-V.  vom  11.  Mai  1831,  Prot.  §.  120, 
S.  492.  —  Siehe  auch  H.  A.  Zachariae,  deut  Staatsr.  (2.  Aufl.),  §.  84, 
Note  11,  u.  dessen:  Das  Successionsrecht  im  Gesammthause  Braunschweig* 
Lüneburg  etc.  Leipzig,  1862,  S.  176  flg. 

•)  Siehe  oben  §.  250,  V. 

7)  Siehe  oben  §.  250,  Note  7. 
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§.  280. 
in.     Von  der  Revolution*). 

I.  Unter  Revolution  yersteht  man  den  gewaltsamen 
Umsturz  einer  Verfassung  dnrch  das  Volk,  d.  h.  durch  eine 
mächtige  Partei  in  demselben^). 

n.  Die  Frage,  ob  das  Volk  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen zur  Revolution  befngt  sein  könne,  ist  keine  staats- 
rechtliche Frage,  d.  h.  keine  Frage,  welche  in  einem 
Staate  nach  staatsrechtlichen  OrundsStzen  entschie- 
den werden  kann,  weil  jeder  Staat  auf  die  Voraussetzung  ge- 
baut ist,  dass  er  ein  solcher  Zustand  sei,  in  welchem  die  Re- 
volution nicht  denkbar  ist,  und  weil  die  Revolution  der  direkte 
Gegensatz  und  das  Ende  des  bisher  bestehenden  Staats- 
Zustandes  ist 

ni.  Mit  der  Vernichtung  der  bisher  bestandenen  Verfas- 
sung ist  nämlich  immer  zugleich  die  Giltigkeit  der  ihre  Auf- 
rechthaltung bezweckenden  Strafgesetze  vernichtet,  und  dies  ist 
der  Grund,  warum  jede  gelungene  Revolution  straflos  ist 
Eben  darum  kann  aber  auch  der  Ausdruck  „ Revolution '^ 
nur  da  gebraucht  werden,  wo  der  Umsturz  der  Verfassung 
wirklich  gelungen  ist  Ein  Versuch  einer  Revolution, 
der  von  def  bestehenden  Staatsgewalt  unterdrückt  und  be- 
zwungen werden  konnte,  ist  dagegen  vor  dem  positiven  Ge- 
setze nothwendig immer  ein  selbstständiges  Verbrechen, 
nämlich  Hochverrath. 

rV.  Fttr  das  praktische  und  das  positive  Recht  ist  da- 
her eine  vollendete  Revolution  lediglich  eine  thatsäch- 
liche  Frage,  nie  aber  eine  Rechtsfrage. 

*)  Vergl.  J.  W.  Neumair  von  Ramsla,  vom  Aufstand  der  Untern 
wider  ihre  Regenten  und  Oberen,  sonderbarer  Tractat  Jena,  1633.  — 
F.  Murhard,  über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung  der  Staats- 
bürger gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  etc.  Braunschweig,  1832.  — 
E.  S.  Zachariae,  40  Bücher  vom  Staate  (Umarbeitung),  Bd.  m, 
S.  76  u.  f. 

*)  Nie  macht  das  ganze  Volk  eine  Revolution:  immer  ist  es  eine 
übermächtige,  oft  sogar  der  Zahl  nach  geringere,  aber  th&tige 
Partei,  welche  sich  den  Namen  des  Volkes  anmasalich  beil^ 
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Wachtrag. 

(Während  des  Druckes  erschieneDe  Schriften  und  Aktenstücke). 


Bei  der  Literator  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  39  nach  Zeile  9 
von  unten  ist  einzuschalten: 

Kabus,  L.  Dr.,  Das  monarchische  Princip.    Eine  wissenschaft- 
liche Untersuchung,  zugleich  ein  Beitrag  zur  Begründung  des 
Staatsrechts  und  der  Politik.    Nürnberg  1862. 
W  a  i  t  z ,  G.,  Grundzüge  der  Politik,  nebst  einzelnen  Ausführungen, 
Kiel  1862. 
Auf  S.  354,   §.  145   in  Note  5,   Zeile  9  von  unten  (nach  den  Worten: 
„Protokoll  §.  50")  ist  beizufügen: 

„Desgleichen  in  der  34.  Sitzung  v.  16.  Octbr.  1862,  Protok.  §.  304, 
S.  515." 
Ebendaselbst  Zeile  7  von  unten,  am  Schlüsse  des  Satzes,  ist  beizu- 
fügen : 

„Desgleichen  bezüglich  des  Antrages  mehrerer  Staatsregierungen 
auf  die  Einrichtung  einer  Delegirten-Yersammlung, 
zunächst  zur  Berathung  der  Gesetzentwürfe  über  Civilprozess 
und  Obligationenrecht,  in  der  32.  Sitzung  v.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  273,  S.  481." 
Auf  S.  382,  §.  153,  Vm,  Zeile  25,  ist  beizufügen: 

„In  der  32.  Sitzung  der  Bundesversammlung  v.  14.  Aug.  1862, 
Protok.  §.  274,  S.  484,  wurde  von  Oesterreich,  Bayern,  Königr. 
Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Kurhessen,  Grossh.  Hessen, 
S.-Meiningen  und  Nassau  der  Antrag  gestellt,  die  in  letzter 
Zeit  unterbrochenen  Verhandlungen  bezüglich  der  Errichtung 


Bondeageiichtes  sammt  daza  gehörigem  Memorandiim  tot." 
Auf  S.  400,  §.  157»-,  am  Schlüsse  der  Note  6,  ist  beizuf&geii: 

J3.-B.  27.  Sitsong  10.  Joü  1862,  Protok.  §.2S5  S.  397  ßg^  betr. 

die  Beclamation  der  Handelsleute  A.  F.  Schwmrz  Söhne  and 

G.  Nicolai  in  Mains,  Entschftdignng  für  angebliche  Yeriuske 

bei  einer  Proviantliefening  für  die  Bondesfestnng  Luxemburg.'' 

Auf  S.  622,  in  Note  13,  nach  dem  Citate:  ,Jjadolf,  de  jure  fem.  iDostr. 

1734  P.  I.  §.  XI.  Xn.  ist  beizufügen: 

Desgleichen  wurde  yon  dev  Juristenftcultit  su  Heiddbeiig  in  der 
Sitzung  des  SpruchcoUegiums  Tom  12.  November  1862  ein- 
stimmigbei  Ertheilung  eines  Bechtsgutachtens  ausgesprochen, 
dass  die  Ehe  eines  Reichsfflrsten  mit  einer  Frau  ans  dem 
höheren  Bargerstsnde,  beziehungsweise  aus  dem  Be- 
amtenstande mit  Rathsrang,  nicht  für  eine  noto- 
rische Missheirath  erachtet  werden  könne. 


I  c  oM^'  "^  " 


Qwlnckt  iMt  B.  Pols  in  Lvlpilr 
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Draokfohler  und  Verbattemngen. 

§.  5  n.  2  letzte  Zeile  st  §.  58  bei  Note  5  lies:  §.  57  nr.  VI. 

§.  6  n.  6  ZeUe  1  st-§.  58  L  $.  57. 

§.  37  Zeile  6  ▼.  o.  nach  „Ober"'  ist  einznschalteii  „die"'. 

§.  39  n.  10  letzte  Zeile  st  §.  103  lY  u.  EL  L  §.  103  Y  o.  X. 

§.  56  Zeile  2  v.  u.  ist  ,4nan*'  zu  streichen. 

§.  78  n.  6  letzte  Zeile  st  f.  99  n.  19  L  f.  99  n.  20. 

§.  83  n.  4  st  §.  93  n.  9  1.  §.  93  n.  10. 

§.  83  n.  5  Zefle  2  st  §.  93  n.  10  1.  §.  93  n.  11. 

§.  84  Zeile  8  ▼.  o.  ist  nach  ,JRecht8handhabnng**  ein  Komma  zusetzen. 

§.  84  n.  8  ist  beizufügen:  cf.  unten  §.  85  Note  1. 

§.  90  n.  11  Z.  3  st  §.  105  Note  10  1.  §.  105  nr.  X. 

§.  100  n.  1  Z.  9  st  1735  1.  1785. 

-    •    -     Z.  14  st  S.  I.  1.  S.  1  u.  flg. 
§.  108  Z.  3  st  September  L  November. 
§.  111  n.  1  Z.  2  st  §.  136  L  $.  135. 
§.  113  Z.  3  y.  0.  st  umfssst  L  umÜASSte. 
§.  113  n.  9  ist  beizufügen:  Siehe  unten  §.  158,  VI,  Note  7  u.  8. 
§.  124  n.  4  Z.  7  st  unn  I.  und. 
§.  124»  Z.  7  st  1851  1.  1854. 

128  n.  7  letzte  Zeüe  st  134,  n.  L  §.  134,  m. 

143  n.  6  Z.  2  st  Juni  1.  December. 

145  Z.  16  nach  Rechtshilfe  ist  9)  einzuschalten. 

151  n.  5  ist  beizufügen:  und  unten  §.  158  Note  7  u.  8. 

156»  Z.  5  st  §.  158  Nr.  VL  1.  §.  158  Nr.  HL 

160. 


157  n.  2  letzte  Zeüe  st  §.  159  1.  §. 

158  in  der  Rubrik  st  e)  1.  0- 
180  n.  4  st  §.  238  1.  §.  288. 

184  n.  11  Z.  4  st  Zusammensetzen  1.  Zusammensitzen  und 

„Unterthanen''  ist  einzuschalten  ,4m  Reichstage*'. 
213  n.  4  Z.  6  st  §.  36  Note  13  1.  §.  33  n.  7. 
215  n.  6  Z.  3  st  §.  219  B.  1.  §.  219,  VU  B. 
219  n.  1  vorletzte  Z.  st  1835  1.  1836. 
224  n.  4  Z.  7  st  1860  1.  1840. 

247  letzte  Zeile  st  werde  L  wurde. 

248  n.  12  ist  beizufügen :  Siehe  unten  §.  266  Y. 
250  n.  7  Zeile  2  st  se  1.  si. 

258  vorletzte  Zeile  st  diesem  1.  seinem. 


nach 
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